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Qurie Der drei Stände. 


Inhalt: 


Die Miniſterial⸗Kommiſſarien bei ben verſchiedenen Abtheilungen; Ruͤckblicke auf 
die Zeit der Freiheitskriege; die Erklaͤrung der 138 Mitglieder in Betreff der 
Adreſſe an Se. Majeftät den König und Schreiben des Marſchalls in dieſer Ans 
gelegenheit; das Konkluſum in der Befcholtenheitsfache und bie Faflung der an 
Se. Majeftät den König zu richtenden Petitionen; die Kommiffionen in Betreff der 
Brovinzial-Hülfsfaffen; Gutachten und Verhandlungen über bie Petitionen in Be⸗ 
treff der Mittel zur Abhülfe des gegenwärtigen Nothſtandes; Gutachten und Wer: 
bandlungen wegen nachträglicher @inberufung bes Orafen von Reichenbach zum 
Bereinigten Landtage. 


Vormittags 10 Uhr eröffnet der Landtags⸗Marſchall von Ro⸗ 
how die heutige Seſſion, in welcher Die Serretaire Kufchlel. und 
von Bodum-Dolffs fungiren. Zuvörderft wird das Protokoll 
der vorigen Sipung verlefen. Rad) deſſen Beendigung flellt der 
Marfchall die Frage: Findet fid) gegen das Protofol etwas zu ers 
innern? (Es erhebt ſich Niemand.) 

Da nichts erinnert wird, fo ift ed angenommen. 

Der Herr Abgeordnete Coqui hat das Wort verlangt. Doch 
zuvor bemerfe ich, daß der Graf von Bocholz auf unbeſtimmte Zeit 
verreift iſt; derſelbe ift in der vierten Abtheilung, und ich ernenne 
an feine Stelle den Herm Abgeorbneten von Gilgenheimb. 
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Es war ein Antrag des Herrn Abgeordneten König und meh⸗ 
rerer anderer Abgeoroneten der Landgemeinden- eingelommen, betref- 
fend Die Errichtung eines Kredit-Inftituts für Die bäuerlichen Grund⸗ 
befitungen. Es war der Wunſch audgefprochen worden, es möge 
diefer Gegenftand mit dem Landrenten-Inftitut in Verbindung ge- 
bracht werben, deshalb hatte ich den Herrn Marfchall der Herren- 
Kurie gebeten, ihn dort mit zur Berathung zu bringen; Die betref- 
fende Abtheilung hat aber nicht geglaubt, daß eine folche Verbindung 
möglich wäre, und hat den Petitions⸗Antrag zurüdgegeben. In⸗ 
zwifchen ift von dem Herrn Abgeordneten König mir geftern noch 
ein Auffag zugefommen, enthaltend bie Grundzüge eines folchen 
Snftituts. Ich bitte nunmehr die fiebente Abtheilung, diefen Antrag 
in Vorberathung zu nehmen, und ich bitte um möglichfte Befchleu« 
nigung, Damit Diefer Gegenftand, auf’ welchen. Die Landgemeinden 
großen Werth legen, Feiner Verzögerung unterliege. 

Abg. Eogui: Meine Herren, gewiß ift in biefer hohen Ber: 
fammlung Niemand, der Die lettabgegebene Erklärung des König 
lichen Kommiffars, die von Herzen fam und zu Herzen ging, nicht 
mit Freuden begrüßt, der Die Offenheit und Aufrichtigfeit nicht mit 
Anerfennung und Danf entgegengenommen hätte; — gewiß Niemand, 
der fich nicht eben dadurch angefpornt fühlte, auch feinerfeits, wenn 
auch mit fchwachen, doch nad) beften Kräften zur Beförderung ber 
und gewordenen wichtigen Aufgabe beizutragen. Dieſe Meberzeugung, 
diefer Wunfch veranlaffen mic), den Königlichen Kommiffar zu bitten, 
geneigteft auch dahin zu wirken, daß den den verfchienenen Abthei- 
lungen beigegebenen Kommiffarien gleicher Wunfch, gleiche Offenheit 
beimohnen möchte. Ohne einem ber Herren zu nahe txeten zu wol- 
len, finde ich mich zu der Erklärung veranlaßt, daß ich die Exfahs 
rung gemacht oder zu machen geglaubt habe, Daß dem nicht immer 
jo iſt. Ich meine vielmehr, manche dieſer Herren entwideln eine 
Kargheit in Ertheilung der erbetenen Auskunft, ein foftematifches 
Nichtwiffen Der. notorifch bekannten Thatfachen und — wenn ich fo 
fagen darf — eine Zähigfeit in der Verfechtung ihrer Anfichten und 
Behauptungen, die nicht Dazu beitragen Tann, jenen angedeuteten 
Zweck zu erreichen. Im Gegentheil, man ift oft verfucht, fie für 
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die geheimſten Legationsraͤthe oder Geſandten zu halten. Ich glaube 
nicht, daß es der Anfuͤhrung ſpezieller Säle bedarf; viele von Ihnen 
werben ähnliche Erfahrungen gemacht haben, und ich hoffe, daß Sie 
meine Bitte unterftüßen werben. 

Sandtags - Kommiſſar: Da der geehrte Redner Feine fpeztellen 
Falle angeführt hat, fo ift es mir unmöglich, ihm fpeziel zu ante 
worten. Daß die Minifterial- Kommiffarien angewiefen find, Die 
Auskunft über vorfommende Fragen, welche ihnen beimohnt, vollſtaͤn⸗ 
Dig zu geben, kann id) eben fo beftimmt verfichern, als daß fie nicht 
den Auftrag haben, ſich in die Debatte zu mifchen, am wenigften 
ihre Meinungen mit Zähigfeit und Hartnädigfeit zu vertreten. Ihre 
Inſtruction ift feine andere, als diejenige des Neglements in $. 12, 
wonach fie Aufklärung zu ertheilen und Mißverftändniffe zu befeitigen 
haben. Ich muß erwarten, ob fpezielle Fälle angeführt werben; bie 
dahin kann ich Der Befchwerde nicht abhelfen. 

Abg. Graf von Finkenftein: Ich wollte nur mit ein paar Wors 
ten erklären als Borfigender der flebenten Abtheilung, daß und von 
den Kommiffarien, weldye dieſer Abtheilung beigewohnt haben, nur 
mit der volftändigfien Offenheit und Vertrauen entgegengefommen 
ift, und alle Herren in dieſer Abtheilung werden mir Dies bezeugen 
fönnen. | 

Abg. son Maſſow: Ich kann als Vorſitzender der achten Abs 
theilung dies gleichfalls nur beftätigen. 

Abg. von Saucen: Ich will mir bei Diefer Gelegenheit erlauben, 
die Sache im Allgemeinen ins Auge zu faſſen. Die Bedeutung ber 
legten Verfammlung, den tiefen Eindrud, den der Beſchluß gemacht 
hat, haben wir wohl Alle erkannt, ſowohl die Räthe der Krone, 
ald die Mitglieder des DVereinigten Landtags. Ein aus wohlmeis 
nenber und edler Anſicht hervorgegangenes Geſetz, was allgemein 
als nüglich anerkannt worden ift, wurde nit großer Majorität zu⸗ 
rüdgewiefen, weil Die Patente vom 3. Februar in feiner Ueber⸗ 
einftimmung mit den früheren Geſetzen und namentlich mit dem vom 
17. Sanuar 1820 gefunden und eine Garantie beanfprucht wurde, 

| Unterbrechung.) 


Ich glaube, Daß wir Alle daraus wohl den Schluß ziehen können, 
daß wir auf Dem betretenen Wege... . . 

(Abermalige Unterbrechung.) 
Ich wieverhole, ich bitte, mich ausfprechen zu laſſen, vieleicht werden 
die Herren, die jegt ein Straf⸗Urtheil fällen wollen, damit anftehen, 
bis fie mich angehört haben. 

Ich glaube, daß wir auf dem betretenen Wege nicht zu Den 
günftigen Refultaten unferer Berathungen gelangen werden, bie wir 
erwarten. Es wurde Daher mit großer Freude bemerkt, ald von 
beiden Seiten der Wunſch ausgefprochen wurde, eine Verftändigung 
herbeizuführen. ine folche kann aber nur dann ftattfinden, wenn 
fo offen und ehrlich ein Jeder feine Anſichten ausfpricht, wie er fie 
bat, wenn nirgends den Anfichten und der Ausfprache ein anderer 
Beweggrund untergelegt wird, ald der, des Vaterlandes Beſtes und 
des Königs Ruhm, weldyer davon unzertrennlich ift, zu fördern. 
Diefes ift nur möglich, wenn wir frei Alles, was irgend nur zu 
fagen ift, bier ausſprechen. Dieſen Weg will ich hier betreten. 
Meine Herren, das Bertrauen, welches zwifchen der Verwaltung, 
der Gefeßgebung und dem Volke beftehen muß, full ein Volk einig 
und ftarf fein, befteht in dieſem Augenblide nicht in dem Grade 
bei uns, wie wir ed wünjchen. uropa hat es vorgeftern erfahren. 
Ein folcher Zuftand kann aber nicht bleibend fein, er muß geändert 
werben, denn Die Gefahren find drohend. Erlauben Sie mir, nicht 
auf andere Völker, auf andere Zeiten zurüdzugehen, jondern aus 
unferer eigenen Geſchichte das Beifpiel zu nehmen. Im Jahre 
4806 war ein edler, hochgeehrter König, geſchmuͤckt mit allen Bür- 
gertugenden, auf dem Thron; ein großes, wohlgeübtes Heer; eine 
rebliche Verwaltung; der Scha war gefüllt; — aber die Verwal⸗ 
tung fand ifolirt, fügte fich nicht auf Das Volk, trat nicht in Die 
unmittelbarfte Berührung mit demſelben. Da fonnte es nur fommen, 
daß die Kataftrophe, die in Sturmeseile ſich über Deutfchland ver- 
breitete, audy Preußen traf. Das Bolf, in feiner Liebe und in 
feiner Treue ſtets baflelbe zu feinem Herrfcherhaufe, folgte ihm auf 
den weiten Zügen bis zu ben lesten Punkten preußifcher Bauen mit 
tieffter Theilnahme, ja mit Gebet und Allem, was fonft das Herz 
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bewegt; aber kein Arm erhob ſich, nicht das geſammte Volk ſtand 
auf, im Stumpflinn jah es zu, was in Zukunft über ihn herein» 
brechen möchte. Da ftellte der weife König feinen Thron mitten 
unter fein Bolf; die Geſetzgebung von 1807 und den folgenden 
Jahren bezeugt es, wie die geiftige und politifche Entwidelung feir 
nes Volkes zur Aufgabe des Throned gemacht war, und wo einzelne 
Berechtigungen gejchmälert wurden, opferten dieſe die Betheiligten 
gern zum Wohle des Baterlanded; und, obgleich verarmt und ges 
fhwächt, verheert durch einen mächtigen Feind, nahm dieſes Bolt 
den Thron, als die Zeit Die Gelegenheit Dazu gab, ihn wieder zu 
ftärfen und feftzuftellen — damit er ausführen könnte, was er in 
weijer Abficht beichloffen hatte, — nahm das Volk diefen Thron 
auf feine Schultern und trug ihn durch Ströme von Blut von Sieg 
zu Sieg auf nie gefannte Ruhmeshöhen. (Bravo!) 

Meine Herren! Es giebt Menfchen, Die, indem fie nicht in 
das Innerfte des Volfslebens eindringen, aud) nicht an Begeifterung 
der unteren Klafien eined ganzen Volkes glauben. — Diefe glaus 
ben, ed wäre nur die Yolge des Haſſes geweien, der Haß gegen 
den Eroberer, gegen bie Uebermacht, die Jeder empfunden Bat. 
Wohl erhoben ſich Bölfer, um Unbil zu rächen, um ſich das Ent- 
riffene wieder anzueignen; aber ein edles, gebilpeted Volk, wie das 
preußifche, Fennt feinen Nationalhaß. Während Preußen Alles ges 
opfert — beinahe nichts mehr als Eigenthum, als bie Liebe zu 
König und Baterland fein nannte, während die Frauen ihre Mäns- 
ner und Söhne zum Kampfe felbit antrieben, pflegten fie in chrift« 
licher Liebe Die Franfen Feinde. Meine Herren, mir war es geges 
ben, mit dem kleinen Refte des preußifchen Heeres von ber Weichfel 
bie zur Memel zu ziehen; mein jugendliches Herz wollte berften vor 
Schmerz, daß nicht jeder Arm fich erhob, daß nicht jede Bruft ein 
Bollwerk wurde gegen bie übermüthigen Sieger; ich verftand es da⸗ 
mals noch nicht, daß die größte Liebe zum Könige und zum Herr- 
ſcherhauſe allein es nidyt vermag, daß ein ganzes Voll fich erhebe, 
ein ganzes Volk zu foldher That zu begeiftern. Ich erfuhr es erſt, 
als mein Fuß im Jahre 1813 den preußiichen Boden wieder bes 
teatz; da wehte mich wahre Volle -Begeifterung an, eine foldye, bie 
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ich im tiefſten Innerſten empfunden habe als eine, die jeder Macht 
trotzt, wenn ſie wieder in der Bruſt eines Jeden lebt, wie damals. 
Meine Herren, wer den Unterſchied von 1806 und 1813 ſelbſt er⸗ 
lebt hat, der weiß es, was eine Regierung ift, die ſich vom Volke 
ifolirt, und eine folche, Die innig mit dem Volke verbunden bleibt, 
ſich auf daſſelbe nur ftügend. Deshalb halte ich es für unferen 
erften, heiligften Beruf, dieſes innige Einverſtaͤndniß, Berbeizuführen, 
daflelbe zu begründen und Daher überall unfere linterflügung den 
Räthen der Krone angedeihen zu laffen, die dahin führt, bie Be- 
dürfniffe ded Volkes zu erfahren. Deine Herren, Die Räthe Der 
Krone find Breußen wie wir, Unterthanen veflelben Königs wie wir, in 
berfelben Liebe ihn umfaflend wie wir, daſſelbe erftrebend wie wir; 
nur des Volkes Wohlfahrt zu gründen, zu fördern, ift aud) ihr Bes 
ruf. Laffen Sie und ein Beifpiel geben, wie die Gefchichte noch 
fein’s Tennt, daß die Stände nicht mit dem Gouvernement in den 
Kampf treten! Laffen Sie und wie einen gemeinfamen Körper 
uns betrachten! Ich wende mid mit Freuden an Sie Alle, an die 
Käthe der Krone, an meine Mitftände, laffen Sie und einig fein 
in bem Einen: des Könige Ehre und feinen Ruhm und untrennbar 
von demfelben bed Baterlandes Beſtes zu fördern, und fo, ohne 
Miptrauen von einer Seite, ohne Argwohn von der anderen, ge⸗ 
meinfam nur biefen einen Zwed vor Augen haben, — und bie Fol⸗ 
gen werben fegensreich fein, fie werden uns ſtark machen, für alle 
Zeiten hochadytbar vor ganz Europa ftellen, und Fein Sturm ber 
Zeiten und feine Macht der Erde wird Preußen zu erfchüttern vers 
mögen. Meine Herren, diefe Bitte richte ich aus tiefbewwegter Seele 
an Sie Alle. Laflen Sie und dieſen Weg gehen; er ift der einzige 
Weg einer echten Berftändigung, ein fchönes Beifpiel für alle 
Zeiten: — daß Preußens Stände und Regierung nicht getrennt, 
fondern fortan mit einander Hand in Hand gehen wollen. 
(Bravo! Bravo!) 

Abg. von Pismark-Schönhauſen: Es wird mir ſchwer, nach einer 
Rede, die von. fo edler Begeifterung diktirt war, das Wort zu er⸗ 
greifen, um eine einfache Berichtigung anzubringen. Ic muß mich 
nochmals Dagegen verwahren, daß ber geehrte Rebner, ber fo eben 
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bie Tribuͤne verlafien bat, aus der vorgeftrigen Abflimmung ben 
Schluß zog, als habe ſich Die Maforität dadurch gegen bie Geſetz⸗ 
gebung vom 3. Februar erklären wollen. Ich für mich, und id 
glaube es auch für viele Andere von und thun zu koͤnnen, muß 
wiederholt befennen, Daß wir lediglich gegen Die Tendenz des Ge⸗ 
ſetzes geſtimmt haben, weil wir glaubten, daß, wenn die Regierungs- 
Borlage angenommen wurde, den Berathungen ber Provinzial⸗Land⸗ 
tage eine Grundlage gegeben war, welche Die Interefien der Be- 
theiligten verletzt; e8 hat aber nicht in unferer Abficht gelegen, ein 
Geſetz, daß wir fonft etwa für nüglicdy gehalten hätten, zu einer 
Handhabe zu machen, um an den Schranfen zu rütteln, Die durch 
die Gefebgebung vom 3. Februar gezogen worden find. Das iſt 
und nicht im entfernteften eingefallen. Auf Die übrigen Theile der 
gedachten Rede einzugehen, halte ich erft an der Zeit, wenn von 
politifchen Fragen die Rede fein wird. Für jegt fühle ich midy nur 
noch gedrungen, dem zu widerfprechen, was auf Der Tribüne fowohl, 
als außerhalb diefes Saales, fo oft laut geworden ift, ald von An⸗ 
fprüchen auf Berfaffung die Rede war: ald ob die Bewegung bes 
Volks von 1813 anderen Gründen zugelchrieben werben müßte und 
ed eined anderen Motivs bedurft hätte, ald der Schmach, daß 
Fremde in unſerem Lande geboten. - (Lautes Murren.) 

Es heißt, meined Erachtens, der Nationalehre einen fchlechten 
Dienft erweifen, (Wiederholted Murren.) 
wenn man annimmt, daß Die Mißhandlung und Erniedrigung, Die 
die Preußen durch einen fremden Gewalthaber erlitten, nicht hins 
reichend gewefen ſeien, ihr Blut in Wallung zu bringen und durch 
den Haß gegen die remblinge alle anderen Gefühle übertäubt wer⸗ 
den zu laflen. 

(Großer Lärm. Mehrere Abgeorbnete bitten ums Wort.) 

Abg. Aneblauch: Ich bitte vom Plage aus fprechen zu dürfen, 
In Bezug auf Die Bemerkung eines Abgeordneten der jächfifchen 
Städte, daß nämlich die Minifterial» Kommiffarien, die den Abthei- 
lungen beimohnen, nicht mit. der wünjchenswerthen Bereitwilligfeit 
über bie zu verhanbelnden Angelegenheiten die in ihrer Macht fter 
hende Auskunft geben, — worüber allerdings ein fpesieller Gall vor⸗ 
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liegen mag — Halte ich mich fir verpflidytet, Dagegen meinerjeitd 
zu erflären, daß theild in der Abtheilung, der ich angehörte, theils 
in denen, welchen ich als Antragſteller beimohnte, ich die Ehre und 
vielfache Gelegenheit gehabt habe, mehrere Herren Räthe jowohl 
des Minifteriumd des Innern, als des Minifteriums der Juftiz und - 
den Heren Chef des auswärtigen Minifteriums felbft zu hören, und 
daß von allen diefen Herren die bereitwilligfte, volftändigfte und 
lehrreichſte Auskunft gegeben worden ift, welche auf Die Berathung 
der Sache und Die Ueberzeugung eines jeden Einzelnen von dem 
weſentlichſten Einfluffe geweſen ift. 
(Zuftimmung in der DBerfammlung.) 

Abg. KAranfe von Schleſien (vom Plab): Es hat der vorlebte 
Medner gefprochen, daß der bloße Haß gegen Die Fremblinge in un⸗ 
ferer Bruft die Ürfache der Bewegung von 1813 gewefen fei. Ich 
glaube, das kann das geehrte Mitglied nicht beurtheilen, weil es zu 
der Zeit noch nicht gelebt ‚hat. (Zauter Beifall.) 
ch für mein Theil kenne, Da id) Damals mit im Kriege ge- 
wefen bin, wenn id) auch nicht an einer großen Schlacht Theil ge- 
nommen babe, die Gedanken, die das Volt damals belebt haben, 
al8 der Feind Alles unter fich gebracht hatte, und ale Das Geſetz 
von 1807 publizirt wurde, wodurch wir Alle frei werben follten. 
Die Idee der Freiheit lebte im Volke und wurde zur That; natür- 
lich mußten wir erft den Feind aus unferem Lande getrieben haben. 
Es gefchab, und als der Feind dieſe Hauptftadt vernichten und nicht 
weichen wollte, da drehten Die Söhne der Bauern dad Gewehr und 
Ichlugen den Feind mit den Kolben über die Elbe und den Rhein. 
Das liegt im Herzen, es ift nicht Haß oder Neid, es ift nur Liebe 
des Vaterlandes. (Lautes Bravo.) 

Abg. Gier: Ich muß mich entschieden gegen die Anfichten aus- 
fprechen, die der vorlegte Herr Redner aus der Ritterſchaft der 
Provinz Sachen von der Tribüne herab ausgeſprochen hat über 
die Motive der Freiwilligen, welche damals mit zur Rettung des 
Baterlandes gefämpft haben. Ich befenne mich zu der Anficht des 
verehrten Redners der preußifchen Ritterſchaft. Iener hat darüber 
feine Erfahrung, er war nicht dabei. Ich felber habe aber mit 
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meinem Bluie beigetragen und fpredye ald Theilnehmer ver Ge⸗ 
Ihichte, bin erftaunt über jene Behauptungen und proteftire Dagegen 
in meinem Namen und im Kamen aller Freiwilligen, welche im 
Sreiheitöfriege mitgefochten haben. Wir eilten zum Kampfe nicht 
blos gegen äußeren Druck, nit aus Haß gegen eine fremde Na« 
tion; uns führte Liebe zum beutfchen Vaterlande, das wir frei von 
Sremdherrichaft wifien wollten. Es war etwas Höheres. 
(Lautes Bravo.) 

Ich muß mid, alfo nochmals dagegen verwahren, daß Jemand, 

der in ber Zeit nicht mitgefämpft hat, über und in der Art richtet. 
(Stürmifches Bravo. — Der Abgeorbnete Graf Bis mark be- 
fteigt die Rednerbühne; großer Lärm.) 

Sendtags- Mlarfhall: Ich bitte, Dem Abgeordneten das Wort zu 
laflen, wie es jedem Anderen gegeben worden ift. 

Abg. von Bismark-Schönhenfen: Ic, kann allerdings nicht im 
Abrede ftellen, daß ich zu jener Zeit nicht gelebt habe, und es that 
mir. ſteis aufrichtig leid, Daß mir ed nicht vergönnt geweſen, an Die 
fer Bewegung Theil zu nehmen; ein Bedauern, das vermindert wird 
durch die Aufklärung, die ich fo eben über die damalige Bewegung 
empfangen habe. Ich habe immer geglaubt, daß die. Knechtichaft, 
gegen die damals gekämpft wurde, im Auslande gelegen habe; fo 
eben bin ich aber belehrt worben, daß fie im Inlande gelegen hat, 
und ich bin nicht fehr dankbar für dieſe Aufklärung. 

‚(Einige Stimmen: Bravo.) 

Abg. Frhr. von Winde: Ich muß zunaͤchſt um gütige Nachſicht 
bitten, wenn ich nicht laut ſprechen Tann, weil ich ſehr heifer bin. 
Heiterkeit.) 

Es ift der verehrten Verfammlung aus dem Protokoll, welches 
heute vorgelefen worden ift, wiederholt in Erinnerung gebracht wor⸗ 
den, Daß in einer der letzten Sigungen der Kurie der drei Stände, 
am 12. d. Mis., wenn ich nicht irre, der Herr Landtags: Marjchall 
der hoben Berfammlung befannt gemacht hat, Daß er mir am Abend 
zuvor den Antrag zurüdgejendet habe, der von 138 Mitgliedern, 
unter denen auch ich bin, unterzeichnet worden war. Ich Halte mich 
verpflichtet, auf den Gegenſtand wieder zuruͤckzulommen, weil ich Das 
Verfahren des verehrten Herm Marſchalls in ben gefehlichen Bes 
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ftimmungen, wie ich fie aufgefaßt habe, und in dem früheren Ver⸗ 
fahren des Marſchalls felbft nicht vollftändig begründet finden kann. 
Ich gebe diefe Erklärung mit um fo größerem Bedauern ab, einmal 
im Hinblid auf die Stellung und Würde des Marfhalld und dann 
in Anerfenntniß des ehrenwerthen Charakters und ber gerechten und 
unpartelifchen Berfahrungsweife, womit derſelbe ſtets unfere Ver⸗ 
handlungen geleitet hat. Ich bin überzeugt, daß darin der Herr 
Marſchall nicht eine überflüffige captatio benevolentiae erfennen 
wird. Ich glaube übrigens nur Im Sinne der ganzen verehrten 
Berfammlung zu fpredyen, wenn ich Dies hier ausſpreche. Ich 
glaube, in der legten mit der Herren⸗Kurie gemeinfchaftlichen Sitzung, 
als das feltfame und befremdente Verfahren des Herrn Marfchalle 
der Vereinigten Rurien zur Sprache Fam, ift die hohe Verſammlung 
des Gegenfages zu dem Verfahren unſeres Marſchalls fich Deutlich 
bewußt geworben. (Bielfaches Bravo.) 

Sch will mie nur erlauben, auf den Hergang zurüdzufommen. 
Ich muß zunäcft bemerken, daß fchon in den Situngen, in welchen 
wir uns früher mit Diefem Gegenftande befchäftigt haben, der In⸗ 
halt der Erklärung, die dem Begleitfchreiben an den Marfchall bei⸗ 
gelegen hat, von dem Herrn Landtags-Kommiffar angeführt und kri⸗ 
tifirt wurde. Daſſelbe ift auch in der HerrensRurie von dem Herrn 
Marfchall der Herren-Kurie gefchehen. Ich glaube im Intereſſe der 
übrigen Antragfteller zu handeln, zumal fie ungefähr ein Viertel der 
ganzen Berfammlung ausmachen, wenn ich dabei mich nicht beruhige. 
Es kann uns nicht gleichgültig fein, Das, was wir gethan haben, 
innerhalb und außerhalb der Berfammlung In einem unrechten Lichte 
dargeftellt zu jehen. Ich glaube daher an Die Gerechtigkeit des 
Herrn Marſchalls appelliren zu dürfen, wenn ic) mir die Bitte er- 
laube, daß, nachdem das Begleitfchreiben verlefen worden ift, auch 
die Anlage verlefen werde, damit die Verſammlung vollftändige 
Kenntniß davon erhalte und nicht blos aus den einzelnen Anführungen 
des Marſchalls der Herren-Kurie. Ich glaube nicht, daß dem etwas 
entgegenfteht. 

Sandtags- Marfhall: Infofern der Herr Antragfteller darauf 
verzichtet, Daß noch eine Berathung darüber Raufinden foll, fo habe 
"H-Dagegen nicht einzuwenden. 
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Abg. Frhr. von Bine: Ich würde bitten, daß einer ber Herren 
Serretaire die Güte hätte, die Schrift vorzulefen, weil ich fehr 
heifer bin. 

Der Sefretair lieft die Schrift vor. 

„In ber am A6ten d. M. flatigefundenen Plenar-Sigung des Vereinigten Land⸗ 
tags hat derfelbe eine Adreſſe an des Könige Majeflät beſchloſſen und in diefer, 
mit Bezug auf die von vielen feiner Mitglieder vermißte volle Webereinftimmung 
ber Berorbnungen vom 3. Februar d. I, mit den älteren Gefepen, zur Wahrung 
ber fländifchen Rechte, eine ehrfurchtsvolle Erflärung am Throne niedergelegt. 

Wenn es nicht angemeflen gehalten wurde, in der erwähnten Adreſſe, welche 
zugleich den Dank für die Zufammenberufung bes Landtags enthielt, die fpeziellen 
Punfte anzuführen, in welchen die erwähnte Uebereinftimmung vermißt wird, fo 
erfcheint es um fo mehr gebotene Pflicht, daß der Landtag über diefe fich verfläns 
bige und fie, zur Vermeidung jedes Mißverftändnifies, näher bezeichne. 

Bu diefem Ende beehren ſich die Unterzeichneten, Ew. Hochtwohlgeboren die 
anliegende Erklärung zu überreichen, mit dem Antrage, dieſelbe einer Abtheilung 
zur gründlichen Erörterung überweifen zu wollen, damit fie demnächft von ber hohen 
Kurie der drei Stände zum Beichluffe erhoben und im Protokolle niedergelegt werbe. 

Berlin, den 26. April 1847. 


An 
des Landtags⸗Marſchalls, Ritters ꝛc. 
Herrn von Rochow 
Sochwohlgeboren 
hier, 


(ge3.) v. Binde. Siegfried. Naffauf. Milde. Sperber. v. Barbeleben. 
Schneider Eoqui. Barre Weife v. Bockum-Dolffs. Hüffer Hein 
rid. van der Lkoe Stattmiller Anwandter Tſchocke. Schmoele. 
Delius. Caſpers. Stedtmann. Weefe Donalitius. v. Kall. Sadfen, 
Grunau aus Elbing. v.Nywenheim. Braemer. Dr. Krafzewsfi. Werner. 
Bracht Biefing Kundel. Evping Wächter Dulf. Berger. Graf zu 
Dohna-Weffelshöfen. Sungbluth. Thiel. Sperling. v. Gordon. Käs 
fewurm. v. Schön. Harder. Hayn. Schumann. Berndt. Meyhöfer. v. 
Donimiersfi. Riebold. Forftreuter. Allnoch. Kranfe. Brünninghans. 
Hein. Schulz. Scönlein. Hooff. Flemming. Dembowski. Kraufe. 
Zunderer. Kayfer. Müller. Lenfing. Scheidt. v. Saucken-Julienfelde. 
Dahmen Minderjahn v. Koſſowski. Mohr. Rombey. v. Frantzius. 
Jahmann. Funk. Heuer. Abegg. Grach. Uellenberg. Schult. Jebens. 
Aldenhoven. v. Auerswald. Offermann v Kalkſtein. Gadegaſt. 
Pultke. HSanfemann. Rheinhard. Henfhe Meviffen Reimer. Mar: 
tens. Dahlſt röm. Baum v. Rynſch. Seulen König. Fellmaun. Mö: 
wes. Walliezed. Beemelmann, Basbinder. König. Bergenthal. Dei⸗ 
mel. bu Bois. Thiel-Wangotten. v. Blaten Ferd. Schauß. Reihard. 
Schulz Timm Hübler. Berein. v. Hagenow. Fried. Schmidt. Urra. 
Heyer. Bruft. Schultze. Hartmann. A. de Gallhau Schul Sommer 
brodt. Meyer. Greger. Bannaſch. v. Beringe. Schlenther. Haanfen- 
wintel Born. Siebig. Wehr Weſſel. Pendzinoky. Müller. 
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J. 

Das allgemeine Geſetz wegen Anordnung der Provinzial⸗Staͤnde vom 5. Juni 

1823 lautet unter II. 2 (S. Bd. J. ©. 25.): 
„Diefer Beſtimmung gemäß werden Wir ihnen, fo lange Feine fländifche Vers 
fammlungen ftattfinden, die Entwürfe folder allgemeinen Geſetze, welche Veraͤn⸗ 
derungen in Perfonen und Eigenthums⸗-Rechten nnd in ben Stenern zum Gegen- 
ftande Haben, fo weit fie die Provinz betreffen, zur Berathung vorlegen laſſen.“ 

Es flieht im unverfennbaren Iufammenhang mit 8. 4 der Verordnung vom 
22. Mai 1815, (S. Br. I. ©. 14.) welcher lautet: 

„Die Wirkfamfeit der Landes Repräfentanten erftreckt fich auf bie Berathung 
über alle Gegenftände der Geſetzgebung, welche die perfünlichen umnb Gigenthumes 
Rechte der Staatsbürger mit Einfchluß der Beſtenerung betreffen.” 

Dagegen fagt der 8. 12 der Verordnung vom 3. Februar c. über bie Bil- 
dung des Vereinigten Landtags (S. Bd. I. ©. 37.): 

„Wir behalten Uns vor, den nach dem Geſetze vom 5. Juni 1823 erforberlichen 

ftändifchen Beirath zu den Gefeben, welche Beränderungen in Perfonens und 

Eigenthumss Rechten oder andere als die im 8. 9 bezeichneten Beränberungen 

in den Gtenern zum Gegenſtande haben, wenn biefe Geſetze die ganze Monats 

chie oder mehrere Provinzen beiveffen, in dazu geeigneten Fällm von dem Ber: 

einigten Landtage zu erfordern, weicher denfelben mit voller rechtlicher Wirkung 
zu geben befugt ift.“ 

„Sollten Wir uns beiwogen finden, ſtaͤndiſchen Beirat über ſolche Aenderun⸗ 
gen der ftändifchen Berfaflung zu erfordern, welche nicht ale die Berfaffung einer 
einzelnen Provinz betreffend von dem Landtage biefer Provinz zu berathen find, 
fo werden Wir ein folches Gutachten nur von dem Bereinigten Landtage eins 
fordern, und bleiben dieſem alle auf dergleichen Aenderungen bezügliche ſtaͤn⸗ 
difche Verhandlungen ausſchließend vorbehalten.” 

Und der $. 3 der Verorbnung vom 3. Februar c. Über die periobifche In: 
fammenberufung des Bereinigten flänbifchen Ausfchuffes und deſſen Befugniſſe (S. 
Bd. J. ©. 4.): 

„Den nach dem allgemeinen Gefebe wegen Bildung der Provinzial-Stände vom 
5. Juni 1823 erforderlichen ftändifchen Beirath zu den Gefegen, welche Veraͤn⸗ 
berungen in Perſonen- und Eigenthums⸗-⸗Rechten oder andere als bie im 8. 9 
der Verordnung vom heutigen Tage über vie Bildung des Vereinigten Lands 
tags bezeichneten Veränderungen in den Steuern zum Gegenftande haben, wer: 
ven Wir, wenn diefe Geſetze die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen bes 
treffen, der Regel nach von dem Vereinigten fländifchen Ausfchufle erforbern 
und ertheilen demfelben hierdurch die Befugniß, folgen mit voller rechtlicher 
Wirkung abzugeben. Die Vorfhrift im Artifel III. Nr. 2 des angeführten 
Geſetzes findet durch gegenwärtige Beſtimmung ihre Erledigung.“ 

„Wie Wir aber in der bie Bildung bes Vereinigten Landtags beireffenden 
Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch von biefem 
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dergleichen Gutachten in dazu geeigneten Faͤllen zu erfordern, ſo wollen Wir 
Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der erwaͤhuten Art, welche die ganze Mo⸗ 
narchie cher mehrere Provinzen betreffen, ausnahmsweiſe auch den Provinzial 
Landtagen zur Begutachtung vorzulegen, wenn biefes aus befonberen Gründen, 
namentlich der Befchleunigung wegen, räthlich erfcheinen möchte.“ 

Wir hegen die Ueberzengung, baß bie erwähnten Worte ber Verordnungen 
vom 3. Februar c, deshalb nicht vereinbar find mit den angeführten Beſtimmungen 
der älteren Geſetze, weil nad biefen den Provimzial-Ständen die Geſetze, welche 
Veraͤnderungen in Perfonen: und Eigenthums:Rechten, fo wie in den Steuern, zum 
Gegenſtande haben, fo lange zur Berathung vorgelegt werben follen, als feine all- 
gemeine fländifche Berfammlung ftattfinden, die Wirffamfeit der leeren aber auf 
die Berathung über alle &egenflände ber Geſetzgebung, weldhe die perfünlichen 
und Cigenthumsrechte der Staatsbürger mit Einfhluß der Steuern betreffen, ſich 
erſtrecken foll, während nach den Berorbuungen vom 3. Februar c. biefer ftändis 
ſche Beirath dem Bereinigten Landtage nicht unter allen Umſtänden zufteht, 
vielmehr auch von den Ausſchüſſen ober ben Provinzial-Landtagen erfordert mer: 
den fann. 


II. 


Ferner enthält der $. 10 der Verordnung vom 3. Februar c. über die Bil⸗ 
dung des Bereinigten Landtags (S. Bd. a. a. O.) die Worte: 

„Für den Ball eines Krieges behalten Wir Uns vor, außerordentliche Steuern 
ohne Zuftinmung des Dereinigten Landtags auszufchreiben, wenn Wir deſſen 
BZufammenberufuug in Berüdfichtigung der obwaltenden politifchen Verhaͤltniſſe 
nicht zuläfftg befinden follten. In diefem Falle werden Wir aber, fobald es bie 
Umftände geflatten, fpäteltens fogleich nach Beendigung des Krieges, dem Ver: 
einigten Landtage den Zweck und bie Verwendung der erhobenen außerorbent: 
lihen Steuern nachweifen laſſen.“ 


Mir hegen die Neberzeugung, daß biefe Worte ebenfalls mit ben bereits ans 
geführten Beflimmungen der älteren Geſetze unvereinbar find, infofern nad diefen 
Beftimmungen die Wirkfamfeit der LanbessRepräfentanten oder allgemeinen ſtaͤn⸗ 
difchen Berfammlungen auf die Berathung über alle Gegenftände der Gefepgebung 
fi erſtrecken fell, welche die perfünlichen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger 
mit Einfchluß der Beftenerung betreffen, während nach ber Verordnung vom 
3. Februar c. für den Fall eines Krieges auferorbentliche Steuern ohne Zuftim: 
mung bes Dereinigten Landtags daun ausgefchrieben werben fünnen, wenn bie Zu: 
fammenberufung des Vereinigten Landtags in Berüdfichtigung ber obwaltenden 
politifchen Verhaͤltniſſe nicht zuläffig befunden werben, alſo auch die durch bie 
Berorbnung vom 22. Mai 1815 vorgefihriebene Berathung ber Landes⸗Reprä⸗ 
fentanten über alle Gegenſtaͤnde der Beftenerungs-Gefehgebung nicht flattgefunden 
haben moͤchte. 
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III. 

Die Verordnung vom 17. Januar 1820 wegen ber künftigen Behandlung bee 
gefammten Stantsfchuldenweiens (Befeb-Sammlung pag. 9) (5. oben Br. I. 
Seite 15.) lautet im @ingange folgendermaßen: 

„Bir find nunmehr von dem gefammten Schulbenzuftande des Staats unters 
richtet und haben daher befchlofien, felbigen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.” 
„Wie hoffen dadurch und durch bie von Uns beabfichtete fünftige Unterorbnung 
dieſer Angelegenheit unter die Neichsflände, das Bertrauen zum Staate und 
zu feiner Berwaltung zu befefligen nnd Unſeren anfrichtigen Willen, allen 
Staatsgläubigern gerecht zu werben, um fo unzweidentiger an den Tag zu legen, 
ale Wir zugleich wegen GSicherftellung, fo wie wegen regelmäßiger Verzinſung 
und allmäliger Tilgung aller Staatsfchulden, das Nölhige unwiderruflich hier: 
mit feſtſetzen.“ 
Und im 6.1. (Bd. I. a. a. ©.) wörtlich alfo: 

„Wir erflären diefen Staatsfchulden-Etat auf immer für gefchloffen. Weber bie 
darin angegebene Summe hinaus darf fein Staatsſchuldſchein oder irgend ein 
anderes Staatsfchulden-Dofument ausgeftellt werben.” 

„Sollte der Staat fünftighin zw feiner Erhaltung oder zur Förderung des 
allgemeinen Beften in die Nothwendigkeit kommen, zur Aufnahme eines neuen 
Darlehens zu fehreiten, fo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter Mit: 
garantie ber Fünftigen reichsftändifchen Verſammlung gefchehen. 

Dagegen fagt die Verordnung vom 3. Februar d. I. über bie Bildung bes 

Vereinigten Landtags in den 66. 4 bis 7 (Bb. I. a. a. O.): 
„Dem Bereinigten Landtage übertragen Wir die Im Art. IL der DVerorbnung 
über das Staatsfchuldenwefen vom 17. Januar 1820 vorbehaltene ftändifche 
Mitwirkung bet Staats : Anleihen, und follen bemgemäß neue Darlehne, für 
welche das geſammte Vermögen und Gigenthum bes Staates zur Sicherheit be: 
ftellt wird (Nrt. III. der Verordnung vom 17. Januar 1820), fortan nicht 
anders, als mit Iuziehung und unter Mitgarantie des Vereinigten Landtages 
aufgenommen werben.“ 


$. 5. „Wenn neue Darlehne von der im $. 4 bezeichneten Art zur Deckung des 
Staatsbebürfniffes in Briedenszeiten beftimmt find, fo werden Wir foldhe 
ohne Zuftimmung des Vereinigten Landtags nicht aufnehmen laſſen.“ 


$.6. „Wenn dagegen im Fall eines zu ertwartenden oder bereits ansgebrochenen Krie- 
ges zur Beſchaffung des nöthigen außerorbentlichen Geldbedarfs die in Unſerem 
Staatefhage und fonft vorhandenen Reſerve⸗Fonds nicht ausreichen und deshalb 
Darlehne aufgenommen werben müſſen, bie Ginberufung bes Vereinigten Land⸗ 
tags aber von Uns in Berüuckſichtigung der obwaltenden politifchen Verhaͤltniſſe 
nicht zuläffig befunden werben follte, fo foll bei Aufnahme jener Darlehne die 
fländifche Mitwirfung durch Zuziehung der Deputation für das Staatefchuldens 
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weten erfept werden. — Den zu bem gebachten Zwecke unter Zugiehung biefer 
Deputation aufgenommenen Darlehnen fteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, 
welche im Art. III. der Berorbnung vom 17. Januar 1820 den Staatsfchulben 
beigelegt iſt.“ 

$. 7. „Iſt ein Darlehn in der Im 8.6 bezeichneten Weiſe aufgenommen, fo werben 

Mir, fobald wir das Hinderniß der Berufung des Vereinigten Landtags für bes 
feitigt erachten, benfelben zufammenberufen und ihm den Zwed und die Vers 
wendung bes Darlehns nachweifen laſſen.“ 

Und es fagt 8. 1 der Berorbnung von 3. Februar c. über die Bildung einer 
ftändifchen Deputation für das Staatsfehuldenmefen: . 

„Zur Ausübung der im $. 6 der Verordnung vom Heutigen Tage über bie 
Bildung des Bereinigten Landtags vorbehaltenen Mitwirkung bei der Aufnahme 
von Staatsanleihen für Kriegszeiten, fo wie zur fortlaufenden ftänbifchen Mit⸗ 
wirfimg bei ber Berzinfung und Tilgung der Staatsfchulden, foll 

„Eine fändifche Deputation für das Staatsſchuldenweſen“ 
gebildet werben.” 

Wir hegen die Ueberzengung, daß bie erwähnten Worte der Verorbnungen 
vom 3. Februar c. mit der angeführten Beflimmung der Verordnung vom 17. Ja: 
nuar 1820 unvereinbar find, infofern 

4) nach der von welland Friedrich Wilhelm III. Majeftät als unwiderruflich bes 
zeichneten Verordnung vom 17. Januar 1820 Fein Staatsfchuldfchein ober 
irgend ein anderes Staatsfchulden-Dofument ausgeftellt werben foll, ohne die 
Zuziehung und Mitgarantie der fünftigen reichsftändifchen Berfammlung; waͤh⸗ 
rend $. 4 der Berorbnung vom 3. Februar c. über die Bildung des Verei⸗ 
nigten Landtags bie Nothwendigkeit diefer Zuziehung und Mitgarantie auf 
biejenigen neuen Darlehne befchräntt, für welche das gefammte Vermögen und 
Cigentäum des Staats zur Sicherheit beftellt wird. 

Gerner: 

2) nad $. 6 der Verorbnung vom 3. Zebruar c. über die Bildung des Verei⸗ 
nigten Landtags im den dort vorgefehenen Fällen bei Aufnahme jener Dar⸗ 
Iehne die ftändifche Mitwirkung durch Zuziehung der ftändifchen Deputation 

für das Staatoſchuldenweſen erfeßt wird, 


’ IV. 


Endlich lauten bie SS. VEL amd IX, und XIII und XIV der Verorbaung vom 
17. Januar 4820 wegen der künftigen Behandlung des geſammten Stantefchuldens 
weiens, (Bb..I. a. a. D.) wie felgt: | 
„VI. NUnfer Staatsrat Hat bei Grlegenheit. feines wegen ber Berorbuung 
über die rechtlihe Natur der Domalnen in deu neuen mab ‚wieber eroberten 
Proninzen abgegebenen Gutachtens vom 30. Juni 1848 bereits darauf anges 
tragen, 
daß bei bes ferneren Ausführung des Domainen⸗ Berlaufs eine beſondere 
ar 


IV. 
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Behoͤrde niebergefeht werde, welcher die Verbindlichleit obliege, für bie 
Verwendung ber Kaufgelver zur Schuldentilgung zu ſorgen.“ 


In Berüdfichtigung dieſes Antrages und zur Ausführung der in gegenwärtiger 
Verordnung enthaltenen Beflimmung, feßen Wir daher eine von ber übrigen 
Staats: und Finanz-Berwaltung ganz abgefonderte Behörde unter ver Benennung 

„Hanpt:Berwaltung der Staatsſchulden“ 
hiermit ein. 


IX. Diefe Behörde foll aus 
einem Präfidenten und vier Mitgliedern 
befiehen. Wir ernennen hierzu 


den Wirkfichen Geheimen Ober-Finanz Rath Rother zum Bräfiventen, 

den Wirklichen Geheimen Ober Finanz-Rath, Domdechanten von der Schulen, 
burg, zum Aften Mitgliede, 

den Landrath und Domherrn von Panwitz zum 2ten Mitgliebe, 

den hiefigen Stabtgerichts-Direktor Beelib zum 3ten Mitglieve und 

den Ehef des hiefigen Handlungshanſes Gebrüder Schiller, David Schidler, 
zum Aten Mitgliebe, 


Su Zukunft und beim Abgange des Präfidenien oder eines biefer Mitglieder 
werben Uns von ber Fünftigen reichsftändifchen DVerfammlung und bis zu deren 
Errichtung von dem Staatsrathe drei Individuen zur Auswahl eines berfelben vor: 
gefchlagen. 

Dem Präfidenten liegt die Leitung des Ganzen ob, außerdem aber haben die 
Mitglieder mit ihm gleiche Befugniffe und daher auch gleiche Verantworilichkeit. 


XIII. Endlich ift die Staatsſchulden⸗Verwaltungs⸗Behoͤrde verpflichtet, der fünftigen 
reichsftändifchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen. Bis zur Einführung 
derfelben tritt der Staatsrath am deren Stelle. Die Ertheilung der Decharge ber 
halten Wir Uns nah Maßgabe des Uns von erflerer, vorläufig aber von letzterem 
zu erftattenden Gutachtens vor. . 


XIV. Bis die reichsfländifche Berfammlung zufummengetreten fein wird, fell ſtatt 
ihrer eine Deputation des hiefigen Magiftrats mit der Staatsfchulden-Verwaltungss 
Behörde bie eingelöften Staatsfchulden-Dofumente alljährlich nach erfolgtem Rech⸗ 
nungsabfchlufie in gemeinfchaftlichen Verſchluß nehmen und für deren abgeſonderte 
uud ſichere Aufbewahrung bei dem Depofitorium bed Kammergerichts Sorge tra⸗ 
gen. Bor der Nieberlegung werden jedoch jedesmal die Nummern und Leitern ber 
eingelöften Dofumente zugleich mit der Rechnungslegung der Berwaltungs-Behörbe 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht werben. 

Dagegen fagt die Berorbnung vom 3. Yebrnar c., über. die Bildung bes 
Bereinigten Landtags im $. 8 (Bd. La. a, O.): 

„Außerdem bat ber Bereinigte Landtag 
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„a) nach Artikel IX. ber Berorbnung vom 47. Iannar 4820 Uns bie Kandi⸗ 
daten für die bei ber Haupt⸗Verwaltung ber Stantsfchulben erledigten 
Stellen vorzufchlagen, und 

„b) nach Artikel XIII. derſelben Verordnung die Rechnungen der Haupt⸗Ver⸗ 
waltung der Staatsſchulden auf Grund der durch die Deputation für das 
Staatoſchuldenweſen zu bewirkenden vorläufigen Prüfung abzunehmen und 
Uus mittelft befonderer Gutachten zur Decharge vorzulegen. 

„Wenn ber Bereinigte Landtag nicht verfammelt iR, werben dieſe Ge⸗ 
fhäfte durch den Bereinigten ftändifchen Ausſchuß beſorgt.“ 

Und es fagt die Verordnung vom 3, Februar c. über bie perlobifche Zu⸗ 
fammenberufung des Bereinigten fläubifchen Ansſchuſſes und deſſen Befuguife in 
dem $. 4: 

„Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß hat in Vertretung des Vereinigten Lands 

tags die im $. 8 Unſerer Verordnung vom heutigen Tage über bie Bildung 

des Vereinigten Landtags bezeichneten, das Staatsſchuldenweſen betreffenden 

Sefchäfte zu beſorgen.“ 

Endlich fagt die Verordnung vom 3 Februar c. über bie Bildung einer fläns 

diſchen Deputation für das Staatsfchuldenmweien im $. 4: 

— ZZum Wirfungsfreis der Deputation gehören ‘außer ber ihr im &. 6 der Ber 
orbuung über die Bildung des Vereinigten Landtags übertragenen Mitwirkung 
bei Aufnahme von Kriegs:Anleihen folgende Gefchäfte: 

1) Die Deputation hat nach Borfchrift des Artikel XIV. der Verorduuugen 
vom 47. Jannar 1820 gemeinfchaftlich mit der Hauptverwaltung der Staates 
ſchulden die eingelöften Staatefchuldens Dokumente in Berfchluß zu nehmen 
und deren Depofition beim Kammergericht zu bewirken. 

Sie bat die IahressRechnung über bie Verzinfung und Tifgung der Staates 
fehulden, nachdem diefelbe zuvor Yon der Ober s Rechnungslammer revidirt 
worden, zu prüfen und das barüber von dem Vereinigten Landtage oder dem 
Vereinigten fändifchen Ausfchuffe bei defien naͤchſtem Zufammentritte nach 
Art. 13 der Verordnung vom 17, Jannar 1820 an Uns zu erfaltende 
Gntachten vorzubereiten. 

3) Sie ift befugt, bei Gelegenheit ihrer Berfammlungen außerordentliche Res 
vifionen der Staatsfchulden-TilgungssKaffe und der Kontrolle der Staate: 
Papiere vorzunehmen.‘ 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß bie erwähnten Worte ber Berorbuungen 
vom 3. Februar c. mit den angeführten Beflimmmgen ber VBerorbuung vom 17. 
Sanuar 1820 unvereinbar find, infofern: 

1) nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 die Mitgliever der Haupt: 
Berwaltung der Staatsfihulden von ber reichsfländifchen Berfammlung vor- 
gefchlagen werben follen und jene Behörde verpflichtet fein fol, der reicho⸗ 
fändifchen Verſammlung alljäprlih Rechnung zu legen; während nach ber 
Berorbuung vom 3. Bebruar C., wenn ber Vereinigte Landiag nicht ver⸗ 

2* 


2 
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fammelt iſt, durch den Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuß die Kandidaten fir 

bie bei ber Hauptverwaltung der Staatsfchulden erledigten Stellen vorge⸗ 

fchlagen und die Rechnungen biefer Behörde abgenommen werben. 

2) die nach der Verorbnung vom 17. Januar 1820 zum Wirkungsfreife der 
Reicheftände gehörige Entgegennahme und Depofition der eingelöften Staats: 
fehuldensDofumente durch bie fländifche Deputation für das Staatsſchulden⸗ 
wefen vorgenommen wird. 

Im Hinblide auf die vorfichend hervorgehobenen Begenfäge zwifchen den 
Verordnungen vom 22. Mai 1815 und 17. Sanuar 1820 einerfeits und ben Ber: 
orbnungen vom 3. "Februar c. andererfeits, hegen Wir bie Weberzeugung, baß bie 
eher wahnlen äfteren Gefebe in den hervorgehobenen Bunften noch zu Rente 

befteyen. 

Abg. Frhr. von Binhe: Nachdem die Eingabe ihrem ganzen 
Inhalte nad) vorgelefen worden ift, erlaube ich mir nun das Schrei» 
ben des Herrn Marſchalls zu verlefen, womit mir der Antrag, der 
von den 138 Mitgliedern der hohen Verſammlung unterzeichnet war, 
unter dem 10. Mai wieder zurüdgeftellt worden if. Es ift an 
mich perfönlicdy adreffirt und lautet wie folgt: " 

Als mir am Iflen d. M. ein von Ew. Hochwohlgeboren und mehreren anbes 
ren Abgeorbneten unterzeichneter Antrag zugelommen war, welcher dahin ging, 
über eine demſelben beiliegende Grflärung, betreffend die vermißte volle Ueberein⸗ 
flimmung ber Verordnung vom 3. Februar d. 3. mit den älteren Geſetzen, einen 
Beſchluß der Kurie ber drei Stände herbeizuführen, äußerte ich mich in der Situng 
vom Aten d. M. dahin, daß ich aus den damals angeführten Gründen die Herren 
Antragftellee fragen müffe, ob fie der Meiuung feien, daß ich das Schriftſtück dem 
Herrn Marfchall der Herren Kurie zufenden folle, oder ob fie 28 zurüdnehmen 
wollten. Die Entſcheidung erfolgte dahin, daß es an den Herrn Marjchall der 
Herren⸗Kurie gelangen folle. Diefee aber hat es mir heute, als zur Berathung 
in den Vereinigten⸗Kurien nicht geeignet, zurückgegeben. 

Da mir nun die Befugniß nicht zuſteht, in der Kurie der drei Stande die 
Beſchlußnahme über eine Art von Erklärung, zu weicher bie Verordnung vom 3. 
Februar d. J. bem Bereinigten Landtage das Mecht nicht beilegt, zuzulaſſen, fo 
bleibt mir jetzt nur noch übrig, Ew. Hochwohlgeboren den erwähnten Antrag mit 
ber Beilage ganz ergebeuft zurüczuftellen. 

Berlin, den 10. Mai 1847. 


Der Marſchall. 
(ge3.) von Rochow. 


ben Rönglicpen Landrath, Herrn 
Breiheren von Binde, 
Hochwohl eboren 
er. 
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Ich muß mir nun zunädft die Bemerkung geftatten, daß mir 
in dem Schreiben des Herrn Marfchalls die Sache nicht fo aufge- 
faßt zu fein fcheint, wie ich fie in der Gigung vom 4. d. M. auf- 
gefaßt Hatte. Es ift nämlich in dem Schreiben geſagt, daß wir 
befragt worden wären, ob das Schriftſtück dem Marfchall der Her- 
ren⸗Kurie zugeſtellt werden jolle, oder ob wir daſſelbe wieder zu— 
ruͤchnehmen wollten, Daß Darüber Die Enticheidung erfolgt und in 
Folge defien dad Schriftftüf an den Herrn Marfchall der Herren- 
Kurie gelangt ſei. Inſoweit ift Died richtig, als ich erflärt ‚habe 
und Die übrigen Unterzeichner dem beitraten, Daß wir eventuell dieſe 
eine Seite ber Alternative und lieber gefallen Taffen wollten, als 
Die andere, aber ehe wir zu Diefer Erklärung gelangt find, haben 
wir uns feierlich verwahrt gegen das Verfahren an fi) und es ale 
im Gefege nicht begründet bezeichnet. Außerdem muß ich daran 
erinnern; Daß, bevor eine Erörterung darüber ftattfand, nad) dem in 
meinen Händen befindlichen Abdrucke der Verhandlungen der Herr 
Marfchall bereits den Antrag an den Marfchall der Herren - Kurie 
überwiejen hatte, als mit der Adrefje in naher Verbindung ftehend. 
Es ift nämlich hier gefagt Bol. B. II. S. 256.): „Antrag des Abg. von 
Binde und anderer auf eine Erklärung des Landtags ꝛc. Marfchall: 
Da diefer Antrag ohne Zweifel zu derjenigen Verhandlung gebört, 
weldye von den Vereinigten Kurien geführt worben ift, fo werbe 
ich denfelben ebenfalls dem Herrn Marfchall des Herrenftandes zu- 
ftellen.” Die Entfcheidung des Herrn Marfchalls erfolgte alfo nicht 
in Folge der von uns abgegebenen Erklärung, ſondern fie war be- 
reits erfolgt, als wir uns in unferem Rechte zu befinden glaubten, 
wenn wir gegen biefe Entſcheidung proteftirten, und erft in Folge 
der darüber ftattgehabten Verhandlungen ift die Frage wiederholt 
worden, ob wir die Eingabe nicht lieber zurücnehmen wollten. Da 
haben wir. gegen dad Verfahren im Allgemeinen und verwahrt, aber 
dabei gefagt, Daß uns die Verweifung an den Marfchall der Her- 
ren⸗Kurie lieber wäre als die Zurüdnahme In Folge deſſen ift, 
wie aus dem Schreiben ded Herrn Marſchalls hervorgeht und aus 
den gedrudten Verhandlungen über Die Sitzung der Herren - Kurle 
vom 8. Mai. zu entnehmen ift, der Antrag an die Herren- Kurle 


gelangt, dort zur Sprache gebracht und eine längere Debatte darüber 
geftattet worden. (Bergl. Bo. II. ©. 84 ff.) 

Ich glaube nun zunächft in meinem Rechte zu fein, wenn ich 
im Ramen der Antragfteller fowohl, als fammtlicher Mitglieder dieſer 
Kurie gegen dieſes Verfahren in der Herren» Kurie proteflire; Denn 
ich glaube nicht, daß es dem Marfchall der Herren» Kurie zufteht, 
Die Herren-Kurie zu befragen und Verhandlungen darüber zugulaf- 
fen, ob fie gefonnen ift, über einen Gegenftand mit und zu verhan- 
dein. Mindeftens ift ihm durch Feine Beflimmung des Reglements 
Das Recht zugewiefen, eine Diskuſſion darüber zuzulaflen, ob ein 
Antrag gemeinfchaftlih mit der Herren » Kurie verhandelt werben 
fole. Gegen diefe Weberfchreitung feiner Befugniffe muß ich pro- 
teftiren. So groß übrigens auch die Verſuchung ift, auf das ein- 
zugehen, was dabei in der Herren » Kurie gefagt worden ift, Fann 
ich mich doch nicht für befugt halten, Dies zu thun. Es befteht in 
allen Ländern, wo feit Jahrhunderten parlamentarische Berfamm- 
Iungen ftattgefunden haben, namentlich in dem glüdlidyen Lande, 
deſſen Berfaffung die Jahrhunderte und eine Erbweisheit ohne 
©leichen gebildet haben — um möglichen Mißverftändniflen vorzu- 
beugen, erkläre ich, Daß ich Damit nicht Mecklenburg, fonbern Eng- 
land meine — der Gebrauch, daß es keinem Mitgliede geftattet if, 
eine Aeußerung auch nur anzuführen, die in dem anderen Haufe 
ftattgefunden Hat. So wenig, als fi) ein Mitglied geftattet, eine 
Handlung der Krone anderd anzuführen, als wenn fie fid) objektiv 
in Geflalt einer Botfchaft an das Haus zu erkennen gegeben hat, 
eben fo wenig geftattet man ſich, eine Verhandlung des anderen Haufes 
anzuführen, außer wenn fie in der formellen Beftalt eines gefaßten Be- 
ſchlußes Gegenftand der Verhandlung ift. Ober- und Unterhaus halten 
es für einen Brivilegien- Bruch, wenn ein Mitglied fich geſtattet, 
Aeußerungen eines Mitgliedes des anderen Haufes anzuführen. Es 
find in der Herren- Kurie Aeußerungen fowohl ded Mitgliedes für 
Krefeld wie von mir (Vgl. B. III. ©. 90 u. 92) woͤrtlich nach den 
fienographifchen, nicht einmal authentifchen Berichten — denn bie 
ftenographifchen Berichte, wenn fie auch eine weitläufige Prozedur 
ber Berichtigung erleiden, Haben doch keine authentifche Beglaubi- 
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gung — angeführt und ſogar einer ausführlichen Kritik unterworfen 
worden, und fo groß auch die Verfuchung in mir ift, darauf ein 
zugehen, fo überwinbe ich fie, weil ich e8 unter der Würde ber 
Kurie der drei Stände halte, auf die Verhandlungen der Her- 
ren⸗Kurie einzugehen und fle zu Fritifiren. Ich halte mid) nur für 
befugt, auf Das einzugehen, was der Marfchall der Herren - Kurie 
gefagt hat, infofern er es in feiner amtlichen Eigenfchaft gefagt 
hat; namentlich -infofern audy wir Die Ehre haben, in diefer amtli- 
hen Eigenfchaft mit ihm in Beziehung zu flehen, weil er Marfchall 
ber Vereinigten Kurien ift; und ic) halte mich verpflichtet, Im In⸗ 
terefie der ganzen hohen Berfammlung auf einige Mißverftändnifie 
in den Aeußerungen jenes Here Marſchalls aufmerkjam zu machen, 
gegen Die ich glanbe ebenfalld mich verwahren zu müffen. 

Es ift hier mit Bezugnahme auf die flenographifchen Berichte 
unferer Kurie gefagt worden (Bergl. Bd. II, ©. 84): 

(Lieft vor): 
„Der Marfchall der anderen Kurie bat erklärt, daß nach feiner Meberzeugung 
biefer Gegenfland, wenn von irgend einer Berfammlung, dann von ber Vers 
fammlung der Vereinigten Kurien berathen werden müfle, weil er anzunehmen 
fei als im Zufammenhange ſtehend mit der Berathung über bie Adreſſe an Se. 
Majeftät den König.“ 

Der Zweifel, ob diefer Gegenftand von irgend einer Berfamm- 
fung berathen werden müfle, tft von unferem Marſchall gar nicht 
ausgeſprochen worden. Es iſt ferner geſagt worden in Bezug auf 
das, was wir geſagt haben (Vergl. Bd. HI. ©. 84): 

(Lieſt vor): 
„Se Hat Hierauf mit Zuftimmung des Antragftellers, mit Zuftimmung ber 
Unterzeichner des Schreibens an ihn, biefes Schreiben mit feiner Beilage an 
mid eingefchidt.” 

Diefe Zuftimmung ift nicht ertheilt worden; ; wir haben viel⸗ 
mehr dagegen proteſtirt, und nur, als eine Alternative geſtellt war, 
haben wir uns dieſer Alternative unterworfen, aber nicht zugeſtimmt. 
Es iſt ferner geſagt worden (Vergl. a. a. O.): der Marſchall habe 
geſagt, daß er aus dieſem Grunde (weil der Antrag keine Bitte und 
Beſchwerde enthalte) ſich nicht eignet zur Berathung in einer von 
unſeren ſtändiſchen Verſammlungen. 
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Davon iſt durchaus nicht Die Rebe geweien; bee Marfchall 
hat vielmehr den Antrag der HerrensKurie überwiefen; er muß ihn 
alfo wohl für geeignet gehalten haben, ihn in den Bereinigten Ku⸗ 
rien zur Sprache zu bringen, nur nicht in ber Kurie der drei Stände 
allein. Es find alfo in diefen Relationen Mißdeutungen enthalten, 
gegen bie ich mid, erflären muß. Es ift endlich von dem Mars 
ſchall der Herren-Rurie gefagt worden, 

„ob fie (die HerrensKurie) ihre Mitwirkung will eintreten laſſen oder nicht, Hat 
die Verfammlung zu beurtheilen.” (Bol. a. a. O.) 

Der Herren-Kurie ift nirgend das Recht eingeräumt, zu bes 
urtheifen, ob fie mit der Kurie der drei Stände gemeinfchaftlich 
berathen wil. Wenn ein gefeglicher Fall vorliegt, wonad bie 
Berathung in den Vereinigten Kurien .ftattfinden fol, fo Hängt 
dies nicht von dem Willen der Herren - Kurie ab, fondern allein 
von dem Willen Sr. Majeftät des Königs, welcher in dem 
Geſetz ausgeſprochen ift. | 

Sch fomme auf das zurüd, was von dem Marfchall der Her: 
ren⸗Kurie geäußert und was dem Marfchall der Kurie der Drei 
Stände unrichtigerweife in den Mund gelegt ift, nämlich: daß die— 
fer Antrag deshalb nicht zuläffig fei, weil Feine Bitte und Veſchwerde 
darin enthalten ſei. 

Dieſe Anſicht ſcheint in der Geſetzgebung nicht begruͤndet zu fein. 
Sc gebe.zu, daß man einen Unterfchien machen muß zwifchen ber 
Zeit vor dem AÄllerhöchften Beſcheide in Betreff der von mehreren Abge- 
oroneten aus Poſen eingereichten Petition (ſ. B. III. S. 229.) und nach 
dieſer Zeit. Vor dieſer Zeit ſtand die Sache ganz einfach ſo, wie 
wir aus dem. Munde des Königlichen Kommiſſars erfahren haben, 
namlich) daß Alles, was nicht verboten ift, erlaubt if. Das ift zu⸗ 
bem ein allgemeines NRechtöprinzip, welches überall anerkaunt iſt. 
Nach diefer Allerhöchften Entfcheidung liegt die Sache allerdings 
anders, denn es heißt ausdrüuͤcklich in dieſer Entjcheibung, weldye 
heute wieder verlefen ift: „und find Sie als deren Marfchall eben 
fo befugt als verpflichtet, alle Berhandlungen von derfelben fern zu 
halten, welche ihr nicht Durch das Gefeg oder Reglement zugewiefen 
find,” Hiernach verorbnen Se. Majeftät der König, daß wir nur 
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ſolche Verhandlungen vornehmen duͤrfen, welche uns durch das Ge⸗ 
ſchaͤfts⸗Reglement zugewieſen ſind. Da Se. Majeſtaͤt der König 
ſich Allerhöchſtſelbſt die Auslegung des Reglements vorbehalten has 
ben, und da ich und alle die übrigen Herren, welche dieſen Antrag 
unterzeidmet haben, und für welche id) jebt Dad Wort genommen 
habe, gewiß nicht gefonnen find, und irgend jemals außerhalb des 
Rechtsbodens zu bewegen, fo unterwerfen wir uns Diefer Allerhöch⸗ 
ften Entfcheidung dahin, daß wir feine Verhandlungen vornehmen 
wollen, die uns nidyt ausdrüdlich zugewiefen find. Aber im biefer 
Berhandlung können wir feine und nicht zugewiefene erfennen. In 
dem $. 2 des Geſchaͤfts⸗Reglements, welcher hier ſchon fo oft an⸗ 
geführt ift, und namentlich von einem Mitgliede, was durch fein 
Amt der Provinz Sachſen und ſonſt der brandenburgifchen Ritter« 
fchaft angehört, ift ausdruͤcklich gejagt: 
(Lieft vor ©. Bd. I. ©. 69): 

„Unfer Rommiffar iſt die Mittelsperfon für alle Verhandlungen mit ven Ber: 

einigten Landtage. Gr übergiebt vemfelben unfere Propofitionen und alle fonfl 

von der Regierung ausgehende Mittheilungen und empfängt beffen Erklärungen, 


Gutachten und Eingaben aller Art. An ihn hat der Vereinigte Landtag fich 
wegen jeder Auskunft, fo wie wegen ber Materialien, deren er bedarf, zu wenden.” 


Es find bier alfo ausdruͤcklich Erklärungen erwähnt If 
das Schriftitüd, welches von und unterzeichnet und heute hier ver- 
leſen ift, nichts Anderes, als eine Erklärung, und find Erklärungen 
durch das Regivment den Berathungen der Berfammlung zugewiefen, 
fo bewegen wir uns aljo innerhalb der Gränzen unfered Rechtes, 
wenn wir verlangen, daß dieſes Schriftftüd zur Beratung in der 
Berfammlung zugelafien werbe. Es ift zwar von dem geehrten 
Mitgliede der brandendurgifchen Ritterfchaft bemerkt worden, daß in 
diefem Paragraphen ſolche Erklärungen nicht gemeint fein könnten; 
ich frage jedoch Die hohe Berfammlung: wo befindet fich eine Dis 
ftinetion zwiſchen den verſchiedenen Arten einer Erklärung? Wir ge- 
ben faft alle Tage Erklärungen ab; wir Haben .noch in der vorleh- 
ten Sigung mit bedeutender Majvrität, ja fait einfimmig die. Er- 
Härung. abgegeben, Daß wir und eine amtliche Herausgabe unferer 
Berbandkingen durch den Buchhändler Reimarus nicht gefallen laſ⸗ 


— 
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fen wollen. Iſt das etwas Anderes, als eine Erklärung? Würden 
wir uns nicht in unferen Handlungen auf das Aeußerſte befchränkt 
finden, wenn wir nichts Anderes zu thun hätten, als Beichläffe zu 
fafien, ferner Gutachten abzugeben über Königliche Propofitionen 
und. über Petitionen zu berathen? Es laſſen ſich gewiß noch viele 
Fälle denken, Die nicht durch dad Gefchäfts-Reglement vorgeſehen 
find, und weldye die Verſammlung dennoch nicht von ihrer Bera- 
thung ausjchließen kann. Ich berufe mich auf Das Have Wort Des 
Geſetzes: wir haben Erklärungen abzugeben, alfo Tann feine Rebe 
davon fein, Daß Diefer Antrag von unferer Berathung ſollte ausge- 
ſchloſſen bleiben, und ich muß geftehen, ich habe nicht einfehen koͤn⸗ 
nen, weshalb der Marſchall deſſen Verhandlung auf Grund der 
gefeglichen Beftimmungen hat ausfchließen wollen. 

Uebrigens muß idy an das frühere Verfahren des Marſchalls 
jelbft appelliren. Wenn der Gegenftand zur Berathung in der Ber: 
fammlung nicht zuläffig war, fo fonnte er ihn, wie dies bei anderen 
Beritionen gefchehen ift, zurüdgehen; es war Dies gewiß ber einzig 
richtige Weg. (Ich will mir feine Kritif über das Verfahren erlau- 
ben, fondern id) gedenfe blos meine Anfidyt auszufprechen.) Der 
Marſchall mußte den Antrag ſofort an mid) oder einen der übri- 
gen Mitunterzeichneten zurüdgelangen laften, wenn er ihn nicht für 
zufäffig hielt. Dadurch, daß er ihn angenommen und an die Herren- 
Kurie überfendet hat, hat er erklärt, daß er zum @egenftande ber 
Verhandlung geeignet fei, und wir haben uns nur darüber in 
einer Meinungs-BVerfchiedenheit befunden, ob er in der Vereinig⸗ 
ten Kurie oder in unferer Kurie allein zu berathen fei. Da nun 
die Herren» Kurie mit uns. nicht dariiber verhandeln Inn und will, 
fo fcheint mir nun der einzige Weg zu fein, daß er in unferer Kurie 
berathen werde, und ich erlaube mir den Antrag, ihn einer Abthei- 
fung unferer Kurie zu überweifen. Ich habe für meinen Antrag 
nod) gewichtigere Gründe, Nach den Worten, welche ein Mitglied 
der preußifchen Ritterfchaft in der lebten Sitzung mit großer Bered⸗ 
famfeit ausgefprochen, und nach der Bierüber gepflogenen Berathung 
hat der Königl, Kommiſſar ausdrücklich ſich bereit erflärt, auf Den 
Weg der Verfländigung einzugehen. Diefelbe Bereitwilligleit Hatte 





er fchon früher aus Anlaß der Bemerkungen eines anderen Mit 
gliedes der preußifchen Nitterfchaft an den Tag gelegt und geftattet, 
daß fie nicht blos auf den damaligen Spezialfall, fondern auch auf 
andere Fälle ausgedehnt werde; er hat gefagt, wenn wir einen 
befferen Weg vorzufchlagen wüßten, welcher eine Berfländignng zwi⸗ 
fhen den Ständen und der Regierung herbeiführen könnte, wurde 
er fehr gern damit einverftanden fein. An diefe Worte erlaube ich 
mir blos zu erinnern, und ich glaube, unfer Weg wird gerade ber 
fein, welcher am leichteften eine Berftändigung herbeiführen wird. 

Der Weg, den einzelne andere Mitglieder einfchlagen wollen, 
der Weg der Petition, der in dem Wefen baffelbe enthält und 
nur in der Form von dem unfrigen verfchieben iſt, infofern wir md 
auf eine Erklärung befchränfen, dieſer Weg kann meiner Ueber: 
zeugung nach nicht fo leicht zur Verftändigung führen; denn er wird 
Se. Majeftät den König in die Lage verfegen, ſich darüber ents 
ſcheiden zu müffen. Ich glanbe, Se. Majeftät hat die neuere Ge⸗ 
febgebung im vollften Bewußtfein emanirt, daß er fih im vollen 
Rechte befinde, daß er dem Lande damit eine große, eine hohe 
MWohlthat erweife; ich glaube, daß alle Rathgeber der Krone darüber 
befragt worden find. Der Landtags-Kommiflar hat uns gefagt, Daß 
felbft die drei Juſtiz-Miniſter Dabei mitgewirkt haben; Männer, die 
auf den Höhen der Gefehgebung wandeln und die Wage der The: 
mis in unbefledten Händen halten. Wenn folche Männer ihren 
Beirath zu dieſer neuen Gefebgebung gegeben haben, wenn fie darin 
nicht Die Uebereinſtimmung mit den früheren Gefegen vermißt haben, 
Dann Tönnen wir der Veberzeugung fein, daß Se. Majeftät der 
König gewiß nicht den leifeften Zweifel über eine folche volle Ueber: 
einftimmung gehabt hat; allein auch die Stände mußten gefragt 
werden, Die Stände des Nechts, die geborenen Räthe der 
Krone, nicht blos die Ratbgeber der Krone, welche hier hinter 
uns ſitzen. Nachdem aber das Patent vom 3. Februar einmal 
emanirt worden fft; glaube Ich nicht, Daß es dem Könige willkommen 
fein fann, daß e8 unferer Stellung als Stände angemefien fein 
kann, wenn wir fihon jebt den Wunfch ausfprechen, daß eine Aen⸗ 
derung dieſer Geſetzgebung eintrete. Es möge wenigftens das Gras 
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dieſes Sommers darüber wachſen und die Aufregung in dieſer Ver⸗ 
ſammlung ſich etwas gelegt haben; denn wir Alle wünfchen, uns 
ja nur auf dem Boden des Rechts und des Gefeges zu befinden. 
Wenn dieſe Aufregung fich gelegt Haben wird, dann wird es Zeit 
fein, einen Uebergang zu fuchen und auf diefem Wege zu den Be- 
ſtimmungen ber älteren Gefete den Weg zurüdzufinden, Die wir in 
der neueren Geſetzgebung vermißt haben. Aber jetzt Se. Majeftät 
zu erinnern an die Nichtübereinftimmung des Patented mit unferen 
früheren Gefegen, das halte ich nicht im Einflange mit der Achtung, 
die ich der Krone umd ihrem Allerhöchften Träger ſchuldig zu fein 
glaube. So habe ich bereits bei Der erften Debatte in dieſem Saale 
bei der Adreß- Diskuffion mich geäußert. Se. Majeftät haben bei 
vielen Beranlaffungen gefagt, Sie wollen nicht gedrängt und getrie- 
ben fein; aber ich frage die Verfammlung: was thun wir anders, 
als drangen und treiben, wenn wir jeßt uns mit Petitionen wegen 
Abänderung des Geſetzes dem Throne nahen? Aber unfer Gewiſſen 
zu rechtfertigen, unſere Rechte zu wahren, das halte ich für Ge⸗ 
wiftenspflicht; davon kann uns Niemand dispenfiren. Dies würden 
wir erreicht haben durch Diefe Erflärung, die den König nicht nöthigt, 
fi; fofort Darüber zu entfcheiden, Die innerhalb ver Räume dieſes 
Saales bleibt und feinen Weg nach außen findet. Wenn diefe Er: 
klaͤrung nur von unjerer Kurie ausgegangen, wenn eben deswegen 
fie kein vollftändiger Beichluß der Stände geworden wäre, fo 
würde der Riß nicht fo breit und weit gezogen fein, als er, meiner 
Ueberzeugung nach, jebt fchon befteht, und gerade deshalb fcheint 
mir dieſe Erklärung in der Art, wie wir fie vorgefchlagen haben, 
volftändig zu genügen. 

- Wir find hier oft hingewiefen worden auf die Stellung,. Die 
wir zu Europa einnehmen; es ift in Diefem Saale oft gefagt und 
faft zur fprichwörtlichen Nevensart geworben: „Europa. fchaut auf 
und.‘ Ja, meine Herren, ich bin auch der Anſicht, daß Europa 
auf uns fchaut.. Aber wir müffen Europa nicht blos zeigen, Daß 
wir ein treues und ein tapferes Volk find, Das weiß Europa felt 
Sahrhunderten, fondern wir müflen ihm auch zeigen, daß wir ein 
gefehliches Volk find, daß wir unfere Rechte Eennen und wahren 
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wollen, daß wir ein Volk ſind, mit dem man Vertraͤge ſchließen 
kann, und welches dieſe halten wird, weil es auf Wort und Treue 
hält, und daß es feine Rechte behaupten wird, wenn fie angegriffen 
werden follten. Das zu beweifen, haben wir in neuerer Zeit nicht 
Gelegenheit gehabt; feit der große Kurfürft feine Schlachten ſchlug, 
find unfere ftändifchen Rechte in Bergefienheit gefommen. Ich ber 
finde mid) jest nicht in der Rage, Die ausgedehnten ftändifchen Rechte 
zu reklamiren, die unferen Borfahren früher zuftanden, die nament- 
lich die Stände des Landes, dem ich anzugehören die Ehre habe, 
die Stände der Sraffchaft Mark, befaßen, die ihnen von dem großen 
Kurfürften und von allen feinen Nachfolgern bis auf Die jüngfte Zeit 
feierlich verbrieft worden find, und Die weder von unferen Herrfchern, 
noch felbft von der Sremdherrichaft, welche leider aud) bei uns eine 
Zeit lang beftand, jemals in irgend einer Weife alterirt und aufge- 
hoben find. Wenn ich auch Diefe Rechte vorläufig nicht reflamiren 
will, fo Habe ich doch um fo mehr Anlaß, wenigftend Diejenigen 
Rechte in Anſpruch zu nehmen, Die uns feit Menfchengevenfen von 
dem hochjeligen Könige. verliehen und für unwiderruflich. erflärt wor⸗ 
den find. Wenn das erhabene Wort: „suum cuique* die Bruft 
unferer Sürften fchmüdt, fo wünfche ich auch, Daß ed auch über 
unferen ftändifchen Rechten glänze, nicht blos mit den Kleinlichen 
Zügen unferer modernen Stenographie, fonbern in den großen gol- 
denen Uncial» Buchftaben unferer Ahnen im Mittelalter, womit fie 
ihre goldenen Bullen aufzeichneten und hinausſandten in alle Zeiten. 
Deshalb beantrage ich die Verweifung Diefed Antrages an eine Abs 
theilung der Kurie der drei Stände. 
(Allgemeines Bravo.) 
andtage··Morſchali: Ich habe zuvoͤrderſt ..... 
(Viele Stimme verlangen das Wort.) 

Wollen Sie mir einen Augenblick das Wort laſſen. Ich habe 
zuvörberft auf einige Vorwürfe zu antworten, Die mir von Dem ge⸗ 
ehrten Redner gemacht find. Der erfte ging babin, daß ich in mei- 
nem Schreiben an den Herrn Ahgeoroneten den Vorgang der Sadıe, 
wie er fich hier zugetragen hat, nicht vollftändig genug aufgeführt 
hätte; ich hatte nämlich nicht gefagt, Daß die Wahl, welche ber 
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Herr Abgeordnete getroffen hat, und welcher die uͤbrigen Herren bei⸗ 
getreten waren, nur eine eventuelle geweſen ſei; ich gebe dies zu, 
es iſt blos der Kuͤrze wegen geſchehen. Es war allerdings nur eine 
eventuelle Wahl, die ſie trafen, indem ſie mir uͤberließen, den Auf⸗ 
ſatz der Herren⸗Kurie zuzuweiſen. Der andere Vorwurf iſt dahin 
gegangen, daß ich nicht den richtigen Weg eingeſchlagen hätte, indem 
ich .nicht- fofort den Aufſatz zurüdgegeben habe, Id) gebe ebenfalls 
zu, daß ed nicht der richtige Weg gemwefen if. Ich wäre in. mei- 
nem volllommenen Rechte gemwefen, den Auffat auf der Stelle zuruͤck⸗ 
zugeben, da ich die. Ueberzeugung hatte, daß er hier nicht berathen 
werben fönnte, eine Ueberzeugung, die ich in Diefem Augenblick noch 
habe, und von der ich nicht-zurüdfommen Tann. Aber ic) ging von 
dem Grundfage aus, den ich ſchon bei vielen Gelegenheiten ange- 
wendet habe, und der bis jeßt nicht getabelt worden ift, nämlich den, 
alle Borfchriften des Gefeges und des Neglements, welche zu be= 
obachten. mir zufteht, auf Das allerweitefte auszulegen, für Alle, vie 
dabei betheiligt find, und ich glaubte, hier Die weitefte Auslegung zu 
finden, wenn ich einen Weg eröffnete, auf welchem der Antrag viel- 
Veicht zur Berathung Tommen Tonnte. . Ich gebe zu, ich hätte ihm 
auf der Stelle zurüdgeben müfjen. 
(Bon vielen Seiten Bravo.) 
(Viele Stimmen verlangen Das Wort.) - 

Abg. non Auerswald; Ich wollte mir nur Die Frage erlauben, 
ob hierüber eine Debatte flattfinden wirb, in welchem Fall ich ums 
Wort bitten würbe. 

Sandtags Marſchall: Ich kann den Herren Abgeorbneten, Die 
Darüber fprechen wollen, das Wort nicht verfagen; natürlich kann 
darüber Fein Beſchluß gefaßt werben. Wenn aber das Wort ver- 
langt wird, fo halte ich mich nicht befugt, Da ein Redner feine Mei- 
nung hierüber gefagt Bat, es den übrigen abzufdmeiten. Es möge 
die. Berfammlung darliber entfcheiden. 

Abg. von Anerswals (vom Platz): Wenn kein Befchluß gefaßt 
werben fanın, fo trage. ich Darauf an, Daß der Marfchall auc bei 
der erſten Erklaͤrung, daß die Diskuffien nicht flatifinden Fann, ver« 
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bleibe, denn eine Diokuſſion, von der wir Alle wiſſen, daß fie zu 
keinem Beſchluſſe führen kann, kann nur unnöthig aufregen. 
(Biele Stimmen durch einander, die den Schluß der Diskuſſion 
wänfchen.) 

Ich bitte, die Frage zur Unterftägung zu bringen. 

Jandtags·Marſchall: Ich bitte, Daß alle die, die Feine Dis⸗ 
kuſſion zulaffen wollen, aufitehen. (Große Majoritaͤt dafuͤr.) 

Die Majorität bat beſchloſſen, daß dieſer Gegenſtand nicht 
weiter eroͤrtert werden ſoll. 

Der Herr Abgeordnete Zimmermann wünſchte vorher das 
Wort; ich weiß nicht, ob über eine andere Angelegenheit. 

Abg. Semmerbisdt: (vom Platz): Eine einzige Anfrage wollte 
ich. mir erlauben; die Erklärung ift heute vorgelefen worden, fie wird 
alfo auch in den ftenographifchen Berichten mit aufgenommen werden. 

(Biele Stimmen: Ja wohl.) 

Dann muß ich den Antrag ftellen, daß die Ramen ber Unier- 
zeichneten mit in den Bericht kommen. 

Mehrere Stimmen: Dem Antrage trete ich bei. 

Saudtags- Marſchall: Dem fteht nichts entgegen. 

Adg. Pimmermann; In der Beilage zum Protokoll vom 7. Mai 
4847, weldye die erfte Abftimmung über eine zur Debatte geſtellte 
Frage betrifft, befindet fi) bei dem Stande der Ritterfchaft der 
Mark das Stimmverbältnig fo angegeben: für Ja ftimmten 23, für 
Nein 57. Diefe Zahl 57 beruht auf einem Irrthum; ed muß 
heißen 7. 

Inudtags - Marſchall: Der Herr Abgeordnete Graf von Stoſch, 
als Referent, wird die Erklärung über die Verordnung, betreffend 
die Ausfchließung beſcholtener Perſonen aus der ftändifchen Ver⸗ 
fammlımg, vorlefen. 

Referent Graf Stoſch: 

(Lie das Konkluſum über die Beratung. der Allerhoͤchſten 
Propofition, betreffend die Ausichließung befcholtener Perſonen von 
den ftändifchen Berhandlungen vor.) 

Sandtage - Marſchall: Hat Jemand in ber Verſammlung gegen 
bie Faſſung bed Berichts etwas einzuwenden? 
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Abg. von Auerswald: Ich will nur wenige Bemerkungen machen ; 
ed ift, wenn ich mich nicht täufche, in dem $. 2, wo von Ehren- 
gerichten die Nede ift, unter Anderem gefagt: man wäre der Mei⸗ 
nung, daß ein Mann, der nicht würdig fei, des Könige Rod zu 
tragen, audy nicht in ftändifchen Berfammlungen feinen Sig haben 
fönne. Ich entfinne mic) nicht, Daß das Wort „würdig Bier in 
diefem. Sinne gebraucht ift, denn es ift oft hervorgehoben, daß bie 
Ehrengerichte auch ſolche Perſonen von dem Offizierſtande aus⸗ 
fchließen, Die gerade nicht unmwürbig, fondern nur ungeeignet für ben 
Dffizierftand nach beftehenden Begriffen find; deshalb bitte ich: das 
Wort unwuͤrdig in ein anderes zu verändern. Ferner ift, wo vom 
Gemeinderath Die Rede ift, als Grund für ven Beichluß der Vers 
fammlung angegeben, daß das Urtheil des Gemeinderaths nicht maß⸗ 
gebend fein Eönne, weil ber Gemeinderath wechiele. Ich glaube 
faum, daß dies ald Grund der Majorität diefer Verfammlung gel- 
tend gemacht werben kann, denn es giebt feine Verfammlung in der 
Welt, die nicht wechfelt, es würde Dies ein Grund fein, Den man 
unmöglich gegen den Gemeinderath angeführt haben Tann, 

Sandtags- Marfhall: Da es nichts Welentliches ift, ob Diefer 
Grund angegeben. werde, fo kann er, wenn Die Verſammlung damit 
einverfianden, ift, geftrichen werben. 

(Einverftändnig in der Verſammlung.) 

Abg. von Auerswald; Ich vermiffe auch. noch etwas, Das mir 
als Hauptfache bei demjenigen erfcheint, was feitens der Majorität 
gegen die Anwendung der Urtheile erceptioneller Gerichte gejagt ift, 
wobei hervorgehoben wurde, Daß dadurch ein anderes, uns nicht 
angehöriged Gericht über unfere Berhältniffe urteilen dürfte umd 
gerade das große Gefchenf, welches uns Durch den Gefeh - Entwurf 
verliehen ift, nämlich das altveutfche Recht: „ein Genofiengericht 
aus Standesgenofien zu bilden,“ verkürzt würde. Es ift zwar beim 
$. 2 oder 3 etwas in Diefer Beziehung angedeutet, und ich glaube 
auch, DaB Das, was ich meinte, ſich daraus deduziren läßt; ich 
wünfchte aber bei der Wichtigkeit der Sache doch, daß es deutlicher 
ausgedruͤckt wuͤrde. 

Neterent lieſt die 88. 2 und 3 noch einmal vor. 
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Abg. von Auerswmald: Ich erkenne Die Abficht vollfommen an 
und wuͤnſche nur hinzuzufuͤgen, daß das Geſchenk Sr. Maieftät des 
Königs dadurch nicht verfürzt werde, daß anbere Berichte ftatt der 
Genoflenfchaftögerichte eintreten. 

Saudtags- Maerfhall: Wenn die Verſammlung nichts dagegen 
hat, fo kann es hinzugefügt werben. 

(Einverftändnig der Berfammlung.) 

Abg. von Prünneh: Mir will erfiheinen, als wenn ein weſent⸗ 
liches Motiv der Majorität für die Ablehnung der Beitimmung I. 
2. des Geſetz⸗ Entwurfes, die Verurtheilungen der militairifchen Ehren⸗ 
gerichte betreffend, micht genugfam hervorgehoben fei. Ich meine ben 
Grund, daß die ehrengerichtlichen Strafen theils entwürbigend, ande: 
rentheils gar nicht entehrenber Art find, und daß durch den $. 3 
des Gefeg-Entwurfs, nad) welchem ber Vorfipende jeder ſtaͤndiſchen 
Berfammliung- verpflichtet ift, alle Thatfachen zur Sprache zu brinz 
gen, welche die Ehrenhaftigfeit eines Mitgliedes in Zweifel ftellen - 
fönnten, alfo auch die ehrengerichtlichen Berurtheilungen, hinlänglich 
dafiir geforgt ift, daß nicht ein wegen wirklich entehrender Hand⸗ 
lungen von einem Ehrengericht zur Entfernung aus feinem Stande 
veruriheilter Offizier in einer ftänpifchen Berfammlung Aufnahme 
finden kann. 

Beferent: Ich bitte, bie gewuͤnſchte Aenderung der Faffung mir 
in der Art anzugeben, daß ich darüber nicht im Zweifel bin, und 
glaube, daß das Berlangte bereit in ber vorgelegten Erklaͤrung 
enthalten iſt. 

(Lieſt Die betreffende Stelle noch einmal vor.) ' 

Abg. von Prünnech: Dem trete ich vollkommen bei, finde aber, | 
Daß immer die Rebe iſt von ehrengerichtlichen Strafen, Die Den Mann 
unwürdig erffüren. Es giebt aber noch andere Strafen, durch 
welche die Unwuͤrdigkeit nicht ausgeſprochen wird. 

Belerent: Das Verlangte wird fi). aus der weiteren Faſſung 
des betreffenden Paſſus ergeben. (Fährt fort, vorzulefen. 

Abg. san Prünneck: Ich bin nunmehr einveranben und nehme 
meine Bemerkung zurüd. 

Abg. Wenmann: Ich wollte bie Berfammiung nr darauf: aufs 
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merkſam machen, Daß der erftattete Bericht gezeigt Bat, Daß ein eigent- 
liches Motiviren der Befchlüffe nicht wohl zubäffig if. Es Tann 
in einem Berichte nicht beftimmt werben, Der ober jener Grund 
fet für Die Majorität leitend geweſen, da über Die Zriftigbeit Der 
Gründe Feine Abftimmung flattfindet; Daher kann nur hiſtoriſch an⸗ 
geführt werben, welche Aeußerumgen in der Berfammlung zur Mo— 
tivirung der Befchlüffe vorgefommen find, und Dies ift Das Einzige, 
was als feftftehend. angegeben werden Tann. Ob Diefe oder jene 
Gründe leitend geweſen find, das kann aus dem Grunde nicht ge⸗ 
fagt werben, weil das, was für die eine Meinung fpricht und durch⸗ 
greifen ift, für ein anderes Mitglied derſelben Meinung weniger 
entfcheidend ift, und weil auch Mitglieder von Gründen geleitet: wer: 
den, die gar nicht haben zur Sprache gebracht werben ‚können, weil 
befanntlidy jede Debatte ein: Ende Haben muß. Ich. glaube, daß 
das Referat mur die Bedeutung haben fann, bie Beſchluͤſſe Sr. Ma- 
jeftät dem König anzuzeigen und darin anzugeben, welche Motive 
im Laufe der Debatte dafür angegeben worben find, aber nicht; ſich 
darüber auszufprechen, daß ein beftimmter Grund für dieſe Ent: 
fheitung allein oder vorzugsweiſe leitend gewefen ſei. Würde Dies 
ausgeſprochen, fo kaͤmen wir unvermeidlich auf Die frühern Debatten 
zurüd. Ich für meinen Theil kann von vielen der Gründe, : die 
bier als leitend angeführt find, erklären, .vaß fie dies fuͤr mich 
nicht gewefen find... Wollte jedes Mitglied das Recht in. Anfpruch 
nehmen, in bem’Referat anzugeben: der ober jener Grund hat mich 
geleitet, jo würden wir dahin fommen, daß jedes Mitglieb..feine 
Gründe noch erflären müßte; deshalb halte ich es augemeſſen, die 
Gutachten nicht in dieſer Weiſe abzufaſſie. 

Kelerent: Ich erwiedere, daß in dem Stände» Geſet ausodruͤck⸗ 
lich geſagt iſt, daß in Dem Bericht uͤber eine Abſtimmung, weiche 
nicht zwei Drittel der Stimmen für ſich gehabt hat; die Grunde der 
Maforität und Minvrktät anzuführen find. Ich Habe daher geglaubt 
mich als Berichterſtatter auf dem Rechtsboden zu befinden, 
Abg. von Auerswald: Ich muß befennen, daß ich über das 
Ergebniß des Borfchlages, welcher eben gemacht ift, ‚nicht recht: im 
Klaren on; meined Erachteus lann ber Vericht nur in dreierlei 
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verſchiedenen Weiſen gefaßt werden: entweder er enthaͤlt die Be⸗ 
ſchluͤſſe ohne Motive, oder ſaͤmmiliche Motive, oder er bildet die 
einer geſchickten Feder zur Kontrolle der Verſammlung entſproſſene 
Darſtellung: das Letztere iſt der Weg, der meines Erachtens einzu⸗ 
ſchlagen iſt. In dem Beiſpiele, welches auf den Provinzial⸗Land⸗ 
tagen vorangegangen, iſt meines Ermeſſens dieſer einzige mögliche 
Weg eingeſchlagen. Es moͤchte gegen die Ehrerbietung verſtoßen, die 
wir Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige ſchuldig ſind, und auch unſer Recht 
verkuͤrzen, wenn wir durch einfache Darlegung des Sachverhaͤltniſſes 
darauf verzichten wollten, unſere Gruͤnde mitzutheilen. Eben ſo 
würde es auch, wie ich glaube, gegen die Ehrerbietung verſtoßen, 
wenn wir prätendixen wollten, daß Alles und Jedes, wand gefagt, 
was widerlegt und wonon abgeftanden ift, Sr. Majeſtät vorzutragen. 
Es bleibt in ſolchem Falle, wo die Berfammlung ſich über einen 
Beſchluß geeinigt, nichts übrig, als dieſen Beichluß, infoweit es 
ftehen geblieben ift und infofern die Gründe von der Maforität an⸗ 
‚erkannt oder feitens der Minorität Werth darauf gelegt ift, geſchickt 
zu faflen ımb vorgetragen. Das if der Zwed des Referats; es 
wird Der Verſammlung vorgetragen, ohne Zweifel mit Aufmerk- 
famfeit angehört und gewürdigt, wie es verbient, und kann mit Den 
Berbeflerungen, die nöthig geworben find, abgehen. 

Abg. -Maumann: Ich habe nur zu bemerken, daß nach meiner 
Meinung fewohl die Beichlüffe als bie zur Sprache gebrachten Mo⸗ 
tive angeführt werben follen, jedoch fo, Daß Die Beſchluͤſſe nicht als 
aus den angeführten Gründen von jelbft heruorgegangen hingeftellt 
werden. 

Abg. von Aursneht: Der Unterſchied wuͤrde alfo der fein, 
daß nad) der Anficht des verehrten Redners die Befchlüffe voran- 
gefährt und. die Motive, wie bei gerichtlichen Erkennmiſſen, ale 
Gruͤnden achgebracht werben, während nad) Dem Referenten die ®rimde 
je nach der - Rage der Sache theilweiſe zur Motivtrung des Ber 
fchtuffes, theilweiſe zur Beſtätigung oder Begründung deſſelben an- 
geführt werben. Ich glaube, daß es unmöglich ift, dem Referenten 
hierüber fpegiele Vorfchziften zu machen, Das man N“ vielmehr auf 


ihn verlaſſen oder ihn rektiſtciren muß. : an 
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Abg. Graf von Schwerin: Ich theile ebenfalls bie Anſicht des 
Redners, welcher vorher geſprochen hat, daß das Gutachten in 
keiner anderen Form abgegeben werden kann, als daß es die Be⸗ 
ſchlüſſe enthalte und ein Reſumé der Gründe. Je nachdem zwei 
Drittel oder die Haͤlfte der Stimmen ſich bei der Abſtimmung er⸗ 
geben haben, werden blos die Gründe der Majorität oder Die Der 
Majorität und Minorität aufzunehmen fein, Aber ich verkenne audy 
nicht Die Schwierigkeit, die e8 in der Verſammlung .baben wird, 
durch die bloße -Vorlefung des Gutachtens zu erfennen, ob Dafielbe 
entfprechend .abgefaßt ift, und. wollte.daher Darauf aufmerfan mache, 
ob es nicht zwedmäßig ‚wäre, wenn dad Referat. zunächſt von der 
Abtheilung genehmigt wird. Aus ihr hervorgegangen, würde ed. der 
Berfammlung bereits eine Garantie Darbieten, .umd ed wuͤrde Died 
auch dem adäquat fein, was bereits. früher als Grunbfas feſtgeſtellt, 
daß der Referent der Abtheilung eben als folcher Immer der Referent 
des Plenums iſt. 

Eine Stimme: Muß das nicht immer geſchehen? 

Abg. Graf von Schwerin: Ich glaube nicht; meiner Meinung 
nach, muß hier in Die Plenar⸗Perſammlung das Referat ver Ab⸗ 
theilung und nicht Das des Referenten kommen; dam haben wir 
eine Garantie mehr, daß es richtig iſt. 

Abg. Frhr. von Pinhe: Wenn von einem Abgeordneten von 
Pofen und, wie ich glaube, auch von Preußen, auf das beſtehende 
Geſetz Bezug genommen iſt, fo muß ich bemerben, daß ich Feine Be⸗ 
ſtimmung darin gefunden habe, die für ihre Auſicht ſpricht. Im 
$. 16 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landings 
vom 3. Februar 1847 iſt blos die Rede von den Beſchlüſen: 
(Lieſt vor.) - 
5 ‚Die Befchlüffe werden in ber Regel nach Stimmenmehrbeit oefaht. — Bitten 
mb Beſchwerden bärfen mir dann zu .unferer Nenninii gebracht wecken, wen 
fie in beide Berfammlungen (in ber Berfammlung bes Herreuſtandes und im des 
Berfammlung ber Abgeorbneten ber Nitterfchaft, Stäbte und Landgemeinden) 
berathen find und fich in jeder derfelben minbeftens zwei Drittheile der Stimmen 
bafür ausgefprochen Haben. — Wem die gedachten beiden Verſammlungen ober 
eine derſelben bei Begutachtung eines Geſetzes fich gegen das Gefeh uber eins 
seine Beſtimmungen befielben mit tiner geringeren, ‚alt der oben bezeichneten 
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Matorität erllaͤren, fo fol auch die Anſicht der Ninoritaͤt zu unferer Keuniniß 
gebracht werden.“ 

Es iſt alſo keinesweges geſagt, daß auch die Motive ange⸗ 
führt werben ſollen. Ich möchte glauben, daß nach der Intention 
Sr. Majekät des Königs Die Gründe nicht verlangt werben, unb 
ich glaube Dies auch aus der Geſchäfts⸗Ordnung folgern zu dürfen. 
8. 22 Derfelben lautet; 

(Lieſt vor.) 
Auf Grund ſaͤmmtlicher Verhandlungen wird von dem Referenten ober bemjenis 
gen, welchen der Marfchall dazu beftimmt, bie Erflärung der Stände abgefaßt, 
welche in einer anberweiten Plenar-Verfammlung zu verlefen und nach erfolgter 
Genehmigung in einer in gleicher Weiſe, wie das Protokoll ($. 21.), zu voll⸗ 
ziehenden Reinfhrift durch den Marfchall Unferem Kommiſſar zu übergeben ifl. 


Auch Hier ift nicht von Gründen die Rede, Dagegen ifl bei 
Beſchluͤſſen über Petitionen im $ 26 unter c. ausdrüdlich gefagt: 


c) „IR ein Petitions-Antrag in einer der beiden Kurien — in ber Herren-Kurie 
oder in der Kurie der drei Stände — durch eine Majorität von mindeſtens 
ziwei Dritteln der Stimmen angenommen worden, fo wird der Befchluß, daß 
die beantragte Petition an Uns zu richten fei, unter Angabe der Gründe, in 
einer nach $. 2% zu vollziehenden Ausfertigung unmittelbar dem Narſchall 
der anderen Knrie mitgetheilt, welcher bie Sache in der vorgefchriebenen 
Weiſe zur Plenar-Beraihung vorbereiten läßt. Wird der Antrag auch hierbei 
durch eine Majerität von mindeſtens zwei Dritteln der Stimmen angenommen, 
fo it die Erflärung des Beitritts zu dem Beſchluß derjenigen Kurie, von 
welcher der Petitions-Antrag ausgegangen ft, nebft einer Aeußerung über 
die Gründe in der 6. 22 vorgefchriebenen Form ausznfertigen, worauf Uns 
beide Ausfertigungen, mittelft eines von ben Merfchällen beider Kurien zu 
unterzeichnenden Präfentations- Berichte, durch Bermittelung Unferes Kommiſ⸗ 
ſars zu überreichen find. ' 


Hieraus ſcheint zu folgen, Daß bei Petitionen die Gründe ans 
gegeben werben follen, damit Se. Majeftät der Koͤnig erfahre, aus 
welchen Gruͤnden wir etwas erbitten; keinesweges aber ift Dies bei 
Propoſttionen nöthig, weil Die Gründe, welche die Majorität geleitet 
haben, fi) da aus den Verhandlungen zureichend ergeben. Durch 
die Anführung der‘ Gründe und deren Diskuſſton würden wir in 
eine bevenfliche Situation kommen, wie wir Died fo eben geſehen 
haben; es kam allerdings auch eine andere Anſicht Play greifen, 
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da das Geſetz wenigſtens die Anfährımg von Gründen nicht unter⸗ 
fagt hat. Für dieſen Fall möchte ich mir den Antrag erlauben, 
daß, wie e8 auf einigen Provinzlals®andtagen, 3: B. auf dem weft- 
phältfchen, gefchieht, Immer zwei Mitglieder, von denen eins der Ma- 
jorktät und das andere der Minorität angehört, von dem Herm 
Marſchall zu Referenten beftellt werden. Diefe Maßregel hat ſich 
in Weftphalen bewährt, infofern fi; jede Meinung dadurch volk 
ftändig vertreten gefunden hat; denn wenn man auch Die allervoll- 
fländigfte Ueberzeugung von der Treue des Referenten hat, fo heißt 
es ihm doch jedenfalls fehr viel zugemuthet, wenn ex mit derfelben 
Bolftändigfeit Die Anficht der Gegner auffaffen fol, wie feine eigene, 
und ſich aljo in den enigegengefegten Gedankengang hineindenken 
muß. Es würde alfo einfacher fein, wenn zwei Mitglieder bezeichnet 
werden, wie Died das Geſetz auch zuläßt, welche zufammentreten 
und das Gutachten zufammenfegen, auch, wenn es verlangt wird, 
in der Abtheilung vorlefen, Damit es Dort zuvor geprüft werde. Es 
fieht dem wohl nichts entgegen. 

Sandtags- Marfchall: Ich glaube nicht, daß das Befchäfts-Re- 
glement dem Marfchall diefe Befugniß zuläßt, denn es ſpricht mur 
von einem Referenten im Singular, 

,Reterent: Das Staͤnde⸗Geſetz beftimmt ausbrüdlich, daß, wenn 
nicht zwei Drittel der Stimmen vorhanden find, in dem Gutachten 
immer die Anficht der Majorität und die der Minorität aufzuneh- 
men iſt. 

Abg. von Gaffron: Ich wollte auf einen Uſus, der bei dem 
ſchleſiſchen Provinzial⸗Landtage herrſcht, aufmerkſam machen, näm⸗ 
lich, daß dort immer das Gutachten vorher in der Abtheilung vor⸗ 
geleſen worden iſt. 

Abg. Hanſemann: Es läßt ſich nicht verkennen, daß ein weſeni⸗ 
licher Unterſchied ſtattfinde zwiſchen den Verhandlungen dieſer Ver⸗ 
ſammlung und den provinzialſtaͤndiſchen Verhandlungen. In’ Bes 
gziehung auf Die Verhältniffe der Verſammlung zur Regierung bei 
den provinzialftändifchen Berfammlungen find Feine Organe der Res 
gierung gegenwärtig, das ift aber hier der Fall. Diefe Organe 
vernehmen alfo volltändig, welche Gruͤnde bie Berfammlung bei 








irgend einem Votum geleitet haben. So viel ift ficher, daß, welchen 
Weg Sie auch Hinfichtlich der Erftattung eines vollftändigen Be⸗ 
richtes einfchlagen mögen, immer ſich große Schwierigkeiten erheben 
werben, und Daß. Dadurch ſehr viel Zeit verloren (gehen wird. Unter 
dieſen VBerhältniflen jcheint ed wünſchenswerih, Daß die Berichte fo 
kurz wie moͤglich abgefaßt werden, fo weit das Reglement nicht das 
Gegeniheil ganz gemau und feit beftinimt; Daß alfo die für ober 
wiber bei Disfuffionen von Gefeg-Entwürfen vorgebradhten Gründe 
nicht. in Die Berichte aufgenommen werben mögen. Ich erlaube 
mir Deshalb, den Deren Landtags⸗Kommiſſar zu bitten, fich darüber 
zu erflären, ob nad) feiner Auffaffung im Sinne des Reglements 
nidyt bei dergleichen Geſetz⸗ Entwürfen eine Abfürzung in dem Be⸗ 
richt flattfinden möchte, und zwar in der Art, Daß die Berichte im 
Banzen nur das Refultat der Abftimmung und nur in dem regles 
mentömäßig vorgefehenen Falle die Gründe der Minorität enthalten. 

Sandtags - Rommiffer: Der 8. 16 der Verordnung vom 3. Fer 
bruar d. 3. beftimmt nicht, daß bei einen Gefeg- Entwurf die Gründe - 
für die Annahme oder für Die Bitte um Abänderung in dem Be: 
richt an Se, Majeftät den König mit aufgenommen werden müffen, 
und es hat allerdings dabei die Schwierigfeit vorgefdywebt, eine fo 
große Berfammlung, wie Die’ gegenwärtige, zu einerlei Anficht über 
bie Gründe eines Beichluffes zu vereinigen. Sollte demnach die 
Verſammlung den Beichluß.faften, bei ihren Gutachten ohne Ent- 
wickelung ber Gründe lediglich auf Die Protokolle Bezug zu nehmen, 
jo würde von Seiten bed Gouvernements nichts Dagegen erinnert 
werben koͤnnen: ob es aber die hohe Verſammlung nicht der Schide 
lichkeit angemefien findet, dieſe Gründe wenigftens kurz anzuführen, 
das glaube ich derſelben überlaſſen zu müſſen. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich habe den Wunſch, Daß wir num 
bald zur Tagesorbnung Fämen, ımd wollte daher zunächſft fragen, 
ob der Herr Marſchall auf ven Antrag des Abgeorbneten der weſt⸗ 
phälifchen. Ritterſchaft nody näher einzugehen gebenft; dann würde 
ich mich Dagegen ausſprechen müflen, weil ich ihn für unpraftifch 
halte, wo nicht, würde ich ed unterlaſſen Eönnen. 

audtags-Marſchall: Es Liegt ein Vorſchlag vor, der im Res 
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glement nicht vorgeſehen iſt, und worüber der Marſchall alſo zu bes 
ſtimmen hat. Ic wuͤnſche die Meinung der Berfammlung daruͤber 
zu kennen. 

Abg. Graf von Schwerin: Der Abgeordnete aus der Provinz 
Weſtphalen hat den Vorſchlag gemacht, einen Referenten für bie 
Majorität und einen für die Minorität zu ernennen; ich aber glaube 
nicht, Daß Dies praftifch fein würde, denn ein einzelnes Mitglied 
kann nur diejenigen Gründe anführen, die es felbft gehabt hat, nicht 
aber biejenigen, welche die anderen Mitglieder gehabt haben, Die 
mit ihm in gleicher Weiſe geftimmt, und wir würben fo noch weit 
fchmwerer zum Ziele kommen und wahrfcheinlicdy noch mehr Reclama⸗ 
tionen zu erledigen haben. Der Referent muß ſich unparteiifch hal⸗ 
ten, ‚während ein Mitglied der Majorität oder Minorität Die Gründe 
des einen oder anderen Theiles in das Reſumé immer mehr ober 
weniger fubjeftio hineinbringen wird. Ich glaube daher, daß es 
praftifcy fein wird, wenn man den Referenten dad Refume machen 
läßt, und es erft, nachdem es in ber Abtheilung verlefen worden, in 
die Plenar-Berfammlung gebracht wird. 

Abg. Frhr. von Winche: Wenn das geehrte Mitglied meinen 
Vorſchlag unpraftifch genannt hat, jo muß ich bemerfen, Daß Die 
Idee dazu nicht von mir, fondern von einem Manne herrührt, wel⸗ 
cher notorifch vielleicht der praftifchfte Mann war, den der preus 
ßiſche Staat jemals befeffen hat: nämlich dem verewigten Landtags⸗ 
Marfchall, vem Staats » Minifter Freiherrn von Stein, den die 
Provinz Weftphalen das Glüd hatte, auf drei Provinzial⸗Landtagen 
als ihren Marfchall zu verehrten. Er hat unfere erſte Geſchaͤfto⸗ 
Ordnung gegeben, welche im Wefentlichen bis jebt während acht 
Provinzial⸗Landtagen gegolten und als hoͤchſt praftiich fich bewährt 
bat, und ich Tann fomit nicht erfennen, daß irgend etwas Unprak⸗ 
tiſches in meinem Borfchlage liegt. 

Saudtags- Marſchall: Was diefen Vorſchlag betrifft, fo halte 
ich, wie fchon geäußert, für bedenklich, darauf einzugehen, weil ex 
dem $. 22 der Gefchäfts - Orbmung entgegen zu fein fcheint; es 
handelt fi hier nur um die Frage, ob die Verfammlung es für 
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wänfdgenswerth haͤlt, kuͤnftig die Erklaͤrungen ohne alle Gruͤnde ab⸗ 
zufaſſen? 

Abg. Möwen: Es if zwar nicht meine Abſicht, demjenigen, 
was der König. Kommiſſar angeführt hat, zu widerfprechen, was 
bahin ging, Daß in dem Geſetz, und namentlich in dem $. 16, feine 
Beftimmung darüber enthalten fei, daß die Gründe ber Majorität 
in den Berichten enthalten fein müffen. Ich glaube aber in dem 
$. 16 gerade eine Beftimmung dafür zu finden, daß dieſe Gründe 
in dem Berichte enthalten fein muͤſſen. Der lebte Theil dieſes Pa⸗ 
ragraphen lautet: = 

(Xieft Diefen vor.) 
„Wenn die gedachten beiden Verſammlungen ober eine berfelben :c. ... fo foll 
auch die Anficht der Minorität zu Unferer Kenntniß gebracht werben.” 

Da alfo die Anficht der Minorität auch in dem Berichte mit 
enthalten fein fol, jo Darf Die Anficht der Majorität barin nicht 
fehlen. Die. Anfichten der Minorität und der Majorität find aber 
deren Gründe, denn von etwas Anderem kann bei der Minorität 
nicht bie Rede fein, und fo bin ich der Meinung, daß in dem Ge⸗ 
feße ohne Zweifel die Vorfchrift liegt, daß die Gründe der Majo⸗ 
sität angeführt werden müffen. 

Sandiags- Asmmifer: Zur Erläuterung meiner vorigen Aeuße⸗ 
rung. glaube ich hinzufügen zu müffen, wie meine Anficht nicht dahin 
gebt, daß, wenn die Gründe der Minorität angeführt werden foll 
ten, bie Gründe für die Majorität wegbleiben fönnten, vielmehr 
glaube ic), daß in beiden Fallen dieſe Gründe angegeben werben 
oder wegbleiben müflen. Mit dem Gefeb ift Beides vereinbar. 
Webrigens ift es keinesweges meine Abficht, der hohen Verfammlung 
bieferhalb irgend .einen Rath zu geben. Diefelbe wird felbft beur- 
theilen, ob es rathfam und ihrer Stellung angemeflen ift, ihre Be- 
fchlüffe kurz motivirt ımter die Augen Sr. Majeftät zu bringen ober 
Ce. Majeftät auf die Protofolle zu verweifen, welche ſchwerlich von 
Allerhoͤchſtdemſelben durchgeſehen werden Fünnen. 

Sandtags- Marſchall: Es ift Die Frage, ob der Vorſchlag, die 
Erklärungen der Berfammlung ohne alle Gründe abzugeben, Unter: 
ftüßung findet? (Findet Feine Unterftügung.) . 
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Der gegenwaͤrtige Entwurf wird alfo nunmehr angenommen? 
(Wird angenommen.) 

Es wird nichts Dagegen zu erinnern fein, Daß der Bericht zu⸗ 
erſt in der Abtheilung angenommen werden muß; es wird dadurch 
einige Zeit verloren gehen, die * aber in der Plenar ⸗ Berfanmlung 
wieder gewonnen wird. 

Her von Ratte würde jept die Bitte um bie Abänderung 
des Geſchaͤfts⸗Reglements, wie fie vor ihm entworfen worden: ifl, 
vorzutragen haben, Da ſie aber noch nicht durch Pie Abtheilung ge⸗ 
gangen iſt, fo bitte ich, ſie zuerſt in dieſer vorzuleſen. 

In Bezug auf die ſtenographiſchen Berichte habe ich noch zu 
bemerken, daß, da heute Situngen beider Kurien ſtattfinden, dieſe 
Berichte bis morgen früh bis 10 Uhr ausliegen werden. 
Drurch den Herrn Marſchall der Herren⸗Kurie bin ich veran⸗ 
laßt worden, in dieſer Kurie die Wahl derjenigen Kommiſſion, welche 
mit dem Miniſterium wegen der Provinzial⸗Huͤlfskaſſen verhandeln 
fol, vorzunehmen. Es wird Dies nicht anders gefchehen können, 
als in den einzelnen Provinzen, weil eine Wahl in det allgemeinen 
Verſammlung zu fehwierig und zu lang fein wuͤrde. Nach dem ge- 
faßten Befchluffe fol aus jedem Stande einer jeden Provinz ein 
Mitglied ernannt werben, alfo zufammen 24. Dis Herren Land- 
tags⸗Marſchaͤlle oder Deren Stellvertreter find die naturlichen Wahl⸗ 
Kommifiarien bei diefem Akt, infofern fie nämlich der Kurie der drei 
Stände angehörten, weil die Kurie des Herrenftandes fir ſich wählt. 
Der Rhein-Provinz fehlt ein folcher Wahl⸗Kommiſſar, da ihr Mar: 
ſchall und Stellvertreter dem Herrenftande angehören... Sollten mich 
die Herren als Ihren Wahl⸗Kommifſar annehmen weten, fo bin ich 
ſehr gern bereit, mich Diefem Geſchaͤft zu unterziehen. 

(Der Vorschlag wird mit großer Acclamation aufgenommen.) 
In dieſer Beziehung werde ich morgen die. Siyung: eine: halbe 
Stunde früher fhließen und die Mitglieder der Rhein⸗Provinz, fo 
wie der Provinz Brandenburg, bitten, bier im Saale zurüdzublels 
ben. Für die anderen Provinzen find 2ofale bereit, 
Abg. Frhr. von Winde: Die Provinz Weftphalen befindet ſich 
in berfelben Verlegenheit, weil ihr Marſchall gleichfalls der Herren⸗ 
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Kurie angehoͤrt und der Stellvertreter deſſelben abweſend iſt. Wenn 
wir uns alſo die Bitte erlauben duͤrften, daß der Herr Marſchall 
der Kurie der drei Stände auch bei uns jenes Amt übernehmen 
wollte, fo wurden wir uns dadurch fehr geehrt und beglüdt fühlen. 

Jandtags - Morſchall: Ich nehme dies jehr gern an und rechne 
es mir zur beſonderen Ehre. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich wollte nur fragen, ob ein jeder 
Stand unter ſich, oder ob bie drei Stände zuſammen drei Mitglie⸗ 
der ermwählen. 

Jandtags -Marſchall: Darüber. ift nichts beſchloſſen werben; 
ich glaube aber, daß ein jeder Stand für ſich wählen müffe. 

Sandtags-Aommiffer: Für die Ausfchüffe ift allerdings die An- 
ordnung vorgefchrieben. 

Abg. Hanſemann (vom Play): So viel ich mid) erinnere, in 
dies im Sinne des Beſchluſſes, und ich glaube auch nicht, daß bie 
Fafſung anders genommen werden kann. 

Sandtags- Marfchall: Die Wahl- Protokolle werde Ich mir über: 
morgen erbitten, um fie dem Herm Marfchall der Herren » Rurie 
einzureichen. Wir kommen jebs zur Tagesordnung, und ich erfuche 
den Herm Abgeordneten von Schenlendorf, den Platz als Re⸗ 
ferent einzunehmen. 

Referent non Schenkendork (lieſt): 


Gutadhten 
" der 
fechtten Abtheilung des Vereinigten kandtage 
über 
einige Belikionen bes Abgeorhneten von Donimiersti, Wächter web Seulen 
betreffend die Abbülfe bes Nothſtandes. 

Die ſechſto Abtheilung Kat abermals über eine Reihe von Pelitionen zu ber 
richten, welche fi mit den Mitteln zur Abhälfe bes gegenwärtigen. Nothſtandes 
befihäftigen, und zwar zunächft über die Petitionen 

"08 Abgeorbneten von Donimieroki, 
des Abgeordneten Waͤchter, 
des Abgeordneten Seulen, 
weiche ſowohl in der Darſtellung der Thatſachen, auf die fie die gemachten Vor⸗ 
fihläge gründen, als in biefen felbf fo nahe zufammenfallen, daß es angemeffen 
erſchien, diefeden einer gemeinſamen Beurtheiſung zu unterwerfen. 
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Die Verfaſſer der gedachten Petitioren geben von dem Gefichtennukte aus, 
daß der durch bie Theurnng der erſten Lebensbebürfnifie. herbeigeführte Nothſtand 
der ärmeren Klaſſen der Bevoͤlkerung beſonders dadurch noch erhoͤht werde, daß es 
denſelben an Gelegenheit zur Arbeit und zum Erwerbe fehle, der ihnen die Mittel 
zur Beſtreitung der geſteigerten Bedürfniſſe gewähren koͤnne. Sie ſchildern, wie 
in den Provinzen, denen ſie angehören, Preußen und Rheinland, wicht allein bie 
Gewerbe ftoden und Privat Unternehmungen, bei donen ſonſt viele Arbeiter: Bes 
ſchaͤftigung und Verdienſt gefunden, in immer geringerem .Umfange betrieben wer⸗ 
den, fonbern, wie auch vorzüglich viele gemeinnüßige Urbeiten, bie früher auf 
Staatsfoften ausgeführt worden, mehr und mehr befchränft, zum Theil ganz ein- 
geftellt würden, ja daß fogar die früheren Verwendungen für dergleichen Anlagen 
zum Borkheil der Provinz ihr jet gerade zum Nachtheil gereichten, indem dadurch 
Arbeiter bexbeigezagen werben, welche jetzt, ohne diefe Gelegenheit zum Erwerb, 
den geringen Verdienſt der bereits früher ‚vorhandenen noch fehmälerten. 

Die Antragfteller führen aus, daß dieſem Vebelftande nur mit Erfolg entge- 
gengetreten werben koͤnne, wenn von Geiten bes Staats durch gemeinnügige Anz 
lagen, namentlich Chauffee-Bauten, in größtmöglichem Umfange für die Beſchaͤf⸗ 
tigung und den Erwerb ver arbeitenden Klaffen geforgt werde, wenn beſonders 
bie bereits in Angriff genommenen Staats-Chanffeen fopneller ‚gefördert und Unter: 
nehmnngen biefer Art von Kommunen und Privaten durch Bewilligung angemefien 
erhöhter Bau: Prämien erleichtert würden, und bezeichnen diejenigen Anlagen in ben 
Provinzen, denen fie angehören, bie eine Borzugöteelfe Beruͤcſichtigung in dieſer 
Hinſicht verdienen moͤchten. 

Die unterzeichnete Abtheilung Hat der von den Antragſtellern entwickelten Anz 
ficht, daß die Noth der ärmeren Klafien bauptfächlich durch Mangel an Arbeits 
Verdienſt gefteigert werde, umd daß dem durch Verwendungen aus Stantsmitteln 
für gemeinnügige Zwecke eine wefentliche Abhülfe zu fchaffen fei, nur vollfommen 
beipflichten Tönnen; ob ein derartiges Beduͤrfniß aber in einer ober ber anderen 
Provinz in höherem Grade hervortrete, hat fle von ihrem Standpunkte nicht zu 
überfehen vermocht, fle hat vielmehr nach den Wahrnehmungen ihrer fämmtlichen 
Brovinzen angehörigen Mitgliever annehmen zu müflen geglaubt, daß in allen 
Landestheilen in ziemlich gleichem Maße ein Mißverhaͤltniß zwifchen bem Arbeite- 
Verdienſte und den Preifen der Lebensmittel beſtehe, und daß daher auch das, was 
zus Ausgleichung biefes Mißverhältniffes gefchehen Fünne, fich auf Das ganze Land 
erſtrecken, die Beurtheilung aber, wo vorzugsweife Hülfe erforberlich fei, und mit 
welchen Mitteln fie am entfprechendflen gewährt werben Tonne, dem umfafienberen 
Veberblict des Gouvernements anheimgeftelft bleiben müfle. Wir wiſſen zwar, daß 
biefer Gegenftand ber landesväterlichen Fürſorge Sr. Majekät des Königs keines: 
weges entgangen ift, uns ift vielmehr befannt, daß regelmäßig beträchtliche Ver: 
wenbungen aus Staatefaffen für diefen Zweck gemacht werben, allein dennoch glau⸗ 
ben wir, daß die gegenwärtige Noth weitere außergewöhnliche Opfer erforbert 
und baher eine Bitte um befchleunigte und verflärkte Maßregeln in dieſer Beziehung 
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rachtfertigen werbe. Wir ſchlagen baher einer hohen Verſammlung gehorſamſt vor, 

an Se. Majeſtaͤt den König die Bitte zu richten: 

„daß für bie Dauer der gegenwärtigen Theurung durch gemelnnügige Anlagen, 
fowohl unmittelbar auf Koſten des Staats, als mittelbar durch Unterflüpung 
von Kreiss, Kommunals und Aktien-Uinternehmungen biefer Art, den arbeitenden 
Klafſen neue rwerbaguclle in hochamoöglicher Ausdehnung rm werden 
mögen”, 

Ein feruerer Antrag. des Abgeordueten von Donimierski: 

„daB aus den Getraide- Borräihen der Magazine und der Scchanblung, % viel 
das Gouvernement davon ſelbſt nicht gebraucht, an die armen Leute zu etwas 
billigeren Preiſen verkauft werde”, 

hat bei der unterzeichneten Abtheilung keine Unterſtützung gefunden, Die ums, von 

Seiten pes Goupernements gemachten Mittheilungen laſſen ung nicht zweifeln, daß 

bei der Verwendung fowohl ‚ber. vorhandenen als ber noch zu eringrienden Vor⸗ 

räthe nichts werde verfäumt werben, um durch fie eine höchfimögliche Minderung 
des Nothftandes zu bewirken. in näheres Eingehen auf diefen Gegenftand hat 
uns aber nın fo weniger ratkfam geſchienen, ale ein zu frühzettiges Bekanntwerden 
der in biefer Beiapung beabſichtigten Maßregeln ben. Erfelg berſelben ie 
könute. 

Der Antrag des Abgeordueten Linau: 

„daß ein hoher Landtag bei des Könige Majeſtät ſich dahin verwenden wolle, 
daß Allerhöchflviefelben gerufen möchten, die Wiedererhebung der Mahlfteuer 
anzuerbnen, deren: Beirag aber ben betreffenden Kommunen zur Unterflüßung 
ihrer Armen mid Brod und Kartoffeln auf bie Dauer bes früher Inga 
gaͤnzlichen Erlaſſes zu überweifen“‘, - 

faun ebenfalls bei einer hohen Berfammlung nicht befürwortet werden. ‚Ohne 

uns auf eine nähere Erörterung der mindeſtens fehr zweifelhaften Frage einzulaflen, 

ob durch eine anderweite Verwendung der dutch Wieder-Erhebung der erlaſſenen 

Stener zu getwinnenden Summen ben Armen eine weſentlich ‚größere Unterſtuͤtzung 

gewährt werben koͤnne, als bie, welche ihnen durch ven beireffenden Steuer⸗Erlaß 

zu Theil gaworden if, ſind wir einſtimmig bee Anficht, daß. bie hohe Berſammlug 
die Aufhebung diefer erſt vor wenigen Wochen .angeorbneten Maßregel, deren 
wohlwollende Motive im ganzen Lande die danfbarfle Anerkennung gefunden haben, 
and deren Wirfungen fich jetzt noch lelnesweges voltſtandis berfehen laſen, mit 
werde Beantragen wollen. - 
Der Anträg des Abgeorbneten Grafen von Storenet wub:siniger ans 
deren Abgerrdneten ‚der Provinz Poſen geht dahin: 
„daß alle Abgeordneten eine Bitte au ihre Kommittenten erlaffen, bie Noifpärf 
tigen zu unterflügen. Jeder Abgeorbnete unterzeichnet feinen Beitrag, die Her- 
ren Landraͤthe, Obers-Bürgermeifter und Virgermeifter "Übernehmen die Beiträge 
und berufen, wo die Einrichtung noch nicht eingeführt ift, jeden Monat bie zur 
a on nn tt aan tn Tehel 
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Aernbie ein. Gomite, welches bie eingelommenen Gelder den AUnbemitichten ein 
haͤndigt“, 
und ſchließt mit der Erklaͤrung, daß der genannte Herr Antragſteller, wenn die 
Petition angenommen werde, 300 Rihlr. zu dem gebachten Behufe zu’ zahlen be= 
reit fei. . 
2. Die meterzeichnete Abtheilung hat ben wohttwollenben und menfchenfrenwhlichen 
Abfichten der Antragfteller ihre volle Anerkennung nicht verfagen fünnen. Da fi 
indeß die hohe Verſammlung nach der Auficht der Abtheilung wicht in ber Lage 
befindet, über die geftelften, lediglich dem Ermeſſen der Eingehen auheimfallenden 
Anträge Berchlüffe zu faſſen, fo hat auch die Abtheilung nn: einer Begutachtung 
berfelben nicht unterziehen zu koͤnnen geglaubt. 


Graf Renard. Brüfer Urban Schulz. Frhr. von Lilten. Meviffen. 

son Cöls. von Peguilhen⸗Kunzkeim. Seltmann. von Bederath. 

von Anerswald. von Schenkendorff. von Nünchhauſen. Dansmann. 
B. Michaelis. C. Arndt. 


Abg. Plagemann: Meine Herren! Hier von dieſer Stelle aus 
haben wir fo oft Worte Darüber gehört, womit man bie. Noth ber 
Armen lindern fol, aber noch nie wurde gefragt, wodurch dieſe Ar- 
mut entftanden ſei. Schon feit langen Jahren gehöre ich zu den 
Beriretern einer Stadt, und ich habe von jeher der Verarmung ber 
dortigen. Einwohner mit Aufmerkfamfeit gefolgt, und. ich habe gefe- 
hen, Daß. fie durch die Gewerbefreiheit entitanden ik. (Obe!).- 

Die Gewerbefreiheit mag ihr Gutes haben, Das erkenne ich 
an, ich vergleiche fie mit einem Strom: wenn er ruhig fliegt, kann 
er ein Land beglüden, wenn er aber über feine Ufer tritt, fo zer⸗ 
ftört er Alles, was er früher begfüdt hat;.fo hat auch. Die Gewerbe» 
freiheit ihre. Graͤnzen siberfchritten. Hätte man babei Vorkehrungen 
getroffen, daß Niemand ein Geſchaͤft anfangen darf, ohne bie nötbige 
Kenntniß davon zu beſitzen, und ohne das Kapital zu haben, um 
das Gewerbe fortzuſetzen, und geſagt, du ſollſt nicht eher heirathen, 
bevor du nicht 24 Jahre alt biſt, fo wäre es ‚nicht jedem - Jungen 
exlaubt geweſen, eine Wirihſchaft anzufangen, von der er nichts 
verſteht, und die Armuth nicht To groß geworben ſein. Die Hilfe 
iſt allerdings nothwendig, und es muß Arbeit gegeben werden, die 
Hilfe. wird aber nicht Tange dauern, fo iſt das Elend wieder da. 
Abg. Piergerdt:. Meine Herren! Es. if für den Vaterlands⸗ 
freund eine der traurigften Erfcheinungen, daß fchon in der Miß- 





ärndte, bei einem 3Ojährigen Frieden, Die Huͤlfobeduͤrſtigen in einer 
fo erſchreckenden Weiſe zugenommen Haben. Die Armen Berwals 
tungen werben hierzu die beſten Beläge liefern. Wir haben mit 
feinem äußeren Feinde mehr zu kämpfen, wohl aber mit krankhaften 
Zußänden, welche in ihren Folgen gefährlicher werben men, als 
ein Kampf mit dem Auslandoe. 

Jedem, ber ſich ernſthaft mit dieſer wichtigen Angelegenheit 
beichäftigt hat, drängt ſich unwillkuͤrlich die Frage auf: welche Mittel 
find vorhanden, um biefe betrübenden Zuftänte zu heilen? Yon meis 
nem ‚Standpunkte aus‘ weiß. ich feine andere Antwort zu geben, als 
daß für beffer. lohnende Arbeit, für. befiere Vertretung der materiellen 
Intersfien im In- und Ausiande geforgt werde. In mehreren gro⸗ 
gen Landestheilen, in Oftpreußen, Schleſten, Sachſen, Weltphalen 
und den Rheinlanden, ift bie arbeitende Klaſſe in der betruͤbenſten 
Rage. . Das Syſtem bes Gehenlaſſens und der Steuererhebung, :ohme . 
fh gründlich zu erkundigen, ob die Beſteuerten zahlungsfähig:blei- 
ben, kann nicht mehr ausreichen. Man wird die Wunden mit offe⸗ 
nen Augen ‚umterfuchen, man wird Träftige Heilmittel anwenden 
müflen, — eine homoͤopathiſche Kur kann nicht mehr auähelfen — 
man wirb zu Eräftigen Mitteln greifen müflen. In England, wo 
man tiefe Berhältmiffe praktiſch unterfucht, wo man ſehr wenig von 
ver Theorie haͤlt, aber defto mehr auf bie Erfahrung von Sachvers 
ſtündigen, heißt es in einem Parlamentöberichte: „Mangel an Ars 
beit .erjeugt Elend; Elend erzeugt unruhigen Geiſt; unrubiger Geiſt 
erzengt Mangel an Sicherheit; — und fo- ift der: fehlerhafte Krels⸗ 
lauf geſchloſſen, denn Mangel an Sicherheit erzeugt: Mangel an 
Arbeit.” Ich glaube, meine Herren, daß wir dieſe Anficht auf un⸗ 
jexe. Zuftände, anwenden koönnen. Eine fpätere Verhandlung ber 
bie .matepielen Intereſſen wirb mir- Gelegeriheit geben, ' weitläuftiger 
daruͤber ·tzu Fptechen.... Fuͤr heute bin. ich für alle Anträge, welche 
bahin zielen, Die bedauernswerthe Lage unſerer armen unglückllchen 
Landolente zu heben. : Ich erlaube mir daher Die’Bitte, wehrt: es 
die Siaats⸗Regierung für get findet, jetzt ſchon Eräftig einzuſchrei⸗ 
ten; daß man nicht lange. ben Inſtanzenzug ‚biefe Blngelegengeit durqh⸗ 

gehen. luͤßt, fonban:fofort Hand. aus Werk lege. 
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Abg. Krauſe (Schlefien): Kein Kapitel iſt im neueſter Zeit 
mehr beſprochen und verhandelt worden, als dasjenige der Abhuͤlfe 
der Noth für die Armen; immer findet man noch kein allgemein 
anwendhares Mittel, und bei den verſchiedenen Urſachen, Die zum 
runde liegen, glaube ich, wird man auch Fein allgemeines Univer⸗ 
falmittel finden; denn bald glaubt man, Uebervölferung fei ber 
Grund, bald die Ertragsfähigfeit der Aecker, bald Mißärndte, — 
genug, es giebt wohl wenige Bälle, denen man nicht Die Armuth 


ſchuld giebt, Es will. mich beduͤnken, wenn die Ortö-Behörben Die 


Sache wahrnehmen, wenn fie zu ‚beurtheilen verfiehen, mas kommen 
fann, wenn fie wiflen, mie Die Aerndte ausgefallen ift, — das kann 
mon in ber. Regel im Herbſt, — wenn Jeder bebacht iſt, ſo viel 
aufzufammeln, damit er der Noth enigegentreten Tanıı, — ſo glaube 


ih, fönnen Die Ortö-Behörden dem entgegenwirken. -&ie werden, 
‚wenn fie fich ‚zeitig genug an Staatskaſſen wenden, in. der Regel 


die nöthige Unterftügung finden, wenn die Ortskaſſen nicht ansrei⸗ 
hen. Ich für meinen Theil habe bis jegt immer gefinden, wenn 
man den guten Willen bat, in einer Kommune zu wirken, baß man 
der Noth in fehr vieler Beziehung die Spike bieten. Tann. Direkte 
Unterftügung halte ich. nicht fiir paflend, nur ausnahmsweiſe; wenn 


in der Jebtzeit Vorſorge getroffen werden fol, ift es nicht zu ver⸗ 


meiden, dies halte ich zunaͤchſt fuͤr große Pflicht. Es giebt in je⸗ 
dem Verhaͤltniſſe Mittel, welche man zur Beſchaͤftigung verwenden 
kann. Der Flachs iſt ein Gewaͤchs, was ſehr viel Handarbeit er⸗ 
fordert. Wer ein Kapital anlegen will, ‚glaube ich, wird dadurch 
im Winter Beſchaͤftigung für Arme herbeifuͤhren können. Ich bin 
der Anficht, Daß der Flachsbau der Armuth mehr nuͤtzt, ald ausge⸗ 
dehnte Kartoffel: Spiritusbrennereien, Dasjenige, was dem. Lande 
zum Ruben fein jollte, Die Kartoffel, ift ihm zum Fluche gewerden, 
denn. anftatt ‚fie zu genießen, muß man fie trinken, dadurch wird Das 
Bolt moraliſch verborben.. Ich erfenne es dankbar an, daß bie 
Seehandlung Die Lehre, wie man Flachs röften und brechen fell, 
zu, verbreiten bemüht iſt. Es if mir. aber nicht Klar, ob es für bie 
Handſpinner ober nur für Spinnmafchinen dienen fol; — tm lehz⸗ 
texen Sal würden bie Handſpinner vollends erdruckt werben, und 








fh bin’ ber Meinung, man fon die Lebenden eher - befäpäffigen als 
die Maſchinen. 

Abg. von Kunheim (vom Plad): Wir haben es mit dem ges 
genwärtigen Nothftande zu thun, bei der Berathung von Maßregein 
fuͤr die Zukunft verhungern die Armen. | 

Abg. Krauſe (Schlefien): Ich habe übrigens ausheſprochen, 
daß man jetzt Geld geben muß, wenn der geehrte Herr darauf ger 
hört hat. 

Abg. Sacilides: Die Noth des vorigen Winters iſt uns Affen 
gewiß noch in fo friſchem Andenken, daß die hohe Verfammlung 
einen Borfchlag, einer Wiederkehr des Nothftandes- abzuwehren, hof⸗ 
fentlich mit Geneigtheit aufnehmen wird. (Rein, neinſ) 

Es ſteht aber damit in Verbindung — (Unruhe.) 

Fandtags ·Marſchall: Ich erſuche bie Verſammlung, den Herrn 
Abgeordneten ausfſprechen zu laſſen. 

Abg. Farilides: Erfahrungsmaßig denkt die arbeitende glaſſe 
nicht daran, daß die Zeit der Roth zuruͤckkehrt. Hier in: Berlin 
hat ein gewiffer Liedke ein Sparſyſtem errichtet, was, fo viel mir 
befannt, von anßerorbentlid, praktiſchem Nutzen if. Vergleichen 
Sparfufteme; glaube ich, können in den meiflen Kommunen mit gro? 
gem Borthelle eingeführt werden, und fie werben zuverkäfftg dahin 
führen, daß der Nothftand, welcher vorigen Winter fo fehr druͤckend 
geweſen iſt, nicht In dem Maße zurüdfehrt. Ich habe mir erhaubt, 
ein Amendement zu den Vorschlägen der Abtheilung vorzuſchlagen, 
nämlich am Schluß einen Zuſatz. Dei Antrag der Abtheilung heißt: 
„daß für bie Dauer ber gegenwärtigen Theurung durch gemeinnuͤtzige Anlagen, 
ſowohl unmittelbar auf Koſten des Staats, als mittelbar vurch Unterſtůtzung 
von Kreis«, Kommunal⸗ nnd Actien⸗Unternehmungen dieſer Art, den arbeitenden 
Klafſen wene Erwerbsquellen in höchſtmöglicher Anabehnung twſſeen woiden 
moͤgen. “ 
Run ſoll als Zuſatz angefügt werden: 
„und denfelben Kreis: und Kommunal: Behörden die Einrichtung von Edpar⸗ 
fyſtemen zur Micht zu machen, wie das Liedleſche, welches ſich siehe in Beilin 
ſehr bewaͤhrt hat“. 
Stimmen: Es iſt fein Wort davon verſtanden worden. : :" 
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Sandtags- Marſchall: Der Here Redner hat den Landgemeinden 
da8 fogenannte Liedke'ſche Sparſyſtem anempfohlen. 

Abg. Facilides: Ich bin der Meinung, daß ed darauf anlommt, 
die arbeitende Klafie zum Sparen anzubalten, und daß fie Dann 
das Ihrige befier in Obacht nehmen werbe, als die Unterftügungen 
auf andere Weife, 

Sendiags- Mllarichall: Es ift Dies ein Amendement, bei welchem 
ich ſogleich frage: 

ob daſſelbe ſeitens der Verſammlung unterſtuͤtzt wird? 
(Es findet Feine Unterkügung.) 

Abg. von Auerswald: Ich bemerfe nur, Daß es ſich hier um 
die Beantragung derjenigen Maßregeln handelt, welche in der kuͤr⸗ 
zeſten Friſt zu ergreifen find. Dafür erlaube ich mir das Faltum 
anzuführen, daß vor einigen Tagen, als die Abtheilung mit dem 
Gutachten, welches vorliegt, fertig war, der Marſchall mit dem 
Königlichen Kommiſſar fich bereit erklärt hat, felbft Die Debatte über 
die Königliche Propofition zu Gunſten dieſes Antrags zn unterbre- 
hen. Wenn dies gefchehen Eonnte, jo frage ich, mit welchem Rechte 
wir heute Maßregeln, die in dem Gutachten gar nicht behandelt 
find und für zukünftige Zeiten dienen follen, berathen wollen. Ic 
bitte die Hohe Verſammlung dringend, fi) des Umftandes zu erin- 
nern, Daß das Gutachten auf allgemeinen Wunſch beichleunigt wer: 
den mußte, damit e8 jeder anderen Sache vorweg genommen und 
heute zu einem Befchluffe geführt werben konnte und nicht mit an⸗ 
deren Borfhlägen die Debatte zu verzögern und unklar zu machen. 

Sandtags- Rommiffer: Darf ich mir erlauben, in bie Debatte 
einzugreifen, fo werde id) einige Worte fprechen, bie vielleicht bie- 
felbe abzukürzen im Stande find. Ich glaube nicht, daß es darauf 
ankommen kann, zu unterſuchen, welche Urſachen überhaupt die Roth, 
wo fie wirklich befteht, hervorgerufen haben. ine Urſache der 
mehr oder minder in der ganzen Monarchie verbreiteten Neth ken⸗ 
nen wir ald ganz gewiß, und zwar eine, bie außer bem Bereich 
ber menſchlichen Abwehr gelegen hat, nämlih — den Mißwachs 
der nothivendigen Lebensmittel — vorzugsweife derjenigen der duͤrf⸗ 
tigen Volksklaſſen. Daß ein ſolcher Mißwachs in einzelnen. Pro- 
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pinzen feit mehreren Jahren, im lebten Jahre aber in der ganzen 
Monarchie fattgefunden bat, unterliegt feinem Zweifel. Die nächfte 
Folge dieſes Mißwachſes ift die ganz ungewöhnliche, ja faft uner⸗ 
hörte Theuerung der notbwendigften Lebensmittel. Somelt Daraus 
auf einen wirklihen Mangel derielben gejchloffen werben koͤnnte, 
würbe freilich eine Vermehrung Iohnender Arbeit kein Mittel fein, 
der Roth abzuhelfen. Indeſſen habe ich bereits vor einigen Wochen, 
ala derſelbe Gegenftand bier zur Sprache Fam, geäußert, daß bie 
Regierung Mittel — und zwar in ziemlich bedeutendem Umfange — 
aufgewenbet Babe, um dieſer erſten Urſache der Noth, nämlich dem 
abfoluten Mangel an Lebensmitteln, vorzubeugen. Sch habe ber 
merkt, Daß es nicht zeitgemäß zu jein fcheine, hier in dieſer Ver⸗ 
fammlung und damit vor ganz Deutichland diefe Mittel im Einzel⸗ 
nen zu beiailliren. Jetzt ift der Antrag von ber hohen. Berfamm- 
lung geftellt, daß Die Regierung auf einem anderen Wege ber all- 
gemeinen Noth der unteren Klaſſen, naͤmlich durch Vermehrung ber 
öffentlichen Arbeiten, zu Hülfe kommen möge. Allerdings ift es 
nicht zu verbennen, daß die eine Folge ſchlechter Aerndten — die 
Theurung — eine zweite Folge — den Mangel an Arbeit — er- 
zeugt. Die Theurung der Lebensmittel befchränkt den Verbrauch 
aller irgend entbehrlichen Gegenftände — jo den Verbrauch an Ma: 
nufaktur » Waaren; fie erzeugt Stodung im Abjag der Fabriken, bie 
Fabrikanten werben genötbigt, Arbeiter zu entlaffen, und- die ent- 
laſſenen Arbeiter verfallen der dringendften Roth. Auch da, wo ber 
Landwirih nicht mehr im Stande ift, die Arbeiten, Die er fonft ver 
gelmäßig vorzunehmen gewohnt ift, in gleichem Umfange jebt zu be⸗ 

treiben, eniſteht Mangel an Arbeit für Die bäuerlichen Tageloͤhner. 
Fa man könnte annchmen, daß fid) die Regierung felhft in der Rothe 
wenpigfeit. befinbe, ſolche Einſchraͤnkungen eintreten. zu lafſen. €8 
kann nicht ausbleiben, Daß dieſelben Urfachen, weiche die Einkünfte 
des Privatmannes jchmälern, aud) Die Regierung, und zwar in dem⸗ 
felben Make in ihren Einnahmen beichränken. Außerdem Hat vie 
Regierung bereits koſtſpielige Maßregeln ergriffen, um Lebensmittel 
anzuſchaffen; fie hat ſich in der Nothwendigkeit befunden, auf einen 
nicht unbedeutenden Theil ihrer Einnahmen zu verzichten, um der 
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unterſten Boltsktaffe eine nicht unweſeniliche Erleichterungzuzuweri⸗ 
den. Nichtsdeſtoweniger aber hat dieſelbe es möglich gemacht, oͤffent⸗ 
liche Arbeiten in ziemlich bedeutendem Umfange betreiben zu laflen, 
und wenn in dem Gutachten hervorgehoben wird, daß Klagen dar⸗ 
über beftänden, daß felbft die gewöhnlichen öffentlichen Arbeiten bes 
fchränft würden, fo muß ich biefer Behauptung widerſprechen. Wenn 
freilich, um der partiellen Noth einzelner Sandeötheile zu begegnen, 
in den legten Jahren ganz umgewöhnliche Verwendimgen für der⸗ 
gleichen Arbeiten gemacht find und fokhe ir Diefen Jahre, wo:,Die 
Anforderungen. von allen Selten ſich häufen; in gleichem Mape. nicht 
fortgefeßt werben fünnen, fo glaube ich wicht, daß Deshalb ‚vie Rex. 
gierung der Vorwurf treffen kann, ald habe fie ihre Arboiten be= 
ſchraͤnkt. Es ift Dies eine relative partielle Beichränfung ‚gegen ganz 
ungewöhnliche Vermehrung, aber feine Befchränfung gegen bie ne= 
gelmäßigen Verwendungen. Wielleicht wird der Direktor .der Ab⸗ 
theilung für Handel, Babrication und Bauweſen, Herr von Pom⸗ 
mer-Efche, einen kurzen Vortrag hieräber halten, zu deſſen Ein⸗ 
leitung ich noch bemerfe, daß für &hauffee-Wenbanten. bis vor zwei 
Sahren jährlich 500,000 Rthlr. etatsmäßig vorwendet worden, feit 
dem vorigen Jahre aber Die. Verwendungeſumme auf eine Million 
Thaler erhoͤht iſt. 

Miniſterial⸗Kommiſſar von Poamet· Eſche: Wie benertt worden 
ift, beträgt der gewöhnliche etatsmaͤßige Fonds die Summe vom: ei⸗ 
ner Million Thaler. Es fteht dieſer nicht unanſehnliche Betrag 
auch für dieſes Jahr zur Dispoſition, um dadurch insbefondere den 
Arbeitern, welche mit. der Hand ihren Unterhalt: zw. fucyen :haben, 
Berbienft zu fehaffen. Es iſt nieht Dabei ſtehen geblieben worden, 
fondern für die Provinz Preußen. zunaͤchſt außer der Rate. eine 
Summe von 150,000 Thalern Disponibel gemacht worden, um Des. 
durch den Chanffeen einen Foribau zu ſchaffen. Es ſind für anbese 
Provinzen 100,000 Thaler zur Dispofttion. geteilt worden. -. 

Neben Diefer Summe ftehen fobann ‚esatsmäßig zur Dispoſitibn 
und kommen zu gleichem Zweck der arbeitenden Klaſſe zu Gute die 
Summe von 13 Millionen, welche zur Unterhaltung der Ehauſſeen. 
ausgeſeyt find. Es if, wiewohl die Fonds nicht: ausreichen. um 
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in dem Maße, wie es gewünſcht wird, Chauſſee⸗Materialien zu bes 
Ihaffen, aud ſchon der Ausweg benutzt worden, aus benfelben 
Fonds, die im nädıften Jahre Disponibel geftellt werben, einige Vor⸗ 
fhüffe zu machen, um in. Fällen, wo es Dringend Noth thut, mit 
den Aufuhren von Ehauffee-Materialien vorgehen zu können. In 
neuerer Zeit, nachdem ſich mehr und mehr herausgeftellt Hat, daß 
in manchen Provinzen vermehrte Arbeit8-Gelegenheit erforberlich fein 
würde, find Dur) die Gnade Sr. Majeftät für nothwendige Bauten 
einzelne Summen zur Dispoſition geftellt worden, Die fi) auf 40 
bis: 539,000 Thaler belaufen. Nächft Dem, was für ChauffeesReu- 
bauten und- Chauifjeesilnterhaltung flüffig gemacht worden ift, kommt 
in Betracht, Das, was fir fonftige Bauten ausgefegt worden: ift, 
indem ein großer Theil der Verwendung ber arbeitenden Kaffe zu 
Gute kommt, nämlich Der Klaffe, welche handwerfsmäßig Berbienft 
dadurch erlangt. Es find etatsmäßig für Unterhaltung der Bau: 
werfe, welche in: dieſe Kategorie gehören, 900,000 Thaler disponi⸗ 
bei. Außerdem hat Se. Maieftät für dieſes Jahr zu ertraordinai= 
ren Ausgaben eine Summe son 700,000 Thalern beftimmt, welche 
zur Verwendung fommen und auf Kanal-Bauten und Fluß -Regu- 
Krungen verwendet werben, was Gelegenheit giebt, eine Menge Ars 
beiter zu beſchaͤftigen. Ich muß darauf aufmerffam machen, Daß 
die Strom-Regulirungen, welche nach Inhalt der der Verfammlung 
vorliegenden Denkſchrift behufs des Ueberganges über die Weichfel 
und Rogat eingeleitet worden find, einer großen Menge Arbeiter 
Beſchaͤfügung gewähren, inbem ber. Fonds fich auf einige Hundert: 
taufend Thaler beläuft. Es find mehrere Tauſend Arbeiter bei die: 
fen Bauten -beichäftigt, und ed dürften Die gegenwärtig zur Dispo- 
fitton ſtehenden: Mittel ausreichende Gelegenheit geben, um Arbeits⸗ 
Verdienſt zu gewaͤhren. 

Sandtags- Kommiſſar: Zu dieſem Vortrage, Den ich für nöthig 
gehalten babe, um die hohe Berfammlung zu überzeugen, daß Die 
Berwaltung nicht: mur von den gewöhnlichen Summen nichts ge⸗ 
fürzt, fondern fehr bedeutende Summen über Diefelben hinaus zur 
Arbeit beftimmt hat, füge ich noch hinzu, daß Die Feftungsbauten 
von Poſen, Königsberg, Lügen, Minden und Köln in Diefem Jahre 
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eine Summe von mehr als 800,000 Rthlren. abſorbiren, und daß 
für die großen Meltorationen an der Brahe und am Schwarzwaffer 
100,000 Rtihlr. angewieſen ſind. 

Wenn nichtsdeſtoweniger die hohe Verſammlung die Bitte an 
Se. Majeſtaͤt zu richten beſchließen möchte, Daß noch größere Ver⸗ 
wendungen für öffentlicye Bauten zur Abhülfe ver Roth der armen 
Klaſſen bis zur Aerndte ausgefegt werben möchten, fo glaube ich 
pie Verficherung geben zu dinfen, daß Se. Majeflät dieſes Geſuch 
in gewohnter Gnade aufnehmen und demfelben fo weit entfprechen 
werben, als dies die finanziellen Mittel des Staats irgend geftatten, 
indem, wie lebendig audy der Wunſch der hohen Berfammlung jein 
mag, die Noth Des ärmeren Theiled der Bevölkerung möglicyft zu 
lindern, die auf das gleiche Ziel gerichteten Wünfche Sr. Majeftät 
gewiß nicht weniger lebhaft find. Ich wiederhofe, Daß, wenn bie 
Berfammlung dieſe Bitte ftellen follte, folche die bereitefte Aufnahme 
finden wird. (Mehrficher Ruf nad) Abftimmung.) 

Sandtags-Marfhall: Wenn die hohe Berfammlung die Abftim- 
mung verlangt, fo verftehe ich, daß fie ber den Antrag der Ab» 
iheilung abftimmen will. Gleichwohl werde ich dem Herrn Abge- 
ordneten Dittrich das Wort geben, weil derfelbe ein Amendement 
geſtellt hat und es vielleicht von Nutzen fein wird, daſſelbe zu hören. 

Abg. Pittrih: Meine Herren! Die hochwichtige Lebensfrage, 
bie und jest befchäftigt, foll, wie mehrerentheild bemerkt worden ift, 
befchränft werben auf die gegenwärtige Roth. Ich frage zumächk, 
was ift die gegenwärtige Noth? wie lange dauert fie? wird fe ans 
genammen bis zur naͤchſten Aerndte? (Ja.) 

Wenn das angenommen wird, fo ift bis jest das einzige für 
den Augenblid vorgefchlagene Mittel dasjenige der Arbeitsbeichäftis 
gung, beifpielsweife das der Straßenbauten. Außerdem giebt ed aber 
noch Mittel, Die auf Die gegenwärtige Noth Einfluß haben Bönnen, 
nämlich diejenigen, bie den Gewerbtreibenden Arbeit verfchaffen koͤnn⸗ 
ten, id) meine Lieferungen an Tuchen und Leinen, die für die Ars 
men erforberlich find. Ich fehe übrigens nicht ein, warum gerade 
jegt wieder die Frage auf die augenblidliche Roth befchränft werben 
fol? Hat bei der erften Frage über bie fchleunigften Mittel eine 
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Ausdehnung derſelben nicht ſtattgefunden, warum ſoll jetzt Die Frage 
nicht umfaſſender zur Sprache gebracht werden? Ich ſehe keinen 
Grund dazu. Die Frage iſt ſo hochwichtig, ich habe mich ſo viel 
damit beſchaͤftigt und wuͤnſchte, Daß bie Verſammlung die Mittel 
ſaͤmmilich prüfte, denn Die arbeitende Klaſſe muß fehen, daß fie voll 
ftandig hier vertreten if. Ich erkenne mit dem volliten Danke die 
Anordnungen an, welche, wie der Herr Landtags⸗Kommiſſar ausge, 
fprochen hat, ergriffen find; ich wunſchte nur, daß 'von ber hohen 
Berfammlung der Antrag geftellt werde, daß die Mittel, die fo huld⸗ 
reich für die Monate Juni, Juli und Auguft bewilligt worben find, 
möglichft überall durch Die Amtsblätter publizirt werden. Es find 
fo viel beunruhigende Nachrichten eingegangen; die Leute ziehen 
ſchaarenweiſe herum und erbetteln ſich Getraide und jonftige Lebens 
mittel; der Ankauf deſſelben aber ift nur für Diejenigen moͤglich, die 
etwas haben, um Faufen zu können, die aber gar nichts haben, für 
dDiefe wird Dennoch der Noth nicht abgeholfen, und das kann nur 
durch Arbeit gefchehen. Ic erlaube mir alfo den Antrag — wenn 
wir und auch länger mit der Sadje beichäftigen, e8 wird ein Aufents 
halt von vierundgwanzig Stunden nichts ſchaden — die hohe Bers 
fanmlung wolle die Maßnahmen, die weiter hinausreichen, Doch in 
irgend etwas berüdfichtigen.. Es ift gefagt worben, die Staats⸗Re⸗ 
gierung habe Alles gethan, um für den Augenblid die Chauffeebau- 
ten und öffentlichen Arbeiten zu unterflügen; daher könnte die Bitte 
nur erweitert werben, welche die Abtheilung geftellt bat. Ich habe 
mir alfo erlaubt, einen Antrag dahin zu ftellen: „baß der Noth der 
arbeitenden Klaſſe möglichft Abhülfe gewährt werde durch Verſchaf⸗ 
fung von Arbeit, insbefondere vermittelft der Zollgefeßgebung, durch 
gemeinnügige Anlagen, unmittelbar auf Koften des Staates und 
mittelbar durch Unterftügung von Kreis - Kommunal- und Actien⸗ 
Unternehmungen, fo wie durch Eröffnung neuer Erwerböquellen und 
Kräftigung ber beſtehenden.“ Die wichtige Frage über bie Zoll 
gefebgebung will ich jegt nicht zur Sprache bringen; es giebt noch 
andere Mittel, durch die jet Die Erwerböquellen gefräftigt werben 
Eönnten. Warum werben viefe jet nicht auch berathen und auf 
eine dritte Beratbung hinausgefchoben? Ich wiederhole, ich glaube, 


— 56 — 


daß mir und nicht viel genug. mit dieſer hachwichtigen Lebendfrage 
beichäftigen fönnen. Ich babe einen zweiten Antrag geftellt, ver 
auch ſchleunigſt ausgeführt werben Fünnte, in Betreff der Lieferungen 
für die Armee. Es find ferner in anderen Laͤndern in Bezug auf 
ven. Öetraidemangel viele. Verordnungen erlaffen worden, Die: fid) 
auch ‚bei uns fchnell auaführen ließen. In Baden ift beſtimmt wor⸗ 
ven, Daß die Aufnahme der fämmtlichen Vorräthe an Getreide ꝛc. 
erfolge, und durch eine Berordming vom 7. Mai ilt bekannt ge- 
macht, daß noch hinreichende Vorräthe vorhanden rien; außerdem 
ift in Baden beſtimmt, daß Getraide, Kartoffeln: und Mehl nur auf 
öffentlichen Märkten verkauft werben follen, und daß der Verkauf 
von Früchten, die noch in der Erde find, verboten fei; in. Kurheſſen 
ift die Aufnahme und Declaration der Vorräthe auf Staatsbürger: 
ylicht und unter Androhung von Strafen angeordnet worben, und 
was über den Bedarf der Eigenthümer Hinausreicht, wird erpro⸗ 
prürt; in Württemberg find ebenfalls die Getraide-Vorräthe aufge⸗ 
nommen worden. Meine Herren, warum kann Das nicht auch hier 
zur. Ausführung gebradyt werben? ich glaube, Daß ſolche Maßregel 
fehr zur Beruhigung gereichen würde. Ich wünfche, daß alle Maß⸗ 
regeln gepruͤft werden, die für den Augenblid und fuͤr die Zukunft 
helfen. | 
. Eine Stimme: Ich bitte ums Wort über Die gegenwärtige Neth. 

Sandtags- Mlarfchall: Bon der hohen Verſammlung ift fehr ge> 
wünfcht worden, Die Berathung überhaupt zu fchließen. Ich frage; 
ob: der Antrag auf Schluß der Debatte unterftügs wird. 

(Mehrere Stimmen: Nein!) J 

Es wird ſich naͤmlich Darum handeln, ob nad) der Erklärung, 
die der Koͤnigliche Landtags⸗Kommiſſar gegeben hat, über Den An- 
trag der Abtheilung jegt abgeftimmt werben toll. Das fchließt. nicht 
aus, Daß wegen anderer Vorſchläge, Die. gemacht werben, gefragt 
wird, ob fie Unterftügung finden, und daß dann noch alle Anträge 
eingebracht werben können, die gewünfcht werben. 

Eine Stimme: Wenn über den Antrag der Abtheilung abge- 
ftimmt wird, Dann bitte ich wenigftens, daß die Frage dahin geſtellt 


— ZZ — 


wird, Daß filr Die Monate Mai, Juni und Juli bie Derwenbung 
‘Der Mittel erfolge. 
Fandtags·Marſchall: Findet der Antrag Unterftügung? 
Wird nicht unterftügt.) 

Dann bitte ich, daß diejenigen, Die den Schluß der Debatte 
wünſchen, aufitehen. (Die Mehrzahl erhebt fih.) 

Er wird gewunſcht, und die Debatte ift denmach gefchloffen. 

Abg. Gier; Ueber die Fragſtellung nur ein Wort. Es ſteht 
im. Vorſchlage der Abtheitung ausdruͤcklich nur: „Unterfügung von 
Kreide, Sommunal - Astienunternehmungen ,” es muß aber kopulativ 
heißen: ‚Semeinmügige Anlagen werden immer vorausgeſetzt, es wer⸗ 
den aber auch Ehaufieen gebaut von Kreifen und von Theilen eines 
Kreiſes, die notgwendig und wuͤnſchenswerth ſind, ‚ohne daß es 
LAetien⸗Unternehmungen find. 

Refexent von Schenkenderſt: Es heruht auf einem Druckfehler, 
es muß heißen: „Kreis⸗, Kommunal⸗ und Actienunternehmungen;“ 

Aandtags Marſchall: Der Antrag der Abtheilung ift alfo. fol⸗ 
genbie, (Der Secretair verlieft denſelben): 

„DaB für die Dauer. der gegenwärtigen Thenerung durch gemeinnißige Anla- 
. gen, fowohl unmittelbar auf Koſten des Staats, ale mittelbar durch Unter: 
.. Rügung von Kreis, Kommunale und Actien-Unternehmungen diefer Art, ben 
arbeitenden Klaffen neue Ermwerbsquellen in höchſtmöglicher Ausdehnung eröffnet 
werden mögen.’ 

Diejenigen, welche biefen Antrag annehmen, bitte ich aufzu—⸗ 
ftehen. 
— Wird faft einftimmig angenommen. 

Der Referent wird fortfahren. 
Referent von Schenkendorfi (lieft vor): 
Ein fernerer Antrag des Abgeorbneten von Donimierski: " 
„daß aus den Getraide-Borräthen der Magazine und ver Sechandlung, fo viel 
- bas Gonvernementé davon felbft nicht gebraucht, .an bie armen Leute zu etwas 
. billigeren Preiſen verkauft werde“, | 
Hat bei der unterzeichneten Abtheilung Feine Unterflüßung gefunden. Die uns von 
Seiten des Gouvernements gemachten Mittheilungen laffen uns nicht zweifeln, daß 
bei der Verwendung ſowohl der vorhandenen als ber noch zu erwartenden Vor: 
raͤthe nichts werde verfäumt werben, um durch fle. eine hoͤchſtmögliche Minderumg 
ned Noihſtandes zu bewirken. Gin näheres Eingehen auf. biefen Gegenſtand hat 
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uns aber um fo weniger rathſam geſchienen, als ein zu frähzeitiges Belanniwerben 
oe 1“ biefer Beziehung beabfichtigten Maßregeln den Erfolg derſelben gefährben 
onnte. 

Sandtags- Marfchall: Dieſem Antrag iſt die Abtheilung nicht 
beigetreten, ehe ich ihn alfo zur Debatte ſtelle, muß ich fragen, ob 
er in der Berfammlung Unterftügung findet. 

(Wird, nachdem er auf Berlangen noch einmal vorgetragen warden, 
hinreichend unterfügt.) 

Abg. von Donimierski: Meine Herten, ich habe wegen bes 
erften Punktes auf das Wort verzichtet, weil die Abtheilung ganz 
meinem Antrage beigetreten ift, und vorzüglich bat mich dazu auch 
bewogen die Erklärung des Herrn Landtags⸗Kommiſſars, welche Das 
Berfprechen enthält, daß Den Leuten bis zur Yerndtezeit fo viel wie 
möglich) Gelegenheit zum Verdienſt gegeben werden fol. Diefen 
zweiten Antrag hingegen hat die Abtheilung nicht unterſtützt. Ich 
glaube wohl, daß er Unterſtuͤtzung verdient, Es follen im einzelnen 
Magazinen nach Nachrichten, die ich erhalten habe, noch beveutende 
Borräthe liegen. Es ift alfo winfchenswerth, daß dieſe Magazins 
Borräthe gleichmäßig zum Verkaufe vertheilt würden, damit nicht 
einzelne Gegenden ganz ohne Getraide wären. Es liegen auch bei 
Privatleuten bedeutende Vorräthe, und ed erfcheint auch wuͤnſchens⸗ 
werth, Daß dieſe verzeichnet und, wenn aud auf Staatöfoften, dahin 
gebracht würden, wo ein Mangel an Lebensmitteln ſich zeigt 

Sandtags - Kommiſſar: Ic) glaube, daß dieſer Antrag ein uns 
nöthiger fein würde, weil, was die Vorräthe des Staats und nas 
mentlich diejenigen der Militair-Berwaltung betrifft, diefem Antrage 
bereit genügt if. Es ift auf die Vorräthe der Militair⸗Verwal⸗ 
tung überall fo weit zurüdgegriffen worden, ald es die nöthige 
Sorge für Die Verpflegung der Armee erlaubt. Ueberdies find aus 
den Mititair- Magazinen der Civil⸗Verwaltung Vorſchuͤſſe geleiftet, 
die aus den von der letzteren außerhalb angefauften Vorräthen zurüd 
erftartet werden. Getraide⸗ und Mehl-Borräthe werden den beduͤrf⸗ 
tigen Einwohnern, den Armen-Behörden und Kommunen zu ermä- 
Bigten Preiſen überlafien. Was aber die Seehandlung betrifft, io 
fieht das Verhaͤltniß anders; dieſe Tauft Heute Roggen, läßt ihn 
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auf ihren großen Etabliſſements mahlen und verkauft morgen das 
Mehl. Wollte man ihre vorfchreiben, zu welchem Preiſe fie verfau- 
fen müffe, fo wuͤrde man etwas Unbilliges, ja Unmoͤgliches verlan- 
gen; denn fie muß fich bei ihrem Berlaufe nach dem Einfaufspreife 
richten, und doch Bat auch dieſes Inflitut in einzelnen Fällen wohls 
shätig auf Preisermäßigung gewirkt. In diefer lebten Beziehumg 
ift der Antrag mithin unausführbar, in den beiden erften Beziehun⸗ 
gen hat er bereits vollkändige Erledigung gefunden. 

Abg. von Faber: Ic erlaube mir, zur Beitätigung befien, was 
der Herr Landtags Kommiffar gefagt hat, zu erwähnen, daß in dem 
reife, welchem ich die Ehre habe, vorzufiehen, die Borräthe ber 
Magazine aufgekauft worden find und ich befugt geweſen bin, das 
Setraide zu 2 Rthlr. 10 Sgr. an die ärmeren Leute wieber zu 
verfaufen. Alſo koͤnnen wir wohl das Bertrauen hegen, daß dies 
auch ferner geichehen werbe: 

Adg. von Donimierski: Meinem Antrage ift nach der Erklärung 
bes Herrn Landtags⸗Kommifſars volllommen genügt. 

(Bielfeitiger Ruf zur Abftimmung.) 

Sanbtags- Sarfchell: Wenn Niemand mehr das Wort wünfcht, 
fo bitte ich nımmehr, daß Diejenigen, die nach den gemachten Er⸗ 
Härungen den Antrag dennoch unterftüßen, auffiehen. 

Eine Btimme: Darf idy mir eine Frage erlauben? 

(Der Abgeoronete Neumann befleigt die Tribüne; Heiterkeit.) 

Sandings- Marichall: Es ift allervings ein Redner, der fich 
früher gemeldet hatte. Wil die hohe Berfammlung denfelben noch 
hören? (Größe Unruhe; einige Stimmen: Abftimmung!) - 

Abg. KAranfe: Der Königl. Kommiffar hat mid, bereits über: 
hoben, zu entwideln, woher der Nothſtand entftanden ift. 

(Einige Stimmen: Bravo!) 
Um diefem abzuhelfen, ift eine augenblidliche Hülfe nöthig, und da 
Der Königliche Kommiſſar uns bereitd hat befannt machen laſſen, 
weldhe bedeutende Sırmmen zu Bauten bezeichnet find, fo würde ich, 
da e8 fid) um den Augenblid handelt, vorfchlagen, daß fo ſchleunig 
wie möglich die Dazu beſtimmten Summen eventuell in bie Kreis⸗Kafſen 
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ſollen — (Großer Laͤrm.) 
auch auf der Stelle. erfolgen, weil, wie ich glaube, nach 5 Wochen — 
(Getrommel.) 


bereite die Heuärndte hinausgeht und darauf die. andere Aerndte, 
. und dann hinlaͤngliche Beſchaͤftigung für Die Tagelöhner vorhanden 
ſein wird. 

Sandtags- Marſchall: Das iſt ein neues Amendement; findet 
daſſelbe Unterſtützung? (Wird nicht unterſtuͤtzt.) 

Abg. Graf Merveldt zu Behum: Darf ich mir eine Frage er⸗ 
lauben in Bezug auf die Erflärung ded Königl.. Kommiffars? So 
viel ih weiß, find Die Manöver noch nidyt in den wetlichen Pro⸗ 
vinzen abbeftellt, und ich wollte daher fragen, ob deshalb Die Ma- 
gazine für die künftig vieleicht zu erwartende Zuſammenziehung der 
Infanterie noch gefüllt bleiben. Wenn das der Hall wäre, fo wärbe 
ich den Antrag vorfchlagen, daß definitiv Darliber entichieben werde, 
daß Feine Uebungen der Infanterie ftattfänden und diefe Vorraͤthe 
ebenfall8 zur Bertheilung kämen. 

Regierungs⸗Kommiſſar General von Weyer: Allerdings find 
Die Magazine dort mit Vorräthen verfehen, um, fobald die Ma⸗ 
növer ftattfinden, fie für Die Truppen verwenden zu fünnen. Se. 
Majeftät haben ſich den Beſchluß darüber vorzubehalten geruht bis 
zu der Zeit, wo ſich der Ausfall der Aerndte überfehen läßt. Es 
iſt alfo wahrſcheinlich, daß Se. Maieftät im Laufe des Monate 
Zuni ihre Befehle Dem Kriegs⸗Miniſterium ertheilen- werben. Außer⸗ 
dem wäre es auch ſehr bedenklich, Diefe Vorraͤthe anzugreifen, Die, 
wie .‚geingt, natbwendig ‚vorhanden fein müffen für ben Fall, daß Die 
Manöver flattfinden. Uebrigens ift die Quantität der Vorräthe 
nicht bedeutend, und es kann daher auf den Antrag nicht einge⸗ 
gangen werden. 

Abg. Oflermann: Ich babe Nachrichten bekommen, daß das 
Gouvernement den preußiſchen Konſuln Auftrag gegeben hat, 2009 
Laſt Roggen kommen zu laſſen. Wenn alfo bie Bsrräthe, Die für 
das Gouvernement beftimmt find, jetzt abgegeben werden, ſo koͤnnte 
das Quantum durch jene Zufuhr erfegt werben. 
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NRegierungs⸗Kommiſſar General von Bayer: Das find. Vor⸗ 
räthe, De die Militaie- Verwaltung für ven Finanz» Mimifter. an⸗ 
faufen laßt, fie find nicht: für Die Militair⸗Magazine beftimmt. 

Sandtags -Kommiſſar: Ich wiederholte, daß Die Mikitair- Vers 
waltung ſich überall bereit erklärt hat, Vorſchüſſe aus ihren Maga⸗ 
jinen zu Teiften, ſobald fich die Civil-Verwaltung verpflichten konnte, 
folche zur rechten Zeit wieder in die Magazine zu liefern. Wenn 
aber ſchwimmende Ladungen gekauft ſind, deren Eintreffen nicht mit 
einiger Sicherheit berechnet werden Tann, fo kann man son der Mili⸗ 
tair⸗Verwaltung nicht verlangen, daß fie ihre Borräthe weggäbe auf 
eine ganz unbeffimmte Zeit. Was die Landwehr⸗Uebungen betrifft, 
die Se. Majeftät auszufetzen befohlen haben, fo find ſämmtliche für 
diefe Uebungen beftimmten Vorräthe, Die indeß meiftens nur in Lie⸗ 
ferungs-Kontraften beftehen, deren Realifirung zweifelhaft it, an Die 
Civil⸗Verwaltung übertragen, damit fie folche zur Tinterflügung von 
Kommunen⸗ und Armen-Anftalten verwenden koͤnne. 


Sandtags- Marfchall: Der Referent wird fortfahren. 
Ein Abgeordneter bittet ums Wort. 
Mehrere Stimmen verlangen Abſtimmung, 
‚Referent son Schenkendorft lieft nor: 


Der Antrag des Mbgeorbneten-Limau: 

„daß ein hoher Landtag bei des Könige Mejeflät #6 bahn ı verwenben we, 
daß Allerhochſtdieſclben geruhen möchten, die Wiedererhebnng der. Mahlfener 
anmospuen,. beten Betrag aber den betrefffnden Kommipen zur Unterſtützung 
ihrer Armen mit Brod und Kartoffeln auf bie Dauer des früher zugebachten 

“ gänzlihen Erlaffes zu überweifen‘, 
fann ebenfalls bei Einer Hohen Verſammlung nicht befürwortet‘ werden. Ohne 
uns auf eine naͤhere Etoͤrkeruug der mindeſtens ſehr zweifelhaften Frage einulaſſen, 
ch durch eine anderweite Verwendung der ˖durch Wiedererhebung der erlaſſenen 
Steuer zu gewinnenden Summen den Armen eine weſentlich groͤßere Untenſtütung 
gewaͤhrt werden loͤnne, als bie, ‚welche ihnen durch ‚den betreffenden Steuer⸗Erlaß 
zu Theil geworben ift, find wir einftimmig der Anficht, daß die Hohe Verfamme, 
fung die Aufhebung dieſer erſt vor wenigen Wochen angeordneten Maßregel, deren 
wohltvolfende Motive im ganzen Lande die danfbarfte Anerfennung gefunden haben, 
und deren Wirkungen fich jet noch leineewegee volkändig iherſhm ran, nicht 
werde beautragen wollen. 
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Sanktags- Marſchall: Die Abibellung bat den Antrag nicht 

unterfüpt,, findet ex in der hohen Berfammlung Unterſtuͤzung? 
(Bird nicht unterfkigt.) 

Der Abgeorbnete Hanfemann will ein anderweites Amende- 
ment ftellen. 

Abg. Hanfemann: Inter denjenigen Maßregeln, die das Gou- 
vernement getroffen hat, um Die Armuth der unteren Vollsklaſſen bei 
ber Theurung ber Lebensmittel zu unterftügen, habe ich vorzüglidy 
die Maßregel freudig begrüßt, daß die Mahliteuer einftweilen auf: 
gehoben wurde. Es ift dies für 3 Monate geſchehen. Meine An⸗ 
ficht ift, Daß die wohlthätigen Folgen diefer Maßregel noch nicht 
inmerhalb der 3 Monate vollftändig hervortreten können, baß eine 
längere Zeit Dazu erforderlich fein wird. | 

(Unruhe in der Berfanumlung) 

Sch mache nicht einen Antrag, ic) mache aber das Gouverne⸗ 
ment darauf aufmerkjam, daß, um dieſe wohlthätigen Folgen berbei- 
zuführen, es wünfchenswerth fein würde, Die Maßregel noch auf 
3 Monate zu verlängern, 

(Der Reiner wird durch die Unruhe in der Verſammlung 

unterbrochen.) 

Bei dieſer Gelegenheit erlaube ich mir weiter, auf einen ande⸗ 
ren Umſtand aufmerkſam zu machen, der dazu weſentlich beitragen 
kann, daß die Theurung der Lebensmittel nicht uͤber das natuͤrliche 
Maß hinausgehe. Die Verhaͤltniſſe muͤſſen immer fo geregelt wer⸗ 
den, wie ſie den Umſtänden angemeffen ſind. Einer der weſentlich⸗ 
ſten Nachtheile in Beziehung auf das Verhaͤltniß der Preiſe der 
Lebensmittel bei uns hat darin beſtanden, daß die Aufhebung des 
Eingangszolls von Getreide und Mehl fpäter erfolgte. Nun mache 
ih Sie darauf aufmerkſam, daß die Preiſe des Getreides im In⸗ 
Lande immer mit durch das Verhaͤltniß des Auslandes regulirt wer⸗ 
den, daß es deshalb von Einfluß ift, wie lange voraus man weiß, 
daß die Getreide - Einfuhr frei ftattfinden kann. Ic mache barauf 
aufmerfjam, daß man in andern Ländern einen großen Werth darauf 
gelegt bat, eine beftimmie Friſt ſchon jetzt feitzufegen, wie lange Das 
Getreide eingeführt werden kann, weil man davon ausgeht, daß Dann 





— 68 — 


die Spelulationen auf eine lange Zeit vorausgemacht werben, und 
Daß dies darauf hinwirkt, Daß die Beſitzer von Getreide nicht auf 
zu hohe Preiſe warten, weil fie zu beforgen haben, daß bei fortges 
fegter freier Einfuhr die Preife fallen könnten. In diefer Beziehung 
iſt in Belgien feftgefept, daß die freie Einfuhr bis Oktober 1848 
befteben folle. Ein gleicher Antrag ift in Frankreich geftellt worben. 
Ich glaube, Daß es im Interefie der Beziehung von Getreide ſehr 
nüglid; wäre, wenn das Gouvernement feine Aufmerkfamfeit auf 
diefen Gegenftand richtete. Wir wiflen keinesweges, wie bie Ges 
treive-Aerndte ausfallen wird. Bon Weften ber, nicht aus unferer 
Provinz, ſondern aus entfernteren Gegenden, find mir durch Die Zeir 
tungen etwas bedenkliche Nachrichten zugelommen., Hoffen wir, daß 
fie fih nicht verwirklichen. Die Vorräthe find qufgezehrt, und es 
find deshalb wohlfeile Preife nicht zu erwarten. Ich ſchließe alſo 
damit, indem ich nicht ben Antrag auf beide Punkte ftelle, aber dem 
Gouvernement dieſe beiden Gegenftände zur Erwägung gebe. Der 
letztere gehört insbefondere zur Vernehmung mit den übrigen Zolls 
vereind-Staaten. 

Sandiags - Aommifar: Das Gouvernement wirb nicht verfehlen, 
Rotiz von dieſen Bemerkungen zu nehmen; aber ich muß darauf 
aufmerffam machen, daß der Zollverein, dieſe Verbindung fo vieler 
beutfcher Staaten, uns in diefer Beziehung fehr enge Gränzen des 
Handels auferlegt. Wir haben nicht im Voraus Monate lang die freie 
Einfuhr beftimmen Können, weil die Zolivereins-Berträge feftfegen, daß 
die freie Einfuhr des Roggens nur flattfinden bürfe, wenn er den Preis 
von 3 Thalern erreicht bat, und eben fo wird biefe Erlaubniß zus 
rüdgensmmen werben .‚müflen, wenn ex wieder unier Dielen Preis 
hinabſinkt. Was die Berufung auf andere Länder betrifft, fo glaube 
ich darauf aufmerkſam machen zu müflen, daß unfer Einfuhrzoll von 
Getreide fehr niedrig if, indem er nur 5 Sgr. pro Scheffel beträgt, 
während er in vielen anderen Ländern bedeutend höher fteht. Lebers 
dies find Die Verhältniffe folcher Laͤnder, welche regelmäßig auf Ein- 
fuhr von Getreide angewiejen find, ganz anders als die unfrigen, da 
wir regelmäßig bedeutende Quantitaͤten von Getreide ausführen. 

Abg. Hanfenenn: Ein Wort zur Berichtigung einer Bemerkung 
des Herrn Kommiſſars. Vom rohen Getreide find aM 
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Einfuhr zoͤlle nicht ſehr hoch; es kommt aber nicht::blo8 Darauf an, 
welche Zoͤlle vom rohen Getreide, ſondern auch, welche Zoͤlle vom 
Mehl beſtehen, und in dieſer Beziehung bemerke ich, daß der Zoll 
2 Thaler beträgt, Daß dies nad) Verhältniß der Qualität des Mehls 
und der zeitigen "Marktpreife mitunter 30 bis 40 pCt, beträgt. 
Ferner bemerke ich, daß ‘gerade der Zoll auf Maismehl Veranlaffung 
gewefen tft, warum nicht viele Kaufleute, bie wohlfeilere Lebens⸗ 
mittel einführen wollten, Maismehl aus Amerila haben kommen 
laſſen. 
Albg. Linau (vom Platz): Nachdem ih im ber heutigen Zeitung 
eine Belanntmachung des Ober: Präfldenten von Meding gelefen 
habe, wonach feit Aufhebung der Mahl: ‚Steuer das Brod bedeutend, 
namentlich in Potsdam, gewachſen iſt.. | 

(Biele Stimmen: Laut! Laut! Anere verlangen, ber Rebner 
Sole auf die Tribiine.) 
Es ift nur eine ganz kurze Bemerkung. Ich kam in der Abficht 
hierher, wenn der Antrag nicht an der Tages: Orbnung geweſen 
wäre..... 
Gielfacher Ruf: daß der Redner nicht verſtanden wird.) 
Ich nehme meinen Antrag ſehr gern zuruͤck, da er, wie es mir 
ſcheint, ohnehin keinen Anklang findet. 


NRelerent lieſt: 


Ser Antrag des Uhgeorbneten von Storzewalt und einiger riederer aus 
Pofen geht dahin: 
„daß alle Abgeordneten eine Bitte an ihre Kommittenten erlaſſen, die Aoth— 
düͤrſtigen zu unterſtützen. Jeder Abgeordnete unterzeichnet feinen Beitrag, die 
‚Herren. Laudraͤthe, Ober⸗Vuͤrgeruieiſter und Blirgermeiſlter übernehmen die Boi⸗ 
‚träge, und berufen, no die Finrichtung noch nicht eingeführt IB, jeden Monat 
‚ bis zur Aerudte ein Comité, welches bie eingefommenen Gelder den Unbemittels 
ten einhändigt“, 
und ſchließt mit’ der’ Crflieung, daß der genannte Herr Antragfieller, wenn bie 
Vetitiom angenommen werde, 300 Thaler zu dem gebathten Behnfe zu zahlen be⸗ 
reit ſei. 
Die untetzeichnete Abtheilung hat den wohlwollenden und menſchenfreundlichen 
Abfichten ber Antragſteller ihre volle Anerkennung nicht verfagen können. Da fid- 
indeß die Hohe Verfammlung nach der Anficht der Abtheilung nicht in der age 
berubeh, über bie geſtellten, ige dem Ermeſſen der Einzelnen anheimſallenden 
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Anträge Beſchluͤſſe zu fafen, fo bat auch die Abtheilung fich einer Begulachtung 
derſelben nicht unterziehen zu Tünnen geglaubt. 

Sandtags - Marſchall: Die Aötheilung hat nicht geglaubt, daß 
über biefen Gegenftand ein Beichluß gefaßt werden koͤnne. Wird 
defienungeachtet der Antrag unterftügt? 

(Wird nicht unterftügt.) 

Abg. von Saucen: Ich erkenne dad Geſetz als abgefchloffen 
und würde mir nur erlauben, in Beziehung auf die Verwaltung 
einige Dinge zu empfehlen, die ich nidyt auf eigenen Antrieb, fons 
dern nach einer Mittheilung einiger Abgeoroneten der Landgemein- 
den meiner Provinz erfahren babe, daB bereits in Marienwerber 
aus Mangel an Lebensmitteln Zujammenrottirungen ſtattgefunden 
haben und im Angeliht der ‚Behörden ein großer Kaufmanns⸗ 
Speicher mit einem Vorrath von über 1600 Scheffeln geplündert 
if. Ich wollte mir daher den gehorfamften Antrag erlauben, ob 
vielleicht von Seiten der Verwaltungs-Behörde, was nur in einzels 
nen heilen möglich ift, entweder größere Garniſonen ober Bürgers 
Vereine organifirt werden möchten, um dergleichen Unruhen vorzu- 
beugen, 

(Diele Stimmen: Das ift ſchon geichehen. ) 

Dann nehme ich meinen Antrag zurüd. 

Nun noch ein zweiter Antrag. Es ift, wie mir mitgetheilt 
ift, bei vielen Abgeordneten .die Beforgniß vorhanden, DaB es Ha 
zum Herbfte an Material zur Ernährung fehlen könnte; ich weiß 
nicht, wie weit im Allgemeinen und in welchen Provinzen biefe . Bes. 
forgniß getheilt wird. Ich möchte mir aber Die Frage erlauben, ob 
da, wo fie herrfcht, ed nicht zwedmaͤßig wäre, wie es auch in Wuͤr⸗ 
temberg gefchehen ift, vielleicht nur da, wo es von den Abgeordneten 
der Brovinz als wünfchenswerth erachtet würde, eine Aufnahme 
der jebt vorhandenen Beftände, gleichviel in weſſen .Hänben,. zu 
fammeln und gleihmäßig den Bedarf bis zur nächſten Aerndte zu 
ermitteln, um eine Ueberſicht zu erhalten, wo vielleicht, auch wenn 
die Regierung Arbeit und durch die Arbeit Gelb in die Hände ber 
Nothleidenden giebt, Roth vorhanden ſein koͤnnte. 


IV. 5 
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Abg. Gier (vom Platz): Dem Antrage der Aufnahme der Be⸗ 
ftände trete ich bei. 

Abg. Gruneu: Meine Haren! Wir haben. bereits über bie 
Angelegenheit, die. Unterftügung der Armen betreffend, bie gehörige 
Auskunft gehört; wir haben gehört, wie gimftig Das Gouvernement 
eingefchritten ift, wie günftig e8 ferner einfchreiten will durch Die 
Magazins Borräihe. Dem lebten Borfchlage des Abgeordneten von 
Storzewsfi..... Er 

(Biele Stimmen: Er ift abgelehnt.) 

Das weiß ich ſchon. Ic) wollte nur erwähnen, daß, meiner 
Meinung nad), noch andere Mittel zu Gebote ſtehen. Wir haben 
gehört, wad dad Gouvernement gethan hat und thun will; es ifl 
mehr, als wir denken konnten. Wir müffen es und aber nicht ver- 
hehlen und uns felbft fragen, wenn Alles vom Gouvernement aus⸗ 
gehen foll, wo follen endlich die Mittel herfommen? Fragen wir 
ung felbft, wem die arbeitenden Klaffen noch mehr und eben fo nahe, wie 
dem ©ouvernement, am Herzen liegen. Wir müflen fagen, wir find es 
ſelbſt. Es giebt Feine Klaffe, Die mit dieſer arbeitenden Volksklaſſe nicht 
im engen Berbande fteht; nehmen Sie den Rentier, den Gefchäftsmann 
oder den Handwerker, ein Jeder hängt von ihm ab. ch will nicht fagen, 
er hängt von ihm ab, aber er braucht ihn. Der Arbeiter iſt fein Ka⸗ 
pital, Eben fo gut, wie heute Iemand ein Gebäude Bat, Das 
40,000 Rthlr. Werth hat, und. er braucht es in zwei ober Drei 
Jahren nicht, fo verliert er jährlich 590 Rthlr. Zinfen, und doch 
it er fchuldig, daß er es unterhalte. : Derfelbe Fall tritt ein bei 
dem Arbeiter. Brauchen wir dieſe Maſſe nicht im Ganzen, wie fie 
da ift, fondern brauchen wir ſie nur theilweife, fo wollen wir zur 
Erhaltung derſelben auch beitragen. &8 wird eine Zeit kommen, 
wo wir bebauern werben, daß, ich bin einer von derjenigen Kaffe, 
welche mit. dieſer arbeitenden Klaffe viel’ zu. thun Hat, für biefelbe 
nichts geſchehen if. Ich werde mir deshalb einen Vorſchlag erlau⸗ 
ben, vielleicht ebenfalls für meine Kommilitonen, Die theilweiſe ver⸗ 
pflichtet find, Leute Halten zu müflen, ben ich bereits zur Ausführung 
gebracht habe. Der Arbeiter befommt einen Lohn, der ſich richtet 
nach dem Preiſe der Konfumtibilien, nad) der Lage des Ortes, wie 
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er ſeine Exiſtenz friſten kann; jetzt find die Lebensmittel theurer, daß 
macht einen großen Einfluß, deshalb muß der Lohn erhöht werben, 
und id) bin der Meinung, daß derjenige, ter das von ſelbſt und 
freiwillig thut, viel weiter fommt, als der, welcher es darauf an« 
fommen läßt, daß die Arbeiter diefen höhern Lohn ertrogen. Denn 
das giebt böfes Blut... 
(Große Unruhe in der Verfammlung.): 

und fo wie hier im lebten... .. 

(Der Rebner wird buch, bedeutenden Laͤrm unterbrochen; 

der Marſchall muß ſich der Klingel bedienen.) 

Ich glaube nicht, meine Herren, daß es der allgemeine Wunſch 
ſein kann, mich zu unterbrechen. 

Eine Stimme (vom Platze): Das wäre eine Belehrung, Deren 
bedürfen wir nicht. Wir wiffen, wie wir uns mit unjeren Arbeitern 
zu ftellen haben. Ä 

Sandtags- Marfchall: Den Redner zu unterbrechen, hat Nies 
mand das Recht. Ich will indeß Die Frage an ihn richten, ob er 
die Abficht Hat, einen Beſchluß herbeizuführen? 

Abg. Grunau: Nein, durchaus nicht. Ich wollte nur Jedem 
ans Herz legen, daß er, fo viel an ihm iſt, beitrage ..... 

(Der Rebner wird durch das Geraͤuſch in der Verſammlung 
abermals tinterbrochen und verläßt bie Tribüne.) 

Abg. Gier: Nur ein paar Worte in Bezug auf den Antrag 
der geftellt ift zur Aufnahme ber Beſtände. 

Sandtags- Marihall: Es ift Fein Antrag geftellt worden, die 
Sache ift blos zur Erwägung dem Gouvernement empfohlen. 

Abg. Gier: Er ift geftellt worden. 

Abg. Sauchen: Ich habe ihn nicht ale Amendement geftellt, 
fondern mit blos erlaubt, meinen Wunſch dem Kommiffar gegen- 
über auszufprechen. 

- bg. Gier: Dann trete ich dem Wunſche bei und bitte um fo 
mehr um Berücfichtigung, weil die Ermittelung zur Beruhigung und 
Preisausgleichung führen wird. 

Wir Haben noch drittehalb Monte 518 zur Aerndte. Einen 
bezüglichen Antrag habe ich fchon früher geſtellt, und der Königliche 
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Herr Kommiſſar hat erwiedert, er wuͤrde nicht nuͤtzen und. eine Art 
Vielregiererei ſein. In vielen deutſchen Staaten hat man aber in 
der jegigen Nothzeit folche Manfregeln ergriffen; es werben oft 
flatiftifche Arbeiten über viel geringere Gegenflände angeordnet, jebe 
Spindel gezählt. | 

(Wird durch Geräufd in der Verſammlung unterbrochen.) 

Meine Herren! Ich beabfichtige durchaus nicht, die Ver⸗ 
fanmlung durch viele Worte aufzuhalten; Sie müſſen erfahren 
haben, daß ich nicht langweilig bin. Ich Habe nur zeigen wollen, 
daß jene Frage über die Aufnahme der Frucht» Beitände von größ- 
ter Wichtigkeit if. Wenn fich ergiebt, daß die Beſtände aufer- 
ordentlich gering find, fo koͤnnen noch zeitig fürforglichere Borfehrum- 
gen geteoffen werben. (Unruhe in der Verſammlung.) 

Das ift ein Punft, wo es ſich um Hunger, um eben und 
Sterben handelt. Man hätte es längft thun follen. 

(Großer Lärm in der Verfammlung, der den Redner nicht 
fortfahren läßt.) 

Sandtags- Kommifar: Es ift von Seiten eines geehrten Mit 
glieded der Wunfch geftellt worben, daß das Gounernement dieſe 
Mafregel in Erwägung nehmen wolle, und von. einem ‚anderen 
Mitgliede unterftügt. Ich hoffe, die Verfammlung wird fi) Dabei 
begnügen. Nur wenn ed zu einer weiteren Debatte über dieſen 
Gegenftand kommen follte, würde ich mich Darüber ausfprechen 
müffen. 

Dicke Stimmen: Nein! Nein! 

Sandtags- Marſchall: Der Referent wird Die Petition aufleben, 
und ich glaube, Daß ed aur Erfparung von Zeit nicht nöthig fein 
wird, daß fie bei Diefem einfachen Gegenftanve nochmals zur Ab» 
theilung komme. _ 

Wir fahren jept fort in der Tagesorbnung, und ich bitte den 
Herrn Abgeordneten von Mündhaufen - Strausfurth als Re⸗ 
ferent den Pla einzunehmen. 

Referent son Mlünchaufen-Strausiusth lieft vor: 
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Gutachten 
der 


dritten Abtheilung ber Kurie der drei Stände des erſten Verei⸗ 
nigten Landtags, 


betreffend 
die Petition der Abgeorbneien Tſchocke, Siebig und Werner wegen nachtraͤg⸗ 
licher Einberufang des Grafen Ebdnard von Reichenbach auf Waltborf zum 
Bereinigten Landtage. 


Die Abgeordneten Tſchocke, Siebig und Werner haben bei Einem Hohem 
Landtage über bie Nichteinberufung bes im vorigen Herbfte vom dem Brieger 
Wahlbezirke in Schlefien zum ritterfchaftlichen Abgeordneten erwählten Grafen 
Eduard von Reichenbach anf Waltborf, reſp. die an deſſen Stelle erfolgte 
Wahl und Einberufung des Grafen von Strachwitz Beſchwerde geführt und bie 
nachtraͤgliche Einberufung des Erfteren zum Landtage beantragt. 

Nach der PBetitions: Schrift und einem berfelden zur Begründung beigefügten 
Exemplare ber Leipziger conflitutionellen StaatsbärgersZeitung, welches unter ber 
Ueberſchrift: „Cingriff des Ober-Bräfiventen von Wedell in die Wahlfreiheit der 
fehlefifcyen Stände und meine Vertvahrung dagegen”, ein Sendſchreiben des Grafen - 
Ednard von Reichenbach an fänmtlihe Mitglieder bes Vereinigten Landtags 
enthält, in Verbindung mit dem von dem Königlichen Landtags⸗Kommiſſar hierüber 
abgegebenen Bromemoria, iſt das dem Antrage zum Grunde liegende Sachvers 
haͤltniß Folgendes: 

Bet den im Herbſte vorigen Jahres in der Provinz Schleften Aattgefunbenen 
Ergänzungses Wahlen zum Provinzial: Landtage für Die nad) Ablanf ihrer Wahl- 
Periode ausgefchiedenen Abgeorbneten und Stellvertreter wurde im Brieger, bie 
Kreife Brieg, Oppeln, Kreutzburg und Falkenberg umfaſſenden Wahl-Bezirfe der 
Graf Oskar von Reihenbah auf Domekfom zum ritterfchaftlichen Abgeord⸗ 
neten gewählt. Im WahlTermine ergab fich indeß, daß ber Graf Oskar von 
Reichenbach fein vorgenanntes Gut exit feit dem Jahre 1839 befige, folglich 
das für die Wählbarkeit gefeglich vorgefchriebene Erforderniß des zehnjährigen 
Grundbefitzes nicht erfülle, und wurbe deshalb nach BVorfchrift des Allerhöchften 
Reglements über das Berfahren bei den flänbifchen Wahlen vom 22. Juni 1842, 
welches im 8. 12 bie Beftimmung enthält, „daß, wenn die Wahl auf ein Mitglieb 
des betreffenden fländifchen Berbanbes fällt, bei welchem die Bebingung des zehn- 
jährigen Grunobefiges nicht vollſtaͤndig erfüllt wird, jederzeit noch eine zweite 
fubfidiarifche Wahl für ben Fall vorzunehmen tft, daß bie erforderliche Koͤnigliche 
Dispenfation nicht ertheilt werden follte”, fofort noch eine fubfidinire Wahl vor⸗ 
genommen, Diefe fiel anf den Bruber bes principaliter Gewählten, den Grafen 
Eduard von Reichenbach anf Walldorf, Zum Abgeorbneten Stellvertreter 
war ber Landrath des Kreiſes Oppeln, Hoffmann, gewählt werben, 
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vertheilt manden, damit die Arbeiten, welche ausgefuͤhrt werben 


ſollen . (Großer Laͤrm.) 
auch auf der Stelle. erfolgen, weil, wie ich glaube, nach 5 Wochen. — 
(Getrommel.) 


bereits ‚Die Heuaͤrndte hinausgeht und Darauf die. andere Aerndte, 
. und Dann hinlaͤngliche Beſchäftigung für Die Tagelöhner vorhanden 
ſein wird. 

Sandtags- Mlarthall: Das iſt ein neues Amendement; findet 

Dafielbe Unterſtuͤzung? (Wird nicht unterftügt.) . 
Abg. Graf Merveldt zu Vechum: Darf ich mir eine Frage er 
Ianben in Bezug auf: die Erklärung des Königl.: Rommiffars? Sy 
viel ich: weiß, ſind die Manöver noch nicht in den weſtlichen Bro: 
vinzen abbeftellt, und ich wollte Daher fragen, ob deshalb Die Ma⸗ 
gazine für. Die künftig vielleicht. zu erwartende Jufammenziehung ber 
Infanterie noch gefüllt bleiben. Wenn Das der Fall wäre, ſo würde 
ich den Antrag vorichlagen, Daß definitiv Darüber entſchieden werde, 
daß Feine Uebungen der Infanterie ftattfänden und dieſe Borräthe 
ebenfallö zur Vertheilung kämen. 

Regierungs » Kommiffar General von Mesber: Allerdings find 
die Magazine dort mit Vorräthen verfehen, um, fobald die Ma- 
növer ftattfinden, fie für die Truppen verwenden zu fünnen. . Se. 
Majeftät haben ſich den Befchluß darüber vorzubehalten geruht bis 
zu der Zeit, wo fich der Ausfall der Aerndte überfeben läßt... Es 
iſt alfo wahrſcheinlich, daß Se. Majeftät im Laufe des Monats 
uni ihre Befehle Dem: Kriegs⸗Miniſterium ertheilen werden. Außer⸗ 
dem wäre. es auch ſehr bedenklich, dieſe Vorraͤthe anzugreifen, Die, 
wie geſagt, natbwendig vorhanden fein müſſen für den Fall, Daß Die 
Manöver ftattfinden. Uebrigens ift die Quantität der Vorräthe 
nicht bedeutend, und ed kann daher auf den Antrag nicht einge⸗ 
gangen werden. 

Abg. Ofermann: Ich habe Nachrichten bekommen, daß da 
Gouvernement den preußiſchen Konſuln Auftrag gegeben bat, 2009 
Laſt Roggen kommen zu laſſen. Wenn alfo die Vorräthe, Die. für 
das Gouvernement beftimmt find, febt abgegeben werden, fo koͤnnte 
das Quantum durch jene Zufuhr erjegt werben. 
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Regierungs⸗Kommiſſar General von Kezher: Das find. Bor- 
räthe, die die Militaie- Verwaltung für ven Finanz⸗Miniſter an⸗ 
faufen läßt, fie find nicht für die Militair⸗Magazine beftimmt. 

 Sandtags - Anmmiffar: Ich wiederhofe, daß die Militair⸗-Ver⸗ 
waltung fich überall bereit erflärt hat, Vorſchüſſe aus ihren Maga- 
jinen zu leiſten, ſobald fich die Civil⸗Verwaltung verpflichten konnte, 
fofche zur rechten Zeit wieder in Die Magazine zu liefern. : Wenn 
aber ſchwimmende Ladungen gefauft find, deren Eintreffen nicht mit 
einiger Sicherheit berechnet werden Tann, fo fann man von der Mili⸗ 
tair-Berwaltung nicht verlangen, Daß fie ihre VBorräthe weggäbe auf 
eine ganz 'unbeftimmte Zeit. Was die Landwehr-liebungen betrifft, 
die Se, Majeftät auszufetzen befohlen haben, fo find fänmtliche für 
diefe Uebungen beftimmten Vorräthe, die indeß meiftens nur in Kies 
ferungs-Kontraften beftehen, deren Realifirung zweifelhaft ift, an Die 
Civil⸗Verwaltung übertragen, damit fie folche zur Unterftützung von 
Kommunen⸗ und Armen-Anftalten verwenden fönne, 


Sandtags- Marſchall: Der Referent wird fortfahren. 
Ein Abgeordneter bittet ums Wort, 
Mehrere Stimmen verlangen Abftimmung, 
Referent son chenkenästk lieſt yor: 


Der Antrag des Abgeorbneten Lina: - - 
„daß ein hoher Landtag bei des Konigs Majehät 6 VE verwenben weit, 
daß Allerhohſtdieſelben geruben möchten, die Wiebererhebuug der Mahlſtenet 
ananoxdnen, been Betrag aber den betrefffnden Kommlmen zur Unterſtützung 
ihrer Armen mit Brod und Kartoffeln auf die Dauer des fruͤher zugedachten 
gaͤnzlichen Erlaſſes zu uͤberweiſen“, u , 
kann ebenfalls bei Einer Hohen Verſammlung nicht befürwortet werden. Ohne 
uns auf eine nähere Etoͤrteruug der mindeftens fehr zweifelhaften Frage einzulaffen, 
oh durch eine anderweite Verwendung - der; burdh- Wiedererhebung bes erlaſſenen 
Steuer zu gewinnenben Suumıen den Armen eine weſenlich „größere Untenftägung: 
geiwäßrt werden ‚könne, als die, welche ihnen durch den betreffenden Steuer⸗Erlaß 
zu Theil geworben ift, find wir einſtimmig ber Anficht, daß die Hohe Verfamme 
fung die Aufhebung dieſer erft vor wenigen Wochen angeorpneten Mafregel, deren 
wohlivollende Motive im ganzen Lande die danfbarfte Anerfennung gefunden haben, 
und deren Wirkungen fich jebt noch teineewe geo iii iberſchen laſſen, rk 
werde brautragen wollen. 








Sanktags- Marſchall: Die Abtheilung bat den Antrag nicht 

unterflügt, findet er in der hohen Berfammlung Unterſtuͤzung? 
(Wird nicht unterftügt.) 

Der Abgeorvnete Hanfemann will ein anderweites Amende⸗ 
ment ftellen. 

Abg. Hanfemann: Inter denjenigen Mafregeln, die das Gou- 
vernement getroffen hat, um bie Armuth der unteren Vollsklaſſen bei 
der Theurung der Lebensmittel zu unterftügen, habe ich vorzüglich 
die Maßregel freudig begrüßt, daß die Mahlſteuer einftweilen auf: 
gehoben wurde. Es ift Dies für 3 Monate gefchehen. Meine An⸗ 
ficht ift, daß die wohlthätigen Folgen dieſer Maßregel noch nicht 
inmerhalb der 3 Monate vollftändig hervortreten können, daß eine 
längere Zeit dazu erforderlich fein wird. 

(Unruhe in der Verſammlung) 

Ich mache nicht einen Antrag, ich mache aber das Gouverne⸗ 
ment darauf aufmerkjam, daß, um Diefe wohlthätigen Folgen berbei- 
zuführen, es wuͤnſchenswerth fein würde, Die Maßregel noch auf 
3 Monate zu verlängern. 

(Der Rebner wird durch die Unruhe in der Verfammlung 

unterbrochen.) I 

Bei dieſer Gelegenheit erlaube ich mir weiter, auf einen ande⸗ 
ren Umſtand aufmerkſam zu machen, der dazu weſentlich beitragen 
kann, daß die Theurung der Lebensmittel nicht uͤber das natuͤrliche 
Maß hinauogehe. Die Verhaͤltniſſe muͤſſen immer fo geregelt wer⸗ 
den, wie ſie den Umſtaͤnden angemeffen find. Einer der weſentlich⸗ 
ſten Nachtheile in Beziehung auf das Verhaͤltniß der Preije ber 
Lebensmittel bei und hat darin beftanden, daß die Aufhebung des 
Eingangszolls von Getreide und Mehl fpäter erfolgte. Nun mache 
ih Sie darauf. aufmerkſam, daß die Preife Des Betreides im In⸗ 
(ande immer mit durch dad Berhältnig bes Auslandes regulirt wer⸗ 
den, daß es veshalb don Einfluß ift, wie lange voraus man weiß, 
daß Die Getreide - Einfuhr frei ftattfinden kann. Ich mache darauf 
aufmerkfam, daß man in andern Ländern einen großen Werth darauf 
gelegt bat, eine beitimmie Friſt fchon jetzt feftzufegen, wie lange Das 
Getreide eingeführt werden kann, weil man Davon ausgeht, daß Dann 





die Spekulationen auf eine lange Zeit vorausgemacht werben, und 
dag dies darauf hinwirkt, daß die Befiger von Getreide nicht auf 
zu hohe ‘Preife warten, weil fie zu beforgen haben, daß bei fortger 
fester freier Einfuhr die Preife fallen könnten. In dieſer Beziehung 
ift in Belgien feſtgeſezt, daß bie freie Einfuhr bis Oktober 1848 
beſtehen folle. in gleicher Antrag ift in Frankreich geftellt worden. 
Ich glaube, daß es im Interefle der Beziehung von Getreide ſehr 
nüglich wäre, wenn das Gouvernement feine Aufmerkjamkeit auf 
diefen ©egenftand richtete. Wir wiflen keinesweges, wie bie Ges 
treide⸗Aerndte audfallen wird. Don Welten ber, nicht aus unferer 
Provinz, fondern aus entfernteren Gegenden, find mir durch Die Zeir 
tungen etwas bedenkliche Rachrichten zugelommen. Hoffen wir, daß 
fie fi) nicht verwirfficdyen. Die Borräthe find aufgezehrt, und es 
find beshalb wohlfeile Preife nicht zu erwarten. Ich fchließe alſo 
damit, indem ich nicht den Antrag auf beide Punkte fielle, aber dem 
Gouvernement dieſe beiden Gegenftände zur Erwägung gebe. Der 
leßtere gehört insbejondere zur Vernehmung mit den übrigen Zoll- 
vereind-Staaten. 
ſandtags - Kommiſſar: Das Gouvernement wird nicht verfehlen, 
Notiz von biefen Bemerkungen zu nehmen; aber ich muß Darauf 
aufmerkſam machen, daß der Zollverein, diefe Verbindung fo vieler 
deutfcher Staaten, uns in diefer Beziehung fehr enge Gränzen des 
Handels auferlegt. Wir haben nidht im Voraus Monate lang die freie 
Einfuhr beftimmen können, weil Die Zollvereins⸗Vertraͤge feftfeken, daß 
die freie Einfuhr des Roggens nur flattfinden dürfe, wenn er ben Preis 
von 3 Thalern erreicht bat, und eben fo wirb biefe Erlaubniß zus 
rüdgenommen werben ‚müflen, wenn er wieder. unter biefen Preis 
hinabſinkt. Was die Berufung auf andere Länder betrifft, fo glaube 
ich darauf aufmerkſam machen zu müflen, daß unfer Einfuhrzoli von 
Getreide fehr niedrig ift, indem er nur 5 Sgr. pro Scheffel beträgt, 
während er in vielen anderen Ländern bedeutend höher ſteht. Ueber⸗ 
bies find Die Verhältniffe folcher Laͤnder, welche regelmäßig auf Ein- 
fuhr von Getreide angewiejen find, ganz anders als bie unfrigen, Da 
wir regelmäßig bedeutende Quantitäten von Getreide ‘ausführen. 
Abg. Hauſemann: Ein Wort zur Berichtigung einer Bemerkung 
des Herm Kommiſſars. Dom rohen Getreide find allerdings die 
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Einfuhrzoͤlle: nicht ſehr Hoch; es kommt aber nicht blos Darauf an, 
welche Zoͤlle vom rohen Getreide, ſondern auch, welche Zoͤlle vom 
Mehl beſtehen, und in dieſer Beziehung bemerke ich, daß der Zoll 
2 Thaler beträgt, daß dies nach Verhältniß der Qualität des Mehls 
und der zeitigen Marktpreiſe mitunter 30 bis 40 pCt,. beträgt. 
Ferner bemerke ich, Daß ‘gerade der Zoff auf Maismehl Veranlaſſung 
gewefen tft, warum nicht viele Kaufleute, Die wohlfeilere Lebens⸗ 
mittel einführen wollten, Maismehl aus Amerika haben kommen 
laſſen 
Abg. Sinau (vom Platz): Nachdem Mb im ber heutigen Zeitung 
eine Bekanntmachung des Ober- Präfldenten von Meding gelefen 
habe, wonad) jeit Aufhebung ber Mahl⸗Steuer das Brod bedeutend, 
namentlich in Potsdam, gewachſen iſt.. 

(Viele Stimmen: Laut! Laut! Andere verlangen, der Redner 

ſolle auf die Tribuͤne.) J 

Es iſt nur eine ganz kurze Bemerkung. Ich kam in der Abſicht 
hierher, ‘wenn der Antrag nicht an der Tages— Ordnung geweſen 
wäre..... 
Gielfacher Ruf: daß der Redner nicht verſtanden wird.) 
Ich nehme meinen Antrag ſehr gern zuruͤck, da er, wie es mir 
fcheint, ohnehin feinen Anklang findet. 


Referent lieſt: 


‚Der. Antrag bes Ubgeorbneten von Storzewati und einiger Linderer a aus 
Poſen geht dahin: 
„daß alle Abgeordneten eine Bitte an ihre Kommittenten erlaffen, die Roth: 
bürftigen zu mterftügen. Jeder Abgeortnete unterzeichnet "feinen Beitrag, bie 
‚Herren. Landraͤthe, ObersBürgermeifter. und Bürgermeiller übernehmen die Wei: 
„träge und berufen, wo die Finrichtung noch ‚nicht eingeführt if, jenen Monet 
bis zur Aerubte ein Comite, welches die eingefoinmenen Gelder den Uubemittels 
“ten einhändigt“, 
und fehließt mit’ ber Erklaͤrung, daß der’ genannte Herr Antragfteller, wenn bie 
Betitton angenommen werbe, 300 Thaler zu dem gebathten Behnfe zu zahlen bes 
reit ei. 
Die unterzeichnete Abtheilung hat den wohlwolſenden und menſchenfreundlichen 
Abſichten des Antragſteller ihre volle Anerkennung nicht verfagen können. Da fich 
indeß die Hohe Verſammlung nach der Anſicht der Abtheilung nicht in der Lage 
beſindet, über bie geftellten, Tebigli dem Ermeſſen ber Einzelnen anhelmfallenden 
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Anträge Beſchluſſe zu faſſen, fo hat auch die Abtheilung fich einer Degnsachtung 
derfelben nicht unterziehen zu Tünnen geglaubt. 

Sandiags - Marſchall: Die Abtheifung hat nicht geglaubt, daß 
über dieſen Gegenftand ein Befchluß gefaßt werden fünne. Wird 
defienungeachtet ver Antrag unterftügt? 

(Wird nicht unterftüßt.) 

Abg. von Saucen: Ich erkenne dad Geſetz als abgeſchloſſen 
und würde mir nur erlauben, in Beziehung auf die Verwaltung 
einige Dinge zu empfehlen, die ich nidyt auf eigenen Antrieb, ſon⸗ 
dern nach einer Mittheilung einiger Abgeordneten der Landgemein- 
den meiner Provinz erfahren habe, daß bereits in Marienwerber 
aus Mangel an Lebensmitteln Zujammenrottirungen ftattgefunben 
haben und im Angelicht der ‚Behörden ein großer Kaufmanns⸗ 
Speicher mir einem Vorrath von über 1600 Scheffeln geplündert 
it. Ic wollte mir Daher den gehorfamften Antrag erlauben, ob 
vielleicht von Seiten der Verwaltungs-Behörde, was nur in einzel- 
nen Theilen möglich ift, entweder größere Garniſonen oder Bürger- 
Bereine organifirt werden möchten, um bergleichen Unruhen vorzus 
beugen, 

(Biele Stimmen: Das ift ſchon geichehen. ) 

Dann nehme ich meinen Antrag zurüd. 

Nun noch ein zweiter Antrag. Es ift, wie mir mitgetheillt 
ift, bei vielen Abgeordneten die Beſorgniß vorhanden, daß ed His 
zum Herbfte an Material zue Ernährung fehlen koͤnnte; ich weiß 
nicht, wie weit im Allgemeinen und in welchen Provinzen dieſe Bes. 
forgniß getheilt wird. Ich möchte mir aber die Frage erlauben, ob 
da, wo fie bericht, e8 nicht zwedmaͤßig wäre, wie es auch in Wuͤr⸗ 
temberg geſchehen ift, vielleicht nur da, wo es von den Abgeorhneten 
der Brovinz als wünfchenswerth erachtet würde, eine Aufnahme 
der jebt vorhandenen Beftände, gleichviel in weſſen Händen, zu 
fanmeln und gleichmäßig den Bedarf bis zur nächften Aerndte zu 
ermitteln, um eine Ueberſicht zu erhalten, wu vieleicht, auch wenn 
die Regierung Arbeit und durch Die Arbeit Gelb in Die Hände Der 
Nothleidenden giebt, Roth vorhanden fein koͤnnte. 


IV. ö 
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Abg. Gier (vom Platz): Dem Antrage der Aufnahme der Be⸗ 
ſtaͤnde trete ich bei. | | 

Abg. Grunau: Meine Herren! Wir haben bereits über bie 
Angelegenheit, die. Unterftügung der Armen betreffend, die gehörige 
Auskunft gehört; wir haben gehört, wie guͤnſtig das Gouvernement 
eingefchritten ift, wie günftig es ferner einfchreiten will durch Die 
Magazin-Borräihe. Dem legten Borfchlage des Abgeordneten von 
Sforzewsfi..... re 

(Biele Stimmen: Er ift abgelehnt.) 

Das weiß ich fohon. Ic, wollte nur erwähnen, daß, meiner 
Meinung nad), noch andere Mittel zu Gebote ſtehen. Wir haben 
gehört, was Das Gouvernement gethan hat und thun will; es ifl 
mehr, als wir denken konnten. Wir müffen ed und aber nicht ver- 
hehlen und ung jelbft fragen, wenn Alles vom Gouvernement aus⸗ 
gehen foll, wo follen endlich Die Mittel herfommen? ragen wir 
ung jelbft, wem Die arbeitenden Klaſſen noch mehr und eben fo nahe, wie 
dem Gouvernement, am Herzen liegen. Wir müffen fagen, wir find es 
ſelbſt. Es giebt Feine Klaffe, die mit dieſer arbeitenden Volksklaſſe nicht 
im engen Berbande fteht; nehmen Sie den Rentier, den Gefchäftsmann 
oder den Handwerker, ein Jeder hängt von ihm ab. Ich will nicht fagen, 
er hängt von ihm ab, aber er braucht ihn. Der Arbeiter ift fein Ka⸗ 
pital. Eben fo gut, wie heute Jemand ein Gebäude Bat, das 
40,000 Rihle. Werth hat, und. er braucht ed: In zwei oder drei 
Sahren nicht, fo verliert er jährlich) 590 Rthlr. Zinfen, und Doc 
it er fchuldig, daß er es unterhafte. Derſelbe Fall tritt ein bei 
dem Arbeiter. Brauchen wir diefe Mafje nicht im Ganzen, wie fte 
da ift, fondern brauchen wir fie nur theilweife, fo wollen wir zur 
Erhaltung derfelben auch beitragen. Es wird eine Zeit kommen, 
wo wir bedauern werben, daß, ich bin einer von derjenigen - Klaffe, 
welche mit. dieſer arbeitenden Klaſſe viel’ zu thun hat, für Diefelbe 
nichts geſchehen iſt. Ich werde mir Deshalb einen Vorfchlag erlaus 
ben, vielleicht ebenfalls für meine Kommilitonen, die theilweife ver⸗ 
pflichtet find, Leute halten zu müffen, den id) bereits zur Ausführung 
gebracht habe. Der Arbeiter befommt einen Lohn, der fid) richtet 
nach dem Preife der Konfumtibilien, nad) der Lage des Ortes, wie 
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er ſeine Griſtenz friſten kann; jetzt ſind die Lebensmittel theurer, das 
macht einen großen Einfluß, deshalb muß der Lohn erhöht werben, 
und ich bin der Meinung, daß derjenige, der bas von ſelbſt und 
freiwillig thut, viel weiter fommt, als der, welcher es Darauf an⸗ 
kommen läßt, daß die Arbeiter dieſen höhern Lohn ertrogen. - Denn 
Das giebt boͤſes Blut..... 
(Große Unruhe in der Verfammlung.) 

und jo wie hier im lebten... .. 

(Der Redner wird durch bedeutenden Lärm unterbrodpen; 

der Marichall muß fi) der Klingel bedienen.) 

Sch glaube nicht, meine Herren, Daß es der allgemeine Wanſch 
ſein kann, mich zu unterbrechen. 

Eine Stimme (vom Platze): Das wäre eine Belehrung, deren 
bebürfen wir nicht. Wir wiflen, wie wir und mit unferen Arbeitern 
zu ftellen haben. Ä 

Sandtags- Marfchall: Den Redner zu unterbrechen, hat Nies 
mand das Recht. Ich will indeß Die Frage an ihm richten, ob er 
die Abficht hat, einen Beichluß herbeizuführen? 

Abg. Grunan: Nein, durchaus nicht. Ich wollte nur Jedem 
ans‘ Herz legen, daß er, fo viel an ihm iſt, beitrage ..... 

(Der Rebner wird durch das Geräufd) in der Verſammlung 
abermals unterbrochen und verläßt bie Tribiine.) | 

Abg. Gier: Nur ein paar Worte in Bezug auf den Antrag 
der geftellt ift zur Yufnahme ver Beſtände. 

Sandtags- Sarfchall: Es ift Fein Antrag geftellt worden, bie 
Sache ift blos zur Erwägung dem Gouvernement empfohlen. 

Abg. Gier: Er ift geftellt worden. 

Abg. Sauren: Ich Habe Ihn’ nidyt als Amendement gehe, 
fondern mir blos erlaubt, meinen Wunſch dem Kommiffar gegen: 
über auszuſprechen. 

Abg. Gier: Dann trete ich dem Wunſche bei und bitte um fo 
mehr um Beruͤckſichtigung, weil die Ermittelung zur Beruhigung und 
Preisausgleichung führen wird. 

Wir haben noch drittehalb Monate bis zur Aerndte. Einen 
bezüglichen Antrag habe id) fchon früher geftellt, und der Königliche 
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Herr Kommiffar hat eriwiebert, er würde nicht mügen und eine Art 
Bielregiererei fein. - In vielen deutfchen Staaten hat man aber in 
Der jegigen Nothzeit ſolche Maaßregeln ergriffen; ed werben oft 
ftatiftifche Arbeiten über viel geringere Gegenftände angeordnet, jede 
Spindel gezählt. | 

(Wird durch Geräufc in der Verfammlung unterbrochen.) 

Meine Herren! Ich beabfichtige durchaus nicht, bie Ver⸗ 
ſammlung durch viele Worte aufzuhalten; Sie müflen erfahren 
haben, daß ich nicht langweilig bin. Ich Habe nur zeigen wollen, 
daß jene Frage über die Aufnahme der Frucht⸗-Beſtaͤnde von größe 
ter Wichtigkeit if. Wenn ſich ergiebt, daß die Beſtaͤnde aufer- 
orbentlich gering find, fo koͤnnen noch zeitig fürforglicyere Borfehrun- 
gen getroffen werben. (Unruhe in der Berfammlung.) 

Das ift ein Punkt, wo es fid) um Hunger, um Leben und 
Sterben handelt, Man hätte es Tängft thun follen. 

(Großer Lärm in der Verfammlung, der den Redner nicht 
fortfahren läßt.) | 

Sandtags- Aommifar: Es iſt von Seiten eines geehrten Mit- 
gliedes der Wunſch geftelt worden, daß das Gouvernement Diefe 
Mapregel in Erwägung nehmen wolle, und von. einem ‚anderen 
Mitgliede unterftügt. Ich hoffe, die Verſammlung wird fich Dabei 
begnügen. Nur wenn ed zu einer weiteren Debatte über Diefen 
Gegenftand kommen follte, würde ich mich Darüber ausfprechen 
müffen, \ | 

Diele Stimmen: Nein! Nein! | 

Sandtags- Marfchall: Der Referent wird die Petition aufiegen, 
und ich glaube, Daß es zur Erſparung von Zeit nicht nöthig fein 
wird, daß fie bei Diefem einfachen Gegenftande nochmals zur Ab- 
theilung komme. j | 

Wir fahren jetzt fort in der Tagesorbnung, und ich bitte ben 
Herren Abgeorbneten von Mündhhaufen- Strausfurth als Res 
ferent den Plag einzunehmen. 

Referent von Münchaufen-Steausturth lieft vor: 
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Gutachten 
der 


dritten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten Verei⸗ 
nigten Landtags, 


betreffend 
die Petition der Abgeordneten Tſchocke, Siebig und Berner wegen nachtraͤg⸗ 
uicher Einberufung des Grafen Ednard von Reichenbach auf Waltdorf zum 
Vereinigten Landtage. 


Die Abgeordneten Tſchocke, Siebig und Werner haben bei Einem Hohen 
Landtage über bie Nichteinberufung bes im vorigen Herbſte von dem Brieger 
Mahlbezirfe in Schlefien zum ritterfchaftlichen Abgeorbneten erwählten Grafen 
Ednard von Reichenbach auf Waltvorf, refy. die an deſſen Stelle erfolgte 
Wahl und Einberufung des Grafen von Strachwitz Befchwerbe geführt und bie 
nachträgliche Einberufung des Erſteren zum Landtage beantragt. 

Nach der BetitionssSchrift und einem berfelben zur Begründung beigefügten 
Exemplare der Leipziger conflitutionellen Staatsbärger:Zeitung, welches unter ber 
Ueberſchrift: „Cingriff des Ober-Bräfiventen von Wedell in die Wahlfreiheit der 
fehlefifchen Stände und meine Verwahrung dagegen”, ein Sendſchreiben des Grafen 
Edrnard von Reichenbach an fümmtliche Mitglieder des Vereinigten Landtags 
enthält, in Berbindung mit dem von dem Königlichen Landtage-Rommifjar hierüber 
abgegebenen PBromemoria, ift das dem Antrage zum Grunde liegende Sachver⸗ 
haͤltniß Folgendes: 

Bet. den im Herbſte vorigen Jahres in ber Provinz Schleften Rattgefunbenen 
Ergänzungss Wahlen zum ProvinzialsLandtage für die nady Ablauf ihrer Wahl 
Beriode ausgefchiedenen Abgeordneten und Stellvertreter wurde im Brieger, bie 
Kreiſe Brieg, Oppeln, Kreubburg und Falkenberg umfaſſenden Wahl-Bezirfe der 
Graf Oskar von Reiherbah auf Dometzkow zum ritterfchaftlichen Abgeorbs 
neten gewählt. Im WahlsTermine ergab fich indeß, daß der Graf Oskar von 
Reichenbach fein vorgenanntes Gut erſt feit dem Jahre 1839 befike, folglich 
das für die Wählbarlett gefeplich vorgefchriebene Erforderniß des zehmjährigen 
Grundbefiges nicht erfülle, und wurbe deshalb nad Vorſchrift des Allerhöchften 
Reglemente über das Berfahren bei den flänbifchen Wahlen vom 22. Juni 1842, 
welches im 8. 12 die Beſtimmung enthält, „daß, wenn die Wahl auf ein Mitglied 
des betreffenden ſtaͤndiſchen Berbanbes fällt, bei welchem bie Bebingung des zehn 
jährigen Grundbefitzes nicht volftändig erfüllt wird, jeberzeit noch eine zweite 
fubfitiarifche Wahl für den Fall vorzunehmen ift, daß bie erforderliche Koͤnigliche 
Dispenfation nicht ertheilt werben follte”, fofort noch eine fubfidinire Wahl vor- 
genommen, Diefe fiel auf den Bruber bes principaliter ®ewählten, ben Grafen 
Eduard von Reichenbach auf Waltdorf. Zum Abgeorbneten Stellvertreter 
war ber Landrath bes Kreiſes Oppeln, Hoffmann, gewählt werben. 
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Nachdem die Wahl-Verhandlungen dem Landtags: Kommiflar fir Schleften, 
Ober-Bräfidenten von Wedell, eingereicht worden waren, gelangte auf amtlichen 
Wege zu defien Kenntiniß, daß der Graf Eduard von Reichenbach wegen 
Berbreitung einer verbotenen Schrift von Karl Heinzen, betitelt „weniger als 20 
Bogen“ und hierdurch verübter Majeſtaͤts-Beleidigung, von dem Königlichen Obers 
Iandesgerichte in Ratibor zur Kriminalnterfuchung gezogen worden ſei. Diefer 
Umftand veranlaßte den Ober-Präfidenten von Wedell, in Stelle des in gericht: 
licher Unterfuchung befangenen ®rafen Ednard von Neihenbarh eine nene 
fubfidfaire Mahl anzuorbnen, damit für den Fall, daß dem principaliter gewähls 
ten Grafen Oskar von Reichenbach bie Allerhöchfte Dispenfation nicht zu 
Theil würde, ein völlig qualifizierter Abgeordneter (Reffe. des Königlichen Mini- 
fleriums des Innern ımb der Poltzei vom 46. Januar 2854) zur Befbitigumg in 
Vorſchlag gebracht werben könnte. 

In tem baranf abgehaltenen anderweitigen Wahltermine proteficten der Graf 
Oskar von Reihenbah, der Graf Eduard von Reichenbach und noch 
zwei andere wahlberechtigte Rittergutsbefiger gegen die Vornahme einer nenew 
Wahl; alle übrigen im Termine erfchienenen Wähler, neunzehn an ber Bahl, er- 
Härten ſich mit der angeordneten neuen Wahl einverftanden und vollzogen. dieſelbe. 

Das Ergebniß der Wahl war, daß der Graf von Strahwig auf Proſch⸗ 
li$ in subsidium ala Abgeordneter gewählt wurde, für den Fall, daß dem prin- 
cipaliter zum Abgeordneten gewählten Grafen Oskar von Reichenbach, deſſen 
Mahl durchaus befichen blieb, bie Allerhöchſte Dispenfation von der Bedingung 
des zehnjährigen Grundbeſitzes verſagt würde. Der Bericht bes Ober-Präfipanten 
von Wedell mit den Wahl:Berhandlungen hat hierauf Sr. Majeſtät dem Könige 
in-Rüdfiht der für den Grafen Oskar von Reichenbach in Antrag gebrachten 
Allerhoͤchſten Dispenfatlon vom zehnjährigen Orunbbefige vorgelegen. Se. Majeſtuͤt 
ber König haben indeß in der. darauf erfolgten Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 
19. Zebruar dieſes Jahres auezufprechen geruht, daß keine hinläuglichen Gründe 
vorlägen, dem Grafen Dsfar von Reihenbach vie Diepenfation vom zehn⸗ 
jährigen Grundbefige zu ertheiten, und if in Folge befies der im subsidium 'gea 
wählte Graf von Strachwitz anf .Profchlig ala ritterfchaftlicher Abgeorbueter 
bes Brieger Wahlbezirkes beflätigt unb zum Bereinigten Landtage einberufen worben. 

Die Petenten find nun der Anficht, daß in ver gegen den Srafın Eduard 
yon Reichenbach eingeleiteten Kriminalstiinterfuchung keine ausreichende Beran- 
laſſung zur Anordnung und Vornahme einer neuen fubfibiatren Wahl gelegen habe, 
daß es vielmehr bei der erſten jubfibiniren Wahl habe werbleiben müſſen, erachten 
demgemaͤß bie zweite fubfipiaire Wahl für gefepiwibrig und tragen Deshalb auf die 
nachträgliche Binberufung bes Grafen Ebuard von Reichenbach au die Stelle 
bes Grafen von Strachwitz an. Kine Entwirkelang unb Begründung .biefer 
Anficht ans den einfrhlagenden Gefepen tft von den Petenten nicht gegeben, ſon⸗ 
dern: befchvänfen fie ſich darauf, allgemein anzuführen, daß fie bie fpätere Wahl 
und Einberufung des Grafen von Strahwig aus dem Bruube für geſegwidrig 








— N — 


exachteten, weil Seitens ber Kreloſtaͤnde (welcher, iſt nicht geſagth der Graf 
Eduard von Reichenbach für völlig unbeſcholten erklaͤrt worden ſei. Dagegen 
geht aus Dem ber Petitions⸗Schrift beigefügten, gedruckten Sendfchreiben bes Gras 
fen Eduard von Reichenbach hervor, daB ben Betenten Hierbei die Beſtim⸗ 
mung bes 8. 7 der Kreisordnung für Schlefien vom 2. Juni 1837 vorgefchiwebt 
haben mag, ba im biefem Senbfchreiben ber Graf Eduard von Reihenbad 
auf jenes Gefeg ausbrüdlich Bezug genommen und angeführt bat, daß in einem 
von ihm nach der Beftimmung bes $. 7 der Kreisordnung beautragien, durch hie 
Behoͤrde in gefehlicher Weiſe zufammenberufenen, in Neiffe om 31. März d. 9, 
abgehaltenen Konvente der Ritterfchaft feines Kreifes einſtimmig erflärt worden 
fei: daß fie ihn, ungeachtet ber gegen ihn wegen majehtts.Deleibigung eingeleis 
teten Unterjuchung, für unbefcholten hielten. 

Obgleich es begründet if, daß Die Kreisordnung für Sdleſten vom 2. Juni 
1827, in Uebereinſtimmung mit der rheiniſchen sub weſtphaͤliſchen Kreisorduung, 
im angezogenen Paragraphen für den Fall, daß bei einem Mitgliede der Ritters 
ſchaft oder einem geftatteien Vertreter derfelben die Unbefcholtenheit des Rufes 
beftrittem wird, der Ritterfchaft des Kreiſes die Befugnis beilegt, in einem beſou⸗ 
deren Konvente durch StimmensMehrheit von zwei Dritteln der Anweſenden dar⸗ 
über in erſter Inſtauz zu entfcheiden, reſp. wenn bie Entſcheidung für bie Beſchol⸗ 
tenbeit nes Rufes ausfällt, Die Ausſchließung zu beflimmen, und falls ver Be: 
troffeme ober die abgeflimmie Minoritaͤt bei dem Beichluffe firh nicht beruhigen, 
will, den Mitgliedern des Provinzial-Landtags von ber Mitierfchaft die Entſchei⸗ 
bang im ber zweiten. unb letzten Juſtanz überträgt, und obſchon bie gehorſamſt 
unterzeichnete Abiheilung auf der anderen Seite feine Veranlaſſung hat, bie Rich⸗ 
tigkeit der von bem Grafen Ednard von Reihenbad in dem Sendjchreiben 
angeführten, von der Ritterjchaft feines. Kreifes in dem Komvenie zu Neiffe abge 
gebenen Erklaͤrung in Zweifel zw ziehen, fo kann hoch bie Abtheilung, und zwar 
in einer. Majorität von 123 gegen 3 Stimmen, der hieraus von jenem und den 
Petenten felbft gezogenen Folgerung nicht beitreten, noch weniger aber dem darauf 
gekägten Petitions : Antrage ſich anſchließen, ſondern erachtet vielmehr Die Majo⸗ 
rität den Antrag für nicht begründet und iſt ber Anficht, daß das angegriffene 
Berfahren des Ober-Bräfiventen von Webell in ber obwaltenden Sachlage und 
in ben gefeblichen Beflimmungen feine vollſtaͤndige Nechtferiigung findet, 

Nach dem dargeſtellten Sachverhältnifie geftaltet fich nämlich der vorliegende 
Fall dahin: 

daß im Brieger Wahlbezirke ein ritterſchaftlicher Abgeordneter zum Prowinzial- 
Landtage gewählt worden, welcher wegen mangelnden zehnjährigen Grunbbefiges 
der Altechöchften Dispenfation bedurfte, und daß als Erfatzmann für den Falk; 
daß dem principaliter ®ewählten vie Allerhöchfte Diepenfation nicht zu Theil 
‚würde, ein Kittergrtsbefitzer gewählt und zu beflätigen war, gegen welchen, 
noch ehe die Betätigung erfolgte,. bie gerichtliche Unterſuchnng eingeleitet wor⸗ 
den iſt. 
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Es handelte ſich mithin nicht von der Befaͤhigung zum Erſcheinen auf bem 
Kreistage, von welchem der Graf Ednard von Reihenbach ale Ritterguts⸗ 
befiger Mitglieb ift, ober, fpezieller ansgebrüdt, nicht um bie Beurtheilung des im 
8.6 sub c der fihlefifchen Kreisorbuung ale Bebingung zur perfünlichen Aus: 
Übung des Stimmrechte anf dem Kreistage vorgefihriebenen unbefcholtenen Rufes 
Seitens der Mitglieder der Kreis: Ritterfchaft nach der Beſtimmung bes bereite 
allegirten $. 7 ibid., fordern es handelte fig zunächft um Prüfung der Waͤhlbar⸗ 
Teit eines zum Provinzialstandtage ſubſidiariſch gewählten, vor erfolgter Beftätis 
gung in gerichtlicher Unterſuchnung befangenen ritterſchaftlichen Abgeordneten nach 
Maßgabe des dieſerhalb erlafienen Geſetzes wegen Anorbunng ber Provinzial- 
Stände für das Herzogthum Schlefin ꝛc. vom 27. März 1824. Beide Verord⸗ 
nungen enthalten aber hierunter wefentlich verfchlebene Beftimmungen. 

Während nämlich, wie ſchon berührt, der $. 7 der Kreisorbunng die Prüfung 
ber in Trage geftellten Unbefcholtenheit eines Rittergutsbefiger, welche Iehtere ber 
8. 6 ibid. neben der Gemeinſchaft mit einer der chriftlichen Kirchen und Bollens 
dung des 24ſten Lebensjahres als Bedingung zur perfönlichen Ausübung bes 
Stimmrechte auf dem Kreistage erforbert, der Nitterfchaft des Kreifes überweif, 
ftellt zwar das Geſetz wegen Anorbnung der BrovinzialStände im $. 5 neben 
dem zehnjährigen Grundbefige, der Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen 
und dem Z0jährigen Alter gleichfalls den umbefcholtenen Ruf als allgemeine Bes 
dingung der Wählbarfeit zum Landtage-Adgeordneten für alle Stände hin, enthält 
aber eben fo wenig, als die für die anderen Provinzen erlaflenen ftänbifchen Ges 
feße, eine Beftimmung, wodurch bie Beurthellung bes unbefcholtenen Rufes den 
Standesgenofien zugewiefen würde, fondern fegt nur, und zwar wieherum in Webers 
einflimmung mit den anderen fländifchen Gefegen, Hinfichtlich ber Prüfung ber 
allgemeinen Bedingungen im 8. 29 generell feft, „baß der Landtags: Kommiſſar zu 
prüfen habe, ob bie Wahlen in der Form und nach den Cigenfchaften der Abge⸗ 
orbneten, der Vorſchrift gemäß, gefchehen find.“ Es ſtand mithin nach biefer Haren, 
anf den vorliegenden Fall allein zur Anwendung dringenden Dispofition nicht ben 
Standesgenofien des Grafen Ednard von Reichenbach und am. allerwenigſten 
dem gar nicht zum Brieger Wahlbezirfe gehörigen, in Neiſſe abgehaltenen Kreiss 
Ritlerfchaftss Konvente zu, Über die Nnbefcholtenheit des Grafın Eduard von 
Reichenbach zu enticheiven, fondern gehörte dies zur ausfchließlichen Kompetenz 
des Königlichen Landtags⸗Kommiſſars, ale der zur Ansführung und Anfrechthaltung 
ber ftänbifchen Gefege beftellten Behörde. Wenn man aber zugefichen muß (and 
bies wird nach dem ansgeführten Geſetze nicht in Abrede zu flelien fein), bag ber 
Ianbesherrlichen Behörde, ımb zwar zunächft dem von Sr. Majeflät dem Könige 
beftellten Landtags⸗Kommiſſar, das Urtheil allein darüber zuftändig if, ob bie ers 
wählten Landtags⸗Abgeordneten die gefeglich vorgefchriebenen @igenfchaften erfüllen 
oder nicht, fo kann es fich im vorliegenden Falle auch im Weentlichen nur darum 
fragen, ob bas DBerfahren felbft, welches der Ober⸗Praͤſident von Wedell, als 
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Landiage⸗Kommiſſar für Schleften, in dieſer zu feiner Kompetenz gehörigen Ange: 
legenheit eingefchlagen hat, fich rechtfertigt. 

Weber das Geſetz wegen Anordnung der BrobinzialsStände für Schlefien, 
noch irgend ein anderes flänbifches Geſetz fchreibt ein beſtimmtes Berfahren in 
Betreff der gänzlichen ober zeitweifen Aueſchließung befhottener Berfonen ans ben 
Provinzial-Stäuden vor. Eben fo fehlt es gänzlich an gefetzlichen Beſtimmungen 
über die Kriterien der Beſcholtenheit. 

Bei diefem Mangel fpezieller geſetzlicher Dispofitionen ift in allen bisher zur 
Sprache gefommenen bezäglichen Fällen fleit angenommen worben, baß, wie ber 
Königliche Landtags⸗ſommiſſar nach dem 6. 239 des fländifchen Befeges ımberents 
lich für befugt und verpflichtet zu erachten, einen Landtags⸗Abgeordneten, welcher 
nad) der Wahl. Üch feines Grundbeſitzes entäußert hat, zum Lanblage nicht 
einzuberufen , es eben ſo auch auf den Gruud bes 6. 29 und bes g. 33 ber 
pflichtmuͤßigen Beurtheilung des Landtage-Rommiffare überlafien bleiben muͤſſe, ob 
der Ruf eines Landtags⸗Abgeordneten in dem Grabe für befcholten zu erachten 
fei, daß von feiner Beftätigung refp. Einberufung Abſtand genommen werben müfle. 

Dabei iR bisher der Grundſatz feſtgehalten worden, daß die Umbefcholtenheit 
bes Rufes im Sinne ver flänbifchen Gefege fchon demjenigen Abgeordneten mangle, 
welcher eines Verbrechens angefchulnigt unb beshalb zur gerichtlichen Unterfuchung 
gezogen worben ift, ein Grundſatz, welcher wiederholt und noch in dem lebten am 
die Stände der Rheinproving.erlafienen Laudtags⸗Abſchiede vom 27. Dezember v. „I. 
bie ausdrückliche Allerhoͤchſte Billigung erhalten, indem Ge. Majeflät ber Rökig 
es als den befichenden Geſetzen völlig entfprechend erlärt haben, dag Seitens 
berjenigen Behörden, welchen die Prüfung der gefehlichen Onalification der Lands 
tags⸗ Abgeordneten obliege, und von denen ſolche in ähnlichen Fallen flets geübt 
worden, der Ginbernfung bes in gerichtlicher Unterfuchung befangenen Abgeordneten 
Anftand gegeben fe. Wenn nun ber ObersPBräfivent von Wedell amtliche 
Keuntniß davon erhalten, daß gegen dem fubfidiair zum Landtags⸗Abgeordneten er: 
wählten Grafen Ednard von Reichenbach die Kriminalsiinterfuchung wegen 
Majeſtaͤts⸗Beleidigung eingeleitet fei, fo handelte er nicht nur mit dem begüglichen 
frändifchen Geſetze unb ber wiederholt erklärten Allerhoͤchſten Willensmeinung, fons 
bern auch mit den Präcedenzs Fällen vollfommen im Ginflange, als er aus der 
Gröffnung dieſer wegen Majeftäts:Beieibigung inmittelft anhängig gewordenen 
Kriminal⸗Unterſuchung Beranlaffung nahm, ven die Theilnahme an der Proevinzial⸗ 
GStandſchaft mit bebingenden Ruf des Grafen Eduard von Reichenbach zum 
Gegenſtand feiner näheren Erwägung zu machen. 

Dabei erjcheint der Umſtand, daß bie. gerichtliche Unterſuchung wegen Ver⸗ 
breitung einer verbotenen Schrift eingeleitet worden, an ſich indifferent, ſondern 
war lediglich die Thatſache in Betrag zu ziehen, daß bie Keiminal-Unterfachung, 
und zwar wegen Majeſtaͤts⸗Beleidigung, eröffnet worden war, 

Der Ober⸗Pruͤſident von Wedell hat nun angenommen, baß der Ruf ven 
Grafen Ednarb.von Reichenbach in- Folge der gegen ihm anhängig geimerbes 
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nen Kriminal⸗Unterſuchung, im Sinne ber ſtaͤndiſchen Geſetze, verlegt ſei. Dieſer 
Anſicht kann die Majorität der gehorſamſt unterzeichneten Abtheilung nur beitreten. 

Die gerichtliche Unterſuchung wegen eines Verbrechens trübt, wenige im ber 
Volks⸗ oder Stanbesfitte begründete Fälle ausgenommen, flets den Ruf bes bes. 
teoffenen Individuums, bald mehr, bald weniger, je nach der Beurtheilung ber 
Motive und ber Auffaſſung des fpeziellen Falles in feinem Gefammiumfauge; ganz 
befonders aber ift dies der Fall, wenn das Verbrechen in ehrloſer Geflunung 
wurzelt oder der Gegenſtand der Kriminalsinterfuchung ein Verbrechen iſt, welches 
zue Kategorie der ſchweren Verbrechen gehört. Iſt auch bei der Ginleitung ber 
Kriminal: Unterfuchung die gefiämälerte Ehrenhaftigkeit noch nicht in einer bes 
flimmten flaatlichen Form, noch nicht thatfächlich: feſtgeſtellt, und iſt es auch denk⸗ 
bar, daß Männer, welche die allgemeine Achtung genießen, zufällig ned ohne cin 
befunderes Berfchulden in eine gerichtliche Unterfuchung verwickelt werben koͤnnen, 
fo ift Doch einmal wohl zu erwägen, daß im Volle felbft. nie Anficht tief wurzelt, 
baß mit der Binleitung einer Kriminalsiinterfuchung bis zum Erlaſſe eines freis 
ſprechenden Erlenntniſſes dem Angeflagten bie volle Ghrenhaftigfeit nicht unge⸗ 
ſchmaͤlert zufiehe, und auf. ber anderen Seite im fpezieller Beziehung auf bie 
Standes⸗Ehre und die ftändifchen Berfammiungen insbefondere zu bexüdficktigen, 
daß: bie erftere nach ber herrſchenden Sitte beſonders forgjältig gewahrt fein will, 
fo wie; daß es für bie leßteren, in denen mit dem höchſten politifchen Mechte Pie 
höchfte ‚politifche Ehre ausgeübt wird, ganz ungeeignet erfcheint, ein Mitglied, über 
welchem Freiheits⸗ oder Ehren:Strafen fchweben, zu Haben, dieſe wielmehr ihrem 
imerſten Weſen nach unbedingt über: folde aua einer. derartigen Beicholtenheit 
eines . Mitgliedes . drohende Eventualitäten geſtellt fein muͤſſen. Sollte man: aber 
auch bei. dem Mangel beftimmter gefegficher Kriterien über bie Weſenheit beſchol⸗ 
tenen Rufes der vorentwidelten Anficht durchgängig "beizutreten Bedenken tragen, 
fo bürfte.doch im vorliegenden alte der gegentheiligen Annahme ſchon um bes« 
willen Feine Geltung zu gewähren fein, weil in bemfelben nad; ber bisherigen, 
mehrfach bargeftellten Gefeßgebung das Urtheil über Beicholtenheit bes Rufes in 
Beziehung auf ftändifche Wirkſamkeit vorzüglih von der fnbjeftiven Uchergengung 
des Königlichen Landtags⸗ſtommiſſars abhängig gemacht ift, und weil zweitens bie 
wahlberechtigten Rittergutsbeflger bes Brieger Wahlbezirks fich mit fehr großer 
Majorität der anderweitigen Wahl unterzogen haben und bamit auf das evidenteſte 
der Beweis geführt worden ft, daß die waͤhlenden Stanvesgenofien ſelbſt dem 
Srofen Eduard von Reichenbach nad anhängig gewordener Kriminaldinter« 
ſuchung den Befig der im 8. 5 Nr. 4 bes ſtaͤndiſchen Provinzial⸗Geſebes vorge⸗ 
ſchriebenen Eigenſchaften nicht mehr zugeſtanden haben. 

Die Thatſache, daß dieſelben Standesgenoſſen, von welchen bie erſte Wahl 
bes Grafen von Meichenbach ansgegangen, bei dieſem, nachdem gegen ihm bie 
Kriminal:Unterfuchung eingeleitet worden, ben Beſttz derjenigen Unalttät, welche 
fie im erſton Wahltermin vorausgefegt, als nicht mehr vorhanden erachtet haben, 
erſcheut aber der uͤberwiegenden Majoritaͤt der Abtheilung als ein um fo wichtie 








— 75 — 


geres Moment, als gerade Die Gtaudesgenoſſen am beſten geeignet fein büsflen, 
den Werth einer Handlung eines ihrer Mitgliever vom Geſichtopunkte der Standes⸗ 
ehre und der Standfehaft richtig zw würdigen und barüber ein Urtheil zu fällen, 
ob in concreto dem Betheiligten das Zeuguiß voller oder gefihmäterter Ehren⸗ 
haftigfeit gegeben werben kann ober "wicht. 

Jedenfalls dient die Vornahme und ber Ausfall der Wahl zur Beitätlgung 
der Nichtigkeit deu fubjeftiven Ueberzeugung, von welcher ſich ver Königliche Laud⸗ 
tago⸗ Kommiffar bei ber Anordnung ber Wahl hat leiten laflen. Daß aber bei 
biefer Wahl der nachträglich von ber KreissMitterfchaft in Neifie Aber Die Unbe⸗ 
fegoltenbeit des Grafen Eduard von Meichenbach abgegebenen Erfkirung, auf 
weiche die Antragfieller fi hauptſaͤchlich flüben, ganz abgefehen davon, daß der 
gebachten Kreis-Mitterfchaft nach der früheren Ausführung die Zuſtaͤndigleit eines 
Urtheils abging, ein Gewicht nicht beigelegt werben kaun, bebarf Feiner weiteren 
Ausführung. 

Es kann ſich vielmehr nach der dargeſtellten Sachlage nur noch darum fragen, 
ob der Ober: Bräfident von Wedell, weil nad feiner Meberzengung bee Graf 
Edunard von Reichen bach die Bebingung im 6. 5 Nr. 4 des GStändegefehee 
nicht mehr erfüllte, überhaupt befugt geivefen, eine anderweitige Wahl anzuorduen, 
ober ober nicht viel mehr bie zum Ansgange der gertihtlichen Unterſuchung bios 
auf den Im erflen Termine erwählten Stellvertreter, den Landrath Hoffmann, 
habe zurückgehen müſſen. Allein auch hierin iſt die Majorität der Abtheilung mit 
ben Berführen des Obers Präfidenten von Mepetl vollfommen einverfiandben. 
Wäre die Wahl des Grafen Eduard von Reichenbach, ale fubſidiariſch ges 
wählten Landtage⸗Abgeordneten, bereits von der Immenlatsfeumnifiton. für Stände: 
Angelegenheiten beflätigt. geweſen und erft nach erfolgter Beftätigung.die fragllche 
KriminalsUnterfuhung eingdeltet. worben,. fo wärbe nllerbings, nachbem von des 
Königs Majeſtaͤt die Allerhoͤchſte Dispenjation für den principaliter als Age: 
orbneten gewählten Grafen Oskar von Reichenbach verfagt worden war, aut 
bie: Stelle des ſubſidiair als Abgeordneten gewählten Brafen Ernarb von Reis 
ch onbach ber vererwähnte Stellverireter zum Verelnigten Banbtage  einzuberufen 
gewefen fein, wie dies ſtets in anderen ähnlichen Fällen geſchehen iſt. Die Wahl 
des Grafen Ednard von Reichenbach war indeß, als gegen ihn die Kriminals 
Unterfuchung eröffnet worden, noch nicht im der vorgefchriebenen Weife' befkätigt, 
berfelbe mithin, da in der Allerhöchften an das Minifterium des Innern und ber 
Polizei unter dem 20. November 1840 erlafienen Kabinets-Drbre (abgedruckt im 
Minifterialblatte für bie innere Verwaltung von 1841, Seite 5) ausdruͤcklich bes 
ſtimmt iſt, daß die Gültigkeit der Wahlliſten erft durch die Erklaͤrung ber Imme⸗ 
biat:Rommiffton, daß fie gegen diefelben nichts zu erinnern finde, feftgeftellt werben 
foll, die Wahl alfo erft durch die hinzutretende Beflätigung der gebachteu Kom⸗ 
miffton perfeft wirb, noch gar nicht wirklicher Landtags-Abgeorbneter, fo daß bei 
dem inzwifchen eingetretenen Mangel eines der in in dem ftändifchen Provinzial: 
Geſetze angeorbneten Erforberniffe anf ben Stellvertreter hätte rekurrirt werben 


bürfen. Der Graf Eduard von Reichenbach hatte noch gar Fein volles fän- 
bifches Recht; es konnte daher auch von einem zeitweifen Ruben, von einer bloßen 
Suepenfion nicht die Rebe fein. Der Ober PBräffpent von Wedell handelte dem⸗ 
nad) ganz ber Beſtimmung des mehrangezogenen 8. 29 des ſtändiſchen Brovinzials 
Geſetzes, wonach dem Königlichen Landtage-Kommiffar, wenn er in Beziehung auf 
die @igenfihaften ter gewählten Abgeordneten Mängel findet, die Befugnig zur 
Anoronung einer anderen Wahl beigelegt ift, entfprechend, als er unter deu dar⸗ 
gelegten Berhältniffen von ber Nitterfrhaft des Brieger Wahlbezirte eine nene 
Wahl erforderte. Daß aber endlich die wahlberechtigte Ritterſchaft felbft vollfom- 
men in ihrem Rechte war, als fie ver Wahl-Aufforderung in der gefchehenen Weife 
entfprochen, kann ſchon, von allem Uebrigen abgefehen, ans allgemeinen Rechte: 
gründen nicht zweifelhaft fein, indem es denen, welche eine Vollmacht erthellt ha⸗ 
ben, freiſteht, diefelbe zurückzunehmen, wenn die Borausfeßung, auf deren Grund 
fie mit ausbrüdlich ertheilt ift, nicht mehr zutrifft. 

Die Majorität der Abtheilung hält daher ſowohl die Kompetenz des Ober: 
Präfidenten von Wedell in diefer Angelegenheit für vollkommen begründet, ale 
auch fein geſammtes Verfahren und bie andermeitig vorgenonmene Wahl insbe: 
fondere in allen Beziehungen für vollſtändig gerechtfertigt und Tann eben deswegen 
ben Antrag der Perenten auf nadyträghche Einberufung des Brafen Eduard von 
Reichenbach in Stelle des rite erwählten, beflätigten und einberufenen Abges 
ordneten Grafen von Strach witz nicht für begründet erachten, erlaubt fidy viel⸗ 
mehr bei Einem Hohen Landtage die Surücweifnng des Petitions⸗Antrages ge⸗ 
horſamſt in Vorſchlag zu. briugen. 

Die aus 2 Mitgliedern der Abtheilung beſtehende Minorität hat gegen bie 
vorſtehend entwickelte Anficht der Majorität und deren Begründung nichts Spes 
zielles eingewendet, ſondern nur im Allgemeinen erflärt, daß fie biefer Anſicht bei⸗ 
zutreten Bedenken trage. Ein Mitglieb der Minorität Hat dabei biefer Erflärumg 
noch Hinzugefügt, daß nach feinem Dafürkalten, wenn es bei ber erfien Wahl bes 
Grafen Ednard von Reichenbach nicht habe bewenden Tönnen, wenigſtens der 
im erfien Wahltermine erwählte Stellvertreter, Landrath Hoffmann, habe Ab⸗ 
georbneter werden mäflen, und daß ber im zweiten TWahltermine. erwäßlte Graf 
von Strachwitz nur deſſen Stellvertreter habe werden Zönnen, folglich nicht der 
Leptere, fondern ber Erſtere einzuberufen geweſen fei. Eine nähere Begrünbung 
dieſer Anficht if nicht gegeben worden. 


Berlin, ven 12. Mai 1847. 
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Jandtags · Marſchall: Die Abtheilung hat in ihrer Majorität 
den Antrag auf Einberufung des Grafen Eduard von Reichen» 
bad) zum Bereinigten Landtage nicht befürwortet; bevor ich frage, 
ob der Antrag der Abtheilung Unterftügung findet, muß ich dem 
Abgeordneten Herm DOffermann das Wort geben, weil er zur 
Abtheilung gehört und nicht Gelegenheit gehabt hat, feine abweis 
chende Meinung dort auszuſprechen. 

Abg. Oflermaun: Ich gehöre zur dritten Abtheilung, war aber 
nicht bei der Berathung, ſondern kam erſt zu derſelben, als das 
Gutachten ſchon verleſen wurde. Ich erklärte, Daß meine Meinung 
abweichend fei, und bat darum, dem Gutachten mit einem Separat- 
Votum beitreten zu dürfen, was mir jedoch abgefchlagen wurde, 
weshalb ich mir erlaube, meine Anficht bier zu entwideln. Das 
Gutachten geht nur von einem Gefichtspunft aus und bemüht fich, 
Die Handlungsweiſe des Ober - Prafidenten von Wedell fowohl 
von Seiten des Rechts ald der Moral zu rechtfertigen. Wenn id) 
auch zu ſchwach bin und mich nicht file fähig halte, den Rechtsweg 
zu beftreiten, fo kann ich Doch unter feinen Umftänden Die Meinung 
theilen, daß der Ober» Präfident auch moralifch recht gehabt hat: 
Das Gutachten gründet ſich auf die Anficht: es lebe im Volke, Daß 
eine Kriminal⸗Unterſuchung fchon eine Handlung der Befcholtenheit 
vorausſetzt. Died muß ich beftreiten. Es lebt Dies gewiß nicht im 
Volke, und. es läßt fih um fo mehr beftreiten, indem ber Geſetz⸗ 
Entwurf, den wir früher .berathen haben, dies nicht vorausfeht, 
ſondern felbft, wenn bei 8. 6 ad 1 und 2 das ftehen bliebe, was 
bie Regierung vorgefdhlagen hat, fo ift dennoch Die Beſcholtenheit 
nicht ausgefprochen, fondern feine Stimme ruht nur, wann er in 
Unterfuchung begriffen if. Wenn aber der Vorfchlag der Majorität 
durchgeht und die Poſition 4 und 2 wegfällt, fo müßte der Graf 
Reichenbach ‚hier gegenwärtig fein. Selbſt in dem Stande der 
Herren hat man ſich mißbilligend darüber geäußert und den $. 6 
ad 1 und 2 zu hart gefunden. Deshalb gebe ich zu bevenfen, daß, 
wenn jebt Der Hal vorläme und das Geſetz fo ftehen bliebe, wie 
es vorgelegt worden ift, Dann der Stellvertreter hier wäre, und 
würden Die Amendements der Verſammlung genehmigt fein, fo Daß 


die Pofttion 1 und 2 genehmigt wären, fo wuͤtde Der Graf von 
Reichenbach jegt felbft hier figen. Denn wenn ſchon eine bloße 
Kriminal = Unterfuchung namlich für Majeftäts - Beleidigung — welcher 
Ausprud fo weit geht, Daß, wie es hier genommen ift, beinahe jeder 
yon Ihnen fich deſſen zu Schulden kommen laſſen fann . . 

(Oho! Großes Geraͤuſch.) 

Meine Herren, man mache einen Unterfchied zwifchen Majeflätss 
Verbrechen und einer einfachen Aeußerung, bei weicher eine Belei- 
digung fubfonirt werden. kann. Es Tann ein. Tadel, ein bloßer 
Wunſch, wenn er wieder erzählt wird, ald Majeftätö» Beleidigung 
ausgelegt werben. Ich widerfpreche alfo, Daß bie Meinung im 
Volle beftehe, daß eine KriminalsUnterfuchung die Befcholtenheit 
vorausjegt, und ich trage darauf an, daß die Verfammlung, wenn 
fein beflerer Erfolg zu erzielen ift, fi) wenigſtens dafür erflärt, daß 
fie pen Grafen von Reichenbach, nady dem, was. vorliegt, nicht 
für heicholten halt. 

Fandtags ·Marſchall: Bevor ich das Gutachten der Abtheilung 
zur Berathung bringe, frage ich, ob der Antrag: Die Einberufung 
des Grafen von Reichenbach zu erbitien, Unterftägung findet? 

(Es gefchieht.) 

Abg Allnoch: Ich kann mich der Anſicht der Abtheilung nicht 
anſchließen, die darin beſteht, daß die Annullirung der Wahl des 
Grafen von Reichenbach richtig ſei. Zur Zeit als der Graf 
von Reichenbach erwählt wurde, war er in feiner Untetſuchung 
verwickelt, erſt ſpuͤter wurde Diefe gegen ihn anhaͤngig gemacht, und 
welche? er ſoll ein verbotenes Buch Jemanden gegeben haben, ex 
ſoll es gegeben haben, und darüber if eine Unterfuchung eingeleitet. 
Was hat die Unterfuchung bis jept ergeben? es find eine. Menge 
Zeugen: vernommen worden, felbit in biefer Verſammlung befinden 
ſich vier oder fünf Mitglieder, Die vernommnen worden find. Ich 
fordere Diefelben auf, fich zu erklären, was jie vernommen haben. 

(Unruhe in der Verfammlung.) 

Sch bitte, meine Herren, mich ausfprechen zu laflen. Bei 
“ Dem abgehaltenen Konvente am 31. März in Neifle Hat ſich nicht 
eine Stimme gegen ven Grafen von Reichenbach erhoben, ſon⸗ 
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dern der Vorſitzende Landrach von Maubeuge hat ſogar dem 
einen Herrn, der einen ausführlichen Vortrag zur Vertheidigung 
deſſelben hielt, einen offenen Dank gezollt.. Die übrigen Mitglieder 
der Ritterfchaft haben ſich Dem amgefchlofieen. Wir haben auch in 
diefer Berfammlung zwei Mitglieder, die in Ilnterfuchung gewefen 
find, während ihrer Hnterfuchung wurden ihre Stellverireter ein⸗ 
berufen. Sie find ſpaͤter freigefprochen und finb heute dennoch 
unfere lieben Kollegen, der Eine aus der Rheinprorinz und der 
Zweite aus Schleften. Ich glaube, daß dies bei dem Grafen von 
Reichenbach aud der Fall fein wird. Hätte man bier eben fo 
verfahren, fo hätte fih für den Grafen von Reichenbach felne 
Stimme erhoben, da wir in diefer Angelegenheit leider ein befini- 
tives Geſetz noch nicht Haben. Da ich in dem Sreife wohne im 
weldyem der Graf von Reichenbach fein Domizil hat, fo erlaube 
ich mir nur noch ein paar Worte über feine Stellung zu feinen 
Standesgenoffen zuzufügen. Er ift von den Kreisftänden zum: Kreis⸗ 
Deputirten erwählt und durch das Vertrauen feiner Standesgenofien 
heute Lamdesältefter. Er wurde im vorigen Herbfte zum Direkter 
der neiſſe⸗ grottkauer Fuͤrſtenthums⸗Landſchaft erwählt, dieſe Wahl 
aber von Berlin aus abgeſchlagen; In Neuſtadt wurde derſelbe zum 
Landtags » Deputirien » Stellvertreter und in-Brieg zum fublidiarifchen 
Landtags + Deputirten erwählt. So vergeht Teine Gelegenheit, wo 
er nicht gewählt-wird, felbft bei Dem Kreistage am 31. Mär; wurde 
er, troßbem- daß er fich in Unterfuchung befindet; zum Kreis⸗Armen⸗ 
Berbande gewählt: Es muß alfo Doch etwas voraus gegangen fein, 
wodurch jich dieſer Mann das Bertrauen feiner Standesgenoffen 
und des Volks im Allgemeinen erworben hat, und ich kann nicht 
umhin, zu jagen, daß es mir. fcheint, als ob man Diefen Ehren- 
mann, der feine größte Ehre darin ſetzt, Vertreter des Volks zu 
fein, rein dem Volke entziehen will. 

Abg. Wodiczka: Ich für meine Perſon bin zwar der Anſicht, 
daß der Ruf des Grafen von Reichenbach unbeſcholten ſei und 
trete der Meinung der Abtheilung nicht bei, daß im ganzen Volke 
die Anſicht feſt wurzele, daß bei Einleitung der Kriminal⸗Unterſuchung 
vor dem Erkenniniß der Ruf eines Mannes beſcholten ſei. Das 
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gegen muß ich bekennen, daß Viele hier einer anderen Anſicht find 
und zwar infofern, daß die Ehrenhaftigfeit. eines in Anklageftand 
verfehten Mannes in Zweifel gezogen werden kann. Diefe Anſicht 
beruht auf fubjeltiver Meinung und man fann einem Manne, . der 
dieſe Anficht theilt, Keinen Vorwurf darüber machen. Dieje Anficht 
hat audy der Herr Oberpräfident von Wedell gehabt, und er war 
deshalb verpflichtet, alS ihm bekannt wurde, Daß der Graf von 
Reichenbach zum. Landtags» Abgeoroneten gewählt war, dieſe feine 
Anficht denjenigen mitzutheilen, die ihn gewählt hatten. Hätte ex nicht 
feiner Ueberzeugung gemäß gehandelt, vielmehr wider feine Anſicht 
die Wahl des Grafen von Reichenbach als Landtags - Deputirten 
als gültig angefehen, fo würde er pflichtwibrig gehanbelt haben. Die 
Wahl: Berfammlung hat die Anficht des Ober - Bräfiventen getheilt, 
fie hat wenigftens faktiſch Das Urtheil gefällt, daß fie feiner Anficht 
beitritt und zu erkennen gegeben, Daß fie den Grafen für befcholten 
erachtet, denn hätte die Verſammlung des Brieger Wahlbezirfs eine 
andere Anficht gehabt, jo mußte fie eine andere Wahl ablehnen. 
Dadurch, daß fie die neue Wahl vollzog, trat fie der Anficht des 
Oberpräfiventen faktiich bei. Das Gutachten der Stände des neiſſer 
Kreifes kann hier nicht maßgebend fein, denn Die Kreisordnung vom 
2. Suni 1827 findet, da fie fid) blos auf die Kreis: Verfammlun- 
gen bezieht, hier Feine Anwendung und konnte nur als Analogie 
gelten, indem fie diefer Wahl angepaßt wurbe,. bergeftalt, daß bie 
Berfammlung des brieger Bezirks die einzige Behörde ift, welche zu 
urtheilen hatte, ob der Graf von Reichenbad) befcholten fei. 
Diefe Verſammlung hat aber, wie erwähnt, faktiſch zu erkennen 
gegeben, daß fie der Anficht in Betreff der Befcholtenheit des Gra- 
fen beitrete. Aus Diefem Grunde trete idy zwar nicht allen von 
der Abtheilung entwidelten Anfichten, wohl -aber ihren Vorfchlägen bei, 

Ag. Graf son Stoſch: Als Mitglied der Abtheilung ergreife 
ih das Wort, Ic glaube, daß Diefe vorliegende, Trage unter 
zweierlei Gefichtöpunften zu beirachten fei: _ 

1) hat der Ober - Präfident feine amtliche Befugniß üͤberſchritten? 

und . 
2) ift Graf von Reichenbad) evenhualiter einguberufen ? 
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Die erfte Frage bin ich veranlaßt darum zu verneinen, weil 
das Geſetz vom 27. März 1824 8. 29 lautet: „Der Landtags⸗ 
Kommiffar. bat zu prüfen, ob foldye in der Form und nach ben 
Eigenfchaften der Abgeorvneten, der Borfchrift gemäß, gefchehen 
find. Nur wenn derfelbe in diefer Beziehung Mängel findet, iſt er 
berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen.“ 

Der ObersPräfivent hat Die Eigenfchaften des Grafen von 
Reichenbach bemängelt und zwar aus dem Grunde, weil, ehe bie 
Wahl genehmigt war, der Graf von Reichenbach wegen Mas 

jeftätö » Beleidigung in Unterfuchung gezogen worden war; und 
glaube ich, daß nach dem Geſetz vom Iahre 1824 der Ober-BPrä- 
fivent von Wedell in feiner volften Befugniß gewefen. Es wird 
dies Durch ein Sendichreiben des Grafen von Reichenbach, 
welches der Abtheilung mit zugegangen, und welches in der Leips 
ziger conftitutionellen Staatsbürger - Zeitung abgebrudt ift, beftritten, 
Mir fcheint aber, daß hier ein großer Irrthum zu Grunde liege: 
Es wird Dies nämlich aus dem Grunde beftritten, weil eine Wahls 
Rommiffton den Grafen von - Reichenbach als völlig unbefcholten 
erklärt habe. Hiernach ift eine Verwechſelung des Geſetzes v. I. 
1824 eingefchlichen. Nach unferer Kreisorbnung v. I. 1827 wirb 
beftimmt: wenn die Beicholtenheit in Frage geftellt wird, fo hat 
zuerft die Kreis⸗Verſammlung und dann der Landtag darüber zu 
befinden; dagegen fagt Das Geſetz vom Jahre 1824: daß, wenn 
die Beſcholtenheit in Frage geftellt ift, von Seiten der Abgeordneten 
der Ober» PBräfivent zu ermeflen habe, ob derſelbe einzuberufen fei 
oder nicht; eventualiter wird ihm bie Befugniß gegeben, eine andere 
Wahl auszufchreiben. Bon diefer Befugniß hat der Ober» Präfts 
bent von Wedell Gebrauch gemacht und iſt, wenigftend nad 
meinem Ermeſſen, im vollften Rechte geweien. Man könnte nach 
dem Geſagten die zweite Stage: ob der Graf von Reichenbach 
event. einzuberufen fei, fallen lafien. Ich will aber annehmen, 
feinesweges jedoch zugeben, daß der Ober Präfident von Wedell 
feine Befugniß überfchritten habe, fo muß ich mich Dennoch dahin 
ausfprechen, daß felbft in diefem Balle der Graf von Reichenbach 
nicht einzuberufen ſei. Die Stände des Wahlbezirks Brieg haben 
IV. 6 
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namlich zuerft den Grafen von Reichenbach gewählt. Es trat 
nun der Fall ein, daß die Kriminal-Unterfuchung wegen Majeftäts- 
Beleidigung über ihren Abgeoroneten verhängt und eine neue Wahl 
ausgejchrieben wurde. Diefe neue Wahl hat mit großer Majorität, 
49 gegen 4 Stimmen, beichlofien: den Grafen von Strachwitz 
als Abgeordneten zu wählen. Meiner Meberzeugung nad iſt fomit 
das erfte Mandat erlofehen und Die neue Wahl des Grafen von 
Strachwitz volftändig gültig. Seine Wahl ift nämlich rite voll- 
zogen, Allerhöchft beftätigt, und hat Graf von Strachwitz bereits 
feit dem 11. April c. in unjerer Mitte gefeffen; und es würde 
mehr als hart fein, ihn wieder zu verweilen und einen Anderen ein- 
zuberufen, deſſen Mandat erlofchen if. Ich erlaube mir hinzuzu⸗ 
fügen, daß die Petition eigentlich dahin gerichtet ift, wenn wir es 
unverfchleiert nehmen, daß wir die Bitte an Se. Majeftät richten 
follen, daß ein Rittergutsbefiger, der gegenwärtig wegen Majeſtaͤts⸗ 
Beleidigung in Kriminal-Unterfuchung verflochten ift, feinen Platz 
in Diefer Berfammlung einnehmen folle. Ich weiß nicht, ob von 
diefer Berfammlung ein derartiger Antrag an die Stufen des Thro- 
ned gelangen fönnte, nach meinem Gefühl wenigftens nicht, und 
ich halte dies für durchaus unzuläffig. Aus den Dargelegten Mo- 
tiven habe ich für Die Anficht der Abtheilung geftimmt, und wünfche 
ich, Daß die hohe Verſammlung dieſer Anficht beitreten wolle, 

Abg. Eſchoche: Hohe Berfammlung! Die Darftellung und 
Ausführung des Gutachtens der Abtheilung über die von mir mit- 
unterzeichnete Petition ift Ihnen befannt. Sie werden mir geftatten, 
meine Gegenanftcht darüber hier auszufprechen. Die geehrte Ab- 
theilung hat zuwörderft einige Bemängelung über die Petition aus- 
gefprochen, daß fie fich nicht auf dad Gefeg, fondern nur auf die 
Krei8- Ordnung von Schlefien u. f. w. begründe; fie hat ferner 
ausgefprochen, daß nicht dieſe Kreid- Ordnung hier eintreten Tonne, 
fondern das Geſetz vom Jahre 1824. Es ſoll dies als richtig und 
wahr anerkannt werden; die Petenten hatten die Kreis - Ordmung zur 
Begründung ihres Antrags angeführt, ich finde aber bei der PBrü- 
fung des Geſetzes vom Jahre 1824 zu meiner Genugthuung faft 
gar Feine wefentliche Unterfchiede, alle Kriterien find noch Ddiefelben, 
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mit Ausnahme des Alters, denn nad) der Freis- Ordnung fol ein 
Mitglied ftimmfähig fein, wenn er 24 Jahre alt iſt, nach dem Ges 
jege vom Jahre 1824 aber erft, wenn er das Z30ſte Jahr erreicht 
hat. Es ift nun gefagt, daß ber Landtags- Kommiffar zu prüfen 
habe, ob die Wahl in Form und nach der Eigenfchaft der Abge⸗ 
orbneten vorjchriftsmäßig gefchehen fei. Laſſen Sie uns einen Aus 
genblick bei dieſem Ausfpruch verweilen, laſſen Sie uns dieſe wes 
nigen Worte prüfen, weil, nach meinem Dafürhalten, hier ber 
ganze Umfang der Wirkfamfeit des Landtags - Kommiffard ausges 
fprochen iſt. Der Kommiffar hat alfo zu prüfen, ob der zu Wähs 
lende oder Erwählte die Eigenfchaften hat und den vworgefchriebenen 
Bedingungen entfpridht. Diefe find zehnjähriger Grundbeſitz, ein 
gewiſſer Werth des Grundbefiges, ein gewiſſes Alter und dann 
nody Eigenfchaften, worunter die Unbefcholtenheit ded Rufes zu 
verftehen ſei. Alle diefe hier verzeichneten Eigenfchaften befigt Graf 
von Reichenbach, und fie find von feinem feiner Gegner bemän- 
gelt worden, und hier handelt es fich allerdings blos um den Ruf 
der Unbefcholtenheit, Es fei mir die Frage erlaubt, wie Eonnte 
der Kommiſſar den Ruf der Unbefcholtenheit für fo begründet ers 
achten, daß er eine neue Wahl anordnete? Der Kommiffar hat alfo 
etwas gethan, was er nur thun Tonnte und thun durfte, wenn ein 
gerichtliches Urtheil über den Grafen vorhanden war, er durfte in 
dem Augenblid nicht mehr thun, als den Stellvertreter einberufen 
und die Wahl des Grafen Reichenbad ruhen laffen. 

Die Abtheilung bat ferner Das Motiv aufgeftelt: es wurzele 
tief im Volke Die Anficht, Daß wenn Jemand angefchuldigt fei, der 
Glaube an feiner Inbefcholtenheit nicht mehr vorhanden fei. Meine 
Haren! Es ift etwas ſchwer, eine ſolche Behauptung zu widerlegen, 
ich darf mich aber wohl auf die im preußifchen Volke mir und 
Ihnen Allen nicht unbefannten Urtheile beziehen; wir wiſſen Alle, 
dag, wenn Iemand mit Redyt oder Unrecht gemängelt oder veruns 
glimpft wird, eine Menge nicht denkungsfähiger Menſchen das für 
wahr annehmen werben, was fie von Anderen hören. Wir aber, 
die wir wiflen, was in foldhem Sale zu thun ift, wir haben bie 
Pflicht, uns zu unterrichten, ob eine Anfchuldigung eine folche Äft, 
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dag der Betreffende feine Ehrenhaftigkeit verloren habe. Es iſt 
auch angeführt worden, daß ein Beweis Daraus Fönne genommen 
werden, daß die Wähler den Grafen von Reichenbach nicht 
wiedergewählt haben, was fie zu thun berechtigt waren. Ich bin 
allerdings etwas entfernt von dieſem Wahlorte und will auch Den 
Hergang, wie man ihn mitgetheilt hat, nicht anführen, weil er für 
das Urtheil der Verfammlung nicht maßgebend jein Tönnte, ich fage 
aber, wenn die Wähler ihn nicht wieder gewählt haben, fo folgt 
Daraus nicht, daß er nicht mehr wahlfähig war. Es kann Dies 
aber auch gar nicht als erheblich betrachtet werden für Die Beur⸗ 
theilung der hohen Berjanmlung, da durch die Nichtwiebererwäh- 
hing des Grafen Reichenbach auch nicht Das Geringfte von ſei⸗ 
nem Rechte‘ verloren gehen kann. Es ift bereits mitgetheilt worden, 
worin dieſe Majeftät3-Beleidigung befteht, wodurch fie herbeigeführt 
ift; ich erlaube mir Dies noch einmal in Erinnerung zu bringen. 
- Sie befteht darin, daß der Graf von Reichenbach eine Brofchüre 
Jemanden gegeben haben foll, ob geliehen ober gefchenft, weiß ich 
nicht, der nun Davon den herrlichen Gebrauch gemacht hat, ihn zu 
denunziren. Erlauben Sie mir, daß ich fo offen bin, wie ih «6 
gern fein möchte; ich glaube, daß Alle, die wir hier fiten, ſich 
fagen muͤſſen, audy ich habe einmal ein verbotenes Buch gehabt, 
auch ich habe ein verboteneds Buch gelefen. Deine Herren, Sie 
haben es vielleicht nicht gefauft, als es verboten war, fonbern ehe 
ed verboten war, und wer kennt nicht den Reiz, den ein ſolches 
Verbot hat; wer ift im Stande, einem Freunde die Bitte abzufchla- 
gen, wenn er fommt und fagt mir: ich möchte ihm das Buch leihen. 
Meine Herren! was nun aud, immer für Die Rechtfertigung des 
Berfahrens feitens des Herm Kommifjars gefprochen, gefchehen und 
geurtheilt werden möge, was auch immer noch gegen die Klage hier 
angeführt und geäußert werben möge, fo viel ift gewiß, ich wieber- 
hole es, der Landtags - Kommifiar hat gethan, was er nad) meinem 
Dafürhalten zu thun nicht berechtigt war. Zur Begründung, Daß 
Semand in den größten Verdacht kommen kann unfchuldigerweife, 
dafür Beifpiele anzuführen, würbe mir nicht ſchwer werben: — Beis 
fpiele für noch weit größere Anklagen, als dieſe if. Haben wir 
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doch den Fall erlebt, daß Maͤnner in ihrer Heimat aufgegriffen und 
vier Monate lang eingekerkert waren und nach vier Monaten als 
unſchuldig freigeſprochen wurden. Ich nenne Ihnen einen ſolchen 
Mann. Es iſt der Fabrikbeſitzer Schloͤffel. So, meine Herren, 
empfehle ich dieſe Petition, die Sache des Rechts und der Wahr⸗ 
heit, Ihrem Schutz; Ihr Urtheil wird mich zufriedenſtellen. 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich muß mir die Bemerkung erlauben, 
daß der Redner, der ſo eben geſprochen, Details angegeben hat, wie 
fie ihm von der Unterſuchung wider den Grafen von Reichenbach 
befannt geworben find. Doch hätte derfelbe in diefer Beziehung in 
feiner Rede ein wenig zurüdhaltender fein können, da dieſe Details 
nicht von der angegebenen Art find. Die Sache iſt die: wider ben 
Grafen von Reichenbach iſt denunzirt worden, Daß er eine Schrift 
verbreitet habe, die Majeftäts- Beleidigung enthielt, und das Ober 
Landesgericht in Ratibor hat noch mehr darin gefunden, nämlich, 
den Verſuch des Hochverraths. Das Kammergericht, zum Guts 
achten darüber aufgefordert, ift aber der leßteren Anficht nicht bei- 
getreten. Was die Majeftätds Beleidigung betrifft, jo müflen wir 
die Entfcheidung darüber dem Fompetenten Richter überlaflen und ich 
muß bitten, mir die Detaild zu erlaffen, denn die Unterfuchungs- 
Akten find bis jetzt noch für feinen offen. Der fompetente Richter 
hat Die Unterfuchung eingeleitet und wir müflen erwarten, was 
diefer darüber erfennen wird. 

Abg. Werner: Ich bin Anteagfteller und habe zu bemerfen, 
daß ich in diefer Sache ein Amendement angemeldet habe. Ich 
fchide voraus, daß ich die Bemerfung des Herrn Juſtiz-Miniſters 
für ganz richtig halte und nicht weiter darauf eingebe. Nach mei- 
ner Anficht und nad) dem fchon früher Ausgefprochenen ift der Graf 
von Reichenbach unbedingt ein ehrenwerther Mann, das ift es, 
was mich prinzipaliter bewogen hat, den Antrag zu ftellen, indem 
er nach meinem Dafürhalten in feinem Rechte verlegt worben iſt. 
Es war ferner meine Schulvigfeit, diefen Antrag zu fielen, weil 
in der Stadt, welche ich zu vertreten Die Ehre habe, die Wahl 
vorgenommen ift, der Benollmächtigte der Stadt Brieg bei der erften 
und zweiten Wahl: gegenwärtig und einer derjenigen war, welcher 
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gegen Die zweite Wahl als nicht gefeumäßig proteftirte. Ih muß 
mein Bedauern darüber ausdrüden, daß die Abtheilung es nicht für 
gut befunden hat, die Akten einzufordern, fondern ſich nur mit 
einem Promemoria begnägt hat. Das Gutachten veranlagt mid, 
einige nähere Daten zu geben, namentlidy darüber, was die Zeit 
anbetrifft. Im Anfange des September war Die Wahl des Grafen 
von Reihenbad in Brieg, und bis zum Anfang des Dezember 
ift von einer Kriminal-Unterfuchung nicht die Rede gewefen; es find 
alfo zehn Wochen verftrichen, ehe der Graf von Reichenbach in 
Die Unterfuchung verwidelt gewejen if. Daß died ein unangenehmes 
Gefühl erregen muß, tft natürlich, wenn man bei einer fo einfachen 
Sachlage mit der Prüfung der Wahlliften zehn Wochen wartet. 
Wir haben früher ſchon einmal gehört, daß wir in Liberale, -und 
folche, die der Regierung angenehm find, eingetheilt werden, und 
ich fürchte Daher, Daß dieſer Auffchub von zehn Wochen daran ge- 
legen habe, weil man den Grafen von Reichenbach zu den Li⸗ 
beralen gezählt habe. Sei dem, wie ihm wolle; ich glaube, daß 
eine Einleitung in Kriminals Unterfuchung fehlechterdings nicht hin⸗ 
reichend ſei, Jemanden zu veranlaſſen, auszuſprechen: der oder der 
iſt beſcholten; nur dann, wenn die Unterſuchung ergeben hat, daß 
das, was man ihm zur Laſt gelegt hat, wahr iſt, kann er fuͤr be⸗ 
ſcholten gehalten werden. Die Verſammlung hat ſich ſchon dahin 
erklaͤrt, daß man nicht wohl annehmen Tann, daß Jemand, der in 
Unterſuchung ift, auch ſchon befcholten fei. Ich will mur noch 
einige Kleine limftände, welche bier in dem Gutachten ausgefprochen 
find, einer Kritik unterwerfen und verfpreche, mid) darin fehr Kurz zu 
faflen, und ich fange gleich bei der neunten Seite an (Vgl. o. S. 76): 
„Der Graf Eduard von Reichenbach hatte noch gar kein 
volles ſtaͤndiſches Recht; es konnte Daher auch von einem zeitweifen 
Ruhen, von einer bloßen Suspenfton nicht Die Rebe fein.“ 
Das bezweifle id), und daß derjenige, der gewählt ift, noch fein 
ſtaͤndiſches Recht hat. Durch die Wahl Hat nad) meiner Anficht 
ein Jeder ſchon ein ſtaͤndiſches Recht erworben, ob hernach Die Ges 
fege anders ausgelegt werben koͤnnen, weiß ich nicht; was aber Ben 
Wahlaft im7/zweiten Termine anbeteifft, da ift allerdings gefagt 
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worden: Daß nur im Allgemeinen gegen die Wahl proteftirt fei, ob 
fie als faktifche Wahl anzunehmen fei. Ich muß dagegen fagen, 
daß Bier gegen Die Wahl proteftirt und die Anderen gefagt haben, 
die neue Wahl ift befohlen, und Darum müffen wir noch einmal 
wählen. Es ift mir lieb daß ich nicht einer der Wähler bin. 
(Großes Geräufch.) 

Sandiags- Mlarfchall: Ich muß bemerken, daß es nicht erlaubt 
ift, Perfönlichkeiten einzumifchen. 

Abg. Werner: Ich erlaube mir nur noch, mein Amendement 
vorzutragen: 

„4) Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, Allergnäbigft be- 
fehlen zu wollen, Daß unter Beftätigung der gefeblich erfolgten 
Mahl des Grafen Eduard von Reichenbach, deſſen 
Stellvertreter, Landrath Hoffmann, einberufen werbe, indem 
die Rechte des Erfteren nur, jo lange die Kriminal⸗Unter⸗ 
ſuchung daure, als ruhend zu betrachten wären; event. 

„2) Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, Die gefeglich er⸗ 
folgte Wahl des Grafen von Reichenbach fodann Aller- 
gnäbigft beftätigen zu wollen, wenn berfelbe in der über ihn 
verhängten Kriminal⸗Unterſuchung freigefprochen werde, feine 
volltommene Unbejcholtenheitmithin hierdurch gefeßlich feftftehe. 

Ich bitte Sie, zu bedenfen, daß, wenn die vollftändige Freifprechung 
erfolgt ift, wie kommt es, daß er ſechs Jahre lang dem Urtheil bes 
Ober: Bräfidenten fich fügen muß, weil man den tebteren für be⸗ 
fugt erachtete, ihn blos aus dem Grunde, weil er in eine Krimis 
nal=Unterfuchung verwidelt war, von den ftändifchen Rechten aus» 
zufchließen? Ich empfehle deshalb Das Amendement der verehrten 
Berfammlung und bitte nur noch, daß wir bier vorzüglidy zeigen 
mögen, daß ed gilt, nicht Die fchroffe Auslegung der Buchftaben 
des Gefepes zu bewahren, fondern zu zeigen, daß wir unfer Recht 
wahren wollen, wie ed in der Bruft des Biebermannes ſich findet. 

Zuftiz-Minifter Uhden: Die Sahe tft fo Dargeftellt worden, 
als wenn die infeitung der Unterfuchung abſichtlich bis auf 10 
Wochen ausgelegt wäre. Ich habe ſchon früher bemerkt, daß das 
. DObers Landesgericht zuerft der Anficht geweien, DaB Das Kammer⸗ 
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gericht kompetent wäre, die Unterfuchung einzuleiten. Das Kam⸗ 
mergericht hat indeſſen zuerft aus formellen Gründen Anftand ges 
nommen, das Gutachten zu erftatten. Nach Befeitigung dieſes Be⸗ 
denkens Hat e8 das erforderte, ſchon oben gedachte Gutachten ab- 
gegeben. Zieht man den gewöhnlichen Gefhäftsgang in Erwägung, 
fo ift e8 einleuchtend, daß die Unterfuchung nicht früher eröffnet 
werden konnte, und daß Die Verzögerung der Unterſuchung nur 
durch das Hin= und Herfchreiben enſtanden ift. 

Sandtogs- Rommiffer; Der geehrte Redner, weldjer zulebt Die 
Keoner » Tribüne verlaffen, hat auch Diefer Angelegenheit Die Wen⸗ 
dung geben wollen, als fei fie eine Tendenz = Angelegenheit, ale 
fei ver Graf von Reichenbach deshalb ald Landtags -Deputirter 
nicht beftätigt worden, weil er einer Partei angehöre. Ich glaube, 
daß das Oouvernement feit den 24 Jahren des Beſtehens unferer 
provinzialftändifchen Verfaffung in Beziehung auf bie Refpektirung 
der. Wahlfreiheit fich einen fehr guten Ruf erworben hat. In 
dem vorliegenden Salle ift wenigftens die Gentral = Berwaltung volls 
fommen unbetheiligt, indem Diefelbe erft nach der Beendigung der 
Wahlen von dem Sachverhältnig in Kenntniß gefeßt if. Ob der 
Ober- Präfldent fi den Ruf erworben hat, wegen Zendenzen und 
Meinungen Ungerechtigfeiten zu begehen, das möge die Berfamm- 
lung, das mögen namentlich; die Mitglieder aus der Provinz Schle- 
fien beurtheilen. (Biele Stimmen: Rein!) 

Was nun den zehnwöchentlichen Aufenthalt zwifchen der Wahl 
und der Beftätigung anlangt, fo muß ich bemerfen, daß auch hier⸗ 
aus auf Feine Tendenz gefchloffen werden kann, weil erft fämmtliche 
Wahlen vollendet fein müfjen, ehe Die Wahlliften an das Minifte- 
rium des Innern und von dort an bie ftändifche Immediat⸗Kom⸗ 
miffion eingereicht werben, und mithin eine ungewöhnliche Verzoͤ⸗ 
gerung in feiner Weife ftattgefunden hat. 

Meiner Anficht nach, handelt es fich übrigens nicht darum, ob 
der Graf Reichenbach zur Zeit feiner Wahl befcholten war ober 
nit, ob er jetzt befcholten ift oder nicht. Es handelt fich auch) 
nicht Darum, ob der Wahl-Kommiffarius, indem er eine neue Wahl 
anorbnete, in feinem Rechte war, ober nicht; fondern es hanbelt 
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ſich lediglich darum, wer von ben beiden gewählten Perfonen rite 
und vollftändig gewählt worden ift und wer nicht. Hier liegt aber 
eine unvollftändige Wahl vor, diefenige des Grafen Reichen— 
bad), weil ihr die Beftätigung fehlt, und eine nad) allen Formen 
volftändige.und beftätigte Wahl, viejenige des Grafen Strach⸗ 
wis; deshalb hat der Graf Strachwitz ein volles und wohler- 
worbenes Recht, Mitglied dieſer Berfammlung zu fein, auch wenn 
der Ober sPrafident feine Wahl mit Unrecht angeordnet hätte. Da⸗ 
her kann, meiner Weberzeugung nad), in feinem Galle der Antrag 
geftellt werden, eine nicht vollftändig gewählte Perſon ftatt der voll- 
ftändig gewählten einzuberufen, fondern es koͤnnte fich nur um eine 
Beſchwerde wider den Wahl-Kommiffarius handeln. Eine folche 
Befchwerde dürfte aber der hohen Verfammlung nicht zuftehen, da 
ſich Diefelbe mit allgemeinen Landes Angelegenheiten, nicht mit 
Einzel Bejchwerden gegen Beamte, zu befaffen hat. 

Abg. Sattig: Es iſt von dem vorlegten Rebner darauf hin- 
gewiefen worden, es fei nothwendig, daß wir hier nicht das fchroffe 
Geſetz gelten laffen ließen. Ich bin der Meinung, es ift vorzugs⸗ 
weife wichtig, daß wir Das Geſetz ftreng gelten laſſen, weil es ſich 
darum handelt, das Recht und die Ehre, fowohl des Ober-Präft« 
denten von Wedell, als des Grafen von Reichenbach, ins 
Auge zu faſſen. Ic erlaube mir perfönlich Fein Urtheil über den 
Ruf des Grafen von Reichenbach; ich glaube au, Daß es gar 
nicht Darauf anfomme, ein Urtheil darüber zu fällen, fondern daß 
nur vorliegt, zu beurtheilen, ob das Verfahren gefeglich ift ober 
nicht. In Ddiefer Beziehung müffen wir ins Auge faffen, daß, um 
die Wahl perfekt zu machen, zwei Afte nothwendig find, einmal Die 
Wahl felbft und dann, daß zur Wahl die Beftätigung treten muß; 
dies hat die Kabinets⸗Ordre von 1840 ausdruͤcklich ausgefprochen. 
Wollte man’ annehmen, daß aus der Wahl allein ein Recht gefol: 
gert werben könnte, daß man ald Abgeorbneter einberufen werben 
müßte ober der Stellvertreter, fo würden wir in den Fall kommen, 
daß, wenn ein Minorenner gewählt würde, ber Stellvertreter fo 
lange einberufen werden müßte, bis der Erftere das geleßliche Alter 
erreicht hat. Ich bin der Anficht, Daß Die Betätigung zur Wahl 
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nothwendig iſt. Iſt keine Beſtaͤtigung erfolgt, fo iſt kein Abgeord⸗ 
neter da, und ed kann auch Fein Stellvertreter für ihn einberufen 
werden. Es fann Semandes Stelle überhaupt nur vertreten werden, 
wenn Jemand wirfli da ift, der vertreten werden folle; ift alfo 
fein Abgeoroneter da, fo ift das Einberufen des Stellvertreterd nicht 
geftattet. Es fragt fir daher nur, ob die Wahl des Grafen von 
Reichenbach nicht beftätigt werden mußte, Hierbei kommen zwei 
Fragen zur Sprache: ob der Ober» Präfident berechtigt war, Die 
Entiheidung Darüber zu treffen, ob der Ruf des Grafen Reichen: 
bach getrübt fei oder nicht, und nad) welchen Grundſaͤtzen hierbei 
zu entfcheiden war. Die erfte Frage hatte der Obers Präfident zu 
entſcheiden. 

Die Kreis-Ordnung kann hier nicht maßgebend ſein, weil es 
ſich nicht um Die Beſtätigung eines Kreistags-Abgeordneten han⸗ 
delt, ſondern eines Landtags⸗Abgeordneten. Die provinzialſtändi⸗ 
ſchen Geſetze ſprechen aber dem Ober-Praͤſidenten das Recht zu, 
die Eigenſchaften der Gewaͤhlten zu prüfen; zu den Eigenſchaften 
gehört auch der Ruf, folglich ift der Ober-Präfivent, nad) den 
beftehenden Gefegen, auch den Ruf zu prüfen berechtigt. Allerdings 
fann an ſich dieſe Beſtimmung des provinzialftändifchen Geſetzes 
nicht wünfchenswerth fein, aber jeßt, jo lange wir noch fein ans 
deres haben, müfjen wir ed auch hier noch in Anwendung bringen. 
Fragen wir nun, ob der Ober» Präftdent berechtigt war, wegen Der 
bloßen Einleitung einer Kriminal=Unterfuchung die Befcholtenheit 
des Rufes anzunehmen, fo bin ich prinzipaliter der Meinung, daß 
es nicht unbedingt nothwendig war, Dies zu thun, fondern Daß Dies 
von der fubjeftiven Beurtheilung abhängt. Es ift aber hier ins 
Auge zu fafien, daß Se. Majeftät der König im Landtagg-Ab- 
fhiede für den rheinifchen Landtag den Grundfag für die Behörden 
angeorbnet hat, daß die bloße Einleitung einer Kriminal = Unter: 
ſuchung fchon darüber enticheidend fei, ob der Ruf für getrübt an- 
zufehen ſei oder nicht. Wenn wir und alfo überzeugen, DaB nad) 
ven beftehenden Geſetzen von dem Ober» Präfidenten fowohl bie 
Entfcheidung über die Unbefcholtenheit des Rufes erfolgen, ald auch 
der Ruf ald getrübt angefehen werben durfte, und daß der Stells 








verireter nicht einberufen werden Tann, fo lange fein Abgeorbneter 
da ift, fo, glaube ich, iſt auch das Verfahren gerechtfertigt und der 
Antrag nicht begruͤndet. 
Eine Stimme bittet ums Wort. 
(Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Frhr. von Vinche: Darf id) mir eine kurze Bemerkung 
erlauben in Bezug auf den Gang der Debatte? ES fiheint mir, 
Daß der Gegenftand von unendlicher Wichtigkeit für die hohe Ver⸗ 
fammlung in vielen Beziehungen ift; es fcheint mir aber auch Die 
Zeit fo weit vorgerüdt zu fein, daß eine ruhige Diskuffion nicht 
mehr möglich ift. Ich trage Daher bei dem Herrn Marfchal darauf 
an: die Fortfegung der Debatte bis morgen zu vertagen. 

(Bon vielen Seiten: Ja! Ruf zur Abftimmung. Der Marfchall 
giebt mit der Klingel dad Zeichen zur Ruhe.) 

Ic erlaube mir noch zufäßlich anzuführen, Daß wir bis jept 
faft nur die Vertreter der einen unmittelbar bei Diejer Sache be- 
theiligten Provinz vernommen haben. Ich glaube nicht, Daß Diefe 
deshalb befangen urtheilen, aber wir muͤſſen Doch auch Die anderen 
Provinzen darüber fih ausfprechen hören. 

Sandtags- Marſchall: Ich habe die hohe Verfammlung zu fra= 
gen, ob fie den Schluß der Debatte haben will, und falls dies 
nicht beliebt wird, kommt fie zur Vertagung. 

Eine Stimme: Ich bitte zu erwägen, daß mehrere Redner ums 
Wort gebeten haben, um Mehreres vworzubringen, was noch nicht 
vorgebracht worden if. 

Sandtags - Marfhall: Das wird die Berfammlung in Betracht 
nehmen, und bemerfe ich, daß ſich noch 10 Redner gemeldet haben. 

Ich frage nun, ob der Wunſch, Die Debatte zu fihließen, Un⸗ 
terftügung findet? 

(Einige Stimmen: Heute oder überhaupt?) 
(Die Mehrzahl unterftügt Den Antrag.) | 

Lebt will ich den Antrag zur Frage ftellen: ob überhaupt Die 
Debatte gefchloffen, nicht ob fie vertagt werden folle? Diejenigen, 
welche wünfchen, daß es zur Abftimmung fomme, bitte ich aufzuſtehen. 


— 92 — 


(Das Stimmenverhältnig konnte nicht uͤberſehen werden, wes⸗ 
halb der Marſchall durch Die Ordner die Stimmen zählen läßt.) 

Das Nefultat der Abftimmung ift folgendes: für den Schluß 
der Debatte find 216 Stimmen, für die Fortfegung derfelben 262 
Stimmen. (Bravo!) 

Da die Zeit zu weit vorgerüdt ift, fo fehließe ich heute Die 
Sisung. In der morgenden Sigung, die um 10 Uhr beginnt, wird 
zuvörderft die heutige Debatte fortgefebt; dann find an der Tages⸗ 
Ordnung: die Gutachten über das Petitionsrecht, über die fländi- 
fhen Wahlen in Beziehung auf die Diffidenten; dann folgt Das 
Gutachten über die Ergänzung der Herren- Kurie und das Gut⸗ 
achten über das Schutzgeld. 

(Schluß der Sitzung nach 4 Uhr.) 
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Herren-Kurie. 


Inhalt: 
Koͤniglicher Beſcheid; Verhandlungen über die Petition wegen Reviſion bes Zoll⸗ 
tarifs; Bitten der Kurie der drei Stände wegen Abänderung bes Geichäftss 
Reglements und wegen bes jebigen Nothſtandes. 


Unter dem Borfig des Marichalls, Fürften zu Sohms. 

Das Protokoll der vorigen Sigung wird verlefen und ge= 
nehmigt. 

Landtags - Marſchall: Ic, habe nun zunächft einen Königlichen 
Beicheid mitzutheilen, welcher in den legten Tagen an mid) gelangt 
iſt. Er lautet: 


„Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 
entbieten Unferer zum Bereinigten Landtage verfammelten Kurie der Fürften, 
Grafen und Herren Unferen gnädigen Gruß. 

Da Wir aus dem Bericht Unferes Kommiffars entnommen haben, daß bie 
Kurie der Riterfchaft, der Städte und Landgemeinden den mittelft Unferes Bro: 
pofltions-Defrets vom 12ten v. M. vorgelegten Geſetz-Entwurf wegen Abfchäßung 
bänerliher Grundſtücke und Beförderung gütlicher Auseinanderfeßungen über ben 
Nachlaß bäuerlicher Grumdbefiger, dem Intereffe des Bauernftaudes nicht für 
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entfprechend hält, fo wollen Wir dieſem Entwurfe für jetzt Feine weitere Folge 
geben und die Herren⸗Kurie von deſſen Berathung hierdurch entbinden. 
Mebrigens bleiben Wir Unferen getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Gegeben Berlin, den 14. Mat 1847. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 
An 
die zum erfien Vereinigten Landtage verfammelte 
Kurie der Fürften, Grafen und Herren.” 


Die Berathung dieſes Gegenftandes, welche ſchon angekündigt 
war in einer Der vorhergegangenen Sigungen, wird uns folglidy 
nicht mehr befchäftigen. 

Wir fommen nun zur Berichterftattung über den Antrag bes 
Zürften von Lichnowsky, die Revifton des Zolltarifs unter Zus 
ziehung von Sachverftändigen betreffend. 

Ich erfuche den Grafen von Itzenplitz, den Bericht zu ers 
ftatten. 

Graf von Itzenplitz: Obwohl ich vorausfegen kann, daß bie 
Petition ſchon vielen der geehrten Mitglieder befannt ift, fo wuͤrde 
ich Doch der Meinung fein, daß fie vorzulefen if. Ich ftelle an- 
heim, ob die Verfammlung davon abftrahirt, glaube aber doch, daß 
fie vorzulefen ift. 

(Xieft.) 
Petition 
an den hohen Bereinigten Landtag, 
betreffend 


eine baldige Revifion des gegenwärtigen Bolltarifs unter Zus 
ziehung von Sachverflänpigen. 


Die ungünftige Lage der Inbuftrie und der Schiffahrt des Zollvereins ift in 
den leuten Sahren Gegenſtand ter lebhafteſten Disfuffionen auf den verfchiedenen 
Landtagen und Bollfongrefien geweſen, ohne daß eine befriedigende Löfung biefer 
für die Wohlfart des ganzen Landes fo wichtigen Frage ftattgefunden hat. 

Der gegenwärtig verfammelte Bereinigte Landtag bietet die befte Gelegenheit 
bar, dieſe wichtige Angelegenheit wieder einer neuen gründlichen Grörterung zu 
unterwerfen, um fo mehr, als bie in Englaud ftatigefundene Zollreform dieſes Land 
zum Getraidemarkt der Welt machen wird, wodurch die Fabrik⸗Unternehmer und 
bie Rheder bes Bollvereins in eine nachtheiligese Lage als früher verfegt werden, 


— 4 — 


Bon einer weifen Staatsregierung iſt daher zu erwarten, daß fie dadurch 
veranlagt werde, den gegenwärtigen Bolltarif einer baldigen Revifion nnter Zu⸗ 
ziehung von Sachverftändigen zu unterwerfen. 

Zu diefem Ende legt der Unterzeichnete dem hohen Vereinigten Landtag bie 
ergebenſte Bitte vor, diefe wichtige Angelegenheit in Berathung zu nehmen, und 
erlaubt fi, die Hierauf Bezug habenden Details in einem dem Gegenwärtigen 
beiliegenden Promemoria auseinanderzufeßen. 

Berlin, am 29. April 1847. (gez.) F. Lichnowéky. 


Promemoria, 
die Handels: und Schiffahrts-Verhaͤltniſſe im Zollverein 
betreffend. 


Das Refultat des letzten Zoll-Kongreſſes in Berlin hat in allen ZabrifsDi- 
firiften Veranlaſſung zu den lebhafteften Klagen und Vorftellungen an die Staats⸗ 
Dehörden gegeben; um fo mehr, da man in Folge eines dem Vernehmen nach 
amtlichen Artifels der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung allgemein hoffte, 
dag man namentlich in Betreff der Leinen: und Baumwollengarn⸗-Zoͤlle diejenigen 
Maßregeln getroffen haben würde, welche von den Sachverftändigen als die geeig⸗ 
netften betrachtet werben, um die vaterländifche Induſtrie einer größeren Entwides 
lung entgegen zw führen, und dagegen ber Einfuhr von fremden Sarnen einen 
Damın entgegenzufegen. | 

Die in der Berliner ZulleKonferenz befchlofiene Erhöhung 

von 2 Rtihlr. auf 3 Rthlr. pro Centner auf Bauwollen⸗Garn, 

von 5 Sgr. auf 2 Rthlr. pro Centner anf Leinen⸗Garn 
ohne NRüdzell, wird Feine neue Spinnereien ins Leben rufen, dagegen aber die 
fchon feit einiger Zeit ftattfindende Abnahme der Ausfuhr noch bebeutend vermehren, 

Nach amtlichen Nachweifen flieg die Einfuhr in den Jahren 1839 bis 1843 an 

Baumwollen-Garn von 349,191 Ctr. auf 477,564 Etr. jährlich, 

Leinen- Garn... „20,943 „ „m 53,86% „ „ 

Mollen:Garn .. „ 24472 „ „ 41707 „ r 

Wollen-Waaren . „ 24,569 „ „ 33,463 „ FF 
dagegen hat fich die Ginfuhr von Baumwollen⸗Waaren von 16,09% Gentuer auf 
441,589 Gentner und die Ausfuhr von | 


Baumwollen-Garı ... . . von 30,144 Etr. auf 29,458 Eir., 
- BaummwollenWaaren. .. . ,„ 400,766 „ „ 78,752 „ 
Leinen-Saın .. 2.2... en 37,2889 „ „m 323,436 „. 


LeinensWaaren .. 2.2... 93,873 „ „ 54,006 „ 

vermindert, | 
Wo ſolche Verhältniffe obwalten, ift es nicht zu wundern, daß über Mangel 
an Arbeit und zunehmende Armuth geflagt wird. Dan nimmt an, daß der Werth 
der jährlichen Einfuhr von vier Haupt-Artifeln: Baumwollen⸗, Leinen, Wollens, 
und Seiden-Waaren, fi auf circa 38 Millionen Thaler beläuft und für darauf 
ruhenden Arbeitsichn und Veredlungskoſten circa 20 Millionen Thaler verausgabt 








werben. Würben letztere am inländifche ſtatt an auslaͤndiſche Arbeiter bezahlt, fo 
müßte flatt zunehmender Armuth vermehrter Wohlftand eintreten und dadurch am 
fiherften der Auswanderung entgegengearbeitet werden. Gin folcher befriedigender 
Zuſtand kann aber nur durch Maßregeln zu Wege gebracht werben, welche bie 
jest beftehenden Nachtheile zwifchen den auswärtigen FabrifsUnternehmern und den 
dieſſeitigen durch einen augemeſſenen Zoll ausgleihen. Die vor einiger Zeit im 
dem Königlichen Handelsamte ftattgefundenen Berathungen mit einberufenen Sach⸗ 
verfländigen haben über die beſtehenden Nachtheile die zuverläffigften Nachweife 
geliefert. Das Refultat diefer gründlichen unpartelifchen Unterfuchung war, daß auf 

Baumwolleu⸗Garn, 

Leinen⸗Garn und 

Wollen⸗Kammgarn 
ein Zoll von 5 Rthlr. p. Centner mit einem Ridjol von 5 5 fe refp. 4 Rthlr. 
p. Centner nöthig fei, um die erforderliche Anzahl Spinnereien ins Leben zu rufen. 

Der Rüdzoll wurde „ale dringend nothwendig angefehen, damit der fo nüßs 
lie Ausfuhrhandel mit denjenigen Babrifaten, welche Feines Schußzolles mehr 
bebärfen, nicht geftört werde. Der früher beftandene Zoll auf Baumwollen⸗Garn 
von 2 Rthlr. ohne Rüdzoll Hat fchon eine bebentende Verminderung ber Ausfuhr 
zus Folge gehabt, und wirb -berfelbe jetzt, wo ber Zell 3 Rthlr. Beirägt, noch 
mehr abnehmen, wenn fein Rüdzoll eingeführt wird. 

So lange die wenigen im Lande befindlichen Spinnereien den Bedarf der 
Fabrication nicht deren fünnen, ift das fremde Garn als Rohmaterial zu betrach⸗ 
ten; es geht aber gegen die Grundſätze einer gefunden National-:Defonomie dieſes, 
zu befleuern und baburch den Ausfuhrhandel zu erfchiveren. 

In England und Frankreich hat die Nüglichfeit eines Rückzolles fich bewährt. 
England, welches früher feinen Bedarf an Leinen von Dentfchland bezog, hat durch 
einen angemefienen Schußzoll mit Rüdzoll es dahin gebracht, daß es nicht nur 
den Bedarf des eigenen Landes decken kann, fondern auch noch bebeutende Par⸗ 
tieen ausführt. ine fehleunige befriedigende Erledigung biefer Angelegenheit, fo 
wie eine Revifion des Zolltarifs im Allgemeinen, ift daher dringender wie je nö- 
thig, am Tanfenden von broblofen Arbeitern lohnende Beichäftigung geben zu 
Tonnen. 

Die Schiffahrtsfrage fleht mit der Garnfrage in enger Verbindung; durch 
eine befriedigende Löfung ber leßteren würben große Baummollenmärfte in Dentfch- 
land entſtehen. Dan berechnet, daß der Bebarf an Baumwolle 600 bis 700 
Schiffsladungen beträgt, welche fünftig direft von Amerika bezogen würden. Die 
Schiffahrt des Zollvereins betarf einer eben fo Fräftigen Nufhülfe wie bie Ins 
duſtrie; während England, Holland, Spanien und andere Länder den birelten Ver⸗ 
kehr mit den transatlantifchen Staaten durch hohe Differenzial: Zölle begünftigen, 
ift diefes im Zollverein nicht der al. 

In Java müflen preußifche Schiffe 100 pCt. Ausfuhrzofl auf Kaffee mehr 
bezahlen, wie bie hollaͤndiſchen; bei der Ginfuhr find letztere in aͤhulicher Weiſe 
begünftigt; 3. B. bezahlen 
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hollaͤndiſche Baumwollen⸗Waaren, 
in hollaͤndiſchen Schiffen eingeführt, 123 pCt. vom Werth; 
preußifche Baummollen-Waaren, 
in bolländifcehen Schiffen eingeführt, 25 p&t. vom Werth, 
in preußifchen Schiffen eingeführt, 50 pCt. vom Werth, 
ungeachtet der Zollverein der größte Abnehmer der in Holland verkauften Java⸗ 
Brodufte ift. 
In Cuba müften deuiſche Leinen, 
in deutfchen Schiffen eingeführt, 272 pCt. vom Werth, 
in fpanifchen Schiffen eingeführt, 184 pCt. vom Werth 
bezahlen, während im Bollverein die Erzeugniffe von Cuba, Java 20. zu gleichen 
Sägen eingeführt werben können, gleichviel, ob folche mit fpanifchen, hollaͤndiſchen 
oder preußifchen Schiffen anfommen. In England iſt durch die Navigations-Afte 
die Einfuhr von Koloniale Waaren mit preußifhen Schiffen unmöglih gemacht, 
während die engliichen Schiffe diefe Waaren im Sollverein zu den nämlichen 
Säben, wie vereinsländifche Schiffe, einführen koͤnnen. 

Unter folhen Umftänden ift der traurige Zuftand ber preußifchen Rhederei 
erklaͤrlich. Während dieſelbe in anderen Staaten fortwährend zunimmt, ift das 
Gegentheil bei und der Ball. Die Einführung eines Differenzial: und Recipros 
zitäte-Syftem wird daher als die dringendſte Maßregel angefehen, um bie dieſſei⸗ 
tige Rhederei zu heben und den Wohlftand der Oftfee-Brovinzen, welche alle Ele⸗ 
mente für das Gedeihen einer großartigen Rhederei haben, zu fürbern. 


Referent Graf von Itzenplitz: Ich erlaube mir zunächft das 
Botum der Abtheilung, welcher diefe Petition zur Begutachtung vor« 
gelegen hat, vorzutragen. Infofern e8 gemwünfcht wird, werde ich 
weiter auf den Gegenftand eingehen, wünfche aber zuerft der hohen 
Kurie Rechenfchaft darüber zu geben, welche Anficht die Abtheilung 
gehabt hat. Das Gutachten der Abtheilung lautet jo: 


Die Abtheilung hat die anliegende Petition nebft dazu gehöriger Dentfchrift 
in Erwägung gezogen, audy über die Lage der dabei obwaltenden Berhältnifie die 
geneigten Eröffnungen des Herrn Finanz. Minifters Excellenz entgegengenommen. 

Tiefelbe ift der Anficht, daß der Kampf der Meinungen über: 

eine erhebliche Erhöhung der Eingangszoͤlle, namentich auf Baumwollen⸗ und 

Zeinengarn, unter Bewilligung von Rücdzöllen für gewebte und gefärbte Stoffe, 
unb über: , 

Einführung von Differenzial-Zöllen zus Hebung der Induftrie und Rhederei, 
durch die Refultate der legten ZollsKonferenzen und die ZollsErhöhungen, welche 
die Allerhoͤchſte Kabinets:Drdre vom 28. Oftober 1846 publiziet, 

eine befriedigende und fchließliche Erledigung noch nicht erhalten hat; und daß 

namentlich bie durch das vorallegirte Geſetz angeordneten Zolls@rhöhungen ben 
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Mebern, Druckern und Faͤrbern ſchaden werben, ohne ben Spinnereien genü⸗ 
gend zu nüben. . 
Demnach haͤlt die Abtheilung dafür, daß die im Eingange beregten Fragen über: 
Garnzölle und Rüdzölfe, 
und über:- 
. ein Differenzialsgoll-Spftem 
nah vorhergegangener Anhörung von Sachverſtaͤndigen, namentlich der betreffenden 
Fabrilbeſitzer, und unter Beachtung ber Aeußerungeu der Handels-Kammern ber 
weltlichen und der Corporationen der Kaufmannfchaften der öftlichen Provinzen ber 
Monarchie (Seitens der preußifchen betreffenden Behörden) bei der nädhften Boll: 
Konferenz noch einmal prenßifcherfeits zur Eroͤrterung zu ftellen fein werben. 
Das folgerochte Durchführen eines Syſtems bürfte heilfamer fein, als eine 
verſuchte Zwiſchenmaßregel, welche vielleicht Miemanbe recht befriedigt. 
In dieſer Tendenz beantragt die Abtheilung: 
daß die Herren-Kurie die anliegende Petition nebſt Denlſchrift im gefeglich vor⸗ 
gefchriebenen Wege St. Majellät dem Könige vorlegen und den Wunſch aus⸗ 
ſprechen möge, - 
daß der Inhalt derfelben, nach der ferneren Anhörung von Sachverſtaͤndigen, 
bet der naͤchſten Zoll⸗Konfertuz beachtet und zur Erwaͤgung gezogen werbe. 
Berlin, den 7. Mai 1847. 
Adolph Bring zu Hohenlohe. Graf von Arnim. Graf zu Dofnakant. 
von Lichnowsky. von Krofigk von Radziwill. von Quaſt. Graf 
von Schaffgotſch-Maiwaldau. von Itzenplitz. Sierftorpff. von 
Keltſch. von Keyferling. 


Graf sen Itzeuplitz: Ich glaube, Daß ed mir als Referent zunächtt 
obliegen bürfte, den: Bejchluß Dir Abtheilung mit einigen Worten zu 
mofiviven. Ich glaube, daß das ſehr leicht fein wird. Es ift der Gegen- 
fand, den wir hier verhandeln, einer Der allerwichtigften, ex ift außerdem. 
ein ſolcher, über den die erften Gelehrten und Staatsmänner: oft ver- 
ſchiedener Anſicht find. Es iſt außerdem dabei zu berückſichtigen, 
daß hierbei Die verſchiedenen induſtriellen Intereſſen zuweilen. einan⸗ 
der feindfelig entgegentreien, wie die Spinner: gegen die Weber: 
Es ift ferner zu beachten, Daß. der preußifche Staat Über Diele: An⸗ 
gelegenheit nicht allen zu beitimmen Bat, daß auf den Zoll⸗Kon⸗ 
greſſen auch nicht einmal nach der -Majorität Beichlüffe gefaßt wer: 
den koͤnnen, fordern daß :zu jeder Abänderung Einftimmigfeit erfor: 
derlich iſt. Es iſt endlich zu beachten, daß eine jede Aenderung 

der Zollgeſetze immer ſiͤrend auf die Unternehmungen der Andu⸗ 
IV, 7 
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ſtriellen infofern einwirkt, als Kapitalien zu neuen Anlagen verwen⸗ 
det werden, je nachdem Die Induſtriellen glauben, daß fie bei ven 
beftehenden Zollgefegen Vortheil von einem Unternehmen erwarten 
fönnen oder nicht. Diefes bringt die Schwierigfeit mit fi, irgend 
eine Aenderung eintreten zu laffen. Dem wenn ein foldyed Geſetz 
auch nur kurze Zeit gegolten bat, ſo find die Kapitalien gewiſſer⸗ 
maßen im Bertrauen auf die gegenwärtige Gefebgebung ungelegt 
worden. Diefe zu ändern, ift Deshalb ſchwierig und bedenklich. Aus 
allen dieſen Rüdfichten rechtfertigt ſich wohl volfommen die ‚große 
Vorſicht, mit welcher Die Abtheilung fich über Dieter, Gegenſtand 
ausgeſprochen hat, und daß die Abtheilung ein tieferes- Eingehen in 
dieſes große Gebiet nur inſoweit für gut gehalten hat, als die 
Denkſchrift dazu nähere Data an die Hand gab — 'und das ift 
namentlich rüdfichtlid) der fehr wichtigen Stage ber Befteuerung bed 
Baumwollengarnes, Twiſtes, und Der Damit in Berbinbung ftehenden 
und eventuell in Verbindung zu. fegenden Rückzölle, und zweitens 
in Beziehung auf ein eventuelles Differenzial-Jol-Syften zur He- 
bung der Induſtrie, Schiffahrt und Rhederei gefchehen. In diefer 
Beziehung war zunaͤchſt die Petition in Erwägung zu ziehen, und 
ſchien es, daß dieſer Gegenſtand mit den Reſultaten der letzten Zoll⸗ 
Konferenz noch nicht als abgeſchloſſen zu betrachten ſei. Die Ab- 
theifung hat ferner. gefagt, fie glaube, daß Diejenigen Zoll⸗Erhoͤhun⸗ 
gen, welche die Kabinets-Ordre vom Oftober v. 3. in Zolge.:der 
legten Zoll⸗Konferenz⸗Beſchluſſe publizirt hat, noch einmal im Ber 
rathung gezogen: werben möchten. : Ich ‚glaube, daß dies durchaus 
nothwendig if. Die Abtheilung hat ;fermer. auch ſchon angedeutet, 
daß ſehr zu bedenken ſei, ob nicht dieſe Erhöhungen mehr geichaidet 
- al genutzt haben. Ie mehr ich’ bemüht gewefen bin, über die Sache 
nachzudenken und mid) zu informiren, um deſto mehr bin ich in Dies 
fer Anſicht Beftärkt worden, und, ich wuürde hente, was meine uns 
vorgreifliche Anſicht betrifft, nicht nur ausſprechen, was ich fchum 
in ‚der Abtheilung gefagt habe: es fei zu fürchten, Daß die legte 
Zoll-Erhöhung mehr geſchadet als genußt babe, fondern ich. wuͤrde 
hemte ‚weiter gehen und jagen, fie bat wohl fisher mehr. .gefchabet 
als genußt, und ich wiirde, was meine: aumvorgreifliche Meicumg be⸗ 
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teifft, darauf anteagen, daß es nuͤtzlich fein wuͤrde, fie wieder auf⸗ 
zubeben. Ich habe mehrere Notizen dariiber von Gewerbtreibenben 
erhalten, die in verfchiedenen anderen Punkten verfchledener Met: 
nung find, und von denen Einige ausfprechen: man erhöhe ben 
Twiſtzoll bedeutend und bewillige Rüdzslle, während Andere meinen: 
man folle die früheren Zölle garnicht erhößen, fondern den freien 
Handel begünftigen. - Diefe Alle flimmen aber darin überein, daß 
Die legte Erhöhung gar nicht günftig eingewirkt habe, wenn fie auch 
über Das verfchledener Meinung find, was weiter gefchehen fol. 
Das iſt der Haupipunft, und darüber dürfte das Nöthige gefagt 
fein. Was die Ruͤckzoͤlle anbetrifft, fo iſt das eine Der beftrittenften 
Materien. Die Inbuftriellen, welcye im -Jahre 1845 hier vernoin- 
men worben find, haben mit großer Beſtimmtheit Rüdzölle verlangt 
amd verlangen ſie noch. Ich glaube aber, daß uns obliegt, auch 
die Gegengründe gleich: mit ins Auge au faffen, und dieſe bürften 
im Wefentlihften, wie ich glaube, darin beftehen, daß von der rohen 
Baumwolle und dem Baumwollengarn, was bei uns eingeht, nach 
den vorliegenden Notizen nur 2 oder in verwebten und verwirf- 
ten Stoffen wieder zum Erport fommt, der anderweite größere Theil 
aber, welcher verwebt worden iſt, im Gebiete des Zollvereind ver: 
braucht wird. Der Ruͤckzoll bringt nun allerdings den hohen Garn⸗ 
zoll ruͤckſichtlich Des: Erpportes ins Gleichgewicht, ruͤckſichtlich deſſen 
aber, was im Gebiete des Zollvereins verbraucht wird, iſt eine ſolche 
Ausgleichung nicht anzunehmen, fondern es greift hier Platz, was 
viekfach von den Gegnern geltend gemacht worden ift, daß hier ber 
Konfirment zu Gunſten der Induſtrie beſteuert werde. Es ft Dies 
veshalb allein noch nicht unbedingt zu verwerfen, denn es wirft 
das Gedeihen der Induftriellen indirekt auch auf den Wohlſtand des 
Ganzen zuruͤck. Indeſſen wird Doc), wie auch das Butt ber Ab- 
Heilimg befürwortet, Die Frage ilber den Rückzoll nicht als abge- 
fchloſſen betrachtet werden können, ſondern bei ber nächften Zull- 
Konferenz zu weiterer Berathung iwieber "aufgenommen werden muͤf⸗ 
fen. Ich habe noch von dem Differenzial ⸗Zollſyſtem in’ Beziehung 
auf die Aheverel und auf die Indufttie im Allgemeinen zu reden. 
Ach glaube, daß auch hier das Votum gerechtfertigt ift. Die Rhe- 
7 * 
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derei in Preußen ſelbſt befindet ſich nicht gerade in einer ſolchen 
Lage, daß fie beftimmte Rücdfchritte gemacht hat. Das kann nicht 
behauptet werden. Wenn fie früher folche gemacht hat, fo hat Dies 
theilweis auch Daran gelegen, Daß fie früher technijch nicht. fo ber 
trieben worben ift, wie fie betrieben werden muß. Die Schiffe war 
ren nicht fo- eingerichtet (gefupfert 3. B.), Daß. fie in allen Zonen 
Schifffahrt treiben konnten. So hat es früher (nor 20 Jahren) 
auch mehr als jegt an tüchtigen Schiffen und Steuerleuten gefehlt. 
Beide Hinderniffe find nun aus dem Wege geräumt. - Die Schiff- 
fahrtsfchulen haben dahin gewirkt, Daß wir fo gute Steuerleutg, 
Schiffer und Matrofen haben, wie irgend ein anderer Staat in 
Europa. Die Rheder, welche jcht die Schifffahrt betreiben, pflegen 
ihre Schiffe fo auszmrüften, daß. fie in jeder Zone fahren können 
und ‚Die Rhederei hat foldhe Anftalten gemacht, um ihr Gewerbe in 
Der ganzen Welt betreiben zu koͤnnen. Defienungeacdhtet. find Die 
Fortſchritte doch nur gering zu nennen, und ich glaube, daß aus 
bem, was ich gefagt habe, gerade hervorgeht, Daß von der Rhederei 
welche ihrerfeitd Das Nöthige geleiftet hat, nur dann. große Forte 
fihritte zu erwarten find, wenn man ihre von einer anderen Seite 
ber förbernd zu Hülfe fommt. Das dürfte aber dadurch geichehen, 
wenn man ein Differenzial- Zoll» Syftem einführt, wenn. man. fagt; 
wir wollen dieſe und jene Wanren etwas wohlfeiler in die Zoll⸗ 
Bereind-Staaten einlaffen, wenn fie auf preußifchen Schiffen. ein- 
gehen, und es würde daran leicht anzufnüpfen, fein, daß: auch ben 
Staaten, Die unferer Rheverei und dem Abſatz unferer Fabrikate 
Bortheil gewähren, auch bei uns ähnliche. Bortbeile eingeräumt 
werben Eönnen. Ich glaube hiermit das Bptum der Aptheilung er 
rechtfertigt zu haben, 

Sandtags - Marſchall: Ich eröffne bie Berathung. 

Prinz Friedrich von Preußen: Wie ich die Petition an Dem 
Tage, wo fie ausgelegt wurde, vor mir liegen ſah, habe ich mit 
ber größten Freude gefehen, Daß bie Herren-Kurie ſich ‚mit ‚einer 
jo wichtigen Sache befchäftigen wird, die einen fo großen Eindruck 
im Zande ausüben muß. Ich Iebe in einem Lande. und in einer 
Gegend, Die von Fabriken ſtrotzt. Sie koͤnnen überzeugt fein, daß 
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ich bei meinem dortigen Aufenthalte auch mein Augenmerk darauf 
richte, was im Lande vorgeht. Ich babe aber auch leider Die Er⸗ 
fahrung madyen. müflen, und ed ift mir Dies von allen Seiten von 
Habrifherren beftätigt worden, Daß nad) den leider beſtehenden Ver⸗ 
haͤlmiſſen ver Zölle, wie fie im Lande eriftiven, die Fabriken nad 
und nach geringer werben, nach und nach eingehen müffen, die Ar⸗ 
beit . immer mehr. verringert werben muß und dadurch hie Fabrik: 
herren in ihren Bermögensumftänden zurüdfommen. Sch habe über 
dieſe Berhältniffe mit vielen Fabrikherren gefprodyen und mich dar⸗ 
uͤber genau ‚unterrichtet‘ und nur. Bedanerliches erfahren. “Denn, 
wer dieſe Herren in guten Zeiten eine Maſſe von Menfchen ers 
naͤhren, was eniſteht dann, wenn Jahre eniftehen, wie. Das vorige 
md jetzige? Die Folge iſt die, daß Die Leute, welche von. dem Gelde 
dieſer reichen Fabrifbefiger ſich nähren, wenn Letztere Ihre Einkünfte 
verringert. jehen, aus der Arbeit entlafjen werden. Daraus-enifteht 
Armuth und aus. der Armuth Mißvergnigen. Ich habe ſchon jebt 
erlebt, daß unſere Armen:tam Rhein nicht mehr bitten, ſondern fors 
bem,- und..bas: ifi-die Sache, die wir ini. Lande nicht ohne bie 
größte Gefahr: aufkommen lafſen dürfen. Wenn die Sadyen fo fort⸗ 
gehen, wie fie. gegangen. find, fo iſt Die größte Gefahr. vorhanden. 
Id kann es nicht ausfprechen,; ich kann es nicht beweiſen, ſonſt 
wuͤrde id) es vielleicht gewichtiger ausſprechen fünnen, aber ich habe 
gehört, daf:.in verſchiedenen Kreifen. jenfeits des Rheines gegen: 
20,000. Menſchen aus der Arbeit entlaffen worden find. Ich muß 
glauben, Daß. ed übertrieben ift. Wir haben noch bis jet Fein Bei» 
fpiel erlebt, daß irgend einer. von biefen Leuten ſich gegen das 
Geſetz benommen habe, und ich muß geftehen, ich habe es dort öfs 
fontlich ausgefprochen, Daß ich meinen Hut: vor dieſen Leuten ab⸗ 
nehme, welche .eine ſolche Achtung vor dem Gefeb gezeigt haben. 
Wie lange Das jo. fortdauern wird, laffe ich dahingeſtellt fein, bis 
ieht haben fie noch morakiſche Kraft in. ſich. Wenn aber Diefen 
Herren, die bis jeht-diefe Leute bejchäftigt: haben, nicht‘ die Mittel 
gegehen werben, daß fie Diefe wieder. ernähren: können und ihre Fa⸗ 
milten, ſo ſehe ich kommen, daß. wir nicht. mehr im Stande find, 
fie zu: erhalten. Die Meiſten haben gethan, was fie vermochten; 
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wir haben Alle das Möglichfte gethan, um ber Neth zu feuern, 
aber, ‚meine Herzen, unfere Mittel. gehen auch auf. : .. 

:  Werm biefenigen, benen es obliegt, ihre Acheiter.-zu. erhalten, 
nicht mehr Am Stanbe find, fie zu ernähren und zu untesflügen, fo 
ſehe ich. etwas kommen, was wir nicht mehr dann verhindern fönnen. 
Ich glaube, jetzt iſt es noch Zeit, der Sache. entgegengutreten, und 
ſollten wir. ed verfäumen, fo. habe ich :wenigfiend mein Gewiſſen ge⸗ 
wabrt und ausgeſprochen, daß ed meine Schuld wicht: iſt, wenn 
Daraus. ein Unglück eutfieht, Dem wir jetzt noch vorbeugen. Tömien. 
‚, BinanyMinifter von Piesberg: Die Petittun betrifft: einen Ge⸗ 
genſtand von hoͤchſter Wichtigkeit, welcher ‘die öffentliche Meinung 
von fo verſchiedenen Seiten her, in verſchiedenen Zeiten. und. beſon⸗ 
ders lebhaft in neueſter Zeit, aber auch da wieder in der verſchie⸗ 
denften Richtung, beſchaͤftigt hat. Es Haben fich..über dieſen Gegen: 
fland die Vertteter der induſtriellon Intereffen mehrfach vernehmen 
laſſen, namentlich auch bei: der Konferenz, dir 1815 hier beim Han⸗ 
delsamte ſtattgefunden hat. Die Stimmen: und: Anſichten derſelben 
ſind im Allgemeinen. befahnt und: haben zu Verhaͤndlungen bei: den 
General⸗Zoll⸗ Bonferengen Anlaß gegeben. Diefer Begenftaud' beiwifft 
aber: sticht. ausſchließend nur: Die: :inBuftrielen Intereſſen; ex: ift non 
äroßer und. allgemeiner, Nichtigfäis, und es kann daher ber Kilaats; 
Regierung mir erwänfcht. ſein, uͤber Denfelberi auch die Vertreter 
der: allgemeinen Intereſſen zu hören; die Stimme des Landes zu ver⸗ 
nehmen, .da. Der Gegenftand nad, :verfihiebenen Richtungen hin "nen 
erheblichften Einfluß aͤußert. Es wird für Die Negierumg bei ven 
weiteren. Schriiten, Die fie :thut, von der größten: Bebentung fein, - zu 
erfahren, wie dad Land nach. allen Seiten hin und mady. den ver 
ſchiedenen Interefien über den .Segenfiand urtheilt. Das, was bad 
Land in Diefer Beziehung ausfpricht, wird gewiß ber reiflichſten Er⸗ 
wägung bei den "weiteren Schritten ber Regierung unterworfen wer⸗ 
den. : Die Lage: der Sache ift von der Art, DaB es Fürs: erſte mw 
davauf ankommt, genau die Anſicht des Landes zu kennen, und «8 
mirde noch zu früh. fein, wenn bie Regierung über einen Gegen⸗ 
fand, in Hinſicht deffen. Die Stimmen fo fehr getheilt find, hier eine 
befbiaimte: Bleinung ausſprechen und vertreten wollte, wenn: fie fich 
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uͤber die Ahaͤnderung eines Syſtems erklären wollte, Daß gegenwärtig 
bie. Grundlage des Zollvereins bildet, und zu deſſen Abaͤnderung ein 
einfimmiges Beſchluß ſaͤmmtlicher Zolluereind » Staaten erforderlich 
if. Jndem ich alfv hier Feine beftimmte Anficht vertreten, ſondern 
abwarten. werde, wie die hohe Verſammlung fid) ausfpricht, wirb 
es doch von Intereſſe fein, dieſen hochwichtigen Gegenftand nad) 
ſeinen verſchiedenen Seiten hin hiſtoriſch kennen zu lernen, da der⸗ 
ſelbe, wie belannt, nicht erſt in neuerer Zeit Die öffentliche Auf: 
werfiamkeit erregt hat. Er betrifft einen Sampf, der ſchon Durch 
viele Jahre ſich hinzieht, in verfchiebenen Ländern und unter ver 
ſchiedenen Verhaͤltniſſen fich ernenert hat, Ich komme zurüd auf Die 
Geſchichie dieſes Gegenſtandes in unferem Staate ſelbſt. Zunächſt 
maß zwiſchen dem: Schutz⸗- Zollſyſteme und dem Syſteme der Diffe⸗ 
renzial⸗Zoͤlle unterſchiehen werden. Beide ſind nicht nothwendig mit. 
einonber verbunden, fie verfolgen auch zum Theil verſchiedene Zwede. 
Unſer Stantı hat, bisher ein,: Differengial- Zolligftem praktiſch nicht: 
gehahitz es iſt much ein ſolches Syflem bisher Fein Gegenſtand, 
uvſeret Geſetzgebung geweſen, es iſt vielmehr ein Gegenſtand, der 
erſt in. wege Zeit in, Betreff feiner. Anwendung auf Preußen in 
bey. öffentlichen: Meinung ſich beftimmt geltend - gemacht: hat. Was. 
Dagegen, das Syſtem des Freihandels und der Schutz-Zoͤlle betrifft, 
je. beſtaydiebiß 41806 in unſerer damaligen Plcsife-Berfaflung ein fehr 
ſuenges⸗Protektiv⸗ und Prohibitiv-Syſtem. Während der Jahre 
1806 bis 4815, in dieſer Fritifchen Zeit, blieb daſſelbe beftchen, 
wurde aber durch die Berhältniffe vielfach durchloͤchert; erft nach 
41815 ward es Die Aufgabe der. Gefehgebung, dieſen Gegenftand 
vollſtaͤndig zu ordnen. Bei den ſehr weitläufigen und ausführlichen. 
Berathungen fanden beide Anfichten, Die für das Syſtem des Frei⸗ 
handelß, fo wie die für das Protektiv⸗ und Prohibitiv-Syftem, ihre 
Vertreter. Bon den Fabrikanten wurde ſehr bevorwortet, Das bis⸗ 
hexige Protektiv⸗ und Prohibitiv⸗Syſtem aufrecht zu erhalten; nach 
ansführlicher Beratung entſchieden aber des. hochfeligen Könige 
Moiekät: durch eine Ordre von. 1817, daß das Prinzip der freien. 
Einführung; fremder. Fabrikate gegen Exlegung einer mäßigen Ab- 
gaha als Grundlage der Brispasbung bed. preußifchen Stagtes für 
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alle Zirkemft aufgenommen werden ſolle. Dieſe Grunblage enthält 
das Zollgefeh von 1818, wodurch der freie Verkehr, der freie Han⸗ 
del ausgeſprochen wurde, jedoch mit Der Maßgabe, daß der inneren 
Fabrif- und Manufaktur Induftrie Durch angemeffene Zölle, bie 
jedoch in der Regel 10 pCt. nicht überfteigen follten, ein Schug zu 
gewähren fei. Diefes Syftem befteht im .Wefentlichen noch jetzt und 
bildet die Grundlage der Zollvereind-Verträge, woran: ohne einſtim⸗ 
migen Befchluß ver fämmtlichen Vereinsſtaaten nichts geändert wers 
den kann. Es find nun allerdings von mehreren Selten ber In Dex 
leßzten Jahren Anträge gekommen, hierin eine Aenderung eintreten 
zu laffen; biefe Anträge haben aber nur in einzelnen Punkten zu 
Mopifitationeit geführt und namentlich, was den Twiſtzoll und Dem 
Zoll von Maſchinengarn angeht, gu den bekannten Beftimmungen 
vom Oktober v. J. Wenn von mehreren Seiten öffentlich geaͤußert 
worden iſt, daß die Induſtrie, die innere ‚Bemerböthätigkeit;: 
bei dem gegeniwärtigen Syſteme nicht diejenige : Entwidelung: 
gefunden habe, deren ſie bebürfe und melde ihr zu wünſchen 
ſei, fo Taffe ich dahingeſtellt ſein, inwiefern ſie eines höheren 
Aufſchwunges, einer höheren Entwickelung fähig fel; daB: aber Die: 
innere Gewerbsthätigfelt ſeither wirklich bebeutende Fortſchritte ges’ 
macht hat, das zeigen‘ bie Zahlen, die ſtatiſtiſchen Naͤchrichten, die 
zu verſchiedenen Zeiten Darüber aufgenommen worden ſind. Ich 
will im Allgemeinen nur anführen, DaB von 1831 bis 1843 vie 
Zahl der Webftühle für Seide und Halbfeide von 8056 auf 16,911, 
daß die Zahl der Webftühle für Baumwolle und Halb⸗Baumwolle 
von 25,464 auf 47,747, eben ſo die Webftühle für Wolle und 
Halbwolle von 15,360 auf 17,911, die Webftühle für Strumpf⸗ 
waaren von 2110 auf 2272 geftiegen iſt. Ein Rüdgang iſt nur 
in Bezug auf die Linnen⸗Induſtrie zu bemerfen, die allerdings ſich 
nicht mehr in ber früheren Bluͤthe befindet. Was namentlich die 
Baumwollen⸗Induſtrie angeht, fo hat ſich allerdings der Betrag 
der Exporte nicht wefentlicy verändert, aber doch fortwährend. 
die Einfuhr wefentlich  überftiegen, . und noch im Jahte 1843 bis 
1844 'beträgt der Ueberſchuß über 68,000 Center. Ich bemerfe 
aber, daß, um ben Stand einer Jübnſtrie zu beurtheilen, es nicht 
blos darauf ankommt, wie fi Die Einfuhr zur Ausfuhr verhält, 
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fondern e3 kommt auch weſenilich in Bettacht, in welchem Zuſtuude 
bie innere Induſtrie beſteht, wie ſich Die Gewerbothtigkeit hier ver⸗ 
mehrt hat. Ich. habe ſchon Data Darüber angeführt, in welchem 
großen Maaße die Zahl der Webeſtuͤhle geftiegen if, und es laſſen 
ſich noch andere. Data :anführen, die ebenfalls darauf hindeuten: 
Die Menge. der, Twilte, Die aus dem Auslande eingeführt und nicht 
wieder  nögeführt werben, iſt ſeit 1834-30 bid 1843—45. von 
242,000 Etr. auf 438,000: &tr. und im Jahre 1846 noch um em 
Erhebliches  gefliegen. "Die eingegangene rohe Baͤumwolle iſt folt 
18346—36 von 120,000 ‘auf. 304,000 :&tr.. geſtiegen. &8. beträgt 
alfo :die. Vermehrung der Einfuhr theils des Halbſabrikats, theils 
des Rohmaterials mehr als Das, Doppelte. ı Nun: betvägt aber bie 
Ausfuhr‘. an Baumwollemenaren nur 77,000: :Etr... Es find .alfe 
angefähr * ven dem, was fabrizixt worden iſt, innerhalb Der Gräu⸗ 
zen des Zoll⸗Verrins in. Den Verbrauch WMergogengen und nim 4. iſt 
exportirt worden, wahrond die Muffe: des Verbruuichsmaterials arhrin⸗ 
lich: geſtiegen iſt. Dacaus geht: hervor / Da’ te gzewerblache: Waͤtig⸗ 
keit: erhebliche Fortſchriate gemacht :hatı. Die Baumwollen⸗Spinnerei 
im:deren Intereſſe hauptfaͤchlich auch: Der: Schugzait: füůp · Twiſt in 
Anfſpruch genommen: worden iſt, hat, ohne daß ich genen Das Siei⸗ 
ges‘ Der einzelnen: Fubriken, der Spindeln, angeben kann, hoch‘ auch 
erhebliche. Fortſchritte gemacht, wie Darm erhellt, daß am: roher 
Boaumwolle der Mehreingang von 120,900 auf!4,000 Er. ge⸗ 
fliegen und der bei weitem. größere; Theil des Mehr im Lundezu 
Garn verarbeitet iſt. Die Fortſchritte der Seidenmanufaltur ſind 
ebenfalls ganz. anſehnlich, indem bie Webſtühle um das Doppelte 
ſich vermehrt: haben und: gleichzeitig Die Ausfuhr bedeutend die Eintr 
fuhr: uͤberſteigt. In den. Jahren 183738. betrug z. B. die Mehr⸗ 
ausſuhr 2977,: in: den. Jahren 1848 45:aber 4160Ctr. Es ſoll 
indeß damit: micht behauptet werden, daß die Induſtrie nicht einer 
noch) gooͤßeren Entvidehmg: fähig rund, daß es nicht, wuͤnſchenswerzh 
ſei, Mußregeln in. Erwägung gu: ziehen, die ar dieſem Ziele hin⸗ 
führen lonnen. Ob Die Maßregeln, die dazu in Anregung. gebracht 
worden, auch geeignet ſind, den: Zweck zu exfuͤllen, das iſt eine Frage, 
Ar Hinſicht deren es für: die Regierung won höchſtem Intereſſen iſt, 
Ve: Stimnir! des ganzen Landes zu Bürkat, wozu der beamalen nur. 
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fammelte Landtag gewiß die beſte Gelegenheit nieht, auf weichem 
alle Landes⸗Intexeſſen ihre Bertreter haben. Was: ben Twiſtzoll 
ſpeziell anlangt, ſo bemerke ich, daß dieſer Gegenſtand zunächſt mit 
aus Beranlaflung ber Aufhebung des Baumwollen⸗ZJolls in England 
und. um dafür den diesſeitigen Spinnerei⸗Beſttzern eine Ausgleichung 
zu gewaͤhren, im Jahre 1845 auf der karlsruher Konferenz zur 
Sprache kam. Es wurde von Preußen :eine: Erhöhung: es : Zolke 
mit Rüdsoll: in, Anrrgung gebracht, und zwar! in einer: Weiſe, daß 
dadurch der Zollerlaß in. England eine Ausgleichung fände, 
Es wurde angetragen, den Zoll von 2 Rthle., der dis dahin 
tarifmaͤßig war, auf 3. Rihlr. 10 Sgr. zu erhähen und: dafür 
einen Ruͤckzoll von 1 Rithir. 10.. Sgr. zu gewähren. Dieſer 
Antrag fand keine Zuſtimmung. Es wurde von anderer Setite ein 
büherer Eingangs⸗ und Rückzoll und wieder von anderer Seite eine 
ganz mäßige Ethöhung des GingangdsFolles: und vngegen eine Ber 

willtgung von: Spindel Praͤmien in: Vorſchlag gebracht. Mad) lan⸗ 
gen Verhandlungen wurde preußifcherfeitö::ner " Borichlag gemacht, 
ven Bol’ auf. 4 Mihhlr. pi .erhöheh unde Nagegen einen Wuͤckzoll von 
8: Rhir. eintreten: zu Taffen,ijeborh mit ver. Maßgabe, daß über: den 
Ruͤckzoll Benifisattondicheine als Zahlungenittel par: Berichtigung 
des Eingangszolles ertheilt werdet: ſollten. Auch biefer: Antrag: fand 
keine Einſtimmigkeit auf Der Farläruher Konferenz, ind: ſo mußte.dis 
Sache auf rem: bisherigen Stande verbleiben. . Da auf dieſe Meifr 
feine Einigung. hatte erreicht iverben fönsen,: fo wurde eine außer 
ördentliche Zoll⸗Konferenz Im vorigen/Jahre hierher. berufen, welche 
ſich hauptſaͤchlich mit Diefem Gegenftanbe zu befchäftigen Hatte: Um 
einigermaßen eine Einigumg herbeizuführen, wurbe vorgefchlugen, eine 
mäßige Zoll⸗Erhöhung eintreten zu laſſen, ohne gleichzeitig einen 
Ruͤckzoll zu gewähren, und: nach Langen Verhandlungen ift Diefer 
Borichlag‘ endlich angenommen worden, und zwar mit Ruͤckſcht 
darauf, Daß: man doch Immer im, Auge hatte, ‚ben Spimerei⸗Be⸗ 
ſitzern eine Ausgleichung dafür zu gewähren, daß Die Spinnereien 
in England, wegen‘ Aufhebung des Baumwoll⸗Zolles, wohlfeiler 
fabriziren konnien. Es war: dabei preußiſcherfeits nicht Die Abſicht, 
von den früheren Vorſchlugen unbedingt zuruͤckzugehen; dieſe Toruıieh 
indeſſen Teine weitere: Beruͤckſichtigung · finden, machbem: brindear Zoll⸗ 
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Konferenz ausdruͤcklich über Die Frage abgeſtimmt worden war, ob 

man einen Rettzoll haben wolle ober nicht, und biefe Frage wit 
überwiegender Majorität verneint worden war. So find die Bes 
fünmmungen wegen. des Twiftzolles unb Des leinenen Mafchinengams 
enblich ergangen, die gegemmärtig von mehreren Seiten, namentlich 
von den Webern, vielfache Anfechtungen erfahren haben und; wie 
Die Sachen jept ftehen, alle wings ein Gegenflanb neuer Erwägungen 
werben müffen. Inwiefern uͤberhaupt Ruͤckzoͤlle zu gewähren: feien, 
bedarf der: forgfältigfien Evörterumg, und es wird den Gouvernement 
von hoͤchſter Wichtigkeit fein, zu vernehmen, wie der Landtag barüber 
dentt. — Was bie Differenzialzoͤlle anlangt, fo ſtehen dieſe mit ven 
Schutz⸗ und Rüdzölien an fir in Telner notwendigen Berbindung. 
Der Zweck ber Differenziafzölle geht bekanntlich: dahin, der .Inläns 
diſchen Rhederei, ver inlaͤndiſchen Fabrikthaͤtigkeit eine groͤßere Aus⸗ 
breitung zu. gewähren, indem man zugleich bie’ direlte Schlfffahrt 
nach Den Probuftenlänbern befördert und, je nachdem Die trastBatlanıs 
Afchen Produkte auf direktem Wege, auf nationalen Schiffen einge⸗ 
führt werden ober nicht, einen Unterſchied in ben Zöllen flattfinden 
läßt, -Die Zölle, die auf: den transatlantiſchen Produlien hafſten, 
find ſolche, welche haupiſaͤchlich ein finanzielles Interefie haben / es 
find die Zölle auf Kaffee, Jucker, Tabak u. ſ. w. Der Artikel' ſind 
ur wenige, aber ihr Ertrag iſt: von fo großem Belange, daß er 
den aller übrigen Zölle überfleigt; das Differenzial3Zolfoflem if 
daher für die Finanz⸗Verhaltniſſe des Staates: von höchſter Bedeu⸗ 
tang und "bedarf in dieſer und mancher anderen Beziehung ber forg- 
fältigften Erwägung. Unferer Zoll⸗Verfaſſung ift das Differenzial⸗ 
Zollſyſtem bisher im Allgemeinen noch fremd geblieben. Es findet 
zwar in Bezug auf die Blaggen-Gelver ein Unterſchied flatt, je nach: 
dem unfere Schiffe mit den nationalen gleich) behandelt werden oder 
nicht; aber dieſe Differenz iſt mit derjenigen, welche aus dem eigent⸗ 
lichen Differenzial-Zollfyfieme hervorgeht, nicht gleichzuftellen. Die 
Refultate des letzteren find ſowohl kommerziell als pecuniair von 
weit geößeter Bedeutung. Unſere Schiffahrt iſt, wie ſchon früher 
erwähnt -worben ft, bisher. nicht unter dem Schube eines Diffe⸗ 
ronzial⸗Zollſyſtems gefüßrt worden, hat aber doch fchon, obgleich ihr 
ein höherer Aufſchwung zu wuͤnſchen waͤre, "erhebliche: Fortfchriet⸗ 
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gemacht, wie ſich aus Der Lifte Der Schiffe gennu nachweifen laͤßt. 
Zen Jahre 1846 hat ſich Die Zahl der Seeſchiffe durch neue Er⸗ 
bauung um 40 von mehr als 7000 Laſten vermehrt. Auch der 
Lintheil unſerer inbaͤndiſchen Schifffahrt hat ſich bei dem Seehandel 
in keiner Weiſe uͤnguͤnftig in Vergleich zur Theilnahme der auslaͤn⸗ 
daſchen Rhederei geſtellt. An dem Seeverkehr nimmt unſere Rhe⸗ 
derei immer noch mit 55 bis 60 Prozent: Antheil, ein Verhaͤlmiß, 
welches ein guͤnſtiges zu nennen iſt, wenn es mit anderen Laͤndern 
verglichen. wird, namentlich mit Frankreich, wo dad Verhaͤltniß ver 
Theilnahme der inlaͤndiſchen zu der Der auslaͤndiſchen Rhederei mie 
ungeführ & zu ſteht. Ich Tann alſo wiederholen, daß im Ganzen 
unfere. Schifffahrt, unfere Rhederei ine: Fortſchreiten begriffen, daß 
der Antheil, den fie an dem Verlehre nimmt, nicht ein unbebeuten- 
der gu nenuen iſt. Es iſt auch für ‚Die Rhederei und Den Schiffbau 
vielfach: in anderer Weile vom Staate geforgt worden, namentüch 
in⸗Bezug auf Die: &xleichterung der: Zoll ⸗Abgabe fuͤr dad aus dem 
Auslande zu beziehende Material, aldı ‚Kupfer, After: u. dgl. m. 
Me:&inführmg eines Differenzial⸗Zollſoſtems erfordert, weil es 
nach, verſchiedenen Seiten hin ſo hoͤchſt wichtig einwirkt, namentlich 
auch. Die Berhältniffe zu anderen Staaten berührt.:und mehr ober 
minder zu Kolliſionen und Repreſſip⸗Maßregeln führen kann, - Die 
größte Vorſicht, beſonders auch in der Ruͤckſicht, weil aus unjerem 
Oſtſaehaͤfen eine ſehr bedeutende Auofuhr von Landesprodulien ſtatt⸗ 
findet, Deren ungeflörter Betrieb in jeder Beziehung erhalten werben 
muß. Dank koͤmmt in Betracht, daß der Zellyerein ein Differen⸗ 
zial⸗Zollſyſtem für ſich allein Igum mit Erfolg wire durchführen 
koͤnnen. Der preußlfche. Staat, Der einzige Seeſchifffahrt treibende 
des Zollyereins, hat. nur Häfen an der Oſtſee. Der Seefchifffahrter 
Verkehr über-die Oftfee kann unmöglich dem Beduͤrfniſſe des gefſamm⸗ 
ten Zollvereins genügen, und es kann Daher mis einem ſolchen Sy⸗ 
fteme nicht vorgefchritien werben, ‚ohne. Daß noch weitere Verein⸗ 
harungen mit anderen Siagten zu machen wären.. Darüber, inwie⸗ 
weit. dergleichen Vereinbarungen zu Stande kommen ‚werben ober 
nicht, laͤßt fich für jetzt noch nichts fagen. Es ſind vorläufig Ver⸗ 
handlungen eingeleitet, ed if aher nit: an ver. Zeit, jezt Mit- 
theilnngen Damibep. zu machen. Ehen fo. wenig. kann ein feldes 
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Syſtem, wenn es überhaupt für erſprießlich erachtet wairb,. ahne 
Uebereinſtimmung ſaͤmmtlicher Zollvereins⸗Staaten zu Stande fommert. 
Für jest laßt ſich alſo über dieſen Gegenſtand eine beſtimmte Er⸗ 
öffnung nicht machen, Die Momente, die aus den Berathungen 
des Bereinigten Landtags auch in dieſer Beziehung hervorgehen wer⸗ 
pen, werben für Die Staats » Regierung von hoͤchſter Wichtig. 
keit. fein, und Die Stants = Regierung - wirb fie .mit möglichſter 
Sorgfalt erwägen und danach das Weitere einleiten. Cine :bes 
flimmte Meinung kann hiernach von Seiten des Miniſteriums über 
die Einführung eines Syſtems erhöhter Schutzzoͤlle mit Rückzoͤllen 
und eines Differenzinl-Zolifnftems nicht geäußert werben. Nur. bad 
erlagibe ;ich mir auszufprechen, daß es niemals die Abſicht wird fein 
Iönnen, einige Induſtriezweige blos. als Treibhaus⸗Pflanzen kuͤnſtlich 
durch hohe Schutzzoͤlle hervorzubringen. Es muß jede Induſtrie, Die 
der Staat beguͤnſtigen will, ihren Boden im Lande haben, fo daß 
fie ein ſelbſtſtaääͤndiges Leben fortführen kann. Eben ſo wirb immer 
im Auge behalten werden muͤffen, Daß nicht Wege eingeffhlagen 
werben, die möglicdyerweiie eine feiche Ruͤcwirkung auf die Finanz⸗ 
Derwaltung haben, daß. man gensthigt fein koͤnnte, zu anderen 
Häülfsquellen. die Zuflucht zu nehmen, die nicht fo. leicht gefunden 
werden möchten. 

Fuͤrſt; zu Syaar: Was. wir vorhin aus hohem Dune vernom⸗ 
men haben, wird. gemiß im ganzen Lande Wiederhall finden und 
Den. beſten ECindruck hervorbringen. Es wird den Beweis liefern, 
daß die hoͤchſt geſtallteſten Mitglieder. diefer Verſammlung den Rothr 
ſtand der arbeitenden Klaffen anerkennen und mit warnen Hessen 
gern dazu beitragen möchten, um die Lage derſelben zu verbeſſern. 
Hiewon durchdrungen, glaube ich: auch, Daß die hohe: Kutie Demi 
Deren -Antragfieler zu ‚großem Danke verpflichtet ſei, daß er übe 
Vexranlaſſung gegeben hat, über einen fo. hochwichtigen Gegenſtanb 
ſich aush; ihrerſeits audzufprechen. Die Frage über Die Differenziali 
amd Schutzzoͤlle iſt eine ber bedeutungsvollſten, weldye die Zeit auf⸗ 
wirkt. Einberufene Verſammlungen von Sachverſtaͤndigen und Zoll« 
Kongrefie werfen fich viefelben feit längerer Zeit, wie in einem 
Ballfpiele, gegenfeltig zu, und es flheint an ver Zeit, Daß die Res 
gierung den Ball endlich felbft auffange, und die Frage zur befini- 
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tiven Loͤſung bringe. Ich trete daher meinem geehrten Freunde aus 
Ober⸗Echleſien in ver Abtheilung in dem Wunſche vollkommen bei, 
das balbmöglichkt wieder Männer: von: Bach einberufen werben 
mögen, um nochmals. alle einfchlagenben Berhältnifie zu prüfen, und 
dag ſodann Die hohe: Staats» Regierung den Zufammentritt eines 
Joll⸗Kongreſſes ungefaumt veranftalten. und dahin wirfen wolle, Daß 
über diefe Frage definitiv entſchieden werbe. Ich trete meinem vers 
ehrsten Freunde auch ferner darin bei, daß Differenzlals und Reci⸗ 
prozitaͤts⸗ Zoͤlle gegenwaͤrtig unerläßfich find, und zwar aus folgens 
ben Gründen: 1) weil dadurch bewirkt werben wird, Daß bDiefenigen 
Staaten, deren Handels⸗Politik uns nicht rückſichtsvoll behambelt, 
gezwungen werben, ihre Bolitit uns gegenüber, zu ändern. 2) Weil 
die. Morbfee » Staaten fid) dadurch veranlapt finden Könnten, bem 
drutſchen Zollvereine beizutreten, ein Beitritt, der Gewerbe, Handel 
und Rheberti in unſerem deutſchen Vaterlande zur hoͤchſten Blüche 
entfalten wurde; ja ſelbſt Die Idee einer deutſchen Kriegsflotte dürfte 
unter der vobigen Vovausſetzumg nicht mehr als ganz unausfuͤhrbar 
erfdieinen: 3) Es wuͤrde audy bie Rhederei, welche jetzt in vielen 
Häfen ‚ganz darnieder liegt ober doch nicht fo bluͤhend iſt, wie ſie 
fein könnte, entſchieden gehoben werden, und endlich 4) dürften 
Differenz-Zoͤlle unſeren Export vermehren, und dieſer auf unſere 
Gewerbthaͤtigkeit eine wohlthätige Ruͤckwirkung aͤnßern une mithin 
and) :auf das. Wohl der arbeitenden Klaſſen. Ueber Das ‚Syftem 
der eigentlichen Schuszölle wage ich wich nicht auszuſprechen, benn 
ed: ift ſehr ſchwierig, ſich Daräber. eine’ eutſchledene Meinung zu bil⸗ 
Den, Wenn. man; das Prinzip der Handelsfreiheit auch grundſaͤtzlich 
anerkennt, jo wird man doch zugeben muͤſſen, daß es Faͤlle giebe, 
in. welchen ſich Ausnahmen rechtfertigen laſſen. Ich will die Kutle 
nicht mit Wiederholung defſen ernüden, was dafuͤr und dagegen in 
zahllofen Brochuͤren gejagt: iſt, und ſprecht nur ben Wamſch ans, 
daß es dem zu erbittenden Zoll⸗Kongveſſe gelingen moͤge, die Frage 
fo zu löſen, daß die Rage der arbeltenden Klaſſen — an der bie 
hohe Kurie gewiß den Iebhafteften Anthril nimmt — dadurch vers 
beffert werde. | 

Se. Königl, Hoheit der Prim von Prengen: Ib werde über 
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das allgemeine Syilem, weiches unferem Zollsereiwe zum Grunde 
liegt, über den fogenannten Freihandels⸗Verbehr, einige Bemerkungen 
mir erlauben. Ich glaube, die hohe Kurle davor beisahren zu 
müßten, ‘ver Anficht zu fein, ‚daß, wenn. eine Aenderung vor uns 
beiiebt wiirde und fie eintreten folte, deshalb daB ganze Zollfuftem 
geändert auede. Meiner Anficht nach, glaube Ich, daß das Frei⸗ 
handels⸗Syſtem, was unferen Zollverhäßniffen zum Grunde liegt, 
durchaus beibehalten werden muͤſſe. Aber wir haben uns, feltdem 
es befteht, leider in feinen Wirkungen getäufeht, indem das Ausland 
in gleichem Maße-ıms nicht entgegengekommen ift, ober mit andern 
Worten: wir haben Beine Neripruzität gefunden. Deshalb glaube 
ich, daß der Wunſch fo allgemein’ geworben ift, ed möge etwas ges 
icheben, um diejenigen Artikel die notoriſch bei ums leiden, zu 
ſchuͤßen, daß auf Diefe ein Schußzoll gelegt werde, und damit aber 
ihre Produktion nicht leide, auch ein Rüdzoll bei. der Ausfuhr ſtatt⸗ 
ſinde. Wenn dies nur auf einzelne Artikel angewendet wird, fe 
kann ich Darin kein Aufgeben unferes Syſtems, fondern nur einen 
Weg, einmelne Fabrikzweige zu heben, darin erbliden, pie effektiv bei 
und leiden. Das ift alfo die Anficyt, die ich von der Sache "habe, 
ſo daß ich nicht amehmen kann, daß unfer allgemeines. Zoll⸗ 
ſyſtem durch ſolche Ausnahmsfaͤlle veraͤndert werde. 

Was die Differenzial⸗Zoͤlle betrifft, ſo ſtimme ich ganz den 
Rednern bei, welche über dieſen Gegenſtand geſprochen Haben, duß 
es. nämlich zu. den Gegenſtaͤnden gehört, zu Denen, wie ich glaube, 
wir gelangen müflen, ‘weil er: namentlich ein: Unterhandlungsmiitel 
iſt, mbereit: Staaten: bei Handels: Bersägent :Begünftigungen einzu- 
tAsımen und und. ſelbſt Begünftigungen zu erwerben, ohne. welche 
wir aber Seinen Anfadpfungspunkt: haben, weil ir ihnen nich 
bieten. koͤnnen. Durch dieſes Sıflem, wie 48 angedeutet worden Wil, 
kommen wir aber. dazu, Vortheile uns gegenfeitig verſchaffen zu 
koͤnnen, und daher wird die Einführung dieſes Syſtems ſehr günſtig 
wirken. Ich glaube auch, daß wir :od: rinfuühren koͤnnen, un die⸗ 
jenigen Landescheile, Die noch nicht zu dem Zollverelite gehören, 
heranzuziehen, und ich halle daher dieſen Gegenſtand für einen hoͤchſt 
wichtigen, damit endlich die allgemeine Einigung Deutſchlands in 


dem. Zollnerbampe. erreicht werde. Jeder Schuitt, Ber zu dieſem Ziele 
gegangen. wird, ſcheint mir von Außerfter Wichtigkeit, ja für ſo 
wichtig, Daß fein Opfer Dafür zu ſcheuen if: Ich glaube, daß das 
Differenzial⸗· Zollſyſtem namentlich in das Auge gefaßt. werben müßle, 
um zu den Folgen zu gelangen, Die ich vorher angeführt. babe, und 
aus dieſen Gründen fihließe ich mich. dem Antrage, wie er in ber 
Petition: abgedrunt iſt, am, daß auf Die genannten Gegenſtaͤnde ein 
Schußgoll eintrete und Ruͤckzoͤlle in der Art ſtatthnden, wie fe | in 
dem Gutachten. vorgetragen worden find.  . 

Außerdem aber trete. ich auch; Der Anlicht bei, daß she. weitere 
Beichlüffe in ver Sache gefaßt: werben, nochmals und. fobald. als 
moͤglich, Sachverſtaͤndige einberufen werben mögen. Ich babe vor 
einigen ‚Tagen in einer Zeitung einen Artikel gefunden, wo es hieß, 
Daß. feine Fragen vorlägen, die für induſtriellen Verhältniſſe von 
Wichtigkeit wären, fo daß auch Feine Veranlaffung zu einem. Zoll- 
Kongreß in. dieſem Jahre vorhanden fei. Ich weiß nicht, ob der 
Herr Finanz⸗ Minifter. vielleicht Darauf antwortet, ob DaB wirklich 
der Fall, oder ob Dad nur ein verlorener Zeltungß-Arxtifel iſt, wie 
ich es hoffe. 

Fiuanz Minifter: Es iR, ‚allerbings die Frage geweſen, ob in 
dieſem Jahre eine General⸗Zoll⸗Konfarenz ſtatifinden ſoll, weil. es 
ext acht Monate. ber iſt, Daß. Die. Iehte Konferenz zuſammen war, 
im naͤchſten Jahre aber:noihwenbig. eine Sonfevenz-fattfinden. muß, 
wo der Tarif generell, revidirt wird; es möchte Deshalb nicht. an 
Ber Zeit. fein, noch in dieſem Jahre eine Sonfereng gu halter. .: Der 
Zoll⸗Tarif kann während ‚feiner Dreifährigen ‚Periode, Die; mit. dem 
naͤchſten Jahre zu Ende ‚geht, nicht fuͤglich abgeändert menden, umd 
erfiheint daher in Diefem Jahre eine Konferenginkht:nngenteflzeu, im 
Aaufe des nächſten Jahres: würde ſie aber jedenfalls  ftaitiinben 
wuͤſſen, auch abgeſehen ven den großen Fingen, welche hier vor⸗ 
liegen. 

Vriuz Adalbert ur Are: I ſchließe mich * vollem Herzen 
deu an, was Se, Komigl. Hoheit der Prinz von Breußen in Ber 
siehung auf Die. Differenzial- Zölle ausgefprachen hat. Wodurch iR 
England groß geworben? Hauptfächlih durch feine: Schifffahrts⸗ 
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Geſetzgebung, durch die Ravigations-Wfte. Ich glaube, daß -Deutfch- 
land oder richtiger der Zollverein, Einrichtungen treffen koͤnnte in 
derfelden Art, wie Die Navigationd- Akte, jedoch nahirlic mit ben 
gehörigen Modificationen, da ganz und gar daffelde Syitem bei. uns 
nicht wohl durchgeführt werden kann. Ich halte Daher für bie 
Hauptſache, daß man den direkten Verkehr zwifchen dem Zollverein 
und den transatlantifchen Tropenländern wo möglich auf jede Weiſe 
zu beguͤnſtigen fucht, ferner, daß man diefen direkten Verkehr nament- 
lich beginftigt auf Schiffen des Zollvereins, d. h. vorläufig auf 
preußiſchen Schiffen, da gegenwärtig der DBerein nad) feine anderen 
Handelsſchiffe beſitzt. Ferner würde ich dafür fein, Daß wir Dies 
felden Begünftigungen, die wir der Nationalflagge gewähren, auch 
anberen langen einräumen, vornehmlich den Flaggen ber Erzeug- 
nißländer, auch und vorbehalten, andere deutfche Flaggen mit ber 
unfrigen gleichzuſtellen. Wir gewähren gewiffermaßen den fremden 
Staaten Handelöfreiheit, während wir unfrerfeitö dieſelbe Handels⸗ 
feeiheit nicht bei ihnen genießen. Alfo find wir allemal von Haufe 
aus fehon in einem gewiſſen Nachtheile, der nicht zu verfennen. ift, 
und ich glaube, daß Differenzial⸗Zoͤlle das einzige Mittel dazu find, 
um unfere Handelsbeziehungen beffer zu geſtalten. Endlich ſchließe 
ich mich auch der Anſicht an, daß, wenn wir uns dieſem Syftene 
näbern, wir dadurch allein einen Anfchluß der Hanfeftäbte und 
Überhaupt der Nordſeeluͤſte an den Zoll-Berein anbahnen koͤnnen. 
Ich halte die Einheit Deutfchlands in Sce für fehr wichtig und 
würbe mich freuen, wenn Preußen in dieſer Beziehung al6 Beifpiel 
voranginge und bie Bahn beträte, welche zu dieſer Bereinigumg 
‚ führen kann. Ich würde mich freuen, wenn Preußen den Anſchluß 
bes Zollvereins an den Welthandel endlich herbeiführte und fpäter 
auch auf jede Welle den Schup des Handels tibernähme. Ich halte 
eö für Preußens größte Aufgabe, jenen Anfchluß Deutfchlands an 
den Welthandel Fräftig zu vermitteln, denn ich glaube, daß ein Land 
fo Lange, ich möchte fagen, nicht ganz emunzipirt iſt, ehe es nicht 
an dem Verkehr theilmimmt, ber ſich über unferen ganzen Planeten 
verbreitet... Ich ſtimme darum ganz für den Antrag Des sten 
Lichnowoty und für Den der Adtheltung. Ä 
IV. 8 


— 14 — 


Graf Sandretzky: Das geehrte Mitglied aus Weſtphalen abs 
Referent des Gutachtens bat geſagt, daß eine Erhöhung der Twiß- 
gölle eine ungküdliche Maßregel ſei. Dagegen bemerfe ish, daß id, 
fie nicht als Die alleinige Beranlaffung des gefunfenen Zuſtandes 
der Baummollenwebereien halte. Mitwirkend ift zu gleicher Zeit 
Die Erhöhung des rohen Materiald um 50 PCt., zweitens. Die inau- 
rigen und allgemein zernütteten Gelbverhältniffe, entſtanden durch 
die Roth der Zeit. Ich flimme ‚gegen jeden Schutzzoll aus Dem 
Grunde, weil er Beranlaflung ift, den Fabrifbetrieb. einer Treibhaus⸗ 
pflanze gleich) zu erziehen. - Wie traurig eine: folche Treibhauspflan- 
zung dafteht, habe ich Beranlaffung gefunden, viefen Winter. genatı 
ennen zu lernen, und ich Tann nur fagen, daß ich es fuͤr wohl⸗ 
thätig halte, wenn man einen folchen kunſtlich erzeugten Betrieb 
durch andere Mafiregeln, durch andere Weſchafccumgen m vernin⸗ 
dern ſucht. 

Graf von Schalgetſch (Warmbrunn): Gin erlaucchtes Ri 
glied der Königlichen Inmilie hat bie troftlofen merfantilifehen Ver⸗ 
hältniffe am Rhein nicht. allein von. der politischen: Seite beleuchtet, 
fondern auch diefelben zu einer Gefuͤhlsſache gemacht. Dafür fage 
ich ihm den unterthänigften Dank. Hiernach bin ich überhoben, 
‚mich von der Wärme meiner Empfindungen hinreißen au laſſen ımb 
Die hohe Verſammlung mit einem. Klägelied, das nicht aufhören 
wuͤrde, zu behelligen. Ich bin geboren und lebe in einer Gegend, 
die früher in der Handelöwelt Epoche machte: Ich meine Die Thuͤ⸗ 
ler des ſchleſiſchen Riefengebirges, in denen die Handels⸗ und Ge⸗ 
werbslhaͤtigkeit jetzt ſo darniederlegt, daß tauſend und tauſend Arme 
nicht Das taͤgliche Brod zu eruͤbrigen im Stande fin. Ich darf 
mir erlauben, mit einigen. Worten den Glanz der früheren: Zeit zu 
entwideln,. Die Darftellung der jegigen Roth daran zu reihen umb 
dann einige Mittel: anzuführen, die zur theilweiſen Abhülfe dienen 
koͤnnten. Der Export bes Leinwandhandels being ‚in ben Jahren 
4780 dia 1790 gegen 15 Millionen Rthlr.; tm Jahre 1805. noch 
Die beträchtliche Summe non 122 Millianen. Es waren uns bie 
ſpaniſchen Häfen geöffuet, die Leinwand ging ‚über: dort nach : Dem 
fpanifchen Kolonieen in Amerila. Merkwuͤrdigerweiſe bezeugen die⸗ 
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ſes heute noch die Etiketten auf unferen Waaren. Wir lefen die 
Kamen Creas, Platilles, Bretagnes, Liſtados, Eftopillas u. f. w. 
Die Signaturen find geblieben, nber die Millionen find verloren, 
und «8 bleibt und nichts, als die herzzerreißenbe Erinnerung. ver- 
Iorenen Glückes. Wenn id) von. den Mitteln fprechen will, welche 
dieſe traurigen Zuftände erleichtern koͤnnten, ſo wurde mir, Der ich 
im Verkehr mit der achtbaren Saufmannfchaft von Hirfchberg ftehe, 
von ihr der Wunſch ans Herz gelegt, — und ich würbe es für eine 
veriehte Gewiſſensſache halten, wenn ich einerſeits den Wunfch nicht 
auoſpraͤche und. andererfeils die Roth von fo vielen Zaufenden hier 
nicht öffentlich zur Sprache bräshte, — der Wunſch, daß wieder Hans 
beiß- Verträge mit Spanien. angelnüpft werben. Ic habe Belegen: 
beit gehabt, mit dem Herrn Finanz⸗Miniſter Darüber zu fprechen, 
welcher mir einen günftigen Beſcheid nicht geben konnte. Ich: wid 
mich auch beſcheiden, da ich nicht tiefer in Die Berhältnifle der Han⸗ 
delsbeziehungen der Staaten unter fich zu blicken vermag; die Hoff⸗ 
mung aber laſſe ich nicht ſinken; ausiprechen aber mußte ich es, weil 
ich den Beruf fühle, ald Organ von taufenden dabei Betheiligten 
bier aufzutreten. Berner halte ich es, nach meiner Anficht, für 
driugend nothwendig, wenn Die Weder, welche jest auf mehr als 
zwei Stühlen ſelbſtſtaͤndig arbeiten und 4 Rthlr. Gewerbeſteuer, nach 
Der ſich auch die Klaſſenſteuer richtet, bezahlen müflen, «rmäßigt 
wuͤrden. Wiewohl in unferem Gebirge bisher Die Production der 
Reinwand vorberrichend war, fp Hat fich doch die Thätigkeit, Die 
Arbeit. zu heben und Huͤlfe zu leiften, nach awei Richtungen him 
entwidelt, Die. Seehandlung hat durch Anlage einer Spinnfahrik, 
ig derſelben und außerhalb, hundert und Bundert fleißige und ge- 
ſchickte Hände in Thaͤtigkeit gefett, ich fage, gefchidte Hände, weil 
fie von der fehr weiſen Borficht geleitet wurde, nur gute Arbeit, Die 
man Dem Auslande anbieten hätte, begünftigen zu Dürfen; aber 
muſend Hande find noch unbefshäftigt und Eönnen das tägliche Brod, 
geichweige alle anderen Bedürfniſſe, nicht verdienen. “Die zweite 
Richtung nun, die fish der Producrtion der Baumwollenwaaren zus 
wendet, ik durch einen fehr achtbaren Kaufmann, Herrn Camp⸗ 
haufen, verfolgt worden. Camphauſen iſt ein Name, ver am Rhein 
8* 
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einen guten Klang hat. Diefer- wadere Dann nun hat ſich alle 
Mühe gegeben, einen neuen Zweig der Induſtrie, die Anfertigung 
von Buckskins, aus feiner Fabrik in Neuß nach unferem Gebirge 
zu verpflanzen, er hat bereits 6 bi8 700 Menſchen duch Handar- 
beit in den Wohnungen befchäftigt, Damit unter Sorgen und Schwie⸗ 
rigfeiten aller Art. e8 dahin gebracht, in Scmiedeberg ein Lager 
der fchönften Waaren des oben erwähnten Fabrikats zu begründen, 
welches ihm auch nur Durch eine Unterftügung von der Staats⸗Re⸗ 
gierung möglich geworben iſt. Habe ich nun Die beiden Richtungen 
zur Abhülfe des Nothftandes bezeichnet, fo geftehe- ich, daß ich, fo 
freudig ich Alles anerfenne, was von der Regierung zu Gunſten 
des Leinenhandels gefchieht, als Einrichtung von Spinnfchulen, 
beffere Bereitung des Flachſes u. ſ. w., ich mich Doch mehr dafür 
hingezogen fühle, den Arbeitern ein neues Werkzeug in die Hand 
zu geben, ihnen durch eine andere Beichäftigung beſſeren Verdienſt 
zuzuwenden. Ruͤckzölle wirden, nad) meiner Anficht, weniger den 
mit Leinen handelnden Kaufleuten und. Webern zu Gute kommen, 
als dem Fabrifanten, welcher zulebt aufhören muß, zu: fabriziren, 
wenn ihm bie erhöhte Steuer von dem von dem Auslande bezoge⸗ 
nen Garne auf die nad) demſelben erportirten Fabrikate nicht ver⸗ 
gütigt wird. Ich ſchließe mich im Allgemeinen ganz dem an, was 
von dem Fürften Lichnomsty in feiner Petition ſowohl als auch 
in dem Gutachten der Abtheilung gefagt worden ift, nur wuͤnſche 
ich, daß früher, ald darin in Ausſicht geftellt ift, Abhilfe eintreten 
möchte. Allerdings verhallt hier meine ſchwache Stimme, denn dem 
allgemeinen Zoll⸗Kongreſſe fol ja vorerſt diefe Angelegenheit vorges 
getragen werden. ine Erfahrung eigenthuͤmlicher Art will ich. noch 
erwähnen, nad) der wir oft in einer Provinz, in einem ande eine 
Handels » Thätigfeit auftauchen und ſich ausbilden fehen, ohne bie 
Gründe Dafür angeben zu fünnen, und eben fo in einer anderen 
Gegend ohne Urfache den Verfall des Handels bedauern müffen, 
fo daß man in Wahrheit fagen kann, Die Wege des Handels find 
fo unerforfchlich, ald die Wege des Himmels! 

Und fo fpreche ich denn hiermit den Wunfc aus, der in mei⸗ 
nes Gegend in den Gemuͤthern aller Bethekligten vorherrſchend iſt, 
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den Wunfch für.eine Erweiterung ber Handels⸗Politik, und ſchließe 
damit meinen Vortrag. 

,Relerent: Ic habe etwas zu erwiedern. Ich muß mich fruͤ⸗ 
her nicht Deutlich ausgebrüdt haben. Ic habe nicht gefagt, Daß 
ich unbedingt jede Erhöhung des Twiſtzolls für nachtheilig halte, 
das würde mit Dem Votum der Abtheilung nicht im Cinklange 
ſtehen. 

Ich habe nur geſagt, wie im Gutachten angedeutet worden iſt, 
daß die Erhöhung des Twiſtzolles von 2 auf 3 Rthlr. ohne Ruͤck⸗ 
zoll, wie in der letzten Zollfonferenz beantragt worden ift, gar nichts 
für fi) habe und der Art fei, Daß ed wünjchenswerth fei, entweber 
einen viel Höheren Zoll mit einer anderen Maßregel gu Gunften 
ber Weberei einzuführen ober aber, infofern man ſich für höhere 
Zölle nicht enticheiden möchte und bei dem alten Syſtem bleiben 
wollte, daß man Dann aud) die Zollerhöhung auf Twiſt von 2 auf 
3. Rihlr. pro Eentner- aufheben möge. Ich habe das in der Ab⸗ 
theilung nicht zur Sprache bringen koͤnnen und glaube das Taum 
rechtfertigen ‚zu brauchen, denn ich Habe Dies erft neuerdings aus 
Schriften gefchöpft, Die mir Damals nicht in Händen waren, und 
von welchen ich damals noch nicht einmal vorausfehen Tonnte, daß 
fie mir zu Händen fommen ‚würden. Ic, habe ein Promemoria ber 
Sabrifanten zu Chemnitz gelefen, die eine fehr bedeutende Erhöhung 
für Twiſtzoͤlle wollen; es ift darin gefagt, daß. bie legte Erhöhung 
gar nichts helfe, fondern nur ſchade. 

Icch habe ein anderes Promemoria aus Sachſen gefehen, wel- 
ches jagt, daß die leute Erhöhung um einen Thaler nichts nütze. 

Ich habe Drittens ein Promemoria von Sacdverftändigen von 
Augsburg vor mir liegen, das wiederum daſſelbe fagt und mit ber 
größten Beftimmiheit ausſpricht, daß dieſer Beichluß, den bie letzte 
Zollkonferenz berbeiführte, gar nichts genügt und nur geſchadet habe. 

Alfo, jo wie ich es interpretire und ich glaube im vollkomme⸗ 
nen Einklang mit der Abtheilung, ift es nothwendig, Daß man bie 
Erörterungen nicht für geſchloſſen hält, daß man ſich entweber für 
Das eine. oder andere Syftem entfchelde, aber Zwifchenmaßregeln ver: 
meibe, die Niemand befriedigen, 
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Sch beziehe das Letzte zunächſt nur auf Die Erhöhung Des 
Twiftzoles und wuͤrde Die lehtausgelprochene Meinung nicht auf 
die Erhöhung des Zolls auf Leinengarn erfiteden, aus zwei Gruͤn⸗ 
den nicht, weil erftens die Erhöhung auf Leinengarn eine viel be- 
deutendere gewefen ift — dieſer Zoll ift von 5 Ser. auf 2 Rihfr. 
erhöht worden, und zwar Darum, weil man wänftht, daß ſich Ma- 
fihinen-Spinnereien in Zeinengarn bald etabliren möchten. Es wäre 
ja möglich, daß durch Diefe Erhöhung von 5 Sgr. auf 2 Rthlr. 
Gewerbtreibende Anftalten gemacht. hätten, namentlich in Weſtphalen 
Waren Leinen-Spinnereien mit Mafchinen zu etabliren. 

Ich glaube ferner, daß es gut wäre, wenn Die neue Informa 
tion, welche durch die Sacjverftändigen genommen werben fol, mög: 
lichſt bald erfolgte, und glaube, daß ſich Dazu noch während Des 
Landtags Gelegenheit barbieten wuͤrde, indem manche Gewerbitei- 
benve hier find und andere ſich anreihen könnten. 

Schließlich glaube ich, Daß es der Anficht der Kurie entfpricht, 
wenn ich mir auch noch Den Antrag erlaube, daß dieſe Erörterun- 
gen mit der Zollfonferenz nicht möchten bis ins nächite Jahr ver- 
zögert werben, fondern fofort vorgenommen werben. 

Dabei wird: fi) dann auch Gelegenheit finden, auf ven zweiten 
Punkt, nämlidy auf. die Differenzial-Zölle einzugehen. 

Wir werden wahrfcheinlich Gelegenheit haben, dieſes Thema 
noch weiter in Gegenwart. ber Räthe der Krone zu erwägen, indem, 
wie ich weiß, mehrere Anträge in der anderen Kurie vorliegen, na⸗ 
mentlich einer von Herren von Heyden⸗Cartlow, weicher viel für 
fich zu haben fcheint. — Ich würde alfo, — wenn es etwa an ber 
Zeit fein möchte, die Debatte zufammenzufaflen, bei dem. Borfchlage 
der Abthellung ſtehen bleiben, nur mit der Bemerkung, daß man bie 
Sachverſtändigen baldmöglichft vernehmen und Die Sache auf einen 
Zollkongreß, nicht vielleicht erft im nähen, fondern noch in dieſem 
Jahre vorlegen moͤge. 

General - Stener - Pirchter: Ich wollte nur eine Etlauterung 
geben. 

Es iſt Die Erhöhung des Twiſt⸗Zolles um einen Thaler ale 
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eine durchaus wicht eniſprechende um beöwillen bezeichnet worben, 
weil fie feinen Theil befriedigt habe. 

Ich muß im Allgemeinen bemerken, baß diefe Nichtbefriebigung 
zweier Ertreme einer Regierung, die nicht ins Ertrem geht, wohl 
häufig vorkommt. 

Wir. hatten aber allerdings hier mit zwei Ertremen zu thun, 
mit Denen, denen ber Zoll von 2 Rıhlen. unter allen Umftänden 
als ein. Marimum vorfam, das. nicht mehr erhöht, das nur vermin- 
dert werben fol. Diefe Meinung war noch vor gar nicht langer 
Zeit eine ganz allgemeine oder eine als ziemlich allgemein ange- 
nommene. 

In dem Augenblide, ald das Königreich Sachien, welches in 
der Baumwollen - Spinnerei und Weberei unferem Lande vorgeht 
und eine inteniivere Inbuftrie hat, als Preußen, in dem Augenbide, 
fage ich, ald Das Königreich Sachfen über feinen Anſchluß an ben 
Zoll⸗Verein verhandelte, ging der ganz beftimmte Antrag dahin, es 
müffe diefer Twiſt⸗Zoll herabgefegt werden. 

Es war Diefer felbe Antrag, der von Seiten der übrigen Staa⸗ 

ten erfolgte, und der, wie die Verhandlungen befunden, über zwei 
oder drei Monate die Verhandlungen verzögert hat. Es war alſo 
die einfimmige Meinung, daß man unter feinen Umftänden biejen 
Zoll erhöhen, fondern ihn noch ermäßigen müfle. 
. Die andere jener Außerfien Meinungen war die, den Twiſt⸗ 
Bolt ſehr zu erhöhen, man ſprach von 8 bis 10 Thalern. Man 
wollte Die fogenannten gefczlichteten Zettel noch viel mehr erhöhen, 
und weil dies allerdings nicht anging ohne einen Rüdzoll, fo bes 
antragte man Müdzölle, damit Died wieder bem Auslande gegemüber 
ausgeglichen würde. 

WDie preußiſche Regierımg glaubte diefer letzteren Anficht nicht 
beitreten zu fönnen, aus dem Grunde, weil ein jeder hoher Zoll auf 
Fabrilate zwar in Beziehung auf Das Ausland damit ſcheinbar auss 
geglichen. werben Tann, daß man ihn rüdvergüten läßt, Daß er aber 
nicht ausgeglichen werben kann für das inländische Konſumo, und 
daß alte; Indem man eine Erhöhung bed Twiſtzolles anorönet, man 
dadurch eo ipso ausfpricht, Daß der Inkänder feinen Verbrauch an 
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imländifchen Fabrikaten um fo viel höher bezahlen mäfle zu Gunſten 
des inländifchen Spinnere. 

Dies waren die Gründe, Die es der preußifchen Regierung be⸗ 
denklich erfcheinen ließen, auf ein ſolches Extrem einzugehen. Weil 
fi) aber Doch die Meinung, die Twiflzölle zu erhöhen, ziemlich all⸗ 
gemein im Iahre 1845 auszufprechen ſchien, jo wollte man Doc 
auch die Bereitwilligfeit zeigen, wo möglich einen übereinftimmenden 
Befchluß herbeizuführen, und wie der Herr Finanz⸗-Miniſter ſchon 
angeführt hat, kam man dahin, daß man eine mäßige Erhöhung ber 
Twiſtzoͤlle mit einem allerdings nur ber letzteren entfprechenden, alfo 
auch nur mäßigen NRüdzölle, eintreten ließ. 

Dies genügte nicht, und die karlsruher Konferenz Tam zu kei⸗ 
nem Beſchluſſe. 

Es hatte fi) aber auf der karlsruher Konferenz nicht eine ein- 
fimmige Neigung für das Syſtem der Rüdzölle ausgefprochen, und 
wenigftend war durchaus nicht eine allgemeine Zuflimmung Dazu 
vorhanden, und als nun im Jahre 1846 die Konferenz hier in 
Berlin war, blieb es allerdings die Frage, wohin nun der Antrag 
ber preußifchen Regierung follte gerichtet werden. 

Man glaubte nicht, daß man fo weit gehen Eönnte, ed unbe⸗ 
Dingt bei dem früheren Sah von 2 Rihle. zu belaflen, aus dem 
Grunde, weil offenbar die inländiichen Baumwollſpinnereien durch 
die Aufhebung Des englifchen Baumwollzodd um einen Thaler in 
Nachtheil gekommen waren, und man glaubte Daher, daß man, ohne 
auf die weitergehenden Anträge eingeben zu fönnen und zu duͤrfer, 
wenigftens auch dieſem Induſtriezweige ſchuldig fei, den status quo 
aufrecht zu erhalten und zu dieſem Behufe den Twiſtzoll um einen 
Thaler zu erhöhen. 

Man glaubte ferner, daB man deshalb noch feinen Rüdzoll 
einzuführen brauche, ber überdies auch nur von einem geringen Be⸗ 
trage hätte fein fönmen, indem man davon ausging, daß fich bie in⸗ 
länvifchen Webereien von ſechs Siebenteln oder fichen Achtein ihres 
Berzeichniffied auf dem inländifchen Markte eines fo bebeutenben 
Schutzes erfreuten, eines Schuges, der der hoͤchſte it, den wir in 
unferem Zolltarif haben, daß darum auch dieſe Exhöhung des Bar 
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brifmaterials um einen Thaler erfolgen könne, ohne daß beöhalb zu 
dem immerhin bebenklichen Mittel der Ruͤckzoͤlle gefchritten zu wer⸗ 
den brauche. 

Die preußifche Regterung hatte aber einen Borgang vom 
Jahre 1832. 

Bis zu dieſem Jahre gab das Baummollengarn in ben weftlis 
den Provinzen, wo unfere Haupt= Fabrifen für Baumwollengewebe 
fidy befinden, nur 1 Rihlr., und es entipann fi) damals dieſer 
Sampf zwifshen Webern und Spinnern, der jebt noch forigefponnen 
wird. Man fuchte ibn dadurch zu fchlichten, daß der Twiſtzoll auch 
für die weRlichen Provinzen von einem bis auf zwei Thaler erhöht 
wurbe, und Diefelbe Klage, wie jest, ertönte auch damals; fie hat 
auch einige Jahre vieleicht noch angehalten, ſich aber dann von 
ſelbſt beſchwichtigt. Ob fich die Erfahrung, die fich. im Jahre 1832 
beftätigt gefunden hat, aud) dieſes Jahr beftätigen wird, wiſſen wir 
noch nicht; auf jeden Ball, werm wirklich eine Einftimmigfeit dafür 
ſich zeigt, DaB man den Zoll wieder herabfegt, fo würde ich dieſe 
Mafregel für weniger bedenklich halten, als Die Einführung von 
Rüdzöllen, gegen welche fich, wie fchon angeführt ift, namentlich auf 
der 1846ger Konferenz mehrere, und ich kann wohl fagen, beherzi⸗ 
genswerthe Stimmen erklärt haben. 

Graf son Selms-Barutz: Wir haben gehört und wiffen, Daß 
ſehr verſchiedene Meinungen darüber obwalten, ob man überhaupt 
bem freien Handel8-Syftem oder dem Prohibitiv-Eyftem das Wort 
eben ſoll oder nicht. Wir wollen aber hier bei der Sache in ber 
Art bleiben, daß wir uns bei der Noth halten, die vielfach befteht. 

Ich glaube, daB es dringend nothwendig ift, daß man fich da⸗ 
von überzeuge, daß die Induſtrie leidet, und erwäge, auf welche 
Weite man diefer Noth, weldye Die Fabrikanten und ihre Arbeiter 
wahrhaft in fehr großem Umfange jegt trifft, am beiten begegnen 
fann. 

Ich glaube, daß das Mittel, welches ber Ausſchuß vorgeichlas 
gen hat, ein geeigmetes iſt, es wird und von extremen Maßregeln 
fern Balten, und man wird ſich dadurch am ficherften überzeugen, 
auf welche Weiſe Die Regierung vorgeben muß, um ber Induſtrie 
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zu helfen, auf ber anderen Seite aber nicht auf einen Abweg zu 
gerathen, ber wieber für die Konfumenten nadjtheilig und drückend 
fein dürfte. Ich ftimme daher für den Antrag des Ausfchuffes. 
Graf von Byhın: Wir haben des Finanz Minifters Ercellenz 
ausjprechen hören, daß das Königl. Gouvernement erwarte, wie Der 
hohe Landtag fi) über dieſe wichtigfte aller Fragen ausiprechen 
würde, ohne in irgend einer Richtung feinem Ausſpruch vorzugreis 
fen. Soll nun der Antrag der Abtheilung und die in ihm empfoh⸗ 
Iene Petition eine Erklärung für das Schußgoll-Syftem fein, ſo kann 
ich mich Derfelben nicht anfchließen, denn das Gegentheil, das Freis 
handels⸗Syſtem, nur nad) der Außerfien Nothwendigkeit moderirt, iſt 
das Syſtem des Zollverbandes, wie auch ein erlaucdhter Mund eben 
anerkannt hat, und bie Ergebniffe, welche laut der Angaben bes 
Herrn Finanz⸗Miniſters die Induftrie unter dieſem alten Syftem, 
wie es hier vor mir ſchon genannt tft, erreicht hat, find, glaube ich, 
nicht fo traurig gewefen, Daß die Bitte, daſſelbe zu verlaffen, ges 
nugfam begründer würde. "Sol alfo der Antrag ein Berlafien des 
Syſtems des Zollvereind fein, fo Tann ich mid, demfelben nicht an⸗ 
ſchließen. Es ift mir aber nicht nur zweifelhaft, -ob er blos auf 
Erhöhung einzelner Zolfäge anträgt, fondern ich glaube gegenthelle, 
Daß er eben ein Verlafien dieſes Syſtems des Zollvereing, des freien 
Handels⸗Syſtems beabfichtigt. Ich werde mir nicht anmaßen, irgend 
etwas noch über den Nutzen oder Nachtheil, über das DBernünftige 
oder Unvernänftige der beiden Syſteme, die jebt einander in groß⸗ 
artigem Kampfe befriegen und die ganze Welt erfchüttern, zu fagen. 
Es ift, glaube ich, Fein Wort übrig, was nicht Die geiſt⸗ und kennt⸗ 
nißreichen Vertreter beider Syſteme ſchon gefagt haben. Ich wes 
nigftens weiß nichts mehr und muß nur befennen, daß Alles, was 
ich zum Vortheile der Schubzölle gelefen habe, mid) im Grunde in 
einem banttenden Kreife herumgeführt hat, den ich in folgender For⸗ 
mel auszubrüden mid) beftrebe. Wenn ein Schußzoll von A. bes 
liebt wird, fo muß er zugeben, daß biefer B. Schaden "bringt, und 
wieder B. erbittet einen Schußzsll, von dem für A. will er Dagegen 
nichts wiffen. Beide aber ftellen ſich als die nöthigflen Induſtrieen 
dar, Die es gäbe und das Land beglüden, Aus dieſem Kreiſe bin 
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ich nicht herausgekommen und freue mich um ſo mehr, daß mein 
Kollege aus Schleſien, und zwar aus einer Gegend, welche am mei⸗ 
ſten durch Fabriken belebt iſt, der wohl am eheſten Gelegenheit hatte, 
die beſte Erfahrung über die Wirkung der Zölle zu machen und, 
wie ich vorausſetzen darf, von den Betheiligten Die beften- Materias 
lien zur Begründung feines Urtheils empfangen hat, fo entfchieben 
gegen die Schußzölle ſich erklärt. - Eben fo freue ich mich, daß ein 
anderes Mitglied aus der Gegend, in welcher fonft die größte fchles 
fifche Induſttie geblüht hat, ganz andere Maßregeln wünfcht und 
vorgefchlagen bat, um Die Roth der verarmten Induſtriellen zu lin« 
dern, und Demerfe nur, daß Das Sinfen jener großartigen Induſtrie 
des Riefengebirges: nicht Durch Mangel an Schußzöllen, fondern zu 
einer Zeit erfolgt ift, wo fih der Kontinent der größten Schußzölle, 
die e8 geben Tann, id, möchte fagen, des lebendig gewordenen Ideale 
des Schutzes, erfreute, um einmal mit den Worten der Freunde der 
Schupzölle zu fprechen, naͤmlich zur Zeit der Kontinehtalfperre, 
Gerade in jener Zeit tft unfere Leinen⸗Induſtrie gefallen, weil unfer 
Schutzzollſyſtem die Engländer Hug gemacht hat. E8 brachte fie 
auf die großen Gedanken, uns entbehren zu koͤnnen; und da fie fonft 
Geld und Induſtrie genug befaßen, fo haben fie den Verſuch ges 
macht, und er iſt gelungen. Ich glaube nicht, daß es möglich iſt, 
daß ſolche Welt⸗Kataſtrophen von irgend einem Gouvernement, ſei es 
durch Schutzzoͤlle oder irgend etwas Anderes, geleitet werden koͤnnen. 
Dies wäre. eine ungerechte Forderung an ein Gouvernement. Was 
die Ruͤchzoͤlle betrifft, fo fcheinen fie mir eigentlich ein Anerkenntniß 
zu fein, daß bie Schubzölle eine Befteuerung des Publikums zu 
Gunften einiger Induſtriellen find. Zur Begründung dieſes Aus» 
ſpruchs erlauben Sie mir, auf Das fchon angeführte Beifpiel zuruͤck⸗ 
zufonmen. A. fagt: Ich kann nicht mehr fpinnen, Das Garn muß 
höher beftetert werben. Es wird höher: befteuert; Da kommt B. und 
erflärt: Ich kann nicht mehr weben, wenn das Garn um fo viel 
iheurer iſt. B. bekommt alfo für fein Leinen einen Ruͤckzoll, damit 
er mit dem Webern des Auslandes konkurriren kann. Wer muß 
nun dieſen Ruͤckzoll bezahlen? Miemand als das Publikum. Wer 
gewinnt? Re der einzelne Fabrikant. Dieſe Erfahrung haben wir 
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eben bei der letzten Erhöhung des Schupzolles auf Leinewand von 
5 Sgr. auf 2 Rthlr. gemacht. Es ift und Damalß gefagt worden, 
fie gefchähe, um den Flachsbau, der allerdings viele Hände befchäfs 
tigt, zu befördern. Davon habe ich aber noch nichts gemerkt. Ich 
treibe den Flachsbau in ziemlich bedeutendem Umfange und Tann 
verfichern, daß die Spinner diefen Schupzoll zwar gern angenommen 
haben, aber id) noch nichts von den Prozenten inne geworden bin, 
welche fie für mich von dem Gewinn berechnet hätten. 

Auch ich erfenne Die gegenwärtige Roth, welche die induftriellen 
Diftrifte druͤckt, ja erfenne feine Heine Gefahr, welche ihnen droht, 
an und freue mich, daß alle geiftigen Kräfte aufgeboten werben, 
Hülfe Dagegen zu erfinden, kann aber als folche Die Schußzölle nicht 
gelten laſſen. Ich glaube, daß die Noth: 

4) in anderen Conftellationen begründet ift, und 

2) daß darum durch einen Schutzzoll ihr nicht bleibend, fendern 

immer nur momentan abgeholfen wird. 

Schliepli erlaube ich mir, ein Erempel anzuführen, welches für 
mic) von Allem, was ich über Diefe Materie gelefen und von Sadı- 
verftändigen gehört habe, den fchlagenbften Beweis enthält, Daß 
Schupzölle nie ausreichen, und der Punkt, bis zu welchem ihr Steis 
gen gewährt werde, nie vorherbeftimmt werben kann. Zweihundert 
Sabrifanten können in irgend einem Lande bei einem Schutzzoll von 
40 Prozent die Konkurrenz des Auslandes nidyt langer ertragen; 
der Geſetzgeber geht auf ihr Geſuch ein. Der Schutzzoll wird won 
40 auf 20 pCt. erhöht. Nun ift, um mid trivial auszubräden, in 
dieſem Geſchaͤft Geld zu verdienen. Wo Geld zu verbienen ift, zie⸗ 
hen ſich Kapitalien hin, und es dauert nicht Iange, fo find aus ben 
200 Sabrifen 400 geworden. Nach 10 Jahren erklären biefe 400: 
Wir Tonnen bei einem Schubzol von blos 20 pCt. nicht weiter 
arbeiten. Der Gefebgeber kann aber auf ihr Geſuch um Exhöhung 
des Schutzes diesmal nicht eingeben. Das Land fteht alfo auf ders 
felben Stelle, wo es mit 200 Fabriken vor 10 Jahren geflanden 
bat, nur mit dem geoßen Unterſchiede, meine Herren, daß, während 
der Fall jener 200 Fabrikanten nur 10,000 Menichen, der Stun 
dieſer 400 aber vielleicht 20,000 Menſchen arbeitslos gemacht haben 
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fönnte und daß alfo durch den gewährten Schutzzoll nur das Pros 
letariat um das Doppelte vermehrt worben ift. 

Graf zu Dohua-Sauch: Ich will zunaͤchſt Bezug nehmen auf 
eine Aeußerung des Herrn Finanz-Minifters. Cr hat angeführt, 
es fei dem Gouvernement ımter den jebigen Berhältnifien beſonders 
wänfchenswerth, die Stimme des Landes in der vorliegenden Sache 
zu vernehmen, ımd zwar nicht nur Diejenigen, welche zunächſt Dabei 
interefſirt find, namlich die Fabrifanten, fondern auch die Konfumen- 
ten- zu bören. Da ich in diefer Beziehung zu den Konfumenten ges 
höre, fo habe ich es angemeflen gehalten, auch meine Meinung aus» 
zuſprechen. Zuvoͤrderſt gehe ich von dem Grundſatze aus, daß eine 
blühende Fabrik⸗Induſtrie für den Wohlftand eines Landes wuͤn⸗ 
fchenswerth ſei und in einem richtigen Berhältniffe zu den aderbau- 
treibenden Gewerben fleben muß. Wirft man einen Bli auf unfes 
ren Staat, fo kann man nicht ableugnen, daß die Fabrik⸗Induſtrie 
in einem Theile der Provinzen, zumal im Often unferes Staats, 
noch fehr darnieder liegt, und daß es wünfchenswerth fei, dort jene 
Imdufteie zu einem höheren Grade gefteigert zu ſehen. Diefes als 
Srundfap angenommen, glaube ich, daß man feinen Anſtand nehmen 
darf, auch die Mittel zu ergreifen, Die zur Förderung einer naturs 
gemäßen Fabrik⸗Induſtrie nöthig find. Ich befenne mid) hierbei gu 
feinem aubichließlichen Sufteme, weber zum freien Handelsſyſtem, 
noch zum abſoluten Schugzolfyfteme, fondern ich gehe auf bie 
Mitiel zuruͤck, Die durch vielfache, ja durch Die Erfahrungen von 
Jahrhunderten ſich als die zwedmäßigften gezeigt haben. Wenn 
man den Bid in die Geſchichte der Fabrit-Induftrie richtet, fo fteht 
als Wahrheit feft, daß gerade die Nationen, die zum Schupe ihrer 
Induſtrie angemeffene Zölle eingeführt haben, mit derfelben auch in 
einen blühenden Zuftand gefommen find. Daß man mit Diefen 
Maßregeln zu weit gehen kann, wenn- man ein abfolutes Prohibitiv⸗ 
Syſtem einführt, daB liegt auf der Hand; aber ich glaube, wenn 
man die Augen nicht verichließen will, ſo bürfte der Erfahrungsſatz 
einleuchten, Daß gerade Die Schupzölle, in vernünftigem Grade ans 
gewendet, die Fabrik⸗Induſtrie in allen Faͤllen gefteigert Baben; wos 
gegen fich von der Anwendung des abſolut freien Handels⸗Syſtems 
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gewiß nur wenige, vieleicht gar Teine Beifpiele eines eben fo guͤn⸗ 
ftigen Erfolges anführen laſſen. Das ift der allgemeine Grundiag, 
von Dem ich ausgehe. Inwiefern er nun auf unfere Verhaͤltniſſe 
im Einzelnen Anwendung finden fann und Darf, unterliegt einer 
vielfachen Erwägung. Es it vom Herrn Binanz-Winifter angeführt 
worden, Daß man bei Gründung des Zollvereind von dem früheren 
Syſteme, weldyes ein abſolutes Prohibitiv-Syflem war, abgegangen 
fei und das freie Handels⸗Syſtem ind Auge gefaßt habe. Ich muß 
geftehen, ich Tanıı Das Syſtem, wie. es im. Zollvereine befolgt. wor⸗ 
den, fein Freihandels⸗Syſtem nennen, fondern muß ed als das Sy⸗ 
fiem eines nernünftigen Schutzzolles bezeichnen. Darauf kommt «8 
aber nicht an, ſondern auf das Praktiſche in der Sache, auf den 
Ruben, den das Suftem gehabt hat. Nun ift Doch nicht zu leug- 
nen, Daß gerade feit Einführung des Zollverein die Induftrie, die 
in Deutfchland vorher nur in wenigen Gegenden und nur in ger 
ringem Grabe befand, fich außerordentlid, gehoben hat. Der Kür 
niglidye Kommiſſar hat durch Zahlen dargethan, daß, den Behaup⸗ 
tungen gegenüber, die Induſtrie wäre in Preußen während der letz⸗ 
ten Jahre zuruͤckgegangen, dieſelbe vielmehr zwar langfam, ‚aber doc 
ſtets vorwärtd gegangen und Fortſchritte gemacht habe. Voraus⸗ 
gefeßt, dies fei der Fall gewefen, fo bin ich doch der Meinung, Die 
Induſtrie hätte möglicherweife noch größere Fortſchritte machen. köns 
uen, und zwar vielleicht auch durch Anwendung noch höherer Schup- 
zoͤlle. In das Spezielle einzugehen, Dazu fühle ich mich. gegenwuͤr⸗ 
tig außer Stande, denn Dazu gehört eine umfoflende Ueberſicht aller 
fatiftiichen Nachweiſungen aus den Zolfliften, wie eine genaue Kennt 
aiß aller Handels⸗ und HabrifsVerhältniffe, Wenn. man ſich aber 
die Stimmung des Publikums im Allgemeinen vergegenwärtigt, fo 
glaube ich, fagen zu Dürfen, daß die Stimmen, welche einen. Schupr 
zoll perlangen, Die weit überwiegenben su fein fcheinen. Aus dieſem 
Brunde würde auch ich. mich für die Erhöhung des Schutzzolles auf 
den Twilt glauben erklären zu mäflen. Daß bie Ausführung einer 
ſolchen Exhöhung mit Bezug auf unferen Zoßverein, wo bie Zur 
ſtimmung aller Iheilnehmer zur Bedingung gemacht if, große Schwier 
zigfeiten haben mag, iſt Jeicht einzuſehen. Wenn man, wie ber Kür 





nigliche Kommiſſar erwähnt, auch mit Rüdficht auf die Konſumen⸗ 
ten Anſtand genommen .hat, die Erhöhung des Zolls auf Twiſt einr 
treten zu laſſen, fo glaube ich, hierauf enigegnen zu können, daß 
Diejenigen Sonfumenten, weldye dad Cmporblühen Der Inbuflrie 
wuͤnſchen, ſich nicht gegen eine Erhoͤhung Der Schupgölle erklaͤren 
werben. Hierbei muß ich bemerken, daß ic, jeven Schutzzoll nur 
als eine temporaire Maßregel betrachte, bie einer Induſtrie nur fo 
Jange ‚gewährt werben Darf, bis fie erftarkt ift, um die Konfurreng 
ber ausländischen Inbuftrie, die. ihr in den Weg. getreten ift, aus⸗ 
halten. zu Tünnen. Ich glaube nicht, daß man zu befürchten habe, 
23 würden, wie einer der ‚früheren verehrten Redner behauptet, in 
Folge des Schutzzolls Fabriken ohne Zahl entſtehen, oder Daß das 
Uebel. wie Lawinen fortwachſen würbe, dem man feinen Einhalt 
mehr ihm. koͤnute. Dieſes iſt ‚durchaus nicht. zu beforgen. Aus 
Ben von mir angeführten Gründen werbe ich mich daher, was bier 
fen Theil der Petition betrifft, dem geftellten Antrage anjchließen, 
infofern die eventuelle. Zollerhöhung unter Zuziehung von Sachver⸗ 
ftändigen feftgeftellt werben fol. Jetzt Fomme ich zum zweiten Theil 
der Beatition, zu den Differenzial-Zöllen. Der Herr Sinanz-Minifter 
Bat erwähnt, daß biefer Theil der Zoll» Gefebgebung bisher noch 
nieht wäre berüdfichtigt worden. Mir erfcheint dieſer Theil ber 
Zoll⸗Geſetzgebung aber als höchft wichtig. Es mögen hierbei aller 
dings viele Bedenfen und Rüdfichten obwalten; fo viel ift mir aber 
klar und. zweifellos geworben felbit aus dem Gutachten aller Sadı- 
nerftänbigen, Die ich vernommen, daß zwei Dinge durch Einführung 
eines Differenzinl-Syftems unfehlbar würden bewirkt werben, naͤm⸗ 
lich eine Direkte Verbindung mit den ‚trandatlantifchen Rändern und 
dann bie Vermehrung und Steigerung unferer inländischen Schiff 
fahrt und Nheberei. In dieſem Punkte hat mir noch. Niemand 
wiberfprechen. fonnen. Dieſes duͤrfte alfo feftftehen.. . Ob dieſer 
Vordheil möglicherweife nicht noch. durch andere Heine Nachtheite 
erfauft werben müßte, ‚will ich nicht beftreiten. . Ich glaube. aber, 
daß Die Nachibelle kleiner fein werben, als Die. zu exlangenden. Vor⸗ 
theile, nämlich Die Vermehrung einer bireften -Berbindung. mit ben 
Productions «Ländern der von und geſuchten Kolonial- Waaren und 
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die Begünftigung unferer Rhederei und Schifffahrt. Der Herr Fi⸗ 
nanz⸗Miniſter hat hierbei erklärt: Daß die Differenzial- Zölle gerabe 
ein Punkt wären, wo das Finanz-Intereffe fehr in Betracht komme, 
und dann auch mögliche Trübungen des freundfchaftlichen Verhaͤlt⸗ 
niffes mit manchen auswärtigen Mächten dadurch herbeigeführt wer⸗ 
den könnten. Er hat angeführt, daß Repreffalien gegen und Daraus 
entftehen fönnten. Ich glaube, daß diefe Gründe nicht von der Er⸗ 
ftrebung fe wichtiger Zwede abhalten dürfen, fondern Daß durch bie 
Vermehrung unferer Schifffahrt nach den Erzeugniß⸗ Ländern ber 
Rolontals Produkte der beforgte Ausfall in ven Finanzen nicht ein- 
treten, fondern ſich vollftändig ausgleichen würde, ja möglicher Welfe 
bie künftige Zoll-Einnahme die jebige überfleigen könnte. Was fer- 
ner die Reprefialien der fremden Mächte betrifft, jo fürchte ich die⸗ 
felben nidyt und muß nach meiner Ueberzeugung bafüs ſtimmen, Daß 
man auf bie auswärtigen Mächte nicht fo viel Rüdficht nehmen 
möge. Diefelben nehmen, bei Verfolgung ihrer. Handels⸗Zwecke, 
wohl wenig Rüdficht auf uns, fo Daß wir immer einmal den Verſuch 
machen koͤnnten, eine felbftftändigere Handels⸗Politik zu verfolgen. 
Sch glaube, der Nachtheil würde nicht groß fein, im Gegentheil ein 
wejentlicher Nutzen daraus erwachfen. Alfo auch in dieſer Beziehung, 
nämlich in Betreff der Einführung eines Differenzial » Zollfpftems, 
muß ich mich der Petition des geehrien Mitgliedes aus Sqhlefien 
anſchließen. 

finanz⸗Miniſter: Sch habe nur eine kurze Bemerkung zu mas 
den, Ich babe nicht geäußert, Daß die Verhaͤltniſſe, in denen wir 
zu auswärtigen Staaten fiehen, fo wie die Rüdlicht, die wir auf 
das Finanzweien zu nehmen haben, uns abhalten müßten, Differen- 
zial- Zölle einzuführen. Ich habe nur gelagt, es felen dies zwei 
wichtige Momente, die auch erwogen werben müßten, wie dberhaupt 
der Gegenitand von der Art wäre, daß man ihn von allen Selten 
auf das forgfältigfte zu erwägen habe. Ich habe von vornberein 
gelagt, daß ich nicht die Abſicht ‚hätte, irgend eine beflimmte Ans 
ficht zu vertreten, fondern daß es der Wunſch der Negierung fel, nie 
Vertreter des Landes zuhören, damit Die Regierung in ber Rage 
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fei, diejenigen Beſchluͤſſe zu faften, die dem Wohle des vandes ent⸗ 
ſprechen. 
Graf son Dyhrn: Dem verehrten Redner, der fo eben behaup— 
tete, es gäbe kein einziges Beiſpiel eines freien Handels, will ich 
die Schweiz nennen. Die Schweiz hat eine bedeutende Induſtrie 
und if ringsum von Zollinien umgeben, nämlich von Oeſterreich, 
Sardinien, Branfreid und vom Zollverein. 

Frhr. Senfft von Pilfah: Ic wollte nur zwei Punkte wider: 
legen und mir dann eine Anfrage erlauben. In erfterer Beziehung 
bemerfe ich, daß Die angeführten Beiſpiele nichts für und nichts 
gegen den Schußzoll beweifen. -Die Erhöhtng des Zolls auf Lei⸗ 
nengarn von 5 Sgr. auf 2 Rthlr. ift erft vor ganz kurzer Zeit ers 
folgt und kann eben deshalb natuͤrlich noch Feine umfaffende Folgen 
hervorgerufen haben. Was das aus dem Kontinentals» Syftem ent- 
nommene Beifpiel betrifft, fo ift e8 auch nicht zutreffend. Der ſchle⸗ 
fiiche Handel Hat nicht durch das Kontinental⸗Syſtem gelitten, ſon⸗ 
dern weil er durch den Krieg mit England alterirt wurde. Die 
erwähnte Anfrage richte ich dahin: ob ich recht verftanden habe, 
daß in Karlsruhe, auf ber Joll⸗ Konferenz, von preußiſcher Seite 
der Ruͤckzoll ſelbſt befürwortet worden iſt? 

Finam-Minifter: Zwei Vorſchläge find gemacht worden. Der 
erfte betraf eine minder erhebliche Erhöhung des Twiſtzolls mit Ruͤck⸗ 
zoll, blos zur Ausgleichung der Differenz, weldye zum Nachtheil un- 
ferer inlänhifchen Spinnerei durch Die Aufhebung des Baumwollen: 
Zolles in England und die dadurch bewirkte Begünftigung der eng⸗ 
lifchen Spinnereien entſtanden war. Die Differenz wurde dadurch 
auszugleichen gefucht, daß der ZoU auf 3 Rthlr. 10 Sgr., der Rüds 
zoll auf 1 Rthlr. 10 Sgr. beftimmt werden follte, 

Es wurden Indeflen Anträge auf viel höheren Einfuhrzoll und 
Ruͤckzoll gemacht. Allein diefe Anträge fanden auch Widerſpruch, 
und zuletzt wurde preußifcherfeits vorgefchlagen, daß der Eingango⸗ 
zoll auf 4 Rthle. und. der Ruͤckzoll auf 3 Rthlr. feftgefegt werde, 
jedoch mit Der Maßgabe, daß der Nüdzoll nicht baar, fondern in 
Bonificationsfcheinen gewährt werben ſollte. Auch Das fand Feine 
Vebereinfiimmung, und fo Löfte ſich Die karloruher Konferenz auf, 
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ohne daß man zu einem Beſchluſſe kam. Da man aber für noth⸗ 
wendig fand, zu einem Befchlufle zu fommen, wurde eine neue Kons 
ferenz angefebt. In dieſer Konferenz wurde die fpezielle Frage auf- 
geftelt, ob man Rüdzölle wolle? Und da war nichts weniger als 
Einftimmigfeit, ja die Mehrzahl war dagegen, und das Refultat 
war, daß man fi) am Ende in der Erhöhung des Zolles um Ei⸗ 
nen Thaler vereinigte, 

Senft von Pilſach: ES ift alfo durch das preußifche Gouver- 
nement der Rüdzol bevormwortet worden, und eine Aenderung in 
den Anfichten des Gouvernements ift nicht eingetreten? 

Finanz Minifter son Pürsberg: Es ift diefer Vorſchlag geiches 
ben, um zu einer Berftändigung zu gelangen, Indem man nachher 
preußifcherfeitd vorfchlug, Die Erhöhung von Einem Thaler eintreten 
zu laflen, bat man den früheren Antrag nicht unbebingt zurüdneb- 
men wollen. . 

Serftt von Pilſach: Die preußifche Regierung bat alfo ihrer- 
ſeits den Rüdzoll bevorwortet und ift nur Davon abgegangen, weil 
eine überwiegende Majorität gegen den Rüdzoll war. Aber wenn 
ich recht verfianden habe, fo iſt das preußifche Gouvernement feiners 
feit8 nad) wie vor für den Ruͤckzoll? 

Finanz - Minifter: An ſich war man nicht für dieſes Syſtem. 
Man wollte, um die Sache zu einer Verftändigung zu bringen, fidh 
dazu verftehen; Daß man aber das Syſtem der Ruͤckzoͤlle überhaupt 
für richtig halte, it nicht Damit gefagt. Das preußifche Gouverne⸗ 
ment ift dem Grundfabe des Geſetzes von 1818, ſo wie Des von 
4838 treu geblieben, wonach die Ruͤckzoͤlle dieſem Soften eigentlic 
fremd find, aber mäßige Schupzößle für Manufaktur und Fabrik⸗ 
waaren ftattfinden und gwar in der Regel von 10 Prozent. Dies 
fer allgemeine Satz varlirt aber, er fleigt bei einigen Artikeln viel 
höher, wie er bei. anderen geringer ift. Preußen hat hieran biöher 
feftgehalten und nur einige Mobdificationen eintreten laſſen, und «6 
fragt fidh, inwiefern man davon künftig in größerem Maßſtabe abs 
gehen wolle. Hauptfſaͤchlich ſund Baummollenwaaren in Frage, aber 
auch andere Gegenflände der Fabrilthaͤtigkeit. 

Fuͤrſt non Sihusmehy: Es fei mir zuerſt vergoͤnnt, auf Den ers 





fien Vortrag des Herm Finanz» Minifters zuruͤckzukommen. Es if 
ein Punkt ‚in demfelben, den ich mir erlaube hervorzuheben. Er hat 
mich für Die Petition, die ich Die Ehre Hatte, hier einzureichen, fehr 
erfreut. Es ift Die Anerkennung des Herrn Finanz-Minifters, daß 
wir uns jegt in einer Periode befinden, wo derlei Fragen verhans 
delt werden müflen. Der Herr Finanz » Minifter hat mit Diefen 
orten die Zeitgemäßheit dieſer Petition anerfannt, und wenn eine 
Petition, d. h. ein Wunfch, zeitgemäß iſt, fo ift eine Abänderung 
eines beftehenden Zuftandes als nothwendig anerfannt worden; das 
ift Die logifche Folge Davon. Indem ich alfo von dieſem erften 
Satz des Herrn Finanz Minifters Mt nehme, gehe ich weiter auf 
feinen Vortrag über und werbe zuerft aus demfelben ben diploma⸗ 
tifchen Theil, wenn ich mid fo ausdrüden darf, entfernen. Es 
fieht mir nicht zu, es fteht der hohen Kurie überhaupt nicht zu, Die 
größere oder geringere Macht, Das größere oder geringere Ueberge⸗ 
wicht, welches Preußen bei dem Zoll-Kongreffe ausübt oder aus⸗ 
üben fann, hier zu ponderiren. Aus. der lebten parlamentarifchen 
Eonverfation, die zwifchen dem Herrn &inanz-Minifter und meinem 
verehrten Kollegen, dem Stellvertreter für den Herzog von Alrenberg, 
ftattgefunden hat, Habe ic) mit Freuden erfehen, daß, wenn auch 
nicht offen ausgebrüdt, e8 fich doch Far ergiebt, Daß nur die Liebe 
zur Gintracht und zum Frieden Die Rüdzölle bei dem legten Kon⸗ 
grefie . preußifcherfeits hat aufgeben lafien. Ich nehme aud) hiervon 
Aft und fann nun um fo mehr diefe diplomatiſchen Bunfte verlaflen, 
als fie, wie gefagt, vor unfer Yorum nicht gehören. 

Der Herr Finanz-Minifter hat beliebt, eine Reihe von Ziffern 
vor und zu entrollen. Ich geftehe, daß ich auf diefe Ziffern eben- 
falls nicht eingehen kann; denn id) konnte ihnen nicht folgen. Ich) 
muß alfo von vornherein alle Ziffern perhorresziren. Es kann mir 
nicht einfallen, mich mit dem Herrn Finanz Minifter in einen Wett 
ſtreit von Ziffern und Zahlen einzulaſſen: ich Tann ihn in dieſer 
Beziehung mit gleichen Waffen nicht befämpfen. Es ftehen dem 
Minifterium Millionen von Zahlen zu Gebote; Taufende, yon Bes 
amten und Tauſende von Daten find ſtets zu jeinen Dienften, Wer 
in dieſer Kurie, wer in der anderen Kurie, ja, ich frage, wer IR 
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dem ganzen Bande kann fich in dieſen Wettſtreit einlaffen? und ich 
muß ed dem Herm Finanz Minifter Dank wiffen, daß er von Dies 
fer großen Gewalt nur einen fehr mäßigen Gebrauch gemacht hat. 
Denn welcher Kaufmann, welcher Fabrikant Tann fid) in eine De⸗ 
batte von Zahlen einlaflen, wo Zahlen ihm genannt werden, Die 
einer ihm fremden Region, einem ihm fremden Gefchäfte entlehnt 
fein fönnen. Hätte Ich meine Petition vor dem Bereinigten Lands 
tage zu vertheidigen, fo würde ich auf jene unferer Kollegen appel- 
liren, die Mitglieder der Handels-Rammern der weftlichen Provinzen 
find, oder zu den Faufmännifchen Eorporationen der öftlichen Theile 
der Monarchie gehören, ich würde an die Fabrifbefiger, mit einem 
Worte an die Sacdjverftändigen, appelliren, deren Zuziehung Ich in 
meiner Petition beantragt habe. Jeder von ihnen Tönnte für feine 
Gegenantworten, für feinen Gewerbszweig, für diejenige Partie ein- 
ftehen, von Der er vielleicht eine eben fo genaue Kennmiß befist, als 
die ehrenwerthen Redner auf der Minifterbanf. Und fo wiirde es 
möglich fein, aus allen diefen einzelnen Vorträgen und Daten, wenns 
gleidy Fein fo wohl abgerundetes Ganze als die beiden Reden auf 
der Minifterbanf, fo doch eine getreue Darftellung des Lebens, eine 
lebendige und bewiefene Anſchauung deſſelben zu erlangen, wie fie 
nicht von dem minifteriellen Tifche, fondern von da herrührt, wo 
gedarbt, gekämpft und gelitten wird, Wir würden alfo einfehen 
und Die Ueberzeugung erlangen, daß nicht Alles fih in einem fo 
vortrefflichen Zuftande befindet, daß feine Abänderung mehr wün- 
fhenswerth, ja nothwendig wäre. Ich ftehe aber nicht vor den 
Vereinigten Rurien, fondern ich habe Die Ehre, mid) vor einer Ber- 
fammlung zu befinden, welche aus Männern befteht, die in ben ver- 
fhiedenften Theilen der Monardjie Ieben. Die meiften von ihnen 
. wohnen auf ihren Befigungen, wo fie nicht allein von den Beduͤrf⸗ 
niffen der Aderbau treibenden Bevölferung, fondern auch von den 
Beduͤrfniſſen der Arbeiterflafien Kenntniß nehmen, die vor Allen 
verdienen, Daß wir ihre Interefien pflegen und wahren, die ein Recht 
auf unfere Sorgfalt ſchon deshalb Haben, weil fie leiden. Es fei 
mir erlaubt, obſchon Ich Divergirende Uriheile hierüber in biefer Ver⸗ 
ſammlung gehört habe, zu fagen, daß ich unter Diefe Arbeiter zuerſt 
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bie Weber ftelle. Ich appellire an Sie, meine Herren, und ich frage 
Sie, ob es bei dem erften Bereinigten Landtage denkbar wäre, daß 
wir aus einander gingen, ohne daß die Herren - Kurie mit biefen 
Leiden und Interefien ſich befchäftigt habe, ohne Daß wir uns über 
bie Mittel und Wege einer Abhülfe beriethen, und ohne daß wir 
unterfucht hätten, ob und welche Uebelftände zum Grunde Liegen, 
und wie fie gründlich abgeftelt werben fönnen. Wie wäre es denk⸗ 
bar, daß Die Herren» Kurie aus einander ginge, ohne daß fie ©e. 
Majeftät gebeten hätte, nachforjchen zu laſſen, ob e8 in den Hän- 
den der Regierung fein Mittel giebt, den Zuftand der Arbeiterklaflen 
zu verbeffern, ihr Wohlfein zu gründen, ihrer‘ ferneren Eriftenz eine 
dauernde Bafis zu geben. Man erwiebere mir nicht, Daß Die große 
Zahl von Beamten, einem Nee gleidy über das ganze Land aus⸗ 
gebreitet, der fchlagendfte Beweis für die Behauptungen der ver- 
ehrten Rebner auf der Minifterbanf find; ich ziehe Die Nichtigkeit 
der ‚Zahlen, das Kalkül nicht in Zweifel; die Berechnungen mögen 
noch fo richtig fein; aber der todte Buchflabe fann nicht ankaͤmpfen 
gegen unferere lebendige Ueberzeugung ver Lage bed Landes, und 
ich freue mid), daß ich in der Abtheilung, zu welcher ich Die Ehre 
gehabt habe, zugezogen zu werben, ſich feine Stimme gefunden hat, 
Die Dagegen aufgetreten wäre. Ich benuge dieſe Beranlaflung, mei- 
nem verehrten Kollegen, der Referent in der Sache ift, meinen 
Dank dafür auszudrücken, daß er Diefen Standpunft aufgefaßt hat; 
aber nicht allein hier in diefer Kurie ift dieſer Standpunkt aufge: 
foßt.worben, fondern auch in Der anderen Kurie, und die Petitio- 
nen, bie in berfelben über diefen Gegenſtand eingereicht worden find, 
ſcheinen mir den fhlagendften Beweis dafür zu liefern. Ich glaube 
aber nicht, daß Die Herren-Kurie und die Kurie ber drei Stände 
allein es find, die fi) mit dieſem ©egenftande befchäftigen. Ich 
habe aus dem Munde Bieler vernommen, daß man fid im Lande 
vielfach und ernftlich mit dieſer Frage beichäftigt, und daß nament- 
lich jene Theile unferes Vaterlandes, weldye Dabei durch eigene 
Leiden beſonders intereffirt find, unabläffig auf Abänderung gewiſſer 
Uebelftände bringen. Ich bin überzeugt, Daß Die Herren auf der 
Minifterbank, die durch ihre Stellung angewiefen find, Die öffent: 
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liche Meinung zu Tennen, da, wo fie ſich fo laut als nachdruͤcklich 
fundgiebt, fehr gut von der Stimmung unterrichtet find, die nicht 
allein in der preußifchen Monarchie, fondern in den gefammten 
Zollvereins⸗Landen fich fund gegeben hat, Daß fie beffer unterrichtet 
find, als wir es fein können. Deffehungeachtet wiflen wir, daß in 
Folge des belgifch » Holändifchen Hanbelsvertrages 43 Städte Der 
Rheinprovinz im November 1846 — wenn ich nicht Irre — am 
den Herrn Finanz-Minifter mit einem ähnlichen Gefuche fich gewen⸗ 
det haben. Es Tiegt und vor, daß 22 Städte des Königreichs 
Sachſen eine von 604 Fabrifanten unterzeichnete Petition bei ihrem 
Minifterium und ihrer Stände=PVerfammlung eingereicht und auf 
Abfchaffung der Uebelſtände mit weit dezifiveren Worten angetragen 
haben, als ich hier es gethan habe. Don einer wichtigen und be- 
deutenden Petition der uralten, reichen und mächtigen Reichsſtadt 
Augsburg ift die Rede gewefen, und ed wird den Herren auf der 
Minifterbant bekannt fein, daß fogar in dieſer Petition von einer 
Alternative, von der Losfagung von Preußen die Rede geweſen iſt. 
Der Zollverein, diefe große moralifche Eroberung des deutſchen Gei⸗ 
ſtes — wahrlich fie bedarf es nicht, aus meinem ſchwachen Munde 
gelobt zu werden; was Millionen ſchon gefühlt und gejagt, würbe 
ich nur wiederholen fönnen; — Doc zu dem vielen Guten, das er 
geftiftet, kommt auch noch, daß er die verfchievenen großen und Hei- 
nen Staaten, die zu demfelben gehören, ſich näher geruͤckt hat; er 
hat die Intereffen nicht durch geographiiche Gränzen gefchteden, und 
jo wird Niemand behaupten, daß, was im Königreich Sachfen als 
nothwendig und wünjchenswerth-hingeftellt wird, bei und unnüg ober 
ſchaͤdlich ericheinen fönnte, Ic ‚erlaube mir, auf diejenigen Zweige 
der Induftrie zu kommen, welche ich als naturwuͤchſtge, nicht als 
Tränfelnde einem befonderen Schutze ber Regierung würdig eradhte, 
und ich freue mid) aus dem Grunde meiner Seele, von dem durch⸗ 
lauchtigſten erſten Mitgliede diefer hohen Berfammlung die Worte 
gehört zu haben, daß, wenn man aud) für einige Der vollmüchfigen 
leidenden Interefien Des Landes Schutz begehrt, man doch nicht ein 
allgemeines Schugfoftem im Gegenfage zum Sreihandelsfnfteme auf- 
fielen will, Es Hat Niemand von uns daran gedacht, es konnte 
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Riemand daran denken, für fogenannte Treibhauspflanzen, um mid, 
des minifteriellen Ausoruds zu bedienen, einen kuͤnſtlichen Schuß auf 
Koften der Konfumenten zu begehrten. Es konnte Niemand daran 
benfen, eine fcharfe Unterſcheidung zwifchen Konfumenten und Pros 
dienten zu machen, und ed fonnte Niemand daran denken, rein nur 
für die Fabrikherren, für die Fabrikbeſitzer fprechen zu wollen. Was 
die anbetrifft, fo glaube ich, daß reiche Sabrifbefiger, denen, bei 
Bott! das tägliche Brod nicht fehlt, fich ſelbſt helfen können; wir 
brauchen fie nicht zu befchügen, ihnen nicht das Wort zu reden. Es 
ift allerdings wahr, daß es aud) bei und jene traurigen Vampyre 
giebt, Die mit oder ohne Grund unglüdfchwere Zeiten benutzt haben, 
den Sabrifarbeitern ihren Lohn zu entziehen und fie zu drüden; das 
ift aber ein Sal, der fid) in allen Ländern findet, und bie in mans 
hen Fabrikſtaaten erlaffenen Gefege über Salar und Arbeitszeit felen 
ſchlagende Beweife, daß nicht wir allein diefe Scheufale beherbergen. 
Es giebt aber auch ehrenwerthe Fabrikherren, edle Männer, Väter 
und Berforger ihrer Arbeiter, welche fid) die materielle fowohl als 
die fütlihe Wohlfahrt derfelben angelegen fein laffen, die in dem 
bedrängten Zeiten ihren Leuten nichts haben entziehen wollen, und 
fie find e8, weiche dann hauptſaͤchlich untergegangen find, zuerſt ihre 
Fabriken haben ſchließen müflen. Was den Unterſchied zwifchen den 
Ronfumenten und Produzenten anbetrifft, fo muß ich gefichen, Daß 
ich ihn wicht faſſe. Ich Habe nicht geglaubt, daß in der civilifirten 
Welt es noch ein Land geben fönne, wo Die Konfumenten und Pros 
duzenten fo ftreng gefchieden find. Ich glaube nicht, Daß ed einen 
Stand giebt, der nur aus Konfumenten oder der mır aus Produs 
zenten beſteht. Ich glaube, daß Jeder etwas produzirt, ohne daß 
es ftets durch Händearbeit zu geſchehen braucht, oder follte Die geis 
ftige Thaͤtigkeit nicht auch produziven? Aber wenn es in einem 
Staate derlei Raubthiere geben follte, die nur fonfumiren und nichts 
produziren, fo dürfte doch für deren Erhaltung keine befondere Fuͤr⸗ 
forge zu tragen, ‚von der Staatd-Regierung für fie feine Ausnahme 
zum Nachtheil der betriebfamen Bevölkerung zu ftatuiren fein. Was 
nun bie vollwüchfigen Induſtrieen anbelangt, fo ift zwar, wenn ich 
recht verftanden habe, gejagt worden, daß mein geehrter Kollege aus 
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dem Rieſengebirge nicht volllommen mit mir uͤbereinſtimmi. Ich 
muß geſtehen, daß ich das, was er ausgeſprochen hat, mit meiner 
Petition nur in vollkommener Uebereinſtimmung gefunden habe, und 
wenn ich von vollwüchſigen Intereſſen rede, fo bemerke ich, daß ich, 
da ich Die Ehre habe, ein Schlefter zu fein, von der Leinen⸗Induſtrie 
zuerft rede. Es geichieht aber nicht allein wegen der Provinz, der 
ich angehöre, daß ich von der Leinen⸗Induſtrie zuerft fpredhe, ſon⸗ 
dern weil fie der Altefte und ehrwürbigfte, weil fie derjenige Zweig 
unferer Fabrication ift, der mit unferem Aderbau am engften ver: 
bunden und verſchwiſtert it; und dieſe Inbuftrie ift es, Die am 
meiiten leidet. Ich habe mit Wehmuth die Worte vernommen, die 
mein verehrter Kollege aus dem Riefengebirge ausgefprochen hat, 
und ich appellite an alle Scylefier, die in Ddiefer hohen Berfamm- 
lung figen, auch wenn fie fonft meiner Meinung nicht beipflichten. 
Wir erinnern uns Ale fehr gut der Zeit, wo fehlefifche Linnen auf 
allen Weltmärkten ein gejuchtes und gefchägte® Produkt waren. 
Taufende von Familien in den fehönen Thälern des Riefengebirges 
und in den angrängenden Kreifen haben von diefer Arbeit gelebt. 
Es waren damals treue, ehrbare, gottesfürchtige und fleißige Staats⸗ 
bürger. Ic) lege einen Accent darauf. Was ift aus Diefen golde- 
nen Zeiten geworden? Nod in den Jahren 1834 bie 1836, als 
Rapoleon ſchon lange todt, alſo von einer Kontinental-Sperre nicht 
mehr die Rede war, betrug die Ausfuhr der deutſchen Leinen 
408,000 Etr., 1843 bis 1845 war die Ausfuhr bis auf 59,900 
Eir. herabgefunfen; hingegen war Die Ausfuhr der englifchen Leinen 
1836 45,000 Eir., 1840 bereitd 180,000 Etr., und 1842 war fie 
fchon bis zu der ungehenren Höhe von 300,000 Ctr. geftiegen. Daß 
von einer Ausfuhr unfererjeitö nicht mehr Die Rede war, liegt Klar 
am Tage. Nun frage ich, was ift aus allen den unglüdlichen We⸗ 
bern geworden, die nicht während der Kontinental-Sperre, fondern 
in den Testen Jahren diefen Unfall erlitten haben? Womit find fie 
beichäftigt worden, wer hat fie vor Verarmung, Demoralifation, vor 
Hunger und Verzweiflung gerettet? 

Sch weiß fehr wohl, daß ein hohes Herz für fle geblutet hat, 
Daß eine hohe Hand ſich mildthätig, ohne zu ermüden, für fie geöff- 
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net hat. Gott fegne den barmherzigen Herrn, ber biefe Noth in 
der Rähe gefehen und eine der fchönften Prärogative ver Krone an 
ihnen ausüben wollte. Ich weiß auch, daß von Seiten ber Koͤnigl. 
Seehandlungs⸗Sozietaͤt Einiges zu ihrer Aufhüffe gefchehen ift und 
noch heute gefchieht. Aber Allmofen machen Riemand forgenfrei, und 
halbe Maßregeln haben noch Keinem geholfen. Hunderte von Meilen 
Eifenbahnen durchziehen in allen Richtungen unfer großes Baterland, 
Millionen wurden bei deren Bau gewonnen, Hunderttaufende von 
Menfchen fanden dabei einen reichlichen Erwerb. Wer aber nur 
einen Tag fi) mit Eiſenbahnbau befcyäftigt hat, und wer nur 
einen Tag in Weber-Diftrifte gelebt bat, weiß fehr gut, daß die 
armen Weber bei diefen Millionen nichts verdient haben. Ein 
Weber wird fein Aderbauer, kein Eiſenbahn⸗Arbeiter, er kommt als 
Weber auf die Welt, er lebt, darbt und ftirbt als Weber! 

Graf von Diethen: Es ift bloßer Eigenfinn von dieſen Leuten, 
fie find felbft Schuld an dem Elend, in dem fie leben, 

Fuͤrſt Fichnoweki: Hätte man der Leinen» Inbuftrie denſelben 
Schuß angebeihen lafien, wie der Tuch-Fabrikation, fo würde fie 
jebt, wenn auch nicht eben jo brillante, fo doch wenigftens befries 
dDigende Refultate ergeben. Jene meiner verehrten Kollegen, die an 
Fahren älter find, als ich, werden fi) noch der Zeit erinnern, wo 
Riemand einen Rod trug, der nicht aus engliichem oder hollaͤndi⸗ 
chem oder franzöftfchem Tuche gefertigt war, überall gab man ber 
ausländifchen Waare den Vorzug. Es ift ein hoher Zoll von 30 
Thalern auf den Eentner Tuch gelegt worden, und im gegenwärtigen 
Augenblide verbrängt Das deutſche Fabrikat auf den meiften Pläz« 
zen, auf fremden wie einheimifchen, auf europäifchen wie auf trans⸗ 
atlantifchen Märkten das fremde Tuch. Ich fehe nicht ein, warum 
das Tuch mehr naturwuͤchſig fein fol, wie die Leinwand. Wir 
haben eben fo gut Flachs, wie Heerden im Lande, und was für 
die eine Induſtrie geſchehen konnte, hätte auch für die andere ing 
Leben treten können. Indem ich den Ausdruck des Dankes für den 
unſerer Tuchfabrikation gegebenen Schug hier abftatte, kann ich nur 
mein Bedauern ausfprechen, Daß nicht ein Gleiches für die Leinen 
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geichehen if. Allerdings muß ich befennen, Daß es vielleicht im 
Sahre 1818 — auch lange nady der Kontinental=Sperre — nicht 
an ber Zeit gewejen wäre, auf Die Einfuhr der Leinen einen ſtar⸗ 
fen. Zoll zu legen, denn noch 1818 war die halbe Welt mit unfes 
ren Leinenwaaren gefüllt. 2118 aber die Flachsmaſchinen⸗Spinnerei 
in England eingeführt wurde und nad) wenig Jahren jo zunahm, 
daß 1832 es nicht nur jeinen eigenen Bedarf Deden konnte, ſondern 
auch gleich und in dem früher von- mir angebeuteten Maße audzus 
führen begann, da wären vielleicht energifche Maßregeln an der 
Zeit geweien. Welche Maßregeln hätten getroffen werben follen, 
it hier fchon zur Genüge diskutiert worden, und id) habe nicht die 
Eitelkeit zu glauben, daß id, hier etwas Neues vorbringen werde, 
was nicht alle jene Räthe der Krone, die fich mit diefem Gegen 
ftande befchäftigt Haben, ſchon oft und von vielen Betheiligten ge⸗ 
hört. haben müfjen. Ich werde mir aber doch die Frage erlauben, 
warum auf Die vielfachen fo tief erwogenen, fo tief gefühlten Ans 
träge, die feit langer Zeit, namentlich feit 1832, von Sadjverftäns 
digen gemacht worden find, warum auf dieſe nicht mehr Rüdficht 
genommen worden ift, über welche Ruͤckſicht idy nicht der einzige 
Redner bin, der in der heutigen Verſammlung fpricht. Diefe Ruͤck⸗ 
fichtölofigkeit dürfte aber leider in jenen biplomatiichen Theil gehö- 
ren, über welchen mich auszulafien ich nicht berechtigt bin. “Die 
unglüdlichen Weber, die ein Redner, weldyer mid) vorhin unterbro⸗ 
hen hat, als eigenfinnig bezeichnet hat, haben fich, als fie Feine 
Möglichkeit mehr fanden, mit ihrer bisherigen Induſtrie ſich zu er- 
nähren, auf die Baumwolle werfen müffen. Nicht allein in Schle- 
fien, fondern auch in Weftphalen, wie ich von wefiphälifchen Fa⸗ 
brifanten noch geftern gehört habe, find Taufende von Arbeitern von 
ven Leinen zur Baumwolle übergegangen. Dabdurd) entftand eine 
folche Ueberproduction, daß weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer 
dabei beftehen konnten; viele Fabriken mußten ſchließen; andere mach⸗ 
ten Banferott; darunter vorzugsweife viele wohlvenfende, gefuͤhlvolle 
Arbeitgeber, die ihre Arbeiter nicht nad) Maßgabe des eigenen Aus- 
falls drüden wollten; die Konkurrenz wurde geringer; bie Indepen⸗ 
benz der Arheiter ging verloren, da, je mehr und je verſchiedenere 
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Arbeiten ausgegeben werben, befto unabhängiger bie Stellung bes 
Arbeiter iſt. Gefühllofe Fabrikanten brüdten bie armen Arbeiter, 
Die nicht mehr Die leichte Wahl batten, zu einem menſchlicher Ge⸗ 
finnten - überzugehen. 

Dies dürfte vielleicht der Grund jener traurigen Ereigniffe fein, 
die in der letzten Zeit über Schlefien gelommen ſind. Ich glaube, 
ber Hunger ift der Grund und nicht kommuniſtiſche Ideen. Wer 
des Lebens froh fein will, der muß mehr haben, als das Brod des 
. heutigen Tages, er muß für feine Familie und fi) mit ruhigen 
Blick auf morgen blicken können. So lange ein geficherter, rechts 
licher Erwerb dort war — ich komme auf das zurüd, was ich bie 
Ehre Hatte mit einem Accent zu bezeichnen, — fo lange alfo ein 
rechtlicher, geficherter Erwerb dort war, hat Niemand unter ben 
fhjlefifchen Webern — ich frage jeden meiner Kollegen bier, wels 
chem die Tradition darüber von ihren Vätern überfommen ift, ober 
die an Jahren fo weit vorgerüdt find, um fich feldft jener Zeit zu 
erinnern, — hat Niemand, fage ich, an Tommumiftifche Umtriebe 
gedacht. Sie verzweifelten nicht an fich, nicht an ihrem Schidfale, 
fie verzweifelten nicht an ihrem Könige, nicht an ihrem Gotte, bis 
enblich die Verzweiflung durch den Hunger herbeigeführt wurde, 
Mit dem Hunger alfo fam die Verzweiflung, und neigten fie ihr 
Ohr zu den ſtets bereitwilligen Emiſſairen, über deren lichtſcheues 
reiben es mir geftattet fei, gleichfalls einen Schleier zu werfen. 
Diefe traurigen Zuftände, meinem engeren DBaterlande, Schleſien, 
diefem Lande der Stärke und der Treue, fo nahe, fie find es, Die 
mir den Muth gegeben haben, über einen ©egenftand in diefer ho⸗ 
hen Verfammlung das Wort mir zu erbitten, der fo viele Wunden 
geſchlagen hat und feine harten Schläge über ganz Preußen, über 
alle Staaten des Zollvereind ausdehnen Tann. Man muß nidyt 
glauben, daß unfer Volk ſchlechter geworden ift, daß es weniger 
treu an König und Vaterland hängt, weniger treu an ſo vielen 
alten Inftitutionen, die Durch lange Jahre hindurch es gluͤcklich ge⸗ 
madıt haben. Nein, es ift in Folge falfcher und neuerer Maßre⸗ 
geln elender und ärmer ‚geworden, und das ift der Grund zu vielem 
Uebel. Ich habe ganz gewiß nicht Die Anmaßung, zu glauben. daß 
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Die Petition, die ich eingereicht habe, daß Die Worte, Die ich zu ih⸗ 
rer Bertheibigung anführe, heute eine entfcheidende Maßregel ins 
Leben rufen werben. Dies ift Dee Grund, warum ich mich in all- 
gemeinen Ausprüden gehalten habe, ich überlaffe der zweiten Kurie 
mit ihren Sachveritändigen, daß fie für die einzelnen Punkte ein- 
fiehe. Ich habe gewollt, daß die Herren - Kurie die Initiative in 
biefer Angelegenheit ergreife und für Die Taufende von armen Ar- 
beitern unferes Baterlandes ein ernfted Wort rede; und ich weiß, 
daß es gut ift, daß in dieſer Berfammlung, die vor Europa, vor 
der ganzen Welt vebattirt, dieſer Punkt, diefer inhaltſchwere Gegen 
ftand zur Sprache fommt und von der wahren Seite beleuchtet wird, 
Ic Habe nur den Wunſch, Daß, nachdem von drei durchlauchtig⸗ 
fen Herren, von fo vielen meiner ehrenwerthen Kollegen, von ber 
Abtheilung einftimmig dieſe Debatte als Nothwendigkeit anerkannt 
und vertheidigt worben ift, daß baldigſt Sachverftändige einberufen 
und gehört werden. Ic jage baldigft, denn ich ſehe Feinen Grund, 
warum nicht in Folge des Begehrens des Bereinigten Landtags ein 
außerordentlicher Zoll⸗Kongreß berufen werben koͤnnte. 

Es fol dann bei demfelben das Ergebniß dieſer Erwägungen, 
Diefe Lebensfrage nicht allein für Die materiellen, auch für bie po⸗ 
litiſchen Intereffen unferes Landes, mit der Kraft, mit dem Nach⸗ 
druck vertheibigt werben, die Preußen nicht allein mit Kanonen, auch 
mit den Waffen bes Friedens, mit einer fliegenden Intelligenz dem 
Wohle feiner Völker zu geben wiflen wird. 

‚Sinenz - Minifter: Ich habe vollfommen das Zeitgemäße der 
Frage anerkannt, aber nach dem Standpunkte, auf den ich mich ge 
fleiit, doch nicht ausfprechen koͤnnen, es fei abfolut nothwendig, zu 
ändern. Was zu ändern ift, und in welchem Maße, das ift ehwas, 
worüber die Regierung beflimmen wird, nachdem fie bie Stimme 
bed Landes über dieſe Angelegenheit gehört hat. Ic habe auch 
nicht zwiſchen Konjumenten und Produzenten in meinem Bortrage 
einen ſcharfen Unterfchied gemacht, id) habe nur gefagt, es feien 
vorzugsweiſe nur Diejenigen gehört worden, die unmittelbar bei der 
Frage betheiligt find. Uber Die Frage verbreitet ihr Intereſſe in 
einer jeher weiten Ausdehnung, und es ift zu wünfchen, daß auch 
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diejenigen gehört werden, die nicht unmittelbar Dabei betheiligt find, 
auf deren Verhaͤltniſſe aber die Frage doch von erheblichen Einfluß 
ift, und Dies ift der Grund, warum die Regierung wünfcht, daß 
der Vereinigte Landtag, in dem alle Interefien ihre Bertretung fin« 
den, über Die Frage fih ausfpredye. Was den belgiſch-⸗hollaͤndiſchen 
Vertrag angeht, fo hat er allerdings zu vielfachen Beſchwerden Anz 
laß gegeben. Indeß iſt meinerfeits nicht verfäumt worben, den Ges 
genftand einer gründlichen Erörterung zu unterwerfen. Er liegt ger 
genwärtig vor und wird von den betheifigten Minifterien nochmals 
berathen werden. Mehr kann ich in Diefem Augenblide nicht fagen, 
weil auswärtige Verhältniffe dadurch berührt werben. 
©eneralsSteuer-Direktor Kühne: Was den Unterfchieb zwifchen 
Ronfumenten und Produzenten betrifft, fo glaube ich, daß der ges 
ehrte Redner von vorhin auf eine Yeußerung von mir hat zielen 
wollen. Ich gebe gern zu, daß es im Allgemeinen fchwer ift, gu 
fagen, was ift Konfument und was ift Produzent. Aber wenn es 
fi) von Spinnern handelt, dann ift der Spinner Produzent und 
der Nichtipinner Konfument, wenn es fid) von Webern handelt, fo 
it Der Weber Produzent und die Nichtweber find Konfumenten. 
Das wollte ich nur zur Erläuterung meiner Worte fagen. Es iſt 
außerdem bier fehr viel von dem Elende unter den fehlefiichen Wer 
bern gefprochen worden, id; bezweifle dies keinesweges, im Gegen» 
theile, die Nachrichten liegen im Uebermaße und vor und mehr, als 
irgend lieb fein fann. Aber nur Dagegen möchte ich mich verwah⸗ 
ven und an den hochverehrten Redner Die Frage richten, was foll 
die Regierung in Bezug auf Steuern und Zölle thun, um dieſem 
Elende abzuhelfen? Es ift allerdings richtig, die Leinen » Ausfuhr 
bat abgenommen, wie hätten wir fie aber in Der Höhe erhalten fol- 
lien? Sie hat abgenommen einmal dadurch, daß die englifdye In⸗ 
duſtrie zugenommen, daß fie durch reißende Fortſchritte der Maſchi⸗ 
nen⸗Fabrication uns überflügelt hat, daß fie vor der umferen voran⸗ 
gefchritten ift in der Qualitaͤt. Da war kein Mittel für bie Res 
gierung, um biefer Sonfurrenz im Auslande entgegenzuarbeiten. Wir 
haben aber auch tet gefehen, und das ifl der zweite und Hauptr 
geund, Der ſowohl die preußifche ale bie englifche Leinen⸗Induſtrie 
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jegt drüdt, daß fie eine große. Konkurrenz in der Baumwollen⸗In⸗ 
duſtrie erhalten hat und daß fie in England, von woher ver ge- 
ehrte Redner die Ausfuhr von 1840 anführte, er kann auch bie 
son 1841 anführen, wo die Ausfuhr feit der Zeit. ebenfalls abge⸗ 
nommen, erfledlich abgenommen hat. Ich möchte Zahlen nicht aus 
dem Gedaͤchtniſſe anführen, ich kann nur undeftimmt jagen, Daß, 
wenn. ich. nicht irre, Die Leinen «Ausfuhr im. Jahre 1846 um 
4,300,000 Pfd. St. — doch will ich die Zahl nicht ‚vertreten — 
an Werth ſich gegen bie Ausfuhr von 1840, ober allenfalls. von 
4843 bis 1845, verringert hat. Was nun den inländiihen Markt 
betrifft und die Jufammenftellung mit den Woll⸗Fabrikaten, fo will 
ich bemerken, daß wir ganz und gar fein Fabrikat haben, was von 
der ausländifchen Konkurrenz minder gebrüft wird, als Die Leinen- 
Fabrikate. Der geehrte Redner mill fein Gewicht auf Zahlen legen, - 
es find aber meine Argumente, und ich weiß, wo es füh um der⸗ 
gleichen materielle Interefien handelt, feine. anderen, Wenn aber 
nun durch die allgemeinen Zollliften, deren Zuverläffigfeit ich in 
Ameifel zu ziehen Feine Urſache babe, und Die nur nm ein höchft 
Geringes alterirt wird durch etwaigen. Schleichhandel, der in Leines 
wand, wie mir. befamt ift, nicht finttfindet, nachgewiefen ift, daß in 
ben Jahren 1837 bis 1839 in jedem Jahre 1151 -Centner, ich 
fage Elfhundert ein und funfzig. Centner, auf 28 Millionen Bevöl- 
kerung, in den ganzen Zollverein eingeführt ift — merkwuͤrdigerweiſe 
find in den -Iahren 1839 bis 1842 genau Diefelben 1151 Centner 
und in den ‚Jahren 1843 bis 1845 1370 Gentner Bereingefommen, 
und das tft die ganze Einfuhr von der Leinewand im. Zollverrein — 
fo. geftehe ich, ‚daß. ic, kein Mittel meiß, um noch mehr Schu zu 
gewähren. Der geehrte Redner hat un viel von dem Unglüf der 
Weber erzählt und erklärt, Daß c8 nur von dem. Mangel an Schuß 
fomme. Ich möchte gern feine nicht. minder geehrten Landsleute 
doch auch darauf aufmerkſam machen, daß dieſe Weber » Inruhen 
nicht von heute und geftern find, fondern daß in den neunziger Jah- 
ren Artillerie aus Breslau ausriden. mußte, um, Die. Weher zu Paa⸗ 
ven zu treiben. Und das geſchah zu einer Zeit, mo mir Das ſtrengſie 
Acciſe ⸗ und. ESchutzzoll⸗Syſtem hatten. . Wir kaͤnnen auf dieſen Ge⸗ 








— 143 — 


genftand jept nicht weiter eingehen, wie wiürben uns ſonſt zu weit 
von dem Gegenftande, um den es fich hier handelt, entfernen. Nur 
möchte ic) darauf aufmerkffam machen, daß man gas nicht von eis 
nem Syſteme, heiße es, wie es wolle, heiße es Schutzzoll⸗Syſtem 
oder Prohibitiv⸗ oder Freihandels - Syflem, welches letztere unfer 
Zoll⸗Syſtem nicht ift, Da fehr angemefiene und zum Thell ſehr hohe 
Scyupzölle für einzelne Artikel. darin find, ich fage, Daß wir von 
feinem Zoll-Syfteme in der ganzen Welt glauben mögen, es koͤnne 
Gluͤckſeligkeit verbreiten und allein dazu gefchaffen fein, dieſe Glüͤck⸗ 
feligfeit zu fchaffen. Daß Ruhe und Ordnung erhalten wird, daß 
der Arbeiter, feinem Arbeitsheren gegenüber, in einem menſchlichen 
Verhaͤltniſſe ſtehen bleibt, daß er ald Menſch behandelt wirb, das 
Alles liegt auf ganz anderen Blättern der Politik, als wir Steuer 
Syſteme haben. Ich babe das nur bemerken wollen, um einem 
Borwurfe zu begegnen, den unfer Zoll⸗Syſtem wenigftene ganz ge⸗ 
wiß nicht verdient. 

Graf Sandretzky: Provozirt durch die Aeußerung des letten 
Redners aus Schleſien, erlaube ich mir. die kurze Bemerkung, daß 
Die gotwertrauenden gefättigten Weber, wie mir mein Vater, der 
damals Kriegs- und Domainen-Rath und ald Deputatus des Kol⸗ 
legiums mit anderen Mitgliedern in das Gebirge delegirt worden 
war, vielfach erzählt hat, zu Ende des vorigen Jahrhunderts in ben 
Gebirgsftädten Unruhen veranlaßten, und Daß gegen fe Prittwitz 
Dragoner inftruftive haben einmwirfen müflen und eingewirft haben: 

Graf Aryferling: Da die hohe Berfammlung wohl jest dem 
Abſchluß dieſer Debatte näher treten bürfte, jo erlaube ich mir Die 
Aufmerkſamkeit derſelben auf das Gutachten und deſſen Faſſung 
zurüdzuführen. Nach den bisherigen Borträgen und Borfchlägen 
wuͤrde fireng füh die Durchführung eines Syſtems nicht rechtferti⸗ 
gen lafien. Es wird allgemein anerkennt, daß wir faktifch und 
gejeglich. uns: in einem Freihandels⸗Syſtem befinden, in welchem 
alle Zölle and Steuern als Ausnahmen, als Regel und Bräfumtion 
aber Freihandel gelten; nun werben: noch andere Ausnahmen vor 
geishlagen, deshalb duͤrfen wir nicht zugleich ſtrenge Durchfuͤhrung 
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eines Syſtems dem Gouvernement empfehlen. Ich würde daher 
vorfchlagen, diefen Paſſus ganz fallen zu laſſen. 

Graf sonicrftorpfl: Es ift zu beklagen, Das Noth im Sande ft. 
Diefe ift aber für mid) eben fo wenig ein Beweis unferer fchlechten 
Handelszuftände, ald Zahlen. Beweis find die Handeld- und 
Scifffahrts » Berträge der Staaten unter einander. Ich bedaure, Daß 
dieſe nicht den ‚Gegnern dieſer Petition vorliegen, um aus ihnen 
zu erjehen, daß jährlih Millionen unferes Rational -Bermögens 
ſchwinden müfjen. Ich verweiſe auf ein Land, welches in jüngfter 
Zeit durch die Prinzipe, welche dieſer Petition zu Grunde liegen, 
zu Reichthum gelangt ift: auf Belgien. 

Belgien hat einen großen Theil des Wohlftandes konſumirt, 
welcher früher in den Pabrifgegenden am Rheine herrſchte. Se. 
Königl. Hoheit der Prinz von Preußen hatte die Gnade, ein fchö- 
ned Wort zu äußern, nämlich: daß von dem Freihandels - Syftem 
nicht abgewichen werden fol. Das Wort iſt fihön, weil Diefes Sy⸗ 
fiem auf der Freiheit der Völker beruht. Aber um biefe Freiheit zu 
erringen, dürfen wie und in Bezug auf andere Staaten nidyt Be⸗ 
fhränfungen gefallen lafien. Wir find aber beſchraͤnkt, beſchraͤnkt 
über die Gebühr. 

Diefe Petition firebt den Befchräntungen entgegen, und aus 
dieſem Grunde: ift e8 nöthig, daß fie vor den Augen des gefammten 
Staates mit möglichfter Stimmeneinheit unferer Surie vor die Stu- 
fen des Thrones gelange. 

Graf Pisten: Aus eigener bitterer Erfahrung weiß ic), daß 
unfere Aufmerkſamkeit ziemlich ermübet tft, ich kann aber unmoͤglich 
die Debatte fich fchließen Tafien, ohne ein Baar Worte dem Interefle 
der Weber zu widmen. Man greift dad Steuer -Syftem des Gous 
vernements unabläffig und von allen Seiten an. Daß die Weber 
ärmer werden, das gebe ich.zu, aber wenn ein Grund unter: ben 
pielen Sründen ihrer traurigen Verarmung vergeflen worden ift, ſo 
iſt dies Der, Daß feit mehreren Jahren das Tragen fo wie der Ver⸗ 
brauch von baumwollenen Waaren unglaublicd um fich gegriffen hat. 
Diefen Verbrauch zu hindern, ihm einzufchränken, glaube ich, kann 
durch fein Steuer» Syftem, am wenigften Durch Das Gouvernement 
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hervorgebracht werden. Ich flimme den vollkommen bei, ober viels 
mehr ich ſtimme entfchieden gegen diejenigen, welche dem Gouver- 
nement alles Unerfreuliche ftets und bei allen Gelegenheiten in bie 
Schuhe fchieben wollen. 

Graf von Amim: Die Gründe für und wider in Bezug auf 
die Schußzoll= und Frei⸗Handelsſyſteme find wohl in fo ausführs 
licher Weife erörtert, daß ich nicht glaube, darauf zurüdfommen zu 
bürfen. Ich halte überhaupt nicht dafür, dag in biefer Beziehung 
eine Einigung zwifchen den verfchievenen Berfechtern biefes oder 
jenes Syſtems möglich ift, ich halte vielmehr dafür, daß es darauf 
ankommt, die praktifchen Refultate, wie fie die Anwendung in jebem 
einzelnen Staate hervorgerufen hat, genau ind Auge zu faflen, ohne 
fi) weiter als durchaus nöthig auf Das Feld der Theorie zu be⸗ 
geben. In Diefer Beziehung erlaube ich mir darauf hinzumeifen, Daß 
doch nicht zu verfennen ift, wie gerade eine Induftrie in immer ſtei⸗ 
gendem Berhältniffe bei und zugenommen bat und ſich im höchften 
Flor befindet, die in ihrem Aufwachfen von einem Schubzolle be⸗ 
gleitet worden it — nämlid) die Tuchfabrication — während Dies 
jenigen Induftrie » Zweige, Die nicht von einem Schupzolle begleitet 
worden find, ſich gegenwärtig in einer höchft peinlichen und gebrüds 
ten Lage befinden. Diefe Thatfache läßt fich nun einmal nicht weg⸗ 
leugnen. Ihren Grund bis in die tiefften Tiefen zu verfolgen, das 
wird wohl ſchwerlich irgend Jemand gelingen, aber wegleugnen kann 
fie Niemand, aud) der Gegner der Schußzölle nit. Man braudıt 
nur eine Zeit lang in den Gegenden Preußens gelebt zu haben, wo 
die Tuchfabrication betrieben wird; ſobald man ſich darauf in eine 
Gegend begiebt, wo diejenige Fabrication zu Haufe if, Die Des 
Schuges entbehrt, fo tritt einem allerdings ein Vergleich entgegen, 
der einem Syſteme geneigt macht, welches ber gebrüdten Induſtrie 
Schutz verleiht. Ein zweiter Punkt, der, glaube ich, bei der vors 
liegenden Frage feftgehalten werden muß, ift, Daß jeber Staat Dies 
jenige Induſtrie Hauptfächlich zu heben und zu fchügen berufen iſt, 
zu welcher das rohe Material im eigenen Lande erzeugt wirb, in 
Beziehung auf welche er alfo Hinfichtlich des rohen Materials uns 
abhängig von dem Auslande daſteht. Das ift nicht allein bei nor 
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Wolle der Fall, fondern auch bei dem Flachſe, Der in einem Ader- 
bau treibenden Lande, wie das unfrige, ein Robftoff ift, den wir 
im gemügender Menge felbft erzeugen und in Beziehung auf welchen 
wir ganz unabhängig von dem Auslande find, bei dem es alfo nur 
darauf ankommt, ihn in angemefiener Weife gegen die Konkurrenz 
des Muslandes bei der Verarbeitung zu ſchuͤtzen. Sch will ebenfalls 
ununterfucht lafien, in welhem Maße diefer Schutzzoll ſtattfinden 
muß, id) will dies weiterer Prüfung und. Erörterung anheimgeben; 
ich habe aber bisher von den Gegnern der Schugzölle feine Loͤſung 
für Die Frage vernommen, weshalb denn Das eine Fabrikat aus dem 
einheimifchen Robftoffe, welches gefchügt wurde, voranging, während 
Das andere, zu dem wir ebenfalld den Rohftoff felbft erzeugen, und 
welches nicht gefchüßt wurde, zurüdging. Ich wende mich nun au 
demjenigen Fabrifate zuruͤck, das feinen Rohftoff nicht aus dem 
Lande erhält, zu dem Baummollen- Fabrifat. Da ift allerdings von 
vielen Seiten angeführt worden, man bürfe diefe Induſtrie eben 
deshalb nicht übermäßig befördern, .um nicht eine Vermehrung der⸗ 
felben herbeizuführen; man fei fonft in Gefahr, eine fabrizirende 
Bevölkerung künſtlich zu fchaffen, Die durd) auswärtige Konjunkturen 
arbeitölos gemacht werden koͤnnte. Man hat mit ‚Grund Dagegen 
erwiebert, daß einmal eine große Bevölkerung der Art fchon vors 
handen fei und dieſe nicht dem Elend preisgegeben werden bürfe. 
Man bat Maßregeln getroffen, um ihnen zu helfen, und wenn man 
dies einmal thut, jo muß die Srage nahe liegen und muß berathen 
werben: find dieſe Maßregeln genügend geweien? fonft Tann es 
nichts helfen,  diefen Weg einzufchlagen. Gegen das Genügende 
dieſer Maßregel fprechen einmal alle Stimmen, die wir heute ver⸗ 
nommen haben; es fpricht Dagegen die Erfahrung, denn die Zu- 
ftände haben ſich nicht verbefiert. Es fcheint aber noch ein Punkt 
gegen das Genuͤgende diefer Maßregeln zu fprechen. Man hat, ale 
England Die Einfuhr der Baumwolle um etwa 1 Rihlr. 10 Ser. 
pro Centner erleichterte, geglaubt, ed genüge, wenn man die Ein⸗ 
fuhr der englifchen Baummwollen-Fabrifate in Preußen um biefelbe 
Summe pro Gentner erfchwerte. Das fcheint mir allerdings, ganz 


abgefehen von der Erfahrung, Feine gemigende Maßregel fein gu 
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fönnen. Denn wenn jeder engliiche Baumwollen -Fabrilant künftig, 
alle feine Baummwollen -Babrifate, Gefpinnfte u, |. w. um fo viel 
wohlfeiler liefern kann, als die Abänderung oder Aufhebung des 
Baumwollen- 3008 für ihn beträgt, fo kann er ja Fünftig feine Fa⸗ 
brifate in Preußen viel wohlfeiler abfeten, als die Differenz von 1 4 
Rthlr. 10 Sgr. preußifchen Eingangs-Zoll beträgt; ja, wenn er 
Das, wovon er in England den Centner um 1 Rthlr. 10 Sgr. 
wohlfeiler produzirt, nur in Preußen abfegen könnte, dann wäre Die 
Sache audgeglichen. Er führt aber in die ganze Welt feine Fabri- 
fate um fo viel wohlfeiler aus, ald die Abänderung des Baum⸗ 
wollen-Z0l8 in England beträgt, und unjere Repreflalien, wenn 
ich fo fagen fol, von 1 Thlr. 10 Sgr. empfindet er faum; er fann 
alfo von dem Augenblid an in einem viel höheren Maße mit un 
feren hiefigen Fabrikaten Eonfurriren, er kann, wenn er um 1 Rthlr. 
40 Sgr. wohlfeiler produzirt, in Preußen noch viel wohlfeiler ver⸗ 
faufen, weil ihm der Antheil von 1 Rthlr. 10 Sgr. pro Gentner 
auf den ganzen Weltmarkte zu Theil wird, wo nicht überall ähn⸗ 
liche Maßregeln getroffen werben fönnen. Wenn jener Vortheil der 
englifchen Fabrikanten gegen Die unfrigen alfo ausgeglichen werben 
fol, fo fann er nur durch eine viel höhere Belaftung ihrer Fabri⸗ 
fate ausgeglichen werben. Preußen allein erreicht Durch die Auf⸗ 
legung von 4 Rthlr. 10 Sgr. Zoll noch nichts. Ich glaube, daß 
ed gewiß fehr nöthig ift, diefen Punkt bald ins Auge zu faflen, um 
nicht durch ſolche Maßregeln nach beiden Seiten bin zu ſchaden. 
Wenn geäußert worden ift, man habe fidy von Ertremen fern hals 
ten, man habe diejenigen, weldye Die Zölle erniebrigen, und dies 
jenigen, welche fie erhöhen wollten, in eine gewiffe Vereinigung 
bringen wollen, fo glaube ich, hätte man beffer gethan, man hätte 
gar nichts geändert und wäre auf Diefe Weife in der Mitte zwifchen 
beiden 'Ertremen geblieben. Denn wenn der Eine auffordert idy 
jolle rüdwärts gehen, und der Andere, ich folle vorwärts gehen, 
und wenn ich mid) weder dem Einem noch dem Anderen anfchließen 
wii, fo muß ich ftehen bleiben. Schließlich Tenfe ich noch die Auf- 
merffamfeit auf einen Punkt, deſſen Nüsglichteit gewiß von Feiner 
Seite beikritten wird, und wo alfo eine eigentliche Differenz ber 
10° 
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Anfichten weniger befteht, fondern wo es nur Darauf ankommt, auf 
alle Weife hinzumirfen, daß etwas, welches Alle als nuͤtzlich an- 
erfennen, gefördert werde, ich meine Die Rhederei. Die Rhederei 
ift in unferen OÖftfee- Provinzen ein fo einflußreicher, wichtiger Ge⸗ 
werbzweig, daß es höchlichft zu bedauern ift, daß dort, wo alles Ma⸗ 
terial fi) vorfindet, wo eine Fräftige, muthige, mit der See ver- 
traute Bevölkerung vorhanden ift, nicht diefe Art der Gewerbſamkeit 
in größerer Ausdehnung ftattfinder. Wir haben Landestheile, die früs 
her in biefer Beziehung in einer fehr glüdlichen Lage fidy befanden 
— id meine Neus Vorpommern; diefe Provinz Tann die Zeit nicht 
vergefien, wo die Nheberei in großer Blüthe, in großer Vollkom⸗ 
menheit in ihr beftand. In dieſer Beziehung wird gewiß Alles dazu 
gethan werben müflen, um den Ermwerbszweig, der auch hier auf 
naturgemäßem Boden befteht, durch angemeffene Maßregeln der Re- 
gierung fräftig zu fördern. Ob dies gefchehen ift, ob ein Diffe- 
renzialzoll: Syftem oder Schifffahrtö- Verträge dazu führen, ift eine 
Frage, die ich noch nicht weiter erörtern will. Aber wie gefagt, 
eine Thatfache ift e8, daß während wir eine Seeküſte von einer be» 
deutenden Ausdehnung, vortrefflidhe Häfen, vortreffliche Hölzer, vor⸗ 
teeffliche Menfchen zu Matrofen haben, wir feine Rhederei haben, 
die fo fortfchreitet und fo fich geltend macht, wie ed wohl für einen 
Staat wie den unfrigen zu wünfchen wäre. 

General- Btener-Dirchtor: Wenn der geehrte Redner darauf 
aufmerffam machte, daß wir feine Rhederei haben, die irgend den 
Kamen verdient, jo will ich doch bemerfen, daß unfere Rheberei 
feit den legten Jahren, namentlich unfere Rhederei in Vorpommern, 
fo vorangefchritten ift, Daß wir alle Urfache haben, wohl damit zu⸗ 
frieden fein zu koͤnnen. 

Unfere Schiffe gehen nad) der Oftfüfte von Afrifa, nad) China 
und auf den Wallfifchfang, und es fieht alfo in der That nicht fo 
ſchlimm aus, wie der geehrte Redner dargethan hat. Ich will aber 
den geehrten Rebner darauf aufmerkffam machen, daß die neu -vors 
pommerſche Rhederei allerdings dadurch, daß fie auf Preußen übers 
ging, einen Berluft erlitten Bat. 

Schweden hatte einen fehr günftigen Traktat mit ben Barba- 
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reöfen, und die ſchwediſche Flagge war im Mittelmeer eine fehr 
angejehene. 

Darum haben wir gern nachgefehen, daß auch nach dem Weber: 
gange an Preußen die ſchwediſche Flagge benugt wurbe. 

Jetzt aber, wo die Barbaresfen vertilgt find und alle Nationen 
Darin gleiche Berechtigungen haben, ift unfere Rheberei in relativen 
Nachtheil gekommen. 

Dann möchte ich noch einen anderen früheren Theil der Rebe 
berühren. 

Es ift mir dort die Abficht des Herrn Redners, wie ed mit 
der Baumwolle fein fol, nicht recht Har geworden, denn wir haben 
berechnet, daß mit 2 Rthlr. Eingangszoli die englifchen Baumwollen- 
fpinner fo geftanden haben, daß die unfrigen noch mit einem mäßts 
gen Bortheil ihr Gefchäft betreiben konnten. Wenn nun ber eng» 
lifche Spinner fein Material einen Thaler pro Centner billiger be- 
ziehen fann, wenn er biefen Thaler Eingangszoll von Baummolle 
früher mußte mit auf feine Sabrifationskoften ſetzen, fo weiß ich Doch 
in der That nicht, warum er fünftig gleich gute Waare noch um 
mehr ald einen Thaler billiger fabriziren kann. 

Graf von Arnim: Auf dieſe beiden Punkte werde ich noch zu 
antworten haben. Ich nehme den letzten zuerft auf. 

Meine Anficht ift Die, daß, wenn England 5.2. eine Million 
Eentner in irgend einem Sabrifat produzirt und fie 3 pCt. wohl⸗ 
feiler probuziren Tann dadurch, daß dem Fabrikanten der Rohftoff 
um 3 p&t. wohlfeiler zu ftehen kommt, als früher, weil der Zoll 
ſich verringert hat, und von dieſer Million Centner hunderttaufend 
nach Preußen gehen, fo frage ich, ob deshalb, weil Preußen ven 
Eingangs Zoll. um 3 pCt. erhöht, das frühere Verhältniß zwifchen 
dem englifchen und preußijchen Fabrikat hergeftellt ift. Die englifchen 
Sabrifanten können den ganzen Bortheil, den fie an ben übrigen 
900,000 Centnern durd) den verringerten Zoll machen, bis auf 
einen gewiſſen Theil auf die 100,000 übertragen, die fte und zu⸗ 
führen, und Fönnen aljo ganz einfach auf unferem Markt unfere 
Fabrifanten überflügeln. 

Wenn man und fragt: ja, was ift zu thun? fo ift allerdings 
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nicht mit apodiktifcher Gcwißheit zu fagen, es könne das verhindert 
werben, denn wir Fönnen vielleicht mit unferem Zoll nicht fo Hoch 
hinauf gehen, um die große Erleichterung, die die Erlaffung des 
Baumwollen-ZoUs in England mit ſich führt, ganz auszugleichen. 
Aber jedenfalls ift man vohftändig getäufcht, wenn man glaubt, daß 
man mit jedem Thaler, um den man hier den Zoll erhöht, man in 
England einen Thaler ausgleicht, den der dortige Fabrikant am ZoU 
der Baummolle fpart. Das ift nicht der Fall. Was nun die Rhe- 
derei betrifft, fo liegen darüber Zahlen vor, die das näher belegen 
fönnen, was ich behauptet habe. 

In dem Antrage eines Abgeordneten der NRhein- Provinz If 
behauptet, die preußifche Rhederei habe feit 1832 um 4000 Laſten 
abgenommen. Wenn ich Dies natürlich nicht verbürgen Tann, fo 
verweife ich wiederholt auf die Anfchauung. 

Vergleichen wir den Zuftand der Rhederei in den Oftfeehäfen 
mit demjenigen Juftande, der vor 20 und 30 Jahren beftand, fo 
erklären alle Augenzeugen, alle Kaufleute, die dort leben, daß er 
zurüdgegangen ift und fönnen Dies durch Data nachweifen, Die 
irrefufabel find. 

In Molgaft befteht ein eigenthümliches Verhältniß. Das Haus 
Homeyer hat durch große Mittel, große Betriebfamkeit und bewaͤhr⸗ 
. ten Ruf, troß aller Schwierigfeiten, die Rhederei von Wolgaft wie: 
der gehoben, aber ich zweifle dennoch, daß die Nhederel des jungen 
Homeyer der gleicht, Die fein Vater ebendafelbft vor dreißig Jahren 
betrieb. Es ift alfo auch hier nicht einmal die frühere Zeit wieber 
hergeftellt. Dagegen liegen Stralfund, Greifswalde und andere 
Pläbe darnieder. Ich beziehe mich auf ein geehrtes Mitglied in 
unjerer Berfammlung, ob die Klagen wirklich Dort alle nur auf 
Vorurtheil beruhen, oder ob fie nicht die vollftändigfte Wahrheit find. " 

Fürſt von Putbus: Sch muß ganz beftätigen, was der frühere 
Redner vor mir angeführt hat. 

Es werden faft gar Feine Schiffe mehr gebaut. 

Wolgaſt ift der einzige Ort, der noch einigermaßen Rhederei 
gehabt hat, aber er hat fie auch nicht mehr in dem Maße wie 
früher. ‘ 
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Yrinz Adalbert son Preußen: In Beziehung auf Die Rhederei 
von Wolgaft will ich nur bemerken, daß ich Wolgaſt's Schiffe an 
zwei fehr verfhledenen Punkten der Erbe, zu Bahia und Meffina, 
getroffen habe. 

Was die Rhederei-Verhaͤltniſſe betrifft, fo glaube ich, Daß na⸗ 
mentlich bei uns ein großer Mangel an Schiffen befteht, bie file 
weitere tramdatlantifche Fahrten gebaut find. 

Der größere Theil unferer Schiffe, namentlich der Rhederei 
von Danzig, iſt ausfchließlid mit dem Getraidehandel befchäftigt, 
weil fie zu ſchwer find, um weitere Reifen zu unternehmen. 

"Graf zu Dyhrn: Ich will mir nur ein Faktum zu berichtigen 
erlauben. 

Die Tuchfabrikation ift der Leinenfabrifation entgegengefept 
worden. Nun muß ich nur bemerken, Daß biefelbe Kataſtrophe, 
welche die Zeinenfabrifation jegt In Schlefien erlebt, die Tuchfabri⸗ 
fation in den zwanziger Jahren Dort .erlebt hat, Dies ift der befte 
Beweis, daß die Schußzölle unferen Garnfpinnern jest nicht helfen 
werden, denn nicht der zu niedrige Schutzzoll ift an dem Elend ber 
Spinner Schuld, fondern der Kampf zwifchen der Hand und ber 
Mafchine. Diefer Kampf wurde bei Tuch in den zwanziger Jahren 
durdhgefochten, und wer Damals in meiner Gegend gelebt, hat bie 
fangen Züge von Zaufenden der Tuchweber gefehen, die nach Polen 
hinüberzogen. 

Es waren die entitandenen Tuchfabrifen, welche die Hands 
Tuchmacher in dieſelbe Hungersnoth feßten, als jebt Die Leinen- 
fpinner durch die Spinnmafchinen gebracht worden find, und unter 
beiden Kalamitäten befteht Der Unterfchied, daß damals der Scheffel 
Korn mit 18 Sgr. und jetzt um fehr viel mehr bezahlt wird. Uebris 
gens iſt noch eine Stadt in Schlefien, die ſolche Hand⸗Tuchmacher 
hat, das ift Neurode, und während 3. B. auf den Gütern meines 
verehrten Kollegen, der mit mir übereinftimmt, die Leinenfpinner 
und Weber mir Darben, hungern die Hand» Tuchmacher in Neurode 
volftändig. Zuletzt fei mir nur noch erlaubt, ganz perfönlicd dem 
fürftlihen Mitglieve aus Schlefien auf feinen beredten Vortrag, dem 
ich mit allem Intereffe gefolgt bin, zu erwiedern, Daß er mid) gar 
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nicht fo falſch verſtehen komte, daß ich Die „Raubthiere“, Die er 
Konfumenten nennt, habe verteidigen wollen, fondern Daß ich feinen 
Unterschied mache zwifchen Konſumenten und Produzenten. 

In der einen Sache bin ich Produzent, ein Anderer Konfu- 
ment, wogegen er vielleicht da Produzent ift, wo ich Konfument 
bin. Jeder Schußzoll, der ihn fehügen wird, drüdt mid) Daher, 
und jeder, der mich ſchützen wird, drüdt ihn. Wenn daher Die Per 
tition dieſe Zölle nicht fordert, fo kann ich ihr beitreten; nach mei⸗ 
ner Anſicht aber fordert fie Diefelben und darum kann ich ihr nicht 
beitreten, nicht darum, weil ich an den Zifchen, an denen gelämpft, 
gelitten und unterlegen wird, nicht helfen will, fondern weil ich 
glaube, daß dieſe Hülfe eben nicht genügend fein wird für Diefen 
Kampf und Diefes Leiden. 

Sinanz- Minifter: Es ift in Beziehung auf Die Rhederei vorhin 
angeführt worden, daß ein befierer Zuftand zu wünfchen jei. Im 
Allgemeinen will ich dem nicht widerfprechen, daß eine größere 
und gebeihlichere Entwidelung unferer Schifffahrt wünfchenswerth 
fei, und daß man von Staats wegen fid) angelegen fein laſſe, dar⸗ 
auf hinzuwirken; allein daß die Schifffahrt in einem fo ungenügen- 
den Zuftande fich befinde, wie er von gewiſſer Seite dargeftellt wor: 
den ift, das kann ich nicht zugeben. 

Ich bemerfe, nad) der erſt kürzlich aufgeftellten Lifte pro 1846 
zählt Preußen im Ganzen 913 Seefchiffe von 113,650 Laften. 

Es find im vorigen Jahre überhaupt neu gebaut worden: 72 
Seeichiffe von 10,509 Laften, und hiervon 24 im Regierungs-Bezirf 
Stralfund. | 

Im Allgemeinen ift die Zahl der Schiffe und ihre ZTragfähig- 
feit .geftiegen, in welchen DVerhältniffe, Tann ich in dieſem Augens 
blide nidyt genau angeben, da mir die Zahlen nicht fpeziell zur 
Dand. find. 

Dann muß ich noch, was unfere innere Fabrifation angeht, 
bemerken: es ift nicht Die Woll-Fabrikation, welche Die größten 
Hortichritte gemacht hat, fondern die Seiden- und Baumwollen » Far 
brifation. 

Ich nehme meine Angaben von dem Jahre 1831 her, wo der 
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Zoll⸗Verein ſich zu geftalten begann. — Wir Hatten damals für 
Wollwaaren und Halbwollwaaren 15,300 Webftühle und im Jahre 
1843 ungefähr 17,900; die Zahl ver Webftühle für Seidenwaaren 
ift in derfelben Zeit von 8900 auf 16,900 geftiegen,. fo wie für 
baummwollene Waaren von 25,400 auf 47,700. Der Verbrauch der 
baummollenen Waaren betrug im Jahre 1843 in der Regel 13 Ellen 
pro Kopf, ungefähr dad Doppelte von dem Verbrauch, der im Jahre 
1831 ftattfand. 

Es ift alfo ganz unverkennbar, daß die Baummwollen » Fabrikation 
der Leinwand = Fabrikation nachtheilig geworden if. Nach außen hat 
leßtere immer einen bedeutenden Schuß gehabt, allein fie hat einen 
großen Theil ihres Marktes im Innern an die Baumwollen⸗In⸗ 
duftrie abtreten müffen. 

Ich kann übrigens nur wiederholen, Daß man von Seiten des 
Staats alles Mögliche thun wird, um die Linnen » Induftrie aufrecht 
zu erhalten. 

Beternt: Ich will mir nur eine Bemerkung über dasjenige 
erlauben, was der Herr General» Steuer» Direktor angeführt hat 
über den Nuten der Erhöhung des Zolls auf den Twift von 2 auf 
3 Thaler. Ich habe nicht fagen wollen, daß die Regierung nicht 
Gründe gehabt habe. Ic weiß, Daß man den Zoll gegen die Auf: 
hebung des Eingangs-Zolles auf rohe Baumwolle in England hat 
ausgleichen wollen, und vielleicht hat man auch den Frieden unter 
den Zollvereind » Staaten befördern wollen. Mir fcheint aber, daß 
diefe Erwartungen nicht eingetroffen find, denn der Sturm der In⸗ 
dufteiellen ift nachher nur noch ftärfer ausgebrochen als früher, da 
noch feine Ausgleichung ftattfand. In Beziehung auf die Rhederei 
tft gefagt worden, daß wir nur in ber Oftfee Häfen hätten, im der 
Nordſee aber Feine. Ich erlaube mir, auf Antwerpen und Die Schelde 
aufmerkjam zu machen, die mit Rüdficht auf Die mit Belgien befte- 
henden Handeld-Traftate wohl zum Hafen von Köln zu machen 
find, und ich glaube, daß ſich wohl Einrichtungen treffen laffen, 
nad) welchen Antwerpen für den weftlihen Theil der Monarshie 
das werden kann, was Stettin für den öftlichen iſt. Sch erlaube 
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mir nun, Die Sache zum Schluß vorzubereiten. Der Herr Graf 
Keyſerling hat einen Verbeſſerungs⸗Vorſchlag gemacht in Bezug auf 
den Pafſus: „Die Durchführung eines Syſtems dürfte heilfamer 
fein 20.” Ich bin meinerfeitd gern bereit, dieſen Paſſus fallen zu 
laſſen, um fo mehr, als, wie Ge. Königl. Hoheit der Prinz von 
Preußen heute bemerkte, es fich nicht darum handle, die Prinzipien 
zu ändern, fondern nur einzelne wohlbegründete Schußzölle einzu⸗ 
führen. Zwei Dinge find ed hauptfächlich, die dem Votum ber 
Abtheilung ausdehnend hinzuzufügen fein werden, nämlich daß bal- 
digſt Sachverſtaͤndige möchten gehört werben, und zweitens, daß Die 
Erörterung nicht bis zur nächften Zoll» Konferenz verfchoben werben 
möchte, fondern eine ertraordinaire Einberufung erfolgen möge. Ich 
erlaube mir, vorzufchlagen, Daß der Antrag der Abtheilung mit bies 
fer Modifikation von der hohen Kurie angenommen werben möge. 

Cin Mitglied: Es wird dahin zu wirken fein, den Zoll auf 
den Twiſt wieder herabzufegen. 
 Weferent: Das ift es, was ich vorgefchlagen Gabe. sch bin 
der entſchiedenen Meinung, daß, wenn nicht ein viel höherer Zoll 
eingeführt wird, mit irgend einem Rüdzoll oder einer Ausfuhr: 
Prämie, die Erhöhung des Zolles auf den Twift um 1 Rthlr. 
nur gefchadet hat. 

Es liegt in den Worten des Antrages der Abtheilung, denn 
wenn gejagt ift: 

„daß namentlidy die durch das vorallegirte Geſetz angeordneten 
Zoll⸗Erhoͤhungen den Webern, Druckern und Färbern ſchaden 
werden, ohne den Spinnereien genügend zu nuͤtzen“, 
ſo iſt das, was verlangt wird, implicite darin, wenn naͤmlich die 
hohe Kurie ſich Damit einverſtanden erklaͤrt. 

Prinz son Hohenlohe: Ich glaube, Daß, wenn wir uns in 
ſpezielle Zölle einlaffen, wir nicht heute, aber aud, in einem Mor 
nat nicht fertig werden. Der Antrag könnte darum heißen: „nad 
Anhörung der Sachverfländigen”, und ich bitte ar Abſtimmung zu 


ſchreiten, 
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Welerent: Das iſt der Grund geweſen, warum ich Diefe Meis 
nung ausgebrüdt habe. 

Sandtags- Marſchall: Ich wünfche zu vernehmen, ob Das ges 
ehrte Mitglied als WVorfigender der Abtheilung einverftanden iſt, daß 
der Antrag der Abtheilung die Mopiftfation erfahre, die der Referent 
vorgefchlagen hat. 

Fuͤrſt von Hohenlohe: Ich werde mich ben ſechs Mitgliedern 
anſchließen, die fie zu unterſtuͤtzen haben. 

Sandtage- Marſchall: Wenn in dieſer Beziehung von den Mits 
gliedern der Abtheilung Fein Widerfprudy erhoben wird, fo kommen 
wir zur Abftimmung. Sie wird gerichtet fein auf den Antrag ber 
Abtheilung mit Hinzufügung des Vorſchlags des Referenten. 

Welerent: Ich habe nur ein Bedenken gegen das Wort „fos 
bald als möglich”, weil die Regierung nicht in der Lage iſt, nad 
Belieben darüber zu entſcheiden. Es iſt bereitd von der Regierung 
die Erklärung gegeben worven, daß in diefem Jahre Feine Konferenz 
mehr ftattfinden Tonne, 

Finanz - Minifter: Es kann allerdings in Antrag gebracht wer- 
den, daß Sachverſtändige unverzüglich einberufen werden, allein ob 
ed thunlich fein wird, eine General Zoll: Konferenz noch in dieſem 
Jahre einzuberufen, ift eine andere Frage. Die Verhandlungen der 
General» Konferenz mülfen jedenfalls fo früh gefchloffen fein, daß 
Die Ratififation der Befchlüffe von Seiten fämmtlicher Staaten des 
Zollvereins noch rechtzeitig eingeholt werden Tann; alſo mindeftens 
im Auguft, weil vor Ende des Monats Oktober die Tarifänderung 
publizirt werden muß. Bei wichtigen Gegenftänden Tann die Be: 
rathung der Zoll» Konferenz nicht fogleich eingeleitet werden, fon: 
dern ed muß nach dem beflehenden Gefchäftsgange eine vorläufige 
Mittheilung an die Vereinsſtaaten vorausgehen. Nun frage ich: 
Wie würde ed möglidy fein, die Sache durch alle diefe Stadien 
durchzuführen? Es müffen die Intereffenten und Sachverftändigen 
gehört werden; es müffen demnächſt die Meittheilungen an alle 
Bereind-Regierungen eingehen, dann folgt die Einberufung der Zolfs 
Konferenz, und dann erft tritt bie Berathung ein, 


— 18 — 


Daß die Sache möglichft befchleunigt werden fol, will id) gern 
verfprechen, ihre Erledigung wird aber in diefem Jahre nicht mehr 
möglich fein. | 

Graf York: Ich glaube, daß die Bitte dahin gehen follte, daß 
man fagt: „baldmoͤglichſt.“ Dieſes Wort drüdt den lebhaften Wunfch 
der Kurie aus und ftellt der Regierung anheim, innerhalb der Graͤn⸗ 
gen nicht blos ber phyfifchen, fondern aud) der politifchen Moͤglich⸗ 
feit zu handeln. 

Graf son Pyhrn: Es wird blos über Die beiden Zeilen ale 
legter Tenor des Gutachtens nad) Anhörung der Sacdhverftändigen 
abgeftimmt werben. 

Sandtags- Marfchall: Die Frage kann nur gerichtet werden auf 
den Antrag der Abtheilung, und fle wird zugleich den von dem Re- 
ferenten gemachten Borfchlag mit aufnehmen. Sie wird alfo lau⸗ 
ten: Tritt die hohe Verſammlung dem Antrage der Abtheilung in 
der von dem Referenten vorgefchlagenen Ausdehnung bei? 

Fuͤrſt von Fichnowsky: Dieſe Faſſung fcheint mir vortrefflich. 

Graf von Arnim: Die Denkſchrift an Se. Koͤnigl Majeftät iſt 
jedoch zunächſt der anderen Kurie vorzulegen. 

Jandtags -Marſchall: Dies liegt ſchon in Der Sache, fo wie 
aud) in dem Antrage der Abtheilung. 

Referent: Ich habe in meinem Votum der Abtheilung gefagt: 
„Sr. Majeftät vorzulegen.” Das ift mir monirt worden, und wie 
ich glaube mit Recht. Darum habe ich nun die Faſſung gebraucht: 
„in gefeglihem Wege Sr. Majeftät vorzulegen.” 

Fuͤrſt von Kichnsowsky: Der gefegliche Weg an Se. Majeſtät ift 
durch Die zweite Kurie alfo entfprechend. 

Sandtags- Marfhall: Ic wiederhole Die vorhin geftellte Frage, 
mit dem Anfügen, daß diejenigen Mitglieder, welche berfelben nicht 
beiftimmen, Died durch das Zeichen des Aufftehens zu erkennen ges 
ben wollen. 

Das Refultat der Abftimmung war Die Annahme des Antrages 
der Abtheilung mit der von dem Referenten beantragten Ausdehnung, 
und zwar mit allen gegen 4 Stimmen. 
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Da die Zeit ſchon ziemlich vorgerüdt it, fo werben Die beiden 
Begenftände, deren Berathung noch angekündigt war, zur nächften 
Sigung zu verfchieben fein. Diefe wird morgen, und zwar, damit 
Die Abtheilungen in ihren Arbeiten nicht gehindert fein mögen, um 
12 Uhr flattfinden. 

(Die heutige Sisung wurde um 42 Uhr geſchloſſen.) 


Einnndzwanzigfte 
Sitzung des Vereinigten Landtags 


am 48. Mai. 





Kurie der drei Stände. 
Inhalt: 


Berfchievenes in Betreff früherer Berhanblungen; Fortſetzung und Schluß ber 
Derhandlungen wegen ber Angelegenheit des Grafen von Reichenbach, Petitionen 
und Berhandlungen über das Petitionsrecht. 


Die Sigung beginnt unter dem Vorfig des Landtags⸗Mar⸗ 
Hals von Rochow um 10 Uhr 20 Minuten, mit Verlefung des - 
Protokolls der vorigen Sigung durch den Secretair von Bodum- 
Dolffs. 

Sandtags - Marſchall: Findet ſich zum Protokoll etwas zu bes 
merfen? 

Eine Stimme (vom Platz): Bei Gelegenheit, wo von den Bes 
richten, Die Namens des Landtags an Se. Majeftät vorgelegt wer⸗ 
den, die Rebe ift, iſt gefagt worden, daß der AbtheilungssBericht 
nochmals an Die Abtheilung zurüdgegeben werben fol, Es ift aber 
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die Rede gewefen von den Berichten, Die Namens des Landtags vor⸗ 
gelegt werben. 

Serretair von BodumsDolffs verlieft Die betreffende Stelle 
noch einmal, . 

Die vorige Stimme: Das ift e8 eben, die Berichte werden an 
Se. Majeftät den König Namens des Landtags gemacht. 

Jandtags⸗Marſchall: Alfo würde das Wort Abtheilung wegfallen. 

Seeretair von Bodum-Dolffs verlieft die betreffende Stelle 
noch einmal, | | 

Da weiter nichts zu bemerken ift, fo erfläre ich das Protokoll 
für genehmigt. 

Ein Betitions - Antrag des Herrn Abgeorbneten Hanfemann 
auf Vorlage eines Gefeg-Entwurfes, Durch welchen Die Zuftimmung 
der allgemeinen ftändifhen Berfammlung zu ben von dem Staate 
übernommenen und noch zu übernehmenden Gnrantieen von Eifen- 
bahn- Papieren nachträglich feftgeftellt werden möge, war an bie 
Vereinigte Kurie gegangen, um dort berathen zu werden. Diefe 
Abtheilung hat jedoch erflärt, dieſen Gegenftand mit dem Dort ver- 
handelten nicht in Verbindung bringen zu fönnen; er ift mir deshalb 
zurüdgefommen, und ich- erfuche nun die fiebente Abtheilung, ihn zur 
Berathung vorzubereiten, 

Abg. von Putthkammer: In den Zeitungs Berichten über Die 
Sitzung vom 12. Mai findet ſich eine unrichtige Bezeichnung der 
Pfandbriefe ald landwirthſchaftliche Pfandbriefe. Es muß jedoch 
heißen: landſchaftliche Pfandbriefe. 

Sandtags - Marſchall: Died wird durch den heutigen Bericht 
erledigt werden.“) 

Ag. Anh: Es ift in dem gebrudten Protokolle über bie 
Sigung vom 7. Mai auf Seite 108 der Name Allner aufgeführt 
So viel ich weiß, giebt es Feinen folchen Namen in der Verſamm⸗ 
lung. Mein Name ift Allnoch. Ich lege feinen großen Werth 
auf den Antrag, den ich dort geftelli habe, aber ich lege einen grö- 


9 Iſt bereits oben in der betreffenden Stellung von uns berichtigt. - 
.. Aumertung des Herausgebers. 
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feren Werth darauf, daß die Namen richtig genannt werden, na⸗ 

mentlich aber, Daß Feine aufgenommen werden, Die gar nicht erifliren. 
Sandtags- Marfchall: Dies würde zu berichtigen fein. Der Herr 

Abgeordnete von Schentendorff hat die Bitte, welche die Ver⸗ 

ſammlung an Se. Majeftät den König in Beziehung auf den Noth⸗ 

fand richten will, abgefaßt. Ich bitte, den Entwurf worzutragen. 
Abg. von Schenkendorff (lieft vor): 


Allerunterthänigfte Bitte der Kurie der drei Stände des Berei- 
nigten Landtags, in Beziehung auf ben jegigen Nothſtand 
ber ärmeren Klaffen ber Bevölkerung. 


In Erwaͤgung, daß ber durch die Theurung der erſten Sebensbehärfaife here 
beigeführte Nothſtand der ärmeren Klaſſen der Bevölferung hauptfächli noch bas 
burdy erhöht werte, daß es ihnen an Gelegenheit zur Arbeit und zum Erwerbe 
fehle, und daß dieſem Nebel durch DBerwendungen aus Staatsmitteln für gemein⸗ 
nügige Zwecke eine wefentliche Abhülfe gefchaffen werden Fönne, hat die Kurie der 
drei Stände, ungeachtet ihre wohl bekannt ift, welche beträchtliche Summen bereite 
für Diefen Zweck verwendet worden, dennoch eine Bitte um befchleunigte und vers 
ſtaͤrkte Maßregeln in diefer Beziehung für gerechtfertigt gehalten und deshalb be- 
ſchloſſen, Se. Majeſtaͤt allerunterthänigft zu bitten: 

daß für die Dauer der gegemwärtigen Theurung durch gemeinnüßige Anlagen, 

fowohl unmittelbar auf Koften des Stunts, als mittelbar durch Unterflügung 

von Kreis:, Kommunal: und Actien-Unternchmungen biefer Art, den arbeitenven 

Klafien neue Erwerbsquellen in höchftmöglicher Ausdehnung eröffnet werben 

mögen. 

(ge) von Room.) 


(ge3.) Frhr. von Patow. Naumann. 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
von Schenkendoerff. 
Referent. 


Sandtags- Marfcall: Iſt etwas gegen die Faſſung bier € Er⸗ 
klaͤrung der Verſammlung zu bemerken? 

Abg. von Brünneh: Ich möchte noch bitten, den Zuſatz zu 
machen, Daß die hoͤchſt mögliche Ausdehnung und Beſchleunigung 
erbeten werde. 

Eine Stimme: Sol diefe Erklärung, fo wie fie hier vorgelefen 
ift, an Se. Majeftät ven König abgehen? 

Saudtags- Marſchall: Sie ift nicht an Se. Majeftät den König 
gerichtet, fondern wird von mir an ben Herrn Marſchall der Her⸗ 
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ren⸗Kurie gefandt werben, damit dieſe Angelegenheit auch dort be⸗ 
rathen werden kann, nnd wenn ber Beitritt der Herren⸗Kurie erfolgt 
ift, gehen allerdings beide Schriften an Se. Majeftät den König, 
ohne daß fie jedoch an Allerhöchftpiefelben gerichtet find, indem fie 
durch Vermittelung des Herrn Landtags⸗Kommiſſars befördert werben. 

Iſt nichts Dagegen einzuwenden, Daß dem gemachten Antrage 
gemäß das Wort „ſchnell“ Hinzugefügt wird? 

Referent von Katte: Es würde Dies nur eine Verftärtung des 
Ausdruds fein, indem an einer früheren Stelle fchon die Rede da⸗ 
von ift. 

Sandtags- Marfhall: Alſo ift Die vorgelefene Erklärung ange⸗ 
nommen? 

Herr Referent von Katte Hat ebenfalls den Entwurf Des 
Bittfchreibens, betreffend die Abänderung des Gefchäfts-Reglements, 
abgefaßt; derſelbe ift bereits durch Die Abtheilung gegangen und Dort 
genehmigt worden. 

Referent son Ratte (lieft den vorerwähnten Entwurf vor): 


Alleruntertpänigfte Bitte der Kurie der drei Stände nm mehrere 
Abänderungen bes Reglements über den Gefhäftsgang beim 
Bereinigten Landtage. 


In Kolge der durch mehrere, das Reglement über den Gefchäftsgung bei dem 
Bereinigten Landtage betreffende Anträge veranlaßten Beratungen bittet die Kurie 
ber drei Stände Se. Majeſtaͤt den König, Allergnädigft nachftehende Abänderungen 
jenes Reglements geftatten zu wollen. 

1) ad $. 6. Daß in Zufunft durch Wahl jeder einzelnen Provinz die Beftellung 
des von ihr zu entnehmenden Secretairs erfolge. 

Das Reglement vom 9. April d. I. giebt dem Marfchall der Herren-Kurie 
im Ginveruehmen mit dem Marfchall der Kurie der drei Stände die Befug⸗ 
niß der Ernennung der acht Secretaire. 

Die Stellung der Secretaire beim Vereinigten Landtage bedarf vorzugs⸗ 
weife und ungeachtet der veröffentlichten ftenographifchen Berichte des vollſten 
Bertrauens der Landtages Berfammlung. Sie find Beamte derfelben und nicht 
deren Marſchalls. Jeder fländifchen Werfammlung wird, foll fie ihre Bes 
fimmung erfüllen, innerhalb ihres Rechtsfreifes eine freie Bewegung zu übers 
laffen, mitgin werben ihre Organe am beften von ihr felbft zu bezeichnen fein. 
Laßt ſich auch wohl erwarten, daß ber Marfchall bemüht fein werbe, ſich von 

- ber Befählgung der zu ernennenben Gecretaire durch Hülfe ber Provinzial⸗ 





Landtags⸗Marſchaͤlle vorher Kenntniß zu verfchaffen, fo tft dies doch durch 
nichts verbürgt, auch die Exfprießlichfeit freier Wahl aus ber Analogie ſtaͤd⸗ 
tiſcher Gemeinden erwieſen. 


2) ad $. 7. Daß bei Bildung der ˖ Abtheilungen auch die Provinzlal-fanbtags- 


3) 


4) 


5) 


Marfihälle zugezogen werben follen, — weil von dbiefen unbeſtreitbar eine 
fpeziellere Kenniniß der einzelnen Abgeordneten vorauszuſetzen und eine Fürs 
derung ber Disfuffionen in Pleno zu erwarten iſt, wenn bie verfchiebenen 
Richtungen in ben Abtheilungen vertreten find. ' 
(3u demfelden Paragraphen.) Den Vorfitzenden einer Abthellung aus ber 
Wahl ihrer Mitglieder hervorgehen zu laſſen, weil ber Einfluß eines Borfigen- 
ben anf den Gang der Berathung unverkennbar, dagegen das vollfomnienfte 
Bertrauen in bie Unparteilichkeit deſſelben bei ber Berfchievenhelt in ber 
Stände-Repräfentation um fo nöthiger iſt. 
ad $. 12 folgenden Zufap genehmigen zu wollen: 
„ben Anteagftellern ift es geftattet, den Berhanblungen ber Abtheilungen 
über die von ihnen geftellten Anträge mit dem Rechte der Miterörtes 
mung, aber ohne Votum, beizuwohnen, und find zu dem Ende bie Bor: 
figenden verpflichtet, ihnen von der Zeit der betreffenden Berathung 
Kenutnig zu geben.” 

Den Antragftellern wirb auf diefe Art möglich, fchon bei den vorbereitens 
ben Berathungen der Abtheilungen ihre Anträge näher zu motiviren und zur 
Begründung berfelben, wie zur GErwieberung ber Gegenaufftellungen, fi im 
Laufe der Disfuffion ausführlicher zu äußern. Es bat dies Verfahren fich 
während bes jeßigen Bereinigten Landtags bereits praftifch bewährt und dürfte 
namentlich bei Fortbeſtehen einer Präflufiofrift für den Eingang der Petitio- 
nen dem Weſen berfelben befonders entfprechen. 
ad $. 13. Die Ernennung des Referenten für ben Bortrag in ber Plenar⸗ 
Verſammlung dem Vorfitzenden der Abtheilung zu überlaſſen. 

Wenngleich nur in ſeltenen Faͤllen der Marſchall, welchem jetzt reglements⸗ 
maͤßig die Ernennung des Referenten zuſteht, deſſen Function im Plenum 
einem Anderen als dem Abtheilungs⸗-Referenten überiragen möchte, da dieſer 
fahgemäß zur Erſparung von Disfuffionen nur aus jener hervorgehen Tann, 
fo fcheint es doch rathfam, im biefer Beziehung eine binbende Pelimmung 
eintreten zu lafien. 


6) Zu $. 43, da in bemfelben eine Beſtimmung über bie Tagesorbnung nicht 


enthalten iſt, ven Zuſatz Play greifen zu laſſen, 
„daß die Berathung immer erſt 24 Stunden nad Bertheilung bes 
Gutachtens ber Abtheilung beginuen bäxfe, auch. die Gegenſtaͤnde, welche 
in jeder: Sitzung zur Grörterung kommen follen, bet mündlichen Ans 
beraumung besfelben genau zu begeichnen, bei fchriftlicher u ben Eins 
Iabungelanten zu bemerfen find.” 


w. | 11 
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Die Berſammlung von ven Gegenſtänden ber nächſten Berathung im vor⸗ 
ans in Kenntniß zu ſetzen, erſcheint ber nöthigen Borbereitung wegen unum⸗ 
gänglich. 

7) ad $. 19 a. daß die Beſtimmung: Fein Mitglied bürfe von einem anderen 
Pape, als von ber Rednerbühne, das Wort ergreifen, aus dem Beglement 
entfernt und fiatt befien es lediglich dem Ermeſſen des Marſchalls überlafien 
werde, von welchem Platze aus der Redner ſprechen ſolle. 

Es wird durch dies Verfahren theils Zeit erſpart, theils moͤchten Mit⸗ 
glieder der Verſammlung bei dem Fortbeſtehen ver jetzigen Beſtimmung ſich 
von kurzen, die: Berathung oft wefentlich fördernden Mittheilungen abhalten 
laſſen. | ö 

8) ad 8. 15 c. für den Marfchall die Verpflichtung auszufprechen, bemjenigen 
das Wort außer der Reihe zu ertheilen, welcher eine Ieberfchreitung des 
Gefchäfts-Reglements zu rügen beabficktigt. 

Es fcheint nämlich wünfchenswerth, dem Marfchall eine besfallfige Ver⸗ 
pflichtung aufzulegen, weil Weberfchreitungen ber Gefchäfts-Orbmung feiner 
Anfmerkfandeit entzogen fein fünnen und jeber in der Verſammlung ein we⸗ 
fentliches Intereſſe hat, die Beilimmungen derſelben genau aufrecht erhalten 
zu fehen, indem die Geſchaͤfts-Ordnung eine Schutzwehr jedes Ginzelnen ges 
währen fol. Folgt die Rüge einer bezüglichen Ueberfchreitung nicht fofort, 
fo fünnen leicht die weientlichften Nachtheile dadurch eniftehen. 

9) ad 8. 15 d. Daß es ven ber deutfchen Sprache. nidyt vollkommen Eundigen 

Landtags⸗Abgeordneten geſtattet werbe, ihre Heben abzulefen. 

Es erfolgt diefe unterthänigfte Bitte vorzugsweiſe in Rüdficht der Provinz 
Dofen, aus welcher Abgeordnete in ber Verſammlung ſich gegenwärtig be- 
finden, denen, weil ihre Mutterfpracge die polniſche if, es schwer fallen 
würde, in ber beutfchen Sprache gleichzeitig zw beufen md fich deutlich auss 
zufprechen. . 

10) ad $. 158g. am Ende bie Worte hinzufügen zu laflen: 

„und iſt dazu verpflichtet, wenn die Majoritäͤt ver = Berfammlang es 

verlangt.“ 
Nach der jetzigen Beſtimmung biejes Barugraphen werben neue, zur Sache 
gehörende Borfchläge nur dann in Erwaͤgung genommen, wenn fie dem 
Marſchall von dem Proponenten vor der Sitzung eingereicht und anf Anfrage 
des Marſchalls von 24 Mitgliedern unterflügt ſind. Der Marſchall kann 
jedoch in einzelnen Fällen, wenn bie firenge Befolgung biefer Vorſchrift er: 
hebliche Uebelſtaͤnde herbeiführen mwürbe, Ausnahmen bavon geftatten. Jetzt 
bittet Die Kurie, den Marſchall nach den: jebesmaligen Ansſpruche der Mas 
jorttät Hierzu für verpflichtet erachten zu wollen, weil Amendements fich oft 
erſt im Laufe ber Debatte herausfellen, weiche, was: vor. weientlichem Vor⸗ 
theil ift, die Anfichten mobifieirt. Auch erlangen bie übrigen Mitglieder ber 
DBerfammlung von ben eingereichten Mmenbements vor ber Sipung in ber 
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Regel Feine Kenntniß. Der Nachtheil, daß jedes Amenbement, welches aus 
ber zahlreichen Verſammlung hervorgeht, einer Diefuffkon möglicher Weiſe 
unterworfen werben Tönnte, möchte den Vortheil geregelter mad erſchoͤpfender 
Borathung nicht überwiegen. 

14) ad $. 18. Diefem Paragraphen vie Beſtimmmg hinzufügen zu laffen: 
„Aumittelbar vor ber Abftimmung wird die Frage durch Ginen ber Sekre⸗ 
katze verlefen,“ 

weil Hierkuch das Berfichen der Frage feitens der Verſammlang mehr ger 
fiyert wird und biefes Berfahren bereits praktiſch fich bewährt hat. 

12) ad $. 24. Die Beſtimmung des Reglemeuts in Wegfall bringen zu laſſen, 
bag aus den Berichten über die Landtags⸗Verhandinungen etwa vorkommende, 
verletzende Aeußerungen entfernt werden follen, weil durch bie Veröffentlichung 
von bergleidyen Keußerungen mit ben desfalligen, unfehlbaren Burechtweis 
fungen, eimestheild die geeignetfte Rüge erfolgt und dem Uebelflande einer 
Eniſtellung dennoch nie zu verheimlichenner Uebergriffe vorgebeugt wird. 

13) ad 6. 25 die Beſtimmung Hinzufügen zw laflen, daß die Kurie bes drei 

Stände fofort nach ihrem Zufammentreten und vor Beginn aller anderen Ges 

ſchäfte ſich mit denjenigen Wahlen ihrer Mitglieder, bei welchen fie Unrich⸗ 

tigfeiten ober Ungebührnifie vermuthet, zu befchäftigen, folche zu unterfuchen, 
ihre besfallfigen Erklärungen abzugeben und auf Abhälfe nach Beſinden ans 
zutragen babe. 

Es zielt dieſe Bitte nicht dahin, die Prüfung der Wahlen dem Vereinigten 
Landtage zuzuwenden, fondern nur dahin, Petitionen gegen anerkaunte ober 
für nicht zu Recht beſtaͤndig erflärte Wahlen vorzugeweife zur Diskafflon ges 
ftellt zu fehen, weil gegentheile es ſpaͤter fih ergeben fünnte, daß entweder 
Abgeordnete an den Beratungen partizipirten,. welche auozuſcheiden genöthigt 
wären, ober daß Audere anfangs ausgefchloffen würden, weichen ein Theil 
nahmerecht zufteht. 
ad $. 26 a. Zuvoͤrderſt Allergnäpigft es der Werfammlung überlaffen zu 
wollen, auch nad; Ablauf der Präftufivfrifi ansnahmsweife Petitionen anzu⸗ 
nehmen. . - 

Die Nothwendigkelt einer Präfufiufeift wird Teinesweges vorfannt, da es 
vringend für ben Sefchäftsgang erfcheint, ven ganzen Umfang ber vorliegenden 
Breiten überfehen zu können. Es laſſen fich indeß wohl Bälle denken, welche 
durch momentane Grelgniffe hervorgerufen, die fpätere Dulaflımg darauf bes 
‚päglichee Petitionen begründen, and erlaubt fich die Kurie, hier nur beiſpiels⸗ 
weife auf den jepigen Nothſtand hinzubenten. Cine deéfallſige Entfcheibung 
über vie Buiäffigkett, dem individuellen Grmeflen des Marichafls, wie von 
eines Seite vorgefchlagen, zu überlaften, erſcheint fire feine Stellung nicht 
wünfgenswerth und angemeffener, wenn bie Entſcheibvung über eine Aus⸗ 
nahme Maßregel von dar Majorität In ber Verſammlung ansgeht. 

45) Cm Abyrud verjenigen Petitionen, bei denen es bio Mötheilungen, welchen 
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folge zur Vorberaihung überwiefen find, für noͤthig Halten,‘ auf Koſten bes 
Landtags befehlen zu wollen. 

Die Kurie glaubt hierin ein Mittel grünplicherer Vorbereitung und eine 
Befchleunigung des Gefchäftsganges zu finden, ven betreffenden Abtheilungen 
aber die Auswahl der zum Druck zu förbernden Petitionen um deshalb übers 
laſſen zu müflen, weil von biefen eine richtige Beurtheilung: in biefer Bezie⸗ 
hung zu erwarten ift, welche von ber Plenar-Berfamninng nur ausgehen kann. 
Die Benrtheilung, ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtags gehöre, ober 
nicht, ale dem Landtage, aber nicht feinem Marfchall jür zuftehend zu er⸗ 
klaͤren. 

Die bezuͤgliche Beftimmung des 6. 26 a. erſcheint hierbei nicht ausreichend. 

Nach ven 88. 20 nnd 21 der Allerhöchſten VBerorbnung vom 3. Februar 
d. 3. haben die Marfchälle im vorliegenden Balle darüber zu waden, 
daß Petitionen allein von Mitgliebern der Stände-Berfammlung angebracht 
und einmal zurückgewiefen, in ber nämlichen Berfammlung nicht ernenert were 
den. Es Handelt fich hier mithin um die Form, unter welcher es gefaltet 
werden foll, Bitten und Beichwerben zur Kenntuiß ber Berfammlung zu 
bringen. Eine Entſcheidung ber Kompetenzfrage dagegen dem Marfchalte allein 
überlafien, könnte in einzelnen Hüllen das vor Allem ungetrübt zu erhaltende 
Vertrauen der Derfammlung zu ihrem Marfchall gefährden, was unter jedem 
Umftänden zu vermeiden fein möchte. Auch ift der Marſchall, namentlich bei 
Eingang der Betitionen, mit Arbeiten überhäuft, weshalb von den Abthei- 
ungen eine gründliche Prüfung ihrer Tendenz vorausgefegt, naͤchſtdem im 
ihnen wohl eine von des Marſchalls Anficht verfchiebene als möglich gedacht 
werben kaun. Die ftändifhe Verſammlung erfcheint als eine kollegialiſche, 
und liegt es im Wefen einer folcyen, daß an fie gerichtete Anträge zu ihrer 
Kenntniß gebracht werden müfien, von dem Einzelnen aber nicht zurückgewieſen 
werben können. 
ad $. 26 e. Kittel die Kurie, eine Beſtimmung zu erlafien, nach welcher, 
wenn fich eine weientlihe Meinungs: WVerfchiebenheit berandgeftellt hat und 
beide Kurien es wünfchen, die betreffenden Abtheilungen zur Vorbereitung 
einer Einignug beider Kurien zufammentreten bürfen. 

Mittel und Wege zu finden, um das Einverſtändniß beider Kurien über im 
einer berfelben beſchloſſene Pelitions= Anträge zu erleichtern, kaun jedenfalls 
nur erwünfcht fein. Durch ihre Borerörterungen find bie Abtheilungen anf 
das vollfiändigfte vom Berathungs⸗Gegenſtande unterrichtet, und ohne bie 
Gruͤndlichkeit derfelben irgend im Sweifel ziehen zu mollen, iſt es doch denk⸗ 
bar, daß ein wichtiger Antrag ganz verworfen. werben könnte, nur weil bie 
Kurien in nicht wefentlichen Punkten verfchievener Meinung find, über welche 
durch perfönliches Zuſammentreten ihrer beiderfeitigen Abthellungen eine Ders 
fändigung wohl herbeigeführt werben koͤnnte, und welcher, durch leicht aufs 
anfindende Mobificationen unterftüpt, biefem Schickſal nicht erllegen würde. 


d 








— 165 — 


Es erſcheint, ſchon der größtmöglichflen Ausbehuung bes Petitionsrechte in 

ben gegebenen Graͤnzen wegen, jebe Einigung wünfchenswerth. 

ad $. 28. Zur Wahl der Kandidaten für bie bei der Haupt⸗Verwaltung 

der Staatsfchulden erledigten Stellen die abfolute Stimmenmehrheit für 

erforderlich erachten zu wollen. 

Das Prinzip der Wahl durch relative Stinnmenmehrheit weicht von dem 
im 8. 4 des Gefebes vom 22. Juni 1842, über das Verfahren bei den flän- 
bifchen. Wahlen angeorbneten, völlig ab, und wenn auch nicht verfannt wird, 
daß die Erzielung einer abfoluten Majorität bei einem fo großen Wahlförper, 
als dem Vereinigten Landtage, ſchwierig und zeitraubend fein kann, fo ift bei 
der hervortretenden Wichtigfeit des Akts doch ein Zeitverluft um fo weniger 
in Anfchlag zu Bringen, als zur relativen Stinnmenmehrheit oft nur eine fehr 
geringe Maforität gehört. 

49) ad $. 31 bittet die Kurie, die Beſtimmung Allergnäbigft hinzufügen zu wollen, 
daß eine Revilion des Gefchäfts-Reglements nicht ohne Anhörung der Stände 
erfolge, fo wie, daß ihr geflattet werden möge, auch noch im Laufe und am 
Schluſſe des gegenwärtigen Landtags, Anträge anf Abänderungen beffelben 
ftellen zu dürfen. 


Die Beftimmmmgen des GefchäftssReglements find von fo hohem Interefie für 
die Stände, von fo großer Bedeutung für die Verhandlungen bes Vereinigten 
Landtags und es erfcheint den Ständen fo wefentlich, daß bei Abänderungen jener 
Beitimmungen ihre Anfchauung der gefammelten Erfahrungen maßgebend fei und 
Berüdfihtigung finde, daß die Bitte, eine Abänderung des Gefchäfts-Reglemente 
nicht ohne Anhörung der Stände eintreten zu laffen, fich ohne Zweifel rechtfertigen 
dürfte, 

Uebrigens reichen die bis jeßt gemachten Erfahrungen nicht aus, gegentheils 
läßt eine umfaffendere Ergänzung berfelden ſich nur von ber Zeit erwarten, und 
"wenn die Berfammlung ihr vorliegende Anträge auf Abänberungen des Reglemente 
ſchon jegt der Diskufflon unterwarf, fo glaubte fie ſolche doch felbft für dies Mal 
als gefchlofjen nicht betrachten zu dürfen, obgleich fe zur erforderlichen Begutach⸗ 
‚tung biefer Abaͤnderungs-Vorſchlaͤge in der HerrensKurie bie obigen Erklaͤruugen 
alsbald abzugeben: für angemefien hielt. 

Berlin, den 17ten Dat 4847. 


(gg) von Rochom. von Katte, Referent. 
Naumaun, kandtage⸗ Secretair. von Patow, kandtage Secretatr. 
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Abg. Pimmermann (Spandau): Bei dem Paſſus, wo es ſich 
‚um die Wahl der Herren Secretaire handelt, war mir eine Stelle, 
der Ausdrud; „der Marfchall," nicht recht Har; ich bitte, mir dieſe 
Siele noch einmal vorzuleſen. 
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Meferent von Ratte: Diefer Ausprud iſt mehremafe vorgekom⸗ 
men, und ich muß bitten, mir die Stelle näher zu bezeichnen. 

Abg. Simmermann (Spandau): Gleich im Anfange, wo von 
der Wahl der Secretaire Die Nede und gefagt ift: „Sie find Bes 
ante..... “, bitte ich Die VBerlefung zu wieberholen, da ein Paflus 
nicht völlig verftanden ift. 

(Der Referent Tieft die bezeichnete Stelle noch einmal.) 

Ich Habe hier nichts zu erinnern. Dagegen habe ich noch eine 
Bemerkung. Es ift im weiteren Verlaufe des Referats gefagt: 
„zur Wahrnehmung der verfchiedenen politifhen Richtungen.” Ich 
bitte, Diefe Stelle gleichfalls noch einmal zu leſen. Ich weiß nicht, 
bei welchem Paragraphen e8 vorfommt. Es ift die Stelle, wo von 
der Wahl der Abtheilung die Rede ift. 

(Referent lieft die Stelle.) - 

Ih glaube, daß es bei der Disfuffton dieſes Paragraphen 
mehr darauf ankam, den verfchiedenen Anfichten Geltung zu ver- 
f&haffen. Der Ausdruck „verichiedene politifche Richtungen“ fcheint 
mir etwas zu Spezielles anzudeuten. Es muß uns aber auf eine 
befondere Genauigkeit des Ausdrucks anfoınmen, da alle Berhand- 
lungen bucch den Drud der Oeffentlichfeit übergeben werden, wo⸗ 
durch ein etwaniges Mißverftändnig um fo größere Bedeutung er- 
langt. Ich habe mich nicht überzeugt, daß fo weſentlich verfchie- 
dene politifche Richtungen überall vorwalten, dagegen muß es ber 
Berfanmlung darauf anfommen, den verfchiedenen Anfichten Geltung 
zu verfchaffen; in dieſem Sinne wurde Die betreffende Debatte ge⸗ 
‚pflogen; idy ſchlage Daher vor, Den Ausprud „politifche” fortzulaffen. 

Eine Stimme: Ich habe bemerken wollen, Daß fehr verfchiebene 
Divergirende politische Anftchten vorhanden find. 

andtags · Marſchall: Alfo es Tönnte das Wort „politifch” weg⸗ 
bleiben. | 

Abg. Pimmermann (Spandau): Das Wort „politifch” ift es 
‚gerade, gegen weldyes ich aus den angeführten Bedenken Anftand 
nehme. In der betreffenden Debatte handelt e8 fich generell um bie 
"Bertretung der verfchiedenen Anfichten, von denen politifch verſchie⸗ 
dene Anfichten meines Erachtens nur einen Theil bilden, während 
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es doch darauf ankommen muß, allen verſchiedenen Anſichten Raum 
zu verſchaffen; weshalb ich antrage, den Ausdruck „politiſch“ fort⸗ 
zulaffen. Zur Wahrung der verſchiedenen Anfichten bat. übrigene 
der Herr Marichall durch Ernennung von Korreferenten bereitd ein 
awedmäßiges Auskunftsmittel getroffen. 

Eine Stimme; Ic bin auch einverftanden Damit, daß Das 
Wort „politisch“ wegfält. Das Wort „Richtung“ feheint mir beffer 
bezeichnend als das Wort „Anſicht.“ Richtung, Tendenz im Als 
gemeinen tft ein anderer Begriff und fcheint mir viel umfafjender 
und entiprechender zu fein. 

Abg. Bimmermann (Spandau); Mir kam ed nur auf den zu 
engen Ausdruck „politiſch“ an. Inſofern dieſes entfernt wird, 
ſtimme :ich mit der eben gemachten Bemerkung überein. 

Sandtags - Marſchall: Es wird aljo das Wort „Richtung“ blei⸗ 
ben und nur das Wort „politifch” wegfallen. 

Eine Stimme: Ic möchte mir einen Aufichluß erbitten in Be- 
teeff der Wahl der Referenten: ob es fi von den Referenten in 
den Abtheilungen handelt? | 

Beterent: Darüber ift der 8. 13 maßgebend. 

Eine Stimmes Ich erlaube mir eine Heine Bemerkung zu $. 
26e. Dort ift von den Abtheilungen die Rede. Der Borfchlag 
fiheint mir etwas undeutlih. Es Fönnte jcheinen, Daß man zur 
Erzielung des Einverfländnifies der beiden Kurien die Abtheilungen 
sufammentreten fafle, während Dies doch nur ber Fall if, wenn 
zwifchen beiden Surien eine Meinungs-Berfchiedenheit fi) heraus. 
geftelle Hat. Die Faſſung fcheint mix nicht auszubrüden, was ge⸗ 
fagt werden foll. (Referent verlieft die Yaffung.) 

Parige Stimme: Die Sadye ift nicht fo fpeziell gefaßt, daß 
man daraus Die Abficht genau entnehmen kann. Es wird alfo gut 
fein, zu fagen: „Balls fich ‚zwifchen beiden Kurien eine erhebliche 
Meinungs» Berfchiedenheit herausgeitellt hat.“ 

Reterent: Alſo wäre nur zu fegen: 

 „infofern ſich eine Meinungs » Berfchledenheit zwiſchen beiden 
Kurien herausgeſtellt hat” ? 


:  Barige Stimme: Bei der Berathung in den Kuren, nicht in 
den Abtheilungen. 

Sandtags- Marſchall: Wenn gegen dieſe vorgefchlagene Veraͤn⸗ 
derung nichts eingewendet wird, fo erkläre ich fie für angenommen, 
und wenn fonft feine Bemerkung zu machen ift, damit zugleich den 
ganzen Entwurf. 

Wir werden jest in ber geftern abgebrochenen Berathung fort- 
fahren. Ich bitte den Herrn Referenten, feinen Plag einzunehmen. 
Der Herr Abgeordnete Graf Renard hat das Wort verlangt. 

Sandtags- Aommifar: Ich muß mir erlauben, eine kurze Er⸗ 
Härung abzugeben. Ich habe nach der geftrigen Sitzung erfahren, 
daß mehrere Mitglieder der Berfammlung Anftoß an meiner Aeuße⸗ 
rung genommen haben, weldye dahin ging, daß, wenn ſich der An⸗ 
trag auf eine Befchwerde gegen den Ober-Präfidenten von. Wedell 
reduziren folle, Diefe ‚fein Gegenftand der Berhandlung der hohen 
Berfammlung fein werde. Ic habe bei Diefer oder einer ähnlichen 
- Yeußerung allerdings den $. 13 des Geſetzes vom 3, Februar im 
Auge gehabt, welcher lautet: 

„Den Bereinigten Landtage fleht das Recht zu, Uns Bitten und Befchwerben 
vorzutragen, welche innere Angelegenheiten des ganzen Staates oder mehrerer 
Provinzen betreffen, wogegen Bitten und Befchwerben, welche allein das In: 
. „tereffe der einzelnen Provinzen betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ 

Hieraus habe ich geichloffen, daß die Beichwerbe: gegen einen 
‚Beamten in einem einzelnen Falle, wegen einer Verfügung, bie 
fh nidt auf das Ganze der Monardjie oder mehrere Provinzen 
bezieht, Tem Gegenftand der Bitte oder Beſchwerde der hohen Ver⸗ 
fammlung fein Tönne. ch gebe aber gern zu, daß, wenn ein Prins 
zip durch eine folche fingulaire Bitte oder Beſchwerde belegt oder 
gleichſam erläutert werden fol, Dann allerdings die Cognition ber 
hohen Berfammlung nicht audgefchloffen ift; daß, wenn alfo in dem 
vorliegenden Falle Se. Mafeftät gebeten werben follten, das Prinzip 
anzuerfennen, Daß der Ober-PBräfident von Wepell nicht befugt 
geweſen fei, die Wahl des Grafen von Reichenbach zu beanftan- 
den, in formeller Beziehung nidyts zu erinnern waͤre. 
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Sch Hoffe, Daß der Gegenſtand durch diefe Erklaͤrung feine Er⸗ 
ledigung gefunden haben wird. 

Abg. Graf Renard: Ich nenne es eine perſonliche Angelegen⸗ 
heit, wenn ich mir erlaube, zwei hier in der Verſammlung Abwe⸗ 
ſende in, ihrer Perſoͤnlichkeit zu vertreten. Es iſt geſtern von dieſer 
Stelle ein Wort gefallen. Ich will es nicht ein Wort des Tadels 
nennen, aber eine Anſicht, die leicht als Tadel gedeutet werden 
fönnte uͤber das Benehmen des Mannes, der hier an der Stelle 
des Grafen Reichenbach figt. Abgefehen von allen nicht hierher ge- 
hörigen Vorgängen bei der Wahl, wo es die perfönliche Ehre, Die 
Standesehre, dem geehrten Mitgliede gebot, Die Wahl anzunehmen, 
halte ich mich blos an die hierher gehörige Sache. Wenn jeder ver 
hier Berfammelten das große Opfer, feine Privat» Intereffen, dem 
öffentlichen Wohle bringt, wenn eben deshalb, weil e8 ein Opfer 
ift, ich die Annahme der Wahl für eine Pflicht halte, wenn es 
unter und Mitglieder giebt, von einer fo regen Vaterlandsliebe bes 
‚geiftert, daß fie ihr eigenes Selbſt in der Art opfern, daß fie Die 
ſchwerſte Pflicht, die eines Landtags⸗Marſchalls, ohne Widerrebe 
übernehmen, wenn ich dies Alles vorausſetze, fo Tann ich das Be⸗ 
nehmen eines Mannes nicht tadeln, der von feinen Kommittenten 
beinahe einftimmig gewählt, vom Könige berufen, durch fein Er- 
fcheinen ganz einfach feiner Pflicht Genüge leiftet: Wenn ein Thell 
der geehrten Redner, Die geftern von dieſem Plate aus gefprochen 
haben, das Benehmen des fchlefifchen Landtags⸗Kommiſſars tabel- 
ten, daß er feine Pflicht, feine Befugnis überfchritten habe, fo 
glaube ich, muͤſſen wir zwei Standpunkte verlafien, von denen Die 
geehrten Redner ausgingen, und andere Stanbpunfte, Die zu Recht 
beftehen, einnehmen. Ein Theil der geehtten Rebner ſchien mir von 
dem Standpunkt des Gefeges über Die Befcholtenbeit auszugeben, 
das letzthin unferer. Berathung vorgelegen hat. Dieſes Geſaz ift 
noch nicht zu Recht beftehend. Für den Landtags - Kommiffar von 
Schleſien war blos zu Recht beſtehend das Geſetz, Das ihm die 
Pflicht auferlegte, Die Wahlen zu prüfen. Die Prüfung dieſer 
Wahlen ift in dieſem Geſetz nicht an das Urtheil der. Krelöftände 
geknuͤpft, ſie ift feinem Ermeſſen uͤberlaſſen. Wir muͤſſen ferner ben 


— 19 — 


Standpunkt verlaffen, den einige geehrte Rebner angenommen -haben, 
'wenn fie ſich hier ald Wahlberechtigte, als Kreisfbinde denken, wir 
müflen den Standpunkt einnehmen, den der Landtags - Kommiffar 
als foldyer einzunehmen hat. Dem Landtags - Kommiffar ‚lag ganz 
einfach das Faktum vor, daß das Ober sLandesgericht von Schleften 
der Anficht war, es läge hier ein Fall des Hochverrathes vor; da 
der Begriff dieſes Wortes nicht feharf definirbar ift, fo war das 
Dber- Tribunal nicht dieſer Anſicht. Hierauf Hat das fchleftfche 
Ober -Landedgericht eine Kriminal-Unterfuchung wegen Majeſtaͤte⸗ 


Beleidigung . . 
Abg. Mile: Das ift fein perfönlicdyes Faktum, das iſt der 
Diskuſſion vorgegriffen. (Unruhe.) 


Sandtegs- Marſchall: Allerdings muß ich bemerken, daß ber 
Vortrag ein wenig über die Gränze einer blos perfönlichen Bemer⸗ 
fung hinaudging. 

Abg. Graf Benard: Ich Habe das Recht, Die Tribuͤne zu bes 
treten, gewiß noch nicht überflüffig in Anfpruch genommen. Der 
erfte Ball, von dem ich ſprach, betraf die Perfönlichkeit eines Ab⸗ 
wefenven, Der zweite, ven ich hier in Berührung ziehe, iſt die Per⸗ 
fönlichfeit eines gleichfalls Abweſenden, fonft würde ich mir nicht 
erlaubt haben, außer der Reihe die Tribüne zu betreten. Ich fahre 
fort. Ich bitte die Verfammlung und jeden Einzelnen, ſich ganz 
einfach auf den Standpunft eines Landtags» Kommiffars zu flellen. 
Muß diefer nicht eine folhe Wahl für bedenklich halten? Ich kenne 
den Grafen Reichenbady nicht, ic) habe ihm nie gefehen, ich würbe, 
hätte ich der Kreisverfammlung beigewohnt, ihn, jo fange bie Un⸗ 
terfuchung fein Refultat gewährt hat, auch für unbefcholten -erflärt 
Haben. Allein anders ftellt ſich meine Stellung heraus gegen bie 
des Landtags - Kommiffars. Wenn der Graf Neichenbady ein Ehren⸗ 
mann ift, was ich bier auch nicht in Zweifel ftellen will, und er 
wäre Landtags» Rommiffar gewefen, fo Bätte er auch nicht anders 
handeln können, wie der Ober» Bräftdent gehandelt Hat. Ich bitte 
mir dad Wort noch zu Ende.... 

Sandtags - Marfhall: Der Herr Abgeordnete hat das Wort 
in einer gewiſſen Reihenfolge, und ich werbe bitten, Dann erft auf 
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das Materlelle der Bäche einzugehen. Dabei will ich bemerken, 
daß, was den erftawähnten Fall betrifft, der Herr Redner, ber 
geftern Darüber gefprochen hat, von mix erinnert worden: ift, Daß es 
nicht in der Ordnung fei, fich in Berföntichfeiten einzumifchen. Der⸗ 
felde Hat dies anerfannt und hat zugleich erklärt, daß es durchaus 
nicht feine Abſicht ſei, durch das, was er gefagt habe, irgend bie 
Perfon anzugreifen. Ich glaube alfo, daß diefe Sache erledigt iſt. 

Abg. Graf KRenard: Ic habe nichts gegen den geehrten Redner 
fagen wollen, ich wollte nur einer Mißdeutung vorbeugen. 

Sandtags- Marfhall: Um fo mehr ift diefe Sache erledigt, und _ 
ich werde num die Redner nach der Reihenfolge aufrufen. 

Ag. Milde: Es ſcheint mir ein fehr gefährliches Präcedenz, 
wenn im Laufe der Debatte irgend ein Redner über ein perfönliches 
Faktum das Wort erbiitet und dann auf die Sache felbft eingeht 
und fo eigentlich der Diskuſſton vorgreift. 

Sandtage- Marfchall: Das ift auch jetzt gerügt worden. “Der 
Herr Redner hat Das felbft eingefehen und tft abgetreten. Es wirb 
nun Die Neihenfolge beobachtet werden. Ich fordere zuerſt den 
Herrn Abgeorbneten Schneider auf. Ä 

Abg. Schneider (Schönebed); Meine Herren, ich muß mid) 
gegen das Gutachten der Abtheilung erklären. Die Abtheilung ift 
bei der Beurtheilung der vorliegenden Petition von zwei Voraus⸗ 
feßungen oder von den beiden Borausfegungen ausgegangen, Daß 
einmal die Wahl eines Abgeorbneten erft dann, wenn bie Befläti- 
gung erfolgt fei, ein Recht habe; und daß zweitens Die Unbeſchol⸗ 
tenheit eines zum Abgeorbneten erwählten Individuums von Dem 
fubjeftiven Urtheil des Brovinzial- Landtags» Kommiffars abhinge. 
Wären diefe beiden Borausfegungen richtig, jo würde das Ber: 
fahren des Ober⸗Praͤſidenten der Provinz Schlefien, wie bas Gut⸗ 
achten befagt, begrühbet und gerechtfertigt fein. Ich halte aber 
dieſe beiden Borausfegungen für falſch. Die Behauptung, daß bie 
Wahl eines Landtags» Abgeordneten erft durch die Befſtaͤtigung ein 
Recht erhalte, ift von der Abtheilung durch Die Kabinets »Orbre 
vom 20. Rovember 1820 zu beweifen gefucht. Diele Kabinets⸗ 
Otbre fpricht aber nicht für, fondern gegen eine ſolche Annahme, 
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Durch dieſe Kabinets⸗Ordre ift nicht das Recht der Wahl von 
ber Beitätigung abhängig gemacht, fondern im Gegentheil erklärt, 
daß eine Beftätigung nidyt nöthig wäre. Es hat auch feit jener 
Kabinets⸗Ordre eine Betätigung der Abgeorbneten- Wahlen nicht 
mehr flattgefunden, fondern lediglich eine Prüfung derſelben in Ber 
zug auf Die Form und auf die Eigenfchaften des Gewählten. Diefe 
Brüfung ift aber nicht an die Stelle der Beftätigung getreten, fon: 
bern fie erflärt nur einfach, daß gegen die Gefegmäßigfelt der Wahl 
nichts zu erinnern ftehe. Es entfteht alſo das Recht des Gewählten 
mit dem Augenblid der Wahl und nicht erft mit dem Augenblid 
der gefchehenen Prüfung; Die lebtere hat vielmehr auf Die Rechts- 
beftändigfeit der Wahl Keinen Einfluß. Wenn 5. B. ein Befenner 
des jüdifchen Glaubens kurz nachdem er zum Chriſtenthum übers 
getreten tft, zum Landtags -Abgeorbneten gewählt würde und ber 
Ober» Präfivent, unbefannt mit der Glaubens⸗Aenderung des Ge⸗ 
wählten, eine neue Wahl veranftaltet und die Wähler, der Anord- 
nung ded Ober: Präfidenten folgend, auf Diefe Wahl eingehen, fo 
wird dadurch Die Nechtöbeftändigfeit der erften Wahl in nichts ver- 
ändert, fondern e8 muß der zuerft Gewählte, fobald er fih als 
Chriſt legitimirt, zum Landtage einberufen werden. Eben fo mußte 
in dem vorliegenden Falle der Graf von Reichenbach, nachdem 
er fi) zum Ueberfluß durch ehrengerichtliches Erkenntniß der Ritter- 
ſchaft feines Kreiſes ald unbefcholten ausgewiefen hatte, zum jeßigen 
Vereinigten Landtage einberufen werden. Meine Herren, ich fage: 
nachdem er ſich zum Ueberfluſſe als unbejcholten ausgewiefen hatte; 
denn es hatte der Graf von Reichenbach gar noch nicht nöthig, 
ſo lange die Beicholtenheit geſetzlich nicht feſtſtand, den Beweis 
feiner Unbefcholtenheit zu führen; dadurch find auch Die Bedenken 
der. Abtheilung über die Kompetenz des Ehrengerichtd, welches bie 
AUnbefcholtenheit des Grafen von Reichenbach audgefprochen hat, 
befeitigt. ©efeglich -ift gegenwärtig nur derjenige. als befcholten an- 
zufehen, gegen welchen ein rechtöfräftiges Erkenntniß, 
| (Unruhe) 

- Durch welches ihm die Ehrenrechte abgeurtheilt find, vorliegt; eine 
andere Beicholtenheit giebt es in ber gegenwärtigen Geſetzgebung 
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nicht, am allerwenigfien aber wird dem Ober» Präfidenten das Recht 
zugefprochen, das furchtbare Recht, über die Ehrenhaftigfeit eines 
Landtags⸗Abgeordneten nach fubjektiver Ueberzeugnng zu urtheilen. 
Eben ſo bin ich auch nicht der Anſicht, Daß eine Luͤcke in der jeßigen 
Gefeggebung in Bezug auf die Beftimmungen über die Befcholtenheit 
vorliege. Es hat nämlich die Abtheilung zu beweifen gefucht, baß 
das Recht, was fie dem. Ober-Präfiventen zufchreibt, das Recht 
nämlich, fubjeltio zu urtheilen über die Ehrenhaftigfeit eines Lands 
tags⸗Abgeordneten, aus dem Mangel fpezieller gefeglicher Beftim- 
mungen hervorgehe, jo wie Durch Das bisherige Verfahren in ähn⸗ 
lichen Fallen ‚begründet fei. Ich erfläre aber, daß, wenn — was 
ich nicht weiß — in ähnlichen Fällen bereits, wie im gegenwaͤrti⸗ 
gen alle, verfahren It, bie früheren Gefegwibrigfeiten die gegen- 
wärtige Gefetwidrigfeit num und nimmer rechtfertigen können. Mei- 
ner Anficht nach, mußte der Graf von Reichenbach, da fowohl 
nad) der gegenwärtigen Geſetzgebung, ald nad) Dem vorliegenden 
Entwurf eine Befcholtenbeit gegen ihn nicht vorliegt, zum gegen⸗ 
wärtigen Vereinigten Landtage einberufen werden, oder, fofern Dem 
Bedenken entgegengetreten, jo mußte in ®emäßhelt der jet vorge⸗ 
letenen Allerböchften Kabinets⸗Ordre die Allerhöchfte Entſcheidung 
darüber eingeholt und bis dahin oder bis zum Erfcheinen eines rechto⸗ 
fräftigen Erfenntniffes in der Graf Reichenbach'ſchen Unters 
fuhungsfache der Stellvertreter ded Grafen von Reichenbach, 
der Landrat Hoffmann, einberufen werden. Näher auf das Gut: 
achten einzugehen, halte ich nicht fiir nothwendig. Ich erlaube mir, 
folgenden Antrag vorzulegen: 


„Seine Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, die ſubſidiariſche Wahl 
des Grafen Eduard von Reichenbach zum Landtags-Abgeordneten für die Ritters 
fchaft der Kreife Brieg, Oppeln, Kreuzburg und Falkenburg — weil fich geſetz⸗ 
lich gegen fie nichts erinnern laſſe — aufrecht zu evhalten und ben Grafen 
Eduard von Reichenbach — da bie prinzipale Wahl vie Allechüchfte Dieyens 
fation nicht erhalten — fofort zum Vereinigten Landtage guädigft einzuberujen, 
oder, falld die gegen den Grafen Eduard von Reichenbach eingeleitete Kriminal⸗ 
Unterfuchung dieſerhalb Hinderniffe in den Weg legen follte, den Lepteren bis 
zur gerichtlichen Entſcheidung durch feinen Stellvertreter, kandrath Hofmann, 


vertreten zu bdaſſen.“ 
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Abg. Freiherr von Vinche: Wir ſind dem verehrten Mitgliede 
für die Stadt Görlitz, glaube ich, zu großem Danke verpflichtet, 
daß er nach) mandyen perfönlichen Abſchweifungen, Die mit der vor- 
liegenden Frage und namentlich mit der Prinzip - Frage nicht in Vet⸗ 
bindung ftehen, die Diskuffion auf den eigentlichen Stanppunft 
zurüdgeführt und namentlich, die Diſtinction begründet hat zwifchen 
der Kompetenz⸗Frage und, für den Fall, daß die Kompetenz bes 
wiefen werden möchte, der Anwendung auf den vorliegenden Fall. 
Ich Tann übrigens mit allen von ihm gezogenen Folgerungen mid 
nicht einverſtanden erklären; ich bin vielmehr der Anficht, Daß dem 
Ober Bräfidenten weder die Kompetenz zuftand, Die vorliegende 
Frage zu entfeheiden, noch Daß er für den Fall, daß man biefe 
Srage bejahen möchte, von Diefer Kompetenz den rechten Gebrauch 
gemacht hat. | 

Was zunäcft die Kompetenz betrifft, fo find wiederholt ſowohl 
von den verehrten Mitgliedern als auch son dem Herrn Landtages 
Kommifjar. die gejeplichen Beftimmungen. und entgegengeführt wor⸗ 
ben, daß nämlich die einzelnen Provinzial Landtags. Kommifiare 
nur Dad Recht haben, zu enticheiden, ob eime Wahl in Bezug auf 
die Form und auf die Eigenfchaften der Gewählten als gültig ans 
zumehmen fei, und daß eben nur folches Recht auch früher Se, 
Majeflät der König, um eine allgemeine Einheit in dieſen Ents 
ſcheidungen herbeizuführen, fid) felbft vindizirt, aber fpäter daſſelbe 
Recht uberlaffen hat an die Immebiat- Kommiffion für ſtaͤndiſche 
Angelegenheiten. Es if alfo das Wort „Beftätigung”, wenn es 
auch in einzelnen Kabinets⸗Ordres vorfommen mag, meines Er⸗ 
achtens nicht geeignet, um in dem vorliegenden Falle die Sache genau 
zu bezeichnen, weil ich damit den Begriff verbinde, daß Dadurch 
auch über die Perfon als ſolche entſchieden wird, daß fie zu ber 
Stelle erhoben werde, Die fie einnehmen foll, wie e8 5. B. für bie 
Wahl der Ober-DBitrgermeifler für geößere Städte der Königlichen 
Beftätigung bedarf. Im legteren Falle fommt es nidjt blos Darauf 
an, ob die Wahl richtig volljogen worden ift, ſondern wer ber 
König nicht will, den beftätigt er nicht, So ift e& aber nicht bei 
den Abgeoroneten zum Landtage; bier involvirt Die BeRäkigung wur 
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Die Frage, sb in Bezug auf Die Form der Wahl und auf die Eigen: 
ſchaft Der Gewaͤhlten Maͤngel obwalten, und wenn bie Beftätigung 
ercheilt wird, fo beißt Das nur: ein Mangel hat in dieſer Bezie⸗ 
Yung nicht vorgewaltet. Dies habe ich vorausgefchidt, um und 
über den Begriff des Wortes „Betätigung“ nicht zu täufchen. Es 
fieht alfe die Suhe fo, daß der Provinzial» Landtags » Kommiftar 
oder der Ober» Präfivent Darüber zu befinden hatte, ob dem Grafen. 
von Reichenbach fämmtliche näthige Eigenjchaften und namentlich, 
warum es ſich hier handelt, die Eigenfchaft der Unbefcholtenheit zur 
Seite Hand. Sonach hat er nun nad) den Haren Worten des Ges 
jeges nidyt das Recht, irgend einem Abgeordneten eine Eigenſchaft 
beigulegen oder zu nehmen, fondern nur das fait accompli an⸗ 
zuerfennen, ob der Mann befcholten oder unbeichsiten if. Es 
ift beinesweges, worin ich dem vorigen Redner beipflichten muß, Die 
exorbitante Befugniß in die Hände bes Ober⸗Praͤſtdenten gelegt, 
einen Mann für beſcholten zu erklären; ich jage Die erorbitante Be⸗ 
fugniß, inſofern ein Eingelner Darüber erfennen fönnte, nicht ein Kolle⸗ 
gium; intofern Jemand, der fein richterlicyes Amt bekleidet — trog der 
Reihistenntniffe, Die dem Herrn Ober-Präfidenten von Wedell in 
geoßem Maße zur Seite ſtehen — nur ein Adminiſtrativbeamter über die 
heiligften Ehrenrechte entjcheiden follte: ſondern die gefepliche Ber 
fugniß des Oberpräfidenten befchräntt ſich lediglich darauf, feftaußellen 
und. anzuerlennen, ob em Mann bereits in gefehlicher Weiſe bes. 
ſcholten erklärt worden ift, und das kann meiner Ueberzeugung nach 
nicht durch den Ober» PBräfiventen, fondern auch nach der bisherigen 
Gefetzgebung nur durch das fompetente Kriminal- Gericht oder Durch 
ein. Uriel der: Standesgenoſſen gejchehen, und dieſe Anficht muß ich 
namentlich für Die Provinz fefthalten, um bie es ſich ‚hier Handelt, 
da nad) der Kreis- Ordnung für bie Provinz Schleſien ausdrücklich 
bie Norm beſteht, Daß über Die Befcholtenheir eines Mitgliebed des 
Standes der Nitterfchaft nur die Ritterfchaft des betreffenden Krei⸗ 
ſes zu entſcheiden hat, eben fo wie Died aud) in ber. ‘Provinz, wel- 
cher ich angehöre, ver Fall if. 

Es iſt zwar Dem entgegengeftelli worden, Daß bad Urtheil mw: 
die wveioſtaͤrrdiſchen Rechte tangive,. Daß aber Feinenmeges über bie 
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Befugnis, auf dem Provimial-Landtage zu erfcheinen ,. dadurch ent⸗ 
fhieben fel. Das ſcheint auf einem Mißverſtaͤndniſſe zu beruhen. 
Weil dem Provinzial» Landtage in zweiter Inftanz Das Urtheil zu⸗ 
fteht, jo kann fchon deshalb weder dem Provinzial» Landtage, noch 
einem Königlichen Beamten, welcher eben der Kommiſſar des Pro⸗ 
vinzial » Landtages ift, das Recht beigelegt fein, die Befcholtenheit 
auszuſprechen. Es würde Dies ein wunderbares Rejultat zur Folge 
haben. Der Minorität eined Kreistages, in dem hier vorliegenden 
Falle der Minorität des Kreistages zu Neiffe, fteht ja das Recht 
zu, gegen Die Entjcheidung der Majorität an den Provinzial» Land 
tag zu appelliren. Wenn nun die Minorität von einem folchen 
Rechte Gebrauch machte und die Majorität des Standes auf Dem’ 
Provinzial: Landtage den freifprechenden Ausſpruch der Majprität 
der Kreiöftände beftätigte, alfo hier den Grafen von Reichenbach, 
für unbefcholten erklärte, jo würde der Stand der Ritterfchaft Damit 
erklären, daß der Graf von Reichenbach dem Landiage angehören. 
fönnte, während der Königlihe Kommiſſar ihm das Anerfenntnig 
verfagte. Das würde einen fo auffallenden Kontraft. herbeiführen, 
dag ich ihn mir nicht denken kann und ich glauben muß, daß ber 
Gefepgeber einen foldhen Fall nicht. hat wollen Tönnen, indem: er Die 
Kreis: Ordnung erließ. Er wollte vielmehr nur feftfegen, daß bie 
Standesgenofien des Kreiſes — die Männer, weldyen ald Nachbarn 
Das gründlichite Urtheil über den füttlichen Werth zuſteht — über 
die Beicholtenheit eines Ritterguts⸗Beſitzers entfiheiden und hierbei 
Die zweite Inftanz dem Provinzial-Landtage zuftehen folle. Der 
Anficht, Daß dem Ober: Präfidenten zuftehen foll, über die Beichols 
tenheit zu entfcheiden, kann ich demnach nicht beiftimmen. Er Hat 
blos die Eigenſchaft anzuerkennen, die ſchon da ik, er bat aber 
feine Eigenfchaft zu geben noch zu nehmen; denn dieſes „rede vers 
leiht ihm das Gefeg nicht, und mehr, als das Geſetz in einer fo 
hochwichtigen Sache ihm einräumt, wirb man ihm in keiner Weife 
einzäumen wollen, 

Es ift dagegen angeführt worden, daß auf bie Wahls Bere 
ſammlung relurirt worden fei, und man. bat. gefagt, die Wahls 
Berfauunlung ber Ritterſchaft ber 4 Kreiſe wäre ber Entſcheidung 
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des Ober» Bräfipenten beigetreten, indem fie bie zweite Wahl vor- 
genommen und gewählt hätte, ohne den Grafen Reihenbad 
wieder zu wählen. Ich kann nicht einfehen, ‘wie man aus der 
zweiten Wahl ein folhes Moment ableiten wollte; denn einmal be⸗ 
ſchraͤnkt man ja durch eine folche Anſicht eben die Befugniß bes 
Ober» Präfidenten, wenn fie wirklich zu Recht beftanden hätte. Aber 
bie zweite Wahl-Berfammlung hatte auch über dieſen Fall gar nicht 
zu entfcheiden; denn fie hatte Feine anderen Befugniffe, als die ihr 
das Geſetz beilegt. Hätte fie ſich über Diefen Fall erklärt, jo wäre 
es gerade fo geweien, ald ob man dem Magiftrat zu Berlin eine 
Cognition über Entfcheidungen des Polizei⸗Praͤſidiums beilegen 
wollte, was ihm nicht aufteht. Eine Wahl- Corporation hat nur 
zu wählen und allein viefe Befugniß zu erfüllen. Die Befugniß, 
über die Beichoftenheit oder Unbefcholtenheit zu entfchelden, fteht 
allein der Kreis⸗Verſammlung desjenigen Kreiſes zu, welcher bie 
betreffende Perſon angehört, Feinesweges der Wahl-Verſammlung. 
Die Wahl-Berfammlung wäre infompetent Dazu gemwefen. Sie 
konnte den Grafen Reichenbach wieder wählen; aber hätte ſie fich 
ein Urtheil über feine Beicholtenheit oder Nichtbefcholtenheit erlaubt,’ 
fo hätte fte fi außerhalb des Geſetzes befunden. 

Wenn ich hiernach die Kompetenz bed Ober- Praͤſidenten nicht 
fuͤr begruͤndet halten kann, einen Mann fuͤr beſcholten oder unbe⸗ 
ſcholten zu erklaͤren, fo kann ich auch, ſelbſt für den Fall, daß man 
ihm dieſes Recht beilegen wollte, nicht finden, Daß er einen geſetz⸗ 
lichen Gebrauch davon gemacht hat. Ich finde nirgends in ben 
Geſetzen, daß die fländifchen Rechte ruhen follen; ich finde nur 
den Begeiff von Befcholtenheit oder Unbefcholtenheit, und fo lange 
Jemand befcholten ift, hat er überhaupt fein ftändiiches Rechts ich 
finde aber nicht, daß in irgend einer gejeglichen Beftimmung, fet 
es in. einer Provinzial⸗Verordnung oder in der. Verordnung vom 
3. Februar d. J., von einem Ruhen der ftändifchen Rechte die Rebe 
ſei. Es koͤnnte mir eingewendet werden, Daß es darauf. nicht ans 
fomme, weil die Wahl Des Grafen Reichenbach noch nicht zu 
Recht beftanden habe, weil fie noch nicht perfekt geweſen ſei; aber 
Davon iſt nicht Die Mebe, Es Handelt fich blos um bie Möglichkeit, 

IV. 12 


— 118 — 


gewählt zu werben, um die Dualifiention dazu. wegen Unbeſcholten⸗ 
heit oder um die Unfähigkeit wegen Befcholtenheit, umd daß: Das 
paſſive Wahlrecht in irgend einem Falle ruhen folle,. das ift in kei⸗ 
nem Gefege vorgefchrieben. Es kann auch der Spezialfall, meldger 
aus ver Rhein Provinz angeführt worden ift, nidyt entſcheidend fein, 
weil dieſe Entſcheidung eben nur für einen Spezialfall gegeben, fuͤr 
eine Provinz erlaſſen, aber nicht publizirt worden iſt, und. es kann 
ſehr wohl möglich fein, daß Die Kalle ſehr verſchieden find, Immer 
aber iſt das Die Hauptſache, daß nur gehörig publiziete Geſetze maß⸗ 
gebend fein und gefebliche Geltung ‚haben können. : 

Wenn alſo nirgends gefagt Hi, Daß die ſtaͤndiſchen Rechte ru⸗ 
ben ſollen, fo. kann namentlich eine Kriminal⸗Unterſuchung nicht ein 
ſolches Ruhen herbeiführen. Sch kann mit der. Abtheilung darin 
nicht einverftanden fein, daß Jemand, weil eine Unterſuchung gegen 
Um eingeleitet ift, als beſcholien angefehen werben koͤnnte, und 
wenn felbft, wie es heißt, die Anflcht des Publikums dahin gehen 
follte, fo kann dies feinen gefeplichen Effekt haben. 

Es kommt vielmehr dabei nur darauf an, ob ein Erkenntniß 
vorliegt, welches die Befcholtenheit ausgeſprochen hat; die bloße 
Einleitung der Unterfuchung kann hier um fo. weniger von Effekt 
fein, als unfere Kriminal⸗Ordnung gar keine beſtimmien Kriterien 
enthält, woraus man entnehmen Tann, mann: eine Untexfuchung 
eingeleitet worden if. Es ift nur im Allgemeinen von der Auf⸗ 
nahme bes Thatbeſtandes, von der. Bernehmung ver Zeugen Die 
Rede und demnaͤchſt davon, Daß der Verdaͤchtige vernommen wer⸗ 
ben fol. In welchem Stadium die Friminaf-lnterfuchuug als ein⸗ 
geleitet betrachtet werben fol, darüber enihält vie Kriminal⸗Ord⸗ 
zung kein Wort, es ift feine pofitine Beftimmung. darüber va, won 
welchem Termin an die Unterſuchung eingeleitet: iſt. In Beireff--ves 
Verbrechens, welches gerade vorliegt, des Mäieftätd - Venbrechens, 
welches weſentlich mit Dem geſetzlichen Begriffe der Injurie zufam⸗ 
menfaͤllt, inſofern es um die Beleidiging ‚ber: Allerhöchſten Perſon 
des Landesherrn ſich handelt, bemerke ich, daß es is feinem Rechto⸗ 
begriffe außerordentlich ſchwankend iſt und zu den verſchiedenſten 
Anfichten ber Richter führen kann. Sch will nur ein Meilpiel dafüur 
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anführen, das zu der Zeit des großen Königs, Friebrich!s des 
Großen, vorgefommen iſt. Es wurde dem Könige eine Denuncia⸗ 
tion eingereicht, worin bie Kritik des Berfahrens eines Königlichen 
Buͤrgermeiſters als .Majeftäts» Beleidigung angefeßen wurde, . Der 
König erwiderte hierauf: „Ic hoffe, Daß man mir nicht alle Dumm+ 
heiten zuvechnen wird, die in meinem Reiche vorgehen.” . Das möge 
genügen, um das Schwanfende des Begriffes des Majeftäts + Ver- 
brechens zu zeigen. Es Tommt noch hinzu, daß unfere gefeglichen 
Beitimmungen im Einflange mit dem römifchen Recht ed blos von 
der Anfidht Sr. Majeftät des Könige abhängig machen, ob ein 
Majeftäts- Verbrechen anzunehmen ift ober nicht. Es ik 8. 201 
und. 202 des Strafrechtes ausdruͤcklich gefagt: 

„Alle über diefes Verbrechen abgefaßten Straferfenninige müffen dem Landes⸗ 

herrn befonders vorgelegt und ihm anheimgeflellt werden, Inwiefern er dabei von 

feinem Begnabigungsrechte Gebrauch machen wolle. 

Serner, wenn bei der Unterfuchung fich findet, daß das Verbrechen der bes 

Yeidigten Majeftät aus Wahnfinn und Serrüttung der Verftandesfräfte begangen 
worden, fo foll der Thäter in eine öffentliche Anftalt gebracht und nichk eher 
. wiederum entlaffen werben, als bis man von feiner MWiedetherſellung zwerlaſfig 

verſichert iſt. 

Ga geht daraus hervor, daß der Geſetzgeber das Verbrechen 
der beleidigten Majeftaͤt ſchon als an die Idee Des Wahnſinns grän- 
zend angenommen und ed ganz der Perſon des Königs uͤberlaſſen 
Bat, darüber in jedem einzelnen Falle zu entſcheiden, ob er Dadurch 
ſich feldft für beleidigt Hält und Die Unterfuchung deshalb vorgenom⸗ 
men wiſſen will. Es wird alfo blos von feinem Urtheile abhängen, 
ob der Beleidiger gefetzlich verfolgt werden fol. Es iſt alſo jede 
Unterfuchting über Die Majeſtäts-Beleidigung, fo lange des Könige 
Majeſtaͤt ſich nody nicht Darüber auögefprochen Haben, lebiglich als 
eine Information für des Königs Entſchließung anzufehen,; und es 
fana nur daun, wenn der König felbit gefagt hat, daß er der Un⸗ 
wrfuschumg: Forigang geben wolle, das gefaͤllte Erkenntniß ins Leben 
weten; alſo faͤngt die Sache in Beziehung auf. das Majeftäts⸗Ver⸗ 
brechen eigentlich erſt hiermit an. Außerdem iſt vielleicht aus dem⸗ 
ſelben Grunde, weil eben der Geſetgeber ſich zu ſehr erhaben dachte 
Aüber ven. Begröff einer gewöhnlichen Beleidigung, die eima- einenr 
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Privatmann zugefügt werden Tann, durchaus im Gefege nicht Die 
Rede davon, daß duch bloßes Berbreiten von Schriften 
das Berbreihen der Majeftäts-Beleivigung konfummirt werben könne, 
während vorher, wo es fih von Erregung von Mißvergnügen 
gegen die Regierung handelt, im 6. 115 und folg. ſchon Die 
Berbreiter derartiger Schriften mit Strafen bebroht find. 
Ich muß. alfo fehr zweifeln, ob nach ven Begriffen, welche das 
Strafrecht von der Majeftäts- Beleidigung enthält, blos wegen Ber- 
breitung eines verbotenen Buchs auch auf Majeſtäts⸗Beleidigung 
erfannt werden Fönnte. Aber um fo weniger kann Daraus eine Be⸗ 
fcholtenheit hergeleitet werben, daß in Betreff dieſes fehr ſchwan⸗ 
fenden Rechtöbegriffes blos eine Unterfuchung und weiter aiches ein⸗ 
geleitet worden iſt. 

Wenn ich hiernach annehmen muß, daß weder die Kompetenz 
des Ober⸗Praͤſidenten, über den vorliegenden Fall zu entfcheiden, 
gerechtfertigt, noch Daß er befugt war, in Bezug auf Die wegen 
Majeftäts-Verbrechen eingeleitete Unterfuchung eine Befcholtenheit 
anzunehmen, jo muß ich ferner annehmen, daß, wenn man dieſen 
beiden Schlußfolgerungen beiteitt, da8 Amendement, welches ber 
geehrte Rebner ‚vor mir geftellt hat, vollfommen gegründet iſt. In 
dDiefem Halle aber wäre die Wahl als rite vollzogen und perfeft 
anzunehmen, weil keine Gruͤnde vorliegen, um fie zu bemängeln, 
und deshalb wäre Die zweite Wahl nicht rite vollzogen, und men 
würde, ohne daß man Veranlaſſung hätte, eine Beſchwerde über 
ben Ober» Präfidenien daran zu Tnüpfen, welcher — ich bin pers 
fünlicdy mit ihm befannt und darf vielleicht jagen befreundet -— ganz 
gewiß von feinem Redyte überzeugt geweſen ift, die .Bitt! an Se. 
Majeftät den König zu richten haben, den Grafen Reichenbaqh 
zu dem Vereinigten Landtag einzurufen. 

Zuftiz- Minifter Ahden: Ich wollte mir erlauben, auf Das, 
was ber verehrte Here Redner geiprochen hat, einige Bemerkungen 
zu machen. Es ift abermals erwähnt, daß die Keiminal- Orbuung 
ſich nicht fo beflimmt Darüber ausfpräcde, wann. eine Unterſuchung 
als eingeleitet angefehen werben könnte. Ich kann ganz von’ ben 
desfallſigen Beftimmungen ber Kriminal⸗Ordnung abſtrahiren, weis 
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in dem gegenwärtigen Falle gerade durch einen Beichluß des Kolles 
giums die förmliche Einleitung der Unterfuchung befchlofien worben 
if. Was ferner die Vorfchriften des Landrechts über die Maje⸗ 
ftätö Beleidigungen betrifft, jo unterfcheidet daſſelbe zwei Arten der⸗ 
felden, naͤmlich wirkliche Schmähungen und unehrerbieiige Aeuße⸗ 
rungen. Wegen der erfteren beftimmt der 8. 199 des A. L. R. 
Th. Tit. 20 wörtlid): 
„Ber fich des Verbrechens ber beleidigten Majeftät durch ehrenrührige Schmaͤ⸗ 
hungen des Oberhaupts im Staate mit Worten, Schriften ober anderen finus 
lichen Darſtellungen fchuldig macht, der hat zwei⸗ bie breijährige Zuchthaus⸗ ober 
Fefkungaftrafe verwirkt.“ 

Ueber die Auslegung dieſes Paragraphen ift fein Zweifel bei 
den Berichten, und wegen Berbreitung folcher Schmähungen ift die 
Unterfuchung eingeleitet, und auch das Kammergericht war der 
Anficht, daß derartige Schmähungen in ber fraglichen Schrift ent⸗ 
halten find. 

Dagegen hat die Beftimmung wegen unehrerbietiger Aeußeruns 
gen allerdings zu Zweifeln Beranlaffung gegeben, und es find ver- 
fehiedene Erfenntifle, theils ſtrafende, theils freifprechende, erfolgt. 
Der 8. 200 lautet nämlich wörtlich dahin: 

„Auch ſchon andere dergleichen boshafte, die Ehrfurcht gegen ben Landecherrn 
verlegende AHeußerungen, über die Perſon und Handlungen deſſelben, follen mit 
Gefaͤngniß⸗ oder Feſtungsſtrafe auf Sechs Monate bis zu Einem Jahre geahns 
bei werben.‘ 

Ich gebe allerdings zu, daß dieſe Beſtimmung zu Zweifeln 
Beranlaffung geben kann, eben weil bie Faſſung richt prägzife iſt. 
Wenn ferner behauptet worden, daß die Erfenntniffe der Gerichte 
nur Entwürfe wären, fo muß ich das in Abrebe ftellen. 

Der 8. 201 fagt nur: 

‚Alle über dies Verbrechen ver beleivigten Majeftät (88. 197 — 200) abge: 
faßte Straferkeuntnifie müſſen dem Lanbesheren befonders vorgelegt und ihm 
omheimgeflellt werden: inwiefern er dabei von feinem Begnadiguugsrechte Bes 
brauch machen wolle.” 

Der Zwech der Vorlegung ift nur der, ob Des Könige Maje⸗ 
fat ſich bewogen fühlen möchten, in dem betreffenden Falle Gnade 
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für Recht ergehen zu laſſen; bie richterliche Entſcheidumg wird aber 
Daburch nicht angefochten. Dagegen war ia der Kriminalordnung 
feſtgeſetzt, daß auch Die Erkenntnifſe wegen Majeſtätô⸗Beleidigung 
an das Juſtiz ⸗Miniſterium zur Beſtaͤtigung eingereicht werben ſollten. 
Diele Vorſchrift aber, fo wie Der gebachte 8. 01, iſt von des jetzt 
regierenden Königs Majeftät aufgehoben. 

Die erkannten Strafen werben deshalb nach rechtöfräftigem Er⸗ 
kenntniß volffiredt und fünnen nur im Wege der Gnade auf anges 
brachte Bitten erlaffen werben. 

Diefe Beſtimmung war längft in Kraft, als bie Unterſuchung 
wegen Majeſtaͤts⸗Beleidigung wider den Grafen von Reichenbach 
eingeleitet wurde. 

Schließlich bemerke ich noch, Daß, wenn nach 8. 199 auf 
Strafe erfannt wird, zugleich der Verluſt der Rational» Kolarbe 
wegen Mangel an pairistifcher Geſinnung eintritt. 

Abg. Milde: Ich werde mich überheben Tönnen, nad dem, 
was von beiden geehrten Rebnern vor mir gefprochen umd über den 
Gegenſtand geäußert worden ift, Darauf einzugehen und die Gründe 
nachzuweifen, um weshalb. auch ich Deren Meinung vollkommen 
theile, daß die gegenwärtige Rage der Gefepgebung keinesweges 
einem Aominiftrativ-Beamten, fo hoch er auch fiche, daß Recht 
zumißt oder giebt, über die Beicholtenheit eines Mannes abzuurthei- 
len. Es ift in unferer ganzen Gefebgebung vielmehr durchgehends 
der Orundfag geltend, daß eben nur die Standfchaft über die Be⸗ 
fholtenheit eines Mannes zu urtheilen habe, und es ift fehr richtig 
von dem Redner, der vor dem Herrn Juftizminifter geſprochen hat, 
hervorgehoben worben, daß Die Beftätigung bei und für bie Wahl 
der Landtages Abgeorpneten Diefelben zu foldyen nicht erſt mache, 
fondern daß die Beitätigung einfach einer Pruͤfung gleich zu achten 
ift, in welcher allein feftgeftellt wird, ob der Gewählte Die gefeb- 
lichen - Erforberniffe in ſich vereine, jedoch mit Ausfchluß der Frage 
über den befcholtenen Ruf, welcher, wie ich glaube, allein von ben 
Standesgenofien feftzuftellen if. Auf ven fpeziellen Fall eingehend, 
werde ich einige Aeußerungen machen muͤſſen, bie unangenehm bes 
ihren, bie aber zur Kenniniß der Sadye mir allerdings nöthig er- 
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ſcheinen. Nach meiner innigſten Ueberzeugung wirbe das Gutach⸗ 
ven ber dritten Abtheitung ganz anders ausgefallen fein, wenn ſtatt 
eines Promemoria die gefammten Akten vorgelegen hätten, denn es 
wirde ſich Daraus hevporgeitellt haben, dag fich der Graf von 
Reichenbach mehr oder weniger in dieſem ganz fpeziellen Falle 
— ich lege Darauf eine bejondere Betonung, — in Diefem ganz 
fpezielen Falle ale ein Opfer feiner politifchen Ueberzeugung zu be- 
trachten hat. Bei der legten Anwejenheit Sr. Majeftät des Königs 
in unferer Provinz hat man den Grafen Reichenbach aus ber 
Naͤhe Sr. Majeſtaͤt entfernt zu halten gewußt, ob auf legale ober 
illegale Art, will. ich nicht unterfuchen. Der Graf Reichenbach 
iſt wegen. feiner politifchen leberzeugung in manchen Kreiſen ber 
Gefellſchaft feiner Standeögenofien nicht beliebt, und zwar weil er 
nicht mit den politiichen Anfichten der Majorität dieſer Kreije übers 
einftimmt; er ift bort eine persona ingrata; aber gerade darum um 
fo mehr hätte dies ein Argument fein follen, daß man gegen ihn 
Die größte Gerechtigkeit und Unparteilichkeit hätte walten laflen 
müflen, und ich muß zu meinem Bedauern befennen, daß, wenn in 
Diefer Art eine politifche Ueberzeugung, irgend weldyer Art fie auch 
fei, nach welcher Seite fie auch Hinneige, die Möglichkeit gäbe, daß 
Zemand in feinen Rechten oder in Ausübung feiner ftändifchen 
Rechte koͤnnte verhindert werben, ich Died tief bedaure, ja alles 
Ernftes gegen ſolches Berfahren proteftiren muß. Ic lege feinen 
Werth darauf, daß geftern von diefer Stelle behauptet worden iſt, 
daß, da die Wählerfchaft die zweite Wahl vorgenommen hat, fie 
auch zu erfennen gegeben habe, wie fie mit den Maßnahmen der 
Regierung in Bezug auf den Grafen von Reichenbach vollfoms 
men einverfianben wäre, und zwar um jo mehr, als von der Mis 
norität ein Proteſt gegen dieſe zweite Wahl- Verhandlung locirt 
werben ift. Ich muß bemerken, daß, wenn eine politiiche Richtung 
und deren laute Bekennung fchon Anlaß geben kann, eine Unter 
fuchung einzuleiten, und zwar, weil dieſe oder jene Aeußerung, Dies 
fer oder jener Auffag, welcher abgedruckt ift, dieſes oder jenes Buch, 
welche® bei einem ſolchen gefunden, eine Bafis geben koͤnnte, ihn 
für beſcholten momentan zu erklären und in der Ausübung feiner 
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ſtaͤndiſchen Rechte zu verhindern, ein ſolcher Zuſtand der Dinge 
allerdings hoͤchſt gefaͤhrlich waͤre, weil es dann überhaupt vorkom⸗ 
men koͤnnte, daß eine, zwei oder drei Wahlen uͤber denſelben Ab⸗ 
zuordnenden erfolgen koͤnnten, bis daß eine persona grata gefunden 
wäre. In dem Augenblick, als die erſte Wahl vollzogen wurde, 
war der Graf von Reichenbach ein ganz unbeſcholtener Mann, 
ſelbſt auch nach den Begriffen derer, die da glauben, daß eine ein⸗ 
geleitete Unterſuchung ſchon für beſcholten erkläre. Als Die Wahl 
vorgenommen wurde, war nämlich noch Feine Unterſuchung ge⸗ 
gen ihn eingeleitet. Erſt 8 bis 10 Wochen nachher gefchah Dies 
und zwar, wie ich mir zu bemerfen erlaube, auf die Ausſage eines 
Denunzianten, der ihm, dem Grafen von Reichenbach, bona 
fide im freundlichen Verkehr ein Buch abgeborgt hatte, was der⸗ 
felbe 2 oder 3 Stunden vorher in einem Couvert per Poft zugefandt 
erhalten, und welches noch nicht aufgelchnitten war. Sch frage 
Sie, meine Herren, wenn Jemand ein ungeöffneted Buch bekommt, 
von welchem er eben nur den Titel gefehen, und es Fommt Jemand 
zu ihm und fragt, ob er nicht von einem ſolchen Buche gehört, und 
er antwortet, ja, mir ift es zugefommen, und giebt es ihm, ich frage 
einen Jeden, ob nicht ein derartiger Sal fehr leicht Jedem von 
uns gefchehen kann, und Dafür feine ftändifchen Rechte ſiſtirt zu 
fehen, ift hart, ja mehr als hart. So ift mir Die Lage dieſer An⸗ 
gelegenheit hinterbracht, und fo fehe ich mic) verpflichtet, fie hier 
Darzulegen. 

Wenn es demnach überhaupt richtig ift, und ich glaube, es 
wird Riemand mich zu widerlegen vermögen, Daß Jemand um feiner 
politifchen Meinung willen, wie im vorliegenten Falle, fozial und 
politifch bedrängt werden, aber auch ferner bis zu einem gewifien 
Grade feiner Standfchaft verluftig gehen kann, fo tft es hier wich⸗ 
iig, ja unerläffig, daß bie beftehende Gefepgebung in vollitändiger 
- Gültigkeit aufrecht erhalten werde, und daß die Derfammlung vers 
lange, fo lange fein andered Gefeh über Beicholtenheit oder Defi- 
nition des guten Rufs beftcht, daß das beftehende erhalten werde, 
alfo Daß die Beicholtenheit nicht früher ausgefprochen werden fann, 
als bis ein rechtöfräftiges Urtheil erfolgt oder die Siandſchaft bie 
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Beſcholtenheit erklaͤrt hat. Ich trete deshalb dem Amendement bei, 
und ich glaube, Daß, indem wir Se. Majeftät bitten, die erfolgte 
Wahl des Grafen von Reichenbach als gültig anzuerkennen, wir 
namentlich hervorheben, Daß wir nicht mehr als das Geſetz, aber 
Das Geſetz wahr haben wollen. 

Aaäandtags Kommiſſar: Der verehrte Redner hat zuerſt eine Bes 
ſchwerde geführt, Daß der Abtheilung die Akten nicht vollftänbig vor 
gelegt wären, jondern nur ein Promemoria. Ich kann verfichern, 
Daß Diefes Promemoria Alles enthält, was aus den Minifterials 
Aften zur Sache wefentlid) Gehörendes zu entnehmen war. Auf 
bie Alten des Ober -Prafiviums ift nicht zuruͤckgegangen und bas 
Berlangen aud) nicht darauf geftelt worden. Ich glaube aber 
fchwerlid), daß man in dieſen Aften das Anerfenntniß finden würde, 
Daß der Ober⸗Praͤſident den Grafen von Reichenbach wegen 
politischer ‚Tendenzen audgefchlofien habe, Ein zweiter Angriff, ber 
gegen das Gouvernement gemacht wurde, lautete dahin, Daß der 
Graf von Reichenbach bei der letzten Anwefenheit Sr. Majeftät 
bed Königs in Schlefien von der Allerhöchften Perſon durch gewiſſe 
Mittel entfernt ſei; ob geſetzlich oder ungeſetzlich, ließ der geehrie - 
Redner dahingeftellt. Sch fordere denfelben auf, Die Mittel au 
nennen. 

Abg. Milde: Ich weiß nur, daß dem Grafen von Reis 
chenbach mittel- oder unmittelbar durch den Präfldenten ded Re: 
gierungs⸗Bezirks Oppeln infinuirt worden ift, daß er ſich entfernt 
zu hatten habe von einem efte, weldyes zur Feier der Anweſenheit 
Sr. Mafeftät veranflaltet wırde. Daß der Graf dieſes ausge: 
fprochen hatte, habe ich felbft gehört, und ich provozire auf einen 
Brief, den der Graf von Reichenbad in jener Zeit an Se. Ma⸗ 
jeſtaͤt oder an den Herrn Miniſter geſchrieben hat. 

Sandtags- Kommiſſar: Ic weiß kaum, was ich hierauf ers 
wibern foll, If das Feft von Sr. Majeſtaͤt dem Könige gegeben 
worden, fo verfteht es fich von feldft, daß Allerhoͤchſtdieſelben Dazu 
die Gaͤſte einladen mußten; gab Iemand anders ein Zeft, fo konnte 
es nur ihm zuftehen, feine Gaͤſte auszuwählen. Ein illegales 
Mittel, den Grafen von Reichenbach von der Perfon Sr; Ma- 
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jeſtaͤt zu entfernen, kann darin aber gewiß nicht gefunden werden. 
Außerdem aber habe ich noch, was die Beſtaͤtigung der Wahl bes 
trifft, etwas zu bemerken. Es ift won zwei Mebnern behauptet wor: 
den, Daß die Wahl perfeit geweſen fei und. keiner Beftätigung be> 
durft habe, Dieferhalb muß ich mich zum zweitenmale auf eine 
authentiſche Interpretation beziehen, welche Se. Majekät Der König 
in. dem: Landtags -Abfdyiede für” die Brovinz Weftphalen zu geben 
geruht haben. Darin heißt ed: „Wenn aber Unſere getvenen Stände 
ferner beantragen, baß künftig eine. Betätigung. der Wahlen nicht 
mehr ſtattfinden möge, jo machen Wir denſelben bemerklich, Daß 
nad) 8. 28 des Geſetzes vom 27. März 1824 ver Landtags⸗Kom⸗ 
miffarius zu prüfen bat, ob die Wahlen in der Form und nad) 
den Eigenfchaften der Abgeordneten der Vorſchrift gemäß gefchehen 
find, Die vorgefchriebene Prüfung aber das Recht der Berwerfung 
ober Anerkennung einfchließt, und es lediglich Unferer Entſchließung 
vorbehalten bleiben muß, ob Wir dieſes Recht felbft ausüben oder 
anderweitig belegiren wollen.“ Der Regel nad, Haben ©. Maier 
ſtaͤt der König dieſes Recht auf Die flänbifche Immediat - Kommiſſion 
delegirt, wie wir Died hier mehrfach vernommen Haben. In dem 
vorliegenden Falle aber haben Allerhöchfidiefelben vie Entſcheidung 
treffen müffen, weil es fi) darum handelte, ob Die Wahl des Baus 
ders des Grafen, bei welchem der 10jährige Beſitz nicht nachgewie⸗ 
fen werden fonnte, im Wege der Dispenfatim zu beitätigen ſei. 
Se. Majeftät der König haben dieſe Betätigung nicht ertheilt und 
bei dieſer Veranlaffung den in subsmlio rite geiwählten: Grafen von 
Strachwitz beftätigt. Demnach beharre ich Dabei, Daß bier eine 
vollftaͤndige und eine nicht vollftändige Wahl in Frage ſteht; der 
einen fehlt. die Beftätigung, fie ift Daher unvollkändig; Die andere 
Mahl des Grafen von Strachwitz ift durch die Beltätigung per⸗ 
fet und rechtsbeſtaͤndig. Deshalb Tomme ich auf meine geftrigen 
Bemerkungen zurüd, Daß die Verfammlung Davon abftrahiren möge, 
ob der Graf von Reichenbach befcholten fei oder nicht; ich mei⸗ 
nerſeits erfenne gern an, daß ich ‚ihn durch Die Einleitung ber 
FriminalsUnterfuchung noch nicht für beſcholten halte, — ich bitte 
aber nochmals, von biefer Unterſuchung zurüdzulommen, weil es 
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fi) davon Hier nicht handelt, fordern Davon, welche Wahl bie 
rechtsbeſtaͤndige fei, weil nur dieſe aufrecht erhalten werben Tann. 

Abg. Milde: Nur ein Wort habe ich darauf zu antworten, 
was der Herr Landtags » Kommiffar vorhin zu fagen beliebte. ES 
kann ſich nicht Davon handeln, daß der Graf von Reichenbach 
nicht zu einem Feſte eingeladen worden ift, welches Se. Majeftät 
der König gegeben hat, fordern es tft von einer einfachen Praͤſen⸗ 
tation der Stände bei Sr. Majeftät dem Könige ober einem Feſte, 
welches die Stände zu Ehren der Anwefenheit des Landesheren vers 
anftsltet hatten, die Rede, und von Diefer Präfentation oder Fefte 
iſt derfelbe zurüdgehalten worden, und hat ſich, wie ich felbft ges 
hört, der Graf von Reichenbach darüber befchwerend an Se, 
Maieftät den König gewendet. 

Eine Stimme: Nur eine Bemerkung will ich mir erlauben... 

Sandtags- Sarfhall (unterbrechend): Sol dieſe Bemerkung eine 
perfönliche fein, dann Tann ich Das Wort geflatten, wo nicht, fo 
muß ich es ber Reihe nad) geben. 

Abg. Fehr. von Vinche: Ich bitte ums Wort zur Berichtigung 
eines perſoͤnlichen Faktums. Das, was der Herr Landtags» Kom 
milfar über die Beftätigung Der Wahlen gefagt hat, iR ganz genau 
baffelbe, was ich auch gefagt habe. 

Abg. Graf von Schwerin; Meine Herren, ich warde mir nicht 
erlauben, in dieſer, wie es mir ſcheint, ſehr einfachen Sache noch 
das Wort zu nehmen, wenn ich nicht glaubte, daß nachdem zwei 
beredte Redner gegen das Abtheilungs⸗Gutachten geſprochen haben, 
es wuͤnſchenswerth fein koͤnnte, auch noch etwas für daſſelbe anzu⸗ 
führen. Der verehrte Abgeordnete von Weſtphalen hat auch heute, 
wie immer, mit beredten Worten feine Meinung dargelegt. Ich 
muß aber gefiehen, daß dieſelben für mid) heute wenig Heberzeugens 
bes gehabt haben. Ich kann ihm nicht im Einzelnen folgen, ich 
glaube indeſſen, ed wird auch genügen, kurz auf Die Sadje einzus 
gehen und meine Meinung darzulegen; in biefer wird fich Die ges 
genüberfichende Auſicht erkennen laſſen. Wie der Herr Kommiffar 
bereitö geftern hervorgehoben hat, handelt es ſich in Diefem Augen⸗ 
bit um zwei Munfte, Der eine iſt ber, ob Die Wahl des fehigen 


Abgeorbneten von Strachwit rite vollgogen fei, woraus folgen 
wide, daß die Einberufung des Grafen von Reichenbach nicht 
erfolgen könnte. Was Diefen Punkt beteifft, fo kann es wenig zwei⸗ 
felhaft fein, Daß, wenn auch der Ober⸗Praͤſident als Wahl- Kom- 
miffarius gefehlt haben follte, indem er die Wahl des Grafen von 
Reichenbach für nicht rite vollzogen exachtete, Died Verfahren 
volftändig ausgeglichen worden durch den Akt ber neuen Wahl, Die 
Wahl-Berfammlung hat dadurch anerlannt, daB das, was der Ober: 
Bräfident von Wedell verfügt, richtig und Die neue Wahl noth- 
wendig fei, fie bat die Wahl ftattfinden lafien, und nachbem fie 
finttgefiinden, ift fie geprüft und anerkannt worden, und es fann 
daher nicht der geringfte Zweifel mehr darüber obwalten, daß in 
diefem YAugenblid der Herr Graf von Strachwitz Abgeordneter 
fei, und er muß nunmehr für diefe Wahlperiode es bleiben; es er- 
fedigt fid) alfo danach Die verlangte Einberufung des Grafen von 
Reichenbach von ſelbſt. Der andere Punkt ift die Beſchwerde 
gegen den Ober: Bräfiventen von Wedell. Bei Diefer würde es 
darauf ankommen, ihn nachzuweiſen, daß er fich in biefer Angeles 
genheit nicht innerhalb der Graͤnzen des Geſetzes gehalten habe, und 
ba bitte ich doch zunächft zu erwägen, Daß eine ſolche Beſchwerde nicht 
angebracht werben kann, wenn ed. nur zweifelhaft if, ob der Ober: 
Praͤſident von Wedell fich innerhalb des Goſetzes gehalten, fon- 
dern nur Dann, wenn ed ganz unzweifelhaft it, daß er es nicht ges 
tban bat. Es handelt ſich darum, den Antrag zu fiellen, einen Ber 
amten wegen Pflichtverlegung zur Beramtwortung zu siehen, und es 
it alfo eine fehr wichtige Sache, die nicht genau genug von und 
erwogen werben kann. Weil. id) mich Danach für ‚verpflichtet halte, 
bie Sache genau zu prüfen, fo bin ich die Befege durchgegangen 
und babe zu Feiner ‘anderen llebergeugung kommen Finnen, ale. u 
ber, daß der. Ober-Präfivent ſich innerhalb Der Graͤnzen des beſte⸗ 
henben Geſetzes bewegt habe, und ich glaube Dies ausdruͤcklich an⸗ 
führen zu muͤſſen, weil Dies in den verfchiebenen Eroͤrterungen, bie 
wir namentlich geflern gehört haben, in Abrede geflellt wurde. Es 
iR Doch zu jcheiden, was man grundfäglich richtig halten möchte, 
und was man Daher bei Gelegenheit der Geſetzgebung wünfchen 
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mößhte, und was das beſtehende Geſetz if. Dies ift aber ganz 
einfach in dem ſtaͤndiſchen Geſetz für Schleſten im $. 29 enthalten; 
es heißt: 


„Die geſchehene Wahl der Waͤhler iſt dem Landrath, die Wahl der Bezirke: 

Mähler und Abgeordneten aber dem Landtags⸗Kommiſſar, mit Einfendung der 

MWahl-Brotofolle, anzuzeigen. Lebterer hat zu prüfen, ob ſolche in der Form 

und nach den Gigenfchaften ber Abgeorpneten, ber Borfchrift gemäß, ‚gefchehen 

find. Nur wenn ex in biefer Beziehung Mangel findet, it er veutigh eine 
‚andere Wahl zu erfordern.” 


Es ift alfo in die Beurtheilung und Prüfung des’ Ober-Prä- 


Rschten geftellt, ob er die Eigenfchaften als vorhanden annehmen 
will oder nicht. Es iſt von dem Nebner aus der Provinz Welt: 


. phalen ein Unterſchied darin gemacht worden, ob Diefer Mangel bes 


reits ſtattgefunden habe bei dem Wahlakte feibft, und es war Werth 
Darauf gelegt, Daß er es nicht gewefen, fondern erſt fpäter zur 
Kenntniß. des Ober⸗Praͤſidenten gefommen ift, daß die Unterfuchung 
eingeleitet: ſei. Ich glaube aber, Dies ift von feinem Gffekt, bin 
vielmehr. der Meinung, daß es ganz gleichgültig, ob dieſer Mängel, 
den ber. Ober» Bräflvent erklannte, bereits da war beim Wahlafte 
ober eintrat während der Zeit, als ſich die Wahlakten bei ihm zur 
Brüfang befanden. Ich kann alfo nicht anders urtheilen, als daß 
der Ober-Präfident Die Befugniß hatte, darüber zu enticheiden, ob 
der Bewählte als Kanbdidat zuläffig wäre oder nicht. “Der Ober 
Praͤſident hat dieſe Entfcheidung gefällt, er hatte das Recht, diefe 
nad feinem ſubjektiven Urtheil über das Vorhandenſein der 
Wahl⸗Qualiſication zu fällen, und es Tann ibm .gefehlich Tein Bow 
wurf Darüber gemacht werben, baß er es geihan. Aber der Sache 
nach konnte er es nicht anders fällen, denn es wurde ihm zur 
Kenntniß gebracht, daß gegen den Grafen von Reichen bach von 
einem kompetenten Gerichte eine Kriminnl⸗Unterſuchung wegen: Max 
jeflaͤro ⸗Beltidigimg eingeleitet, auf das der Verluſt der: Rational⸗ 
KHekarde geſotzt iſt. Daß eine ſolche Unterſuchung eingeleitet werben 
konnte für eine ſolche That, muß hier außer Beachtung bleiben; 
darauf kann: cd nicht ankvmmen. Ich will dieſen Punkm nicht weiten 
eelren, | fordern nur jagen, Daß fi. 098.: zu "allen. Zeiten Finden 
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wird, daß in einzelnen Punkten die Sitte nicht gang mit Dem Ge⸗ 
feb im Einkiange fein wird. Daß in Bezug auf. Die Geſeße wegen 
der verbotenen Schriften und auf die Definition des Verbrechens 
der Majeftätö-Beleivigungen dies jetzt nicht ganz mehr der Hall if, 
wird man zwar wohl nicht beftreiten wollen, aber doch zugeben 
müſſen, daß es auf ven vorliegenden Fall von Feinem Einfluß fei. 
Die Kriminal-Unterfuhung war eingeleitet, alſo vollgültige Urfache, 
dem Abgeordneten, der gewählt worden war, ber aber noch Feine 
Beftätigung der Wahl hatte und daher nur Kandidat war, bie 
Dualifisation zu ſolcher abzuſprechen. Ich komme jebt anf den 
Punkt, ob der Ober-Vräfident von Wedell recht gethan habe, daß 
er, nachdem er den Grafen von Reichenbach für den Augenblick 
nicht für qualifizirt eradytete, nidyt den Stellpertreter einberief, fon» 
dern eine neue Wahl veranlafte, den Punkt, der auch im Gutach⸗ 
ten: erwähnt und den bereitS mehrere Redner hervorgehoben haben. 
In Diefer Beziehung deduzire ich. nun: wenn ein Abgeordneter da 
ift und verhindert ift, zu erfcheinen, tritt für ihn der Stellvertreter 
ein; Dies war aber hier nicht der Fall. Es gehoͤren bei ums zwei 
Alte dazu, einen Abgeorbneten zu machen, Die Waht und Die Aner- 
kennung der Behörden, daß alle Wahlbedingungsn vorhanden. Das 
Letztere war nicht der Fall, alfo Fein zu vwertretender Abgeorbiteter, 
fondern ein nicht qualifigixter Kandidat vorhanden, und ſomit war 
der ‚Ober: Präfident ganz in. feinem Rechte, daß er nicht. den Stell 
vertreter des Grafen von Reichenbach einberief, wenigſtens war 
für ihn feine Berpflihtung vorhanden, anders zu handeln, viel⸗ 
mehr halte ich es gang vollſtuͤndig in ber. Ordnung, daß der Ober⸗ 
Praͤſtdent eine neue: Wahl angeordnet hat. Es. iſt daher überall 
fein Brund der Beſchwerde. 

Abg. Hanfemann: Meine Hemen! Ueber den Nechtspimkt. in 
der vorliegenden Frage ift von mehreren Seiten, inobeionbere mis 
befondexem ‚Scmeflinn von dem geehrten Abgeordneten ber Broning 
Weſtphalen, fo Manches angeführt, daß ich mid). enthalte, darwer 
eiwas Weiteres zu jagen. Br mid) fleht es feſt, daß das Gefeß 
nicht hat ſagen wollen, ver Ober⸗Praͤſident fümue eine Thatſache, 
die micht erchittelt iſt, nach ſeinem eigenen Ermeſſen :feftftellee. Eo 
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ſind aber. andere Punkte bei. dieſer Angelegenheit, bie ich. glambe be⸗ 
rühren zu muͤffen. Bon der ſtaͤndiſchen Ehre, von der Ehre viefer 
Berſammlung haben wir viel bei Gelegenheit des Beſcholtenheito⸗ 
geſezes und bei Beranlaffung des gegenwärtigen Falles reden hören. 

Ich halte viel auf dieſe Ehre. Aber mir fiheint es eine Der 
größten Aufgaben der Verſammlung zu fein, nicht nur Die eigene, 
jonden auch. Die Ehre. eines Jeden zu ſchütßen. Es if eine der 
größten Aufgaben für eine ftändifche Verſammlung, Die Ehre derſe⸗ 
nigen zu ſchuͤtzen, welche Die Staatögewalt durch Anwendung ihres 
fubjeftiven Ermeſſens aus unferer Mitte. Heht. Ich . fordere Sie 
darum auf, meine Serren, daß Sie dieſen Punft der ftänbifchen 
Ehre, die Beichägung des Unterdrückten :gegen. die Staotegewalt, 
beſonders beruͤckſichtigen moͤgen. 

(Mehrere Stimmen: „Sehr gut.“) 

Ein anderer Punkt, der hierbei zur Erwaͤgung kommen muß, 
iſt der: Iſt es wahr, was ber ehrenwerthe Abgeordnete von Breslau 
angefuͤhrt bat, daß die politiſche Tendenz des Grafen von Rei⸗ 
chenbach eine Veranlaffung geweſen iſt zu deſſen Beſcholtenheits⸗ 
Erklaäͤrung. Ich. glaube, daß gerade jetzt, wo das Intereſſe für 
Polltik im Lande immer lebhafier wird, wir um ſo mehr Urſache 
haben, dahin zu ſtreben, daß: von Feiner Seite jemals politiſche Anz 
fichten eines Individuums. auf die Entfcheidung über politiſche Rechte 
einwirken mögen. Wir haben: zu dieſem Streben um fo mehr Grund, 
weil man nie wiſſen fann, wie die Dinge fi) wenden. Anfichten 
koͤnnen ſich aͤndern, und. heute kann verfolgt werden, wer geftern 
nicht verfolgt wurde. Gerechtigleit alfo, welcher Meinung man auch 
angehöre, tft die exfte Pflicht, die gebt werben muß. Nam gefiehe 
ich. meinerſeits, daß ich allerdings die Anſichten des guehrten Abge⸗ 
ordneten von Breslau inſofern thetle, als die Staats » Kegberung 
einen Werih darauf legt, politiſche Schriftfießer, welche. Anfichten 
vertreten, die Dex Regierung entgegen find, unwirkjam zu machen. 
Um Diefes zu erweifen, meine deren, erlaubt ich mir ein paar 
Bälle anzufuͤhren 

(Es entfict Wierſpruch und Larm) 

Iqh ‚bitte: ſehr; Ich bin in meinem sollen Recht. Vor Allen 
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muß ich Sie darauf aufmerkſam machen, Daß man hier einen Pros 
zeß angefangen hat, wegen eines Gegenſtandes, der wirklich in ſei⸗ 
ner Art, wie er bier vorliegt, ein hoͤchſt geringfügiger ift, wegen 
einer Handlung, Die, wie ſchon von einem Redner bemerkt wurde, 
fehon von Vielen unter und begangen worden ift. 

(Mißbilligung von mehreren Seiten.) 

Es if nämlich der Fall, daß Jemand en Buch, worin verbo⸗ 
tene Dinge ftehen, einem feiner Bekannten gegeben hat. Wer hat 
dies mehr geihan, verbotene Schriften, hochverraͤtheriſche Anfichten 

zu verbreiten, als gerade die Staats⸗Regierung ſelbſt. 
n (Vielſeitiger Widerſpruch.) 

Landtags - Marfhall: Ich bitte. den Redner ausſprechen zu 
laffen, um zu hören, wie er Das erklärt. 

Abg. Hanſemann: Die Staats⸗Regierung hat in ihrer hier er⸗ 
ſcheinenden Allg. Preuß. Zeitung Auszuͤge aus Schriften ver⸗ 
öffentlichen laſſen, die gewiß im hoͤchſten Grade ſtrafbar waren, fo 
ſtrafbar, wie, nad) meinem Wiſſen, ſchwerlich das Buch geweſen 
iſt, wovon es hier handelt. Die Verbreitung dieſer Schriften iſt 
durch die Zeitung unter die ganze Nation erfolgt. Ich tadle die 
Regierung darum durchaus nicht, im Gegentheil, ich lobe ſie des⸗ 
halb; denn fie bat zu erkennen gegeben, daß ſolche Schriften für 
das Volf nicht gefährlich find; und da fie Diefes erflärt Bat, fo 
mag fie in Diefer. Beziehung audy weniger ängftlich fein. 

(Sehr wahr, fehr. wahr!) 

Meine Herren! Ich führe Ihnen noch einen Ball an, woraue 
Sie audy. erfehen, daß man einen Prozeß gegen einen Schzififteller 
angefangen hat, der offenbar in ſich Die größte Unbegründetheit tung. 
Wie konnte man fich nur denken, daß ein begüterter Fabrikant bom⸗ 
muniſeiſch⸗ revolutionaire Umtriebe gemacht habe. Und dennech Hat 
Die Staatö-Regierung einen Polizei⸗Agenten unter falſchem Namen 
im Lande herumreiſen laſſen und es Dadurch fo weit gebracht, daß 

man jenen Dann. verbaftete. 

(Merkmale großer Senfation in ber Verſammlumg.) 

Ja, meine Herren! Es iſt Wahrheit: Sie ſteht aktenmaäͤßig 
ſeſt. Diefer Mann wurde in Seiminal» Unterſuchung genommen, 
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mußte aber vollſtaͤndig freigeſprochen werden. Ich koͤnnte Ihnen; 
meine Herren, noch mehr dergleichen Faͤlle anfuͤhren, ich will es 
aber unterlaffen, inſofern die Staats⸗Regierung nicht ſelbſt wuͤnſcht, 
daß ich fortfahre. Ich bin bereit dazu. 

andtags · Kommiſſar: Ich habe nichts Dagegen zu erinnern. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ein anderer Fall! 

(Es entfteht große Unruhe.) 

Bohlen Sie nichto mehr hören, meine Herren? 

(Biele Stimmen zugleich: „Nein!“) 

Sie nehmen aljo Doc, an, daß es dergleichen Fälle noch sehe 
gäbe. Wenn Sie das annehmen, kann ich die Aufzählung unter- 
laſſen. 

Sandtegs- — — — — — Der Herr Vertreter der Regierung hat 
erklaͤrt, daß er nichtö Dagegen habe, wenn weitere Fälle aufgezählt 
werden; er hat aber auch keinen Wunſch geäußert, daß es geſchehe. 

Abg. Hanfemann: Run, meine Herren, ich komme alfo zur 
Ruganwendung. Es find gewiß in wohlmeinender Abficht die Mi⸗ 
nifter auf das Wohl des Staates fo gut wie einer von uns bes 
dacht; allein in ihrer Auffafiungsweife werden, wie ich dargeſtellt 
babe, gegen politifche Schriftfteller Unterfuchungen aus politifchen 
Gründen eingeleitet, Die nicht in anderer Beziehung wichtig find. 
Ich wünfche nun, Daß die Staats Regierung dieſen Weg verlaffen 
möge. Die darin liegende Tendenz ift die nämliche, wie bie, welche 
in den Beftimmungen des Befcholtenheitö-Gefepes, welche wir ver- 
worfen haben, fidytbar war. Ich wünfche, daß Die Mitglieder des 
Mintfteriums dieſe Tendenz verlaffen, daß fie das Vertrauen zur 
Ration zur Wahrheit werben lafien, daß Jeder, der nicht das Ver⸗ 
teauen feiner Stanbesgenofien verloren hat, auch bier zu figen das 
Recht Habe. 

Sandtngs- Kommifar: Ich muß in Abweſenheit der beiden Her⸗ 
ren Juſtiz⸗Miniſter auf das fo eben Gefagte mit einigen. Bemer⸗ 
fungen antworten. Es ift von. einem früheren Redner hervorgeho⸗ 
ben worden amd jegt Darauf Bezug genommen, welches die eigent- 
lichen Grunde der Unterſuchung gegen den Grafen von Reigen- 
bad) fein, Mir find die Akten nicht befannt, dem Juſtiz⸗Miniſter 

iv. 18 
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wahrfcheinlich auch nicht, und ich glaube, daß Keiner in ber Ver⸗ 
ſammlung fie gefehen hat. Darum kann ich die angeführten Bes 
hauptungen nicht widerlegen, es kann aber auch Darauf nicht an⸗ 
fommen, was die Urfache der Unterfuchung ſei, da das Faktum feſt⸗ 
fteht, daß das kompetente Kriminalgericht die Unterſuchung wegen 
Majeftätsbeleidigung gegen den Grafen von Reichenbach erfannt 
hat. Alles Andere erfcheint hier ald ein fremder Gegenftand. Es 
ift ferner darauf hingewiefen, daß die. Staats » Regierung ein viel 
größeres Verbrechen begangen habe, als Graf von Reichenbad, 
indem biefelbe Auszüge aus verbrecherifchen Schriften durch Die 
Allg. Preuß. Staats - Zeitung publigiet Habe: Da ich, wie 
bereitö erwähnt, das Verbrechen des Grafen von Reichenbach 
nicht kenne, fo kann ich auf eine Vergleichung der beiden angebli- 
hen Verbrechen nicht eingehen, was aber den Verbrecher felbft be- 
teifft, jo muß ich bemerken, daß die Allg. Preuß. Zeitung mr 
in ihrem amtlichen Theile eine amtliche ift, und daß Das, was in 
ihrem nichtamtlichen Theile erfcheint, nicht. von der Regierung aus⸗ 
geht, Daß. alfo der angegriffene Auffab Fein Aufſatz der Regierung 
war, fondern Daß er nur durch die Cenfur hätte geftrichen werben 
fönnen. Da, fo: viel mir befannt, der geehrte Redner nicht gu. den⸗ 
jenigen gehört, welche unfere Cenſur ald zu lax zu bezeichnen pfle- 
gen, fo glaube ich nicht, daß er jene linterlaflung der Regierung 
zum Vorwurf machen werde. Was endlid den Fall des Fabrikan⸗ 
ten aus dem Niefengebirge betrifft, jo fallt derfelbe in eine Zeit, wo 
sh dem Minifterium Des Innern noch nicht Die Ehre hatte vorge. 
fieben. Es ift feiner Der Juſtiz-Miniſter anweſend, Die vielleicht 
befier unterrichtet wären, Doch glaube ich das Faktum mit giemlicher 
Sicherheit berichtigen zu Eönnen, daß von mehreren Perfonen eine 
Verſchwoͤrung, gegen Dad Leben Sr. Majeftät des Könige: und auf 
Umwälping der Staatöverfaffung gerichtet, zu amtlichen Pwotokoll 
entdeckt wurbe; Daß, nachdem Diefe Denunciation hier eingeteoffen 
war, es allerdings in der dringenden Pflicht der Etnatd+ Regierung 
Ing, diefe Indizien oder vielmehr beſſimmte Denunciationen zu: vers 
folgen und zwar um fo mehr, ald es fih auf einen Dirt bezeg, 
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welchen Se. Majeftät der König jährlich auf einige Zeit zum Auf- 
enihalte zu wählen pflegen. 

Wenn nun unter Diefen Zeugen Jemand oder Mehrere den — 
ich mag ihn nicht nennen — den Fabrikanten aus dem Riejengebirge 
als einen Komplizen beftimmt bezeichneten, fo glaube ich, daß es 
in der Befugniß nicht nur, fondern in der Bflicht des Fompetenten 
Kriminals Gerichts ‚gelegen hat, ihn deshalb zur Unterfuchung zu 
ziehen, und ift er fpäter freigefprodyen worden, fo ift das ein Vor⸗ 
gang, der hundertmal nicht nur bei uns, fondern in allen Staaten 
der Welt vorfommt. Seiner, meine Herren, ift ficher davor, auch 
bei vollkemmener Unſchuld in eine Kriminal⸗Unterſuchung verwickelt 
zu werden. 

Wer bürgt mir ſelbſt dafür, daß heute zwei oder drei Zeugen 
auffiehen und mich des Hochverraths bezüchtigen; ich werde Dann zur 
Sximinal» Unterfuchung gezogen, ohne daß ich deshalb eine andere 
Beſchwerde erheben könnte, ald diejenige gegen den falſchen Denun- 
zinnten. Etwas Anderes ift dem Sabrifanten aus dem Riefengedirge 
auch nicht gefcheben. 

Außerdem bat der verehrte Redner auch noch den Wunfch aus⸗ 
geſprochen, daß die Staats - Regierung und ihre böchften Diener auf 
den Weg des Mißtrauens nicht weiter fortgehen, fondern den Weg 
bes Vertrauens betreten möchten. Ich weiß nicht, worauf biefer 
gute Rath fich bezieht. 

Soll es ſich blos auf die beiden Fafta beziehen, die eben vor- 
gebracht worden find, fo glaube ic den Vorwurf des Mißtrauens 
in biefer Beziehung widerlegt zu haben. Ueberbies aber kann ich 
verfihhern, daß wir weit lieber den Weg des Vertrauens als ben 
des Mißtrauens gehen, ja daß uns ber Weg des Mißtrauens fern 
if. Möchte aber das Berlangen des Bertrauens fo weit gehen, 
daß wir bei beſtimmten Anzeigen ber ſchwerſten Verbrechen in 
dem Berteauen, das Berbrechen fei nicht vorhanden, die Sache anf 
Sich beruhen laſſen jollten, . dann freilich muͤßte ich erklaͤren, Daß 
Das von tes Königs Majeftät mir anvertiaute Amt ein fo weit 
ausgedehntes Bertsauen verbietet, indem es mir bie Pflicht auf 
eriegt, das Verbrechen und feine Spuren zu verfolgen. 

" 43* 
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(Vielſtimmiges Bravo. — Ruf nach Abſtimmung.) 

andtags⸗Marſchall: Es haben ſich noch viele Redner gemeldet, 

und es find darunter noch vier von geſtern, denen ich damals das 

Wort zugeſichert habe. Es wird indeß von der hohen Verſammlung 
abhängen, ob fie den Schluß der Diskuſſton wuͤnſche. 

Abg. Graf Menard: Ich habe ein Amendement zu ftellen. Ic, 
bin vorhin in der Rede unterbrochen worben und verzichte nicht aufs 
Wort, weil ich ein Amendement ftellen wollte. 

Abg. Hanfemenn: Ich gehe nicht darauf ein, Mehreres, was 
der Herr Landtags - Rommiffar gefprochen hat, gu berichtigen, weil 
mir dazu nicht das MWort gegeben ift, ſondern ich berichtige nur 
das, wo der Landtags - Kommiffar ſich auf meine perfönliche Anficht 
bezogen Bat: nämlich auf die Anficht über die Cenſur. In Diefer 
Hinficht bemerfe ich, Daß ich vollfommen überzeugt bin, baß ber 
Landtags - Kommiffar dergleichen Artikel nicht -in einer anderen Yei- 
tung ſtehen laſſen würbe, und Daß, weil bie Genfur es hier hat 
ftehen lafien, es einzig und allein mit dem Willen ber Regierung 
gefchehen ift. -(Bielftimmiger Ruf: Abftimmung!) 

Sandtags- Marſchall: Ich werde zuvoͤrderſt Die Herren Rebner 
fragen, die noch von geftern her das Wort haben, und dann bie 
jenigen, denen id) es heute vorbehalten habe, ob fie auf das Wort 
verzichten wollen? 

Abg. son der Heydt: Wenn zur Abftimmung gefchritten wird... 

Eine Stimme: Darf ich mir die Bitte erlauben, daß nach Voll⸗ 
endung dieſes Redners abgeftimmt werbe? 

Abg. son der Heydt: Der Herr Landtags + Kommiffar hat geftern 
und heute die Anficht ausgefprochen, daß der vorliegende Gegenftand 
durch die Königliche Beftätigung feine Erledigung erlangt habe. Ich 
kann dieſe Anficht nicht theilen. Wenn die Königliche Beſtaͤtigung 
überhaupt erforberlidy war, was übrigens aus den won einem fruͤhe⸗ 
ven Rebner ausgeführten Gründen nicht zugegeben werben Tann, fo 
würde doch die Beflätigung ein Accefiorium fein; e8 Hätte Immer 
eine rechtoguͤltige Wahl vorangehen muͤſſen. Wäre z. B. A. rechto⸗ 
gültig gewählt und B. zur Beſtaͤtigung praͤfentirt worden, fo. wuͤrde 
nichts entgegenſtehen, Se, Majsftät gu bitten, die Beſtaͤugumg des 
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B. zuruͤckzunehmen, weil A. auf Beſtaͤtigung Auſpruch hat. Daffelbe 
ſcheint mir hier der Fall zu ſein, wenn naͤmlich der jetzt Beſtaͤtigte 
nicht rechtsguͤltig gewaͤhlt iſt. 

Ich kenne die Urſachen nicht, welche zu der Kriminal⸗Unter⸗ 
ſuchung Anlaß gegeben haben, und es ſcheint mir, daß es auch 
nicht in unſerer Kompetenz liege, ſie zu unterſuchen, weil die Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit der Gerichte anerkannt werden muß. Aber die Anſicht, 
welche die Abtheilung ausgeſprochen hat, daß es im Volke tief 
wurzle, daß einem, der in Kriminal⸗Unterſuchung gezogen ſei, bie 
Ehrenhaftigkeit mangle, hat der Herr Landiags > Kommiffar felbft 
ſchon als unrichtig bezeichnet. Der Landtag felbft hat eine andere 
Anficht in der Berathung über Das Beſcholtenheits⸗Geſetz ausge⸗ 
fprodyen, und der Königliche Kommiſſar hat felbit zugegeben, Daß 
Jemand, der in Kriminal⸗Unterſuchung fich befinde, nicht befcholten 
fei, er hat ferner anerkannt, Daß aud der Graf Reichenbach 
wegen ber Kriminal⸗Unterſuchung nicht als befcholten anzufehen fei. 
Iſt aber der Graf Reichenbach nicht befcholten, fo Tonnte ihm 
auch die Befähigung zum Eintritt in den Zandtag nicht auf ſechs 
Zahre Hin genommen werben, höchftens konnte es ſich nur darum 
handeln, ob das Recht ruhen ſolle. Man hat nun Daraus, daß 
die Wähler von neuem gewählt haben, folgern wollen, daß, wenn 
eine ‚Nichtigkeit erfolgt fei, Diefe Dadurch gebedt fei. Dies Eönnte 
indeß hoͤchſtens in Beziehung auf die Wähler geltend gemacht wers 
den fönnen, indem Graf Reichenbach gegen die Wahl proteftirt 
hatte. Aber auch gegen die Wähler kann dies nicht geltend gemacht 
werben, weil den Wählern, als die neue Wahl gefordert wurde, 
nicht erklärt wurde, Daß Graf Reichenbach bejcholten ſei. Es 
fonnte den Wählern die Möglichkeit vorfchweben, daß vor Exöffs 
nung bed Landtags eine Berurtheilung erfolge. Es ift ihnen nun 
feine Veranlaſſung gegeben, ſich für.oder gegen Die Beicholtenheit 
auszufprechen. | 

Jedenfalls konnte auch die Beitätigumg nicht erfolgen, fo lange 
nicht Graf Reichenbach ausdruͤcklich für beſcholten erklärt war, 
und bis jegt ift, wie mir Scheint, die Befcholtenheit noch nicht aus⸗ 
druͤcklich erklärt worden. Bolglich fcheint mir nichts entgegen zu 
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fiehen, dem Amenbement beizutveten, bem ich meinerſeits auch bei« 
treten werbe. 

Sandtags- Klarfhall: Ich will, wie gefagt, denjenigen Rebnern, 
welchen ich geftern das Wort vorbehalten habe, daſſelbe nicht ent- 
ziehen, fondern gebe ihnen anheim, ob fie darauf verzichten wollen. 

Abg. son Maſſew: Ich verzichte infofern darauf, ale nad) 
dem Wunſch der Berfammlung dadurch die Diskuffion geſchloſſen 
werde; wenn aber Anders fprechen, dann muß ich es auch in An⸗ 
fpruch nehmen. 

Eine Stimme: Ich gebe diefelbe Erklärung ab, wie Herr von 
Maſſow. 

Abg. Graf NKenard: Ich verzichte infofern nicht auf Das Wort, 
als ich ein Amendement vorzutragen habe, welches vieleicht die Zu⸗ 
fimmung der Berfammlung haben bürfte. 

Eine Dtimme: Wenn Andere fprechen, habe ich auch Das Recht. 

Graf NKNenard: Ich verzichte nicht auf das Wort. 

Sandtags- Marſchall: Ich bemerfe, daß bie anderen Herren 
Redner aber das Wort auch haben wollen. 

Graf KRenard: Es fcheint ber Wunſch der Verſammlung zu 
fein, abzuſtimmen. Ich laſſe ed mir gefallen, wenn man mein 
Amendement nicht hören will. 

Sandtags- Marfhall: Zu Ihrem Borfchlage können wir nur ges 
langen, wenn die anderen Redner, weldhe das Wort haben, vorher 
fprechen. 

Der Here Abgeordnete von Maffow hat das Wort. 

Abg. von Maſſew: Meine Herren, das Verfahren des Herrn 
Ober⸗Praͤſidenten von Wedell iſt in dem Abtheilungs⸗Gutachten 
und von vielen Herren Rednern ausführlich beleuchtet und nach 
meiner Ueberzeugung vollſtändig gerechtfertigt worden. 

Ich will jetzt, ſo gern ich dies unter anderen Umſtaͤnden ge⸗ 
than haͤtte, nicht darauf zuruͤckkommen. 

Das Verfahren des Ober » Landesgerichts zu Ratibor zu be⸗ 
urtheilen, ſind wir eben ſo wenig im Stande, als ein Urtheil zu 
haben, über die That oder das Vergehen des Herrn Grafen von 
Reichenbach, es fehlen und dazu alle und jede Materialien. Mit 
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weichem Rechte dürfen wir aber wohl annehmen, daß ein Koͤnigl. 
Gerichtehof feine Befugniß überfchritten habe? Ich meine, wir find 
dem preußiſchen Richterſtande fchuldig zu glauben, das Königl. 
Obers Landesgericht werbe nur feine Pflicht und Schuldigkeit gethan 
haben, indem es ben Grafen von Reichenbach zur Unterfuchung 
309, es werde Dazu gewichtige und hinreichende Gründe gehabt 
haben. 

Sch will anerlennen, daß es möglid, fei, volllommen möglich, 
der Graf von Reichenbach fei unſchuldig. — Das liegt in der 
Unvolltommenheit aller menſchlichen Dinge und Einrichtungen — 
dann wird auch feine Unfchuld zu Tage kommen, er wird freiges 
fprochen werben, und in der Fünftigen Wahlperiode mag er mit 
Ehren feinen Pla dann unter und einnehmen. 

Sebt aber, meine Herren, walten Zweifel ob über dieſe Un⸗ 
ſchuld. Das Ober» Landesgeriht hat den Herm Grafen von 
Reichenbach zur Kriminal⸗Unterſuchung gezogen, und zwar we⸗ 
gen Majeftätäbeleidigung. 

Kann ed nun wohl der Wurde und Ehrenhaftigfeit Diefer hohen 
Berfammlung angemeffen fein, verträgt es ſich mit der Achtung, bie 
wir Sr, Majeftät dem Könige fchuldig find, mit ber Liebe, die wir 
Ale für unferen König und Herm im Herzen tragen, fo verſchie⸗ 
den unfere politifchen Anfichten auch fein mögen, Daß wir darum 
bitten, den Grafen von Reichenbady unter foldhen Umftänden, 
bei einer foldyen gegen ihn erhobenen Anklage, in unfere Mitte ru⸗ 
fen zu dürfen, damit er Platz nehme dem Throne gegenüber? Ich 
füge Rein! Es haben hier Stimmen Ja gejagt, möchten fie Doch 
bei reiflicher Ueberlegung dieſes Ja zurüdnehmen, möchte einmal 
diefer Vereinigte Landtag, und zwar bei dieſer ernften Gelegenheit, 
ein einiger Landtag fein! ein einiger Landtag in der Achtung feiner 
ſelbſt! das find die Gründe, aus welchen ich für die Zurückweiſung 
der Betition fpredhe. 

Abg. Steinbeh: Faſt nur reafjumiren fann man dasjenige, das 
oft und viel und von mandjen Seiten in dieſer hochwichtigen Anz. 
gelegenheit gejagt und beleuchtet wurbe. Die Kompetenz des hohen 
Vereinigten Landtages ift bereitd von dem Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
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miſſar in Das richtige Licht geſtellt worden. Handelte es ſich um 
eine einfache Beſchwerde gegen einen Staatsbeamten, fo fiele dieſe 
Kompetenz weg; ed handelt ſich aber um die gewichtige Frage, ob 
ein Staatsbeamter innerhalb feiner Grenzen geblieben, ob er fie 
überfchritten, ob Ihr Recht, das Recht der Stände, Durch ihn ver⸗ 
fegt worben iſt. Danf den Männern, die nad) ihrer Ueberzeugung, 
gleichviel, ob fie richtig oder unrichtig, hier auftraten und männlich 
und Fräftig fagten: Wir glauben, der Regierungs » Kommiflar der 
Provinz Schleften für Die dortigen Wahlen hat feine Befugniß über- 
ſchritten! Wohlan, wir wollen die Partei, Die Richter und den 
Gegenftand ind Auge faflen. Es ift eine allgemeine Rechtsregel, 
daß jeder fo. lange für unbefcholten und in feiner Ehre ungefränft, 
für moralifch gut gelten muß, bis das Gegentheil davon erwiefen 
it, und auch der Graf von Reichenbach hat auf dieſe Präfum- 
tion feinen Anſpruch, ja er hat noch weitere Anfprüce: er kann 
begehrten, daß angenommen werde, auch Der gegen ihn erhobene 
Verdacht fei ungegründet; — auch diefer Anfpruch muß ihm ein- 
geräumt werden. Es ift zu wünfchen und vielleicht auch zu Hoffen, 
Daß er in der gegen ihn ſchwebenden Unterfuchung freigefprochen 
werde, und wir haben zu feiner Vertheidigung intereflante Data 
vernommen; aber. dad Faktum fteht feft: er ift in Kriminal⸗Unter⸗ 
fuchung begriffen; es fteht feft: dieſe Unterfuchung ift im geſetzlichen 
Wege durch das Gericht eröffnet worden, und es bleibt nur Die 
Srage noch übrig: ift dieſe Kriminal=Unterfuchung und das bloße 
Faktum, daß fie da ift, hinreichend, um feinen Ruf in der Art 
wenigftend vorübergehend zu verlegen, Daß er unfähig fei, in bie 
Stände - Berfammlung einzutreten? 

Wir Haben von mehreren ehrenwerthen Mitgliedern dieſer Ber- 
fammlung, die ihn genau fennen, ein fo ausgezeichnetes Bild des 
Angeklagten vernommen, daß wir nur mit Bebauern annehmen 
müflen, dem fei alfo. Dem ift aber alfo. Formell und materiell 
muß ed eine Entjcheidung über die Frage geben, ob ein Staats⸗ 
bürger wählbar für den Landtag fei oder nicht. Daß die Geſetze 
bisher Died nicht beflimmt ausgefprochen haben, ift anerfannt, dar⸗ 
auf iſt Die Vorlage des fogenannten Unbefcholtenheitögejehed ge- 
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gruͤndet worden. Aber wer nach einem Geſetz verfahren wollte, 
was nur im Entwurf exiſtirt, was noch gar nicht emanirt iſt, ber 
beginge auf. jeden Fall. eine Ungefeglichkeit, und fomit würde ber 
Wahl⸗Kommiſſar von Schlefien durd fein Berfahren eine Unge⸗ 
feglichfeit begangen haben, wenn er andere Formen beliebt hätte, 
als die bis dahin vorgefchrieben waren, Man hat den Kommiſſar 
als einen Yominiftrativ- Beamten bezeichnet und dadurch die Stel 
lung, Die er einnimmt, in ein falfches Licht geftellt. Der Kommiſſar 
ift kein Adminiftratio Beamter, fondern ein Königlicher Kommiffar, 
der Ausüber der von des Königs Majeftät ihm zur Ausübung über- 
tragenen Hoheitsrechte. Der war er, als er handelte; nun aber 
mußte er in Diefer Eigenfchaft fo Handeln, wie er wußte, daß es 
dem Willen Sr. Majeftät und des Gouvernements entiprach. Der 
Wile St. Maijeftät ift aber klar. Er geht dahin: wo der gute 
Ruf auch nur momentan verlegt ift — ich wiederhole dies ausdruͤck⸗ 
lich — da muß die Wahlfähigfeit, die aftive wie Die paſſive, ru⸗ 
ben. In dem weitphäliichen Landtags -Abfchiede ift es deutlich als 
Wille Sr. Majeftät ausgefprocdyen, daß jener Kal eintritt, fobald 
die Rreiminals Unterfuchung gegen Jemanden eröffnet worden ift. 
Wir haben über Diefen Gegenſtand bei Gelegenheit des Beicholten> 
heits⸗ Geſetzes genug geiprochen, und ich werde nicht wiederholen, 
was Damals viskutirt worden iſt. Wäre dieſes Geſetz fchon ertheilt, 
fo würde Niemand in der Stellung des Ober⸗Praͤſidenten von Schlefien 
anders handeln duͤrfen, ald nach dem beftehenden Geſetze entfcheiden, was 
der Ober-Präfivent gethan haben würde, wenn er den Grafen von 
Reichenbach für uwerletzt erklärt hätte. Und wenn nun aber ber 
Graf von Reichenbach in diefe Verfammlung getreten wäre und in 
piefer Berfammlung Stimmen laut geworben wären, weldye erklärthätten, 
daß er ſich in Kriminaf-Unterfuchung befindet, und daß er fich wieber 
entfernen müße, wie dann? Zwiſchen zwei Parteien ftand der Regie⸗ 
rungs⸗Kommifſar, zwilchen zwei Barteien mußte er entjcheiden, und 
er hat nach) dem Gefeg entichieden. Run muß ich mir noch eine 
Frage erlauben, und zwar bie: Sollte er die Wählbarkeit Des Gra⸗ 
fen von Reichenbach, wie gefchehen, für dieſen Moment ald bes 
feitigt erklären, ober follte er Die Wahl zulaffen, fie beftätigen und 
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mir das Erfcheinen des Brafen von Reichenbach fuspenbiren? 
Diefe Frage ift ganz juriftifcher Natur. Wir Haben von berebten, 
vorher aufgetretenen Rebnern über den Begriff der Betätigung das⸗ 
jenige vernommen, was allerdings gefeglich richtig iſt. Aber Die 
Beitätigung erfordert eine Baſio in Yorm und Materie. In der 
Form ift diefe Bafis gegeben, denn die Wahl des Grafen von 
Reichenbach war Außerlich ganz richtig vollzogen; in der Materie 
war aber jene Bafls nicht vorhanden, weil der Graf von Reichen⸗ 
bach fih in SriminalsUnterfuchung befand und fein Ruf alfo 
momentan verlegt war. Und jo handelte der Kommiſſar ganz recht, 
daß er die Beftätigung der Wahl verfagte, verfagte er aber die Bes 
ftätigung, fo that er nichts weiter, al& daß er das dem Grafen 
Reichenbach durch die gefchehene Wahl hevingungsweife einges 
räumte Recht nicht perfectioniren ließ, und ein nicht perfectionirtes 
Recht ift Fein Recht. 

Sandtags- Marfchall: Bon den Rednern, die ſich geftern ans 
gemeldet haben, ift nur noch Der Herr Abgeorpnete von Bilgen- 
heimb übrig. 

Abg. von Gilgenheimb: Ich will mich kurz faſſen, um ihre 
Geduld nicht zu ermüden. Ic wohne in dem Kreiſe, wo der Graf 
son Reichenbach angefeffen ift, ich habe der Kreis - Berfammlung 
beigewohnt, in welcher ausgefprochen wurde, daß er nicht befcholten 
fei, habe alfo thatfächlich Dazu beigetragen, daß er unbefcholten da⸗ 
fieht; trotzdem aber fann ich nicht leugnen, daß id) das Berfahren 
des Ober⸗Praͤſidenten für gerechtfertigt Imalte. Als dieſem die amts 
liche Mittheilung wurde, daß die Kriminal⸗Unterſuchung eingelektet 
war, war die Abftimmung der Kreis- Verfammlung, In welcher der 
Graf von Reichenbach für unbefchholten erklärt wurde, noch nicht 
erfolgt; der Koͤnigl. Kommiffar konnte fid, einer Prüfung der Kri⸗ 
terien der Wahl nicht entziehen. Da nach feiner Ueberzeugung die 
eingeleitete Unterfuchung eine Befcholtenheit involvirte, fo blieb ihm 
nichts übrig, al8 eine neue Wahl zu veranlaffen. Diefe Wahl nun 
tft dahin ausgefallen, daß ein neuer Deputirter gewählt worden iſt. 
Diefer ift hier anmefend und mußte natürlid) feiner Deputirten⸗ 
Stellung nachfommen. So wenig ein Mandatarius noch ein Ge⸗ 
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ſchaͤft ausführen kann, wenn der Mandant das Mandat zurücdzicht, 
fo wenig kann der Graf von Reichenbach demnach hier anmwefend 
fein, nachdem an feiner Statt eine andere Wahl von den Wahlbes 
rechtigten erfolgt if. Demnach werde ich mich für Das Gutachten 
bes Ausichuffes erklären, bei den einzelnen eingegangenen Amende⸗ 
ments mir aber noch das Wort vorbehalten, wenn fie zur Berathung 
geftellt werben follten. 

Sandtags - Marſchall: Der Herr Graf von Renard hat nun 
das Wort, 

Abg. Graf sen Menard: Die hohe Berfammlung wuͤnſcht, daß 
nicht noch mehr Zeit verloren gehe, und fonit will ich mich fehr 
kurz faffen. Ich würde nicht das Wort ergriffen haben, wenn idy 
nicht hoffte, Daß wir uns über biefen Punkt einigen können. Auf 
die Sache felbft Taffe ich mich nicht ein, weil ich glaube, daß ber 
Antrag auf Einberufung des Grafen Reichenbach doch nicht zur 
Petition erhoben werden kann; aber einige Redner vermifien die 
Mebereinftimmung besjenigen Gefebes, welches dem Landtags⸗Kom⸗ 
miffar feine Pflicht vorfchreibt, mit demjenigen Geſetze, weldyes Den 
Kreisftänden das Urtheil über Die Beſcholtenheit zuweiſt; auch ich 
kann diefen Einklang nicht finden, und dies ift das Amendement, 
welches ich mir zu fielen erlaube, daß ein Antrag auf Ueber⸗ 
einſtimmung Diefer Geſetze geftellt werde. Wenn mir entgegnet wird, 
Daß Dad neue Geſetz über die Befcholtenheit dieſen Einklang herbeis 
führe, fo muß ich das in Abrede ftellen, weil dieſes Geſetz mit ſich 
ſelbſt nicht in Einklang if. Nach dieſem Geſetze kann nämlich der 
Ball vorkommen, daß Einer, der wie eben der Graf Reichenbach 
in zwei Kreiſen begütert ift, von den Kreisftänden des einen Kreiſes 
für unbefcholten, von den Ständen des andern Kreiſes für befchol- 
ten erklärt wird; ich kann aber unmöglich zur Hälfte beicholten, zur 
anderen Hälfte unbefcholten fein; ich bin in fünf reifen angeſeſſen 
und koͤnnte Teicht drei Fuͤnftel befcholten, zwei Fünftel unbefcholten 
werben. Wenn übrigens von biefem Plate aus Beforgniffe ange⸗ 
deutet worden find, daß Tendenz» Umtriebe bei Wahlen ftattfinden 
fönnen, fo theile ich diefe Beforgniß durchaus nicht und es mögen 
dieſe Herren ihre Beforgniffe offen ausfprechen und ein Gefetz bes 
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antragen, was folche Tendenzen unmöglich macht. Ich kann mir 
aber nicht denken, Daß eine Berfammlung folche Befugnifle auf einen 
fingulaiten Fall übertrage, wo nichts der Art flattgefunden hat. 
Mein Amendement geht alfo dahin, Daß man den vorliegenden An⸗ 
trag fallen laffe und Einklang zwifchen den Gefegen beantrage, welche 
die Wahl-Prüfung dem Landtags⸗Kommiſſar und das Urtheil über 
die Beicholtenheitöfrage den Kreisftänden überweifen. 
Sandiage- Parfchall: Ohne mid, ber die Zweckmaͤßigkeit dieſes 
Amendements überhaupt äußern zu wollen, bemerfe ich doch, Daß es 
ein ganz neuer, ganz unvorbereiteter Antrag ift, und daß wir ſchwer⸗ 
lich im Stande fein werden, uns ſogleich ein Urtheil darüber zu 
bilden. Da das Amendement nicht angefündigt worden ift, fo be 
finde ich mid) in meinem Rechte, wenn ich es nicht zur Abftimmung 
bringe. Ich glaube vorausfegen zu dürfen, daß Die hohe Verſamm⸗ 
lung jet den Schluß der Debatte wünjcht, ich werde aber doch 
ausdrüdlich fragen, um dad Recht derjenigen Redner, welche ſich 
bereitö um das Wort gemeldet haben, dadurch nicht abzuſchneiden. 
Ich bitte Diejenigen, welche den Schluß der Debatte wünfchen, auf» 
zuftehen. (Haft einftimmung.) 
Der urfprüngliche Antrag, welcher der Abtbeilung vorgelegen 

hat, geht dahin: 

„Se. Majeftät den König allerunterigänigft zu bitten, daß der Graf Reichen: 

bach als geſetzmaͤßig gewählter Abgeorbneter zu dem Bereinigten Lanbtage eins 

berufen werde.” 
Dazu find nun einige Amendements gemacht worden; das eime geht 
dahin, daß, wenn dieſer Antrag nicht die Unterflügung der hohen 
Berfammlung finden follte, alsdann Se. Majeftät der König aller- 
unterthänigft gebeten werden, zu befehlen, daß der Stellvertxeter Des 
Grafen Reihenbad — Landrati Hoffmann — zu biefem Land⸗ 
tage einberufen werde. Endlich aber, Daß, wenn auch biefer Ans 
trag hier nicht eine Maforität finden follte, dann des Könige Ma- 
jeftät gebeten werde, den Grafen Reichenbach, fobald derfelbe in 
der Kriminal⸗Unterſuchung, in der er fich jebt befindet, freigefprochen 
werbe, ald Abgeorbneter zu beftätigen. Nach meiner Anſicht ift zus 
erft Das urjprüngliche Amenbement zur Abftimmung zu bringen, naͤm⸗ 








Sich die Frage: ob die hohe Verſammlung beichließt, Se. Majeftät 
ven König allerunterthänigft zu bitten, daß der Graf Reichenbach 
als gefetzmaͤßig gewaͤhlter Abgeordneter zu dem Vereinigten Land⸗ 
tage einberufen werde. Sollte dieſe Frage verneint werden, ſo werde 
ich die übrigen Amendements zur Abſtimmung bringen. 

Eine Dtimme: Dürfte nicht zuerſt über das Butachten der Mas 
jorität der Abtheilung abzuflimmen fein? Es ift ein beftimmter An⸗ 
trag, über. den zunächſt abgeftimmt werben muß. Wird er verwor⸗ 
fen, fo kann über die Amendementd abgeflimmt werden. 
Abg. Graf sen Schwerin (vom Plate aus): Es ſcheint Doch, 
daß wir uns in einer eigenthümlichen Lage befinden, wenn wir ber 
dieſes Amendement ftimmen follen, denn wir haben eine Betition 
vor uns und feine Propofition. Es fcheint mir, daß wir die Bes 
Hikons - Anträge nur verwerfen oder annehmen, nicht aber zu ben 
Betitionen noch eine Menge Amendements machen Fönnen. 

andtags · Marſchall: Ic muß doch glauben, Daß, wenn bie 
hohe Verſammlung ſich einer Bitte nicht anfchließt und nach einer 
gründlichen Debatte findet, daß eine andere Bitte, die nicht ganz 
Diefelbe, aber der anderen fehr ähnlich ift, geftellt werden koͤnne, ein 
folcher Weg nicht abgefchniiten fei. 

Abg. Morwes: Ich erlaube mir Die Bemerkung, daß die Grund⸗ 
lage des Gutachtens der Abtheilung eine Petition ift. Iſt fie ver« 
worfen, fo hören alle Grundlagen für das Amendement auf, und 
ich Tann mich nur für Die Anficht beftimmen, daß, wenn die Betis 
tion verworfen ..ift, auch über das Amendement nicht mehr abgeftimmt 
werden kann. 

Abg. Schauß: Diefer Meinung Tann ich mich durchaus nicht 
anfchließen. Ich Tann eine Petition eingereicht haben, Die in ihrer 
Grundlage eigentlich verworfen wird, Es können aber zu dieſer 
Petition jo viele andere Amendements noch fommen, daß man nur 
wuͤnſchen kann, daß dieſe amendirten Petitionen an die Stufen bes 
Thrones gelangen, und daß dadurch das Gute, was ich habe für« 
dem wollen, wenn auch in anderer Geſtalt, erreicht wird. Es wäre 
aber eine große Beichräntung für den Petenten, wenn auf dieſe 
Weiſe, daß nämlich die Amendements nicht zur Abſtimmung gebradkt 


werden Tonnten, feine Petition, von der er wuͤnſchte, daß fie zu bes 
Königs Majeftät gelangte, mit einem Male ganz nichtig werben 
ſollte. Ich glaube, daß auf dieſe Weile manches Gute vor ber 
Zeit zu Grabe getragen werben wuͤrde. 

Abg. Mehr: 

(Wie der Redner die Bühne betritt, entſteht Tumult.) 

Ich wollte nur bemerken, ob Die Frage fo verftanden fein fol, 
daß die Einberufung des Grafen Reichenbach fofort gu gefchehen 
habe? Wenn dies der Fall wäre, fo wurde ich mir ferner erlaus 
ven; gegen bie fofortige Einberufung mich zu äußern. 

(Lauter Ruf zur. Abflimmung.) 

Sandtags- Marſchall: Iſt noch etwas über bie Gragefellung zu 
bemerfen? 

Ag. Meumenu: Es fcheint ein beveutendes Ripverfänbuig 
obzuwalten. Die. Amendements Fönnen nad) meiner Ueberzeugung 
nicht zu Der Petition, fondern nur zu dem Gutachten der Abtheis 
fung geflellt werben. Ich fehe nicht recht ein, wie eine Petition, 
die einmal einer beflimmten Berathung unterlegen hat, gegen das 
Butachten der Abtheilung auf verfchiedene Weife amenbirt werben 
fann. Wenn über die Petition im Ganzen abgeftimmt ift, fo kann 
man: nach meiner. llebergeugung nicht fpäter auf eine ambere Abftim- 
mung zurüdfommen. Ic würde vorichlagen, zuerſt über das Gut⸗ 
achten der Abiheilung abzuftimmen. 

Abg. von Auerswald: Ich, habe ganz dieſelbe Anficht. Ich 
glaube, meine Herren, die Berathung der Abtheilung hat nur den 
Zwed, daß diejenigen Petitionen, welche an den Landtag gelangen, 
durch eine Vorberathung gereift und geprüft an denjelben kommen, 
Diefe Vorbereitung ift eine Beförderung der Sache, eine Erleichtes 
sung für den Landtag, aber nicht eine Beichränfung des Petitiond- 
rechts. Ich muß mic daher der Anſicht anfchließen und glaube, 
daß zuerſt das Gutachten ber Abtheiluug in Beſchluß genommen 
werde. 

„Abg. Frhr. son Winde: Ich wollte mie die Bemerbung eriaus 
ben, Daß meiner Anſicht nad) im 8. 45 der Geſchaͤfto⸗Ordnung das 
Brecht, Amendements gu ftellen, für alle Bälle begruͤndet iſt, gleich⸗ 
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viel, ob eine Propofition oder Petition berathen wird. Das muß 
auch immer zuläffig fein, und es kann ſich gar nicht darum handeln, 
ob ein Amendement zu dem Gutachten der Abtheilung oder zu ber 
Petition geftellt wird. Ich will mir erlauben, auf die Gefährlich“ 
keit des Grundiabes, feine Amendements zuzulaſſen, aufmerkſam zu 
machen. Wenn ich das Rubrum einer Petition blos höre und dar⸗ 
aus entnehme, Daß Dafjelbe einen Gegenftand andeutet, den ich felbfl 
vor den Zandiag bringen wollte, jo habe ich feine Veranlaſſung, 
ſelbſt eine Petition einzureichen, und ich verzichte deshalb Darauf, 
Es kann aber der Hal fein, daß diefer Antrag entweber durch bie 
Abtheilung ober durch Die Petition nicht in dem Sinne geftellt wird, 
ale nad dem Rubrum zu folgern war. Wenn dann pure barüber 
abgeflimmt merben müßte und wir den Grundſatz, Amendements zu 
Betitionen nicht zuzulaſſen, ftreng befolgen, fo wuͤrde Jeder genoͤ⸗ 
tbigt fein, nody eine Betition über denſelben Gegenftand einzureis 
hen, um die Präklufivfrift einzuhalten. Dann würden. wir aber 
flatt 400. Petitionen vielleicht 4000 zu berathen Haben. 

Abg. Graf son Schwerin (vom Plas): Ich bemerfe. hierauf, 
dag ich ganz daſſelbe gemeint, aber. vielleicht mich unrichtig ausge⸗ 
drüdt habe. Ueber den Abtheilungs-Vorfchlag muß abgeftimmt wer« 
den, auch wenn er von ber Betition abweicht; was, wie ich glaube, 
aber nicht thunlich ift, ift, daß die Antragfteller nod) im Laufe Der 
Debatten andere Anträge den ihrigen fubftituiven. Wir würden auf 
dieſe Weiſe noch unzählige Modificationen haben koͤnnen und nicht 
vorwärts fommen. 

Eine Stimme: Es kann nicht Darauf ankommen, daß wir vor« 
wärs fommen, fondern daß wir unferen Zweck erreichen Wenn 
eine Petition zur Berathung gezogen wird, fo wird fie Eigentum 
der Berfammlung, und diefe kann frei darüber fchalten und walten, 
und es wird ganz in Ihrem Intereſſe Tiegen, Daß durch Amendements 
zu einem Antrage gelangt wirb, welcher zweckmaͤßig ft. 

Abg. von Maſſen: Seite 76 des Onsachtene (in unleren Ab⸗ 
druck) heißt es: | 

„Die Majoritaͤt der: Ihkheilmg haͤlt daher ſowohl die Kompetenz bes Ober 


Bräfidenten von Wedell in diefer Angelegenheit für vollfommen begründet als 
auch fein geſammtes Verfahren und bie anderweitig vorgenommme Wahl ins⸗ 
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befonbere in allen Beziehungen für volikänbig gererhkierligt und kann chen des⸗ 
wegen den Autrag der Petenten auf nachträgliche Ginberufung des ‚Grafen 
" Eduard von Reichenbach in Stelle des rite erwählten, beftätigten und ein⸗ 
* berufenen Abgeordneten Grafen von Strachwig nicht für begründet erachten, 
- erlaubt fich vielmehr bei einem hohen Landtage die Züräcweifnng des Petitiono⸗ 
Antrages gehorfamft in Borfchlag zu bringen.“ 
Ich ſchlage Daher vor, dieſen Antrag einfach erft zur Abftimmung 
zu bringen. j 

Sandtags- Marſchall: Ich muß bemerken, daß dad Refultat — 
mag nun bie Frage auf die eine oder auf Die andere Weife geftellt 
werden — durchaus. daſſelbe fein wird. Stelle ich Die Frage, ob 
das Gutachten angenommen werben fol, und dieſelbe fallt beiahend 
aus, fo wird die Bitte an Se. Majeftät den König nicht gerichtet; 
ſtelle ich fie aber fo, wie fie angekündigt ift, fo erfolgt Died Refultat 
durch die Verneinung. Hiernach, glaube ich, werben die Herren 
Abgeoroneten, welche fich in abweichender Meinung geäußert haben, 
feinen Anftoß daran nehmen, Daß die Frage, Die ganz Deutlich iſt 
und zu einem beftimmten Refultate führt, fo geftellt wird, wie ich 
fie vorhin angekündigt habe. (Sa! Ial) 

Die Regel ift, daß der Herr Secretair die Frage nochmals 
verlieft. (Dies gefchieht.) 

Diejenigen, welche für die Beiahung. der Frage find, bitte ich 
aufzuftehen. (Nur Einzelne ftimmen dafür.) 

Die Frage ift alfo verneint worden, und es treten num bie 
gemachten Amendements ein. Dad erfle Amendement geht dahin, 
daß, wenn der urfprüngliche Antrag verneint würde, Se. Majeltät 
allerunterthänigft gebeten werden folle, zu befehlen, daß der Land⸗ 
rath Hoffmann als Stellvertreter des Grafen Reichenbach eins 
berufen werde. 

Zuvoͤrderſt frage ich, ob das Amendement Ilnterftügung findet. 
Diejenigen, welche ed unterfhigen, bitte ich aufzuftehen. 
(Es Hat Unterftügung von mehr als 24 Stimmen gefunden.) 

Sept ftelle ich e6 zur Abftimmung und bitte ben Herrn Secre⸗ 
tair, dad Amendement zu verlefen. (Wird verlefen.) 

Diejenigen, welche dieſe Bitte ausfprechen wollen, erſuche ich 
aufzuſtehen. (Es ſind nur Wenige aufgeſtanden.) 
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Endlich gebt die Frage in Betreff des Testen Amenbements 
dahin: fol Se. Majeftät gebeten werben, den Grafen Reihenbad, 
jobald er von der jehigen Kriminal = Unterfuchung frei gefprochen 
werben follte, ald Abgeordneter zu betätigen? Ich frage zunächft, 
ob dieſes Amendement Unterftükung findet. | 

(Es Hat die nöthige Unterftügung gefunden und wird alfo num 
zur Abftimmung geftellt.) 

Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich, aufzuftehen. — 
Zwei Drittel find beftimmt nicht vorhanden, nicht einmal eine ein« 
fahe Majorität. Wir fommen nun zu dem Berichte, betreffend ben 
Antrag auf Erweiterung des Petitionsrechtes. Ich bitte den Herrn 
Referenten von der Heydt, feinen Platz einzunehmen. 

Saudtags - Mlarfchall: Es ift mir nachträglid bemerkt worben, 
in der Faſſung des Antrages, wie ich ihn vorgetragen hatte, befinde 
fih nicht Alles, worauf der Herr Abgeordnete Schneider feinen 
Antrag gerichtet. Ich ftelle anheim, ob der Herr Abgeorbnete 
Schneider feinen Antrag nochmals erläutern will? 

Abg. Schneider: Ich habe nur zu bemerken, daß der Abgeord⸗ 
nete von Weftphalen fid) geradezu für meinen Antrag erklärt hatte. 
Ich babe die Wahrnehmung gemacht, daß er nicht dafür geftimmt 
hat. Ich muß alfo daraus entnehmen, daß er in dem Antrage noch 
etwas Anderes findet, und daß auch noch andere Mitglieder der 
Anficht find, Daß in meinem Antrage noch etwas enthalten fei. Ich 
muß Deshalb bitten, daß darüber abgeftimmt were, 

Sandtogs-Marfchall: Zuerft wird ſichs fragen, ob der Antrag 
ſteller felbft etwas Anderes darin findet, 

Abg. Schneider: Allerdings, weil es fich blos darum handelt, 
pie zuerſt ftattgefundene Wahl für zu Necht beftehend zu erklären, 
Ich will mir erlauben, den Antrag nochmals vorzulefen. 

Sandtags- Marſchall: Ich werde dann fragen, ob man einver- 
ftanden ift. Falls der Antrag noch etwas enthielte, wäre allerdings 
Darüber abzuftimmen. Ä 

Abg. Schneider (verlieft nochmals feinen Antrag.) 

Fandtags ·Marſchall: Ich frage, ob die hohe Verfammlung fin- 
det, Daß in dem Antrage, der fo eben verleſen worden iſt, noch et⸗ 

IV. 14 
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was enthalten ſei, worüßer bie Abftimmung nicht fchon fattgefunden 
hat. Diejenigen Mitglieder, welche dieſer Meinung find, bitte ich 
aufzuſtehen. — Da fih Niemand erhebt, jo erkläre ich die Frage 
für verneint. 

Abg. von Vincke: Ich habe nur einen perſoͤnlichen Fall zu be⸗ 
richtigen, der zu meinem Bedauern, durch den lebten Redner vorge- 
bracht iſt. Ich habe mir fehon bei einer früheren Gelegenheit aus 
Beranlaflung einer Neußerung des Königlichen Herin Kommiſſars 
zu bemerfen erlaubt, daß ich Niemandem in diefem Saale das Recht 
einräumen Fann, auf eine ſchon gefchehene Abftimmung zurüdzufom- 
men. Ic muß mich aber noch entfchievener, und ich darf beifügen, 
mit Entrüftung, gegen das unparlamentarifche Benehmen des legten 
Redners erklären, der fich die Freiheit herausgenommen hat, meine 
Abſtimmung einer Kritik zu unterwerfen. Wenn ich vorhin gejagt 
habe, daß ich Das Amendement des Redners unterftüge, jo habe ich 
nur den Sauptantrag darunter verftanden, nämlid den Grafen von 
Reichenbach zuzulafien. Bon den anderen Eventualitäten, Die er 
geftellt hat, war nicht die Rede. Ic) pflege in der Regel mich jehr 
beftimmt auszubrüden, und halte nichts von Eventualitäten. Ich 
babe mich bei der erften Abftimmung nicht im Saale befunden, und 
die Gründe, warum ich nicht im Saale anmwefend war, anzuführen, 
wird mir das geehrte Mitglied erlaffen. Was bie übrigen Alter 
nativen betrifft, Die fein Antrag enthält, fo Halte ich fie nicht für 
begründet. Im Uebrigen aber glaube ich bewiefen zu haben, daß 
ich nicht anders ftimme, als ich fpreche, und werde meine Meinung 
ſtets perfönlich zu vertreten willen. Ich weife Darum den Vorwurf, 
den er mir gemacht hat, nochmals mit Entrüftung zuruͤck. 

Sandtags- Marfchall: Damit können wir diefen Gegenftand ver« 
laffen. Der Referent will feinen Vortrag Halten. Es wird um fo 
mehr Ruhe nöthiwendig fein, als er ewas heiſer iſt. 

Referent (lieft): 

Bericht 
der vierten Abtheilung der Rurie der drei Stände 
betreffend 
bie auf Grmweiterung des Petitionsrechts gerichteten Anträge. 
.. Bolgende Petitionen, das Betitionsrecht betrefftnd, Find her vierten Abthei⸗ 
lung zur Begutachtung Güberwiefen: 














— 211 — 


1) Petition ber Abgeorbneten der Stat Berlin wegen Mobification der gefchlich 
beftimmten Stinımenmehrheit von zmei Drittheilen in ben provinzialftändifchen 
Geſetzen und ad 8. 17 der Verordnung vom 3. Februar C. dahin, daß bei 
alien ftändifchen Befchlüffen die abfolute Mehrheit der Etimmen entſcheide; 
Petition des Abgeordneten Hirfch, wegen Zulaſſung von Petitionen bei eins 
faher Stimmenmehrheit in beiden Kurien und von Beichmerden bei einfacher 
Stimmenmehrheit anr einer Kurie, fobann wegen Ausdehnung bes Petitions⸗ 
rechte bei dem Vereinigten Landtage auf alle Indivituen, Kommunen usb 
Körperfchaften 

3) Petition des Nbgeorbneten Dittrich wegen Erweiterung des Betitionsrechte 
für olle fländifchen Berfammlungen dahin, daß 

a) einfache Stimmenmehrheit für Petitions-Anträge genüge; 

b) deren Wiederholung auch ohne neue Gründe bei der nädften Verſamm⸗ 
lung der Landtage flattfinden bürfe; 

c) Bitten und Beſchwerden bei dem Bereinigten Landtage auch von Ans 
deren, als Mitgliedern angebracht werden dürfen; 

4) Betition des Abgeorpueten ThielsWangotten wegen Aufhehung der Be; 
Rimmungen ad 88 19 und 20 der Verordnung vom 3. Februar c. über vie 
Bildung des Vereinigten Landtans und Geſtattung des Petitionsrechts in der 
bei den Provinzial⸗Landtagen bisher üblich gewefenen Ausb hnung; 

5) Petition des Abgeordneten E. von Saufen-Tarputfchen mit dem Antrage: 

a) daß allen Wrovinzial-tandtagen das Petitionsredyt in dem bisher auss 
geübten Umfange umverfünmert gelaffen werde; 

b) daß alle Bitten und Befchwerben einer Kurie nicht von dem Befchluffe 
der anderen Kurie abhängig gemacht, und buch ein Drittel derfelben 
ihre Einreichung unmöglich gemadyt werde, — daß diefe vielmehr nur 
begutachten, nicht zurücweifen fünne; 

6) Betition des Abgeordneten Abegg mit dem Antrage ad 1.; 

7) Petition des Abgeordneten der Stadt Königsberg mit demfelben Antrage; 

8) Petition des Abgeorbueten von Bardeteben mit dem Autrage ad 4; 

9) Betition des Abgeordneten Hanfemann mit dem Anirage: 

a) daß allen Klafien der Nation geftattet werden möge, Petitionen an Kös 
nigliche Behörden und ſtaͤndiſche Korporationen ruhig und unbewaffnet 

, in Berfammlungen zu berathen und unterfchreiben zu Tönnen, ohne daß 
e8 hierzu einer polizeilihen Erlaubniß anders als in dem alle bes 
dürfe, daß folche Verſammlungen im Freien gehalten werben follen, 

b) daß für alle Petitionen die einfache Stimmenmescheit blos einer ber 
beiden Kurien genüge; 

c) daß auch früher zurüdgewiefene Petitionen unbedingt erneuert werben 
dürfen. 

40) Petition des Abgeordneten Schr. von Binde wegen Aufhebung ber Beſtimmun 
wonach das Petitionszecht bes Verrinigten Landtags auf innere Angelegen⸗ 
heiten des Staats beſchraͤnkt wird. 14* 


2 
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Saͤmmiliche Betitionen find anf Erweiterung des Petitionsredäts gerichtet 
und zerfallen rüdfichtlih der darin geftellten Anträge in 5 Haupt-Abtheilungen, 
infofern fie eine Modification 

1. der Befchränfung bes Petitionsrechts auf eine Majorität von zwei Drit: 
theilen in jeder der beiden Kurien, 
II. der Befchränfung deſſelben auf die Mitglieder des Landtags, 
II. der Befchräntung wegen früher zuruͤckgewieſener Petitionen, 
IV. der Beſchränkung des Petitionsrechts bei den Brovinzial-Landtagen, 
V. der Beſchraͤnkung des Petitionsrechts auf innere Angelegenheiten, 
herbeizuführen twünfchen. | | 

Das Betitionsrecht iſt das natürlichfte, das heiligfte Recht eines Volfes. In 
den abfoluteften Staaten ift jedem Untertkan das Necht der Bitte gewährt. Das 
Allgemeine Landrecht geftattet aushrüdlich jedem Unterthan, feine Zweifel, Einwen⸗ 
dungen und Bebenklichfeiten gegen Geſetze und andere Anorbnungen im Staate, 
fo wie überhaupt feine Bemerfungen und Vorſchlaͤge über Mängel und Verbeſſe⸗ 
rungen, dem Oberhaupte des Staates anzuzeigen Wie viel mehr muß diefes 
Recht den Ständen zur Seite fliehen, denen als gefeßmäßiges Organ des Landes 
in den wichtigften Angelegenheiten eine berathende, ja theilweiſe entfcheidende 
Stimme eingeräumt if. Wo in Deutfchland Lanpflände eingerichtet waren, da ift 
das Petitionsrecht immer im ausgedehnteſten Umfange ausgeübt worden. Es 
wurde ſtets zu den wefentlichften Vorrechten und Pflichten der Stände gerechnet, 
bie Wünfche des Landes unmittelbar an den Thron zu bringen. Je freier und 
umfangreicher dieſe Unmittelbarfeit durch ungetrübte Ausübung des Petitionsrechts 
fih ausbildet, defto inniger und fegensreicher wird das Band ber Liebe und bes 
Bertrauens zwifchen Zürft und Volk fich befeſtigen. Jede Befchränfung aber, 
welche zum Zwede hat, da, wo die Stände fich berufen fühlen, für die Wünfche 
des Volkes vermitielnd einzutreten, den gefebmäßigen Weg zum Thron zu erſchwe⸗ 
ren, jede folche Befchränfung Tann nur einen betrübenden Eindruck hervorrufen, 
indem fie die öffentlihe Meinung, welche jede Regierung mehr oder minder zu 
beachten hat, hindern würde, fich auf gefeßmäßigen Wege Bahn zu brechen. Bon 
biefem allgemeinen Gefichtöpunfte ausgehend, fehreiten wir nun zur @rörterung 
der fpeziellen Anträge. 

| J. 

Die Beſtimmung, nach welcher Bitten und Beſchwerden des Vereinigten 
Landtags nur bei einer Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen in beiten Kurien 
an den Thron gelangen dürfen, wird in mehreren Petitionen als ein das Petiti⸗ 
onsrecht zu ſehr beengendes Hemmniß hervorgehoben. Es ift dabei angeführt 
worden, daß, während es in allen Kollegin Regel fei, nach Stimmenmehrheit 
Beichlüfie zu faſſen, hier ganz abweichend von dem fonft allgemein ale richtig an- 
erfannten Verfahren die Entſcheidung in die Hand einer Minorität gelegt fei, 
indem fie die mit Stimmenmehrheit votirten Petitionen befeitigen Tonne. Es wird 
baranf aufmerkſam gemacht, daß es fich ja gar wicht um Beſchlüſſe Handle, Die zu 
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einer unmittelbaren Wirkſamkeit gelangen, es vielmehr nur darauf anfomme, bie 
Beſchwerden, Wünfche und Bitten des Volkes durch ihre Vertreter dem Landes⸗ 
vater vertranungsvoll vorzulegen und Seiner Weisheit und Gerechtigfeit die weis 
tere Erwägung und Entſchließung zu überlafien. Durch ein Zurüdführen des Fünft- 
lichen Stimmen:Berhältuiffes auf das natürliche werde das Petitionsrecht erft zu 
einer Wahrheit erhoben. Seien die Abgeorbneten als die Vertreter der Rechte 
ihrer Stände zu betrachten, fo folge daraus von felbft, daß die von ihnen durch 
Stimmenmehrheit ansgefprochenen MWünfche, Bitten und Befchwerben auch ale vom 
der Mehrheit der Vertretenen ausgehend anzufehen feien. Bon einem fehr unter: 
georbneten Grade von Wichtigfeit und Bedeutung müffe eine Vertretung ſich dar⸗ 
ſtellen, welche fich in ihrer Maforität nicht einmal im unbeſchraͤnkten Befige eines 
Rechts befinde, welches das Allgemeine Landrecht jedem Unterthanen einriume. 

Wenn bagegen bie einfache Stimmenmehrheit hinreichend fei, um das Land 
mit neuen Steuern und mit Anleihen zu belaften, fo fcheine daraus zu folgen, daß 
dies als ein Gegenfland von minderer Wichtigkeit angefehen werde, als das Peti⸗ 
tionsreht. Es fei dies indeß ein wefentliches Attribut der Volfsvertretung, das 
nicht verhimmert werben dürfe, und welches das recht eigentliche gefeßliche Mittel 
fei, Abhülfe von etwanigen Unregelmäßigfeiten herbeizuführen, um die Krone mit 
den Wünfchen der Unterihanen befannt zu machen, fo daß die auf reiflicher Er⸗ 
wägung und erfchöpfender Befprechung beruhenden Befchlüffe auch bei einfacher 
Stimmenmehrheit wohl Anfpruch baranf Haben dürften, zur Kenntnißnahme Sr. 
Majeſtaͤt vorgelegt zu werben. Billigfeit und Gerechtigfeit erforbern auch bei 
Petitionen das bei der wichtigen Steuerbewilligung als richtig anerkannte Prinzip 
der einfachen Stimmenmehrheit. 

Unter Hinweifung auf bie fpeziellen Intereſſen und das Bertretungsverhältnif 
der einzelnen Stände wird fobann bie Schwierigkeit beleuchtet, welche für ben 
Stand der Städte und den Stand der Landgemeinden bei Petitionen in Angeles 
genheiten ihres Standes dadurch entfleht, daß der Stand der Ritterfchaft allein 
ungefähr über eben fo viele Stimmen zu verfügen hat, als bie beiden anderen 
Stände zufammengerechnet, fo daß ber Stand ber Ritterfehaft bei der jetzt erfors 
derlichen Stimmenmehrheit von zwei Drittgeilen die von ben beiden anderen Stäus 
den einftimmig votirten Petitionen nach Umftänden einfeitig zu hindern die Macht 
habe. 

Endlich wurde angeführt, daß, wenn es früher ſchon ſchwierig geweſen fei, 
bei Provinzialstandtagen eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen zu erlangen, 
sum nach Einſetzung der Herren-Kammer und bei der Bedingung, baß in jeber der 
Beiden Kurien eine Mojorität von zwei Dritiheilen gefordert werbe, dem natürliche 
fien aller Rechte, dem Rechte der Bitte, eine die treue Geflnnung ber Stände 
wahrhaft betrübende Schranfe geſetzt worden fei. Jetzt ſei der Fall denkbar, daß 
eine in ber zweiten Kurie von allen Abgeorbneten des Landes einſtimmig votitte 
Petition, felbft bei Zuſtimmung der Majorität der HerrenKurie, durch eine aus 
wenigen Perſonen beſtehende Minorität. dev Herven-Kurie verworfen werhen koͤune. 
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Es ſei ohnehin ſchon fchivieriger, die einfache Mofortiät im jeber ver beiben Ku⸗ 
sien getrennt als die Majorität von zwei Dritiheilen in einer Werfammiurg zu 
erzielen. 

i Außer biefen zur Unterfläßung der Petitionen angeführten Gründen, beuen 
die Abtheitung bei ber Beratung in ihrer Majorität beitrat, wurde noch die Er⸗ 
wägung geltend gemacht, daß, wenn früher wohl bei Petitionen ber Proninzials 
Landtage der Ball Habe vorkommen fönnen, daß von einem zu engen Gefichtspuufte 
ausgegangen fei, oder irgend ein Mißverſtaͤndniß, eine irrige Beurtheilung, ober 
auch ein Mangel an Sachfenntuiß zu Grumbe gelegen habe, doch bei dem Verei⸗ 
nigten Landtage um fo mehr eine grünblicyere und umſichtigere Grörterung aller 
Petitionen zu erwarten flehe, als nicht nur bei ben Plenar⸗Berathungen, fondern 
auch bei der Berharblung in den Abtheilungen die Anmefenheit des Kommiffars, 
ben nad) $. 26 des Meglements alle Anträge abſchriftlich mitzuteilen feien, fo 
wie die nuch $. 12 fümmtlichen Staats-Miniftern uud den außerdem belegirten 
Beamten eingeräumte Befugniß, dafür Bürgfchaft gewähren, daß alle nöthigen 
Aufflirungen ertheilt und alle Mißverftändnifie berichtigt werden. 

Endlich wurde die Wahrnehmung in Betracht gezogen, daß überall, wo auf 
den Provinzial-Landtagen bei Betitionen über erhebliche Tagesfragen zwar nicht 
die Majorität von zwei Drittheilen, doch aber eine entfchiedene Majorität ſich her⸗ 
ausgeftellt habe, eine gewiffe Berflimmung nicht nur in der Verſammlung, fordern 
felbft in den Provinzen fich gezeigt, und daß eben dieſe Verftimmung in ber Regel 
nur ein um fo lebhafteres Drängen zu einem erfolgreicheren Ziele, ja auch zum 
wirftich erfolyreicheren Refultaten auf folgenden Provinzialstandtagen geführt babe, 
eine Wahrnehinung. welche insbefondere für die centraifländifche Verſammlung eine 
ernfte Beachtung verdiene. 

Bon Seiten der Minorität der Abihellung wurde dagegen eingewanbt, daß 
in Fällen, bei welchen nur eine Feine Majorität, vielleicht nur die Majorität einer 
Stimme ſich für die Annahme von Petitionen entſcheide, die öffentliche Meinung, 
Ne Stinme des Landes nicht fo zuverläffig Eunftatirt ſei, als bei einer Majorität 
von zwei Drittheilen in jeder der beiden Kurien, daß ferner bie einfache Majorität 
die Anbringung von Petitionen zum Nachtheile bes Beſtehenden gar zu fehr ers 
keichtert, und es daher zweckmäßig erfcheine, es bei den eben erft erlaffenen Bes 
ſtimmungen fo lange zu belaflen, bis die @rfahrung eine Aenderung als wünſchens⸗ 
werth werde heransyeftellt haben. Auch wollte die Minorität das dem einzelnen 
Unterthanen zuftehende Petittonsrecht als Motiv für dem vorliegenden Antrag nicht 
als zutreffend anerkennen, indem es in der Wirkung ein erheblicher Unterſchied fei, 
ob ſich ein einzelner Unterihan oder ob fich eine fländifche Berfammlung mit einer 
Petition an den Thron wende. 

Bei ter von dem Herrn Borfiger ſchließlich veranlaßten Abfimmung erflärte 
fih die Abtheilung mit einer Majorität von 11 gegen 5 Stimmen für die Bes 
vorwortung des Antrags, der dahin geht: 

daß Se. Majeſtaͤt gebeten werde, die exeptiouelle Beflimmung einer Najorität 
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von zwei Dritiheilen für amzubringenbe Bitten und Beſchwerden aufzuheben, 
tefp. dahin Allerguädigft zu mobiflziren, daß nicht nur in ber Megel, ſondern 
bei allen Abflimmungen einfache Stimmenmehrheit entfcheide. 

Ein Tell der Minorität mollte eine Grleichterung der Betitionen in dem 
Sinne bevoriworten, daß die Anbringung von Petitionen bei einer Stimmenmehrheit 
von zwei Drittheilen in blos einer Kurie Allergnäpigfi nachgegeben werden möge. 
Judeß fonnte die Abtheilung im ihrer entſchiedenen Majorität dieſem Vorſchlage 
nicht beitreten und noch weniger ben in den vorliegenden Petitionen enthaltenen 
Antrag, wonach die einfache Stimmenmehrheit blos einer Kurie gemügen müge, 
um Bilten oder Beſchwerden an ben Thron zu bringen, zur Bevorwortung geeig⸗ 
net finden, weil dadurch die neue fländifche Geſetzgebung in einer ihrer wefentlichs 
fien Örundlagen, der Grundlage eines weiter auszubildenden Zweikammer⸗Syſtems, 
dem Zuſammenwirken beider Kurien in getrennter Berathung eine Erfchütterung 
erleiden würde. Auf diefer engen Berbindung beider Sturien zu Cinem Landtage 
beruht gerade bie größte Sicherheit für ein fegenereiches Zuſammenwirken. Jede 
felöftfländige unmittelbare Verbindung der einzelnen Kurien mit der Krone würde 
den Keim zu unheilbringendem Zwiefyalte in fich tragen, während bie gemeinfame 
Wirkſamkeit in getrennter Berathung auch bei abweichenden Anfichten gerade in 
ihrer fundamentalen Beftimmung ein nothiwendiges Motiv zu einer den Geſammt⸗ 
intereffen erfprießlichen Verſtaͤndigung gewähren wird. 

I. 

Eine andere Beeinträchtigung bes Petitionsrechtes ift in ben. Beilimmungen 
des $. 19 der Verordnung über bie Bildung bes DBereinigten Landtags gefunden 
worben, wonach berfelbe mit den Kreisfländen, Gemeinen und anderen Körpers 
fegeften, fo wie mit ben in ihm vertretenen Ständen und einzelnen Perfonen in 
keinerlei Geſchaͤfisverbindung fiehen, und biefe den Abgeordneten weder Juſtruktio⸗ 
nen noch Aufträge ertheilen jollen, voahrend in den Geſetzen über die Anordnung 
son Provinzialftänden ben einzelnen Ständen ausbrüdlich die Befugniß eingeraͤumt 
if, die Abgeordneten zu beauftragen, Bitten und Beſchwerden anzubringen, Es 
wird von Seiten der Pelenten angeführt, daß nach allgemeinen Nechtsbegriffen 
kein Grund bafür anfgufinden fei, daß den Kommittenten die feit fo vielen Jahren 
ensgeübte Befugniß entzogen werben folle, Anträge auch in allgemeinen Landes⸗ 
angelegenheiten, dadurch daß diefe ferner nicht mehr an den Provinzialstandtagen 
herathen werben follen, an die ſtaͤndiſche Verſammlung felbit zu richten. Die alls 
gemeinen Angelegenheiten Händen mit den provinziellen und perfünlichen Intereffen 
aup Berhältniffen auf gleiche Weile in Berührung; daher erfcheine jene Beſtim⸗ 
mung als. eine Verfümmerung unferer fländifchen Inftitutionen, welche den Kon: 
mittenten jede billige Anſprache und Mitwirkung bei fo wefentlichen Dingen gänz: 
lich abfchneide und den Abgeerdneten die Eigenfchaft ald Organe der Stände nehme. 
Die Provinzialftände fünnten von ven ihnen bis dahin zugeftandenen Rechten wur 
diejenigen verlieren, welche fie bis zum Zuſammentritt von Reichsſtänden provifo- 
riſch ausgeubt hätten, und bie in Folge deſſen jept der Vereinigte Landtag erhalten 
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habe. Kein ſtaͤndiſches Recht dürfe auf dem Wege vom einen zum anderen vers 
Ioren gehen, und doch fei dies in bem betreffenden Kalle gefchehen. Es fei auf 
diefe Weife eines ber wichtigften Rechte auf einfeltigem, ungeſetzlichem Wege, 
nämlich ohne fländifchen Beirath, den Ständen wie dem Lande entzogen worden. 
Nach den älteren Beilimmungen und Verordnungen über das fländifche Weſen fei 
das Betitionerecht durchweg als eine ber urſprünglichſten und unantaftbarften 
Befugniffe ausgegeben, und dieſes Mecht habe durch ben Gebrauch und bie Biss 
herige Ausübung ſchon zu tiefe Wurzeln gefchlagen, um uicht das bisherige Peti⸗ 
Honsrecht für den Bereinigten Landtag zu beanfpruchen. Auf inbireftem Wege 
werbe doch dieſe Beichränfung umgangen, allein befier fei es auch, formell ein 
Recht zu gewähren, befien thatſaͤchliche Ausübung in einer anderen Form doch 
nicht au hindern fei. 

Der gegen große Bolfsverfammlungen in aufgeregter Beit gerichtete Bundes⸗ 
beſchluß vom 5. Juli 1832 fei fpäter in etwas kühner Weife dahin interpretiert 
worben, baß friebliche Bürger nicht einmal ohne @rlaubuig der Polizei in einem 
Lokale zufanmentreien dürften, um fich über eine Petition an Königliche Behörden 
oder ftändifche Korporationen zu beratben. Auch habe die Polizei, ohne daß kon⸗ 
flire, auf weiche geſetzliche Beſtimmung bin, auch das Unterfchreiben folcher Peti⸗ 
tionen mehrfach zu Kindern gefucht. 

Bei der Berathung in der Abtgellung Fam es zur Sprache, daß in mehreren 
Fällen, wo flädtifche oder andere Korporationen es für angemeſſen erachtet Hätten, 
die Aögeorbneten zum gegenwärtigen Landtage über ihre Wäufche und Bebürfnifie 
aufzuklären, die Staatsregierung biefes Verfahren auf Grund ber PVerorbuung 
vom 3. debruar c. als durchaus unftatthaft verwiefen habe. Cine fo ſtrenge Auss 
legung und Handhabung biefer Beſtimmung erfchien der Abtheilung zur Börberung 
bes Geſammtwohls Teinesiweges erfprießlich, vielmehr war fie der Meinung, daß 
es für die Kommittenten, wie für die Abgeorbneten gleich wünſchenswerth erfcheine, 
bie Legteren über etwa beſtehende Wünfche und Beeinträchtigungen möglich aufs 
zuflären, um fie dadurch zur Vertretung der Intereffen der Kommittenten in Stand 
zu fegen. Die Abtheilung nahm zwar Auftand, ehe über den Gefchäftsgaug bei 
bem Vereinigten Landtage weitere @rfahrungen gefammelt feien, fo wie auch mit 
Rüdficht auf die befchränfte Dauer des Landtags, bie direkte Anbringung von 
Petitionen einzelner Korporationen oder Individuen aus allen Theilen der Monars 
chie zu bevorwerten, oder der Ertheilung bindender Aufträge das Wort zu reden. 
Dagegen befchloß fie einftimmig, dem hohen Landtage vorzufchlagen: 

Se. Majeſtaͤt zu Bitten, den $. 19 ber Verordnung vom 3. Februar c. dahin 
abzuändern, daß eine ungehinderte und freie Kommunikation zwifcgen den Land: 
tags s Abgeordneten und Ihren Vertretern ftattfinden bürfe, zu dem Behuf, daß 
Letztere den Erfteren ihre Wünfche zu erfennen geben, ohne ihnen bindende Auf⸗ 
träge erthellen zu bürfen. 

Den weiter gehenden Antrag des Abgeordneten Hanf emann, infofern der⸗ 
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ſelbe auf Zulaſſung von .n Volloverſammlungen hinzielt, fand die Abtheilung zu Bes 
vorwortung Teinesweges geeignet. 
IH. 

Gin ferneree Antrag iſt auf Aufhebung der Beſtimmung gerichtet, nach wel⸗ 
cher Bitten und Beſchwerden, weiche einmal zurüdgewiefen worben find, ſpaͤterhin 
auch nur dann erneuert werben follen, wenn neue Gründe ſich ergeben, ımb es 
wird dieſer Antrag aus benfelben Gründen motivirt, aus welchen überhaupt bie 
Befreiung des Betitionsrechtes von allen läftigen Beeinträchtigungen als nothwen⸗ 
dig bargeflellt wird. Ein Nachtheil fünne barans nicht entfichen, wenn das Voll 
feinen Vertretern das Vertrauen fchenfe, feine Wünfche, auch wenn fie früher ab- 
gewiefen, von neuem ihrer Beurtheilung vorzulegen, um fie, wenn erheblich befuns 
ben, ber Krone neuerbings vorzutragen. Das Vertrauen fönne dadurch nur wach⸗ 
fen, die Landesangelegenheiten Fönnten dadurch nur gewinnen. 

Die Abtheilung verhehlte ſich nicht, dag die fragliche Beſtimmung ihrem 
Bnuchſtaben nach leicht zu umgehen fet, und wie die Grfahrung lehre, auch ftets 
umgangen worden fei, da es an Auffindung nener Gründe niemals fehlen werde, 
@ine gefeglihe Beflimmung aber, die ihrem eigentlichen Sinne nach von beiden 
Seiten fo wenig beachtet werde, und in ber That in manchen Faͤllen ohne erheb⸗ 
lichen Nachtheil nicht firenge gehandhabt werben koͤnne, ſchien überhaupt nicht 
wuͤnſchenswerth. Nur darüber waren die Meinungen getheilt, ob es angemefien 
fei, ſchon jest eine Bitte dieferhald an Se. Majeftät zu richten. Bon ber einen 
Seite wurde dies, bevor wegen periobifcher Wiedereinberufung des Vereinigten 
Landtags Beſtimmung getroffen fei, nicht für zeitgemäß erachtet. Dagegen mwurbe 
anf der anderen Seite gerade in dem Mangel einer Beilimmuug über bie Perio⸗ 
dizaͤt ein um fo bringendered Motiv zur Unterflüßung bes fraglichen Petitionsan: 
trages gefunden, und es wurbe aus dem Fortbeftehen früher zurücigewiefener Wünfche 
für die Stände eine um fo größere Pflicht erfannt, die Krone nicht barüber im 
Zweifel zu laffen, ob ſolche Wünſche noch wirklich und mit Grund beftehen. Wie 
es jedem Unterthan frei fteht, auch einmal zurüdgewiefene Bitten zu erneuern, fo 
glanbte man auch für die Stände eine gleiche Befugniß in Auſpruch nehmen. zu 
Fonmen, und gerabe in dem Fortbeſtehen früher zurückgewieſener Wünfche den trif⸗ 
tigſten Grund zue Erneuerung zu finden. 

Bei der Abftinmung über bie Frage: 

ob auch ohne Eintreten neuer Gründe für jet die Iuläffigleit früher zuruͤck⸗ 
geroiefener, ernenerter Petitionen zu befürworten fei? 
ergab fi Stimmengleichheit. 
IV, 

Nüdfichtlih des von ben Provinzialstandtagen bis dahin ansgeübten Betitis 
onsrechtes, hat die Abtheilung fich nicht überzengen koͤunen, daß baffelbe, fo weit 
es nicht auf den Berrinigten Landtag übergegangen ift, durch die fländifche Befeh; 
gebung vom 3. Februar c. irgend eine Beſchraͤnkung erlitten Habe. Es iſt auch 
eine fpezielle Beſchraͤnkung von bem Antragſteller nicht angeführt worben, und daß 


- 
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ben Provinzial. Landtagen ferner noch in allgemeinen Landes⸗Angelegenheiten bas 
Petitionsrecht verbleibe, wird nicht in ber Abſicht des Antragftellers liegen. Es 
würde dies nicht nur mit der neueren, fondern auch mit ber älteren flänbifchen 
Sefepgebung im Widerſpruch flehen, und von Seiten der Abtheilung auch nicht 
keuorwortet werben koͤnnen. Anbelangend bie für Petitionen der PBrovinztai:tand- 
tage erforderliche Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen, fo glaubte die Abtheilung 
bei ber Uugewißheit darüber, wie nach @infebamg bes Bereinigten Landtags die 
Lanftige Bedeutung und Wirkfamfeit der Provinzial-Randtage fich praktiſch geftalten 
werde, daß der Antrag megen einfacher Stimmenmehrheit für Betitionen ber Bros 
vinzial⸗Landtage wohl einer fpäteren Erwägung vorbehalten bleiben Tönne. 
V 


Der Abgeorbuete Hanfemann äußert am Schluffe jeines Belitionsantrages 
noch Folgendes: 

.„Inſofern in ber Beitimmung des $. 13 der mehrgebachten Berorbnung vom 
„3. Gebruar c., wonach das PBetitionsrecht des Vereinigten Landtags auf „ins 

. „nere Angelegenheiten“ des Staats feſtgeſetzt ift, eine Beſchränkung dahin inters 
„pretixt werben follte, daß die Petitionen nicht auf die Beziehungen des Staates 
„zam Auslande gerichtet fein dürften, fo nnterlafie ich dieſerhalb einen Antrag 
„zu ftellen, weil dieſe Interpretation mit den Rechten im Widerſpruch fliehen 
„würde, welche deutiche Landftände, wie fie nach ber Bundesakte in allen deutfchen 
„Staaten beſtehen follen, von Alters her befigen. Diefe Interpretation ift nicht 
„zwläffig, eben weil fie mach meiner Weberzeugung gegen ein feſtſtehendes Recht 

- „Hreiten würde.” 
Dagegen ift der Antrag bes Abgeorhneten von Binde ausdrücklich auf Anfs 
hebung der Befchränfung bes Petitionsrechtes auf innere Angelegenheiten, nämlich 
anf ven Wegfall des Wortes „innere“ im 8. 13 der Berorbnung vom 3. Februar 
gerichtet. Der Herr Antragfteller fagt dabei: 
„Soll das noch jüngft in den Angelegenheiten von SchleswigsHolftein fo lebhaft 
„beruorgetretene deutſche Nationalgefühl geftärft und belebt — foll die Nuss 

. „Bildung und Kräftigung bes Zollvereins geförbert — foll der deutſche Buud 
„von nationellen Sympathten umgeben — follen Verluſte, wie die in Folge der 
„Ginverleibung Krakaus eingetretenen, vermieden werden: fo erſcheint es erfors 
„derlich, daß das ftändifche Element des zweiten der dentichen Staaten auch den 
„auswaͤrtigen Angelegenheiten nicht fremd bleibe.” 

Bei der Berathung in der Abtheilung war man allgemein darin einverſtanden, 
daß das Vetitionsrecht der Stände eine wefentliche Befchräntung erleiden würde, 
wenn die Beftimmung sub $. 13 der gedachten Berorbnung dahin interpretirt 
werden mörhte, daß auch ſolche kußere Angelegenheiten von dem Petitionsrecht aus: 
gefchlofien fein follten, welche mit den inneren Angelegenheiten bes Landes im 
allernaͤchften Zuſammenhange fliehen. Es wurde dies um fo weniger für zuläffig 
erachtet, als ſchon auf Provinzialstandtagen Hanbelaverträge mit auswärtigen 
Staaten Häufig Gegenſtand von Petitionen geweſen find, und nicht felten driugende 
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Beranlafiung eintreten duͤrfte, ſolche auswärtige Beziehungen zur Sprache gu bringen, 
welche für die inneren Angelegenheiten von entfcheidendem Ginflufe find. Es 
wurde dabei namentlich der Einverleibung von Rrafau gedacht, wegen welcher felbft 
Betitionen ſtaͤdtiſcher Corporationen Allerhöchften Orts die wehlwollendſte Auf⸗ 
nahme fanden. Es wurde insbefondere in Beziehung anf vie Beflimmungen bes 
Bolltarifs, auf die Schifffahrtsverhältniffe und die Handelspolitif für ganz unvers 
meidlich erachtet, nicht blos Innere, fondern auch answärtige Angelegenheiten zu 
berühren. Da nun ſchon anf dem gegenwärtigen Landtage der Fall vorgekommen 
iR, daß der Herr Marfchall mehrere Petitionen, welche auswärtige Angelegenheiten 
betrafen, aber mit den Intereffen des Staates in naher Berbindung flchen, ohne 
dem Landtage davon Kenntniß zu geben, deu Antragftellern auf Grund des $. 13 
der Verordnung vom 3. Februar c. br. manu als nicht zur Kompetenz dee Bands 
tags gehörig.. zurüdgegeben hat, und eine buchfläbliche Anwendung jenes Beſtim⸗ 
mung vorausfichtlich zu vielen zeitraubenden und unangenehmen Kompetenzkonflikten 
Anlaß geben wird, fo fand die Abtheilung in ihrer überwiegenden Majorität zur 
Bermeibung folcher Konflikte und zur Sicherung des, den Ständen unzweifelhaft 
zuftehenden Betitionsrechtes in dem Antrage bes Abgeorbneten Freiherrn von 
Binde das geeignetfte Mittel. Die Minorität der Abtheilung hielt dagegen eins 
buchftäbliche Interpretation jener Beilimmung, da, wo innere Angelegenheiten bes 
Staates von auswärtigen Angelegenheiten nahe berührt feien, dem eigentlichen 
Sinne der Beſtimmung feinesweges entfprechend; fie wollte darin nur die Aus⸗ 
ſchließung folder Fragen der äußeren Politik erfennen, welche das innere Interefie 
des Landes nicht beträfen, und glaubte demnach die Nothwendigkeit einer Aenderung 
der fraglichen Beſtimmung zur Herbeiführung einer Interpretation in dem ges 
wünſchten Sinne nidyt anerkennen zu Fünnen. 

. Die biernah von dem Herren Borfiger zunächlt dahin geftellte Frage, ob 
überhaupt in Beziehung auf $. 13 der Verordnung vom 3. Februar eine Bitte an 
Se. Majeſtät vorzufchlagen fei, wurde mit 45 gegen 3 Stimmen bejaht. 

Demnähft fam der Antrag des Abgeordneten Freiheren von Binde wegen 
Wegfalls des Wortes „innere” im $. 13 der Berordnung vom 3. Bebrmar c. zur 

Abjlimmung, und es befchloß die Abtheilung mit 11 gegen 6 Stimmen, diefen 
Antrag bei dem hohen Landtage zu bevorworten. 

Endlich wurde vorgefchlagen, flatt des Wortes „Angelegenheiten” das Wort 
„Intereſſen“ in demfelben Paragraph zu fubflituiren, um dadurch die Kompetenz 
des Vereinigten Landtags und den Gegenſatz zu ben Angelegenheiten, welche bas 
„Inlerefſe“ einzelner Provinzen berühren, noch näher zu bezeichnen, und es wurde 
darauf aufmerkfam gemacht, daß auch in den provinzialftändtfchen Gefegen zug 
Bezeichnung der Kompetenz der Provinzialskanbtage das „Interefie‘ der Provinz 
überall als maaßgebend bezeichnet fei. Bel der von dem Herrn Vorfiper verans 
laßten Abflimmung über dieſen Vorſchlag wurde berfelbe mit 15 gegen 2 Stim⸗ 
men zur Bevorwortung bei dem hohen Landtage angenommen, 

Schließlich Fam es noch zur Sprache, ob nicht bei einer im Sinne: biefer Abs 
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ſtimmungen erfolgenden Aenderung des 8. 13 ber Verorduung vom 3. Februar ein 
Zuſatz angemeſſen fcheine, zn dem Zwecke, um ſolche Angelegenheiten der äußeren 
Bolitif, welche das Interefie des Landes nicht berühren, von ber Kompetenz aus⸗ 
zufehließen. Es wurbe aber für ſchwierig erachtet, irgend cinen Zuſatz zu formu⸗ 
Kren, der die Graͤnzen genau auszubrüden und neue Kompetenzerörterungen zu 
befeitigen vermöge. Zudem glaubte bie überwiegende Majorität der Abteilung 
das Vertrauen hegen zu dürfen, daß im folchen Fällen, in welchen der Königliche 
Kommiffar wegen ſchwebender Berhandlungen oder überhaupt im Interefie bes 
Staates die weitere Erörterung irgend einer angeregten äußeren Angelegenheit für 
bebenftich erflären möchte, es dem Landtage nicht an der patriotifchen Gefinnung 
und dem politifchen Takt fehlen werbe, welche bei ähnlichen Fällen in Ständever: 
fanunlungen anderer Staaten zur Vermeidung einer weiteren Grörterung für aus⸗ 
reichend erachtet werben. 
Berlin, den 11. Mai 1847. 
Die vierte Abtheilung der Kurle der drei Stände, 

Graf von Loeben. von der Heydt (Referent). Schier. Bornemann. 
von ver Schulenburg. Kabricius von Arnim. Sattig. von Gnei- 
fenan. von Ratte. Riebold. Roehling. Gießler. Nethe. Baters 

nowsti. von Poninski. 


(Nachdem der Referent das Gutachten bis zu den Worten, ſ. oben S. 224) 
„Bei der von dem Herrn Borfiger fchließlich veranlagten Abſtimmung erflärte 
fi die Abtheilung mit einer Majorität von 11 gegen 5 Stimmen für die Bes 
vorwortung des Antrages, der dahin geht: 
dag Se. Majeftät gebeten werde, die exceptionelle Beftimmung einer Majorität 
von zwei Drittheilen für anzubringende Bitten und Befchwerben aufzuheben, 
refp. dahin Alfergnäbigft zu mobiflziren, daß nicht nur in der Regel, fondern 
bei allen Abſtimmungen einfache Stimmenmehrheit entfcheide.“ 
vorgelefen:) 

Sandtags- Marſchall: Diejen Hauptantrag der Abtheilung ftelle 
ich zur Diskuffion und gebe dem Herrn Abgeordneten Grafen von 
Renard zuerft Das Wort. 

Abg. Graf von Benard: Che ich, meine Herren, auf den 
Antrag der Ahtheilung felbft eingehe, fei mir erlaubt, das Vetitions- 
Recht in feiner allgemeinen Auffafjung zu beleuchten. Seiner Natur 
und dem Wortlaut nad), iſt das Recht zu bitten, ein Recht, Das 
nicht verliehen werben Tann, weil e8 ein angebornes Recht ift, das 
Riemandem verweigert werden kann. Wenn es in feiner Algemein- 
heit, in feiner Unbegränztheit fein Recht ift, fo kann es nur ein 
Recht werben Durch Sonderung, durch Abgränzung, durch Beſchraͤn⸗ 
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hung. Thatſaͤchlich beſaß und beſitzt jeder Preuße das uwwerküm⸗ 
merte Recht, feinem Regenten ſich jederzeit mit jeder Bitte zu nahen, 
und es hat ſich Diefes fchöne fromme väterliche Herfommen durch 
alle Generationen unferes Herrfcherhaufes unverkürzt erhalten und 
wird auch fortan beſtehen. Es drängt fi nun die Frage auf, 
warum dieſes Recht dem Vereinigten Landtage fo eingefchränft wird, 
warum ben Vertretern des Volfd fo enge Gränzen gezogen werben, 
während jedem Einzelnen im Volk in feiner Selbftvertretung biefes 
Recht unbegränzt zufteht. So nahe die Frage liegt, fo nahe Die 
Antwort. Wie Wafler und Luft in ihrer Allgemeinheit, in ihrer 
Unbegrängtheit nie Gegenftand des Eigenthumsrechts Einzelner wer⸗ 
den fönnen, fondern nur durch Sonderung und Abgränzung, fo ift 
ed audy mit dem Petitionsrecht. Die Bitte Einzelner wiegt nur 
nad) den fie motivirenden Gründen, die Bitte Mehrerer wiegt nach 
Zahl und Maß diefer; die Bitte des DVereinigten Landtags, wenn 
felbe Die allerdings fchwierigen Stadien, die vorgefchrieben find, 
durchlaufen hat, ift an ſich felbft ohne alle Gründe, ein Grund, 
eine Macht. Sie vertritt die öffentlidye Meinung, und fo fegne ich 
die Weisheit des Exrlaffed vom 3. Bebruar, welche, meiner Meis 
nung nad), die rechte Bahn gefunden hat, jede Bitte, nach Zahl 
und Maß derjenigen, die ihr beitreten, ihre volle und richtige Be⸗ 
deutung zu geben. Damit eine Bitte ihre volle Wirkfamfeit äußere, 
tft nicht nothmwendig, daß fie in beiden Kurien mit 3 der Stimmen 
durchgehe. Auch eine folche Bitte, die auf ihrer Bahn unterbrochen 
worben, felbft eine, die unterlegen ift, auch einer folchen Bitte wird 
Durch genaue Bezeichnung der Zahl der ihr Zuftimmenden der Stem- 
pel ihres Gewichts aufgedrüdt. Die Nothwendigfeit, Daß jeder 
Kurie beiftimmen, erheifcht die forgfältigfte Stimmenzählung, und 
nur eine folche Stimmenzählung fichert jeder Bitte ihr volles Recht. 
Bei der regen Theilnahme, welche Se. Majeftät der König, nad 
Seinen eigenen Königlichen Worten, den Verhandlungen unferer 
Berfammlung widmet, wird feine Weisheit das Gewicht jeder Bitte 


au würdigen wiffen, wenn eine ſolche auch nicht unmittelbar an 
Seinen Thron gelangt. Und eben im Intereſſe des Petitionsrechts 


bei der großen Wichtigkeit Der genaueften Stimmenzählung, jeber 
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Majoritaͤt oder Minoritaͤt muß ich mich gegen Loͤſung der Feſſeln 
erklaͤren, welche auf die Zahl der Zuſtimmenden feſtgeſetzt ſtnd. Jede 
Erweiterung dieſer Feſſeln wuͤrde eine Verminderung des empfan⸗ 
genen Rechts ſein, des Rechts, welches in ſeiner Gebundenheit 
mächtig, in feiner Allgemeinheit vollklommen werthlos iſt. 

Abg. Wittrih: Der verehrte Redner vor mir hat gefagt, gegen 
das Betitionsrecht nach einfacher Majorität laſſe fich einwenden, daß 
die Bitten Einzelner nur nad) Gründen beurtheilt würden, Die Bits 
ten ded Landtags feien ohne alle Gründe ein Grund, denn fie 
fprächen Die öffentlihe Meinung aus, und darum müfje das Peti⸗ 
tionsrecht beichränkt werden. Nach meiner Anſicht ift Diefe Holger 
rung geradezu umzufehren, denn je Mehrere bitten, deſto mehr 
Gründe liegen in diefen einzelnen Bitten. Alſo wenn nad) vorauds 
gegangener Prüfung einer. joldhen Berfammlung, wie Die, gegenwärs 
tige ift, eine Bitte Durch die Mehrheit ald genehmigt angefehen 
wird, um Sr. Majeltät vorgelegt zu werben, dann halte ich die 
Bitte, die durch fo viele einzelne Gründe unterftügt wird, als eine 
um fo gemichtigere und glaube, daß eine einfache Mehrheit eim 
folches Gewicht bat, Daß fie werth ift, auch Sr. Majeftät vorgelegt 
zu werden. Ich beantrage Deshalb, daß Das Gutachten der Abs 
theilung von der hohen Verfammlung angenommen werden möge. 

Abg. Sirſch: Ic) Schließe mich dem an, was ein verehrter 
Redner aus Schleſien über Berfchiedenheit der Betitionen des Ein- 
zelnen und ber. Petitionen ded Vereinigten Landtags gefagt hat, daß 
nämlich die Bitte eines Einzelnen nicht das Gewicht habe, wie 
Die Bitte des Vereinigten Landtages. Die Bitte des Einzelnen, 
gegenüber der Bitte des Vereinigten Landtags, zieht wie ein Stroh⸗ 
halm gegen einen Felsblock. Auf der anderen Seite läßt.fic) aber 
auch nicht überfehen, daß nach unferen Verfaſſungsgeſetzen eine 
Mehrheit von zwei Dritteln beider Kurien erforderlich ift, um eine 
Petition Sr, Majeftät vorzulegen, Daher eine Stimmenzahl von 27 
Mitgliedern in der zweiten Kurie, ja, eine einzige Stimme, welche 
zu zwei Dritibeilen der Majorität der zweiten Kurie fehlt, genügend 
it, jeder Petition des Bereinigten Landtags, den wichtigften Ins 
terefien ded ganzen Landes das Gegengewicht zu halten. Eine ein. 
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zige Stimme in der zweiten Kurie kann das wichtigſte Laudes⸗In⸗ 
tereſſe der Beruͤckſichtigung Der Regierung entziehen. Nun frage 
ich, ob die Intereſſen des Landes, ob die Bemuͤhungen des gan⸗ 
zen Landtags auf eine ſo ſcharf zugeſchliffene Spitze geſtellt werden 
fönnen? | 

Abg. Graf son Het: Meine Herren, ich bitte um die 
Erlaubniß, einige Gründe gegen dad Gutachten der Abtheilung mit 
ſchlichten Worten ihnen vortragen zu dürfen. Je mehr, nach meir 
ner Anſicht das Recht zu Petitionen und Beſchwerden zu achten unb 
ald eines der wefentlihften Vorrechte zu wahren ift, je mehr muß 
ed von einer ftändifchen VBerfammlung mit Vorficht und Zurüuͤckhal⸗ 
tung ausgeübt werden. Ic erlaube mir einige der Gründe, welche 
die Abtheilung in ihrem Gutachten für ihre Anficht ausgeführt hat, 
zu beleuchten und zu widerlegen. Die Abtheilung legt ein großes 
Gewicht gerade darauf, daß eine einfache Stimmenmehrheit allein 
die gemuͤgende Sicherheit ſchon gäbe, Die öffentliche Meinung und 
die Stimme des Landes hinlänglich zu befunden. ine einfache 
Stimmenmehrheit aber — ich glaube, wir haben felbft ſchon Die 
Erfahrung. während der Dauer dieſes Landtaged gemacht, — Tann 
wirklich ein Werk des Zufalls fein. 

Nach meiner Meinung bingegen giebt gerade eine - Mehrheit 
von zwei Dritteln Die größere und fichere Garantie dafür, daß ber 
aus ihr hervorgegangene Antrag wirklich der Anficht des Landes, 
der öffentlichen Stimme vollfommen entfpreche, Es ift ferner gefagt 
worden, wie aus dem Umſtande, Daß mehrere Angelegenheiten, Die 
der Entfiheidung des Landtages unterliegen, alfo namentlich Zuftims 
mungen zur Erhebung neuer Steuern, zu Anleihen und Garantieen, 
mit der einfachen Stimmenmehrheit berathen und befchlofien wirben, 
su folgen, daß auch eben fo Petitiond» Anträge durch Stimmen- 
mehrheit allein an die Krone gebracht werden koͤnnen. Hierbei gebe 
ich aber zu bedenken, daß die eben von mir erwähnten Angelegen⸗ 
heiten nicht von einer Kurie allein, fondern von beiden Kurien. in 
einer ungetheilten Berfammlung beratben werben, und gerade weil 
durch die Mifchung der verfchienenen Elemente, welche in beiden 
Kurien vorhanden find, bie vorherrſchenden Prinzipien ber einen 


ober anderen gewiß auf eine angemeflene Weiſe neutralifirt werben, 
gerade darum glaube ich, Daß für diefen Fall die Beſtimmung der 
einfachen Stimmen - Mehrheit keinesweges nachtheilig fel. Das Gut⸗ 
achten hat gegen dad Prinzip der Mehrheit von zwei Dritteln fer- 
ner ben fpeziellen Umftand angeführt, es fei ja möglich, Daß der . 
Stand der Ritterichaft Die von den beiden anderen Ständen ein- 
flimmig votirten Anträge auf folche Art leicht befeitigen koͤnnte. 
Diefes Beifpiel iſt nach meiner Anficht keinesweges fchlagend, Da 
nad) dem Stimmverhältnig der einzelnen Stände fi) auch Das 
ereignen Fönnte, daß der Stand der Städte Anträge, welche von 
Ritterfchaft und Landgemeinden einftimmig votirt worden, einfeitig 
verhindere. 

Uebrigens erlaube ich mir, meine Herren, daran zu erinnern, 
wie der Fall, daß ein ganzer Stand einſtimmig votire, im ganzen 
Laufe der Verhandlungen noch nicht ſtattgefunden, wohl auch nie⸗ 
mals ſtattfinden kann. Ich habe im Gegentheil die feſte Meinung, 
und das iſt auch in dieſer Verſammlung mehrmals ausgeſprochen 
und anerkannt worden, daß die Antraͤge, welche auf die allgemeine 
Wohlfahrt ſich gründen und unter Beachtung wie Wahrung des 
Rechts - Prinzips geftellt werden, gewiß auch jeder Zeit der größten 
Majorität, ja, weit über zwei Drittheil hinaus, fich zu erfreuen 
haben dürften, Endlich muß ich noch eine Einwendung gegen das 
Gutachten der Abteilung aufzuftellen mir erlauben. Ich gebe Ihnen 
nämlich anheim, meine Herren, zu bevenfen, daß bei den Anträgen, 
welche durch einfache Stimmenmehrheit an Die Krone gelangen, und 
denen eine faft nicht minder impofante Minorität entgegenfteht, Die 
Krone und deren Räthe darüber in der größten Berlegenheit fein 
möchten, wo und wie Die wahre Meinung bed Landes fich wirklich 
auöfpreche. Ich glaube, derartige Verlegenheiten und Zweifel müffen 
wir bemüht fein, der Krone und ihren Räthen zu erfparen. Hins 
gegen ift wohl mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß Anträge auf 
Bitten und Befchwerben, welche von einer Majorität von zwei 
Dritteln umd mehr ausgehen und an die Krone gelangen, bie irgend 
nur geeignete Gewährung finden werben. 

Es giebt übrigens ein filheres Mittel, um bie Einwendungen 
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gegen dad Erforberniß einer Maforität von zwei Dritteln zu beſei⸗ 
tigen, und biefes Mittel finde ich in dem mit vorliegenden Antrage, 
daß .alle Bitten und Beſchwerden einer Kurie nicht von dem 
Befchluffe der anderen Kurie abhängig gemacht werden — daß 
diefe vielmehr nur begutachten, nicht zuruͤckweiſen koͤnnen. 
Ich bedaure herzlich, daß die Abtheilung in ihrem Gutachten Diefen. 
Antrag nicht fo gewürdigt hat, wie er wohl nad) meiner Meinumg 
verdient. Es liegt in einem Theile des Antrages des Herm von 
Sauden. 

Sandtags- Marfchall: Darüber hat der Referent noch keinen 
Vortrag gehalten; das würden wir alfo vorausfegen müffen. 

Abg. Graf Heller: Ich behalte mir fonady vor, darauf 
zurüdzufommen. 

Adg. Möwe: Im Eingange des Berichts der Abtheilung ift 
einer Petition der Abgeorbneten der Stadt Berlin Erwähnung ges 
than, die barauf gerichtet ift, eine Modification ber geſetzlich bes 
ſtimmten Stimmen» Mehrheit von zwei Drittel fowohl bei provins 
zialftändifchen Berfammlungen und Verhandlungen, ald aud) tes 
$. 17 der Verordnung vom 3. Februar zu erbitten, alſo überhaupt 
die Bitte vorzutragen, daß bei allen ftändifchen Beichlüffen abiolute 
Mehrheit der Stimmen entfcheide. Ob andere Petitionen, die hier 
mit verzeichnet find, den Antrag in dieſem ausgedehnten Umfange 
enthalten, weiß ich nicht — jedenfalls aber gehört diefer Antrag in 
feinem ganzen Umfange zu demjenigen Abfchnitte, der mit Eins 
bezeichnet if. Die Ausführung der Abtheilung im Abfchnitte I. hat 
aber in mir Die Vermuthung gewedt, daß der Antrag, wie ver 
Schluß des Abſchnittes andeutet, nur darauf gerichtet fein foll, vie 
Bitte in Beziehung auf die Befchlüffe des Vereinigten Landtags 
vorzutragen, nidyt aber in Beziehung auf provinzalftändifche. Vers 
fammlungen. In dieſer Bermuthung werde ich Dadurch beftärkt, daß 
im Abfchnitte IV. (f. S. 218) ausdruͤcklich gefagt wird, daß bei 
der Ungewißheit darüber, wie nad) der Einfegung des Vereinigten 
Landtags Fünftig Die Bedeutung und Wirkfamkeit der Provinzial⸗ 
Landtage ſich praktifch geftalten werde, es gewiſſermaßen nicht an 
der Zeit fei, einen Antrag hierauf gleich mit in Erwägung zu zie⸗ 

IV. 15 
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ben. Einen Grund zur Trennung der Anträge und der Verſamm⸗ 
tungen rüdfihtlicd) der Stimmenzahl für den Vereinigten Landtag 
und für Die Provinzial⸗Landtage habe ich nicht ausfindig machen 
fönnen, noch weniger aber einen dafür gefunden, daß der Beſchluß 
ausgeſetzt werben fol. Diefelben Gründe, welche für ven Antrag 
in Bezlehung auf den Vereinigten Landtag fprechen, fprechen and) 
für die Provinzial: Landtags» Berfammlungen. Diefe Gründe find 
im Abtheilungs - Outachten und zwar im erften Abfchnitt deſſelben 
vollftändig aufgeführt. Sie find meines Erachtens fo überzeugend, 
daß ich hoffe, die hohe Verfammlung werde ihnen ihre Beiftimmung 
nicht verfagen. In der Natur der Sache aber liegt, Daß, wenn 
Se. Majeftät der König auf die Bitte eingehen möchte, für 
die Beichlüffe des Vereinigten Landtages abfolute Majorität eins 
treten zu laflen, Die hiermit erzielte Vergünftigung auch den Pro⸗ 
vinzial- Landtags» Berfammlungen zu Gute kommen muß. Rad) 
$. 12 der Verordnung vom 3. Februar ift aber gerade der Verei⸗ 
nigte Landtag der Ort, an welchem die Frage auch ‚hinfichtlicy der 
Provinzials Stände zur Sprache gebracht werden muß, und ich er- 
laube mir daher, an den hochverehrten Herın Marfchall und bie 
geehrte Berfammlung die Bitte zu richten, daß beide Fragen im 
Zufammenhange bei diefem Abfchnitte zur Berathung und Beichluß- 
nahme gebracht werden. Was den Werth des Stimmenverhältifles 
betrifft, von dem fo eben an diefer Stelle gefprochen worden ift, fo 
beziehe ich mich auf die Anficht, welche der Redner aus Schleften 
— Herr Serretair Dittrich — angeführt hat, und fehe nicht ein, 
wie überhaupt von dem Zahlenverhältniffe ver Werth einer Petition 
abhängen fol und wie Se. Majeftät der König ſich durch Zahlen⸗ 
verhältniffe werde beftimmen lafien, auf eine Petition einzugehen, 
wenn ihr innerer Inhalt und Werth nicht dazu Anregung giebt. 
Ich zweifle auch gar nicht Daran, Daß dieſe hohe Berfammlung das 
rechte Maß und Die rechte Borficht anzuwenden wiflen wird, wenn 
auch eine abjolue Majorität feftgeftelt und das Petitionsrecht im 
‚ ausgenehnteften Maße gegeben wird. Ich flimme daher dem Ans 
trage der Abtheilung bei. 

Referent son Der Heydt: Was bie Bemerkung beieifft, daß 
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gleichzeitig auch über Die Stimmenmehrheit bei Provinzial» Landingen 
abgeftimmt werden möge, fo bat die Abtheilung geglaubt, daß ber 
Gall nicht ganz gleich fei. Es ift nämlid darauf Werth gelegt 
worden, daß gerade bei dem Bereinigten Landtage Die Anweſenheit 
des Königlichen Kommiſſars dazu beiträgt, daß nicht leicht ein Miß- 
verftändniß vorkommen fönne, das nicht im Laufe der Verhandlung 
berichtigt werden würde. Es ift weiter erwogen worden, daß, wenn 
eine Petition die Majorität beider Kurien erlangt hat und der Koͤ⸗ 
niglihe Kommiffar in beiden Kurien an der Berathung Theil ges 
nommen habe, dies ein anderer Fall fei, als wenn eine Petition 
bei einem Provinzial- Landtage eingebracht werde, wo ein Königs 
licher Kommiffar nicht zugegen fei. Ich würde Daher, ohne mich 
in der Hauptjache dem Antrage zu wiederfegen, vorfchlagen, Die Ab⸗ 
flimmungen zn trennen. 

Sandtays- Marſchall: Ich muß Doc auch der Anficht fein, Daß 
es befier fein wird, die Fragen getrennt zu lafien. Das fchließt 
richt aus, daß man ſich nachher Darüber auf das gründlichfte aus- 
laſſen Tann. 

Abg. Ansblauh: Ich habe nicht vorher gewußt, Daß ich un 
mittelbar nach meinem verehrten Kollegen das Wort erhalten würde. 
Im Wefentlihen ganz mit ihm übereinftimmend, bin ich indeflen der 
Meinung, daß feine Bemerfungen in Bezug auf das hier ebenfalls 
in Betracht kommende provinzialftändifche Verhaͤltniß bei einem ſpaͤ⸗ 
teren Abſchnitt Des Gutachtens ihre Erledigung finden werden. Im 
Allgemeinen wollte ich nur ausfprechen, daß das Gutachten in allen 
feinen Punkten fo volllommen aus meiner Seele gefchrieben ift, Daß 
ich es für überflüfftg gehalten haben würde, irgend etwas zu feiner 
Bertheidigung noch anzuführen. Dies ſcheint mir aber jegt in einem 
gewifien Grade nöthig, weil das Gutachten in feinem wejentlichften 
Punkte zuerft von einem ritterfchaftlichen Abgeordneten aus Schleſien 
angegriffen worben ift. Ich bin mit den Vorberfägen bed gedachten 
Herrn Redners volllommen einverftanden, infofern fie die Natur des 
Betitionsrechtes felbft betreffen; mit feinen Schlußfolgerungen befinde 
ich mich aber in dem entſchiedenſten Gegenſatze. Ic, halte das Pe⸗ 
titionsrecht von einer fo großen, überwiegenden Wichtigfeit, daß ich 
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es in feiner Art befchränft, ſondern vielmehr auf jede moͤgliche 
Weiſe erleichtert wiſſen möchte. Gerade dieſes Recht ift das befte 
Mittel, wodurch ſich eine ftändifche Verfammlung mit der Krone 
zu vereinigen im Stande ift. Aud) giebt es ja fein ficheres Zeichen, 
um ein wahres, volles Vertrauen zu äußern, ald eben das, eine 
Bitte auszufprechen. Zugleich muß es für die Regierung von der 
größten Wichtigkeit fein, Die Wünfche und Bebürfniffe, welche im 
Volke auftauchen, gerade auf dieſem Wege Fennen zu lernen und 
dadurch eine Gelegenheit zu finden, diefen Wünfchen Die rechte, ges 
fegmäßige Richtung zu geben, bevor fie mit einer unabweislichen 
Nothwendigkeit nahen und. Berüdfichtigung erheifchen. Außerdem 
halte ich die einfache Majorität für das allerbefte Mittel, wodurch 
fi) eine beitimmte, in der Berfammlung vorherrfchenne Meinung 
dofumentiren kann. Gerade durch eine einfache Majorität wird es 
viel leichter möglich, daß ficy bei einem Antrag fowohl im Ganzen 
als in feinen einzelnen Theilen die eigentliche Abficht einer zahl- 
reichen Berfammlung deutlich ausfpricht. Die Anforderung, daß 
ſtets zwei Drittel derfelben ſich dafür erflären müffen, um eine Bitte 
an den Thron gelangen zu laſſen, führt Dagegen, meiner Erfahrung 
nad), außer der darin liegenden überaus großen Erſchwerung ber 
Sache felbft, auch große DBerlegenheit bei der Abſtimmung herbei. 
Durdy die Eombination verfchiedener Anfichten erhält der eine Ab⸗ 
fehnitt des betreffenden Gegenftandes vielleicht Die erforderliche Zahl 
von zwei Drittel der Stimmen, während ein genau damit zufams 
menhaͤngender anderer Theil ein fo beträchtliches Stimmen = Berhälts 
niß nicht gewinnt, was natürlid in dem Vortrage ber Bitte eine 
große Ungleichheit herbeiführen muß. 

Am meiften fpricht aber, meines Erachtens, gegen bie Anfor⸗ 
derung einer Stimmen- Mehrheit von zwei Drittel zur Guͤltigkert 
eines Befchluffes der Umftand, Daß dadurch der Minorität in ver 
Berfammlung geradezu die Macht eingeräumt wird, das Zuſtande⸗ 
kommen eined Beſchluſſes überhaupt zu verhindern. Ä 

Serner ift Die Lage der Sache auf dem Bereinigten Lands 
tage eine ganz andere, als bisher, denn wenn bie Majorität, welche 


in der einen Verſammlung fich dafuͤr ausfpricht, auch wirkiich nur 
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eine geringe waͤre, ſo iſt es doch ein ganz unabweisliches Erforder⸗ 
niß, daß zu derſelben außerdem die Majorität in der anderen Kurie 
hinzutreten muß. Hierdurch erhält Die Sache aber, meines Erach⸗ 
tens, diejenige vollftändige Unterftügung, welche, neben ven wohl- 
erwogenen inneren Gründen, geeignet fein Dürfte, um fie Sr. Mas 
jeftät zu empfehlen. Ich habe aber auch noch einen anderen Grund 
für die Unterftügung dieſer Bitte. Es iſt nämlich in diefer Ver⸗ 
fammlung bei vielen Gelegenheiten von der Rothwendigfeit einer 
hiftorifchen Begründung für Die zu ergreifenden Maßregeln die Rebe 
geweien, und ich erkenne dieſelbe auch volllommen an, indem ich 
als unzweifelhaft vorausfege, daß jede Zeit ihr volles und gleiches 
Anrecht an eine foldhe hiſtoriſche Geftaltung bat. Wenn ich aber 
in dieſer Beziehung Die in Rede ftehende neue Beftimmung, daß 
nämlich zwei Drittel der Stimmen in jeder der beiden verfchlevenen 
Kurien zur Beſchlußnahme über eine Petition nothwendig fein follen, 
näher prüfe, fo juche ich vergebens nad) dem hiftorifchen Boden 
diefer Maßregel und bemühe mich vergeblich, Die Gründe und Ver⸗ 
anlaflung dazu aufjufinden. 

Im Gegentheil zeigt fich, Daß da, wo Stände, deutfche Stände 
zufammengelommen find, zu allen Zeiten auch Bitten und Befchwers 
den ruͤckhaltslos und vertrauensvoll ausgeſprochen worden find, und. 
Daß dies ſtets der ficherfte Weg zur DVerftändigung mit dem Landes⸗ 
bern und zum Wohl des Vaterlandes gewefen if. Endlich finde 
ich für die Zwedmäßigfeit und Rathfamfeit, die Petitions⸗Befugniß 
auf alle Weife zu erleichtern, in dem beinahe breiundzwanzigiährts 
gen Entwidelungsgange unferer provinzialftändifchen Inftitution den 
ſchlagendſten Beweis. Denn gerade dadurch, daß die Provinzials 
ftände das Petitionsrecht in einem größeren ober geringeren Um⸗ 
fange, aber auf eine wuͤrdige Weiſe geübt haben, hat ihre Thätig« 
feit in dem öffentlichen Leben tiefe Wurzeln gefchlagen. Gerade da⸗ 
dur, daß Kommunen und Corporationen und einzelne Abgeordnete 
ihre wohlbegründeten Bitten ausgejprochen haben, und Daß die Res 
gierung darauf wohlwollend eingegangen ift, ungeachtet das betref- 
fende Geſetz dies nur in einem befchränfteren Maße geftattete, ges 
rade dadurch hat die provinzialftändifche Verfaſſung in ber öffent: 
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lichen Meinung dasjenige Gewicht erhalten, deſſen fie fi in den 
legten Jahren in immer fleigendem Grade erfreut hat. Meine an 
gelegentliche Bitte geht alfo dahin, daß dieſes Recht nicht nur un- 
befchränft erhalten und von allen neuen Hinderniffen befreit bleiben, 
fondern audy in der beantragten Art erweitert und daß dieſer Wunfch 
von einer zahlreichen Mehrheit dieſer Verſammlung unterftügt und 
‘von den hohen Räthen der Krone bevorwortet werben möge. 

Abg. von Mafon: Meine Herren, auch id) erfenne gewiß 
das Recht, Bitten und Befchwerden an Se. Majeftät den König 
gelangen zu laffen, als eines der wichtigften und heiligften an, wel- 
ches einer Nation zu Theil werden könne; Bitten und Beſchwerden 
fönnen in unferem Staate fowohl von Einzelnen ald von Gemein- 
ben und Corporationen an den Thron Sr. Majeftät gelangen, ohne 
alle Schwierigkeiten. Hier handelt e8 fid, aber von Bitten und Be- 
fchwerden, die aus diefer hohen Berfammlung an den König ges 
langen follen, und diefe find als folche eben nicht Bitten und Be- 
ſchwerden @inzelner oder einzelner Corporationen, fondern Bitten 
und Befchwerden, weldye die Wünfche des ganzen Landes repräfen- 
tiren. Darum hat eben der Gefebgeber, früher bei den Provinzial: 
fländen und jetzt durch das Geſetz vom 3. Februar, vorgefehen, daß 
eine wirkliche und anfehnliche Majorität vorhanden fein müffe, um 
auch folche Wünfche der Nation darftellen und begründen zu Tönnen. 
Jeder, der nur Abftimmungen in ähnlichen Verfammlungen, wie die 
unfrige, beigewohnt hat, wird zugeben müflen, daß die Abftimmung 
bei einer abfoluten Majorität häufig von Zufälligfeiten abhängt; nur 
ein Schnupfen kann einen Einzelnen vom Erfcheinen in diefer Ber: 
fammlung abhalten, und wenn bie Abftimmungen oftmals fehr 
ſchwankend find, wenn es nur auf eine oder wenige Stimmen ans 
fommt, die Majorität. Darzuftellen, fo wird Jeder zugeben müffen, 
Daß es zweifelhaft bleibt, ob ſolches Nefultat der Abftimmung wirt 
lich der Wunſch und die Meinung des Landes gewefen fei. Ich 
glaube, daß aus dieſem wichtigen Grunde der Gefehgeber verlangt 
hat, daß eine größere als blos abfolute Majorität vorhanden fein 
müſſe. Ich flimme jedoch nicht blos aus dieſen angeführten Grün- 
den gegen die abfolute Majorität, fondern aud) aus denen des ſchon 
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beſtehenden Rechtes, und kann mich daher nur für die Minorität 
der Abtheilung erklären. 

Abg. Sommerbrodt: Das geehrte Mitglied der Ritterfchaft von 
Schlefien hat mit berebten Worten das Gutachten angegriffen und 
befonder8 hervorgehoben, daß durch Zählung von zwei Dritteln Der 
Stimmen man am ficherften erfahre, ob es die Stimme des Volkes 
fei, welche an die Stufen des Thrones gelangen fol. Ich frage 
aber Dagegen: iſt es denn ein fo großer Nachtheil, wenn durch ab- 
folute Stimmenanzahl ein paar Bitten mehr an den Thron gelans 
gen, die demnach vielleicht nicht alle die Stimme des Volfes in ſich 
trügen, ober ift e8 von größerer Wichtigkeit und Bereutung, wenn 
durch abfolute Stimmenmehrheit neue Schulden und neue Steuern 
im Namen des Volkes bewilligt werben jollen? wozu, wenn die Er⸗ 
Härung richtig war, die Stimme des Volkes doch gewiß am mel- 
ften zu berüdfichtigen fei, Dazu verlangt das Gefeß aber nur bie 
abfolute Majorität. Genügt dieſe dafür, fo muß fie auch im anderen 
Falle ausreichend fein. Jedes Richter - Kollegium erkennt über Tod 
und Leben nad) abjoluter Stimmenntehrheit, und der Landesvater 
folte die Bitten feines Volles durch Die von ihm einberufenen 
Stände nicht hören dürfen durch abfolute Majorität? Mir unter: 
liegt es feinem Zweifel, daß daher Jeder nur für das Gutachten 
fi) erflären kann; denn mögen Bitten audy abgefcylagen werben, 
hören mag fie aber Se. Majeftät der König, 

Abg. von Gottberg: Die vorliegende Frage ift im Gutachten 
der Abtheilung fo ausführlid) behandelt, daß es beinahe unmöglic) 
ift, wenn man demſelben beiftimmt, nod) neue Gründe daflir anzus 
führen, und ich werbe mid) daher darauf befchränfen, ganz kurz Die 
Anfichten, weshalb ich dafür flimme, auseinanderzufegen. Die Ab» 
ftimmung fol überhaupt nur dazu fein, bie Anficht der Verſamm⸗ 
lung zu dokumentiren; aber nicht allein die Anficht der Verſammlung, 
fondern auch Die Anficht ded Landes, da man doch annehmen muß, 
Daß die Mehrheit der Verfammlung die Mehrheit des Landes ale 
ſolche repräfentirt. Wenn man nun annimmt, Daß bie Entſcheidung 
bei irgend einer Frage über eine vorgelegte Königliche Propofition 
wichtiger ift, als eine bloße Bitte, wenn man alſo annimmt, daß, 
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wenn man einer Verfammlung das Recht zugefteht, durch einfache 
Stimmenmehrheit bei Königlichen Propofitionen zu enticheiden, fo 
Tann es nicht fonfequent fein, wenn man ihr bei bloßen Bitten dieſe 
Befugnig nicht zuerfennen wi, ihr Diefes Recht nicht einräumt, fon» 
dern verlangt, es follen mehr Stimmen dafür vorhanden fein. Und 
fo glaube ich, man fann nicht anders, ald dem Abtheilungs = Guts 


achten beiftimmen. Ich glaube, daß bei Petitionen wohl eben fo - 


wenig Gefahr ift, und wohl noch weniger, als bei der Enticheibung 
über Schulden und Steuern, und wenn alfo hier das Gouvernement 
angenommen hat, daß die abfolute Mehrheit die Meinung des Lan 
bes fei, nämlich bei der Entfcheidung über Staatöfchulden und 
Steuern, fo muß fonfequent das Gouvernement aud) annehmen, daß 
bieie Mehrheit ver Berfammlung auch die Mehrheit ded Landes bei 
Petitionen repräfentirt. Aus dieſem Grunde entfcheide id) mid, für 
Das Gutachten der Abtheilung. 

Abg. von Auerswald: In Betreff der Frage oder vielmehr des 
Antrages, daß nicht nur in der Regel, fondern bei allen Abftim- 
mungen die einfache Stimmenmehrheit gelten fol, beichränfe ich 
mich nad) der vortrefflichen Ausführung des Gegenftandes ſeitens 
der Abtheilung meines Theils auf die einfache Erklärung, daß von 
allen formellen Beftimmungen in Bezug auf unfere Landtags - Vers 
hältniffe mir von jeher keine auffallender geweſen ift, als die, daB 
nicht Die einfache Stimmenmehrheit in einer Verfammlung, wie Die 
unfere, unter allen Umftänden gelten fol. Seit den Anfängen ber 
Gefchichte, die und die Geneſis erzählt, bis auf den heutigen Tag 
ift es ein gewiß felten, vielleicht nirgends vorgefommener Fall, DaB 
von ähnlichen Verfammlungen, wie bie unfrige, eine andere Ents 
feheidung, als die durch Stimmenmehrheit, gefordert wird. Unter 
allen Gründen, die dafür angeführt worden find, ift mir im Allge- 
meinen und an fich Fein anderer begründet erjchienen, als der, daß 
man dadurch zu fehnellen, übereilten, nicht reiflich erwogenen Abs 
ftimmungen in wichtigen Yällen vorbeugen wolle. Aber, ich frage 


Sie, meine Herren, auf wen will man biefe Beforgniß hier anwen⸗ 


den? Meine Herren, wir find Deutfche, es ift Keiner unter uns ba, 
es darf Keiner unter und fein, der nicht wenigftens ein Menfchen- 


alter fah, es darf auch Tein Beflglofer unter uns fein. Darum 
Darf man wohl vorausfegen, Daß eine Berfammlung, wie bie unfrige, 


ſich nicht leicht zu Beichlüffen werde vereinen können, Die nicht reiflich 


erwogen worden find. Ich weiß nicht, was für Erwägungen und 
Gründe die Regierung bewogen haben Fönnten, dieſe Beflimmung 
außer der angeführten aufzunehmen. Ic kann mir ferner wohl 
benfen, daß, als größere ftändifche Inftitutionen bei uns ins Leben 
gerufen wurben, vor einigen 20 Jahren man damals dergleichen 
Beforgniffe über den Gebrauch der Rechte feitens der Verſammlun⸗ 
gen hegen mochte; wir haben aber nun wieder die Erfahrung 
faſt eines Lebensalterd hinter uns, und ich glaube, fie hat uns das 
Recht gegeben, zu verlangen, daß man und traut und annimmt, wir 
werden unfere Aufgaben reiflich umd ernftlich erwägen. Ich wage, 
wie fchon bemerkt, nicht etwanige andere Gründe zu beurtheilen, 
ober vielmehr, ich Tann fie nicht beurtheilen, welche die Regierung 
zu der betreffenden Beftimmung veranlaßt haben mag, da ich fie 
nicht kenne; aber, meine Herren, in dieſem Augenblide ift Diele 
Frage an uns felbft gefommen! Wir haben nicht in dem Rathe ges 
feflen, der den Entwurf gemacht hat, dort konnten wir nicht dafür, 
nicht dawider flimmen, wir haben aud) die bewegenden Gründe nicht 
gehört; jebt aber liegt uns bie Frage vor, es ift jeßt unfere Sache, 
uns felbft über unfere Befähigung nad) unferer. Üeberzeugung zu 
erklären, und ich bitte und befchwöre Sie, laſſen Sie uns nicht über 
uns felbft das Urtheil fällen. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich will die hohe Verfammlung 
nicht lange aufhalten; nur ein einzelnes Moment will ich dem hins 
zufügen, was ber geehrte Redner, der vor mir auf der Tribüne 
war, gefagt hat, Ich ſtimme im Refultat. und in der Begründung 
ganz mit feiner Meinung überein und will nur Hinzufügen, daß ich 
Die Annahme des Abtheilungs» Gutachtens gerade im Intereffe des 


Gouvernements wünfche. Ich bin Der Ueberzeugung, daß alles Das, 


was im Schoße ber Zeit liegt, geboren werben muß, mag man bie 
Schranten fo eng ziehen, wie man wil. Es. ift am Ende im flän- 
bifchen Interefie, im Intereffe der Entwidelung unferer Berhälmifie 
von geringem Belange, ob einmal früher over fpäter ein Antcag 
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an Se. Majeftät den König gerichtet wird; ganz anders aber liegt 
bie Sache in Bezug auf das Gouvernement, und da möchte ich 
mich dem anfchließen, was die Abtheilung im letzten Sape ihres 
Derichtes jagt in Betreff der Mißſtimmung, Die erzeugt wird durch 
bie unnatürliche Schranfe des Petitionsrechts. | 

Es ift eine Wahrheit, die wohl nicht beftritten werben fann, 
je enger die Schranfen geftedt werben, innerhalb deren man einer 
ſtaͤndiſchen Berfammlung fich zu bewegen geftatten will, deſto ſchwie⸗ 
riger ift e8 für das Gouvernement, den Einfluß, Die Leitung auf 
Diefelbe zu gewinnen, die e8 haben muß, um eine geveihliche Wirk⸗ 
famfeit zu fihern. Das ift ein Grundfag, ber fich bei allen flän- 
bifchen Berfammlungen beftätigen wird, und ich glaube annehmen 
zu können, es hat fi, auch während unferes Zufammenfeins ſchon 
bewährt, Alles Uebrige laſſe ich dahingeftellt fein, aber gerade im 
Intereſſe dieſes Grundſatzes muß das Gouvernement wuͤnſchen, Diele 
Schranken fallen zu fehen, und ſchon deswegen würde ich für Das 
Gutachten ftimmen. 

(Beifallsruf. Ruf zur Abſtimmung von mehreren Seiten her.) 

Beferent: Ich werde nicht die Gründe wiederholen, die ſchon 
im Referat angeführt find, und nur auf wenige Bemerkungen ant- 
worten, fo weit fie nicht fchon Durch frühere Redner widerlegt find. 
Bon dem erften Redner aus der fchlefifchen Ritterfchaft iſt Darauf 
Gewicht gelegt worden, daß Se. Majeftät der König auch foldye 
Anträge zu würdigen wiſſen würde, Die nicht die gefetzliche Majos 
rität von zwei Dritteln erlangt haben. Die Stände » Berfammlung 
kann feboch nicht wünfchen, daß Bitten, Die hier in gefeglicher Mi⸗ 
norität geblieben find, Berüdfichtigung finden follten. Ic glaube, 
diefe Anficht kann man nicht geltend machen. Dann ift angeführt 
worben, Daß es das Werf eines Zufalls fei, ob eine Majorität fid) 
herausftelle, und namentlich von einem Redner bemerkt worden, daß 
Jemand durch Schnupfen abgehalten werben könnte. Run frage 
ich Sie aber, wenn eine Majorität von zwei Dritteln dadurch vers 
hindert würde, Daß ein Mitglied den Schnupfen hätte, fo würbe 
Dies ein Grund mehr dafür fein, Daß die einfache Maforität gelte. 

(Bielfacher Ruf zur Abftimmung.) 
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Sandtags- Marfchall: Da der Ruf nach Abſtimmung laut wird, 
fo bitte ich Diejenigen, die den Schluß Der Debatte wünfchen, auf- 
zuftehen. (Majorität erhebt ſich dafür.) 

Die Debatte ift alfo gefchloffen, und ich werde jest Die Frage 
ftellen, wie fie von ber Abtheilung vorgefchlagen if. Ich bitte den 
Secretair, fie zu verlefen. 

Eine Stimme (vom Pla): Ich glaube nicht, Daß Diejenigen, 
die um das Wort gebeten haben, darauf verzichtet haben. 

- Sandtags- arfhall: Ich bitte um Verzeihung; die Verſamm⸗ 
lung hat entfchieden, Niemandem mehr das Wort zu geben. 

Vorige Stimme: Ich bitte zu bemerken, daß ich nicht auf das 
Wort verzichtet habe. 

Abg. Tſchoche: Ich habe auch nicht darauf verzichtet. 

Secretair Freiherr von Yatow: ch glaube, Daß, wenn das 
Amendement der Abtheilung zur Abftimmung kommt, dann dieſelben 
Beftimmungen auf Petitionen zur Anwendung fommen müffen, weldye 
bei den Königlichen Propofitionen vorgefchrieben find. Im $. 16 
ift beftimmt, daß bie Anficht der Minorität mit aufgeführt werben 
muß, id) würde daher den Vorſchlag machen, daß die Frage dahin 
zu ſtellen fei. (Viele Stimmen: Laut, man verfteht nichts!) - 

Landtags- Marſchall: Ich bemerfe, daß dies ein Amenbement 
ift, welches nachher vorgebracht werden Fönnte, was aber auf die 
jetige Frageftellung feinen Einfluß hat. 

Serretair von Patow: Ich werde das Amendement aljo nach⸗ 
her vorbringen. 

Sandtags- Marfchall: Die Frage ift folgende: 

„Soll Ce. Majeftät gebeten werben, die erceptionelle Beftimmung einer Majorität 
von zwei Drittheilen für anzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben reſp. 
dahin zu mobificien, daß nicht nur in der Regel, fondern bei allen Abftuinmun: 
gem einfache Stimmenmehrheit entfcheibe?“ 

Secretair Manmann verlieft die Frage, 

Sandtags- Marfhall: Diejenigen, die für Befürwortung dieſes 
Antrages find, bitte ich, aufzuftehen. 

(Bedeutende Majoritaͤt erhebt fich dafür.) 
Es find erfichtlich mehr als zwei Drittel der Stimmen dafür, 
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(Zum Secretair von Patow gewendet.) 

Wollen Sie Ihr Amendement jetzt vortragen? 

Secretair Freiherr son Patow: Das Patent vom 3. Februar 
verordnet 8. 16: (Lieſt vor. Vergl. Bo. I. S. 38.) 

Ic glaube, daß das, was auf Propofitionen Anwendung ſin⸗ 
det, unbedingt auch auf Petitionen angewendet, alfo auch dann bie 
Anftcht der Minorität vorgetragen werben muß, wenn nicht wei 
Drittel der Stimmen vorhanden ſind. 

Sandtags- Marſchall: Zuerſt muß ich fragen, ob dad Amende⸗ 
ment Unterftügung findet? (Wird hinlaͤnglich unterflügt.) 

Eine Stimme: Ich glaube, daß es nicht mehr flattfinden Tann, 
da Die Borausfeßung, daß zwei Drittel der Stimmen nötbig find, 
verſchwunden ift, 

Bekerent: Meine Herten, es ift die Anficht der Abtheilung 
gewefen, daß bei allen Abflimmungen die einfache Stimmen - Mehr- 
heit entfcheive. Diefer Meinung ift die Berfammlung beigetreten. 
Wenn aber einfache Stimmen- Mehrheit entfcheiden fol, fo Tann 
davon nicht mehr die Rede fein, daß man auch Die Anficht eines 
Theils der Minorität anführe; daß auch bei den Propofitionen die 
‚einfache Stimmen» Mehrheit entfcheide, dahin fol nach der vorher⸗ 
gegangenen Abftimmung die Bitte an Se. Majeftät geftellt: werben. 
Ich würde mic) alfo dem Amendement widerfegen. 

Abg. Tſchoche (vom Plab): Sch wollte mir nur erlauben, ges 
gen das geſtellte Amendement zu proteſtiren. Ich halte es fuͤr un⸗ 
möglich, daß eine Abflimmung . 

(Der Redner wird vielfad) Durch bie Unruhe in der Bers 

fammlung und den Ruf: Auf die Tribüne! unterbrochen.) 

(Er befteigt die Tribüne.) 

| Ich halte e8 geradezu für unmöglich, daß, nachdem die Ver⸗ 
fammlung mit folder Majorität ſich klar und Deutlich für das Gut: 
achten ausgefprochen hat, fie jebt auf ein Amendement eingehen kann, 
in welchem gejagt ift, Daß, wenn nicht zwei Drittel der Stimmen dafür 
find, dann aud) die Minorität gehört werben fol. Ic Tann mir 
nicht denfen, daß fi hier 24 Mitgliever finden werden, die nad) 
diefer Abftimmung für Das Amenbement find. 
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(Große Unruhe in der Berfammlung. Der Marfchall muß 
ſich mehrmals der Glocke bevienen.) 

Secretair von Patew: Ic, glaube, daß ganz dieſelben Beſtim⸗ 
mungen, die bei Propoſitionen angewendet werden, auch bei Pe⸗ 
titionen zur Anwendung kommen muͤſſen. Die Majoritaͤt entſcheidet 
allerdings. Iſt aber die Minoritaͤt mehr als ein Drittel, ſo muß 
auch ihre Anſicht vorgetragen werden. 

Abg. son Wedell: Ic, kann mich nur für das Amendement ers 
Hären. Wir wollen, wenn wir eine Bitte vortragen, Se. Majekät 
den König in den Stand feben, gerecht zu entfcheiden. Das kann 
er nur, wenn auch Se. Majeftät der König die Gegengrünbe er- 
fährt, und Se. Majeftät der König wird gewiß felbft fordern, daß 
ihm auch die Gegenanficht mitgetheilt werde. Ich halte es deshalb 
im Intereſſe des Landes für nothwendig, Daß die Gründe der Mi- 
norität mit vorgelegt werben, denn ich kann nicht annehmen, daß 
bie Majorität wünfcht, eine ungerechte Entfcheidung herbeizuführen. 
Ic) ſetze den Fall, die Verſammlung ift vollzählig, fo befteht fie 
aus 537 Berfonen. Nehmen wir nun an, 268 erflären ſich gegen 
die Betition und 269 erklären fid) dafür, dann hat die Petition 
mit 269, alfo mit einer Stimme, die Majorität erhalten. Ich frage 
Sie, ob die 268 nicht auch Recht haben können, und wenn ſie 
Recht haben, fo muß aud) Se. Majeftät in den Stand gefeht wer⸗ 
den, dies zu beurtheilen, was aber nur möglich ift, wenn bie 
©ründe, die für Die Petition fprechen, und die Gründe, Die da⸗ 
gegen angeführt find, zur Kenntniß Sr. Majeftät des Könige ge⸗ 


bradyt werben. (Heftige Unterbrechung.) 
Sandtags- Marfhal: Ich bitte, den Redner nicht zu unter 
brechen. 


Vorige Stimme: Ob die 268 oder Die 269 Recht haben, das 
fann er nur, wenn die Gründe beider Parteien vorgetragen werben, 
entfcheiben. 

Abg. Pittrich: Ich muß mich dem Abanderungs⸗ s Borfchlage 
entfchieben wiberfegen, weil ich glaube, daß, wenn Derfelbe anges 
nommen würbe, er den eben gefaßten Beichluß der Berfammlung 
geradezu wieber aufheben würde. Es iſt dem Beſchluſſe entgegen- 
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getellt worben, daß die Majorität doch nicht eine ungerechte Ent⸗ 
ſcheidung wünjchen werde. Ich frage, ob dies überhaupt von ber 
Mejorität angenommen werben kann, ich frage ferner, ob, wenn 
eine ungerechte Enticheidung angenommen werben könnte, fie nicht 
eben fo gut von zwei Dritteln als von der einfachen Majorität vor⸗ 
audgelebt werben müßte; ic) glaube deshalb, daß dieſes Amende- 
ment feinenfalld „angenommen werden kann. Auch ift ein Unterſchied 
zu machen zwifchen ‘PBropofition und Petition. In den Propofitio- 
nen find die Gründe dafür und dawider fchon in den Motiven, die 
der Verſammlung vorgelegt werden, beregt, deswegen ift ed nötbig, 
daß die vorliegenden Gründe genau erwogen werben, und daß eben 
bei deren Prüfung wenn möglih, noch andere Gründe zugefebt 
werben, wegen welcher die Verfammlung fich für die eine Meinung 
entfcheidet. Das ift bei Petitionen nicht der Fall; bei Petitionen 
will die Berfammlung einen beftimmten Grundfag zum Throne 
bringen, alfo muß er durch beftimmte Gründe unterftüßt werben; 
werben aber Gegengründe angeführt, fo zerfällt der Antrag von ſelbſt. 

Abg. Böfeler: Ic habe das volle Vertrauen zu Sr. Majeftät 
unferem regierenden König Friedrich Wilhelm IV., daß er nad feis 
nem Gewiſſen und bei feiner jchweren Rechnungslegung vor Gott 
dem Allmächtigen feines Volles Wohl will; ſeines Volkes Wohl ift 
fein eigenee. Hört der König unferen Rath, reichen wir ihm bes 
gründete Petitionen zur Abhülfe von Mängeln ein, fo wirb der 
König und auch nicht unerhört laffen. Deshalb geht meine Anficht 
dahin, dem Könige bei Anträgen die Gründe dafür und dawider 
vorzutragen, und Daß Se. Majeftät der König nach ber Gerechtig- 
keit alsdann enticheibe. . 

Eine Stimme (vom Plage): 

(Nicht recht verftändlich.) 

Die Berfammlung hat beſchloſſen, daß die Denkichrift bie 
Gründe und Gegengründe enthalten fol. Ic) glaube, daß die Gründe 
der Majorität nicht Die Gegengründe der Minorität find. 

Abg. Freiherr von Winde: Ich erlaube mir eine Furze Frage 
an den Antragfteller. Wenn die Gründe der Majorität und der 
Minoriät angeführt werben follen, fo ift es möglich, daß nicht 











— HH — 


blos zwei, ſondern fuͤnf und noch mehr verſchiedene Anſichten vor⸗ 
handen ſind; ſollen dann alle fuͤnf verſchiedenen Anſichten Sr. Maje⸗ 
ſtaͤt vorgetragen werden? 

Abg. von Patsw: Ich glaube, Das wird ſich im Allgemeinen 
von felbft ergeben; die Gründe, welche Diejenigen, Die entgegenge⸗ 
ſetzter Meinungen find, haben, werden doch immer ziemlich zuſam⸗ 
mentreffen, und dad Refultat der Gründe, welche die Minorität 
angeführt hat, wird fid) immer ficher heraudftellen. 

Abg. Mswes: Ich trete der Anficht des Abgeorbneten aus 
Weftphalen bei, daß es bei diefem Verhältniß unmöglich ift, bie 
Gründe der Minorität vollftändig zu konzentriren und anzuführen. 
Wenn aber von einem Rechte der Minorität Die Rede war, fo ber 
haupte ich, daß die Minorität gar fein Recht hat, jondern nur bie 
Majorität, und zwar das Recht, zu verlangen, daß, wenn ein Ber 
ſchluß gefaßt ift, die Minorität fich Der Mehrheit der Stimmen uns 
terordnet. 

Jandtags-Marſchall: Ich fchließe die Debatte über dies Amen⸗ 
dement, fofern e8 allenthalben verftanden worden iſt, und es tft nur 
die Frage, ob es angenommen wird ober nicht, Diejenigen Mit⸗ 
glieder, die für die Annahme ftimmen, bitte ich aufzuftchen. 

(Es ift noch nicht ein Drittel der Stimmen vorhanden.) 

Belerent (Lieft vor): 


„Ein Theil der Minorität wollte eine @rleichterung der Petitionen in bem 
inne bevorworten, daß die Anbringung von Petitionen bei einer Stimmen: Mehr: 
heit von zwei Drittheilen in blos einer Kurie Allergnädigft nachgegeben werben 
möge. Indeß konnte Pie Abtheilung in ihrer entſchiedenen Majerität dieſem Vor⸗ 
fchlage nicht beitreten und noch weniger den in ben vorliegenden Petitionen ents 
haltenen Antrag, wonach die einfache StimmenMehrheit blos einer Kurie genügen 
möge, um Bitten ober Beichwerben an den Thron zu bringen, zur Bevorwortung 
geeignet finden, weil dadurch bie neue fländifche Geſetzgebung in einer ihrer wes 
fentlichften Grundlagen, der Grundlage eines weiter anszubildenden Bweikammer⸗ 
Spyftems, dem Zufammenwirken beider Kurien in getrennter Berathung eine Er⸗ 
fhütterung erleiden würbe. Auf biefer engen Verbindung beider Kurien zu Einem 
Landtage beruht gerade die größte Sicherheit für ein fegensreiches Zufammens 
wirken. Iebe feldftftändige unmittelbare Verbindung ber einzelnen Kurien mit ber 
Krone würde den Keim zu unhellbringendem Bwiefpalte in fich tragen, während 


bie gemeinfame Wirkfamleit in getrennter Berathung auch bei abweichenden Nine 
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ſichten gerade In ihrer fundamentalen Beſtimmung ein nothwendiges Motiv zu 
einer ben Geſammt⸗Intereſſen erfprießlichen Verſtaͤndigung gewähren wird.‘ 

. Die Abtheilung hat alfo die Anträge, die dahin gehen, Bitten 
oder Befchwerben, welche nur die einfache Stimmenmehrheit in blos 
einer Surie erlangen, an den Thron gelangen zu laffen, nicht be- 
vorwortet. Es fragt fih, ob jene Anträge bei der Berfammlung 
Unterftüsung finden. 

Sandtags- Marfchell: Es liegen der Verſammlung zwei Ans 
träge vor, welche von der Minvrität der Abtheilung gemacht wor: 
den find, Die aber die Unterftügung der Majorität nicht gefunden 
haben, Der erfte gebt dahin, daß für die Anbringung einer Peti⸗ 
tion fchon zwei Drittel der Stimmen binreichend fein follen, ohne 
die Mitwirfung der anderen Kurie. Findet diefer Antrag Unter⸗ 
ſtuͤzung? (Wird gar nicht unterftügt.) 

Der zweite Antrag geht noch weiter, er geht dahin, daß die 
Anbringung ſchon mit einfacher Stimmenmehrheit aus einer Kurie 
zulaͤſſig ſein fol. Es iſt vorauszuſetzen, daß, da der erſte Vorſchlag 
nicht den Beifall der Verſammlung gefunden hat, dieſer gewiß nicht 
unterſtuͤtzt werden wird. 

Wir haben noch die Wahlen vor, die wohl eine Stunde hin⸗ 
wegnehmen werden; ich ſchließe deshalb die Sitzung. Ich kuͤndige 
zugleich an, daß die Tagesordnung für. morgen zuerſt Die dort: 
ſetzung dieſer Debatte ift. 

Die Mitglieder der Provinzen Brandenburg, Weltphalen und 
des Rheinlandes bitte ich nody hier zu verweilen. Ich bemerfe, 
daß der ftenographifche Bericht, da die Herren» Kurie heute gleich- 
falls Sitzung hat, erft morgen früh von 8 Uhr an Im Sekretariat 
ausliegen wird. 

(Schluß der Situng 23 Uhr.) 
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Serrens Qurie. 
Inhalt: 


Petitionen und Gutachten betreffend die Reform der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
und Berathung darüber. 


Die Sitzung beginnt nach 21 Uhr unter dem Vorſitze des 
Landtags⸗Marſchalls Fürften zu. Solms, | 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlefen und geneh⸗ 
migt. | 
Graf Itsenplitz: BVerlieft hierauf das Konklufum über die Bes 
rathung des Antrags auf Revifion des Zolltarifs zur Mittheilung 
an die Kurie der drei Staͤnde. 

Fandtags -Marſchall: Es wird ſich gegen den Inhalt dieſes 
Schreibens nichts zu erinnern finden, und wir kommen nun zur Be⸗ 
rathung des Antrages des Prinzen von Biron, betreffend die Re⸗ 
form der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit in mehreren Provinzen des 
Staats. Ich bitte Heren von Keltſch, den Bericht zu erftatten, 

Referent von Keltfh: Die Petition des Prinzen Biron felbft 
lautet fo: 


. Petition u 
an den hohen Dereinigten Landtag, betreffend die Reform der 
PBatrimonial-Berihtsbarfeit in mehreren Provinzen des Staates. 


Die mit der gegenwärtigen Berfaffung der Patrimonial-Gerichtebarfeit, wo 
biefelbe noch nach alter Norm befteht, verbundenen Mängel find fchon fo vielfach 
von den Betheiligten dargethan und anerfannt worben, daß es hier nicht einer 
weiteren Auseluanderfegung bevarf. Wie fehr diefer Gegenſtand eine baldige Er⸗ 
ledigung erheifcht, zeigen die Bitten und Wünfche, die ben Landtagen vorgelegen, 
und das reiche Feld der darüber erfchienenen Schriften. Sch erlaube mir, auf 
eine als Maunffript gebrudte Schrift des Herrn Major von Binde anf Olbens 
dorf aufmerffam zu machen, indem biefelbe an viele Mitgliener des Vereinigten 
Landtags vertheilt worden. . 

Es ift Heilige Pflicht eines jeden Standes, bie Hand felbft zu bieten zur 
Modifizirung folcher Worrechte, durch welche erweislich anderen Ständen ober bem 
Ganzen Nachtheile, ja Schaden erwachfen, dagegen bie Rechte treu und feit zu 
bewahren, welche den anderen Gtänden oder dem Gtaale nüglich find. | 


IV. 16 
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Aus dieſer Anftcht, welche, ich bin es überzeugt, von vielen meiner Herren 
Mitſtaͤnde getheilt wird, erlaube ich mir, den hohen Vereinigten Landtag zu bitten: 
Derfelde möge an Se. Majzeſtaͤt den König tie Petition richten: daß Ee. 
Majeftät geruhe, einen Entwurf zu einer zweckmaͤßigen Reform der Patrimonial- 
Gerichtsbarfeit ausarbeiten und den getreuen Ständen zur Berathung Aller 
gnäbigft vorlegen zu laffen. 
Die Adtheilung, welche dieſe Petition zu berathen Hatte, hat 
folgendes Gutachten erftattet: 


Gutachten 
über 
den Antrag des Bringen Biron von Kurland, 
betreffend 


die Reform der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit in mehreren Pro: 
vinzen des Staats. 


Der Abteilung iſt der Antrag des Prinzen Biron von Kurland zur 
Begutachtung übertviefen worden, welcher dahin geftellt iſt: 
an Se. Majeflät den König die Petition zu richten, daß Se. Majeſtaͤt geruben, 
einen Entwurf zu einer zwedimäßigen Reform der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
‚ amsarbeiten und ben getreuen Ständen zur Berathung Allergnädigſt vorlegen 
zu lafien. 
In dem Antrage find allerdings weder beftimmte Maͤngel hervorgehoben, 
wegen deren bie Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit einer Reform beduͤrftig erſcheine, 
noch Mafregeln in Vorfchlag gebracht, wodurch vorhandenen Mängeln abzuhelfen 
und die gewünfchte Reform zu bewirken fei. 
Wenn in dem Antrage auf eine als Manuffript gedruckte Schrift des Major 
von Binde auf Olbendorf aufmerkſam gemacht wird, fo glaubt die Abtheilung 
bies eben nur als eine Hinweifung darauf nnd keinesweges fo beiradyten zu bür- 
fen, als Habe der Herr Antragfieller bie in ber vom Vincke'ſchen Schrift ent⸗ 
widelten Anfichten und geänßerten Wünſche zu bem. feinigen machen wollen. 
Die Abtheilung iſt vielmehr der Anficht, daß ‚aus Meraulafiung des ganz 
allgemein gehaltenen Antrages im Allgemeinen zu erörtern fei, 
ob überhaupt bie Patrimonial-Gerichtebarfeit einer Neform hebürfiig erfcheine, 
und ch und in welcher Welfe, ob in der von dem Herrn Antragfteller vorge⸗ 
fihlagenen oder in einer anderen, Se. Majeflät ber König um GHerbeis 
führung einer foldyen Reform zu bitten fein werde? 
Der Geheime Ober-Jufllz Rath Kisker hat in Vertretung bes Herrn Juſtiz⸗ 
Minifters Gircellenz ber Abtheilung mitgetheilt: 
. daß des Könige Maofeftät, nachdem ein Blau zur DOrganifation der Köntglichen 
Gerichte, wie fie durch bie im Gerichteweſen einizehenben Veraͤnderungen bebingt 
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wirh, ausgearbeitet nub Allerhoͤchſt genehmigt worben, Sich in einer Allerhöchſten 
Kabinets sOrkre auch wegen Reform ber Patrimonials@erichte ansgeſprochen 
habe; «6 ſei auch bereiie ein Geſeßz entworfen geweien, um, ben Beilimmungen 
der Allerhoͤchſten Ordre gemäß, fowohl die Vorzüge der PatrimonialsWerichts« 
Barfeit beizubehalten, dieſe Gerichtsbarkeit felbft zu vervollfommnen uud in eine 
feſte und nachhaltig geficherte Stellung gegen die von maunchen Geiten erhöht: 
- nen Ausſtellungen und Angriffe zu bringen, als andy eine in jeder Hinficht ans 
gemeſſene und nothwendige Tollegialifche Behandiung wichtiger Sachen moͤglich 
zu machen, ba die PBatrimonials®erichtöbarfeit als jus singulorum anertannt 
werbe und als folches bei der Reform aufgefaßt und Behandelt werben müfle. 

Der ſchon ausgearbeitete Geſetz-⸗Entwurf fei indefien einſtweilen zurüdgelegt, 

indem Ge. Majeſtät fpäter zu beflimmen geruht, daß zunächft, unter Vorlegung 
beflimmier, der neuen Organtfation entfprechend aufgeftellter Mormalpläne, Ver⸗ 
einigungen mit ben einzelnen Patrimonial-Werichtsherren zu verfuchen, und, wenn 
auf diefem Wege nicht zum Biele zu kommen fei, dann erſt die geeigneten legis⸗ 
Iativen Maßregeln vorzufchlagen. 

Dies ift die Sachlage. 

Die fämmtlichen Mitglieder ber Abtheilung find darüber einig, af De Par 
trimonial⸗Qerichtobarkeit, gleich anderen menfchlicden Sinrichtuugen, einer weiteren 
Bertbildung und Gntwidelung eben fo fähig, ale im Laufe der Zeit, auf Grund 
der gemachten Brfahrungen, insbefondere aber in Folge der theils bereits einge 
tretenen, theils ſchon bevorftehenden Umgeftaltung des gerichtlichen Verfahrens und, 
fo weit es dadurch nöthig wird, des Gerichtsweſens überhaupt, auch bevürftig fet. 

Sie hält zwar dafür, daß die Klagen über Maͤngel der Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
berfelt, bie auch in der That in einzelnen Provinzen mehr und lauter erhoben 
wurden, ald in anderen, fehr oft vorzugsweife nur durch lokale nnd anderweit zu 
erledigende Umſtaͤude veranlaßt feien, 

Sie verfennt aber auch nicht, dag das Inflitut doch auch am fich noch manche 
BVerbefferungen und meitere Bervollfommmungen gewiß zulaſſe und erheifche. 

Aus allen diefen Gründen wird anerkannt, 

daß das Bedürfnis einer Reform der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit vorhanden fet. 

Die Abtheilung hat aus den ihr gewordenen Mitteilungen mit Genugthuung 
erfehen, wie man aud) von Seiten des Gonvernements die Batrimonial-Gerichtes 
barkeit ala wohlerworbenes Einzelnrecht achte und anerfenne. 

Sie findet aber auch das Fortbefichen der Patrimonial⸗Gerichtebarkeit durch 
innere Verechtigung begründet. Denn biefelbe ift nicht bios eine zufällige Präro- 
gatine, fondern ein weſentliches wichtiges Moment, um den einen der beſtehenden 
Stände in feiner jetzigen politifchen Stellung, die er in dem gefammten Organis⸗ 
ame unferer fländifchen Juſtitutionen einnimmt, zu erhalten. 

Diefe Stellung, welche diefem Stande in allen ſtaͤnbiſchen Verhaͤltniſſen beis 
gelegt ift, findet, neben dem größeren Grundbeſitze, feine innere Begründung auch 
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weientlich darin, daß der Rittergnisbeſitzer diejenige Perſon iſt, in deren Ramen 
und naͤchſtem Ausfluſſe innerhalb der Graͤnzen feines Grundbeſitzes in den wichtigften 
bürgerlichen Beziehungen die obrigfeitlichen Junctionen von den durch den Inhaber 
der Gerichtsbarkeit defiguirten, übrigens aber von ihm in allen ihren amtlichen 
Handlungen vollfommen unabhängigen, geſetzlich qualifigteten Organen nad) ben 
Gefegen ausgeübt werden. 

Die Abtheilung findet ferner, daß dem geftellten Antrage infoweit bereits ent- 
ſprochen ift, als fchon @inleitungen zur Ausarbeitung eines die Reform ber Pa⸗ 
teimonialsGerichtöbarfelt bezweckenden Geſetz⸗ Entwurfs getroffen find. 

Sie hat ſich daher gefragt, ob nicht unter diefen Umftänden von Aubringmg 
einer Bitte am bes Königs Majeftät ganz abzuftehen und nur zu erklären fein werde, 

das Beduͤrfniß zu einer Reform der Batrimonials Gerichtsbarkeit werbe aner- 

kannt; da jedoch die Regierung erklärt Habe, daß brreits ein besfallfiger Geſetz⸗ 

GEutwurf vorbereitet werde, fo erfcheiue es angemefien, die Vorlegung ber von 

. der Regierung ausgeheuten Borfchläge an die Betheiligten abzuwarten. 

Die große Mehrheit der Mitglieder Hält dies jedoch nicht für ausreichend und 
findet es insbefondere nicht wünfcenswerth, die etwaige Reform im Wege ber 
mit einzelnen Batrimonialgerichtsherren anzufnüpfenden Unterhandlungen ins Leben 
zu führen. Deun man könnte auf dieſem Wege leicht dahin kommen, in unmittel⸗ 
barer Nachbarſchaft ganz verfchiedene Organifatlonen entftchen zu fehen, während 
doch eine möglichft gleichmäßige, übereinkimmende Ginrichtung wuͤnſchenswerth er⸗ 
ſcheine. 

Die Abtheilung findet es vielmehr am zweckmaͤßigſten, wem zunachſt unter 
Zuziehung von einzelnen, befonbers auszumwählenden betheiligten @ingefeffenen bie 
Grundzuge der angemefjen erfcheinenden neuen Einrichtung - feftgefteltt, nach biefen 
dann ein möglicfi gleichmäßiger Geſetz⸗ Entwurf für die betreffenden Provinzen 
ausgearbeitet und dann dem vathfamen Gutachten der betreffenden Brovinzialsfands 
tage vorgelegt werde. 

Aus vorfichenden Gründen if ber gutachtliche Beſchluß der Abtheilung dahin 
ausgefallen: 

1) daß der Antrag bes Prinzen Biron von KAnrland ohne Mobificationen 

nicht zur Petition zu erheben. fei; 
mit 40 Stimmen gegen 1; 

9!) daß der Antrag vielmehr nur mit bem Abänderungs-Borfchlage anzunehmen fei! 
Sr. Majeſtät vorzutragen, daß das Bepürfnig einer Reform der Patri⸗ 
monial-Berichtsbarfeit, behufs ihrer Mebereinftimmung mit den Refors 
men ber allgemeinen Rechtspflege nnd behufs der von.Sr. Majehät 
Allerhoͤchſtſelbſt beabfichtigten feſten und nachhaftig geficherten Stellung 
und Bervollfommnung berfelben anerfaunt werbe; daß zu dem Gube 
bie Regierung geeignete Borfchläge in dieſer Beziehung mit einer 
Kommiſſion vom Betheiligten jeder Provinz berathe, 
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und bie auf bie fo getvonnenen Refultate zu grünbenben geſetlichen 
Mafregeln den betreffenden Provinzial- Landtagen zur Begutachtung 
vorgelegt werben. 
Einftimmig befchloffen. 
Berlin, den 10. Mat 1847. 
Die Abtheilung ber HerrenaKurie für verfchienene Gegenflände, 


Prinz zu Hohenlohe. Graf von Arnim Graf zu Dohna⸗-Lauck. Graf 

von Ipenpligd. Graf von Schaffgotfh auf Malwaltau von Keltfch 

(Referent). Fürſt von Lihwomwesfy. Graf von Keyferling Sierſtorpff. 
von Quaſt. 


Referent von Keltſch: Als Referent habe ich noch einige Worte 
hinzuzufügen. Die Abtheilung ift darüber ungetheilter Anficht ge: 
wefen, daß eine Reform der PBatrimontal= Gerichtsbarkeit Beduͤrfniß 
fei. Sie hat indes Anſtand genommen in ihrer Maforität, Den 
Antrag des Prinzen Biron von Kurland ohne Modification zu ei- 
ner Petition zu erheben. Ich glaube, für die Beratfung wird es 
zweckmäßig fein, Darauf aufmerkfam zu machen, worin eigentlich ber 
Unterfchied zwifchen der urfprünglichen Petition und dem Abaͤnde⸗ 
rungs = Borfchlage liege, den die Abtheilung vorzulegen ſich erlaubt 
hat. Der urfprüngliche Antrag iſt ein ganz allgemein geftellter und 
ſpricht nichts weiter aus, als die Bitte, einen Entwurf zu einer 
zweckmäßigen Reform von Seiten des Gouvernements ausarbeiten 
und den getreuen Ständen, ohne weitere Bezeichnung der Stände, 
zur Berathung vorlegen zu laffen. Dies ift fehr leicht überfichtlich, 
Der Abänderungs-Vorfchlag hat Dagegen die Richtung eingefchlagen, 
gewifle Grundzüge ſchon Hinzuftellen, in denen Diefe Reform anzu⸗ 
bahnen fei, zunächft in der Weife, daB man eine Vorberathung mit 
ven Betheiligten ber verfihiedenen Provinzen als wünfchenswerth 
bezeichnet, Daß dann das Gouvernement einen Entwurf ausarbeiten 
laſſen möge, dieſer Entwurf aber zur Berathung der betreffenven 
einzelnen Provinzial-Landtage geftellt werde. In dem Abänderungs- 
Borfchlage ift aber auch noch Die Andeutung mit aufgenommen wor: 
den, Daß man wuͤnſche, dieſe Reform möge eine Uebereinftimmung 
der allgemeinen Redytspflege mit Der der Patrimonials Gerichtöbars 
feit herbeiführen, bie letztere aber eine feſte und nachhaltig geficherte 
Stellung und Vervolllaumnung finden. Ich glaube, Dies wird deut⸗ 
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fi genug für bie Hohe Verſammlung fein, bie Unterſchiede beider 
Petitionen ind Auge zu faffen. 

Für meine Perſon halte ich mich verpflichtet, noch einige Be⸗ 
merfungen machen zu müffen. SKenntniß der Sache, glaube ich, mir 
einigermaßen zutrauen zu dürfen. Sch babe felbft Durch meinen Le⸗ 
bensberuf Gelegenheit gefunden, das Weſen und den gangen Ge⸗ 
fhäftsgang der Batrimontalgerichte genau kennen zu lernen, ich Habe 
eine Menge Revifionen von Patrimonialgerichten auszuführen Gele: 
genheit gehabt und habe auch dadurch die Vorzüge und Mängel 
derſelben genauer kennen gelernt. Hierdurch bin ich zu der Ueber⸗ 
zengung gefommen, daß eine Reform nothwendig fei — ich lege 
aber den Ton darauf: eine Reform — und finde damit auögefpros 
chen, daß eine Umbildung ſich an die beftehenden. Rechtszuſtaͤnde in 
biefer Beziehung anknüpfen muͤſſe, daß nicht von einer Aufhebung, 
von einer Umwaͤlzung Diefes Inſtituts Die Rede fein duͤrfe und 
muͤſſe, fondern daß dieſe Veränderung an die Verhäftniffe angeknuͤpft 
werden müfle, die in dem gegenwärtigen Augenblide vorhanden find, 
und die neu zu treffenden Einrichtungen fi) an dieſe Anknuͤpfungs⸗ 
Punkte anfchliegen müflen. Ich habe gefunden, daß der allgemein 
geftelte Antrag auch nur dieſen Weg bezeichne. Es ſchien mix, daß 
die Umbildung am zweckmaͤßigſten dieſen Weg einfchlage, alfo nicht 
etwa ben, durch einzelne Petitionen die einzelnen Mängel der Bas 
trimonial-®erichtsbarkeit ind Auge zu faflen, fondern es fehlen mir 
erfprießlicher, daB das ganze Verhältnis der Patrimonial⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit in allen Theilen derfelben einer Reviſion unterzo⸗ 
gen werde, und es ſchien mir wuͤnſchenswerther, daß dies von 
oben herab geſchehe, daß das Gouvernement, welches durch ſeine 
Organe die Gelegenheit gehabt hat, das Inſtitut in allen ſeinen 
Theilen am beſten kennen zu lernen, ſich an die Spitze der Reviſton 
ſtelle und einen Plan vorlege, der nach allen Seiten hin erſchoͤpfend 
erſcheinen möge. Es ſchien mir, daß die Petition in ihrer urſpruͤng⸗ 
Ken Geſtalt auch nur dieſen Weg einſchlagen wollte. Es kommi 
ferner darauf an, was mit einem ſolchen Plane dann weiter ge⸗ 
ſchehen ſoll? Da ſchien es mir, Daß es am zweckmäßigſten ſei, wenn 
allgemeine Grundzuͤge der allgemeinen Berathung eines Vereinigten 
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Laudtags vorgelegt wuͤtbden, und DaB nur Die Einzelheiten, die in 
den verfchiedenen Provinzen ſich verſchieden geftalten, in einzelnen 
Mropofitionen und Entwürfen an bie einzelnen Provinzial» Lands 
tage verwwiefen würden. Da es mich mun bünfte, daß die Petition 
auch diefen Weg verfolge, fo habe ich nicht den geringften Anftand 
genommen, mid) der urfprünglichen Petition, wie fie vorliegt, ans 
aufchließen. 

Das Abtheilungs⸗Gutachten ift von einer anderen Anficht aus: 
gegangen. Es hat mehr Werth Darauf gelegt, daß in der Petition 
ſchon ‚hervorgehoben werde, daß die Patrimonial- Gerichtsbarkeit in 
ihrer jetzigen Geftalt Doc) unter allen Umfländen auf wohlerworbe⸗ 
nen Rechten beruhe, Daß man daher bei der Umbildung derſelben 
dieſen Gefichtspunft recht ind Auge fafien möge. Es ift ferner im 
Abtheilungs⸗Gutachten Darauf hingewiefen worden, daß die Umbils 
dung eine fefte und nachhaltig geficherte Stellung und Bervollfomm- 
nung der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit herbeiführen möge. Ich glaube, 
Das wird nicht fo mißserftanden werben, al8 ob man eine feſte und 
nachhaltig geficherte Stellung der jebigen Berhältniffe ohne wefents 
liche Modificationen wuͤnſche, fonft würde ein Widerſpruch mit bem 
Hauptantrage gefchehen; der unter allen Umftänden auf eine Reform 
gerichtet tft. In diefer Beziehung habe ich felbft in biefen Worten 
des veränderten Antrags nichts gefunden, was mich haͤtte hindern 
Können, mid) doch dem Amendements⸗-Vorſchlage anzufchließen. Ale 
weſentlicher Punkt iſt aber nody zu berühren, Daß Das utachten 
mwünfcht, bie weitere Berathung, nad) einer den Betbelligten wuͤn⸗ 
ſchenswerthen Borberatiiung, möge zunächft den einzelnen Brovinzials 
Landtagen zugewiefen werden. Ich babe nicht anerkannt, daß das 
von der Idee, von der ich ausgegangen bin, als Ich mich bem ur⸗ 
fprünglichen Antrage anſchloß, abweicht. Es ſchien mie aber, daß 
948 Refultat zulegt auf daſſelbe hinausfommen würde. Denn wenn 
mon den allgemeinen Entwurf zuerit dem Bereinigten Landtage vor⸗ 
legen folite, fo würde es meines Erachtens ſich doc) finden, daß in 
ben einzelnen Provinzen fo viele Modificationen fi herausſtellen , 
wurden, daß doc immer Die Einzelnheiten ber Umbildungsfrage den 
Berathungen der einzelnen Provinzial-Stände zuzuweiſen fein duͤrf⸗ 
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n. - && ſchien mir Daher gleichgültig, "wenn man den Entwurf 
zuerſt den einzelnen Provinzen zuwieſe und dann Die Haupt-Grund- 
ſaͤtze Tonzentrirte, je nachdem dieſe ſich mehr herausftellten, wonächft 
- ein allgemeines Geſetz die Hauptideen zufammenfaflen fönnte, wenn 
nicht etwa dies auch fchon auf dem Wege zu erreichen fein follte, 
daß Die Propofitionen für die einzelnen Provinzen gewiſſe Grund- 
ſätze enthielten, Die in jeder einzelnen Borlage ſich wiederfaͤnden. 
Ich habe daher geglaubt, ohne eine Inkonſequenz zu begehen, den 
mobifizirten Anträgen der Abtbeilung mid, anſchließen zu können. 

Juſtiz⸗Miniſter Ahden: Es ift bereits bemerkt und von allen 
©eiten, auch von dem Gouvernement, anerkannt worden, Daß Die 
Batrimonials®erichtöbarfeit ein jus singulorum fei, die nicht ohne 
Weiteres, fondern nur nach den DVorfchriften des Landrechts aufge 
hoben werben fönne, wenn namlich ein folches Recht mit dem ges 
meinfchaftlichen Wohle in Widerſpruch fteht, und zwar auch dann 
nur gegen Entichädigung. Nun hat ſich aber: allerdings gezeigt, 
Daß einzelne Einrichtungen dieſes Inftituts mit der beftehenden Ge⸗ 
- richtöverfaflung in Widerfpruch getreten find, infofern die PBatrimo- 
nial-Gerichte ihrer großen Mehrzahl nad) von einzeln ftehenden 
Richtern verwaltet werben. 

Ich mache zuvörderfi auf Die neuen Gefege, betreffend Das 
Berfahren in Civilſachen, aufmerkſam, wonach in ven Fällen, wo 
das Objekt mehr als 50 Rthlr. beträgt, eine Follegialifche mündliche 
Berathung fattfinden muß. Wird diefe Follegialifche Berathung als 
ein Fortſchritt, ald eine befjere Juftizpflege anerkannt, fo muß folche 
auch ven Patrimonialgerichtd-Eingefeffenen gu Theil werben, und um 
fo mehr als auch Königliche Gerichts-Ciageſeſſene bei den Progerjen 
betheiligt fein koͤnnen. 

Eine zweite Bemerkung betrifft das Rriminak- Verfahren, 

Der Weg zu einem neuen Kriminal» Verfahren ift durch Die 
Berorbnung vom 17. Juli v. I. angebahnt. Diefe Berorbnung 
gilt für jegt nur noch Iofal; indeſſen ift Der Wunſch allgemein- rege 
geworden, dieſelbe auf die ganze Monarchie auszudehnen, und dieſe 
Ausdehnung wird nicht verſagt werden koͤnnen. Die Unterſuchung 
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felbſt foll hiernach überall, mit Ausfchluß ganz geringer Vergehen, 
vor einem Kollegium mimdlich und öffentlich verhandelt werben. 

As ein Mangel hat fid) aber drittens Die ungenügende Kon⸗ 
trolle herausgeftelt. Die Ober - Landesgerichte find nämlich nicht 
im Stande, wie aus allen Berichten hervorgeht, eine folche Kon⸗ 
teolle zu führen, wie fie befonders bei Einzelrichtern erforderlich if. 
Es giebt nämlich in den einzelnen Ober⸗Landesgerichts⸗Bezirken eine 
fo große Anzahl von Batrimonialgerichten, daß die Obergerichte 
nicht im Stande find, die erforderlichen Bifitationen abzuhalten, wos 
durch fie ſich hauptſaͤchlich von ber orbnungsmäßigen Rechtspflege 
überzeugen koͤnnen. Eben jo wenig find die Kreia⸗Juſtizraͤthe, wo 
dieſe vorhanden find, wegen ihrer vielen andermweitigen Gefchäfte 
vermögend, folche Bifitationen vorzunehmen, wozu fie, fonft berech- 

tigt find. Die Angabe einiger Zahlenverhältniffe wird Dies anſchau—⸗ 
licher machen. 

In dem Kammergerichts⸗Departement befinden ſich 623 Patri⸗ 
monialgerichte, in Dem naumburger 466, in dem ſtettiner 477, in 
dem frankfurter 634, in dem glogauer 658, in bem Fösliner 709, 
in dem breslauer fogar 988 einzelne Batrimonialgerichte. Ich glaube, 
Daß nad) dieſem Zahlenverhältnig zugegeben werden muß, wie es 
nicht möglich iſt, daß eine genügende Kontrolle über alle dieſe ein- 
zelnen Gerichte geführt werben kann. Ich weiß wohl, daß mehrere 
Patrimonialgerichte oft in der Hand eines Juſtitiars vereinigt find; 
indeß wenn eine Bifitation ftattfinden fol, muß fie fih auf jedes 
Gericht einzeln exftreden. 

Diefe Widerfprüche und Mängel würben aber nur infofern 
eine Aufhebung der Patrimonial-Gerichtöbarkeit rechtfertigen, als fie 
anderiweit nicht zu befeitigen wären. 

Die Regierung glaubt nun einen Weg gefunden zu haben, auf 
dem eine ſolche Bejeitigung zu erreichen if. Auch bei den König» 
lichen Gerichten bat fish nämlich eine Reorganifatign als nothwen⸗ 
Dig hevausgefiellt, Die ihrem Weſen nad) dahin geht, die Vorzüge 
der Einzelrichter mit denen der KFollegialgerichte zu verbinden, 

Demgemäß follen zunächſt alle Einzelrichter zu Kollegien vers 
einigt werben, jedoch nur für Die kollegialiſch zu bearbeitenden Sa- 
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hen. Sonſt bleiben fle mit beſchraͤnkker Kompetenz als Einzelrichter 
beſtehen. Aber auch im umgekehrten Verhaͤltniß wird eine Reorga⸗ 
niſation der formirten Kollegien beabſichtigt. Man Hatte früher 
große Kollegien für bedeutende Bezirke gebildet, wodurch der Nach⸗ 
theil für Die Gerichtseingeſeſſenen enftand, Daß fie drei bis vier Mei⸗ 
len zu gehen hatten, che fie ihren Richter erreichen konnten, wo⸗ 
durch ihnen die Rechtshiltfe in vielen Fällen faft unzugänglich war, 
befonders in fhleunigen Sachen, bei Aufnahme von Teftamenten 
und dergleichen. Beſonders bejchwerend war dies auch für Vor⸗ 
minder, die ohnedies ihr Amt unentgeltlich verwalten müflen, bie 
ihre Zeit verloren und überdies noch Koften Davon hatten, wofür 
ihnen feine Entfchädigung wurde, 

Um nun den Gerichtseingefeflenen den Richter zugänglicher zu 
machen, hat man den Plan entworfen, von den größeren Collegien 
einzelne Richter mit einer befchränften Kompetenz in bie klejneren 
Städte zu deputiren, jedoch mit der Maßgabe, daß fie ih alle Mo- 
nate einmal, oder wie das Beduͤrfniß es fonf erfordert, nad) dem 
Sig des Kollegiums zu begeben Baben, um die nach den Gefegen 
kollegialiſch zu bearbeitenden Sachen in den PBienar - Sigungen zu 
erledigen. 

Der Direktor führt die Aufficht über dieſe Einzelrichter und 
hat die Pflicht, deren Gefchäftsfülrung einige Male des Jahres zu 
viſitiren. Ueberdies hat er Die Befugniß, einzelne an fih der Kom⸗ 
petenz Diefer Richter unterworfene Sachen, wenn folche nach feiner 
Anfiht unridhtig und fehlerhaft behandelt worden und eine gütlicdhe 
Vermittelung nicht ftattfinden ſollte, zur Tollegialifchen Berathung zu 
avoziren. An ben im Kollegium gefaßten Beſchluß ift Dann’ ber 
Einzelrichter bei der ferneren Behandfung dev Sache gebunden. 

Diefer Blan, von dem hier nur Die Orundzüge angegeben find, 
betraf zunaͤchft das Land» und Stadtgericht zu Wanzleben und wurde 
Sr. Majeſtaͤt mittelft Berichts vem 11. November v. 3. vorgelegt. 
Se. Majeftät genehmigten biefen Plan, verließen aber sußerben nech 
folgende Ordre, welche an mich gerichtet iſt: 


„Ich habe Ihnen bereits bei Gelegenheit bes Vortrages über die beabfichtigte 
neue Organifation des Lands und Stadigerichts zu Groß⸗Wanzleben zu eritumem 
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"gegeben, daß Ich es als eime wichtige Aufgabe Meiner Regierung anſehe, das 
Iuſtitut der Patrimonial⸗Gerichte durch eine dem wahren Bebärfniffe der Rechte- 
pflege enifprechende Reform aus feiner gegenwärtigen unſicheren und von mehs 
reren Seiten bebrohten Lage herans in eine fefte und nachhaltig geficherte Stel⸗ 
fung zu bringen. Die wefentlihe Tendenz einer folden Reform muß dahin 
gerichtet fein, den Batrimonialgerichts-@infaffen, ohne Beeinträchtigung ber biefen 
Gerichten eigenthümlichen Berzüge, die mis der kollegialiſchen Behandlung wich⸗ 
tigerer Rechts⸗Angelegenheifen und mit einer lebendigen Beauffichtigung ber 
felbftflänbigen Wirkſamkeit der Ginzelsichter verbundene Garautie gründlicher 
und unparteiifches Rechtspflege zu gewähren. Diefer Zwed wird ſich jedoch, 
nach Meiner Anficht, nur dans erreichen laffen, wenn die Grundzüge ber beabs 
ſichtigten Einrichtungen gefeglich feftgeftellt werben.” 

Gleichzeitig folte auch danach eine Propoſttion ausgearbeitet 
und den Ständen vorgelegt werden. Durch eine fpätere Ordre iſt 
indeß dieſer lebte Zuſatz mobifizirt worden. Es waren nämlich 
mehrere Guisbeſther aus verfchledenen Provinzen eingefommen und 
hatten gebeten, daß eine Reform ihrer Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
vorgenommen werden möchte, und dieſe Bitten waren befonders auf 
eine Eollegialifche Bereinigung, ziemlich in dem Sinne des von der 
Berwaltung projektirten Planes, gerichtet. Auf den hierüber gehal- 
tenen Bortrag erließen Se. Majeftät unter dem 1. April d. 3. fol⸗ 
gende Orbre: | 

„Ich habe Sie bereits durch Meinen Befehl vom 49. Dezember v. I. beaufs 
tragt, Einleitungen zu eimer ben gegenwärtigen Bedüuͤrfniſſen ber Rechtspflege 
entiprechenden Reform bes Inflituis der Patrimonialgerichte zu treffen, und 
Ihnen dabei zu erkennen gegeben, daß die wefentliche Tendenz einer ſolchen Reform 
dahin gerichtet fein müfle, den Patrimonialgerichte-Einfafien, ohne Beeinträdh: 
tigung wohlerworbener Rechte und der jenen Gerichten eigenthümlichen Vorzüge, 
die mil der Tollegialifigen Behandlung wichtiner Rechts⸗Angelegenheiten und mit 
eier. lebendigen Bosuffichtigemg ber ſelbſtſtaͤndigen Wirkſamkeit ber Cingelrichter 
werbundene Garantie grünblicher und unparteliicher Rechtspflege zu gewähren. 
Nachdem fich inzwifchen, Ihrer Anzeige zufolge, verſchiedene Patrimonialgerichtes 
herren bereit erflärt haben, ihre Gerichte nach jenen von Mir vorgefchriebenen 
Grundfägen nmzugeftalten, fo will Ih die Schluß Beflimmng Meines Befehls 
vom 19. Dezember wegen MWorbereitung ber Sache zur ſtaͤnbiſchen Verathung 
für jet Tuspenbiren und Sie nach Ihrem Antonge hierdurch ermachtigen, mit 
fammtlichen Patrimenialgerichts herren auf die Ihnen geeignet ſcheinende Weife 
in Unterhandlungen zu treten, um zu einer Meinen Abſichten entſprechenden Re⸗ 
form der beſtehenden Patrimonialgerichts⸗Einrichtungen zu gelangen, wobel Sie 
denſelben nicht nur die Gründe und die Tendenz ber Reform zu eröffumn, fons 


— 2 — 


dern ihnen auch Meinen damit uͤbereinſtimmenden Willen zu erkennen zu geben 
haben. Ueber ven Erfolg ſehe Ich ſpaͤteſtens nach Jahresfriſt Ihrem Berichte 
entgegen und behalte Mir für den Fall, daß die Reform im Wege der Unter⸗ 
handlung nicht zu Stande kommen ſollte, die weiteren Schritte vor.“ 


Die Verwaltung hat nun die gebotene Gelegenheit, zunächſt 
den Weg der freien Verſtaͤndigung einzuſchlagen, um ſo lieber er⸗ 
griffen, da ſich eine abftrafte Norm bei Der. Verſchiedenheit der Ver⸗ 
faffung der einzelnen Gerichte und wegen der örtlichen geographis 
fhen Lage nicht gut vorfchlagen ließ. Man muß nämlich unters 
fcheiden, einmal die materielle, innere und dann bie formelle, äußere 
Einrichtung. Was Die materielle Einrichtung betrifft, fo müflen 
allerdings darüber allgemeine Grundfäge feftgeftellt werden, ſowohl 
über. Die Kompetenz der Eingelrichter, als über die über fie zu füh- 
sende Kontrolle. Es fommt hierbei auch zur Sprache, daß die Bas 
trimonial⸗ Öerichte vüdfichtlich ihrer Nechte fehr verfchieden find. 
Hier in der Mark haben fie die volftändige Eivil- und Kriminal⸗ 
Gerichtsbarkeit, in Sachfen nur die Civilgerichtsbarkeit; in Schlefien 
haben fie zum Theil nur eine ſehr befchränfte Kriminal⸗Gerichts⸗ 
barkeit, das heißt in allen den Theilen, wo die Inquifitoriats-Ein- 
richtung beſteht. Was die äußere Einrichtung betrifft, ſo glaube 
ich, Daß es gerade hier recht am Orte wäre, eine freie Verſtaͤndi⸗ 
gung herbeizuführen. Es liegen nämlich allerdings Batrimonialge- 
richte in einzelnen Gegenden ziemlich dicht zufammen, und dert wird 
ein Kollegium mit einem Direktor leicht gebildet werden können. 
Es giebt aber aud) wieder Orte, wo Die Batrimonialgerichte jo zer⸗ 
freut liegen, daß es faft unausführbar fein würde, ein Kollegium 
aus denſelben einzurichten. Die Berwaltung glaubt, daß für Diele 
Fälle ein fehr einfaches Ausfunftömittel zu treffen fein wird, näm⸗ 
lich, daß dieſe ſich an Die nächftgelegenen Königlichen Gerichte und 
zwar in ber Art anfchließen, daß fie volllommen felbftftändig in als 
len Sachen, die ihrer Kompetenz angehören, verbleiben; wo aber 
eine kollegialiſche Berathung erforderlich iſt, muͤſſen fie mit dem Kol⸗ 
legium zufammentreten, bas mit ihnen Die Entfiheidungen unb Be- 
ſchluͤſſe zu treffen hat. 

Ueberdies müffen fie fich der Aufſicht und Kontrolle des Dir 
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reltors, Dem alle Rechte eines Kreid⸗Juſtizrathes beigelegt werden, 
unterwerfen. Die Verwaltung hat darum geglaubt, daß es bei die⸗ 
fer Verſchiedenartigkeit gerathener ſei, für jest nicht mit beſtimmten 
Anträgen aufzutreten, ſondern vielmehr eine freie Berfländigung ein: 
treten zu laſſen. Ich glaube, man wird hierbei. noch den Bortheil 
erreichen, daß man bei einer künftigen Geſetzvorlage, wenn foldye 
Bereinigung zu Stande kommt, eine konkretere, ſchon durch die Praxis 
bewährte Nom wird vorfchlagen können, während man zur Zeit 
nur ein auf Theorie begründetes. Abftraktum, welches wahrſcheinlich 
nicht fuͤr alle Verhaͤltniſſe paſſend fein wurde, aufftellen fat. 

Bring Birsn: Zuerft fei mir geftattet, meinem verehrten Fremde; 
dem Referenten, für die Klare Entwidelung feiner perfönlichen Ans 
ſicht, der ic, im Allgemeinen beitrete, meinen Dank auszufprechen. 
Die. Petition, die ich mir erlaubt habe, einzureichen, hatte einen 
doppelten Zwed, erſtens den: daß der hohen Kurie Gelegenheit ge⸗ 
geben werde, ihre. Anficht dahin auszufprechen, daß eine Reform 
ber Batrimonial» Gerichtöbarfeit als eim dringendes Bedürfniß hers 
portritt. Zweitens, daß den Räthen der Krone Gelegenheit werde, 
die Anfichten, die über die Reform ber Batrimonial- Gerichtsbarkeit 
obwalten, darzulegen. Yür mich ift Diefer Gegenftand mit einer ber 
allertheuerften; ic) habe, amd einer anderen Provinz in. meine Heiz: 
math wieder verfeßt, Gelegenheit genommen, Die Uebelſtaͤnde des 
gegenwärtigen Zuftandes ber PBatrimonialgerichte in ihrem ganzen 
Umfange fennen zu lernen. Ich Habe im Jahre 1841 bereits mit 
meinem välerlihen Gönner, dem früheren Herrn Juſtiz⸗Miniſter, 
mehrfache Linterredungen gehabt, und mit gleicher Liebenswuͤrdigkeit 
hat der jegige Herr Juſtiz⸗Miniſter mir im vergangenen Jahre Uns 
terrebumg uͤber Diefen Gegenſtand geftattet. Als ich zum Wereinig« 
ten Landtage einberufen wurde, habe id; die Hoffnung gebegt, duß 
eine Koͤnigl. Bropofition über dieſen Gegenftand :nielleicht dem Ber- 
einigten Landtage vorgelegt werben wuͤrde; ich habe aber. in ber 
Nichtvorlage den Wunſch der Regierimg zu erkennen geglaubt, daß, 
da die Batrimonial » Gerichtöbarkeit, wie der Herr Yuftiz - Minifter 
ausgeiprochen Bat, ein jus singulorum ift und als. foldyes von bes 
Regierung anerfannt wirb, die Initiatise in biefer Blrigeegenheit 
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ben Berechtigten überlafien bleiben fol. Don dieſem Geſtchwpunkt 
ausgehend, bleibt mir jet, nach dem, was ber Herr Minifter aus⸗ 
gejprochen hat, die Saflung und Rorm meiner Petition zu vertheis 
digen. Ich bin von dem @efichtäpunfte ausgegangen, daß die Ber 
tition eben fo allgemein, wie irgend möglich, gehalten werben müßte, 
damit bie Entwidelung der Anficht der Krone nicht gleich mit einer 
Zuruͤckweiſung divergirender Anfichten zu beginnen habe, ſondern 
eben den Raͤthen ver Krone Gelegenheit gegeben werke, ihre. Ans 
fichten in der Verſammlung Har und beftimmt ausjufprechen und 
durch Austauſch der verſchiedenen Anfichten Die Gelegenheit zur Er⸗ 
wägung derſelben gegeben werde. Wenn ich mir nicht erlaubt habe, 
ein Wanuffeipt, weldyes ich mitgebradyt habe, der Verſammlung als 
Metiv mitzutheilen, fo geichah Died einmal, weil ich geglaubt habe, 
dag alle Mitglieder der hoben Surie, die in Gegenden leben, wo 
Batrimonial-Gerichtöbarfeit eingeführt ift und jeit Jahrhunderten bes 
fieht, vollſtaͤndig Gelegenheit gehabt hätten, von ben vielfachen Uebel⸗ 
ſtaͤnden, und wenn nicht von den Uebelſtaͤnden, duch wenigſtens von 
den Slagen, die Doch im großen Umfange, namentlich in den öftli- 
chen Brovinzen, an ben Tag gekommen find, Kennmiß zu nehmen. 
Für die anderen Herren, bie in den weftlichen Provinzen Die Pa⸗ 
teimonial»@erichtöbarfeit nicht Tennen, hatte ich mir erlaubt, auf Die 
von Vincke'ſche Schrift Bezug zu nehmen, damit ihnen bie Gele⸗ 
genheit gegeben würde, die Motive und die Anfichten kennen zu 
lernen, die in den öftlichen Provinzen vielfach ſchon erörtert wor⸗ 
den, und bie in diefer Schrift auf eine geiſtreiche Weiſe entwidelt 
find. Das. Gutachten des Ausschuffes hat in feinem erſten Theile 
den Wunſch, den ic; gehegt habe: „daß es der hoben Kurie gefallen 
möge, Die Reform der Patrimonial» Gerichtöbarkeit als wünfchens« 
werth anzuerkennen, und daß. fie ald eine Bitte zu Den Stufen des 
Thrones niedergelegt werden möge,“ erfuͤllt. Was Den zweiten 
Bunkt aubecrifft, nämlich den Paſſus, daß zu dem Ende bie Regie⸗ 
rung gerignete Borfchläge mit einer Kommifſion von Metheiligten 
beratöe, jo kann ich: mid; Dem nicht anfchließen. Im. Gegentheil 
muß ich den Winfichten, Die mein verehrter Freund, ber Herr Refe⸗ 
sent Des Ausſchuſſes, ausgeſprochen hat, in ber Beziehung beiſtim⸗ 
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men, daß ich lebhaft wuͤnſche, ber. Regierung möge es gefallen, bie 
allgemeinen Grundzüge, nach denen bie Umgeſtaltung der ges 
genwärtigen PBatrimonial» @erichtsbarkeit ftattfinden fo, Den Verei⸗ 
nigten Ständen zur Begutachtung vorzulegen unb Dann ben Ent- 
widelungsgang der Bereinigung der Kreisſtaͤnde zur Bildung Tolles 
gialiſcher Gerichte nach den Beduürfniſſen der verfchievenen Theile 
ber Monarchie überwachen. Ich habe immer einen Entwidelungs- 
gang von unten herauf und nicht son oben hinein als. ben ſegens⸗ 
reichften betrachtet und gehofft, Daß, wenn bie Regierung fid) veran⸗ 
laßt fieht, diefen mit Wahrung der Rechte ber Bethelligeen einzu 
fchlagen und in allgemeinen Grundzigen die Prinzipien aufu- 
Kelten, nach denen fte gemeint tft, die Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit 
nach verfchtebenen Lolal-Berhältnifien zu veformiren, dann eine vichig 
fich entwidielnde limgeftaltung bem Beduürfniſſe unferes Volkslebens 
am angemefienften fein duͤrfte. Es hat ber hochachtbare Stand uns 
ferer Patrimonial⸗Richter, dem wir nicht genug Danf wiffen fönnen 
fuͤr Die treme und fegensreiche Erfuͤllung feiner. ſchweren Pflichten, 
Died im mehreren geiftreichen Schriften ausgeſprochen. Es iſt er- 
ferulich geivefen, namentlich in der letzteren Zeit zu bemerken, wie 
das Vertrauen zu den Patrimonial - Richtern fi von Seiten ber 
Gemeinden wohl geſtaͤrkt hat; aber txogbem haben bie Richter ſelbſt 
vielfach den Wunſch ausgefproihen, daß es der Regierung gefallen 
wwöge, die einzelnen Richter in Eollegialifche Gerichte zu vereinigen. 
Wenn der Juſtiz⸗Miniſter als Königliher Kommiſſar die Anſicht 
der Regierung entwidelt hat, fo trete ich derſelben eben nur in die⸗ 
fer Beziehung bei, und ift es gewiß ber hohen Berfammlung eine 
ſehr erwinsfihte Mittbeilung geweien. Dagegen muß ich entſchieden 
auf dem Antrag beharren, Daß die Grundprinzipien, nach denen. Die 
Reformation der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit erfolgen fol, dem Ders 
einigten Ständen zur Begutachtung vorgelegt werben. 
Jaſtiz⸗Minifter Uhden: Ich wollte mir nur wenige Worte als 
Erwiederung erlauben, nämlich, wenn Die allgemeinen Grundfäge zu 
Dem Zwecke, um fie fpäter dem Bereinigten Landtage zur Berathung 
vorzulegen, exft zufammmengeftellt werben ſollen, jo würde dadurch 
ein Zeitoerluſt von vier Jahren eniſtehen. Ueberdies Liegt darin 
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feine Ungeſetzlichkeit, wenn mit den einzelnen Patrimonialgerichts⸗ 
Herren uͤber eine Reform ihrer Gerichte, die den Anſichten des 
Gouvernements entſpricht, unterhandelt wird. 

Endlich dürfte auch dieſe Angelegenheit inſofern nicht vor den 
Bereinigten Landtag gehören, als bei der ſchon früher erwähnten 
materiellen Berjchiedenartigfeit der Parrimonialgerichte in Den ein⸗ 
zelnen Provinzen faft in jeder derfelben eine befondere PBropofition 
gemacht werben dürfte, wozu noch hinzutritt, daß drei Provinzen 
gar nicht dabei intereffiren. Ich habe nur auf Diefe Bedenlen aufs 
mertfam machen wollen. 

Graf nu Sierſtorpft: Bon allen Mängeln erlaube ich mix auf 
den weſentlichen Uebelftand der jepigen Rechtsform bei den Patri⸗ 
monial-Serichten aufmerffam zu machen, nämlich auf die Perhorres⸗ 
rung. Durch dieſes Gefeh, wonach die Barimonial-Infaflen ein 
anderes Forum bei Streitfachen über 50 Rthlr. Werth erwählen 
tönnen, während Der Gutsherr gezwungen ift, den Patrimonial⸗ 
Richter anzuerkennen, wird nicht allein das Bertrauen der Patrimo⸗ 
nial-Infaffen in Die Gerechtigkeit des einzelnſtehenden Richters aufs 
heftigfte erſchuͤttert, ſondern es find auch dem Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
herrn Graͤnzen geſteckt, welche die andere Partei uͤberſchreiten darf. 
Es iſt daher durchaus nothwendig, daß ſo bald als moͤglich dies 
Vertrauen und ſomit der geſtcherte Rechtszuſtand wieder hergeſtellt 
werde, oder daß auf der anderen Seite dem Gerichtsherrn in Bezug 
auf das richterliche Forum gleiche Freiheit geſtattet werden moͤge, 
als ſeinen Gerichts⸗Untergebenen. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich bemerke nur, daß es die Abſicht 
iſt, die Perhorrescenz⸗ Geſuche abzuſchneiden, wenn die Patrimonial⸗ 
Gerichte vereinigt werden. 

Vrinz Biron; Was das Mitglied aus Schleſien geäußert Bat, 
glaube ich, find Einzelnheiten; darauf habe ich mid) hier nicht ein» 
gelaſſen, denn hätte ich mich auf dieſes Feld begeben, fo wuͤrde es 
mich zu weit geführt haben. Ich habe mir felbft Die Ehre geges 
ben, bem Herrn Juſtiz⸗Miniſter im sorigen Jahre über die Umge⸗ 
Raltung meiner Patrimonial⸗Gerichte einen Vortrag zu halten. Ich 
bin. alfo felbft in dem Ball, ven Munich zu hegen, eine Umgeſtal⸗ 
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tung der PBatrimoniab-®erichtsbarfeit, wie ich fie auszuüben berech⸗ 
tigt, zu veranlaflen. Da nun die allgemeinen Grundzüge der beabs 
fihtigten Reform Der Patrimonial-Gerichtöbarfeit nicht befannt find, 
fo wäre es fehr erwuͤnſcht, daß fie jebt bald befannt würden. Es 
würde daher mein Antrag nochmals dahin gehen, daß «8 Sr. Mas 
jekät dem König gefallen möge, diefe Grundzüge Den Ständen zur 
Berathung vorlegen zu laſſen, und es Eönnte dann jedenfalls ſchon 
in den nächften Jahren mit der Umgeftaltung vorgefchritten werben, 
da ohnedies, wie wir ‚gehört, alles vorbereitet ift. 

Graf son Purghaus: Ich würde mich umbebingt Dem anfchließen, 
was der Herr Juſtiz⸗Miniſter vorgefchlagen haben, daß der Ver⸗ 
waltung überlaffen bleiben mäfle, Reformen im Wege freiwilliger 
Einigung herbeiguführen, und daß foldye Einwirkungen auch möglidy 
find; ich kann Feinen anderen Gedanken dabei aufnehmen, als daß 
die Berwaltung diefe Vereinbarungen nad) einem beflimmten Grund⸗ 
fate zu Stande führen wird, wenn auch in formeller Beziehung 
und nad) äußerer Richtung hin die Einrichtungen verfchieden fein 
ſollten; dies Bedenken Dürfte demnach wohl wegfallen, wenn nur in 
der materiellen Richtung überall derfelbe Grundſatz durchgeführt wir. 
Wir gewinnen jedenfalls den Vortheil, daß bald etwas gefchieht, 
während fonft, wenn erft nach 4 Jahren die allgemeinen Grundr 
fäge feftgefegt werben jollen, jeder Fortſchritt auf eine lange Zeit 
hinausgeſchoben wird. Uebrigens dürfte es für den Bereinigten 
Landtag ſehr ſchwierig fein, ſich in Die provinziellen Verhältniſſe 
bineinzudenfen und Maßregeln zu erfinnen, die gerade für jede Pro⸗ 
vinz die geeigneiften find. Ich meinerfeitd muß es offen ausſprechen, 
daß, wenn ich die Mängel der Patrimonialgerichte auch anerfenne, 
ich doch die Bortheile durchaus achte und fchäge, welche fie haben, 
namentlich den wejentlichen Bortheil, daß, weil auf kleinere Kreife, 
beichräntt, fie dem Landmanne Zeit erjparen. Für den Landmann 
aber ift die Zeit das größte Kapital, was er beftgt, während an⸗ 
bererfeits, wenn die einzelnen PBatrimenial- Gerichte mehr zu einem 
Kollegium zufammengefaßt werden, bie Entfernumg immer größer 
wird und der Landınann fein Toftbares Kapital, die Zeit, immer 
mehr zerfplittern mm. Berner wird es dieſen Kollegien bei ihrem 
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weiten Verwaltungs⸗Bezirk niemals moͤglich werben, die perſoͤnlichen 

Verhaͤliniſſe ver Gerichts⸗Inſaſſen fo kennen zu lernen, als Died 
bei dem Batrimonial- Richter der Fall tft, der alle 4 Wachen läng- 
ſtens nach feinem Berichtsorte hinkommt und in Die Samilien- und 
Vermoͤgens-Verhaͤltniſſe feiner. Klienten: faft, möchte ich fagen, mit 
eigenen Augen hineinfteht, ımd es erfordert da oft nur zwei Worte, 
um fich verftändlich zu ‚machen, während fo, wenn der Landmann 
vor ein foiches Kollegium hintreten foll, deren Mitglieder ihm faſt 
alle fremd find, Dies. nur mit Scheu und ohne Bertrauen geſchehen 
wird.: Dies find die Momente, die: mich die: “Pateimondab Berichte 
you dieſer Seite fehr ſchatzen laffen. 

Juftiz⸗Miniſter Uhden: In Betreff Des von bem Prinzen 
Biron Durchlaucht gemachten Vorſchlages, eine Derartige Propoſi⸗ 
tion ſchon dieſem Landtage vorzulegen, muß ich erwiedern, daß «6 
fogar die Anſicht des Gouvernements geweſen ift, eine ſolche Vor⸗ 
lage zu bewirken. Man iſt aber aus ben ſchvn von mir angeführ- 
ten Gründen davon zuruͤckgetreten. 

Füuůrſt Synar: Die Anerfennung des Prinzips -Der Deffentlich- 
keit und Miündlichkeit im Gerichtöverfahren, welches in feiner. Ans 
wendung immer mehr Ausdehnung gewinnen: bürfte, fo. wie gewiſſe 
gejegliche Beſtimmungen, md. endlich die allgemeine Nothwendigkeit, 
alles vrganiſch Beſtehende naturgemäß fortzubilben, machen es un⸗ 
freitig durchaus erforderlich, Daß auch idie Pateimonial« Gerichte 
einer Umbildung ‚zugeführt werben. | 

- Mit diefem Grundſatze erfläre ich mid) ganz einserflunben; ; als 
fein ich kann nicht verkennen, daß die Patrimonial » Gerichtsbarfeit 
auch viele gute Seiten habe, und Daß fie weit Davon entferut fei, 
fi in einer fo traurigen Berfaffung zu ‚befinden, als folches vor⸗ 
ausgeſetzt zu werben fcheint. Ich ſelbſt kenne aus eigener Erfah⸗ 
nung. und: perfönlicher Anfchauung Batrimonial=NRichter, vie Ihren 
wichtigen Beruf: in ‚feinem ganzen Ilmfange erkennen und erfüllen 
und die. Benennung: Patrimonial⸗Gerichte — väterliche Ge⸗ 
richte — durch vaͤterliche Verwaltung derſelhen volllommen vecht⸗ 
fertigen. : Sie find Die Freunde, die Stuͤtzen, bie Rathzeber bes 
Verichia⸗ Angehoͤrigen, ſuchen ihre Streitigkeiten gütlich beizulegen 
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Qwas mit. gutem Willen fo oft gelingt) und ſind bemuͤht — ſa weit 
es ihnen moͤglich iſt — Das materielle und moraliſche Wohl ihrer 
Untergebenen zu befördern, was ihmen nur. Dadurch moͤglich win, 
daß fie — in dem befchränkteren Kreife.. ihrer Wirtſamleit — 
alle Berfönlichkeiten und Berhältniffe Eennen lernen. 

Ich glaube daher nicht, daß es mit der Reform der Batrimon 
wial-@erichte eine fo große Eile habe, und da Die Räthe der Krone 
audfprechen, daß Die hohe. Staatäregierung dieſe nothwendige Re⸗ 
form beabfichtige, ſolche aber zunächſt im Wege gütlicher Vereini⸗ 
gung herbeizuführen verfuchen wolle, fo halte ich einen hierauf be⸗ 
züglihen ſtaͤndiſchen Antrag zur Zeit noch nicht für fo. dringend. 
Ich möchte mir aber erlauben, bei diejer Veranlaffung fchon 
jebt den Wunſch audzufprechen, daß bei der Organifation der Pas 
trimonial⸗Gerichte ganz beſonders Darauf Rüdficht genommen wer⸗ 
den :möge, daß moͤglichſt kleine Gerichtöbezirfe gebildet. werden, 
welche dem Richter eine lebendige Wirkfamfeit. fichern. und den Ein- 
geſeſſenen ſo bequem als nüglidh fein würden. Ich glaube auch, 
daß unter ſolchen Borausfegungen gütliche Einigungen. mit ben 
Gerichts Patronen in den meiften Fällen zu Stande fommen dürften: 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Es fcheint, daß ich nicht verftanven 
worben bin, wenn angenommen wird, ald wenn dad Gouvernement 
gegen die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit geweſen if. Dies gebt aus 
dem, was ich gefagt habe, auch nicht hervor; im Begentheil, das 
Gouvernement hat das Gute der Batrimonials Gerichtsbarkeit aner⸗ 
kannt und will nur die zeitgemäße Reform. 

Wenn gewuͤnſcht worden if, daß möglichft kleine Sprengel 
eingerichtet werben ſollen, fo bemerfe ich, Daß. Die einzelnen Patri⸗ 
monials@erichte Ihren G@erichtöfprengel völlig intaft behalten und 
nur deren Kompetenz befchränft werden fol; für die kollegialiſch gu 
behandelnden Sachen follen fie entweder unter ſich ein Kollegium 
bilden oder ſich zu dieſem Behuf einem formirten Koͤniglichen Ge⸗ 
richte auſchließen. 

Graf HYoerk: Ich bin. anderer Anßcht als die beiden verchrien 
Miitglieder, welche wor mir geſprochen haben; ich wuͤnſche, daß bie 
Parrimonial⸗ Gerichtabarkeit ganz aufgehoben. wuͤrde, ich glaube. auch, 
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Daß mir dadurch Die Uebelſtaͤnde gehoben werben können; ich bin 
überzeugt, daß wir durch eine Reform allerdings einen und den 
. anberen Uebelftand befeitigen und vermeiden werden, daß fih dann 
aber ſogleich ein anderer herausftellen wird. Es wird 5. B. haufig 
unter den Vortheilen der PBatrimonial» Gerichte mit in Anfchlag ger 
bracht, daß der Richter in genauen Beziehungen: zu den Gerichts⸗ 
infaften ftehe; lebt er aber in einer Stadt, wie Died am haufigſten 
ber Fall ift, fo ift er fhon von der einzelnen Gerichtsbarkeit, Die 
er verwaltet, entfernt: dieſe Entfernung wird aber immer beftchen; 
da eine große Anzahl von Keinen Gerichtsbarkeiten ein zu geringes 
Einkommen abwiift, um Die Eriftenz des Patrimonial⸗Richters zu 
begründen, Daher er die Vermehrung deſſelben durch Bereinigung 
. mehrerer Stellen Berbeizuführen fuchen muß: Es wird alfo die Ab- 
fiht, den Patrimonial⸗Richter in nähere Verbindung. mit: den Ein- 
gefeflenen zu bringen, nicht erreicht. Allerdings giebt es einige 
größere Befigungen, wo ein eigenes Patrimontal- Gericht eingerichtet 
und mit dem nöthigen Lokal verfehen ift, und. welches auch dem 
Gerichtöverwalter Wohnung. und die Möglichkeit, im Kreiſe der 
Berichts -Infafen zu leben, darbietet, und in dem Hall werden bie 
Bortheile, welche mein Freund aus Schlefien angegeben hat, zu be⸗ 
rüdfichtigen fein. Allein Dies wird nur. felten der Fall fein. Es 
wird fich im Allgemeinen herausftellen, daß die jegigen Patrimonial⸗ 
Gerichtöbarfeiten ſchon einen weiten Sprengel haben und haben 
müffen. Ich habe gerade deshalb im Gegenfas hiess geglaubt, daß 
durch Die Aufhebung der Batrimonial- Gerichte und durch Einrich> 
tung KRöniglicher Gerichte die Möglichleit gewährt würbe, fie ben 
Gerichts » Eingefeffenen näher zu bringen, und daß.man nicht allein 
in den größeren Kreis - Städten größere Gerichte vereinigen, fonbern 
Hleinere Gerichte in anderen Punkten der Kreife, z. B. in den Heis 
neren Städten, bilden werte, fo daß baburd) die Ausdehnung des 
Sprengel verringert werde. In dem gegemvärtigen Zuſtande Liegt 
ein großer Uebelftand darin, daß der eine Gerichtsherr irgend einen 
Richter wählt, Der zunächfiliegende einen anderen, fo daß die Rich⸗ 
ter zweier benachbarter Güter oft ſehr weit entfernt von einander 
Ieben, wodurch bei Beibehaltung ber jept fungirenden Patrimonial⸗ 
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Richter für die Bildung von Gerichten eine erhebliche Schwierigkeit 
fi herausſtellt. Ich möchte mich aber überhaupt nicht auf fpezielle 
Srörterungen einlaffen, denn es liegen mir Dazu zu wenig Data 
vor. Der Antrag ſelbſt iſt ganz allgemein gehalten, und ich Tann 
auch auf das, was ber Here Juſtiz⸗Miniſter angeführt, nicht ein⸗ 
gehen, da ich nicht Die parlamentarifche Gabe habe, eine fo Lange 
Rede mir fo zu eigen zu machen, um fie einzeln zu widerlegen. 
Prinzipiell möchte. ich jagen, Daß, wenn ber Staat Die Macht hat, 
das Recht Der Einzelnen zu Gunften des allgemeinen Wohles auf: 
guheben, er Dazu auch die Macht hat, und in biefem Fall um fo 
mehr, da Das Recht der Einzelnen nur ein fcheinbares iſt. Ich er- 
fenne an, daß Dad Bouvernement jetzt Die Patrimonial » Gerichts: 
barkeit befchligt und, wie wis von dem Herrn Juftiz- Minifter ges 
hört haben, auch ferner fchügen will. Dies muß ich, von meiner 
Anſicht aus, beklagen, ich wuͤnſchte vielmehr, daß es eben fo feind- 
lich ald freundlich dagegen gefiunt wäre. Ich kann mich nur auf 
allgemeine, Bunkte einlafien, glaube auch, daß nur die eine allge- 
meine Frage zur Berathung kommen fann. Sollte aber nicht eine 
Aufhebung, ſondern eine Reform beliebt werden, alsdann fcheint 
es nothwendig, Daß die Angelegenheit den Provinzial: Ständen vor⸗ 
gelegt werde; jedenfalls muß ich mich gegen eine vorbereitende Ein- 
richtung erklaͤren, Die mit einzelnen Gerichtöherren befchloffen werben 
fol. Eine ſolche kann ich nicht gutheißen, fehon Darum nicht, weil 
es nur ein Verſuch wäre; ich glaube aber, Daß Das Gouvernement 
nicht mit Berfuchen auftreten darf, fondern mit einem richtig ent- 
widelten Blane und einem allgemein durchgeführten Prinzip. 

Yurftiz - Minifter-Mhden: Weber Die Anficht, ob die Patrimontal- 
Gexichtsbarkeit eine gute Einrichtung fei oder nicht, enthalte ich mich 
Jetzt ‚jedes Urtheils; ich muß aber bemerken, daß, wenn der Her 
Redner anerkennt, Daß. es fich hier um ein-Recht der Einzelnen han⸗ 
beit, auch erwogen werben muß, ob Das Gouvernement beredjtigt 
Aft, wohlerworbene Rechte aufzuheben, Wenn aber einzelne Gerichts- 
herren Die. Aufhebung ſelbſt wünfchen,. fo enfteht Die Frage, ob das 
Gouvernement die Verpflichtung hat, Diefe anzunehmen. Ich bes 
Jaupte, Das Gauvernement hat Diefe Verpflichtung nicht. Es wür⸗ 
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den dadurch einmal mehr Ausgaben veranlaßt werden, weil die 
meiſten Patrimonialgerichte keinen Gewinn abwerfen, ſondern eines 
Zuſchuſſes bedürfen. Der Staat würde die Mehrkoſten übernehmen 
müffen, zu denen er nicht verpflichtet if. Wenn alſo der Staat 
nicht das unbedingte Recht der Aufhebung und nicht die Verpflich⸗ 
tung zur Annahme hat, fo muß auf irgend eine Welle ven Uebel 
ftänden vorgefehen werben, die ſich als ſolche hervorgethan haben. 
Graf York: Ich glaube nur gejagt zu haben, daß ic) ed nicht 
für gut und nicht für thunlich Halte, denn ich beftreite das Recht 
des Einzelnen, die Gerichtsbarkeit abzugeben, eben fo wenig, wie 
Das des Staats, fie anzunehmen. . Ich wünfche aber, baß eine 
derartige Veränderung auf allgemeine Prinzipien gegründet fei. 
Graf Keyſerling: Die Patrimonial- Gerichtöbarkeit . inwolvirt 
namentlich auch bie Polizei» ®erichtöbarfeit, Deren Trennung von 
dem großen Grundbeſitz in einigen Provinzen für alle Betheiligten 
wegen ber ländlichen Polizgei- Verwaltung fehr mißklich erfcheint,. des 
halb glaube ich mid, gegen die unbedingte Aufhebung der: Patri- 
monial = Gerichtöbarfeit ausfprechen zu müflen, und wenn wir Daran 
fefthalten und weiter in die Vorlage eingehen, Dann fragt es füch, 
auf weldye Art ift Die Organifation am fchnellften zu erreichen? Id, 
glaube, der Weg, ven der Herr Minifter angegeben bat, nämlich 
der Weg. der. freiwilligen Uebereinkunft mit. einzelnen Betheiligten, 
wird zum Ziele führen; wo nicht, fo bleibt der Vorſchlag übrig, ber 
von der Abtheilung gemacht ift; verfelbe paßt auch, wenn bei dem 
legten Theile deſſelben noch ein Zufap gemacht ift; Diefen Zufag 
fchlage- ich als ein Amendement, als @infchaltung bei dem Worte des 
Gutachtens der Abtheilung ©. 244 5.2 v. u., Wort „ba“ in folgender 
Fafſung wor: daß zu. dem Ende, fo weit nicht die bereits ſchweben⸗ 
den Unterhandlungen zum Ziele führen, Die Repierinig geeignete 
Borfchläge in dieſer Beziehung. mir einer Kommifften ‘son Bethel- 
ligten jeder Provinz berathe, und muß viefes Nefuktat fpäter . dem 
Landiage vorgelegt werben, damit Das, was nidyt: im Einzelnen. zu 
Stande za bringen iſt, auf: allgemeinem Wege erzielt werde, 
Graf Herk: Wegen des jus singulorum möchte ich erwaͤhnen, 
daß es nach dem Allgemeinen Landrecht aufgehoben : werben Bann, 
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wenn es dem allgemeinen Wohle nachtheilig iſt; daß aber die Bar 
trimonials Gerichtsbarkeit ſchaͤdlich iſt, Dies iſt hier von allen Seiten 
ausgeſprochen worden. (Verneinende Stimmen.) 

| Ich glaube verſtanden zu Haben, daß man den Uebelſtaͤnden 
der: Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit durch Reform abhelfen will, daß 
alſo entweber Ungenuͤgendes entwidelt oder Fehlerhaftes verbeffert 
werben fol; Ungenuͤgendes und Sqhlechtes muß aber ee) ſchaͤd⸗ 
lich ſein. 

Graf um Itemplig: Ich tomme heute in die Verlegenheit, 
wich. gegen zwei Kollegen ausſprechen gu muͤſſen, ‚mit denen ich in 
den: Teßten Tagen viel zufammen geaxbeitet und bisher. die Freude 
gehabt Habe, im Einklange zu fein, Die mir auch Dach. viele fcharfs 
finnige Bemerlungen meine Arbeit erleichtert haben; namlich gegen 
den Grafen York und .den Prinzen Biron. Ich kann es nicht 
als eine ausgemachte Sache zugeben, daß die Batrimonial » Gerichte 
nichts taugen ober auch nur nachtheilig find. Ich will nicht ber 
ſtreiten, daß fe mangelhaft find, glaube aber doch, Daß fie weſent⸗ 
We Vortheile ‚haben, namentlich die,. daß der Richter den Leusen 
näher. fteht und ihre Verhaͤltniſſe genauer kennt, und daß die Par 
trimonial⸗Juſtiz für Die Iuftizuntergebenen wohlfeiler if, und 
Dies iſt nicht ohne Wichtigkeit. Sch glaube daher, Daß ed nur dank⸗ 
bar auerkannt werben Tann, daß Ge. Majeftät der König und. ver 
Juſtiz⸗ Minifter der Sache den Gang gegeben haben, über welchen 
uns her Vortrug gehalten worden ift, nämlich den Gang; zu Dem 
sh mich in allen politiſchen Berhältniffen befenne, ben. ‚ber. bedach⸗ 
in Reform. J 
Icch möchte dem früßesen geehrten Redner, dem Herm Grafen 
son: Dar, darin nicht beiſtimmen, daß, wenn eine Sache in eine 
Theorie nicht paßt — und möchte fie: Die philoſophiſch beſtbegrün⸗ 
Here: fein — man fie deshalb über Bord werfe; id) glaube, daß es 
gerathen ift, die Berkälinifie im Staatöleben mehr praktiſch und hi⸗ 
ſtoriſch zu: nehmen, wegzuſchneiden, zu reformiren, je nachdem: es 
nothwendig ift, aber nicht ohne Weiteres, wenn einige Maͤngel ber 
merkt werden und wenn einige Ungunſt gegen ein Inſtitut ausge⸗ 
ſprochen wird; deohalb Die ganze Sache wegzuwerfen. Ich. glaube, 
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daß ed nicht dankbar genug anerkannt werben kann, Daß ber Juſtiz⸗ 
Minifter die Sache fo eingeleitet bat, wie es gefchehen ift, daß 
nämlich die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Nachlaß⸗Verwaltung, 
Die geringeren Prozeſſe u. f. w. dem einzelnen Patrimonialrichter 
gerbleiben und für bie Entſcheidung der wichtigeren Prozeſſe und 
für die Rriminal= Juftiz anderweitige Vorſorge durch Tollegialifche 
Behandlung der Sache getroffen werde. Ich glaube au, Daß das 
gegen nichtö zu fagen ift, DaB man eine guͤtliche Einigung verfuche, 
und ich würbe mich fehr gern damit einverfianden erklaͤren, DaB auf 
dieſem Wege fortgefahren werben möge, ich glaube aber nicht, daß 
Damit die Sache abgethan ift, und daß zugleich ein Weg angebahnt 
werden muß, um dieſe Angelegenheit da zu erledigen, wo. Die güts 
liche Einigung nicht ausreicht. In dieſer Beziehung nun muß id) 
mic, gegen den Prinzen Biron erklären. Ich glaube, daß ber 
Borfchlag, Die Sache an die Allgemeinen Stände zu bringen, 
nicht gut ift, indem Diele darin figen, die das Inflitut, welches in 
mehreren Provinzen gar nicht vorkommt, weniger Tennen und nur 
Das wiflen, wad man in den Zeitungen berüber lief. Obgleich ich 
gewiß glaube, daß der Allgemeine Landtag alle nur mögliche 
Einfiht in ſich vereinigt, um allgemeine Angelegenheiten zu erledis 
gen, jo find doch folche Angelegenheiten provinzieller Ratur und fo 
angethan, daß man fie wohl beffer nur von denen beurtheilen läßt, 
die fie genau fennen. Die PBatrimonial- Gerichtsbarkeit ift, wie 
ich erinnern will, auch in verfchiebenen Provinzen von einander 
verfhieden. Ich rathe daher, daß man fie den provinziellen 
Verhaͤltniſſen anpaffe und nicht vor den Allgemeinen Landtag bringe. 
Was nun Die gütliche Einigung angeht, fo bemerke ich Darüber 
Folgendes: Es wird Dabei auf zwei Wegen. vorgeichritten werben 
konnen. Man macht VBorjchläge und erwartet, ob die Gerichtsherren 
Darauf eingehen. Viele werden dies thun, da die Patrimonial⸗ 
Jurisdiction öfter ungünftig beurtheilt wird und fie nie. für Die Ge⸗ 
richtoherren lukrativ iſt; Viele werben alfo Teine Veranlaſſung har 
ben, bie Batrimonial- Gerichtsbarkeit zu behalten. Es giebt aber 
auch Viele, Die nicht den Koftenpunft im Auge haben und Das In- 
ſtitut für nuͤzlich Kalten. Diefe werben fich nicht auf gütliche Eini- 











— 5 — 

gung einlaſſen wollen. Was ſoll mit dieſen geſchehen? Soll man 
durchſchimmern laſſen, wie der Fall eintreten koͤnnte, daß die Sache 
ganz und gar weggeſchafft wird? Dann wäre die guͤtliche Eini⸗ 
gung eine fiheinbare. Oder fol man mit Einigen abfchließen, 
mit Anderen nicht? Dann enifteht. Die buntefte Mufterfarte. Ich 
wieberhole, ich will keinesweges durch meine beſcheidenen Worte 
Darauf hinwirken, daß guͤtliche Einigung nicht verfucht werben folle, 
Id) glaube aber, daß man gleichzeitig einen Weg anbahnen muß, 
um auf fchonenve und praftifche Welfe die Reform generell Durch» 
führen. Diefer Weg find die Provinzial⸗Landtage, nachdem bie 
Betheiligten vorher gehört worden find. Neben viefer generellen 
Einleitung der Sache Tann eine gütliche Vereinigung Platz greifen, 
wie bereits der Herr Jufliz- Minifter erwähnt bat. Dann hat die 
gütliche Bereinigung eine natürliche Baſis, es wird Die Geſetzgebung 
vorbereitet, während mit ben Betheiligten verhandelt wird. Es kann 
Dann Keiner jagen: es gejchieht Gewalt oder wird im Sintergrunde 
Damit gedroht. Wenn Dies gefchieht, fo wird. es ber richtige. Weg 
fein. Ich lege Werth Darauf, daß dieſe Anficht tm Namen ber 
Herren Knie Sr. Majeſtaͤt zu Füßen gelegt wird, einerſeits, Das 
mit Se. Majeflät wife, daß Die Herren⸗Kurie Die Mängel der 
Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit anerkennt, daß ſie felbft eine Reform 
beantragt, daß fie. dankbar Die Schritte anerkennt, welche das Juſtiz⸗ 
Minifterium gethan bat, und Daß fie wuͤnſcht, Daß Der weitere Gang 
auf dem Wege der Provinzial» Gefepgebung gefchehe; ich hoffe, Daß 
bie der richtige Weg ift, um Dem Vorſchlag zu befeitigen, den mein 
geehrter Kollege mir gegenüber, dee Prinz Biron, beantragt bat, 
Ich habe zur Abtheilung gehört, welche dieſe Petition vorberathen 
hat, und habe daher deren Antrag dringend der Kurie and Her 
legen wollen. Das, was idy gefagt habe, ift nun eine weitere 
Ausführung des Gutachtens ber -Abtheilung und flimms im Wefent- 
lichen mis Dem überein, was der Graf von Kenferling bezeich- 
net hat, Ich wurde mich Daher fchließlich vollſtaͤndig dem ans 
ſchließen, daß man dem Antrage ber Abtheilung noch den Vorſchlag 
Des Grafen von Keyjerling hinzufüge. 


(Der Repner wurde Durch eine leife "Bemerkung ‚eine an⸗ 
deren Sprechers unterbrochen.) 

Ich bemerke nur noch, daß, wenn ich ſagte: wir wollen die Peu⸗ 
tion zu den Fuͤßen Sr. Majeſtät niederlegen, fo habe ich Dies nicht 
anders verftanden und nicht anders verfichen fönnen, als: wir wollen 
bie Sache auf dem gefebmäßigen Wege an Se. Majeflät ges 
langen laſſen; das Heißt: mach erfolgter Beiftimmung der anderen 
ſeurie. U | Ä 
Zuftiz- Minifter Uhden: Se. Majeftät der König hat befohlen, 
daß nad) Iahr und. Tag über Das Refultat der beabfichtigten freien 
Derflänbigung berichtet werden fol, um eventuen die nochigen ge⸗ 
ſetzlichen Maßregeln zu treffen. 

Weann aber die beantragte Petition die Genehmiguig der hohen 
Kurle erhält, fo muß ſie auch noch Durch die Kurie ber brei Stände 
bevathen werben. 

son Maſſenbach: Ich bin zwar Nein Juriſt, aber ich glaube, 
daß ich über Die Borzüge und Rachtheile der Batrimontals Berichtes 
barkeit einige Erfahrungen gemacht habe; In der Provinz, wo ich 
wohne, ift feine PBatrimonial- Gerichtsbarkeit und ich Tann ſagen, 
daß idy den Berluft der Batrimonial« Gerichtsbarkeit oft ſchmerzlich 
empfunden habe. Wenn man bereit: iſt, den infaffen bei ihren 
Rechts - Angelegenheiten zu vathen und zu heifen, ſo wird man ohne 
Patrintonials Gerichtsbarkeit gar nicht im Stande fein, dies zu thun. 
Ich Habe auch auf anderen Gütern in der Reumarf zw thun gehabt, 
welche Patrimonial- Gerichtsbarkeit hatten, und dort Die Vorzuͤge 
berfelben kennen ‚gelernt. Deshalb ſchließe ich mich Allem an, was 
fuͤr die Patrimonial⸗-Gerichte und gegen rer⸗ andere Juſtiz⸗Ver⸗ 
faſſung geſagt worden iſt. 

Se. Königlidje Hoheit Prinz Albrecht von Preußen: Ich ſchließe 
mich Dem, was der Graf: von Itzenplitz angeführt: hat, an und 
ftlmiie‘ ihm im Allgemeinen wolftändig - bei.: Doch mörhte ich bes 
ſondets 'hersorheben, daß, ſobald dem Gutsbeſther die Patrimonial⸗ 
BDerichtsbarkeit genommen wird, demſelben nichts bleibt, als ber ein⸗ 
fache Name, und daß dann das Band zwiſthen ihm und "ben: En⸗ 
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ſaffen immer mehr gelodert, Daß daſſelbe zulebt ganz und gar aufs 
gelöft werben wid. - 

Daoaß eine Reform nethwendig ſein kann und deshalb beliebt 
wird, mag möglich fein, und ich will mich derſelben auch weiter 
gar nicht widerfegen, aber ich muß wiederholen, daß Die Gutsbe⸗ 
figer ‚bei. dieſer Gelegenheit Gerechtſame aus der Hand geben wür⸗ 
ben, weldye fie nie wieder erlangen könnten. Ob die vorgeſchlagene 
kollegialiſche Eombination hiergegen ſchuͤtzen würde, laſſe ich dahin⸗ 
geftelt. Diefer Geſichtspunkt ift überhaupt nicht allein maßgebend. 
Ich befite felbft ein Gut in der Gegend von Glaz, welches nicht 
zu den größeren gehört. “Dort ift ver Uebelſtand, daß alle juriſtiſchen 
Geſchaͤfte und was fonft dahin gehört, in Glaz erledigt werben 
müffen, Die ‚Einfaften find nun in den obigen Fällen genöthigt, 
ein paar Meilen zu gehen, ihre Arbeit liegen zu laſſen unb dadurch 
viel Zeit unnüg zu verlieren. Hilft nun die follegialifche Combi⸗ 
nation ſolchen Uebelſtaͤnden ab? ich glaube, fie würde ben Einfaſſen 
im biefer Beziehung wenig nügen, denn. Diefe wirden dann much 
bei. dent: größeren Beflgungen, wo bisher bie Patrimonial» Gerichts: 
barkeit an Ort und Stelle ausgelibt worden iſt, viel Zeit verlieren, 
fle würden auch bier gezwungen werben, oft meilenweite Streden 
zurüdzulegen. Es erfcheint mir aber Bauptiädhlich wichtig, daß, 
wenn bie beantragten Veränderungen einmal nothwendig geworben 
find, Daß dann das Wohl der Einſaſſen vorzugäwelfe ind Auge ges 
faßt werde, und deshalb wünfche ich, daß nicht nur etwas Weued, 
ſondern auch etwas wirklich Gutes, etwas Beſſeres an bie: Stelle 
deſfen was wir bisher gehabt haben, treten möge. - 

Graf von Botme-Baruth: Wenn ich. and einige Uebel näude, 
welche die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit hat, anerkemne, fo freut es 
mich, Daß ich von dem letzteren Herrn Redner bie Vorzüge derſelben 
habe hervorheben hören. Ich glaube, dieſelben ſind ſehr groß und 
vorzugswelſe für die Eingeſeſſenen. Es iſt der Koſſenpunkt und die 
Erſparniß an Zeit, durch welche weſentlich gewonnen wird und auf 
piefe velben Vorzuge, glaube ich, muiß man vorzugsweiſe Ruͤckſicht 
nehmen. Daß Verbeſſerungen eingefuͤhrt werben Bönnen; if jeden⸗ 
fans: wahr: nd wunſchenowerth. Nach dent Vorſchlag des Miss 
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ſchuſſes, glaube ich, werden ſolche Verbeſſerungen ſich durch Sach⸗ 
verftändige und durch unſer Eingehen in die Sache ſelbſt ſehr gut 
herausfinden laſſen, und ich glaube, daß, fo wie wir von Sr. 
Erzeleng dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter gehört haben, der Weg ge: 
funden ift; die Behörden werben, wenn fie Darauf eingehen, we⸗ 
fenttiche Berbefjerungen erreichen, und. es wird fich eine befiere Form 
in Die Gerichtöbarfeit einführen Iaflen und ein wohlthaͤtiger Gewinn 
erlangt werden. Ich würbe mich Daher dem Antrage Des Ausfchuffes 
anjchließen, jo wie den Modißiationen, welche die Grafen von 
Keyferling und von Itzenplitz beantragt haben. 

Freiherr Senft von Pilfeh: Ich erlaube mir einige Worte Dem 
zu entgegnen, was von Seiten eines verehrten Mitgliedes dort 
brüben geäußert worden ift, daB Daffelbe nämlich, wenn ich vecht 
verftanden habe, die Spezialitäten möglihft vermeiden wolle. Ich 
muß geftehen, ich Hätte fehr gewünicht, daß fie gerade alle hervor⸗ 
gehoben wären. Bei einer fo wichtigen Frage muß «8 natürlich für 
Seven intereffant: fein, die Webelftände genau -fennen zu fernen, bie 
den Antrag auf Aufhebung von PBatrimonialgerichten motiviren follen. 
Es find indefien zwei Momente wirklich erwähnt werben, und hier 
auf will ich antworten. Der erfte Punkt iſt der, daß ein Richter 
an dieſem und einem anberen entfernt belegenen Orte angeftellt fei, 
daß an anderen dazwiſchen belegenen Orten ein Zweiter und Dritter 
als Richter fungire, und daß Died große Webelftände heroorrufe. 
Soldye Uebelſtaͤnde ſcheinen mir aber blos Die Perſonen der Richter 
zu treffen, und die müflen e8 am Ende. mit: ſich ſelbſt abmachen, 
ob fie auf mehr oder. mindere Entfernung Die Gefchäfte übernehmen 
wollen. Für Die. Einfaffen ift Diefer Punkt aber ‚gleichgültig, denn 
Dex Richter kommt an. ihren Wohnort und macht Dort die Geſchafte 
ab. Als ein zweiter Uehelſtand ift erwähnt worden, Daß die Rich⸗ 
ter, weil fie entfernt von den Einfaflen wohnsen, ihnen fremb bfies 
ben. Dies ift. aber feinesweges der Fall. Eben weil. der Richter 
immer an den Wohnort der Einſaffen fommt, weil ex die Leute 
kennt und bie Leute ihn Tannen, weil. er ſich in ihre fpegiellem per⸗ 
fönlichen Verhältniffe einlebt, kann er viel wohltkätiger auf die Ein- 
ſaſſen einmwirfen. Andererſeits ift bie. vor einem. ihnen befanmten 





Richter an Ort umd Stelle: Ratifinbende Verhandlung ungleich: zu⸗ 
jagenber, als wenn fie flatt deſſen in ein fernliegendes Bericht gehen 
tollen, wo vielleicht ein junger Referendarius fie vernimmt, der ſeit 
wenigen Wochen bort angeftellt if, feinen Menſchen kennt, amd) 
von feinem Menfchen gekannt wird und nad) ſechs Monaten wieder 
weggeht, um das Eramen zu machen. So wird jedes perſoͤnliche 
Verhaͤltniß des Vertrauens faft unmöglich, und gerabe bie Perſo⸗ 
nen, die als Beamte mit den Einfaffen ſelbſt zu ihun haben, finb 
vorzugsweiſe die jüngeren Beamten, weldye fortwährend wechſeln, 
während bie Direktoren ver Gerichte ſehr wenig in perfönlichen Ver⸗ 
fehr mit den Einfaflen fommen. Was die Verſuche in.ber Rechts⸗ 
pflege betrifft, fo kann ich biefelben nicht für fo unerwuͤnſcht erach⸗ 
tm, als fie gefchiidert worben, fie haben viehmeht oft zum Befleren 

geführt, wie Died namentlich noch neuerdings in Betreff bes ari⸗ 
minals Berfahrend der Fall geweſen iſt. 

Graf York: Ich habe nicht geſagt, daß ein ſolcher Verſuch 
notchwendig kein guter fein mſſe; ich habe nur geſagt, daß es prin⸗ 
zipiell nicht der Stellung ded Staates entſpreche, verſuchsweiſe ehvas 
zu unternehmen. 

Se. Koͤnigl. Hoheit der Prinz Friedrich: Es ſcheint mir ſehr 
wahr zu fein, daß, wenn der Staat etwas thut, fo muß er nicht 
bloße Berfuche machen, fondern etwas thun, was gleich Hand und 
Fuß bat, Anſtatt einen Verſuch zu machen, nur theilweife die Pas 
trimonial⸗ Gerichtsbarkeit aufzuheben, wäre es beſſer, fie lieber ganz 
aufzuheben, obgleich ich nicht dafür bin. Ich will mir nur erlau⸗ 
ben, ein kleines Beifpiel anzuführen, wad dem Gutsherren bevor 
ſteht, wenn er Gerichtsbarkeit und Polizei aufgiebt. Ich bin ſelbſt 
nicht beihelligt bei Diefer Frage und daher ganz unpartelifch. Der 
Herr Graf von Landöberg wirb es ‘mir bezeugen, daß alle Guts⸗ 
befiger in den weitlichen Provinzen gar nichts mehr von ihren ‚alten 
Rechten befigen, fie haben weder die Gerichtebarfeit noch die Po⸗ 
lizei; das Band, welches hier jegt noch die Infaffen mit dem Guts⸗ 
beren verbindet, Hat dort ganz aufgehört, und es ift fo weit gekom⸗ 
men, Daß Die Gutsbeſitzer, die früher dieſelben Rechte befaßen, bie 
biex Die Gutobeſiher noch haben, ſich jett oft bemihen um. ie 
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Stelle. eines Schulgen, wie man es hier nennt, und welcher bort 
Buͤrgermeiſter heißt, um. wenigſtens ein Kleines Recht für ſich zu 
haben. und. einigermaßen auf. die Leute einwirken zu: können, weil fie 
fonk unter. dem Ortövorftande flachen würben, ber: ihnen Dies fehr 
fählbar zu machen fich nicht entblöbet: Sie heißen dort alle nur 
Gutöbefiger, wie jeder Bauer. ſich auch Gutsbeſitzer nennt, und fie 
haben nicht Das geringite Mittel mehr in. Händen, auf. Die Mora⸗ 
Htät ihrer früheren Infaffen einzmoirten, und bad, glaube ich, iſt 
. ein Mebelftand, ber ſehr groß. iſt. Denn: wenn der Gutsherr zu 
feinen Infaffen: in einem väserlichen, färfoxgenden. Berhältniffe lebt, 
kann Died nur ſegenbringend einwirken. : Es iſt, ſelbſtredend, faft na⸗ 
tuͤrlich, daß alle gegenſeitige Theilnahme aufhören muß, wenn die 
Bande aufhoͤren, die Gutsherrſchaft umd. Infaffen verbinden: Des⸗ 
halb bin sch dafür, daß, wo bie: Gutsbeſitzer diefe Mittel: noch 
beſitzen, es gewiß gut iſt, daß ſie dieſelben nicht aufgeben, ſondern 
behaiten. 

Se. Koͤnigl. Hoheit der Prinz nn preußten: Ich wil. nur mit 
einigen paar Worten meine Meinung über die. vorliegende Frage 
aussprechen, da ich der früheren Verhandlung im Staatsminifterium 
über dieſen Gegenftanb beigewohnt habe... Daß eine Reform noth- 
wendig ſei, ift allgemein anerkannt, und die Mängel, die den Pa⸗ 
trimonial⸗ Gerichten vorgemorfen werden, fheinen ſich hauptſächlich 
darauf zu rebuziren, baß fie den Gutsherren Unannehmlichfeiten bes 
reiten und: Koften verurfachen, und: drittens, daß. bie-Einfaffen fuͤrch⸗ 
ten, daß: der Richter eine von dem Gutsherrn zu ‚abhängige Perſon 
fe, Was: die beiden erften Punkte betsifft, ſo weiß ich nicht recht, 
wohin:es in der Welt fommen würde, wenn man ſich alles deſſen 
entäußern wollte, wn® einem Koften auflegt und Unannehmlichkeiten 
bereitet... Dagegen: iſt der. Pumkt wichtiger. für - mich, daß die Anficht 
theilweis beiteht, daß ber Richter in einer gewiſſen Abhängigleit von 
dem Gutoherrn gedacht. wird. Dieſer Haupimangel und der ber 
Einſeitigkeit des Einzelrichters iſt es auch, der gerade beſonders ins 
Auge gefaßt worden iſt bei der Berathumg, von welcher der Her 
Zuſtiz⸗Miniſter geſprochen bat; und dem ſoll durch ein Zuſammen⸗ 
treten von Richtern, durch eine lollegialiſche Verfufſung der Gerichte 
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worgebeugt werben. Dies ſcheint mir eine heilſame und noͤthige 
Maßregel zu fein, namenilich wenn die Oeffenilichkeit ſich weiter: 
verbreitet; ob dieſe aber vor einem einzelner Richter anwendbar fein 
würde, ſteht dahin und würde dem Glauben: der Richter ſei ab⸗ 
haͤngig von dem Gutsherrn und deſſen Einfluß ſei uͤberwiegend, doch 
nicht uͤberzeugend entgegentreten. Wenn aber ein lkollegialiſchrs 
Verfahren eintritt, hoͤrt dieſe Beſorgniß auf. Dies iſt alſo der 
wichtigſte Punkt, und daher ſtinme ich auch fuür eine Reform; aber 
gegen eine voͤllige Aufhebung dieſer Rechte erklaͤre ich. mich nach 
meiner Ueberzeugung auf. das allerbeſtimmteſte, denn «s find alte 
angeſtammte Rechte. Ich. weiß wohl, Daß. gefagt wird, Die. Merichts⸗ 
barkeit ‚habe Leinen Sinn ‚mehr, ſeitdem das Verhaͤliniß der Hoͤrige 
feit durch das Geſetz von 1808 aufgelöft werben ift; Das iſt aber 
für :mich nicht entfcheidenn; alle Bande zwiſchen Gutsherren und: 
Einfafien haben durch jene Geſetze nicht gelöft werben: follen, ſon⸗ 
dern nur Die ber fchwerften Verpflichtungen; durch ‚Erhaltung ber 
BatrimontalsGerichtsbarkeit verbleibt in Der Stellung des Gusherrn 
als Berichtöherr ein Band zwiſchen ihm .und Den Einſafſen, was 
fehr. heilſam iſt und erhalten zu werden verdient. . Diefes wuͤrde, 
wenn. man die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit aufhähe, .fich. nur noch. 
in ber Polizei⸗Gerichtsbarkeit finden; das iſt aber ein Band, welr. 
ches, wenn es allein beftehen ‚bleibt, viel weniger erfreulich für. die 
@infaften ift, weil Damit immer der erfte Angriff verbunden iſt; um. 
nun aber die Einfaflen zu der Ueberzeugung zu führen,. daß fie fer⸗ 
ner. nicht ſagen können: wir werben nicht nur von Polizei wegen 
gefaßt, ſondern wir befowmen auch nie.vecht, weil der Gytöhern 
ven. Richter auch In der: Hand hat, fo muß die angedeutete Re⸗ 
form: viefee Gerichtobarkeit jedenfall gewünjcht werben, wogrgen 
aber das völlige Aufheben derſelben zum: Auflöjen des inneren 
Berhältniffes. des Gutsherrn mil ben Einſaſſen führen wuͤrde. Das 
her. fümme idy für eine Reform, aber durchaus nicht für Die völlige 
Aufhebung. . . .. on 

Graf Buhra: Prinzipaliter muß ich mich. ganz. und: aus, volſer 
Seele dem anſchlaeßen, was: mein edler Freund vom. Sekretariat 

fchon auageſprochen hat, ia, ex. hat theilweiſe has, was. :ich jagen, 
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wollte, voraus weggenommen. Auch ich wuͤnſche eine Aufhebung 
der Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit. Ich verkenne ihre guten Seiten 
durchaus nicht; ich verkenne den Grund, auf dem fie ruht, auch 
nicht. Diefer Grund ift der Patrimsnialftaat; ich glaube aber, daß 
eben dieſer Staat jept nicht mehr eriſtirt. Warum ex nicht mehr 
eriflirt, die Urfachen, welche ihn um feine Eriftenz gebracht haben, 
bier näher zu entwideln, wäre zu weitläuftig, und ich werbe bie 
hohe Verfammlung nicht damit beläftigen. Die Geſchichte des legten 
Sahrhunderts giebt Darauf Antwort, Nun iſt aber bier gejagt wor⸗ 
den, daß das letzte Band, welches zwifchen dem Gutöheren und 
den Gutsinfaflen noch befteht, durch Die Aufhebung der Patrimo⸗ 
nial⸗Gerichtsbarkeit ganz zerriffen werden wärbe. Ich muß geſtehen, 
ich kann in der Patrimonial-Gerichtsbarfeit fein Band mehr erfen- 
nen, denn es könnte nur ein folched fein, wenn der Infafle noch 
das Bewußtſein hätte, Daß der Richter abhängig von dem Gerichts: 
herrn wäre; ich glaube jedoch, Se. Excellenz der Herr Juſtiz⸗ Mi- 
nifter würde jedem Gerichtsherrn es bald begreiflich machen, daß 
eben der Patrimonialrichter als Richter nicht mehr von ihm abhän- 
gig if: Rum: fol aber durch Die Reformen, welche hier gewuͤnſcht 
werden und für Die ſich fo viele Stimmen ausgeſprochen haben, ger 
rade dieſer Punkt vermieden werben, fte follen eben das legte Miß⸗ 
trauen, die Abhängigfeit betreffend, auflöfen, und damit ftimme ich 
ganz überein; denn Dies iſt der Hauptpunft, es ift Das Haupt⸗ 
mißtrauen gegen die Patrimonialgerichte. Die geforderten Refors 
men folen die Selbſtſtaͤndigkeit des Richters gegenüber dem Gerichs⸗ 
herrn klar machen, und gelingt ihnen biefes, dann eriftirt auch, nach 
meiner Meinung, gar fein Band mehr zwifchen Gerichtsherren und 
Gerichts - Einfafien, außer dem allerſchlechteſten, das Band der Ko⸗ 
fen! Dann weiß Jeder, daß das - Gericht ganz felbfifländig han⸗ 
delt, daß die Gerichtsherren mit dem. Gerichte gar nichts mehr zu 
fhun haben, als Daß ihnen alle Halbe Jahre ſo und fo viel Spor⸗ 
teln abgeführt werden. Ich glaube aber, meine Herren, daß Pas 
ein Band ift, welches wir eben nicht nur vermeiden, fendern fogar 
fo viel wie möglich gerabezu zerreißen muͤſſen; denn es.ift dad Band, 
welches, wie ſchon anderwärts angeführt wurbe, zwiſchen dem Glaͤu⸗ 
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biger und dem Schuldner befteht, und wenn ein verehrtes Mitglied 
des allgemeinen Landtags neulich feine Liebe zu feinem GTäubiger 
ausiprach, fo werden Doc, auch fehr Viele fein, die dieſe Liebe nicht 
theilen. Diefes ift meine prinzipielle Meinung in Uebereinftimmung 
mit meinem Freunde vom Sekretariat. Nun handelt e8 ſich hier 
aber nur um eine Reform, da ich überzeugt bin, daß unfere Hoff- 
nung heute wohl noch nicht in Erfüllung gehen wird. Ich kehre 
Daher zu der Vorlage der. Beſprechung zurüd, und hier erlaube ich 
mir auf einen Widerfprudy im Antrage der Abtheilung aufmerffam 
zu machen und mid, von vornherein dahin zu erklären, daß ich auf 
den ganz allgemeinen Tenor der erften Petition lieber zurüdgehe. 
Der Antrag der Abtheilung jagt nämlih: „Das Bebürfniß_ einer 
Reform der Patrimonial= Gerichtsbarkeit behufs ihrer Uebereinſtim⸗ 
mung mit den Reformen der allgemeinen Rechtspflege und behufg 
der von Sr. Majeftät Allerhöchftielbft beabfichtigten feften und nach⸗ 
haltig geficherten Stellung.” Diefe zweifache Forderung kann, wie 
mir foheint, mit der Zeit einen großen Widerfpruch erzeugen. Die 
Reformen der allgemeinen Rechtspflege, welche biß jet, wenigftens 
im Bereiche des Königlichen Kammergerichts, ftattgefunden haben, 
führen durchaus den Anklageprozeß ein. 

Ic weiß num nicht, ob Diefe Reform, allerdings Die größte, 
die wir in unferer Rechtspflege erleben koͤnnen, weiter ausgedehnt 
werden wird. Nehmen wir aber an, daß fie weiter ausgedehnt wird, 
fo bitten wir Bier, die Patrimonials Gerichte mit dieſem affufatori- 
ſchen Prozeſſe, mit diefem Anklage⸗Prozeſſe in Uebereinftimmung zu 
bringen. Sch glaube, Daß dann aber unmöglich ift, auf eine fefte 
und nachhaltig geficherte Stellung zugleich die Bitte zu richten; denn 
nad) dem Prinzip, weldyes in unferem affufatorifchen Prozeſſe gilt, 
darf Niemand vor Gericht gezogen werden, der nicht vom Staats⸗ 
anwalt, alſo vom Ankläger des Staates angeklagt worden if. Nun 
erlaube ich mir zuvörberft auf den Heinen Webelftand aufmerkſam zu 
machen, welchen fchon der Titel eines folchen Patrimonial⸗Staats⸗ 
anwaltes verurſachen wird: „Staatsanwalt des graͤflich Dyhrn'ſchen 
Gerichts“. (Heiterkeit in der Verſammlung.) 

Ich glaube, darin wuͤrde ſchon ein kleiner Widerſpruch liegen, 
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und zweitens, meine Herren, Tenne ich PBatrimonials Gerichte, zu 

denen ich mir gar feinen Staatsanwalt denken fann. Ich habe Die 

Dhantafie angeftrengt, aber die Gerichte find von der Befchaffenheit, 

daß ich kaum glaube, daß fie zur Staatsanwaltfchaft geeignet find. 
(Abermalige Heiterkeit.) 

Ich bitte fchließlich, mich nody zu belehren, wie Das Prinzip 
der Patrimoninl» Gerichtsbarkeit mit dem Der Reform, welche bier 
im reife des Kammergerichts fehon begonnen hat und gewiß weiter 
ausgeführt werben wird, in Uebereinftiimmung zu bringen if. Mei- 
nen Begriffen nad) hebt eines das andere auf, daher fcheint mir 
Die Bitte im Widerſpruch mit ſich felbft zu ftehen, und ich wuͤrde 
lieber auf den ganz allgemeinen und einfachen Ienor des Dittelers 
zurückgehen. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Es iſt behauptet worden, daß bie Bas 
teimgnialrichter von den PBatrimonialgerichtöherren zu abhängig waͤ⸗ 
ren, Was die Kenntnis des Juſtiz-Miniſteriums aus den Akten 
bierüber betrifft, fo kann ich nur fagen, daß die meiften Klagen nur 
feitend der Patrimonial- Gerichtöherren über Die Patrimonialrichter 
vorgefommen find, daß ihren Anordnungen Teine Folge gegeben 
werde. Die Richter find fchon Durch ihre Stellung gegen etwaige 
Willkuͤrlichkeiten gefichert. Was ferner von dem Anklage s Prozeß 
gefagt worden ift, fo muß man zunächft, wenn er ausgedehnt wer- 
den foll, die verſchiedenen Berhälmiffe dabei beobachten. Der An- 
klage⸗Prozeß verlangt allerdings einen Kläger, aber man braucht ja 
nicht den Anklaͤger „Staats-Anwalt“ zu nennen, und gewiß wird 
es Dem Gouvernement nicht in den Sinn kommen, von einem gräf- 
lich Dyhrn'ſchen Staats-Anwalt zu ſprechen. Welche Organifatios 
nen bei Ausdehnung des neuen Kriminal- Verfahrens zu treffen 
find, Darüber bin ich zur Zeit außer Stande Auskunft zu geben, da 
das von den verichiedenen Gerichts» Berfaffungen und Lofalitäten 
abhängig ift. 

Referent von Keltih: Es fcheint mir, daß bie Debatte nad) 
and nach einen Gang eingefchlagen habe, der von dem urſpruͤng⸗ 
lichen Wege uns etwas abgeführt hat, und ich möchte fie dahin 
zuruͤckleiten. Deshalb. bemerkte ich zuerſt Folgendes: Es iſt bie 
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Frage erörtert worden, ob es überhaupt wuͤnſchenswerth ſei, Die 
Patrimonialgerichte ganz aufzuheben?! Dies war nicht ©egenfland 
der Petition, und wird ed daher auch nicht der der Debatte fein 
fönnen. Es handelt fih nur darum, ob die Reform wünſchens⸗ 
werth fei, und darüber ſchien eine große Webereinftimmung zu herr⸗ 
then. Ich glaube alſo auch nicht näher darauf eingehen zu duͤr⸗ 
fen, weldye Gründe gegen die Aufhebung der Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
barkeit jprechen. Nur im Borbeigehen will ich Die einzige Bemer- 
fung mir erlauben, daß id) fogar glaube, daß Das Kortbeftehen ver 
Datrimonial: Gerichtsbarkeit indirekt einen recht .wohlthätigen Einfluß 
auf die Königlichen Gerichte übe, und zwar in folgender Hinficht: 
Schon von anderer Seite ift treffend hervorgehoben worden, daß 
bei den Patrimonial- Gerichten nicht ein fo vielfacher Perſonen⸗ 
wechſel eintritt, al8 bei den Königlichen Gerichten, und ſchon in 
dem früheren Berlaufe Diejer Debatte hat des. Herrn YJuftiz- Mini- 
ſters Ercellenz hingeworfen, Daß gerade die Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
barkeit die eine fehr gute Seite habe, daß die Gerichtsbarkeit in 
Derfelben mehr inneres Leben habe; es macht fich, wenn ich den har⸗ 
ten Ausdruck gebrauchen darf, dad Mafchinenmäßige darin nicht fo 
geltend, wie ed in anderer Beziehung doch wohl entftehen kann. Ich 
möchte noch einen Schritt weiter gehen, idy glaube nämlich, wenn 
wir blos Königliche Gerichte ohne Patrimonial- Gerichte haben 
follten, fo würde vieleicht in den Geift unferer Juftiz=- Verwaltung 
zu viel Hierardhifches fommen; ich bitte, dieſen Ausdruck fern von 
jeder üblen Nebenbeveutung zu verftehen. Sch glaube, gerade .eine 
Sicherung gegen ein folches Verhaͤltniß darin zu finden, ‚wenn neben 
den Königlichen Gerichten auch Patrimonial-Öerichte parallel gehen. 

Wir find aljo auf dem Punkte wieder angelangt, daß nur von 
der Meform ver Gerichtsbarkeit weiter Die Rede if, Es ift aber 
ferner gefagt worden, es bebürfe- einer Betition an Se. Majeftät 
den König darum nicht, weil e8 wohl wünfchenswerther fei, ben 
Weg Des Uebereinkommens mit den einzelnen Gerichtöherren mehr 
zu verfolgen und den Erfolg hiervon nad) Iahresfrift abzumarten. 
Dem kann ich mich nicht anfchließen und werde bei Der von der 
Abthellung in ihrem Gutachten ausgeſprochenen Anſicht feſt beharren, 
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daß dieſer Weg nicht für zwedmäßig zu halten fei. Ich mache nur 
darauf aufmerffam, daß eine Menge Gerichtöherren auf den Weg 
des Uebereinkommens gewiß nicht eingehen werben, ich glaube alfo, 
daß Diefer Weg wenig zum Ziele führen werde. Ich bin aber aud) 
der Meinung, daß die Reformen welche etwa durch Hebereinfommen 
bewirft werden koͤnnen, durch Die gegenwärtige Petition gar nicht 
gehindert werben, im Gegentheil wird die Petition, die wir an Se. 
Majeftät den König richten, vielleicht dahin führen, Daß gerade eine 
Menge der Gerichtöherren geneigter fein würden, fid) vor dem Er⸗ 
ſcheinen gefeglicher Beftimmungen zu einigen. Es ift aber auch noch 
gefagt worden, e8 habe überhaupt mit der Reform feine Eile. Dem 
trete ih nun nicht bei. Bon dem Herrn SJuftigminifter iſt anges 
deutet worden, Daß gerade die Erfahrungen, die über das foge- 
nannte Perhorrescenz-Geſetz gemacht worden find, mit dazu geführt 
hätten, daß man die Umbildung der Patrimonial= Gerichtsbarkeit 
für wünfchenswerth erachte. Aus dem geringeren Kreife meiner 
Erfahrungen kann ich vollfommen beftätigen, daß von dem Perhor⸗ 
rescenz⸗Geſetz ein fehr zahlreicher Mißbrauch gemacht worden ift 
und täglid) gemacht wird. Ich Fenne nicht leicht ein Geſetz der 
neueren Zeit, welches fo ſehr dazu geführt hat, Mißtrauen zu erres 
gen und in fo ganz anderer Weife praftifch ausgebeutet und ange: 
wendet wird, ald gewiß bie entgegengefeßte Anficht geweſen if, 
welche e8 hervorgerufen bat. Es giebt aber auch, wenn wir uns 
mehr auf das Materielle einlaffen wollten, was id, bisher möglichft 
vermieden habe, auch noch manche Zweige unferer Patrimonial« 
Gerichtöbarkeit, die gewiß wünfchenswerth machen, die Reform nicht 
hinzuhalten. Es ift ſchon angedeutet worden, daß die Umbildung des 
Criminalweſens nothwendig mache, fich bald zu entfchließen. Ich finde 
auch in dem Verhältniffe unſeres Geldverkehrs bei Fleinen Gerichten 
einen dringenden Anlaß, mit der Sache vorzugehen. Gerade in der 
Provinz, in welcher ich angefefien bin, eriftirt eine Menge ganz Heiner 
Gerichte. Ich kenne deren, Die ſich nur über 20 bis 30 Perfonen er: 
ftreden, andere, die nur drei Feine Seuerftellen umfaflen. Deſſen⸗ 
ungeachtet ift das Depofitalwefen, alfo Die Verwaltung der Muͤndel⸗ 
gelver, im Wefentlichen in dieſelben Formen eingezwängt, bie für 
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die Batrimonialgerichte gelten, welche mehr als 15,000 Seelen um- 
faſſen. Es verfieht ich wohl, daß Die praftifche Ausführung hier⸗ 
bei fich ganz verſchieden ftellt und nachzuhelfen ſucht; aber auch bei 
den @erichten, die nicht fo völlig Klein find, bei den Patrimonial: 
gerichten mittler Größe, iſt ed, wie ich weiß, beinahe nicht mög- 
lid), die Mündelgelver rechtzeitig anzulegen, den Bormündern recht⸗ 
zeitig zu ben Zinfen ber Münbelgelver zu verhelfen, und hieran 
reihen fi) eine Menge Uebelftände, welche Beeilung ‚ver Reform 
erfordern. 

Graf von Arnim verzichtet auf das Wort, 

son Sandeberg: Ic habe nur eine. kurze Bemerkung in Bes 
ziehung auf Die. Yeußerung Sr. Königl. Hoheit anzuführen, daß 
nämlich in der Provinz Weftphalen die Patrimonial-Gerichte größe 
tentheild aufgehoben find. Nur in dem Herzogthum Weſtphalen 
eriftiren vielleicht noch 3 oder 4 Patrimonial- Gerichte. 

son Hochberg: Ic habe im Anfange der Debatte geglaubt, es 
wuͤrden Mehrere zum Theil für, zum Theil gegen das Beftehen ver 
Batrimonials Gerichte ftimmen, und darum glaubte ich eine Erklaͤ⸗ 
rung abgeben zu müffen, weil id) einen hohen Herrn vertrete, ber 
einen Gerichtöfprengel hat. Indeſſen ift Diefe durch Die Erklärung 
des Herrn Referenten jest unnöthig geworben, ich will alfo das 
weitere Wort in der Debatte nicht aufhalten. Ich Eönnte nur im 
Allgemeinen Dafür flimmen, die Patrimonial- Gerichte beizubehalten, 
daß man aber auch Die Reformen, welche die Zeit erfordert, ein- 
treten laſſe. Es ift auch mohl in dem Kreife meiner Bekannten in 
Schleſien größtentheild die Anſicht verbreitet, daß die Patrimonials 
Gerichtsbarkeit beizubehalten fei, obgleich nicht zu verfennen ift, daß 
die Kriminal⸗Jurisdiction in manchen Umftänden fehr läftig werden 
fann. Indeſſen darüber mic) weiter auszulaflen, fühle ich mich 
weber befugt, noch unterrichtet genug. Die Zeit wird zeigen, wie 
ſich Die Sache am beften geftaltet. | 

Fuͤrſt von Hohenlohe verzichtet auf das Wort. 

Graf Pohna-Schlodien: Ich verzichte auf Alles, was ich an⸗ 
führen wollte. Nur eine Bitte fei mir erlaubt, gegen den Herm 
Zuftiz- Minifter, als Königlichen Kommiſſar, auszufprechen. Ich bin 


für die Reform und fchließe mid) meinem Freunde aus Preußen an, 
Bei dieſer Reform halte ich aber für hoͤchſt wichtig, Daß moͤglichſt 
Heine Bezirke gebildet werden und der Gerichtöfprengel wo möglid) 
in Heine Städte, nod) beffer auf das platte Land, gebracht werbe. 
Sch will die Bewohner des Landes vor den Wintel- Konfulenten 
bewahrt wiflen, die ihnen drohen. Em. Excellenz werben fie kennen 
und werden wiffen, wie Diefe Harpyen zum Berberben der Land⸗ 
bewohner auf eine für diefe unheilbringende Weife ſich äußern. Ich 
glaube, wir haben jegt auf dem platten Lande weit weniger Davon 
wahrgenommen, als man es in großen und mittleren Städten be⸗ 
obaihten kann, und daß dieſes Verhälmig, wie es bisher auf Dem 
Lande war, fo wenig als möglidy geftört und jenem Uebelftande vors 
gebeugt werde, habe ich dieſe Bemerkung machen wollen. 

Juftiz- Minifter Uhren: Ic habe Darauf zu bemerfen, Daß 
dieſer Wunfch berüdfichtigt werden und fid) am beften auf dem 
Wege der freien Bereinigung erfüllen laſſen wird. Was übrigens 
die erwähnten Wintel-Konfulenten betrifft, fo ift deren Schäblichkeit 
bei allen Prozeſſen, die kollegialifch behandelt werden müffen, durch 
Das Gefeb vom 21. Juli v. J. faſt paralyfirt worden. 

Prinz Biron von Kurland: Ich wollte mir nur erlauben, zu 
wiederholen, daß, wie ich. im Eingange fihon die allgemeine Faſ⸗ 
fung der Betition zu vertheidigen gefucht habe, die Debatte mir ges 
xade neue Beweiſe gegeben hat, wie wuͤnſchenswerth es geweten, 
daß ich mid) nicht auf Einzelnheiten eingelaflen und nicht eine aus⸗ 
führliche Motivirung des Antrags mit verfuht. Was dann das 
Gutachten der Kommiffion in Bezug auf Die Borlage an die Bros 
vinzial-Stände betrifft, fo habe ich geglaubt, daß gerade das Geſetz 
vom 3. Februar d. J. mich dazu nicht berechtige. Ic, Hätte viel 
leicht felbit diefen Weg eingefchlagen, aber im 8. 12 des Geſetzes 
vom 3. Februar find ausbrüdlich die Geſetze, betreffend bergleichen 
Rechte, der Vorlage an den Bereinigten Randtag vorbehalten. Was 
ein verehrtes Mitglied von der Provinz Schlefien gejagt bat, daß 
alle Bande Durch Die Reform gelöft werden, fo muß ich dem wider⸗ 
fprechen; denn Die Wahl des Richters, Die dem Patrimonialgerichts⸗ 
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heren verbleibt, ift und bleibt ein großes Recht, und dieſes Recht 
nehme ich für uns Alle in Anſpruch. 

Graf son Burghaus: Auf zwei Momente der früheren Debatte 
muß ich mir erlauben, die Aufmerkjamfeit der hohen Kurie zuruͤck⸗ 
zuführen. Zunaͤchſt hat einer meiner verehrten Herren Kollegen aus 
Schlefin erwähnt, daß, wenn durch das Patrimonials Gericht ein 
Band noch eriftirt zwijchen Gerichtöhern und Gerichts »-Infaffen, 
fo exiſtire es nur dadurch, daß der Gerichtsherr alle halbe Jahre 
die Sporteln einftreiche. Diefe Bemerkung möchte ich doch nicht im 
Protokoll ohne Entgegnung laffen. Ic, kenne dieſes Band, wenn 
ed von der pecuniairen Seite betrachtet wird, nur dadurch, daß ich 
zahle, nicht aber, daß ic) empfange. Ic habe gewöhnlich anfehn- 
liche Summen zuzahlen müffen, von einem Empfange habe ich nie 
etwas verjpärt. Es ift der Ausdruck einmal gewählt worden, Spor⸗ 
teln einzuftreichen.. Das fegt voraus, daß ein Empfang gemeint 
war. Uebrigens meinerfeit6 betrachte ich ein ſolches Verhaͤltniß im- 
mer als ein Band zwifchen Gerichiäherren und Gerichts » Infaflen. 
Ich muß 83. als jolches erfennen, weil idy wenigfteng die glüdlichen 
Augenblide erlebt habe, Daß die Gerichts - Infaffen mit Zutrauen zu 
mir gefommen find und meinen Rath verlangt haben und, wenn fie 
arm waren, gebeten haben: „Erlafien Sie uns die bei Ihrem Ges 
richts⸗Amt aufgelaufenen Koften”. So habe ich es immer als ein 
Band beixachtet, dad, wie ich hoffe, recht vielfältig befteht und noch 
lange beftehen wird. Dann muß ich mir erlauben, zu bemerken, 
daß ein geehries Mitglied, welches. ich in dieſem Augenblide nicht 
hier in- Diefen Saale fehe, geäußert hat, Daß Das Perhorrescenz⸗ 
Geſetz bei ven Patrimonial⸗Gerichten etwas ſehr Unangenehmes fei, 
welches durch die Reform nicht befeitigt werde. Das wird aller 
"Dinge: durch Die Reform gefchehen; denn wenn ein Sollegium zufam- 
mentritt, fo fällt es von ſelbſt, fo weit ich Dies, ohne Jurift zu 
fein, beurtheiten Tann; aber dad muß id) bemerken, Daß, wie ich 
glaube, nad) dem Gange der Nechtöpflege und der jetigen Lage ber 
Berhältniffe gerade vie Möglichkeit der Perhorrescenz ald eiwas 
Nothwendiges erſcheint. Es mußte dem Infaflen die Ueberzeugung 
gegeben werben, Daß er nie durd Abhängigkeit des Richterſtandes 
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verkürzt werben koͤnne, und Daß er, wenn er eine folde Abhängig- 
feit erfennen oder befürchten follte, das Recht habe, einen anderen 
Richter zu wählen. Darum betrachte ich Diefe Perhorrescenz nicht 
als etwas Gefährliches, fondern als etwas, was den Gerichten 
Achtung verfchaffen muß. | 

Graf von Arnim: Ich wollte auf das Wort verzichten, weil 
ich glaubte, die Diskuſſion fei fo weit fortgefchritten, Daß es feiner 
weiteren Bemerkung mehr beduͤrfe. Wenn es aber dennoch ange⸗ 
mefjen erfcheinen muß, auf Diejenigen Aeußerungen etwas zu erwies 
dern, Die über das Verhaͤltniß gefchehen find, das zwifchen dem In- 
haber der Patrimonial-Gerichtöbarfeit und Den Gerichts⸗Eingeſeſſenen 
beiteht, fo Tann ich mich nicht enthalten, mit wenigen Worten mic 
darüber auszufprechen, wie die Auffaffung jened Verhaͤltniſſes, vie 
ic) von einer Seite her vernommen habe, mich fchmerzlich berührt 
hat, und daß ich hoffe, daß dafjelbe bei Vielen von und in einer 
fhöneren Weife ſich geftaltet hat, ald bier gejchildert worden ift. 
. Wenn diefes nicht der Fall ift, wenn Das Verhältnig ſich anders 
geftaltet, fo liegt Diefes in Gründen, die wir durch feine Geſetz⸗ 
gebung zu verhindern im Stande find. Daß aber Diefes Berhält- 
niß in der Patrimonial-Gerichtöbarkeit Tiege, davon habe ich wenig- 
ſtens Feine Erfahrung gemacht, und. von vielen meiner Mitftände 
vernommen, Daß diefes Fein Grund Dazu gewefen fei.. Es iſt die 
Aufhebung der Patrimonial= Gerichtsbarkeit von einigen Seiten als 
höchſt wünfchenswerth und als ein Gegenſtand bezeichnet worben, 
ber ihnen gewiffermaßen am Herzen gelegen habe. Ich frage aber 
dann, warum nicht von dieſer Seite ein Antrag Darauf gemacht 
worden if? Wenn ich ein Bedürfniß der Art empfände, würbe id) 
der ftändifchen Berfammlung, welcher ich anzugehören die Ehre Habe, 
das Bebirfnig nicht verfchwiegen, fondern ihr es in einem Antrag 
vorgetragen und erwartet haben, wohin Die Stimmung der Ver⸗ 
fammlung ſich neigt. Es liegt und aber fein ſolcher Antrag vor, 
and ich glaube, es ift eine Abweichung von dem Wege unferer Bes 
rathung, wenn wir und auf dieſen Gegenftand überhaupt eingelaffen 
haben. Wir haben es zu thun mit einem Antrage auf eine Res 
form der. Patrimonialgerichte. In Beziehung auf Diefe Reform ber 
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merke ich, Daß von vielen Seiten geäußert worden iſt, fie ſei durch 
die Mängel der PBatrimonial- Gerichtsbarkeit nothwendig geworben. 
Ich möchte aber auch darauf hinmweifen, daß. fih eine Reform oft 
nidyt allein nothwendig zeigt durch Die inneren Mängel der Einrich⸗ 
tung, ſondern auch durch den neben biefer Einrichtung fortgehenben 
Fortſchritt der auf fie einwirkenden und mit ihr in Verbindung ſte⸗ 
henden Verhaͤlmiſſe. Wir haben in diefem Augenblick die Reform 
der allgemeinen Rechtöpflege vor und. Kann man fagen, das Bes 
duͤrfniß danach fei allein hervorgerufen durch die Mängel ber bis» 
herigen Rechtöpflege, oder ift es nicht auch hervorgerufen durch alls 
gemein geänderte Anfchauumgen und fortfchreitende Wünfche, die ſich 
neben unferen Inftitutionen im Inlande und im Auslande heraus⸗ 
gebildet haben? Ich glaube nicht, daß man das bisher Beftandene 
als etwas durchaus in ſich Mangelhaftes hinzuftellen getrachtet hat, 
fondern die Reform tft eben fo fehr hervorgerufen durch den allge: 
meinen Wunſch nad) Bervollfommnung diefer wie jeder menfchlichen 
Einrichtung. — Diefes Bedürfniß ift eben fo vorkanden in jedem 
Organismus, in jedem Inftitut, und Darum auch in der Patrimo- 
nial= Gerichtsbarkeit. Eines Weiteren bedarf es nicht, ala daß wir 
und dahin vereinigen, daß das Beduͤrfniß vorhanden ift, auf eine 
Reform zu dringen. Es ift eine willlommene Erfcheinung, daß ein 
Wunſch nad) Reform ſich da Fundgegeben hat, wo man glauben 
folite, daß gerade Bedenken gegen foldye ftattfinden möchten. Es ift 
Bei der Frage über Diefe Reform auf Spezialitäten eingegangen wor: 
ben. Ich glaube, fie liegen ung alle in Diefem Augenblirf fern. Cs 
ift unnöthig, irgendwie hier Grundzüge anzugeben, und unmöglidy, 
füch darüber zu einigen, ohne eine beftimmte Vorlage, in welchem 
Wege ſich dieſe Reform bewegen fol. Es fcheint mir vielmehr nach 
bem ganzen Inhalte der Petition und des Gutachtens der Abthei- 
Img nur Darauf anzukommen, weldyer Weg eingeichlagen werden 
fol, um dieſe Reform Herbeizuführen. Darüber babe ich verfehies 
dene Anfichten gehört, inwieweit die Reform begonnen werden fol 
durch eine Vorlage an ben Vereinigten Landtag; inwiefern. durch 
eine Borlage an den Provinzialstandtag, oder inwiefern fie fich be⸗ 
ſchraͤnken follte auf eine Bereinigung mit einzelnen Betheiligten. Es 
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bat ſeitens der Verwaltung, wie wir vernommen haben, anfänglich 
die Anficht. vorgewaltet, Die Sache duch einen Geleh- Entwurf, 
Durch eine Vorlage beim Vereinigten Landtage zu beginnen. Man 
iR von dieſer Anficht wieder zurüdgefommen, wie ich glaube mit 
Recht, aber man ift auf ein anderes Ertrem gerathen, indem man 
nun in Ausficht ftellt die Vereinigung mit einzelnen Gerichtsherren. 
Ehe ich auf das, was mir in der Mitte zu liegen ſcheint, und was 
von ber Abtheilung beantragt worben ift, eingehe, erlaube ich. mir 
Die Bedenken zurüdzumelfen, die vom Antragfteller erhoben worden 
find gegen das vorgefchlagene Verfahren. Ich muß geftehen, daß 
ich in dem Bortrage einen Widerfpruch gefunden habe, Der mir viel⸗ 
leicht behuͤlflich iſt, ihn zu überzeugen, daß ber von uns vorgefchla- 
gene Weg der geeignetere fei. Ich glaube verftanden zu haben, daß 
ber geehrte Proponent Dafür halt, ein ſolcher Entwidelungsgang ber 
Reform müfle immer mehr von unten nach oben, ald von oben nad) 
unten ftattfinden. Ic) muß aber geftehen, daß ich in dem Beginn 
ber Vorlage des Geſetzes beim Vereinigten Landtage nicht ein Forts 
fhreiten von unten nach oben, ſondern von oben nad) unten er: 
fennen Tann. Ic würde mid) gern dem Entwidelungsgange von 
unten nad) oben anfchließen und mich mit den Anträgen des Gou⸗ 
vernements einverftanden erklären Fönnen, die Vereinigung mit ein- 
zelnen Gerichtöherren zu verfuchen. Es iſt aber vielfach erläutert 
worden, warum Diefer Weg allein nicht kräftig und nicht raſch gemug 
zum Ziele führt. Man ift darum einen Schritt weiter gegangen 
und Hat, wie. ich glaube, mit Recht gewünfcht, Daß. von Seiten 
der Juſtiz⸗Verwaltung verfucht werbe, durch eine Berathung mit 
den Betheiligten in einzelnen Provinzen Die Grundlage der Reform 
zu gewinnen, bie möglichft übereinftimmend in einer. Provinz zur 
Ausführung kommen könnte. Dies, glaube ich, wird Der rechte Weg 
fein. Man wird vermeiden die Langſamkeit, Die großen Speziali⸗ 
täten, Die bei Bereinigung bei einzelnen Patrimonial⸗Gerichtsherren 
nöthig fein Dürften. Dan wird auf der anderen Seite eine An⸗ 
ſchauung über Beburfnifie und Wuͤnſche ganzer Provinzen, wenig⸗ 
ftens einzelner Theile derfelben, gewinnen ımb für bie Reform mins 
deſtens ein fehr nügliches Material erhalten. 
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Wenn nun von verſchiedenen Seiten Zweifel aufgeſtellt worden 
find, ob es rathſam ſei, über dieſen Gegenſtand mit ben Provinzial⸗ 
Landtagen zu berathen, wenn von Seiten des Juſtiz⸗Miniſters na⸗ 
mentlich hervorgehoben worden ift, wie Sie ein ſolches Beduͤrfniß 
nicht anerfennen Tönnten, fondern glaubten, auf jenem Wege zu 
eiwem Biele zu kommen, fo fcheint es mir, daß nach dem Ergebniß 
dieſer Verhandlungen mit der vorgefchlagenen Kommiſſion ber Ge⸗ 
genftand möglicherweife in zwei Theile zerfallen würde. Die Res 
viſion kann Darin beflehen, daß Einrichtungen getroffen werben; 
welche gewifiermafen nur fogenannte Gerichtseinrichnungen betreffen, 
alſo Berhälmiffe, welche die Regierung durch Inftructionen ind Lew 
ben rufen Fönnte. Sie können aber auf der anderen Seite der Art 
fein, daß dadurch der rechtliche gefeglicye Zuſtand geändert würbe, 
fei e8 auf. Seiten der @erichtöherren, fel es auf Seiten ber Ge—⸗ 
richtBeingefeflenen, und gerade in diefer Beziehung fcheint ed mir, 
daß der Vorſchlag der Abtheilung fid) ganz konſequent ausipricht: 
Er fchlägt vor, in dem Sinne des Herrn Juſtiz⸗Miniſters und ber 
Herren die Sache auf dem Wege der Vereinigung ober wenigftens 
der Adminiftration, wenn ich fo fagen Darf, durch ein. Benehmen 
mit den Bethelligten ind Werk zu feten, er fchlägt vor, in dieſer 
Beriehung Verhandlungen mit den Provinzial» Kommifitonen eins 
treten zu lafien, und fchlägt. dann vor, die auf fo gervonnene Res 
fultate zu gründenden gefeglichen Maßregeln den Provinzial: 
Zandtagen. vorzulegen. 

Exgiebt fi) alfo aus den Berathungen mit den Kommiſſionen, 
Daß etwas Mehreres als bloße Einrichtungs⸗Maßregeln, daß geſetz⸗ 
liche Mapregeln nothwendig find, fo koͤnnen biefe eben nicht ans 
ders erlaffen werden, als mit Beirath irgend einer ſtandiſchen Ver⸗ 
ſammlung. 

Ergiebt ſich, daß ſie ſich nur auf Einrichtangs ‚Berhättniffe be4 
ſchraͤnken, die, wenn bie Bethelligten fein Bedenken dagegen hätten, 
ohne Weiteree eingeführt werden fönnten, nun dann fiele das Bes 
dRrfnig für Das in dem zweiten Abfabe des Abtheilungs⸗Gutachtens 
Ausgefprochene fort. Darum, glaube ich, könnte man unbedenklich 
von der einen oder anderen Seite auf dieſen Amrag der Abtheilung 
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eingehen und erwarten, auf welche Weiſe fich die Reiultate der Be- 
ratbung mit den einzelnen Kommiffionen in den Provinzen heraus- 
ftellen, ob demnächſt nothwendig fein würde, Die Sache einer ges 
feglichen Behandlung zu unterwerfen, oder nur einer abminiftrativen 
Behandlung, die dann allerdings einer Vorlage an die fländifchen 
Corporationen nicht bebürfte. Der ‚für dieſe gefekliche Berathung 
von dem Herrn Antragsfteller zulebt vorgefchlagene Weg fcheint mir 
ein wefentlich exceptioneller zu fein, den Vereinigten Landtag ges 
wiſſermaßen über die Grundzüge zu hören, während bier, wie von 
vielen Seiten ausgeführt worden ift, es ſich recht wefentlich von 
provinzielten Berhältnifien handelt. Wie alfo am zwedmäßigften bie 
provinziellen Gejebe über Diefen Gegenftand für jede Provinz zu er- 
halten fein werben, Das, glaube ich, iſt die Aufgabe, Die nicht in 
dem Bereinigten Landtag zu löfen fein wird, der nur, wenn bie Ges 
fee alle oder mehrere Provinzen in gleicher Weife betreffen, kom⸗ 
petent fein würde, Wenn aber nun der geehrte Herr Antragfteller 
auf Die Kreisftänne übergehen will, fo liegt dies fo fehr außerhalb 
unferer ftänbifchen Formen, daß ich nicht weiß, in welcher Bezie⸗ 
hung dafür eine Rechtfertigung gefunden werden fann. Ich bin alfo 
der Meinung, daß es bei dem Antrage der Abtheilung zu belaffen 
wäre, und daß Die Bedenken, welche von einer Seite hervorgehoben 
worden find, dadurch ‚ihre Erledigung fünden, daß eingefchaltet 
würde, daß, wenn die Vorfchläge, die den Kommiffionen gemacht 
werben follen, zu Maßregeln Anlaß geben, welche gefeglicher. Natur 
find; Diefe der flänvifchen Berathung vorbehalten werben müflen, 
wenn aber jene Bernehmung der Kommiſſionen nur zu Refultaten 
führen. ſoll, die abminiftrativer Natur find, daß fie Dann Feiner wei- 
teren gefeblichen Berathung bebürfen, fondern Der Regierung zu 
überlaffen fein werde, die Maßregeln eintreten zu laſſen, die fie 
für zweckmaͤßig erachtet: 

..- Im jeder Weile alfo Halte ich es für wuͤnſchenswerth, daß 
batpmöglichft in Dem Wege. der Refprm der Patrimonialgerichte vor⸗ 
angefchritten werde. Ich habe Die. Zuverficht,; Daß er genügen wird, 
um das Inftitut der Patrimonialgerichte auf einen Standpunkt zu 
bringen, in welchem fie dem Wunſche der. Betheiligten umb auch ben 
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Forderungen derer, welche in jedem einzelnen Inſtitute mit Recht 
einen Theil des ganzen Staats⸗Organismus erblicken, und ſie da⸗ 
her vorzugsweiſe aus dem allgemeinen Standpunkte betrachten, ge⸗ 
nugen werden. Dieſe Hoffnung habe ich, fie wird von fehr vielen 
und gerade von denen getheilt, welche, an der Spite ber Juſtiz⸗ 
Berwaltung fiehend, wohl am beften zu ermeflen berufen find, was 
zum Helle einer unparteiifchen, prompten und tüchtigen Rechtöpflege 
dient. Sollte wider Erwarten diefer Weg der Reform nicht zum 
Ziele führen, nun dann ift der Moment da, um eine Aufhebung 
eintreten zu laſſen, und ed fei mir erlaubt, anzuführen, welche An- 
ſicht ich mir bilden zu müflen glaubte über Dielen Bunft, wenn es 
gilt, Rechte aufzugeben, zum Wohle des Ganzen. Das Gefes fagt, 
daß allerdings Die Rechte des Einzelnen aufgehoben werden müſſen, 
wenn fie mit dem Ganzen unverträglicy find.. Das Geſetz fagt, es 
fol Entſchaͤdigung eintreten für ein ſolches Recht, wenn es ſchaͤtz⸗ 
bar ift; wenn es unfchägbar ift, muß es ohne Entſchädigung auf 
gegeben werden. Nun wohlan, wenn der Augenblid kommen wird, 
wo ein folches Recht, wie dieſes, Das allerdings nicht zu ſchaͤtzen 
ift, nach Sporteln und Koften, nad) Laſten und Pflichten, fondern 
deſſen Weſen in edleren Berhälmiffen beruht — wenn der Augen: 
blick kommen wird, wo es wirklich nöthig ift, Diefes Recht dem 
Allgemeinen zum Opfer zu bringen, Dann, meine Herren, lafien 
Sie uns vorangehen mit dem Anerbieten, dann laflen Sie uns 
nicht von Aufhebung fprechen, fondern davon, es niederzulegen auf 
den Altar des Baterlandes! 

Fuͤrſt son Fichnswsky: Sehr gut! 

Juſtiz⸗ Minifter Uhren: Ich glaube, ich bin mißverſtanden 
worden, ala hätte ic, überhaupt ausgeſprochen, ber Gegenſtand 
koͤnne nicht zur ftändifchen Berathung kommen. Ich habe nur ge- 
fagt, daß man vorläufig, da mehrere Betktionen von einzelnen Guts⸗ 
befipern eingefommen find, im Wege der freien Berftändigung mit 
diefen unterhandeln werbe. . Ic weiß fehr wohl, Daß, wenn da⸗ 
durch ‚fein Refultat erzielt wird, Borfchläge gemacht werben müffen, 
weiche einer flänbiichen Berathung unterliegen müflen. Ich habe 
ſelbſt fchon früher bemerkt, daß dieſe Berathung ſich mehr für bie 
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Provinzial⸗ Landtage eignen wuͤrde, weil gerade faſt in jeder Pro⸗ 
vinz der Umfang der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit ein verſchiedener 
iR, alfo für jede Provinz etwas Verſchiedenes angeorbnet werben 
müßte. Was den Abtheilungs»Antrag betrifft, fo möchte ich Dach 
nicht, da auf Befehl St. Majeftät Unterhandlungen eingeleitet wor⸗ 
den find, daß dieſe abgebrochen würden, um nun erſt eine Kom⸗ 
miſſion zu ernennen,. weldye über Feſtſtellung allgemeiner Grundſaͤtze 
zu berathfchlagen hätte. Ic) glaube überhaupt, verfichern zu können, 
daß das Bouvernement bereitwillig ift, Die Sache in jeder Weiſe 
zu foͤrdern. 

Graf son Arnim: In dieſer Abficht habe ich auch nur den 
Zuſatz hinzugefuͤgt. | 

Referent von Keltſch: Ich glaube im Sinne ber Abtheilung zu 
ſprechen, wenn ich darauf aufmerkſam mache, daß der Aenderungs⸗ 
Vorſchlag der Abtheilung gar nicht bie bisherigen Unterhandlungen 
mit den Einzelnen abgefchnitten und gar nicht gewollt hat, Daß die- 
fer Weg ganz verlafien werde. Die Abtheilung ift vielmehr der 
Anſicht gewefen, dieſer Weg ‚könne für fi) fortgefeht werben; ſie 
war aber der Meinung, daß es zwedmäßig und wünſchenswerth 
fel,. neben jenem Wege der Privat Unterhandlung doch ſchon jetzt 
eine Bitte an Se. Majeftät gelangen zu laſſen, nebenbei bie 
Grundzuͤge einer umfaſſenden Reviſton als Geſetz⸗Entwurf vorlegen 
zu laſſen. 

Graf von York: Ich muß nur dem verehrten Mitgliede aus 
der Mark, das mit eindringlichen Worten diejenigen zuruͤckgewieſen 
hat, die da meinen, daß die Patrimonial⸗Gerichtobarkeit ganz auf⸗ 
gehoben werben fol, und dabei erffärte, daß Die Aeußerungen der 
Redner ihn tief fchmerzten, erwiedern, daß ich allervings bebaute, 
wenn ihm tiefer Schmerz erregt fei, fpreche aber die Hoffnung aus, 
daß bei: forigefeßter parlamentariſcher Thaͤtigkeit fein Gefuͤhl ſich ge 
wis fo ſtaͤrken werde, Daß er für Die Zukunft folchen Schmerz nicht 
mehr empfinde, da id) ed nidyt vermeiden könnte, vieleicht auch fer 
nerhin ihm neuen Schmerz zu bereiten. Ich erkluͤre, daß ich mich 
in. günfligerer Lage befinde, da ich über Die fahr nachdeuͤcklichen 
Worte feinen Schmerz empfinde: Ich Tann auch ferner nicht zu⸗ 
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geben, daß es unrecht gewefen ſei, in dieſer Kurie anzubeuten, daß 
man die PBatrimonials Gerichtöbarfelt aufheben möge. Ich muß ben 
Borwurf zurüdweifen, der in dieſer Beziehung erhoben worden iſt. 
Ich kann viele Dinge für gut und nüglich- erachten und Tann doch 
glauben, daß es nidyt nöthig oder thunlich fei, gerade Heute ober 
morgen eine Petition dieſerhalb einzureichen: 

Ich bin der Ueberzeugung, daß allerdings die Zeit bald kom⸗ 
men dürfte, wo Die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit aufgehoben werben 
wird, ohne Daß id) den Verluft Diefes Nechtes für ein großes Opfer 
halte, Das ich auf den Altar des Vaterlandes niederlege. Wenn 
ich vorhin des Herrn Juſtiz⸗Miniſters reellen; recht verftanden 
habe, fo hat er fich dahin ausgefprochen, daß einzelne Patrimonial⸗ 
Gerichtäbarfeiten für gewiſſe Fälle beftehen bleiben follen, und daß 
nur über ein gewiſſes Mas hinaus das kollegialiſche Verhaͤltniß 
eintrete. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Sie werden, wie. bei den Königlichen 
Gerichten, als Einzelrichter mit befchränfter Kompetenz verwalten. 

Graf Hork: Wenn das alfo nicht der Fall ift, fo habe ich in 
diefem Punkte Unrecht. Auf der anderen Seite ift aber befanat, 
daß es fo große @erichte giebt, 3. B. die der Herzoge von Vraun⸗ 
ſchweig, Oels, Lichtenftein, Sagan u. f. w., daß man fie eigentlich 
nicht mehr ald PBatrimonialgerichte bezeichnen Tann, und möchte Ich 
dergleichen Gerichte von der Aufhebung ganz ausgefchloffen wiſſen. 

Wohl aber bin ich der Meinung, daß die in der größten Mehr⸗ 
zahl: ſehr Keinen PBatrimonialgerichte einen folchen Schaden bringen, 
daß deren Aufhebung mir nothwendig erfcheint. Ferner weiß ich 
fehr wohl, daß, je größer Die Berichte find, Diefe Mebelftände mehr 
und. mehr zurücktreten, bis fie denn, wie ich glaube, hei ben oben 
angeführten fürftlichen, ftandesherrlichen Gerichten wirklich verſchwin⸗ 
ben. Es Handelt ſich aber bei Aufhebung der Patrimonialgerichts⸗ 

barkeit. hauptfächlich um alle die Gerichte, bei Denen Einzelrichter 
fungiren, und wo das Berhältnig nicht immer ein fo gutes iſt, wie 
mehrere meiner Herten Kollegen erwähnt haben. Mir find, went: 
auch nicht aus eigener Erfahrung, doch viele Fälle belannt, wo 
fee. ſchlimme Verwickelungen daraus entfprungen find, und Ders 
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gleichen Bälle haben nicht Dazu gedient, das Verhaͤltniß zwifchen 
dem Grundheren und den Infaflen zu einem edlen zu machen. Es 
ift ferner ein ſehr lebhafler Wunſch in den Landgemeinden, Die 
Patrimonialgerichtöbarfeit aufgehoben zu fehen. Ich bin zwar übers 
zeugt, daß in einzelnen Fällen es zum Rachtheil der Berichts -In- 
faffen ausfchlagen wird, wenn eine Aenderung eintreten follte, glaube 
aber doch, daß die allgemeine Maßregel nothwendig iſt; fie wird, 
das bin ich überzeugt, ausgeführt werben, wenn auch nicht heute, 
doch in 10 oder 20 Jahren. 

Graf son Arnim: Ic) ſcheine .von dem geehrten Redner völlig 
mißverftanden worben zu fein, wenn von ihm das ſchmerzliche Ge⸗ 
fühl auf den Wunſch der Aufhebung der Patrimonials Gerichis- 
barfeit begogen wird. Ic; maße mir nicht einen hohen Grab von 
politifcher Bildung an, aber fo viel nehme ich allerdings in Anſpruch, 
daß mich ein Antrag, welcher auf allgemein politifchen Anfichten bes 
ruht, keinesweges fchmerzlich berühren wird, er mag, wie man «8 
nennt, von der Außerften Linken oder Rechten kommen. Ich glaube, 
derartige Anträge anfehen zu müflen als ſolche, die aus ber beften 
Uebergeugung hervorgegangen find, die auf den. beften Prinzipien 
beruhen können und ich werbe fie mit berfelben Ruhe anfehen, wie 
Diejenigen, bie vollig aus meiner Seele fommen. Was mich fchmerz- 
lich berührt hat, ift, daß man als Grund für die Aufhebung an- 
geführt bat: das einzige Band, was durch Die Gerichtäbarfeit zwi- 
ſchen den Gerichtsherren und Gerichtseingefeflenen gebildet werbe, 
jei das der Koften und Sporteln. Gegen ſolche Behauptung wird 
ſich mein Gefühl, deſſen Abhärtung der geehrte Redner hiernach 
für feinen Standpunft unnöthigerweife gewünfcht hat, nicht abhärs 
ten, und ich wünfche fogar nicht, daß ſich mein Gefühl dagegen 
jemals abhärten möge. 

Prinz Yiron von Ausland: Ich babe mic) gegen einen Vor⸗ 
wurf zu verwahren, nämlich den bes Widerſpruchs, weil ich zur 
Bertheidigung meines Antrags geäußert habe, daß ich den Ent- 
widelungsgang von unten nad) oben dem von oben nach unten vor⸗ 
siehe. Ich muß geftehen, ich kann mir feinen Entwickelungsgang 
von unten nad) oben denken, wenn nicht Prinzipien vorliegen, nach 
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denen er ſtatifinden ſoll. Dieſe Prinzipien miſſen non der Staats⸗ 
regierung klar gegeben werden. Wir koͤnnen unwoͤglich dieſen Ent⸗ 
wickelungsgang gehen, wenn uns nicht Vorlagen gegeben werden. 
Dieſe Vorlagen zu erhalten, war ner Hauptzweck meiner Petition. 
Wenn übrigens ‚gejagt worden ift, daß ich eine Freisftännifche Ber 
rathung gewünfcht hätte, ſo muß ich erklären, Daß ich mic dann 
falſch ausgedrüdt haben muß. Ich babe fagen wollen, daß; ich. eine 
kreisſtaͤndiſche Vereinigung der Bexechtigten zur. Bildung kombinirter 
Gerichte lebhaft wuͤnſche, und bitte ich, dieſe Aeußerung dahin zu. 
besichtigen. 

Graf von Dyhen: Wenn es ſchmerzlich berührt het, Daß ‚Die 
pesuntüre Seite Diefes Verhältniffes erwähnt worden. if, fo muß ich 
bemerken, daß, wenn es ſich um. Reformen, ja nach dem Gange ber 
Debatte um Aufhebung eines folchen Verhältniffes: haudelt, wir nicht 
blos die idealen Seiten, ſondern auch die realen betrachten müflen, 
fo ſchmerzlich ſie auch Manchem fein. mögen Mich berührte ihe 
Hervorheben um ‚fo weniger ſchmerzlich, Da ich fie ſehr gern ver⸗ 
miffen werde, inbem ich, zur Beruhigung Des verehrten. Mitgliedes 
aus Schleſien, welches vorhin gegen Die Sportet- Erwähnung ſprach, 
verſichern kann, Daß ich mit aller Energie Dagegen proteſtiren wuͤrde, 
auch nur einen einzigen Tag von dem Sportel⸗Ueberſchuß der 16 
Jahre weiner Gerichtsherrlichkeit jetzt hier Ieben zu muͤſſen. Ich 
habe aber muͤſſen auf dieſes reale Verhaͤlmiß eingehen, weil eben 
das mich oft gefchmerzt hat, daß dieſes reale Verhaͤlmiß hin und 
wieder das Verhältniß zu den Infaflen des Gerichts, welches in 
meinem Namen Recht fpricht, geſtoͤrt hat. Dies Verhälmiß iſt 
zwiſchen uns aber, Gott fei Dank! ein ſolches, Daß es durch Aufs 
hebung des Namens des Gerichts — denn gigentlich meiter iſt es 
nichts — gar nicht, alterivt ‚werden. wird, un wenn die Gerichta⸗ 
Infafen, Rath und Huͤlfe brauchen, werben fie.ehen jo gut zu. mir 
fommen und ſich dieſelbe holen, ganz gleich, ob in: iht Geꝛichiehen 
beißr oder he 

Konntegs- Marſchall Ich glaube bie Bereihung, fir. veifandis 
—*5 anſehen zu koͤnnen. Rad. der lehten Grklärumg,. Dir ber 
Referent ‚gegeben, hat, ſcheint +8, daß, aan: dem Wal, non Ley 


— 290 — 


ſerling wohl nicht auf feinem Antrage beharrt werben wird. Es 
bat nämlich der Nefexent erklärt, daß in Dem Untrage der Abthei⸗ 
lung ganz. daſſelbe enthalten ſei, daß die Abtheilung vorausfegt, es 
werbe ber Weg, ber von der Staats Regierung biöher eingefchkagen 
worven ift, nämlich‘ eine gütliche Einigung zu erwirfen, auch ferner 
beibehalten werden; es fei nicht die :Anficht der Abtheilung, Dem 
entgegenzutreten, ſondern fie halte es für zwedmäßig. Da dieſes 
bie Anſicht der Abtheilung ift, ſo fragt es Ach, ob weiteres Gewicht 
auf dieſen fpeziellen. Antrag gelegt wird, . 

Graf son Keyferling: Ic) glaube um fo weniger Davon: zumid- 
tveten zu durfen, als. der Here Zufliz- Minifter im Ramen bes Bou- 
vernements erklaͤrt kat, daß der vorgefchlagene Zuſatz als beſtiinm⸗ 
terer Auodruck Der Anſichten der Verſammlung und als beſtimmiere 
Bezeichnung Des Antrages anzuſehen ſei, wie Die Reorganiſation 
der Patrimonial⸗Gerichte auf Die angegebene Weiſe unausgeſett ver⸗ 
folgt und moͤglichſt bald zur Auoführung gebracht werben ſollte; und 
auf dirſe Erklaͤrung iſt Die Fortſezumg der Verhandlung etfolgt. 
Graf Batshaus: Sc wollte mich” dem anſchließen, was Graf 
von Reyferling ausgeſprochen hat; mein früherer Antrag - fällt 
damit zufammen, und ich halte es für weſentlich, vaß -beftimmt aus- 
geiprochen wird, wie es Inzwifchen ber Staats⸗Verwaltung anheim⸗ 
gefellt bleiben müfle, durch freiwillige Vereinigung die gewuͤnſchte 
Reform herbeizufuͤhren. 

Graf von Weftphalen: Ich wuͤrde mich auch zur Unteiftähung 
Des Antrags erhoben haben, wenn ich es nicht für paſſender ges 
halten hätte, gegen den "ganzen Vorſchlag zu fiimmen. Es fiheint 
mir kein Beduͤrfniß vorzufiegen, um berartige Brage-Petltionen am 
die Krone gu flellen; denn nach dem, was uns feltens Der Regie⸗ 
rung gefagt werben iſt, Täßt- fich vermuthen Ddaß bie'Reform:' der 
PätrimonlalsGertöhte ungeftört vor ſich gehen wird auf gitlichem 
Wege. Es ik: sche: richtig vorhin diſtinguirt worden, daß Aber das, 
was bie rechtlichen Beziehungen und bie Geſetzgebung betfft, Bier 
gar keine’ Beſchwerben Yorzutragen find, es fi heat nur 
unt die abminiftrative Organiſation handelt, und wir «8 Baher einer 
fpäteren Zeit Aberlaffen. konnen, ob von brr Fon eine nee 0. 
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feßgebung ausgeht; was aber die Innere Organlfation angeht, die 
mit der Gefeggebung nichts zu thun hat, fo ift der Weg der güt- 
lichen Vereinigung angebahnt, es feheint mir alfo keine Veranlaffung 
vorzuliegen, warum ich einer berartigen Petition irgend meine Zu: 
ſtimmung gewähren follte. Weil ich vor Hatte, gegen die Propofition 
zu flimmen, fo habe ich mich Dem Amendement des Grafen Key=- 
ferling nicht angefchloffen; folkte dieſes aber Feine Unterftügung 
erfangen, fo würde ich event. jenem Zuſatz beitreten. 

Sandtags- Marfchall: Es würde die Frage fein, ob der Vor⸗ 
ſchlag des Grafen Keyſerling ausſchließt den Antrag der Abthei⸗ 
lung, nämlich, daß eine Vernehmung der Betheiligten in Form einer 
Kommiſſton veranſtaltet werde. Mir ſcheint nicht, daß das ‚Eine 
das Andere ausfchließt. 

Graf von Arnim; Mir fcheint nicht gut möglich, durch irgend 
eine Petition oder einen Antrag der Stände: zur hindern; daß bie 
Regierung; refp. die Juſtiz-Verwaltung ih eine Vereinbarung ttete 
mit den einzelnen Betheiligten, fofern dieſe nicht Rechte "berührt, Die 
eine gefegliche Mapregel noͤthig machen. Ich glaube, wir brauchen 
Darüber gar nichts zu ſagen; es verſteht fich von felbft, daß, wenn‘ 
ſelbſt diefe Petition ihren Gang geht und zur"Ausführung kommt, 
davon unabhaͤngig der Juſtiz-Miniſter mit einzelnen Patrimonial⸗ 
Gerichtsherren über die Modification und über eine anderweite Eii⸗ 
richtung des Gerichts fich einigen Tann, ſofern dadurch nicht Rechte 
der Eingefefienen berüßet werben , die eine legislative Maßreet | 
nothwendig machen. 

Referent von Keltſch: Wie ic Die Sache auffaſſe, ſchlleßt der. 
Vorſchlag der Abtheilung feineöweges aus, daß bie Privat: - Unter} 
hanblungen fortwährend fortgefegt werben und“ in einzelnen Fällen 
möglichft zit einem Erfolge führen koͤnnen. Dägegen ‚fafie ich den’ 
Vorſchkaͤg bed’ Gtafen Kehſerling fo "auf; daß, wenn wir biefen, 
Züfatz machen, möglicher Weiſe ber weitere Erfolg“ üüſerer Pelltion 
erſt davon abhängig gemacht werden kann, wie die Ergebniſfe der 
Pilvat⸗ünterhandlungen ſich herausſtellen werben. ν 

Graf von Itzenplitz: Ic gebe zu, daß Beide, was det Viaf 
Arnim' und’ ver KReferent gefagt haben, richtig tf; Yo glaube daß 
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der Antrag der Abtheilung, wie er daſteht, keinesweges das Gou⸗ 
vernement verhindern koͤnnte, Private Unterhandlungen einzugehen; es 
iſt aber auch nicht ſchaͤdlich, ſich noch etwas deutlicher auszudruücken, 
und ich faſſe den Vorſchlag des Grafen Keyſerling, ſo wie den 
des Grafen Burghaus, keinesweges fo auf, Daß dadurch Die weis 
teren Schritte, Die von der Abtheilung prinzipaliter beantragt. wer: 
den, ausgeſetzt werden follten. Ich wünfche Daher, blos ber meh- 
reren Deutlichfeit wegen, audzufprechen, daß der Antrag der Abthei- 
lung neben Der bereits auf Befehl Sr. Majeftät des Königs ange: 
orbneten gütlichen Einigung einzufchlagen fein dürfte. Es werben 
dann die Unterhandfungen über gütliche Einigung .neben den von 
der Abtheilung beantragten Maßregeln hergehen können und Beides 
ganz im Einflange ftehen. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich glaube, daß, wenn dieſer Antrag 
bie Zuftimmung ber. hohen Kurie erhalten follte, Beides ‚recht gut 
neben einander gehen kann und es fogar jehr wünſchenswerth ers 
ſcheint, daß eine ſolche Kommiſſion vorhanden iſt, welche bie. allge: 
meinen Grundfäße zu einer etwa nöthig werbenden, geieglichen Maß⸗ 
regel berathet, für den Fall nämlich, , daß eine freie Verftänbigung 
nicht zu Stande kaͤme. 

Prinz zu Hohenlohe: Ich wurde mich dem Antrage des geehr⸗ 
ten Mitgliedes aus Preußen um ſo mehr anſchließen, da von den 
Mitgliedern der hohen Kurie ſonſt wohl gegen den Antrag der Ab⸗ 
theilung geſtimmt würde; daß aber Die Abtheilung dem vorgeſchla⸗ 
genen Antrag nicht entgegen war, geht aus dem Gutachten hervor, 
indem (Seite 244) angeführt iſt: „Die große Mehrheit — zu führen.“ 
Da nun wörtlich). der Antrag, wie er in der Abtheilung geftellt wor⸗ 
den ift, beibehalten und nur der beantragte Zuſatz hinzugefügt wer⸗ 
den ſoll, auch die Reform auf die Weiſe, wie es der ‚Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter auseinandergeſetzt hat, bereits ſchon bei einzelnen ins Le⸗ 
ben trete, ſo wuͤrde ich mich dem Antrage anſchließen und auf Ab⸗ 
ſtimmung antragen. 

Sandtags- Marſchall: Ich vermute, daß der Herr ‚Referent 
derfelben Anficht ift. | 

‚ Referent von ae I hin nicht der ainſicht. Ich halte ben, 
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Zuſatz einerfelts für überflüffig und glaube, daß er auf der anderen 
Seite dazu führen fönnte, unfere Petition fo zu verftehen, daß man 
auf Diefelbe erft dann Rüdficht nehmen möge, wenn Der Weg ber 
Unterhandlungen immer fortgefegt worden, und daß erft deren Er- 
folg abgewartet werben jolle.: Deshalb erkläre ich mich Dagegen. 

Landtags - Marſchall: Ich muß bemerken, daß es wuͤnſchens⸗ 
werth ſein wird, daß die erſte Frage ſo eingerichtet werde, daß ſie 
geeignet ſei, eine moͤglichſt große Majoritaͤt zu erlangen. Wuͤrde 
der Vorſchlag des Grafen von Keyſerling in die Frage nicht 
mit aufgenommen, ſo wuͤrden viele Mitglieder ſich verhindert ſehen, 
dem Antrage ber Abtheilung beizuſtimmen, während es doch ihre 
Abſficht ift, dieſem auf Die zwedmäßige Reform ver Patrimonial⸗ 
Gerichtsbarkeit gerichteten Hauptantrage der Abtheilung beizuftimmen. 
Fürſt Eynar: Weber die Sache felbft find wir Alle einig; es 
handelt fich hier lediglich um die Faſſung. 

Referent von Keltſch: Für eine bloße Faffungsfache fönnte ich. 
es nicht halten; wenn aber die hohe Kurte Der Anſicht ift, eine 
möglichfte Uebereinſtimmung des Befchluffes, Einftimmigkeit oder we⸗ 
nigftens eine große Zahl Zuftimmenber zu erreichen, fo halte ich 
meinen Widerfpruch nicht für fo erheblih, Daß ich ihm fortfehen 
würde. Ich laſſe ihn daher fallen. 

Kaudtags-Marſchall: Die Frage wird Demnach lauten: 

„Tritt die Verfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung mit Hinzufügung bes 
von dem Grafen von Keyferling vorgeſchlagenen Zufages bei?.“ 

Diejenigen, welche dem Antrage mit Hinzufügung biefes Vor⸗ 
ſchlages nicht beitreten wollen, ‚würden Died Durch das Zeichen des 
Auffichene zu erfennen geben. . (Niemand erhebt fich.) 

Die Frage ift einftimmig beiaht. Ä Ä 
: Die Zelt der naͤchſten Sitzung kann noch nicht angegeben wer= 
den; ich muß mir daher vorbehalten, zu berfelben befonders einzu⸗ 
laden, und ſchließe die gegenwaͤrtige Sitzung. 
BZ der Sitzung 4 um.) 
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Dweinndzwanzigſte 
Sitzung des Vereinigten Landtags 


am 19. Mai. 





Rurie der drei Stände. 
| Inhalt: 
Antrag wegen ber Pfingſtferien; Erllaͤrung auf die Allerhoͤchſte Bropofttion, betrefs 
fend die Abſchätzung bäuerlicher Orunpflüde u. f. w.; Bortfepung der Verhaud⸗ 
lungen über das Petitionsrecht; Gutachten, ‚betreffend bie Petitionen wegen Anord⸗ 


nung der Provinzial⸗ Stände, namentlich in Bezug auf die Diſſidenten und Vers 
| handlungen darüber. 


Die Sisung beginnt unler dem Vorſitz Des Marſchalls von 
Rodom Vormittags gegen 103 Uhr. 

Seeretaixe find: von Leipziger und Dittrich. 

Sandtags- Mlarfchall; Das Protokoll der vorigen Sitzung wirb 
verlefen. - (Der Serretair verlieft Daflelbe.) 

Findet fi gegen Das Protokoll etwas zu bemerken? (Panfe.) 

Es ift nichts bemerkt worden, ich erkläre Daher Das Protokoll 
für genehmigt. - . 

Abg. Frhr. Hiller von Gärtringen: Herr Marſchall! Im Auf: 
trage der Abgeordneten der Provinz Poſen erlaube ich mir, an Sie 
Die Bitte zu fielen, am nächften Sonnabend und am nädhften “Dien- 
ftag feine Sigung 'anzuberaumen, zugleich auch vermittelm zu wollen, 
daß an den genannten Tagen in ber Vereinigten Surie feine Situng 
ſtattfinden möchte: Die meiften Mitglieder : haben darauf gerechnet, 
bis zu Pfingſten ganz oder doc für einige Tage heimkehren zu 
fönnen. Sie haben wichtige Maßregeln zu treffen, befonders in 
Beziehung auf den gegenwärtigen Nothftand, und fie rechnen um 
fo mehr auf die Gewährung ihrer Bitte, als die Abgeordneten der 
übrigen Provinzen wahrfcheinlich den gleichen Wunſch hegen ober 
ihm wenigftens nicht entgegentreten werben. 








Aandtage -Marſchell: Hierauf muß ich bemerken, Daß ea nicht 
in meiner Befugniß Tiegt, irgend einen Abfchnitt in unferen Ge⸗ 
ſchaͤften eintreten zu laſſen, mit Ausnahme vesjenigen, ber durch bie 
Belertage oder dur den Mangel an Material bedingt if. Falls 
alfo die Abtheilingen, was ich fehr wünfchen muß, ſo viel Stoff 
zu Berathungen Tiefern werben, Daß ich nicht auszuſetzen brauche, 
fo werben nur Die Feiertage frei bleiben. 

Eine Stimme: Wir haben Darauf gerechnet, Daß der Landiag 
nur 8 Wochen dauern werde. Wenn wir nur eine Pauſe von 
2 Tagen haben, ſo koͤnnen wir keine Einrichtung danach zu haus 
treffen. 

Abg. Frhr. Hiller von Gärtringen: Meine Herren! Richt allein 
in unſerem Intereſſe, ſondern vornehmlich im Intereſſe unſerer noth⸗ 
leidenden Brüder haben wir dieſe Bitte auszuſprechen; ich hoffe 
daher, Sie werben ihr beitreten. 

Abg. Wiebald (Preußen): Ich muß mich Dagegen erklären, ſo 
ſehr ich den Antrag und. den Wunſch für gerechtfertigt halte, 

Was ſollen die anderen Mitglieder, die vielleicht 100 Meilen 
von der Heimath entfernt ſind, mit der freien, aber ſehr Foftfpieli- 
gen Zeit machen? 

Mögen Die Herren, die wegen des Nethftandes zu Haufe un⸗ 
entbehrlich find, abwechſelnd auf einige Tage von dem Herrn Land⸗ 
tags⸗Marſchall Urlaub nehmen, Die anderen aber ungeftört fortarr 
beiten. Ich wieberhole, ich, halte den Antrag für geredhifertigt, 
ftimme aber aus den vorhergefagten Gründen dagegen. 

Sondtags- Marshall: So fehr ich auch die Wuͤnſche nicht allein 
der ganzen: Berfammlung, jondem auch, wo ed nur möglich iſt, jedes 
einzelnen Mitglieves zu erfüllen geneigt bin, fo muß ich Doch wieber- 
holen, daß ich etwas, was außer meiner Befugniß liegt, nicht zu 
gewähren im Stande bin. Ich habe ald Landtags-Marſchall das 
Recht nicht, auch nur. einen einzigen Tag, der durch Gefchäfte aus- 
gefühlt- werben kann, für dieſelben verloxen gehen zu laſſen. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir vorzutragen, daß wiele ‚ineiner 
Mitftände im höchften Interefie ded ganzen Landes darauf halten 
müffen, daß die vorliegenden Gefchäfte jo fehleunig wie möglich zur 
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Erledigung kommen. Jeh ertfäre mich Darm min genen jebe 
Ausſetzung.  : (Bielfeltige- Zuſtimmmg.) 

Abg. Frhr. Hiler von Gärtringen: Wenigſtens um die Ders 
mittelung möchte ich den Herrn Marfchall bitten. 

Saudtags- Matſchall: Auf ven Wunfch, daß ich eine Vermitter 
fung herbeiführen möge, muß ich bemerken, daß «8 eine foldje Ver⸗ 
mittelung nicht giebt, denn die Führung der Gefchäfte iſt in meine 
Haͤnde gelegt, und ich kann von Feiner Seite hierüber eine Borfchrift 
annehmen. Wir belafien Diefen Gegenſtand und kommen zur Ta⸗ 
gesorbnung, in Gemaͤßheit deren wir Die geſtern abgebrocdhene Be⸗ 
rathung fortſetzen. Ich erfuche den Herrn Referenten,"feinen Plag' 
einzunehmen. Bevor die Berachung beginnt, habe ich zu bemerken, 
daß ein Antrag des Abgeordneten Bruft, betreffend eine vollſtän⸗ 
bigere Ueberficht der Finanz Verwaltung Des. Staates durch einen 
Schreibfehler der Gten Abtheilung zugewieſen worden if. Er ges 
hört unfehlbar in Die 7te Abtheilung. Ich bitte alſo dieſelbe, die⸗ 
fen Gegenſtand zur Berathung vorzubereiten. 

Der Hetr Abgeordnete von Breitenbauch wirb die Erklaͤ⸗ 
rung auf die Allerhoͤchſte Propoſttion, betreffend die Abſchaͤtzung 
baͤuerlicher Grundſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinander⸗ 
ſetzungen über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers, vor⸗ 
tragen. Es iſt zu bemerken, daß die. Erklaͤrung bereits der Abthei⸗ 
lung vorgelegen hat. (Vergl. oben Bd. III. ©, 253 ff.) 

Abg. von Vreitenbauch Cverlieft dieſe Erflärung): 

| Zu den Thronesftufen Sr. Königl. Mäjeſtaͤt legen wir ben innigſt empfunde⸗ 
nen und ehrfurchtsvollften Dank dafür nieder, dag Aklerhoͤchſtbiefelben durch den 
uns zur Begutachtung. übergebenen Entwutſf einer Verorduuug, betteffeund: 

‚die Abſchaͤzung baͤnerlicher Grundſtücke und die Befoͤrderung güflicher Ausein- 
„. anberfegungen über ben Nachlaß eines bäuerlichen Grundbefitzers, 
uns ein neues Pfand Allerhoͤchſtihrer unausgeſetzten Iandesväterlichen Sorge für das 
glückliche Gedeihen aller Theile der DVevölferung, jeßt des in unferer Mitte vers 
tretenen Standes der Landgemeinden, verliehen und une dadurch Gelegenheit ges 
geben haben, unfere Aufichten über bie wirklichen Berürfulffe dieſes Standes und 
über bie beften Mittel, feine zu gedeihlichem Beſtehen nothwendige freie Cutwicke⸗ 
fung. zu beförbern, auszuſprechen. 

Durchdrungen von biefen lebhaften Empfindungen des Danles und der Auer⸗ 








kennung befluden wir ud aber‘ vennoch in ber Lage, Se. Bl BR dit: 
unterthänigft bitten zu mäflen: 

den fraglichen Geſetz⸗Entwurf nicht zum Geſetz zu erheben, - 
benn. weder für die Verordnung im Allgemeinen, noch für bie einzelnen Beftim- 
mungen berfelben hat fich bei der Berathung im Pleno der Kurie der drei Stände 
bes Vereinigten Landtags eine bemerfenswerthe Maforität erhoben, und namentlich 


zeigte fich unter dem größten Theile der Vertreter der Landgemeinden eine entfihles | 


bene Abneigung fowohl gegen ben Entwurf, als gegen bie im Eugenge deſſelben 
hingeſtellten Motive: W 
„zu Erhaltung eines kraͤftigen Bauernflandes 2c x. DL 

Man’ glaubf, daß der Stand der preußtfchen Landgemeinden in elnem ſo 
Brifenver '-Zuflande ſich befinde, Daß es zn Wesen feiner wäfigtet dieſca 
Paurtiſalare Geſehea nicht bedutfe. . 

Sendtage- Marſchali: Findet ſich gegen den — emnnas au 
bemwrten € 

: Abg. Senfing: Ich habe gegen biefen: Entwurf blos die Ber 
mertung zu: machen: Es iſt Darin. gefagt, daß ſich weder für das 
Geſetz, noch die einzelnen Beftimmungen, deſſelben eine: Maforktät 
in der Berfammlung erhoben habe. Ich meine, das ift wicht genug 
und if auch nicht Der. ſtattgefundenen Berathung gemäß. Man 
kann nicht fagen, daß für Diefe Beſtimmungen Sich beine Majoritaͤt 
erhoben habe, ſondern e8 muß heißen, ‚Daß ſich gegen das Geſetz 
eine beinahe: an tie Sotafität gränzgende Majorität erhoben hat. 
Sodann I der Ausorud: „blühend“ gebraucht: Es iſt geſagt, daß 
ber Stand. der Landgemeinden fo bluͤhend wäre. Ich meine, Diefer 
Ausdruck ‚Könnte leicht -zu einem Mißverſtaͤndniſſe führen, zu dem 
Mißverſtaͤndniſſe, als wenn man den Stand ber. Landgemeinden 
überhaupt auf der bluͤhendſten Stufe gefunden hätte: Die Meinung. 
der Berfammilung Ift wohl nicht Diefe geweſen, ſondern Die, daß der 
Stand der Landgemeinden, in Folge der Freiheit, Die ihm. ges 
en iſt, ſich erkraͤſtigt hat und ſich ferner Fräfteg'iforteniwideln 

Ich bin alſo Dafür, daß das Wort ybluͤhend⸗ sehen 
—— 

Eine 8* Ich glaube, Buß: der : ffamumiche Sand ver 
danvgemeinden dem eben Geſagun ums vollem Herzen beiſtimmen 
wird. rn 

Referent von Breitenband: Meine Herren, ich bin ſehr erbötig, 
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anſtait Der bemerlenswerihen Madoriiät zu fagen: gar keine Maio- 
rität. Was aber den blühenden Zuftand: des: Standes der Land⸗ 
gemeinden betrifft, fo glaube ich, verantworten zu koͤnnen, daß in 
Pleno, wenn auch nicht vielleicht 'gerabe dieſer Ausdruck gebraucht, 
aber dem Sinne nach yon einem blühenden und ben Worten nach 
von einem Kaͤfugen Bauernſtande 

ae 7 (Stimmen: Rein! Nein!) 

mehr wie hundertmal geſprochen worden iſt. 

Eine Stimme; Es wurde geſagt, ber Bauernſtand habe ſich 
kraͤftigt, es wurde aber nicht Der Aushrud -bkühend gebraucht. 
fräftiger Bauernftand fei entitanden, troß aller Schwierigteiten, Bi 
ihm. enigegenfländen, nn 

Abg. KRiebold (Preußen): Es ift blos Davon gefprodjen wer: 
den, Daß der Bauernſtand ſich ‚auch ohne Diefes. Geſetz gekraͤftigt 
habe, aber keinesweges iſt behauptet, daß er in einem bluͤhenden 
Zuſtande ſei. Ich bitte den Herrn Referemien, das Wort „blühenb“ 
abgnänbern. 

“ Referent von Yasitenbonb: Ich geftehe, daß ich den Unterſchied 
wifchen einem blühenden Bauernſtande und einem kraͤftigen nicht 
fo xecht erfenmen kann, indeflen Bin ich, um den Wünfchen ber ho⸗ 
hen Berfammlung. zu genigen, ſehr echötig, anftatt des Ausdrucks 
bluͤhend das Wort Fräftig zu nehmen. Uebrigens bezieht fi) das 
allerbings auch blos darauf, daß ehen wegen dieſer Blüthe ober 
Kraͤftigkeit ein Partikulargeſetz nicht nothwendig wäre, denn der Sat 
heißt: „Man glaubt, daß der Stand Der preußiſchen Landgemeinden 
in.eimem fo Träftigen Zuſtande ſich befinde, daß es zur Erhaltung 
fetner Kräftigfeit Teiner Bertibulogefept bebürfe." Weiter iſt niches 
geſagt. 
> Mine Atimme: Wir Haben gebeten, daß man z. 8. eine Kredit⸗ 

Anſtait geben und auch am Ende eine Erleichterung in manchen 
anderen Beziehungen eintreten laſſen moͤge; aber wir wollten nicht 
durch diefes Geſetz einen kraͤftigen Vauernſtaud beſchraͤnken. 
Referent von Breitenbauh: Da muß ich mich Dad): zu meiner 
Rechtfertigung auf dad Protokoll beziehen, wo erpreß gegen „alle 
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Partilulargeſetze Proteftist und: das als Hauptmotiv der Verwerfung 
des Geſetzes hingeſtellt iſt. 

Abg. von Saumen: Wenn Pr richtig ber Sim verſtand, ber 
in ben einzelnen Aeußerungen der Bertreter des. Etandes. ber Landr 
gemeinden ſich Fundgegeben hat, fo it ed der, daß fie anerfannt 
wifien wollen, daß durch ‚die wohlthätigen Solgen ber früheren Ge⸗ 
febgebung der Bauernftand ſich gefräftigt habe, daß er Dagegen heute 
mach. nicht in einem fo ‚blühenden Zuflande wäre, daß ihm: wicht 
noch mehr. Hülfe werden fünnte; und in biefer Beziehung. find fehr 
viele Anträge geftellt worden, namentlich auf Bildung von Kredit⸗ 
Inſtituten u. ſ. w., Damit Der: Bauernſtand forwachſe und ſich im⸗ 
mer mehr ausbilde zu einem noch ſteigenden blühenden Zuſtande. 
Man hat aber geſagt, daß dieſer durch das vorliegende Partikular- 
Geſetz nicht herbeigeführt werden wuͤrde. 

Sandings-Siinrichall: Der Herr Abgeordnete Lenfing hat ſei⸗ 
nen Vorſchlag formulirt und wird die Faſſung vorleſen. 

Abg. Lenſing: Die Faſſung, daß ſich gegen das Geſetz weder 
in feinen einzelnen Beſtimmungen, noch im Allgemeinen, eine Mar 
jorität erhoben Hat, möchte ich geftrichen wiffen und an deren Stelle 
gefebt :fehen: „indem das Gefeg ſowohl in feinen allgemeirien als 
befonderen Beitimmungen mit entſchiedener Majorikaͤt abgelehnt wor⸗ 
den iſt.“ 

Aandtags · Marſchall: Das wäre der erſte Vorſchlag. Bin 
er Beifall? 

Ä (Stimmen: Ja, ja H 
a Dagegen nice zu erinnern? 
(Stimmen: Ren, nein!) 
Dann wird er an die Stelle treten. | 

Abg. Senfing: Was den zweiten Ausdruck eines bihh enben 
Bauernſtandes betrifft, ſo moͤchte ich ihn blos dahin abgeaͤndert 
ſehen, daß es hieße: „in einen ſoſchen Zuftande,“ fiau⸗i in. sine 
blühenden Zuſtande. * 

Eine Stimme: Ich erlaube: mix: zu bemerkem, daß mar: allrin 
Freiheit der Grundſatz iſt, ben: Bauernftand' zu? kräftigen. : 

Abg. Sieglried: Wie ich den Referenten verſtanden habe, fo 
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iſt von ihm gefagt, DAB. Der ‚gegenwärtige bluͤhende Zuſtand bes 
Bauernftandes Anlaß fei, Daß man feine Aenderung winfcht. Dem 
iſt aber nicht fo. Das freiere Befindet des Bauernflandes, aus 
weichem der gegenwärtige Zuſtand Bervorgegangen iſt, wuͤuſcht 
aan zu erhalten, nicht aber‘ zu beengen durch das vorgeſchlagene 
Geſetz. In dieſer Weiſe habe ich vernommen, daß ſich die Land⸗ 
gemeinden ausgeſprochen haben. Gegen eine Aenderung oder Ver⸗ 
bofferung im Allgemeinen hat man fl nicht erklärt, wohl aber gegen 
jede Beengung. Ich beantrage, daß das Referat, in dieſer Weiſe 
gefaßt werde. 

Abg. Schuitze (Provinz Branbenbung) (vom Plab): Es kann 
keinem Bedenken unterliegen, das: Wort „blühenn” zu entfernen, 
indem Died rein mur auf eine inſeitige Anficht des Herrn Referen⸗ 
ten beruht. 

Referent von Rreitenbauch: Ich habe ſchon erklaͤrt, daß ich kei⸗ 
nen n Unterſchied zwiſchen kraͤftig und bluͤhend gefunden habe. 

Aandtags-Marſchall: Ich frage Die Verſammlung, ob die von 
dem Herrn Abgeordneten Lenſi ing vorgeſchlagene Fafſung Beifall 
Ind? 
"Eine Stimme: Ich Bitte ie: im Zuſammenhang zu verleſen. 

Sandings- Merfhall: Der Referent‘: wirb jetzt den Voeſchla 
verleſen. 

Referent von. Beritenbauh: Man glaubt, daß der Stand Der 
preußifchen Zandgemeinden in einem ſolchen Zuftande ſich befinpe, 
daß es zur Erhaltung feiner Kräftigkeit. feiner Partilular ⸗ Geſede 
beduͤrfe. 

Landtags -Marſchall: Findet fich Dagegen etwas zu erinnern, 
daß das Wort „dieſes“ gebraucht wird?: 

. Mg. Heumann: Ich wuͤrde blos noch Den. Zufap vorſchlagen: 
weil man in dieſem Partikular⸗Geſfetze: gerade eine Beſchraͤnkung in 
der Freiheit des Verkehrs mit den Bauer⸗Grundſtuͤcken erblickt habe. 

Sandtags- Merihell: Die Faſſung wird nochmals im: Zuſam⸗ 
menhange verlefeit werden, dann werde. ich Fragen, ob fie. fo: anges 
nommer. wird. Wir muͤſſen zu einem: Befſchluß temmen. - 
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Referent von Breitenbauch (trägt bie. reſormirte Earung | im 
Zuſaumenhange wor): . 


Klerunterthänigfie Erflärung 
der Kurle der drei Stände des erſten Vereinigten Landtags Hber: - 
bie Allerhöchfte Propofition, bie Abſchäzung bäuerlicher Grundſtücke 
und die Beförderung gütlider Auseinanderfebnug über ben Nach⸗ 
Tag eines bänerlichen Grundbefigere betreffend.  : :-:% 


.) 
Zu den Thronesſtufen Sr. Königl. Majeſtaͤt legen wir ben. innigſt empfuns; 
denen und ehrfurchtsvollen Dank dafür nieder, daß Allerhöchfidiefelben durch den 
uns zur Begutachtung übergebenen Entwurf einer Berorbnung, betreffend. i 
die Abſchaͤtzung baͤnerlicher Grundſtucke und die Beförderung, gütlicher Auotin⸗ 
anderſetzungen über ben Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzerg. 
8 ein neues Pfand Allerhoͤchſtihrer unausgeſetzten landesväterlichen, Sorge für. 
bas glüdlihe Gedeihen aller Theile der Bevöllerung, jetzt bes in. umferer- Mitte 
vertretenen Standes. der Landgemeinden, verliehen und nus dadurch Gelegenheit 
gegeben haben, unſere Anfichten über die wirklichen Bedürfniſſe dieſes Standee 
und über bie. beſten Mittel, feine zu gedeihlichem Beheben nothwendige freie ‚Gute. 
twidelung, zu befördern, auszuſprechen. 
Durchdrungen von biefen lebhaften Gimpfinbungen bes Danfes yab ber Auen, 
kennung befinden wir und ‚aber dennoch in ber Lage, Ge, Koͤnigl. ‚Majefiit aller, 
unterthänigft bitten zu mäffen: . ro. 2 
den fraglichen Geſetz⸗ Entwurf nicht zum Geſetz zu erheben, * 
denn ſowohl die Verordnung im. Allgemeinen, als bie einzelnen Dehinaingu daggı 
ſelben ſind bei ber. Bexathung in pleno ber Kurie ber drei Stände des Vertie 
nigten Landtags mit entſchiedener Majorität abgelehnt worben, und namentlich 
zeigte ſich unter dem größten Theile der Vertreter der Landgemeinden. eine yMr. 
zweifelhafte Abneigung fowohl gegen den Entwurf, als gegen hie im. Eingange 
deſſe Iben Hingeftellten Motiye: 
„zu GErhaltung eines kraͤftigen Baueruſtandes nu. 
‚Man glaubt, daß ber Stand der preußifchen Landgemeinden in ‚einem Aelen. 
Zuftande fich befinde, daß es zu Erhaltung feiner Kräftigfeit biefes Partiſulare 
Geſetzes nicht bedürfe. 


ſandtage Morſchall: Ich Rette die Frage und bitte hieientgen, 
welche. jür dieſe Faſſung find, aufzuſtehen. 643 
Die. Faſſung iſt mit großer Maierität: angenommen.. 
Mir fahren num for in der Tagedorbnung. - : : u...” 
Referent von der Heydt: Wir find geftern bis zu dem Haupt⸗ 


2 


punkte gekommen, bei, welchent wir Jept fortfahren. 
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: :„@ine andere Beeinträchtigung bes Petitionsrechts M in - ben Beſtim⸗ 
mungen des 8. 49 der Berorbnung über bie Bildung des . Bereinigten. Landtageé 
gefunden worden, wonach berfelbe mit den Kreisitänden, Gemeinden und anderen 
Körperfchaften, fo wie mib ben in ihm vertretenen Shänben und einzelnen Perfonen 
in keinerlei Geſchaͤftsverbindung flehen und biefe Den Abgegrbneten weder Iuftruc- 
tionen. noch Aufträge erigeilen follen, während in ben Geſetzen über bie Anord⸗ 
nung von Provinzigl-Ständen den einzelnen Stäuben ausdrücklich die Befugniß eins 
geräumt iſt, Die Abgeordneten zu beauftcagen, Bitten und Beſchwerden anzubriugen. 
Es wird von Seiten der Petenten angeführt, daß nach allgemeinen Rechtsbegriffen 
kein Grund dafür mufzufinden fe, daß den Kommittenten vie ſeit fo vielen Jahren 
auogeübte Befugniß entzogen werben foHe, Anträge auch in allgeineimen Landes⸗ 
Angelegenheiten, dadurch, daß diefe ferner nicht mehr an den Provinzial⸗Landtagen 
berathen werben follen, an vie fländifche Werfamninng felbft zu Berichten. Die 
allgemeinen Angelegenheiten fländen mit ben provinziellen und perfonlichen Intereffen 
uud Verhaliniſſen auf gleiche Welfe in Berährimg, daher erfcheine fewe- Beitimmung 
als eine‘ Berfämmermg unſerer fländifchen Inſtitutionen, weiche den Kommittenten 
jede billige Auſprache und Mitwirkung bei fü weſentlichen Dingen gänzlich abfchneibe 
und ven Abgeordneten die Eigenfchaft ale Organe ver Stände nehme. Die Pro: 
yinztal-Stände Tünnten’ yon den ihnen bie: bahin zugeſtandenen Rechten nur die⸗ 
jenigen verlieren, welche fie bie zum Zuſammentritt von Neichefkinden provlforifch 
ausgeuͤbt Hätten, und die in Folge deſſen! jetzt der Vereinigte Landtag erhalten 
habe. Kein flaͤndiſches Recht dürfe auf dem Wege vom einen zum anderen ver- 
Ioren gehen, und doch fei dies in dem betreffenden: Bulle gefchehen. Es fel auf 
diefe Weife eines der wichtigſten Rechte anf einfeitigem, ungefetzlichem Wege, näm- 
lic ohne ſtaͤndiſchen Beirakh, den Stinven wie dem Lande entzogen tworden. Nach 
den ’älteren Beſtimmungen und Derörbnüngen der dasRänpifche Weſen fei das 
Petititionsrecht durchweg als eine der urſpruͤnglichſten und unantaflbarften Befng- 
wie andgegeben, und dieſes Recht habe "durch den Gebranch und vie biöherige 
Ausuͤbung ſchon zu kiefe Wurzel gefchlagen, um nicht das bisherige Betitiongrecht 
für den Vereinigten Landtag zu beanfpruchen. Auf inbireftem Wege werde boch 
biefe Beſchraäͤnkung umgangen, allein‘ beffer fer es auch, formell ein Necht zu ger 
wuchren, weſfen thatfachliche Ausilbung in einer andern Form doch nicht hin⸗ 
dern fel.- 

Der gegen große Volls⸗Verſammlungen in aufgeregter Zeit gerichtete Bundes: 
Beſchluß vom 5. Juli 1832 fei fpäter in etwas kuͤhner Weiſe dahin interpretirt 
worden, daß friebliche Bürger nicht “einmal ohne rlaubniß der Polizei in einem 
Lokale zuſammentreten duͤrften, um ſich über’eine Petition um Koͤnigliche Behoͤrden 
ober ſtaͤndiſche Torporationen zu betuihen. Ward habe vie Plkjel; ohne daß kon⸗ 
ſtire, auf welche geſetzliche Reuvnuns Hin, vn ———— foßher Babitionen 
mehrfach zu hindern geſucht. J te 

Bei der Berathung in der Abteilung Tom rs zu ‚Sprade, daß in mehreren 
Sällen, wo ſtaͤdtiſche oder andere Corboratfonen' es für angemeffen erachtet Hätten, 
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Die Abgeordneten zum gegenwärtigen Lanbtage über- ihre Wanſche and Bedüccfulſſe 
aufzuflären, die Staatö-Regierung tiefes Berfahren auf Grund der Berordnung 
vom 3. Februar c. als durchaus unftatthaft verwieſen habe. Eine ſo ſtrenge 
Auslegung und Handhabung dieſer Beftimmung erſchien der Abtheilung zur Foͤr⸗ 
derang des Sefammiwohls keinesweges erfprießlich, vielmehr war fie der Meinung, 
daß es fire die Kommittenten wie für Die Abgeornneten gleich wuͤnſchenswerth er⸗ 
fiheine, die Letzteren über etwa beftehende Wünfche und Beeinträchtigwigen mög: 
lichſt anfguflären, un ſie dadurch zur. Dertretung ber Sutereflen der Kommittenten 
in Stand zu fegen. Die Abtheilung nahm zwar Anſtand, ehe über ben Geſchaͤfts⸗ 
gang bei dem Vereinigten Landtage weitere Erfahrungen geſammelt ſeien, ſo wie 
auch mit Ruͤckſicht anf die beſchraͤnkte Dauer des Landtags, die direkte Anbriugung 
von. RPetilionen einzelner Corporationen oder’ Inbivibuen aus: allen Theilen der 
Monarchie zu-bevorworken, ader der, Eribeilaug bintendar Fufttaͤge des Wort zu 
reden. Dagegen beſchloß fie, einſtimmig, dem Hohen Laudtage porzuſchlagen: 
Se. Mojeftät zu bitten, ven 8. 19 ber ‚Verordnung vom 3. Februar. c. "dahin 
abzuändern, baß eine ungehinderte und freie Communication zwiſchen den Land⸗ 
iags⸗Abgeordneten und ihren Vertretenen ſtattfinden bürfe, zu dem Behuf, daß 
LEetztere den Erſteren ihre Wunſche an ‚erfennen seh, he Den nden· aet 
tragt ertheiles zu burfen. 
Den weiter gehenden Antrag des Abgeordueien Sanfemann, infofern ben, 
ſelbe auf Zulaſſung von Volks⸗ -Berjanunlungen. hinzielt, ſend die Abtheiluug zur 
Bevorwortung keinesweges geeignef." w 


Sandtags- Aamiſar: Bei ber Gröfmmg. ber. Distufien ühte 
Diefen Gegenſtund glaube ich miusrberft: die Verficherung geben zu 
müfien,: Daß es auch ‚nicht. im ontfernteſten in der Abſicht der Berk: 
waltung gelegen hat, durch die Gefebgebung vom 3. Februared. Ja 
Das Petitiongrecht, fo weit es bis dahin den Prooinzlal- Sianden 
aa, zu berühren oder. gar zu beichränfen... | 

Es iſt bei-Diefer Geſetzgebung als ein durchaus ſtrenger Srmb- 
sap angefehen und nach beftem Wiſſen und Gewiffen danach ver- 
fahren worden, Daß die ftändifchen Provinzialgefege überhaupt Feine 
andere Aenderung erleiden duͤrften, als diejenige, welche:.fich auf die 
den Proiinzial⸗Standen nur Proviſoriſch uͤbertragene Mrfugniß 
bezoͤge, indem dieſe provkforifche Befugniß allerdings durch die Gen 
ſetzgebung vom 3. Februar als erloſchen angeſehen werden müßte. 
So iſt ed.nudh in Begehung auf das Petitionsrecht gehalten, ,. Das 
allgemeine. flänbifche Geſeh ſchreibt belawulich vor: en 

„Bitten und Veſchwerden, welche auf das ſpezielle oh" anb gulerkſſe ver 
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ganzen Provinz ober eines Theils derſelben Beziehung haben, werben Wir von 
; ben Provinziglſtaͤnden annehmen, folge prüfen und fie darauf beſcheiden.“ 
"Das Spezialgefeg beftimmt: “ j 
„bie emzelnen Stände fönuen ihren Abgeorbneten - feine binbenden Inſtructiouen 
ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, Re zu beaufttagen, ‚Bitten vnd Beſchwerden 
anzubringen.” 
Ä Eine unmittelbare Folge der Combination dieſer Veſtiumumgen 
in offenbar die, daß die Bitten und Beſchwerden, mit. welchen vie 
Abgeordneten beantragt werben koͤnnen, feine anderen find, alg. Dies 
jenigen, welche der. Provinzial-Landtag überhaupt anzubringen be- 
fügt ft, nämlich Bitten und Beſchwerden, welche ſich auf Die ein- 
zelnen Provinzen 'beziehen. Da aber das Geſetz vom 3. Februar 
d. I. Bitten’ und Beſchwerden, welche blos bie eingefnen Provinzen 
betreffen, den Provinzial = Ständen überweift, fo geht daraus aufs 
velftändigfte hervor, daß tas bis dahin beſtehende Petitionsrecht 
durch Die neuere Geſetzgebung nicht um einen Hauch geſchmaͤlert 
oder auch nur berührt worden iſt. Sollte eine andere Interpreta⸗ 
tion ftattfinden können, fo wilrde es nicht diejenige fein, welche dem 
Befeßgeber dabei vorgefchmebt hat. Eine Vertheivigung des neuen 
Geſetzes in: Beziehung auf. den Umfang der durch Diefeibe gewaͤhr⸗ 
tem neuen Behugnifie-Tiegt nicht. ie: meiner Abficht. :-: Wenn abex die 
Abtheilung: den:intrag. dahin geſteun Dat: apÄBe. re ge⸗ 
beten werden moͤge, 
den & 19 der Verordnung vom 3. Bebenat c. dahin abznänbern; vaß eine 
ungehinderte und freie Communication zwiſchen den Lanbdtags⸗Abgeordneten mb 
ihnen Vertretenen Katffinden dürfe, zu dem Pehuf, daß Letztere den Erſteren 
ihre Wunſche zu erkeunen geben, ohne ihnen bindende Aut ertheilen zu 


duͤrfen; 
ie glaube: io, das: es eines ſeichen Antrages nich debaſ weil in 
Dein. Geſetz vom 3. Februar, die ſe Art der Genunkanen. durch⸗ 
au micht verboten iſt. Im 8. 19 heißt ed on. a0 

Der Vereingte Landtaͤg ſteht mit den Kreisftänden, Seineinken und anderen 


" Rörperfihaften, fo’ wie mit den in ihm vertretenen Skaͤndel und einzelnen ·Per⸗ 
ſonen, in keinerlei Geſchaͤfie⸗ Vorbindund, und duͤrſen dieſelben den’ Aigen 


AMehq · Anßructionen noch, Aufzüge. erxtheilen. ——— Bil. Pa Se 
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Die ganz analuge Vorſchrift befindet. ſich in der Provinzial⸗Geſetz⸗ 
gehung. Das. Recht, bindende Aufträge zu ertheilen, will auch 
bie LAbtheilung Den Sommittenten nicht zuweiſen, wie es ſich auch 
wohl von ſelbſt verficht, daß Die Mitglieder: ber. hohen Verſamm⸗ 
Iung: Beine bindende Inſtruction annehmen Fönnen. Die Berbinbing 
zwiſchen den Waͤhlern und Gewählten aber, bie Freiheit der Zähler, 
den Abgeordneten ihre Wunſche auszufpredhen, Beides if Durch. ben 
Paragraphen des Gefeges nicht ausgefchloffen. Auch hat es nicht 
in ber Abſicht des Gouvernements gelegen, dieſe Breieilen auszu⸗ 
ſchließen oder zu ſchmaͤlern. 

Abg. Dimmermaan (Spandau): gu. meiner Freude habe ich 
eben gehört, daß der weſentlichſte Theil desfenigen Vortrags, den 
ich beabfichtigte, durch die Erflärumg des Herrn Landtags⸗Kommiſ⸗ 
farius feine Erledigung gefunden hat. Ich muß geflchen, ich war 
erſtaunt, als ich las, daß die Abtheilimg in dem Gutachten erklaͤrt 
hatie, die. Abgeordneten über ihre Wünfche. und Befugniſſe aufzu⸗ 
Hären, fei von der. Staatsregierung als unftatthaft ven Kommitten⸗ 
ten. veriviefen worden. Ich halte durd Die Erklärung des Herrn 
Landtags » Kommiflard biefe Aeußerung für volfftändig befeitigt und 
sache nur noch Die Bemerfung, Daß. die Beiheiligten, Die dergleichen 
Erfahrungen gemacht. haben, meines Erachtens, nur ben gehötigeh 
Inſtanzenweg einzuſchlagen haben, um, nad) ven Anfichten des Herrn 
Romveifiars, die gehörige Berichtigung zu erfahren. Inbeſſen find 
mir damit Doch noch nicht alle Bedenken befeitigt, welche die Bes 
tenten und ich in ben 86. 19 und 20 des vorliegenhen Geſetzes 
gefunden haben, Ich bemerke zuvörberft, daß ich ganz Die Anficht 
tbeile, Daß durch Die neue Gefepgebung uns Fein Recht in Bezug 
anf das Petitionsrecht geichmälert worden ift; denn bie Rechte, Die 
in der provinzialfiändifchen Gefeggebung gegeben find, haben wir 
nad), folglich ift pad, was in dem allgemeinen Gefage enthaften ;ift, 
eiwaq Reed. Ob dieſes Neue nun unſeren Anſichten entipricht, 
Das if eine andere Frage, aber daß durch das Neue in dem Pe⸗ 
titionsrecht etwas geſchmaͤlert wird, kann ich nicht annehmen, und 
ſollte dieſe Anſicht irgendwo gelten, ſo glaube ich, daß auch ſie durch 
bie Erklärung des Herrn Landtags⸗Kommiſſars vollſtaͤndig erledigt 
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iR. Ich geftatte mir mın, zu denjenigen Bebenlen zu kommen, Die mir 
bei 88. 19 und 20 noch übrig geblichen fine. Ich habe mir exrlaubt, 
in dieſer Beziehung ein Amendement zu dem Petitions⸗Auttage und zu 
dem Autrage ver Abtheilung einzurrichen, und werde daſſelbe ſogleich 
perleſen, um. ſofort den Standpunkt uͤberſehen zu laſſen, welchen Ich 
einzunehmen und zu rechtfertigen gedenke. Mein Amendement ‚geht 
dahin, Die 56. 19 und 2U in einen zuſammenzufaffen, woͤrtlich: 
„Der Vereinigte Landtag und befien einzelne Mitglieder fiehen mit den Kreis: 
fänden, Gemeinden imd anderen Körperfchaften, fo wie mit den in ihm vertre⸗ 
tenen Ständen und einzeluen Berfonen in Teinerlei Geichäfsverbindung und Tonnen 
diefelben zwar Bitten med Beſchwerden durch bie Abgeardacken eincrichen, dür⸗ 
fen ben Leptexen aber Feinexlet binbenbe Inftructionen ertheilen.““) 

Der wefentliche Ynterfdjled von tem, was im Geſetze auége⸗ 
fprechen ift, und dem, was ich vorfchlage,. liegt in den Worten: 
„und ‚Tonnen biefelben zwar Bitten und Beschwerden durch ‚Die. Abs 
georbneten einreichen.“ Auodruͤcklich finde ic) dieſe Befugniß im Ge⸗ 
ſetze nicht ausgeſprochen, und wenn ich aud. ver Aeußerung bed 
Herm Landtags: Lommifjarius nun: entnommen habe, Daß biefe Bes 
fugnig Doch im Geſetze zu finden fei, fo. wuͤrde ich an und für fid 
meinen Hauptantrag dadurch für erledigt halten; infofern aber biefe 
Ausiegung doc; Zweifel übrig laſſen fönnte,. halte. ich meinen Ans 
trag auch jegt noch gerechtfertigt. Um mich ‚jedes Zmeifels zu über 
heben, erlaube ich. mir nochmals Die Anfrage an den Herrn Landtags⸗ 
Kommiſſar, ob meine Anſicht richtig iſt. 
| andtags · Kommiſſar: Darauf muß ich antworten, daß keineb⸗ 

weges die Anſicht der Regierung dahin gegangen iſt, daß Bitten 
und Beſchwerden von Corporationen oder Einzelnen durch Die Land⸗ 
tags⸗Mitgliedet an den Landtag befoͤrdert werben: ſollen. Ich habe 
gefagt,. daß die Communication zwiſchen den Landtags Gig: ri 
und ihren. Kommittenten durchaus ‚wicht. beichräntt: fel, Daß alfo "ben 
Mitgliedern ner. hohen Berfammlung vällig freiſtehe, ſich aufzufläven 
uͤber bie Bitten, Wuͤnſche und Beduͤrfniſſe ihrer Kommittenten, vaß 


©) Auf Dies von aus berichtigte Amendement brzieht ſich die ſpuͤete Rekla⸗ 
Nation. Bo, V. Seite 101 unſten. : - - Milmerfng des Geramsgebere.- 
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aber deeſe Rommiitenten durch die Landiags⸗Mitglieder Bitien un 
Berchwerven an ben Landtag gelangen laſſen koͤnnten, habe ich weder 
geſagt, noch liegt dies in der Intention Des Geſetzes. Die Inten⸗ 
tion des Geſetes iſt keine andere, als daß nur Mitglieder bes 
Landtags dergleichen Bitten und Beſchwerden vortragen koͤnnen 
Wenn demnach ſolche Bitten von den Kommittenten an einen Den 
putirten gelangen, fo hat der Deputicte zu prüfen, ob fie feiner 
Uebergeugung entfprechen, und dann, zu den feinigen gemacht, dem 
hohen Lundtage worzutragen; wenn er das aber nicht Fann, fo bleibt 
ihm nach der jegigen fländifchen Gefepgebung nichts Anderes übrig,‘ 
als fie zurüdgageben ober auf fi) berufen zu laffn. So ifl bie 
Anſicht der Regierung nach dem gegenwärtigen Stande Der. Geſetz⸗ 
gebung. Ueber die Wuͤnſche einer Abanderung derſelben habe ich 
in Bier nicht zu Außern. 

Abg. Simmermann (Spandau): Rummehr muß id) doch mein 
Berauen ausſprechen, daß ich mit der Anſicht des Herrn Landtags⸗ 
Konmiſſars nicht vollkoumen übereinftimme. Ich Divergire von der⸗ 
ſelben infofern, als, wenn der Abgeordnete nad) feiner individuellen 
Ueberzeugung die Petitivn nicht zum Vortrage an bie’ hohe Versi 
ſammlung geeignet inet, er berehtigt fein fol, ſte fofort zumichu-- 
weifen... Dies habe ich jetzt aus Dem Munde des Herin Landtags⸗ 
Eommiſſars unzweifelhaft vernommen, und das iſt der Punkt, den 
ich. zum. Gegenſtande meines Vortrages machen muß. Sch finde zu⸗ 
nädı darin allerdings eine Beſchraͤnkung bes Petitionsrechts. Es 
it beRkumt, dab der Bereinigte Landtag in keinerlei Geſchaͤftsver⸗ 
bindung fiehe mit den Wählern u. ſ. w., ed iſt aber nicht hinzu⸗ 
geſedt, daß dies auch nicht bei den einzelnen Mitgliedern der Fall 
fel. Indeſſen nehme ich an, daß Died nur eine Ungenauigfeit des 
Auspruds if, und ich trete darin vollkommen den Grundlagen bes 
Geſetzes bei, daß eine Geichäfte- Verbindung zwifchen dem Berel- 
nigten Zandtage und deſſen einzelnen Mitglievern mit den einzelnen 
Gorporationen oder Bittftellern nicht ftatthaft if. Es wuͤrde da⸗ 
durch die Thätigkeit des Abgeordneten eine Beſchraͤnkung erleiden, 
die feiner Ueberzeugung nachtheilig fein koͤnnte. Eben fo. finde ich 
Die -Borfihrift. volllommen angemeffen, daß keinem Abgeordneten bin⸗ 
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dende Aufträge ertheilt werden Tonnen, Ich exriancre hierbei nur 
an den einzelnen Ball, der ohne Zweifel moͤglich iſt, daß ihm von 
einer Seite her ein Auftrag zulommen kann, dem ein: zmeiter Mur 
trag von einer andern Seite ‚her völlig ‚entgegen: iſt, 06 wäre wider⸗ 
finnig, anzunehmen, daß ſolche Aufträge für Die ſuhjeltive Ueberzen⸗ 
gung des Abgeorbneten bindend. fein follten. Dagegen glaube ich, 
daß dem einzelnen Abgeorbneten nicht .ein jo großes Recht einiges 
zäumt werden faun, daß er befugt wäre, einzelne Petitionen aus 
ſeinem individuellen Standpunkte abzumeifen: Stimmen. fie mit ſei⸗ 
ner Veberzeugung. nicht überein, fo hat. er gerade. hier, in. dem Ver: 
einigten. Zandtage, den Ort, wo er feine Uebergeugung pflichtmaͤßig 
geltend machen muß, er darf fich nicht darch Die Anficht einer ein⸗ 
zelnen Petition .beberrfchen laſſen, er. darf feine Rädfichten nehmat, 
fondern foll nach pflichtmäßiger Ueberzeugung das Für und. Wine, 
ausfprechen. ‚Aber. daß damit Das Recht abgeſchnitien werben fol, 
das Andere Petitionen elabringen, Pie ‚nicht mit. der. Anſicht eines 
fpeziellen Abgeordneten zuſammenſtimmen, Das kann ich wit gerecht⸗ 
fertigt halten. - Ich erlaube mir hierbei noch darauf aufmerkſam zu 
machen, daß viele Abgegronete unter uns ſind, Die, einen außeror⸗ 
dentlich großen Bezirk vertreten, in. welchen: vielen Einwohnern bie 
genaue Kenatniß, wer Abgeordneter ift, abgeht; : Die aw wenigſten 
aber vwiflen, wer Die übrigen Abgtordneten find, an die man ſich 
nöthigenfalls. wenden koͤnnie, wenn. der betreffende Ahgeordnate mit 
feiner Anficht nicht übereinftimmte. Ich will hier indeſſen zur Ver⸗ 
velftändigung meiner fo, eben ausgeſprochenen Anficht. bemerken, daß 
die Veröffentlichung der. Namen der Deputixten durch das. Amtäblatt 
erfolgt, Daher wenn die Einzelnen von den Namen der Deputirten 
nicht unterrichtet find, ihnen die Schuld davon felbft zum Theil zu⸗ 
fallt. - Indeſſen glaube ich doch, daß es ‚geiährlih if, das Peinzip 
feftauhalten, daß die individuelle. Anficht Des Abgrordneten, bexechtigt 
fein ſoll, Petitionen abzuweiſen. Ich hale dieſen Umſtand bafen- 
ders für Den zeiten Fall erheblich, wenn es ſich nämlich, um. Be⸗ 
ſchwerden handelt. Sehr häufig kann es vorkommen, daß ein ein⸗ 
zelner Abgeordneter aus irgend. einem geverhifertigten oder nicht ge⸗ 
rechtfertigten Grunde eine Beſchwerde nicht benmmarten..us. Föunen. 





glaubt, und darin finde ich eind Beeinteaichtigung eines natürlichen 
Mechieb, vermoͤge deſſen man: feine Bitten und Befchwerben vortra- 
gem kam. Schon das Allgemeine Lanbrecht: geht von dem Grund⸗ 
ſahe aus, daß ed zur Befürberang der inneren Ruhe und Sicher 
heit des Stames diene, daß jeder Vorgeſetzte einer Behörde den 
&ingelnen mit ‘feiner Beſchwerde hören müfle. Wenn nun in ber 
ſtaͤndiſchen Gefepgebung Durch die Gnade Sr. Majeftät des Könige 
ein nener Weg angebahnt ift, Bitten und Beſchwerden vorzutragen, 
jo Halte ich die Einbringung jeder Petition und Befchwerbe durch 
bie Abgeosoneien für eine nothwendige Folge und glaube, Daß den . 
‚einzelnen Abgeordneten das Recht nicht zugeftanben werben: darf, aus 
individneller Anſicht Petitionen ober Beſchwerden zuruͤckzuweiſen. 

Ich bin daher der Anſicht, daß mein Amendement als vollſtaͤndig 
begränbet fiehen bleibt, welches ich mir daher zu wie derhoten er⸗ 
laube. 

ſandiags- Fasrkhell: Bevor Das Amendement weiter zur Er⸗ 
sierung Tommt, muß ich fragen, ob es Unterſtuͤgung findet. Es 
seht dahin: Daß jeber Abgeordnete nicht allein befugt, fondern auch 
verpflichtet fein sol, jede ‚Dit und Beſchwerde an den vandiag zu 
bringen. 
C(CEs wufen viele Stimmen: Jede nicht!) 

Allerdings fo iſt es: Jede.“ Ich frage den Herrn Abgeorb- 
mieten, ob es jo richtig ift® 

Abg. Simmermann (Spandau): Befugt it ſchon jetzt jeder Abs 
geothnete dazu, aber er muß dazu auch verpflichtet fein; es Darf 
Riemanden das Rrcht beichränft werben, gehört zu werben. 

Sandtags ⸗Marſchall:  Unterftügt alfo die Verſammlung diefen 
Antrag. - (Es geichieht hinlänglich.) 

Der Her Referent ja das Wort. 

. Meferent non: Der Heydt; Auch ich habe aus dem Munde vos 
Hetrn Landtags⸗ Kommiſſars mit Freuden. vernommen, daß die Ab- 
ficht der Staats «Regierung nicht dahin gehe, das Petitionsrecht 
zu keichränfen, ich erlaube mir aber darauf aufmerkſam zu machen, 
dw $: 52: der ſtaͤndiſchen Broninziafgefoge im Allgemeinen die ein⸗ 
schien Staͤnde ermaͤchtigt, bie: Abgeorbnetem'zu beauftragen, ‚Bitten 


und Beſchwerden anzabriugen. Eo Heißt zwar in Dem vorher 
gehenden $. AB, daß ſich dieſe Bitten und Beſchwerben auf bas 
Intereſſe Der Provinz beſchraͤnken muͤſſen, aber in dem allgemeisen 
Geſetze vom 5. Juli 1823 iſt aukbruͤckuch geſagt, daß, ſo Iange 
keine allgemeinen Berfammlungen beſichen, die Provinzial⸗Staͤnde 
über allgemeine Landesgeſehe in ihrem Beirath gehört werben ſollen, 
and man bat. hieraus gefolgert, daß dieſes Recht auch auf Petitia- 
nen in, allgemeinen Landes⸗Angelegenheiten auogedehnt werben koͤnne. 
Faltiſch in es fo bis jeht gehalten worden, daß Gorporationen in 
den einzelnen Provinzen Petitionen an den Provinziab⸗ Landtag über 
allgemeine Landes⸗Intereſſen gerichtet haben, ins iſt bei faft- allen 
Provinzial⸗ Landtagen feit vielen Jahren geſchehen, und wer dies 
jetzt nicht mehr geſtattet werben foll, fo. iſt dadurch das Petilene⸗ 
recht: weſentlich beſchraͤnkt. | 

Es hat der letzte Redner fein Erſtaunen darüber aubgeſprochen 
daß die Abtheilung im Berichte ſage, Die Slaato⸗ Regierung habe 
es für unſtatthaft erklärt, Daß den: Abgeordneten zum gegenwärtigen 
Landtage die Wunſche und Beduͤrfniſſe der Kommittenen nicht aus- 
geſprochen werben duͤrften, und es hat auch der Königl. Herr Kom⸗ 
miffar erklärt, Daß Dies nicht in bem gegenwärtigen Geſetze liege. 
Darauf muß ich nun bemerken, daß die. Abcheilung befondere Ver⸗ 
anlaſſung hatte, Diefed auszuſprechen und darauf dad Petitum zu 
ftügen. Es ift in der Abtheilung vorgetragen worben,. daß in vie⸗ 
len. Hallen. da, wo Die Bertteter ber Kommunen fich haben barüber 
berathen wollen, welche Wuͤnſche ihre Deputirten ausfprechen ſollten, 
dies für. unfatihaft erklaͤrt, daß fogar Bürgetmeifter zur Rechen⸗ 
ſchaft gegogen worben find und Andere erktärt haben, es Tünne eine 
Beratung über ſolche Wünfche nicht flattfinden, fie müßten bie 
Sigung aufheben ober fie verlaſſen. Auch find mehrere Deputirten 
von Buaͤrgermeiſtern dahin beichteben menden ,: daß: fie in keinerlei 
MWeiſe mit ihnen in Verbindung ſtaͤnden. Dies: iſt in ver Abthei⸗ 
fung zur Sprache "gefemmen, und ber anweſende Kommiſſar bat ex» 
Hart, daß allervings bie Staats⸗Regierung ber Meinung fei, es fei 
diaſes nach dem Geſehe vom 3. Februar unſtatthaft, und nach Dies 
fer Erklärung des Kommiſſars, bie hrute zu meiner Freude refor⸗ 

















mirt worden ift, hat die Abthrilung einſtimmig für nochwendig er- 
achtet, Darauf. das Petitum zu ftellen, daß iedenfalld die Lommit⸗ 
kenton berechtigt ſein muͤßten, ihre Wuͤnſche Dem Laundtags⸗Abgeord⸗ 
neten audzuſpaechen. Das iſt Die Veranlafſſung. Wenn aber viel⸗ 
dad) der Hall vorgelommen iſt, daß das beſtritten wird, fo glaube 
ip, daß, wenn Dem nichts entgegenfteht, dieſe Bitte zu erfüllen, ber 
Ranbiag Veranlaſſung nehmen möchte, bie Bitte auszuſprechen, daß 
es gewährt werde. - 

Was dad Amendement betrifft, daß die Abgeorbneten nicht blos 
berechtigt, ſondern auch ‚verpflichtet fein möchten, die Wunſche, bie 
ihnen vorgetragen werben,. bei dem Landtage anzubringen, fo flimme 
ich dem: gern bet, denn ich halte es von. großem Imereſſe, daß Der 
Bereinigte Landtag laden, ‚welche Wünfdye in Landes-Angelegen⸗ 
heiten vorhanden ſind. 

Aaudiags —— * Der Herr Referent hat zuerſt angeführt, 
Daß nach) bem Geſete vom 5. Juni 1823 den Prowinziel-Stänben 
bis zur Bildung allgemeiner Landſtaͤnde aud) bie Berathung über 
slögenieine Geſetze proviſoriſch Abertragen fei und ihnen auch da6 
Recht zugeftanden Habe, Bitten und Beſchwerden über allgemeine 
Landes » Angelegenheiten Sr. Mapeftät Dem Könige vorzutragen. Ich 
glaube, daß die Worte und die Anordnung des Geſetzes Darüber 
feinen Zweifel laffen, daß dieſe Anficht sine irrige ſei. Es Heißt: 

Die Provinzial:Stände find das geſetzmaͤßlge Organ der verſchledenen Stande 

Unſerer getreuen Unterthanen in jeder Provinz. 
Dieſer Weſtimmung gemäß, werden Wir 

1) die. Sefepes- Entwuͤrfe, welche allein bie Provinz angehen, zur Berathung 
au fie gelangen, ihnen auch 

2) fo lange Feine allgemeine ſtändiſche Verſammlungen ſtattfinden, bie Entwürfe 

ſolcher allgemeinen Geſetze, welche Beränderungen in Perfonens und Eigen⸗ 

thumsrechten und in ben: Gtenern zum Gegenflande haben, fo weit fie die 

NProvinz beirtffen, zur Berathuug vorlegen laſſen; 

3) Bitten uud Peſchwerden, welche anf das ſpezielle Wohl und Jutereſſe der 
. ganzen Provinz ober eines Theils derſelben Beziehung haben, von den Pros 
vinzial-Ständen annehmen, folche prüfen und fle darauf befcheiden.” 


.. Das Previfprium iſt lediglich in Nr. 2 emihaften und kann 
deshalb nicht auf Nr. 3: begogen werden. Sollte aber dieſe irrige 


— 313 — 


Anſicht beſtanden haben und eine irrthuͤuiche Braris von einzelnen 
BrovinzialsStänden ausgeht werben fein, jo würde Die netiere Ges 
ſetzgebung einem ſolchen Mißbrauche fein Hinderniß entgegenſehen. 
Nur auf Grund des Geſetzes vom Jahre 1823 koͤnnte Die Regie⸗ 
rung dagegen einſchreiten. Ich bleibe alſo bei der Behauptung, daß 
durch Die neuere Geſetzgebung das beſtehende PBetitionsrecht weder 
rechtlich noch faktiſch in irgend einer Weiſe beſchränkt ſei. Dann 
hat der Herr Referent zur Rechtfertigung des Abtheilungs⸗Gut⸗ 
achtens angeführt: der Königl. Kommiffar habe in der Abthei⸗ 
lung erflärt, daß eine folche. Verbindung zwiſchen bet Deputirten 
‚und ihren Kommittenten nicht flattfinden duͤrfe, jeht aber erkläre ber 
Königl. Kommiffar das Gegentheil, Ich bitte. den Herm Res 
ferenten, daß er die hohe Verſammlung darüber aufklären möge, ob 
die widerfprecyende Aeußerung von berfelben Berjon herrähre. 
Referent von der Heydt: Wenn Ich ed nicht Destlüch genug 
ausgeſprochen haben follte, fo bemerfe ih, daß ich geſagt habe: 
der in der Abtheilung anweſend geweſene Kommiſſar, weicher allers 
dings nich der Kommiſſar if, den wir die Ehee haben, in ber 
Sitzung zu fehen. 
| Sandtags - Armmifler: Dann Tann ich allerdings nicht mit‘ Be 
ftimmtheit Darüber urtheilen, was der Minifterial- Rath, welcher 
beauftragt war, der Abtheilungs⸗Sitzung beizuwohnen, erklärt hat, 
und ich. gebe die Möglichkeit zu, daß er eine irrthümliche Erklärung 
abgegeben habe, weil es faktifch unmöglich ift, allen Diefen Raͤthen 
für jede einzelne Sache erfchöpfende Infteuctionen zu erteilen. — 
Doc; kann vieleicht Das Mißverſtändniß daher rühren, daß bon 
ven Gemeinde - Räthen der Rhein-Provinz die Rebe geweien 
if, wo die Regierung erklärt haben Tann, daß dieſe fic nicht Damit 
zu befaſſen hätten, Petitionen gu berathen, Die an den. Landtag ober 
an einzelne Deputirte zu richten wären. Sollte darauf bie Aeuße⸗ 
rung des Rommiffars des Minifteriums des Innern ſich bezogen 
haben, ſo läge darin allerdings etwas Wahres, indem die Gemeindes 
Raͤthe in der Rhein» Provinz nicht Die Kommittenten find, da fie 
fich nit den Wahlen: der Abgeordneten nach bem dermaligen Stand» 
punkte ber Dafigen flänbifchen und Kommunals Geſetzgebung nicht zu 
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befaffen haben, und weil ihnen nach Ichteber nicht das Recht zuſteht, 
füh als praltiſche Koͤrperſchaften zu konſtiiniren, in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft Beſchluͤffe zu faſſen und Aufträge. an Deputirie gu richten, 
Ich Site aber, dieſe Aeußerung Teiner weiteren Diskafflen zu unters 
werfen, fonbern: bios. als einen: Verſuch zur Vereinigung ver Er⸗ 
Härung bes Kommiffars: mit derjenigen zu betrachten, welche ich 
vorhin abgegeben habt. 

Referent son der Heydt: 34 muß‘ voch bitten, Daß mir ges 
fintiet wird, Im Intereſſe dev Rhein⸗Previnz einige Worte noch zu 
fagen. Wenn bie Bertreter der rheinischen Städte. nicht daflelbe 
echt haben follen, wie die Vertreter der Stäbte anderer Provinzen, 
weil Die Landtags⸗Abgeordneten nicht von den Vertretern der Stüdte 
gewählt:werben, fo bemerfe ich zuerfl, daß bei. ber legten Wahl ber 
Landtaga⸗Abgeorbneten von dem Ober Bräfbium ausdruͤcllich bei 
kannt gemacht worden tft, Daß, weil bie neue Gemeinde⸗Orbnung 
noch nicht. in allen Städten eingeführt jei, deshalb noch bei ‚Demi 
früheren Wahl⸗Modus verharrt werben muͤſſe. Es ift aber bie 
rhriniſche Gemeinde» Orbnung fpäter eingeführt worben, und nadı 
dieſer Gmmeinde- Orbnung if ber Gemeinde-Rath das rechtmaͤßige, 
gefehmäßige- Organ ber Gemeinde. Haben nun bie Städte im ben 
anderen Provinzen. das. Recht, ihre Wünjche dem Landtags⸗Abgeord⸗ 
neten zu erfennen zu geben, fo würde alfo der Rhein⸗Provinz die⸗ 
ſes Recht benommen fein, wenn ed nicht von den GcmeinderRäthen 
ausgeübt würde, denn bie Wähler haben fein Recht, ale Organ 
einer Summune aufzutreten. Ich müßte. ſchon im Jutereſſe Dex 
Rhein» Provinz wünfchen, daß Diefer Wunfch Unterfiigung finde; 
denn Sie werden nicht wollen, meine Herren, daß die Rhein Pros 
om; weniger Rechte Babe, als andere Provinzen, 

Meadtaga · RA⸗naniſar: In meinem großen Bedauern us ich 
nochmals unterbrechen, um eine Aufffärung zu geben. Rach der 
ſtaͤndiſchen Geſeßzgebung für Die Rhein Provinz find nicht die Ge⸗ 
meinde-Räthe die Wähler der Landtags⸗Abgeordneten, alfo. nicht, bie 
Kommittenten berfelben. Die Gleichſtellung des Berfahrens in ber 
Rheins Provinz. mit: demjenigen ber übrigen Provinzen iſt einer ans 
berweitigen Geſetzgebung vorbehalten, und ift Deshalb ein Geſetz⸗ 
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Entwurf vorbeweitet, welcher dam nächflen rheiniſchen Propinzial⸗ 
Landtage vorgelegt werden wirt. So lange dieſer Euwurf nicht 
zum Geſet erhoben worben, fo lange tft meine Behauptung richtig, 
das die Gemeinde⸗Raͤthe nicht Die Kommittenten der Landtags⸗⸗ 
Abgeoroneien fein Fönmen, fonbern daß befonberen Wählern Dex 
einzeinen Städte und Bezirks⸗Waͤhlern dieſes Geſchaͤft obliegt. Ich 
bitte aber nochmals, die nicht zur eigentlichen Debatte gehörige 
Muferung über biefen Gegenſtand nur nie ven Verſuch zu betrach⸗ 
ten, die angeblidye Diffexenz zwiſchen ber Erklärung des Kommiſſars 
bes Miniſteriums des Innern und der meinigen aufzuklären. . 

Abg. men Yalnı Die Abteilung ſchlägt vor, Se. Majeſtät 
zu bitten, Daß eine ungehinderte und freie Communiostion zwiſchen 
ven Landtags⸗ Abgeordneten und: ihren. Bertweteneni ftatifinden duͤrſe; 
dabei bemerkt jedoch die Abtheilüing, bindende Auftraͤge bicften 
die Vertretenen den Abgeordneten nicht ertheilen. Volllommen theile 
ich dieſe Anſicht, denn auch ich wuͤnſche nur, bie vollſtaͤndigſte Frei⸗ 
heit den Vertretenen zu erhalten. Dagegen aber kann ich die An⸗ 
fieht der Abtheilung nicht theilen, daß dieſer Beſtinumung ober dieſem 
Wunſche 8. 19 der Verordnung vom 3. Februar c. „eagegenfuht 
Es iſt bier Kurz gefagt: 

„Bindende Aufträge dutfen von den Vertrelenen den Banbiagtstlbgeochneten nicht 
eribeiit werden.” _ 

Ich lege hauptfächlich auf bindende den Ausdruck, weil basin 
bat Hauptfächlichfte enthalten if, was auch bie Abtheilung war 
annehmen will. Während hier bindende gefagt ift, heißt es im 
8. 49 der Verordnung: Ä 
‚der Bereintgte Landtag ſteht mit ten Kreisftänden und anderen Körper: 

fchaften, fo wie mit ben in ihm veritetenen Shinden und einzelnen Perſenen, 
“in bewnerlei Geſchaͤſtonerbindung meh kürf, Diefolisun. Dem ——— weder 
. Zufisysfionen noch Aufträge ertgailen‘ 
Geſchaͤftoverbindung, das ware ‚ben dieſes Sinhenbe, 8 es 
nicht allgemein zu verſtehen, daß man nicht in Verbindung traten 
nürfe. Keinedweges aber ſoll eine förmliche Gefſchäfts vorbin⸗ 
dung flattfinden. Das .ift, was Der Geſetzgeber fagt, und was bie 
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Abcheilung In Ihrem Borfchlage mit dem Ausdruck bin dende Yat 
ſagen wollen. Perwer iſt 5. 19 gefagt: 

And biefen: Mbgeorbueten weder Inftuckunen noch Auftrage ertheilen ſollen.“ 

Diefe Juſtructionen und dieſe Aufträge, find Mandate, und dis 
würde ‚wieberum ehoas Bindendes involviren. Ich alſo, ih ſehe 
gar nicht ein, wie da eine Verſchiedenheit zwiſchen 8. 19 und dem 
Vorſchlage der Abtheihing eriftirt. Im Gegentheil, ſollte irgend 
ein Bedenken exiſtiren, fo bin ih auch ganz der Meinung, daß 
hierüber vielleicht eine Derlaration, eine anderweite Faſſung bes 
8. 19 erfolgt. Ich Tann mich aber Damit nur nicht einverflanden 
uetlären, daß im’ Wefentlichen eine Berfihiedenheit zwiſchen 8. 19 
und: dem Borfehlage der Abtheilung eriflirt, und infofern würde 
mein Antrag dahin gehen, es Bei der Veftimmung des 8. 19 uns 
bedingt zu lafſen. 

Abg. Winzer: Der Hert Koͤnigliche Kegierungs⸗Lommiſſar Hat 
war: wor Turzem mit feinem gewohnten guͤnſtigen Geſchick aus den 
Analogieen mehrerer Geſetze herausbebugirt, daß in dem $. 19 des 
Geſetzes vom 3. Februar eigentlich die Hemmung nicht flände, bie 
wir deutlich herausgelefen haben, Ic, freue mid, darüber, daß dem 
fo IR. Um fo deingenver, glaube ich, muß ich aber. in meiner Stel- 
kung als Abgeorbneter darauf beftehen, daß auch die Perſonen, Die 
mit einer ſolchen Babe, einem ſolchen Scharffinn, wie der Her 
Regierungs » Kommifiar, nicht verfehen find, dennoch wiflen, was im 
dem 6. 19 ſteht. Ich glaube, die darin enthaltenen Beflimmungen 
find gerade für diejenigen Abgeorbneten hemmend, die nicht im Ihrem 
eigenen, ſondern in dem Rechte ihrer Kommittenten hier Rehen. Ein 
ſolches Recht giebt mir nun nicht blos meine allgemeine Verpflich⸗ 
tung, nämlich Die, nach meinen’ beſten Kräften, Wiſſen und Ver: 
mögen, das Wohl der Gefammtheit des Staates zu fürdern, dafuͤr 
zu. wirken, fondern es giebt einem kollektiv Gewaͤhlten eine befondere 
ſpezielle Pflicht, nämlich Die, nach den Wuͤnſchen und Blufträgen 
ſeiner Kommittenten dieſes Recht auszuüben. Wie ſoll der Abgeord⸗ 
nete aber ein ſolches Vertrauen rechtfertigen koͤnnen, wie ſoll ee 
vieſe Pflicht üben können, wenn ihm das Geſeß Die Verbindung 
wit feinen Kommittenten verbietet? Wir Haben zwar gehört, dab; 
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menn man mehrere Geſetze ‚mit einander vergliche, es nicht verboten 
ſei; ich will aber Feine zulaſſende Geſetzesbeſtimumigen, ich will ges 
ſetzliche VBeſtimmungen, Die. mit klaren Worten ausſprechen, was 
mein Recht und meine Pflicht ſei. Meine Pflicht glaube ich aber 
wicht ausreichend üben zu können, ſo lange das Recht meiner Som: 
mittenten richt auf: die Harfe Weile feftfieht. Ich glaube aber, 
daß die Beſtimmungen bes 8. 19 noch in anberer, in viel ‚größerer 
und bebeuienderer Beziehung fchäblich werben Tonnen. Ich glaube, 
ſie treten dem kaum tm Welle erwachten politifchen Leben und Be⸗ 
wußtſein hemmend entgegen. In einer Bearfaflımg, bie, wie bie 
unſrige, kaum ihren Weg begonnen, bie noch weit bie zu ihten 
Ziele hat, bedarf «8 aber zu ihrer völligen Auobiſdung dieſes poli⸗ 
tiſchen Bewußtſeins und Regens im Volke. Eine ſolche nuͤtzende 
und nöthige politiſche Regung kann nur hervorgerufen werden, wenn 
bie gefetzliche Freiheit feſtſteht. Ich muß alfs aus vollſter Ueber⸗ 
zeugung nach langjähriger Erfahrung bitten, daß die Anträge ber 
Depuintion von der Verſammlung adpptirt und ‚angenommen werben 
mögen, damit nicht mehr Befugniß weit, was ums Allen- ein Recht 
und eine Pflicht ſein muß. 

Mg. von Mantentel: Das, was ich gegen des Gutaqchten 
ber Abtheilung anfuͤhren wollte, hat. feine Erledigung bereits . Dusch 
has gefunden, was von dem Herrn Kommifler :gefagt iſt. Ich 
glaube allerdings, Das, was die Abtheilung uns verſchaffen wollte, 
haben. wir. bereits. Ich erlaube mir nur noch einige Bemerkungen 
gegen das. Amendement zu richten und gegen einen Shell ber Mor 
fipirung. des Abtheilungs » Gutachtens. Es iſt Da :gefngt, »ie in 
Rebe fichende Vorſchrift, mie fie in dem Ara som 3. Februtar 
enthalten. ift, fei Doch immer zu umgehen, wa > Ion deshalb vie 
Dan. ‚fie befeitigen. 

Meine Herren, ich gehe zu, daß «8 ſcch Sir. um. eine: Gem 
handen, jede Form iſt zu umgehen, Derans:folgt aber: woch nicht, 
daß jede Form unnöthig ſei, daß eine Form keine Bedenmum Imbe. 
Bine Bedeutung hat dieſe Form allerdings, fie ſoll bezeichnen, daß 
bez. Abgeordnete nicht Das, willensloſe Werkzeug in ber Dur; feiner 
Kemmittenten iſt. Ich habe fehr. habe. Begriffe pon den ‚Pfihhien 
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ber: Ageordneten ihren Kommittenten gegenuͤber, aber das Ver—⸗ 
tuuen, weiches Die. Konmminenten bei ber Wahl zu erkenmen gegeben 
haben, iſt zu bewähren durch die ſelbſtthaͤtige: Wirkſamkrit und niͤcht 
dadurch, Daß man. willendlos thut, was verlangt wird. Es wuͤrde 
aber eine willensloſe Thaͤtigleit ſein, wenn jeder Abgeordnete den 
Weief, ver ihm zukommt, weiter befördern unb alle dieſe Borſtel⸗ 
Bumgen: an. ben Landtag kommen laſſen muͤßte, ohne ſeinerſeits fie 
zu pruͤfen, ohne fie zu den ſeinigen zu machen. Es wuͤrde Damm 
baſſer ſein, direkt an den Landtag ſchreiben zu laſſen. Dann würde 
aber unſere Stellung eine ganz andere fein. Wir würden uns dann 
als eine Beſchwerde⸗Inſtanz hinſtellen, welche wir gefeglic, nicht 
find. Die naͤchfe Folge würde fein, daß wir Dann große Bürenus 
einwichten müfien, um alle die hier eingehenden Sachen aufzunehmen 
und zu erledigen. Wir Haben, wenn mein Gedaͤchtniß nicht truͤgt, 
in unferem Boterlande gegen 40,000 Landgemeinden, mehr wie 
1000 Rähtifche Sommmen. Wollen wir und. mit diefen allen in 
Korreſpondenz einlaſſen? Ich glaube, die Zahl der Petitionen, bie 
und vorliegen, beweiſt ed, daß unfere Shätigfeit innerhalb der un& 
vorgefchriebenen Graͤnzen bedeutend ift; ich glaube, wir haben ein 
weites Feld vor uns, welches zu durchwandern uns Muͤhe koſten 
wird, wenn wir Alles genau erledigen wollen, was von dem Ab⸗ 
geordneten erbeten iſt. Deshalb glaube ich, es laun ſehr gm bei 
Diejer Beflimmung bewenden. zur es 

Abg. Hanfemans:. Ich theile nicht Diejenigen. Bebenten, wache 
gegen das Amendement eines verehrten Abgeordneten aus ver Mark, 
des Herrn Zimmermann, vorgebracht find; ich jehe nicht, daß da⸗ 
durch die. Zahl der hier zu verhandelnden Bittjchriften ſich wermehr. 
zen. werde. Bei ſolchen Petitionen, . Die vielfach einlaufen, iſt «6 
immer der Fall, daß viele den nämlicyen Gegenftand behandeln; 
im Uebrigen iſt es ganz. und gar nicht nöthig, Daß. dieſe Petitionen 
alle ven Abtheilungen überwiefen werben; es fommt Darauf nur an, 
daß Der Landtag Kenntnis von ihmen erhalte. Es ift. nämlich nach 
meiner Ueherzeugung von. der hoͤchſten Wichtigkeit. daß der Landing 
immer wife, ob feine Anſicht auch Die der Nation jei. Es iſt eben⸗ 
falls von. ver hoͤchſten Wichtigfeit, daß Die Regierung ſtets wifle, 
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inwiefern ihre Anficht bie Zufkimmung ber Nativn habe. Alle un⸗ 
ſere ſtaͤndiſchen Einrichtungen, audı unſer Zuſammenfein hier, ha⸗ 
hen keinen anderen Zwechk, als eine ſolche Bereinigung ber Anſichten 
der Regierung mit denen ber Nation herbeiführen, denn auf. dieſer 
Vereinigung der Anſichten ruht die Stärke. der Megierung. Ich 
menestheils habe alfo gegen das Amendement bed: Herrn Abgeord⸗ 
neten Zimmermann nichts einzuwenden. Sch erlaube mir num, auf 
Rem non wir geſtellten Antrag zuruͤczulommen. Dieſer Antrag lautet: 
. na en Klaſſen der Nation geſtattet werbe, Belitionen an bie Stände zu 
briagen · 

Die Abtheilung hat ſich dieſen Antrage nicht angeſchloſſen, weil 
fie darin das Prinzip großer Volkovereinigungen erblidt bat. Es 
in nun gerade mein Antrag auf das Gegentheil gerichtet geweſen. 
Unfene Zuftänbe ſind noch nicht fo weit, um bergleicyen große Volls⸗ 
Verſammlaingen als Regel zu adoptiren; ich halte es aber für noth⸗ 
wendig, daß aud) ‚Diejenigen, welche nicht Wähler find und nicht 
einem hier nertreinen Stande angehören, das Recht haben, ihre 
Anfichten und Bitten vorzutragen und vorgängig. Diefe Bitten be⸗ 
vachen zu dürfen. Dadurch, daß eine poligeiliche. Erlaubniß zu 
geäßeren Verſammlungen flättfinden muß, Die im Freien gehalten 
werden follen, bleibt die Lage der Geſehgebung in Beziehung hier⸗ 
auf gerade wie fie jetzt iſt. Demn dergleichen Verſammlungen, wenn 
die Regierung, refp. Die Polizei fie geftattet,. könnten auch. jebt ge⸗ 
halten werben... Wenn es aber ein Recht wird, dergleichen Berfamm- 
lungen in geichlofienen Lokalen halten zu bürfen, fo werben fie nie 
ſehr groß fein, ſich nie über die Bewohnerzahl eines Kreiſes ober 
einer Stabi erſtrecken fönnen, denn bergleicyen große 2efale, welche 
Die Menſchen zu Tauſenden aufnehmen könnten, giebt es fafl. nir⸗ 
gende. Diefed Recht num, was. ich den nicht vertretenen Klaſſen 
einraumen würbe, halte ich für ein fehr konſervatives Dreinip. 

(Gelächter) 
Es if ba, wo Dies Recht ausgeht werben tan, die Bolge daven, 
daß der Fortſchritt in der Berfofung, wie in ber. Gefepgebung, im 
ruhiger Weiſe vor füch geht. . Schen Sie in dieſer Beziehung auf 
Engine. . Eine. der wichtigen Maßregeln, eine folche,. bie einem 
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großen Theile der Nation woſentlich nachtheilig war, iR blos anf 
biefe Weiſe herbeigeführt worden, und jeßt, nachdem fle durch ein 
Geſetz fanskioniet iſt, wird fie allgemein als Heilfam anerfannt. Ich 
meine: Die Freiheit ver Einfuhr des Getraides. Erinnern Sie ſich, 
meine Herren, daß Jahre. lang dieſe Angelegenheit durch Petitionen 
betrichen: worden ift, Daß biefe- anfangs nidyt zahlreich. waren, weis 
nur der. Heinere Theil der Natten einſah, wie. heilſam dieſe Maß⸗ 
vegel wer. Nach und nad) iſt biefe Anſicht allgemeiner geworben, 
und. fo iſt nod zur rechten: Zeit Die Gefebgebung eingefchritten. 
Sehr oft reden wir und Andere davon, den Zuftand des Volkes zu 
verbeſſern; es werben Vereine zu dieſem Zweck gegründet, vie aller» 
lei befondere Hilfsmittel: zur Verbeſſerung bes Zuſtandes der un⸗ 
tern Volkollaſſen verfolgen. Nach meiner Meinung iſt es -eine der 
erſten Bebingungen dieſer Verbeſſerung, daß diejenigen, die nicht 
vertreten find, die ſchwerlich auch alle je vertseten werden koͤnnen, 
doch wenigſtens das Recht: haben mögen, ihre Bitten kundzugeben. 
Ich halte: ed, wie ich hiermit wieberhoten muß, für Außer konſer⸗ 
vativ und für nothwendig, Daß wenigftens die Bitten und die Au⸗ 
ſichten dieſer Klaſſe zu uns dringen Fönnen. Sch bitte Sie daher, 
meinen Vorſchlag in Erwägung zu ziehen; wird er nicht angenom⸗ 
men, ſo flimme ic) demjenigen Amenventent bei, welches der Abg. 
Zimmermann geftellt- hat, ımb event. zulegt dem Borfchlage ber 
Abcheilimg. 

Abg. son Wardelcben: Ich halte Has Petitionsrecht Seitens des 
Landes fuͤr aͤußerſt wichtig, es bildet ein weſentliches Band zwiſchen 
Dem Lande und feinen Vertretern, indem es allein oder doch vor⸗ 
zugoweiſe das Mittel darbietet, die Wuͤnſche und Veduͤrfniſſe des 
Landes kundzugeben. Die Nothwendigkeit ſpricht ſich um ſo dringen⸗ 
der dafür aus, well ein großer Theil des Volks ohne alle politiſche 
Rechte ift, Daher auf die Wahl feiner Vertreter einzuwirken außer 
Stande ſich befinvet. Wobei nicht außer Acht zu laffen iſt, daß zu 
ihnen mit die gebifbetfien und reichflen Leute im Lande -gehöten, 
Deine Herren! in allen: ſtaatlichen und politiſchen Körperfchaften,! 
in allen Binzichtungen Der Art, iſt eine gewiſſe Neigung enthalten, 
ſich zu iſollxen, eine gewifſe Reigung, allmaͤlich ieigenfüchtige Zwecke 


zu verfolgen, einfeitige. Richtungen einzuſchlagen. Nach meiner Ucber⸗ 
zeugung giebt es nur ein Mittel gegen ſolche verderbliche Richtungen, 
und dieſes Mittel liegt in dem ewig friſchen Leben, welches aus 
der Geſammtheit des Volles ſtroͤmt. Meine Herren, auch ich wollte 
Ihren Blick auf ein Laub wenden, weiches ‚bier ſchon oft genannt 
iſt, und in welchem das politifche Leben wohl am meiften ausge⸗ 
biinet fein vürfte, in welchem wir auch in bem lebten Biertel⸗Jahr⸗ 
hundert gefehen haben, daß die bedeutendſten Reforsten im feinen 
amtlichen und ‚politiichen Einrichtungen nur durch mächtige Ein- 
wirtungen des öffentlichen Geiftes auf feine Vollopertreter hat er- 
zungen: werben ‚können. Ic kann dabei nicht unbemerkt lafſen, daß 
dort nach 3Qjährigen Kämpfen niemals mehr als die abjelute Stim⸗ 
menmehrheis in ven. Barlamenten hat erlangt werben Können, baf 
alſo nicht zwei Drittel Stimmen. netfivendig waren, um ſolche An⸗ 
träge zu machen, wie bier. Anders ift es bei und, wir brauchen 
zwei Drittel Stimmen, um nur Bitten an den Thron gelangen zu 
laſſen, und dem Lande ift Stillſchweigen auferlegt, und das Land 
Darf feine Bitten nicht ausfprechen. und feine Wuͤnſche nicht hören 
laſſen; Ich: geſtehe aufrichtig, daß unter dieſen Umſtaͤnden wahre Pa⸗ 
trioten mit Beſorgniß ig die Zukunft bliden müßlen. . 

Meine Hereen! Wenn fi) aber Taufende von :Stimmen im 
Sande erheben für feine Wunſche und Beduͤrfniſſe, und bie dem 
Zandtage dann zur Seite ftehen, fo glaube ich nicht, daß es dann 
möglich ‚fein wird, bie wahren Beduͤrfniſſe ‚für das Land zurüdzus 
halten. Ia, meine Herren, in der Theilnahme des Landes, in ber 
ungusgejegten regen Theilnahme des Landes liegt Die. ganze Kraft 
Der Vertreter Des Landes; Diefe immerwährende lebendige Theilnahme 
kaun aber nur; erhalten werben durch das Wetitionsrecht, welches 
das Land jept nicht hat, welches dem Lande genommen ift in all⸗ 
gemeinen Sachen, welches das Land indeſſen während eines Viertel- 
Jahrhunderis wenigſtens faktiich ausgeübt bat. Meine Herren! es 
giebt einen ſchoͤnen Wahlſpruch, der pielleicht nicht bei Allen An⸗ 
Hang finden wird; aber ich .befenne mich zu dieſem Wahlſpruch. Es 
iſt der Wahlſpruch, der eben fowohl im Intereſſe der Krone als 
des Landes iſt, ich möchte fagen, biefee Wahlſpruch beruht auf dem 
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Ausſpruch des großen Könige Friedrich IT., näuilich, daß bie Re 
gierung um des Bolfes willen Da ſei und nicht das Bolk um ber- 
Regierung willen 
(Es wird durch einander gezifcht und Brave- gerufen.) - 2 

und daß alle’ Intereffen innig verſchmelzen. Der Wahlſpruch, zu 
bem ich mich befenne, ift: Alles für das Volk und Alles vurch das 
Belt; daher flimme ich für das ‚unbedingte Petltionsrecht Seitens 
des Landes. Brave.) 

Abg. Graf von Selbstt: Meine Herren! Ich kann mid) nn 
mis denjenigen der Herren Rebner einverftanden erklaͤren, welche ge⸗ 
gen das Gutachten der Abtheilung fprechen; im Gegentheil iſt e8 
mir. eine höhe Genugthuung, daß an dem heiligen Tage Die An⸗ 
träge, welche ich auf der vierten ſächſiſchen Provinzial⸗Staändever⸗ 
fanmlung nur mit wenigem &xfolge angebracht habe, heute zu der‘ 
gebührenden Geltung gelangen. Ich meine Die Anträge auf Wah⸗ 
rung der Rechte unferer Kommittenten und auf Feſſſtelung unſerer 
- Pflichten als Abgeordnete gegen dieſe. 

Ich finde die Rechte unſerer Kommittenten keines weged in ber 
erwähnien Geſetzesſtelle gewährt, und find unfere Verpflichtungen ge⸗ 
gen fie ale Abgeordnete keinesweges in irgend genuͤgender Weife 
bezeichnet. Auch Die Erläuteringen, weldye der Here Landtags⸗ 
Kommiſſar ‚gegeben, koͤnnen mich nicht befriedigen: Die Wahrung 
der Rechte unferer -Rommitienten finde ich Tedtglich--und allein in! 
der Combination der Anträge der Abtheilung und des Herm Dr. 
Zimmermann. Ic erfläre mich alfe in’ dieſem Maße für beide.’ 

Albg. son Puttkammer: Das PVetitionsrecht der einzelnen Indi⸗ 
viduen an den Vereinigten Landtag möchte uns allerdings: zu weit 
führen, und die dadurch hervorgehenben Arbeiten möchten nicht zu 
bewältigen fein. Ich glaube nicht, Daß man- den einzeltien Gemein- 
den das Vetitfonsrecht an den Vereinigten Landtag einräumen Tann? 
ich glaube aber wohl, daß man größeren Eorporationen, als kreis⸗ 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen und den Städten, dies Petitionsrecht 
einräumen kann, ohne daß es zu weit führt, und ich glaube‘ alfe 
auch, daß faktiſch die Petitionen derſelben hierher-gelangt find, Aber. 
auf Umwegen. Es ir nach meiner Anſicht nicht mi nothwendig, 
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daß ſtaͤndiſche Eorporationen ihren Abgeordneten erſt bitten müſſen, 
daß er die Petitionen hier einbringe; es koͤnnte doch fein, daß Ei- 
nige anderer Meinung wären, und fie find alfo nicht verpflichtet, 
die Petitionen bier zu unterflügen, aber fie einzubringen, dazu müßten 
fie verpflichtet fein. Es würde nicht fchädlich fein, im Gegentbeil 
ſehr wünfchenswerth, wenn in bem Lande Die Theifmahme an ber 
Berfaftung erregt wird. Die einzelnen Individuen müflen fih au 
Eorporationen wenden, alfo an ftändifche Berfammlungen. ober an 
Kreistage mit ihren Bitten gehen; da werben biefelben erörtert, und 
auf Diefe Weile kommen fie hierher. Air Die Städte iſt nun bie 
Sache fo, daß die Kommitienten wohl ziemlich Diefelben find, naͤm⸗ 
lich die Stadtverordneten; auf dem platten Lande Dagegen. würde 
nur der Kreistag die Inftanz fein, ſowohl für Die Ritterſchaft ale 
für Die Landgemeinden. Die einzelnen Wähler können es nicht 
fein, weil. fie feinen Bereinigungspunft haben; aber. für Die Treis- 
Röndifchen Berfammlungen möchte ich. das Petitionsrecht vindiziren, 
eben fo für die Städte. 

Abg. Simmermannı (Spandau): Nach den Erörterungen von 
den verfihiedenen Geſichtspunkten aus erlaube ich mir Die einzelnen 
Punkte, worauf es mir anzufommen fcheint, zu trennen. Es iſt zu⸗ 
naͤchſt zur Sprache gebracht worden, daß in ben einzelnen Theilen 
der Monarchie den Verhandlungen -zwifchen ben Landtags⸗Abgeord⸗ 
neten und ben Romanen , Tuzz, mit ihren Kommittenten, Einſchrän⸗ 
fungen wiederfahren find, während in anderen, Theilen: her Mo- 
narchie ſolche Einschränkungen ‚nicht geltend gemacht worden find. 
Man könnte zwar nad; der Erflärung Des Heren Landtags >» Kom- 
miſſars Darüber hinweggehen; da aber die desfallſige Behauptung 
ganz beftimmt Hingeftellt und pofttiv mit Thatſachen belegt if, fo 
erlaube ich mir hieran Die Bitte zu. Inüpfen, daß ber Herr Landtags⸗ 
Kommiſſar ſich veranlaßt fehen möge, feiner. non ibm gemachten 
Aeußerung in allen Regionen Geltung zu verfchaffen. Wuͤrde Der 
Heu Landtags⸗-Kommiſſar biefe Erklaͤrung geben, fo würbe ich für 
meine Perſon die Diskuſſton Aber biefen Hunt und den Antrag ber 
Fe für erledigt Halten. - 

ds mie. kann aber meine Bofugait mit. hin⸗ 
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ausgehen. . Ich habe die Anficht der Regierung ausgefprochen, die 
audy bie Anficht meiner Koßlegen if. Bon meinem Stanbpunfte 
aus werde ich gern in diefer Richtung wirken. Eine feierliche Vers 
ſicherung aber, daß diefe durch alle Regionen volle Geltung erhalten 
werde, kann ich nicht abgeben. 

Abg. Simmermann (Spandau): Ich verlange keine ſo feierliche 
Verſicherung. Jedes Wort des Herrn Landtags⸗Kommiſſars iſt fuͤr 
mich ein frierliches. Es kam mir nur auf eine beſtimmte Aeußerung 
des Herrn Landtags⸗Kommiſſars an, wie ſie jetzt gethan iſt, und 
halte ich dadurch dieſen Punkt für erledigt. Ich habe mir aber 
ferner erlaubt, vorzuſchlagen, Daß jedem Einzelnen geftattet fein ſoll, 
durch Bermittelumg eines Abgeorbneten ſich mit einer Petition an 
die Verſammlung zu wenden, lediglich im Gegenfage deſſen, "Daß 
nicht Jemand feinen ‚Antrag an die ganze Verſammlung richte. In 
der Bermittelung des Landtags - Abgeordneten finde ich das Medium, 
unbegrändete.- Bitten und Beſchwerden zurüdzuhalten, infofern. ed ber 
Einficht Des einzeinen Abgeorbneten gelingen wird, augenfälig un« 
flattbafte. Anträge durch angemeffene Belehrung des Petenten fern 
zu halten, da ich annehmen zu können glaube, Daß in ber Regel 
eime richtige Würdigung durch den Abgeordneten erfolgen. wird, und 
Riemand;, dem eine unbegründete Beſchwerde zufommt, wird ſich 
entbrechen, ſolche unbegründete Petitionen möglichft abzuwehren, wenn 
er vorausſieht, daß ſie Feine -Bolge haben können... Wenn gegen die 
Berpfliäytung, eine Petition anzunehmen, ferner. angeführt. worben 
iſt, Daß wir viele Beſchwerden befommen wirben, fo bebaure ich 
dies: Wenn id, annehmen dürfte, Daß es der Fall fein würde, fo 
wehrbe ich mid) Doppelt veranlagt fühlen, mein Amendement zu ver⸗ 
einigen. Ich. bin aber gerade der Anficht, Daß man fo viele Be— 
ſchwerden nicht zu fürchten hat; wo dergleichen aber vorhanden ſind, 
kafien. Sie und ja nicht dazu mitwirken, ſie zu unterbrüden! Wem . 
ich meinen Antrag weiter befinworte, fo muß ich noch auf ein ans - 
deres Berhältwiß auſmerkſam machen. Ich bin der Anſicht, daß 
durch die vollſtaͤndige Veröffentlichung aller: unferer Verhandlungen 
dem. Petitlonorecht eine ſichere Schranke geſetzt iſt. Jede hier ein- 
gereichte Petition wird durch bie ſtenographiſchen Berichle einer 
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öffentlichen Kritik anheimgegeben. Jeder, der eine Petition uͤber⸗ 
. geben will, wird fh meines Erachtens auch aus. dieſem Grunde 
prüfen, ob biefelbe zur Verhandlung im Bereinigten Landtage ge 
eignet if. Wenn aber im Allgemeinen doch die Beſorgniß Geltung 
gefunden hat, daß der allgemeine Gebrauch des Petitionsrechtes 
möglicherweife zu einem fo großen Umfang der ‚Gefchäfte führen 
möchte, wie es für bie hohe Berfammlung nicht wuͤnſchenswerth 
und für ihre Zwecke nicht angemeflen fein bürfte, fo erlaube ich 
mir zu meinem eigenen Amendement einen Bermittelungs + Borfchlag 
dahin, daß wenigftend die Kommittenten befugt eradjtet : werben 
mögen, Anträge an die Berfammlung durch Vermittelung Der Abge⸗ 
ordneten einreichen zu können. Denn auch infofern iſt nach meiner 
Anficht allerdings eine Verſchiedenheit zwiſchen der Provinzial⸗Ge⸗ 
febgebung und der gegenwärtigen vorhanden. "Die. ‘Provinzial «Bes 
feßgebung beftimmt ausdruͤcklich: Die. einzelnen Stände Tonnen ihren 
Abgeoroneten feine Inftruction ertheilen; aber es fieht ihnen frei, 
fie zu beauftragen, Bitten umd Beſchwerden beim. Landtage anzu⸗ 
bringen. Dagegen fagt das Gefeb in Bezug auf ven gegenwaͤrtig 
Bereinigten Landtag: Bitten und Beichwerben von Anderen ala 
Abgeordneten können nicht zugelafien werden. In dieſen Beftim- 
mungen finde ich eine augenſcheinliche Differenz, weshalb ich meinen 
Antrag wiederhoſle. 

Referent von der Heydt: Ich kann die Anſicht des Redners 
nicht theilen, wenn er die Erklaͤrung des Herrn Landtags⸗Kem⸗ 
miſſars für erledigend haͤlt. Ich erachte Die Erklaͤrungen bes Herrn 
Kommiſſars für eben ſo feierlich wie ber geehrte. Redner, erinnere 
aber daran, daß der Herr Kommiſſar ſelbſt ſagt, daß er nicht be⸗ 
fugt ſei, ſeiner Aeußerung diejenige Geltung in allen Regionen zu 
verſchaffen, die eine. geſetzliche Beſtimmung herbeifuͤhrt. Ferner erin⸗ 
nere ic). Daran, daß ber ſtellvertretende Kommiſſar in der Abtheilung 
das Geſetz ſelbſt ſo gedeutet hat, daß keinerlei Communication zwi⸗ 
ſchen ven Landtagen und den Kommittenten ſtattfinden kann, und 
zwar nicht blos für Die Rhein⸗Provinz, ſondern für alle Provinzen. 
Wenn alſo ein hochſtehender Beamter biefe Anſicht ‚haben Iunnte, fo 
duͤefte dieſelbe leicht in ‚ben Provinzen gellend gemacht werben. 
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Warum ſteht das Wort: „Keinerlei” in ven Paragraphen. Da: 
durch fcheint mir angebeutet zu fein, daß feine Communication ſtatt⸗ 
finden folle. Bon einem geehrten Mitgliede vorhin ift ein Bebenfen 
darin gefunden worben, baß, wie von dem letzten Redner urfprüng- 
lich vorgeichlagen, der Abgeordnete, welchen Petitionen übergeben 
werben‘, zu Deren Anbringung verpflichtet fein fol, Man bat bes 
fürchtet, Daß. man Dadurch zu einem willenlofen Werkzeug werde. 
Das iſt mir nicht Har, abgefehen davon, daß Keiner die Ueberzeu⸗ 
gung theilen mag, Daß. Die Abgeorbneten zum Vereinigten Landtage 
überhaupt: willenlofe Werkzeuge fein fönnten. Daſſelbe Mitglien Hat 
über die große Anzahl von Petitionen gefprochen, Die ung. vorliegen. 

Ich follte meinen, daß außer dem ‚geehrten Mitgliede, welches 
eine höhe Stelle im Minikerium einnimmt, Diefe Anficht nicht ge 
theilt wird. Bei ber. Einberufung des Vereinigten Landtags wußte 
man noch nicht, wann der zweite Vereinigte Landtag ftattfinden 
werde. Mit Rüdficht hierauf feheint mir auch Die Anzahl der Pe⸗ 
titionen ‚nicht zu groß, ‚zumal. wenn erwogen wird, daß viele Peti— 
ttonen: denſelben Begenftanb betreffen. Ich meine, Daß dieſe Bes 
merkung: nicht zutrifft. Zudem ift der Antrag Der Adtheilung ein fo 
gemäßigter, daß ich nicht geglaubt hätte, Daß er irgend einen Wi⸗ 
derſpruch in dieſer Verſammlung finden könnte. Iſt, was. Die Ab- 
theilung will, nach Anficht der Staats⸗Regierung im Geſetze aus⸗ 
gefprochen, fo wird ed um fo weniger Anftand haben, eine Aller: 
höchfte Erklärung danach abzugeben. Ich bin der Meinung, daß 
die Annahme Des Antrags ber Abtheilung, da er der Anficht Der 
Staats «Regierung nicht entgegen ift, von der Verfammlung ange 
nommen werben koͤnnte. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich Habe nur eine Heine Bemerkung 
vorzuteagen. Wenn idy nämlich den Sinn Diefer Petition verſtehe, 
fo ſoll eine Declaration der Beitimmungen, wie fie im 8. .19 des 
Geſetzes vom 3; Februar d. 3. erlaflen find, erbeten werben, 

Der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat ‚bereits erklärt, wig: Diefe 
Beſtimmungen auszulegen feien. Ich fiir meinen Theil habe gar 
fein Bedenken, dieſer Auslegung. beizutreten, und finde Die Sache 
auch gang eniſchieden und genau im Geſetz nuageprädt. Sollte 


— 26 — 


alfo die hohe Berfammlung dieſe Auslegung nicht fir unzweifelhaft 
halten, fo Fönnte die Betition nur auf eine Declaration gerichtet 
werben. 

Referent von der Heydt: Mir fcheinen Declarationen von Ge⸗ 
feten überhaupt nicht wuͤnſchenswerth. Ich meine, Die Geſetze 
müßten. jo Far fein, daß fie Feiner Deckaration bebirfen. Ich er- 
achte weder den Herrn Juſtiz⸗Mimiſter nody irgend einen anderen 
Minifter für kompetent, die Geſetze authentifch zu erläutern, und 
. Darum trägt die Abtheilung darauf an, Feine Declaration, fondern 
geſetzliche Beftimmungen zu erlafien, welche unzweifelhaft eine folche 
freie Communication geftatten. 

Juſtiz⸗Miniſter Mhden: Ich glaube, daß ich keinesweges ge- 
fagt habe, daß der Juſtiz-Miniſter oder der Minifter des Innern 
Die Declaration geben Tonne, fondern meine Anficht ift dahin ge⸗ 
gangen, daß, wenn überhaupt die Hohe Berfammlung eine Dunkel⸗ 
heit in dieſer Beſtimmung findet, fo möge fie um Erlaß einer Des 
claration petitioniren. Ich bin nicht Dazu ermächtigt und werbe ge- 
wiß nicht behaupten, Daß jemals einem Minifter das Recht zufiche, 
eine authentiſche Declaration zu erlaffen, eine ſolche kaun nur von 
des Könige Majeftät eriheilt werden. 

Referent von der Heydt: Nun würde ich vorfchlagen, daß Der 
erfte Antrag Der Abtheilung zur Abftimmung komme, weil er der 
maͤßigſte iſt. 

Abg. von Platen: Ich erlaube mir, den Herrn Marſchall zu 
fragen, ob auch das von dem Abgeordneten aus Pommern geſtellte 
Amendement zur Abſtimmung kommen wird, welchen Falls ich mich 
gegen das Gutachten der Abtheilung und für jenes Amendement er⸗ 
Hören wuͤrde; kommt jenes Amendement aber nicht zur Atſtimmung, 
ſo muß ich mich für die Abtheilung erklaͤren. 

Eine Dtimme: Damm müßte auch ben Sanbgemeinben dieſes 
Recht eingeräumt werden. (GSuſtimmung von einigen Seiten.) 

Referent von der Heydt: Ich mache darauf aufmerkfam, daß es 
gar nicht in der Meimmg der Abtheilung lag, dieſe auszuſchließen, 
denn es heißt ja: „Abgeordnete und Ihre Wertretenen.“ 

Abg. von Paten: Ich muß mir zu bemerken erlauben, daß 
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kreioſtaͤndiſche Corporationen nicht Kommittenten find: „ben auf 
Kreistagen find fowohl Städte» als Landgemeinden vertreten.“ 

Es ift Bier ganz daffelbe Verhaͤltniß, welches nach ben Ber 
merlungen bes Herrn Kunmiflars in den Rheinlanden fattfindet. 
Rad, dent Beleg bin ich nicht Vertreter ber Kreisftände, ſondern 
Vertreter der Ritterſchaft eines Wahlkreiſes. 

Referent von der Heydt: Ich muß darauf aufmerkſam machen, 
daß das Wort: „Kommittenten“ nicht in dem Antrage enthalten iſt. 

Abg. von Platen: Ich bitte ums Wort. - 

Aandtags · Marſchall: Wenn das Wort noch ferner gegeben wer: 
ven fol, haben es andere Redner, es ſind deren noch fieben ange» 
meldet; wenn aber der Schluß der Debatte gewünſcht wird, Dan 
fann ich Miemand mehr das Wort geben. 

bg. von Paten: Ich ‚habe noch keine Antwort auf meine Frage. 

Saudiags- Marfchall:- Die Frage hat bereits der Herr Referent 
beantwortet, und in diefem Sinne ſcheint mir auch die Abftimmung 
erfolgen zu: können, denn in der Abtheilung war keinesweges bie 
Rede von Waͤhlern. | 

Abg. von Platen: Als Bertreier eines Theils der Kreisſtaͤnde, 
nämlich der Ritterſchaft, bin ich nach dem Antrage der Abtheilung 
nicht befugt, mit den Kreisſtaͤnden zu verhandeln — iſt man aber 
trotz des Wortlautes der Anſicht, daß der Vorſchlag der Abtheilung 
meine Beſorgniß beſeitigt und den Kreioſtaͤnden dad von mir hean⸗ 
ſpruchte Recht belegt, fo habe ich nichts mehr anzeführen. 

Sandtags- Marſchall: Ja wohl! Wollen Sie hoͤren, was ber 
Herr Referent ſagt? 

Referent von der Heydt: Meine Anſicht ie ,‚ daß, wenn eine 
freie: Communication unter den Landtagsabgeordneten und den Ver⸗ 
tretenen ſtattfindet, datunter alle Corporationen, ſelbſt einzelne In⸗ 
dwiduen verſtanden ſind, die der Abgeordnete vertritt. 

Sandtage» Marſchall: Wird ſich der Hert Gragfieler bei dieſer 
Cilan, beruhigt finden? | 
MWg. mon Pluten: Ich provozire auf die Erklaͤrung dee Koͤnigl. 
Herrn Kommiſſars. Ich bin nach dem Geſetz Vertreter der Ritter⸗ 
ſchaft meines Wahlkreiſes, aber nicht Vertreter des Krristages. Es 
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iſt, ich wiederhoie es, ganz daſſelbe Verhaͤliniß, wie in ben Rhein⸗ 
landen. Unmoͤglich wird man den ſtändiſchen Corporationen ein 
weſentliches Recht ſchmaͤlern wollen. 
Aanbdtags⸗ Marshall: Ich werde nunmehr fragen, ob die Ver⸗ 
fammlung den Schluß der Debatte wuͤnſcht, und bitte Diejenigen, 
welche dies wollen, ſich zu erheben. 
(Der Schluß der Debatte iſt mit großer Majorität bes 
fchlofien worden.) 

Es liegen hier drei Anträge vor: zuvoͤrderſt ber ber Abtheilung, 
Dann der des Hexen Abgeorpneten Zimmermann und eublid) Der des 
Hesen Abgeordneten Hanfemann. Ich bin. der Meinung, daß 
wir von dem Antrage, ber am weiteften geht, ausgehen müfien. 
Dies ift der des Herrn Abgeordneten Hanfemann, dann wuͤrde 
der des Herrn Abgeordneten Zimmermann folgen und endlich Der 
der Abtheilung. Auf Diefe Art hat Jeder Die Freiheit, nach feiner 
Vebergeugung zu ftimmen. Wer den brüten Antrag will, verwirft 
den erflen und zweiten; und wer Den zweiten will, verwirft ben erfien. 

Die erfte Frage werde ich folgendermaßen formuliren: 

1. „Bolfen alle Berfammlungen zur Beratung über Petitionen au: Königliche Be⸗ 
‚ börben ober ſtaͤndiſche Gorporationen, fofera fie nicht im Freien flattfinden, ohne 
. &rlqubniß ber Polizei gehalten werden koͤnnen?“ 

Abg. Graf von Schwerin: 8. wird wohl nothwendig jein, Die 
Frage fo zu ſtellen, ob eine. Petition dahin gerichtet. werden fol? 
da man ſehr gut der Sache zuftimmen kann, aber Doch nicht jegt 
deswegen petitioniren will. 

Sandtags- Marſchall: Dieſe Bemerkung iſt richtig, allein ich 
habe dies ſchon darunter verſtanden. 

Diejenigen, welche fuͤr Bejahung dieſer Frage ſind, bitte: ich 
omfjufiehen: (Der Antrag iſt nicht angenommen.) 

Die zweite Frage betrifft Das Amendement des Herrn Abge⸗ 
vrdneten Zimmermann. Ich ſtelle auf daſſelbe folgende Frage: 

„Sollen die Abgeordneten nicht bios befugt, ſondern auch verpflichtet fein, alle 


... ihnen vor ihren Kommittenten und ſtaͤndiſchen Corporationen zugehenden Bitten 
uud, Beſchwerden dem Lanbtage einzureichen? “' 


“Eine. Dtimme: Was. wird unter Kommittenten verfkanben ? 
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Fandtags · Marſchall Darüber möge ſich ber dem: Antragſteller 
erklaͤren. 

Abg. Simmermann (Spandau): Der Ausdruck „ommittenten a 
hat zu Zweifeln Anlaß gegeben. Ich bitte zu fegen: „Sommittenten 
und ftänbifche Corporationen“, weil fonft die Kreistiage : Berfamm- 
kungen darin nicht einbegriffen find. 

Abg. Graf von Gneifenm: Ic erlaube mir. die Bemerkung, 
Daß, wenn dieſe Frage zur Enticheidung kommt, fie in Widerſpruch 
fommen wuͤrde mit der Bitte Der Abtheilung. 

AndiagsMarſchall: Ganz gewiß! Diejenigen, welche ven An⸗ 
trag der Abtheilung wollen, müuͤſſen den jetzigen verneinen; darum 
habe ich die Fragen in dieſer Folgereihe geſtellt. Der Herr Secre⸗ 
tair wird die Frage noch einmal verleſen. Dies geſchieht.) 

Abg. Aimmermann (Spandau): Es iſt allerdings möglich, daß 
ein Zweifel entſtehen kann, inſofern es fraglich iſt ob eine Stadi⸗ 
verordneten⸗ Verſammlung eine ſtaͤndiſche Corporation iſt. Ich wuͤrde 
daher allerdings dem Antrage nichts enigegenſetzen, daß das Wort 
„ſtaͤndiſche“ forthleibe. 

Sandtags - Marſchall: Alſo wir laſſen das Wort ſtandiſche ken; 
es ift das die Meinung des Herın Zimmermann, von dem ber 
Antrag felbft ausgeht. 

Abg. Hanmann: Die Frage involvirt zwei Fragen, nämlich 
über Die Befugniß und über die Verpflichtung; ich wuͤnſchte dieſe 
ragen gefondert, Die „Befugniß” möchte ich für meine Perſon in 
Anſpruch ‚nehmen. «Id wuͤnſche, Daß es in meiner Befugniß Jiege, 
auch Petitionen einbringen zu Fönnen, Die mir aufgetragen werben, 
wit Demen ich aber perfönlich nicht einverftanden bin, die jedoch von 
ſolcher Wichtigfeit find, daß ich mein eigenes Urtheil nicht als maß⸗ 
gebend hinftellen möchte. Darum wünfchte ich, daß die beiden Fra⸗ 
gen getrennt würden. Für die „Verpflichtung“ würde ich mid) nicht 
ausſprechen fönnen. 

Sunnings- Marſchall: Iſt der Herr Antragfteller damit einver- 
ftanden? 

Eine Stimme: Ich erlaube mir den Antrag, daß bei dem Aus⸗ 
drude „ſtaͤndiſche Corporationen” ftehen geblieben werde. 
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Sandtago- Marfyall: Herr Zimmermann! Treten Sie dem 
bei, was eben gejagt worden ift? 

7 Mg Rimmermann (Spandau): Dem kann ich nicht beitreten; 
ich will ja gerade die Verpflichtung. 

Abg. Akäwes: Ich habe ven Hein Antragfteller dahin ver⸗ 
ſtanden, daß er nichts weiter mit ſeinem Amendement habe ſagen 
wollen, als daß diejenige Beſtimmung erbeten werden möge, die in 
ben provinzialftändifchen Gefegen enthalten ift, Daß es naͤmlich Den 
Wählern freiftehen folle, ihren Abgeorbneten Aufträge zu geben. 
Stehe es den Wählern frei, Aufträge zu geben, fo folgt meines Er⸗ 
achtens daraus auch die Verpflichtung ber Abgeoroneten, fie Dem 
Landtage zu übergeben, micht ‚aber die Berpfüchtung für die Abge⸗ 
orbneten, jene mit ihrer Ueberzeugung auch vertreten zu muͤſſen. Die 
Freiheit eines Jeden in ſeiner Ueberzeugung bleibt deſſenunge achtet 
uneingeſchraͤnkt. 

audtags -Marſchall: Ich werde recht gern bie Frage trennen 
und ſie zuerſt auf die Verpflichtung allein richten, dam aber auf 
die Befugniß. Wenn ich zwar glaube, daß die Befugniß bei der 
Verpflichtung vorhanden fein muß, will ich, wem es gewuͤnſcht 

wird, die Frage fo ſtellen. 
Ä Abg. von Auerswald (vom Plab): Wenn die: Verſamalung 
eine Verpflichtung feſtſtellen oder darauf antragen will, ſo liegt darin 
ſchon, daß die Befugniß vorausgeht. Es wuͤrde ein Widerſpruch 
ſein, wenn die Befugniß nicht bei der Verpflichtung beftehen follte. 
Ich erlaube mir daher den Antrag, daß bei dem Amendement ohne 
Drennung der Frage ſtehen geblieben werte. — 

Jandtags·Marſchall: Iſt die Verſammlung mit Difn Antrage 
einverflanden. 

Abg. Dimmermann: 3, meined Theil, als Antragftellrr, bin 
damit einverftanden. Es iſt, wie ich wiederhole, Niemand verpflich⸗ 
tet, den Inhalt einer Petition zu vertreten. 

Secretair von Leipziger: Ich will den Antrag nechamis ver⸗ 
leen 

‚Sollen 'die Abgeordneten nicht nur befugt, ſondern auch verpflichtet fein, alle 
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ihnen von Ihren Kommittenten und flänbifchen Corporationen angehenden Viten 
und Beſchwerden dem Landtage einzureichen 


Sandtags- Marfchall: Wer fü die Bejahung ber Frage A den 
bitte ich aufzuftchen. 
Ä (88 erhebt ſich keine hinreichende Majorität.)  - 
Nunmehr folgt Die dritte, auf den Antrag der Abtheilung geridytete 
Trage. (ſ. S. 216 u.) Es will mir aber hierbei fcheinen, als ob der 
Antrag eine Modification durch dasjenige erleiden müfle, was durch 
den Herrn Landtags - Kommiflarius darüber erflärt worden ifl. Ex 
fagte nämlich, er jet vollkommen einverflanden mit Den, was Durch 
diefen Antrag gebeten werben foll, er glaube aber, daß eine andere 
Deutung auch gar nicht in den Paragraphen gelegt werden Tönne. 
Daher würde es ſich nur darum handeln, Allerhöchften Ortes zu 
erbitten, daß eine Declaration erfolge, nach weicher der Paragraph 
biefe, erbetene Deutung babe. | 
(Biele Stimmen rufen: Ja) 
Diejenigen Herren, die für die Bejahung ſind, ie ich auf⸗ 
zuſtehen. 
Es herrſcht wohl Einſtimmigkeit uͤber die Befahung? 
Eine Stimme: In der ‚Provinz Beftppalen find viele ſiden ge⸗ 
blieben. 
Landtags - Marſchall ‚Gegenwärtig hat der Herr Referent das 
Wol. 
Referent von der geyrt 
III. „Ein fernerer Antrag iſt auf Aufhebung der Beflimmung gerichtet, nach 
welcher Bitten und Beſchwerden, welche einmal zurückgewieſen worden find, ſpaͤter⸗ 
hin au nur. dann evnewert werden ſollen, wenn neue Gründe filh ergeben, un 
es wird dieſer Antrag aus denfelben Srünben mativirt, aus welchen überhaupt. bie 
- Befreiung bes Betitionsrechts von allen laͤſtigen Beeinträchtigungen als nothwendig 
bargeftellt wird. in Nachtheil Fönne daraus nicht entflehen, wenn das Volk ſei⸗ 
nen Bertretern das Vertrauen fchenfe, feine Wünfche, auch wenn fie früher abge: 
wiefen, von neuem ihrer Beurtheilung vorzulegen, um fle;- wenn erheblich ‚befunden, - 
ber Kroue menerbdinge vorzutragen. Das -Dertramım Inne dadurch nur wachen 
bie Landes⸗Angelegenheiten Fünnten dadurch nur gzwinnen. 
‚Die Abtheilung verhehlte ſich nicht, daß die fragliche Beſtimmung ihrem Bude 
ſtaben nach leicht zu umgehen ſei und, wie bie Erfahrung lehre, auch ſtets um: 
gangen worden jet, da es an Auffindung neuer Bründe niemals fehlen werde, 


(ine gefehliche Beſtimmung aber, bie ihrem eigentlichen Sinne nach von beipen 
Seiten fo wenig beachtet werbe und in ber That in manchen Ballen ohne erheb⸗ 
lichen Nachtheil nicht fireng. gehandhabt werben fünne, fchien überhaupt nicht 
wuͤnſchenswerth. Nur darüber waren bie Meinungen getheilt, ob es angemefien 
fet, ſchon jebt eine Bitte dieferhalb an Se. Majeftät zu richten. Bon der einen 
Seite wurde dies, bevor wegen periobifihen Wiedereinberufung bes Vereinigten 
Landtags Beſtimmung getroffen fei, nicht für zeitgemäß erachtet, Dagegen wurde 
auf der anderen Seite gerade in dem Mangel einer Beflimmung über die Perios 
bizität ein um fo dringenderes Motiv zur Unterflügung des fraglichen Petitions⸗ 
Antrags gefunden, und es wurde aus dem Bortbeflehen früher zurüdgewiefener 
Wünfche für die: Stände eine um fo größere Pflicht erkannt, bie Krone nicht dar⸗ 
über in Zweifel: zu laſſen, ob ſolche Wunſche nach wirklich und mit Grund beftes 
hen. Wie es jedem Unterthan freiſteht, auch einmal zurůckgewieſene Bitten zu 
erneuern, ſo glaubte man au für die Stände, eine gleiche Befugniß in Anſpruch 
nehmen zu fnnen und gerade in dem Fortbeſtehen früher zurücfgewiefener Wünfche 
ben triftigften Grund zur Erneuerung zu finden. 

Be ver Aflinmung fiber bie Frage: 

ob andy ohne @intreten neuer Gründe für jetzt bie Buffet früher zurũck⸗ 

gewiefener, erneuerter Petitionen zu bevorworten fei. 
ergab fig Stimmengleichheit.‘ 


Abg. Stedtmann: Meine hochverehrten Herren! Ich kann nicht 
leugnen, daß unter vielen Dingen, die in der provinzialſtaͤndiſchen 
Geſetzgebung ſowohl, als in dem neuen Patente vom 3. Februar 
zum Theil mich ſehr befremdet, zum Theil ein ſchmerzliches Erſtau⸗ 
nen erregt haben, gerade die große Beſchraͤnkung des Petitionsrech⸗ 
tes gehört; — es mögen num dieſe beiden Geſetze, wie der Königl. 
Herr Kommiffar erflärt haben, mit einander in Webereinftimmung 
fiehen oder nicht. — Es gehört dieſes zu Den wichtigften Punkten, 
Da. es fich bei.diefer neuen Beſchränkung darum handelt, feine Bes 
tionen wieder vorbringen zu Dürfen ofine. neue Gruͤnde. Es hans 
beit'fteh nicht um eim Recht, wie ed dem normegifihen Stotthing 
eingeräumt fft, daß eine Petition, welche zwei⸗, Dreimal, ohne bie 
Koͤnigl. Sanction befommen zu haben, von dem Storihing bevor- 
wortet worden. iſt, alddann von .jelber. zum Gefeh wird, Dann 
feilich, meine Herren, wide ich mich auf einen Stanbpunft des 
Staatsrechts ftellen, auf Dem wir une nicht befinden, vielleicht auch 
niemals befinden werden, ofme daß‘ ich irgend einen Wunſch des⸗ 
halb. aͤnßere. Allein es Handelt ſich in, ber That um ein hoͤchſt un⸗ 











— 333 — 


ſchuldiges Recht, Das: letzte Hecht, meine Herren, was einer mora⸗ 
liſchen oder individuellen Perſon eingeräumt werden kann, Dad Recht; 
eine bloße Bitte dem Landesheren und, wie wir fühn jagen duͤrfen, 
dem Lanbesvater vortragen zu bürfen. Wenn eine Bitte von Uns 
terthanen an den König gerichtet wird, von Einzelnen, von Mehs 
reren, von Bielen, fo ift ficherlich ein Grund vorkanden, fonft wird 
man die Allerhöchſte Perſon nicht anfprehen. Wenn: aber tiefe 
Bitte mehrfach erneuert wird, nachdem fie mehrmals abgeſchlagen 
werben ift, dann, meine Herren, muß fie etwas jehr Wichtiges fein; 
und dann hat ein ausgezeichnetes. Mitglied dieſer Derfanunlung mit 
vollkommenem Recht, wis mir daͤucht, Dad Wort Eonjervativ. aus⸗ 
gefprochen. Nichts, meine Herren, ift mehr konſervativ, :ald wen 
der Staat mit den Unterfhanen in der allervollkommenſten Berbin« 
dung fleht, wenn der Staat auf Dad Allergenauefte von ben Bitten‘ 
der Unterihanen unterrichtet ift, fie mögen gerechte oder ungerechie, 
begrimbete. ober: unbegruͤndete fein, Aufklärung, meine Herren, des 
Lundedherrn, Aufklärung feiner Raͤthe iſt alſo ein Recht, rine Pfticht. 
Der Koͤnigliche Herr Kommifſar haben erklaͤrt, Daß die vor. uns be⸗ 
hauptete Beſchraäͤnkung des Petitionsrechtes durch die Beſtimmung, 
daß eine Bitte nicht wieder vorgebracht werben koͤnne ohne neue 
Gruͤnde, duß dieſe Beſchraäͤnkung ſich nicht in dem Geſetze befinde, 
wodurch des hochſeligen Königs Majeſtaͤt die. Prowinglat- Stämbe 
ins Leben gerufen haben. Ich. muß aber auf 8. 50° des Geſetzes 
von 27. März .1824 hindeuten und bie hochverehrte Berfammiung 
und den. Königlichen Herm Kommiſſar darauf aufmerkſam machen;: 
vaß in biefem Paragraphen dad Wort „Beranlafiang” ich bes: 
findet... Den rheiniſchen Brovinzial-Ständen iſt vorgefchrieben, Seite. 
neue Bitte an den König verzubriagen ohne neue Gruͤnde, ober 
wen ‚neue Beranlafiung Dazu da iſt. Es fcheint alfe:, Daß: durch 
die Auslafſung dieſes Wortes Veranlaſſung“ im Geſetzr sum 
3: Febrnar ein allerdings erheblicher Unterſchied zwiſchen Der. aͤlteven 
und jetzigen Geſeygebung obwaltet. Nach dem früheren Zuſtande 
war es nicht nothawendig, neue. Gruͤnde vorzubringen, es war gen 
ng, wenn eine neue Veranlüfſung ober, ‘wenn ich: mich fo :nuskekke: 
fen. darf, eine fortmähsende Veraulaffimg, ein fertbeſtehendes In⸗ 
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iereſſe obmaliete. In dieſer Hinſicht, meine Herren, erlaube ich mir 
dem Koͤnigl. Herrn Kommiſſar einen Zweifel über bie. Vereinbarkeit 
diefer beiden Geſetze zur gefälligen Vernehmlaffung vortragen zu 
duürfen. Es tft mir fogar dad Wort: Gründe — ih muß es nur 
aufrichtig geftehen — einigermaßen bedenklich. Es ift manchmal 
fehwer, für eine Sache, die man für wohlbegruͤndet hält, irgend ei- 
nen neuen Grund vorzubsingen, mehrere Gruͤnde ift allerdings noch 
fehmwerer. Dan. fünnte fagen, daß Diefe verfihiebenen Gründe. in 
mehrfacher Zahl in einer gewiflen Beziehung, mit anderem Aus⸗ 
druck in Parallelismus mit Den anderen Petitionen fiehen. Allein 
es wäre möglich, Daß wohl der große Scharffinn, der bis jegt in 
der Erklärung der Geſeßze — ich weiß nicht, ob gegen ober für 
und — angewendet wird, auch in dieſem Falle. nochmals zur Sprache 
kommen birfte. unb man von und verlangen wurde, daß wir eime 
Bitte nicht mehr an den Söntg bringen duͤrften, wenn wir Einen 
Grund haben, ſondern forbern würde, daß wir. mehrere vorbringen 
muͤßten, und in Diefer Hinfiht wilde es mir angenehm. fein, den 
wahren. Siun der Geſetze kennen. zu lernen. Wie ich vie Ehre ges 
habt :habe, zu fagen, meine euren, ift. es :mie von Anfang an 
ſchmerzlich geweien,. die. Beichränkung. des Petitionsrechteß, Die ben 
Propinzialſtanden, als den untergeorbneten ſtaͤndiſchen Corporationen, 
vargeſchricben iſt, auch in Dem Geſetz enthalten zu ſehen, welches 
für den Vereinigten Laudtag gegeben worden iſt. Ich bitte aber, 
wenn ich file den Bereinigten Laudtag ein Recht in Anſpruch nehm, 
weiches; meiner Anſicht nad), beſchraͤnit ift, wenn ich es ‚gegen dad 
halte, was Den Provinzial - Landtagen eingesäumt if, nicht Daraus 
ſihließen zu wollen, als wenn ich..den: Bereinigten Landtag ala eine 
Bereinigung von ProvinzialaLaudtagen anfühe.. 

4 Nein, ‚meine Herren! Es iſt fchon von dieſer Stelle geiagt 
morben, und ich muß es glauben, Daß wir eine höhere Besechtigung 
exworben: ‚haben, und zwar nicht als eine - Bereinigung von. Landta⸗ 
gen,. ſondern als Reichſstag. In Diefer: Hinſicht Sitte ich, mich ges 
gen: bie: Folgerungen verwahrt anzuſehen, die aus meinen Worten 
gqogen werben. könnten. Man hat die Geſthichte angeſuͤhrt; der 
Apgeozenete non Berlin hat bat geſprochen und noch. ein anderer 
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Abgeordneten. Die Geſchichte ſpricht file und. Rheinländer fahr 
laut: Das Petitionsrecht iſt niemals bei uns beſchraͤnkt geweſen, 
es war das Petitionsrecht, ja, ein Recht fogar, was weiter geht; 
das Beſchwerderecht ausdruͤcklich verwahrt für Die Elevefchen, für 
alle Fürftenthümer, aus welchen die Nheinprovinz beſteht. Hier 
jehen Sie jeden Tag, wenn Sie in den Saal treten, das Bildniß 
eimes großen Fuͤrſten, mit. Recht mon ber Gefchichte „groß“ genannt, 
der nicht blos den kleineren Seind bei Fehrbellin zum Lande Yin- 
ausgejagt, ſondern ganz Europa ben. wichtigften Dienft: dadurch ger 
leißtet hat, daß er mit. feinem. erlauchten Verbündeten, Friedrich Kl; 
der Vorherrſchaft des großen Reichöfeindes, Ludwig XV., fi ent⸗ 
gegengeſtellt hat. Dieſer Fuͤrſt bat nie gefuüͤrchtet, ſeine Umerthauen 
u hören Er hat einen völligen Bund, einen Vertrag, in einam 
Rezefie son 1672 mit den kleveſchen Landen: abgefchlofien, und on 
war diefes Medjt verwahrt; und wollen wir ber:.Beichichte: mei 
bleiben, fo; biste ich. Sie, dieſes Recht ums. auch : angeſchmaiern zu 
vindiziren. (Bravo!) ed 
Fandiage- Armmiffer: Ich ſcheine von dem: —* Medner 
völlig mißverſtauden wotden zu. fein, wenn ex annimmt, daß ich ber 
hauptet hätte, die Geſetzgebumng vom. 3. Februar. ftänhe,.: in: Baier 
bung auf dad Petitionsrecht, in. völliger Aecbereinfiimmung':miti:beag 
Geſetze vom 3, Suni 1823. umd den fpegiellen: Provmzial⸗ Miefepem; 
welche Ickteron gefolgt find. Eine ſolche Behauptung⸗ habe idy: nicht 
aufgeſtellt, ſondern nur behauptet, Daß. durch: die Gefepgreburig air 
3. Februar. das. durch die provinzialſtaͤndiſche Geſetzgebung kruſti⸗ 
mirte Retitionsrecht in keinerlei Weiſe beſchtaͤukt ſei. Gegen dieſe 


weine Behauptung iſt von dem geehrten Reduer nichts! Widerlegen/ 


des angeführt worden: Er hat aber Die Beſtimmung des Gofetes 
vom 3. Februar, bezuglich desjenigen Punktes, der eben jetzt me: 
Frage ſteht, als mit der älteren Geſetzgebung: nicht in Ueberelnſtim⸗ 
mung. .ftehenb, bezeichnet. Ich wiederhole, daß ich die Uebereſtim⸗ 

* nicht behauptet habe; aber ich behaupte, daß es kbeineewetes 
in ‚ver. Abſicht gelegen. habe, das Petitionsrecht ded Wereinigten Hm: 
tag: in: dieſem Pamlte enger zu ſtellen, als das Betitionspecht:ber 
Provinzial⸗Staͤnde. Ich weiß nicht genau und habe nicht im Au⸗ 
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genblicke Zeit gehabt, die übrigen provinzialſtaͤndiſchen Gefege in 
diefer Beziehung zu vergleichen; dasjenige aber, welches mir gerade 
vorliegt, und zwar das für Preußen, lautet alfo: 
„Alle bei dem Landtage eingehenden, fo wie die von demſelben ausgehenden 
"Anträge müflen fchriftlich eingegeben werden. Sind die Tegteren einmal. 
zuräcgemwiefen, fo dürfen fie mar alevamı, wenn wirklich neue Veranlaflungen 
aber neue Gründe eintreten und immer nur er bei tänftiger Berufung bes 
Londings erneuert werben.“ 
Nur das Wort „Beranlaffung“ it in dem Seſetze vom 3. Februar 
weggeblieben, aber gewiß wird in biefer Auslaffung. nidyt Die Abſicht 
ertannt werden, in biefer Beziehung firengere Orangen zu ftellen; 
denn daß aus neuen Veranlaſſungen auch neue Gründe folgen, das 
unterliegt, glaube ich, feinem Zweifel. :Uebrigens will ich mich da⸗ 
gegen. verwahren, daß meine Rede ein Eingriff in bie Disfufkon 
ober eine. Erklärung fei, um gegen den Wegfall biefer Beitimmung 
zu wicken. Vielmehr darf ich in diefer Beziehung ber hohen Ver⸗ 
(om ung in Teinerlei Weiſe vorgreifen. 

.Abg. JFittrich: Als Antragfteller habe ich. die dringendſten Srunde 
für den Antrag in dem lesten Grunde gefunden, welchen die Ab⸗ 
theilung audgefprochen hat, nämlich: daß durch Wiederholung ber 
Petltionen das Fortbeſtehen früher zurüdgewiefener Wuͤnſche bekräf- 
tigt. wird. Ich. erlaube mir der hoben Verſammlung denjenigen 
Fall vorzutragen, der mich zu dem Antrage veranlaßt: bat. Der 
ſchleſiſche Landtag brachte im Jahre 1843 einen Antrag auf Defs 
fentlichkeit Der ftändifchen Verfammlungen an, welcher Antrag mit 
einer Majoritaͤt durchging, gegen bie fih nur 4 Stimmen ausfpra- 
chen. Der Antrag wurde. in dem Allerhöchften Landtags « Abjchiene 
abgeſchlagen. Bei dem Landtage im Jahre 1845 Tam der Antrag 
wieder zur Sprache. Der Landtag war nicht im Stande, außer 
dem. allgemein gefühlten Bebürfnifle neue Gründe. dafuͤr vorgubringen. 

Deawegen wurde ber Antrag nicht als Spezial» Petition geflellt, 
ſondern nur in dem allgemeinen. Bericht ded Landtags mit aufges 
nommen; ich mußte mid). dafuͤr ebenfalls erflären, obwohl ich ber 
Meinung bin, daß durch die allgemeine Aufnahme eine Bitte nicht 
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die Saft bat, als. wenn ſie beſonders geftellt if. Diefe war Die 
Veranlaſſung, und. id, bitte um Unterftügung dieſes Antrages. 

Abg. Graf. son Helle: Es. handelt. ſich um Die ganz einfache 
Frage, ob eine: einmal angebrachte Bitte, wenn fe ſchon einmal 
abſchlaͤglich beſchieden ift, von. neuem geftellt werben darf. ofne An⸗ 
führung neuer Gründe. Ich ‚glaube, dag, wenn das Behfirfniß für 
dergleichen Anttaͤge ſich in der nächfifalgenden Stände-Berfammlung 
ober in einer. fpäteren wieder hermisftellt, e8 gewiß. ganz: unbedenk⸗ 
lich fein. duͤrfte, Seitens der Krone und der Räthe der Firone. feine 
Hinderniſſe Deafalls in den Weg zu legen. Ich bin fogar.. ver 
Ueberzeugung, daß eine ſolche Konzefſton weſentlich zur Beruhigung 
und Bußievenftellung bes Landes beitragen werke. Den Beweis, 
daß die Wienerholung folcher Anträge doch am Ende zum Ziele 
füßet; ‚liefert eine ganz in das gewöhnliche Lehen hineinlaufende Be⸗ 
gebenheit, die Frage wegen Einführung der Geſindebücher. Im 
Jahre 1833 wurde von dem fächflfchen Provingial-Landtage ein An⸗ 
trag darauf geftellt; der Antrag wurde in dem Landtags⸗Abſchiede 
befimmt zuxüdgewiefen; er wurde erneuert, und endlich hatten wir 
vie Freude, dieſen Antrag in Geſtalt einer Propofition im Jahre 
4845 an ben Landtag zurückgelangen zu fehen. Ich; flimme daher 
für venienigen Theil der Abtheilung, welche. ven Antrag, daß auch 
abſchlaͤglich beſchiedene Bitten ohne Anführung neuer Gründe wie⸗ 
verholt werden duͤrfen, befürmorter hat. 

(Vielfacher Ruf zur Nofkimmung.). 

Abg. Sraf un Enlenburg: Wenn zur: AsRimmung zeſchticien 
war, fo. verzichte ich auf das Wort, 

Fandtags · Marſchall: Es haben noch zwei Redner das Bert 
verlangt, zuerſt Gere Abgeordneter Tſchocke. Beuzichten. fe eu 
darauf · (Ruf zur Abſtimmung.) 

. Abg. Tſchoche (vom Play): Nicht, wenn. ich Erlaubniß erhalte— 

Jandtags - Marſchall: Danu würde ich zunächſt ber Herrn Abe 
geordneten von Eulenburg bitten. 

Abg. Graf von Enlenburg (vom Blab): Dann ertlare ich ang 
kurz, dab ih mid für diejenige ſracten der Abthellung erllare⸗ 
iIV. vu 22: oe 
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welche gegen ben. Antrag geſtimmt hat; aus bem Grunde, well mir 
die Beftimmung des Geſetzes eine ganz klare und naturgemäge zu 
fein ſcheint. Wenn ich mit einem Petitions⸗Antrage begruͤndet zu⸗ 
rüdgewiefen bin (und an Gründen hat es nie gefehlt, ed wurden 
ftets triftige Gründe angeführt), jo muß ich neue Gründe anbrin= 
gen, um :venfelden Petitions⸗Antrag zu erneuem. Dies fcheint mir 
fo naturgemäß, daß ich bei dem Geſetze zu beharren bitte. 

Keferent von der Heydt: Ich habe vorher. vorgetragen, daß bei 
der Abtheilung Stimmengleidzheit geherrſcht habe; ich Darf mir wohl 
erlauben, noch Hinzuzufügen, daß ich als Meferent mich dem An⸗ 
range der Petenten angeſchloffen babe, weil id) der Meinung. bin, 
Daß-gerade in dem Fortbeftehen. früher zurückgewieſener Wunſche der 
triftigfte Grund zur Emenerung liegt. 

Abg. hehe: Ich bedaure, meine. Herren, Sie noch mit wes 
tigen Morten aufhalten zu müſſen, ic, ſtelle aber anheim,. mir noch 
drei oder vier Minuten Zeit zu gönnen, andernfalls wii ich auf 
das Wort verzichten. : (Ja! Rein!) 

“Die 88. 19,20 und:24, bie fidh in ber Verordnung vom3. Ger 
bruar d. J. befinden, gehörten zu denen, die dem Volke mit hie 
unerfreulichſſen waren, und zwar beöhalb, weil. das Mol ſich hier- 
durch die Befugnif entzogen ſah, Petitionen in. eben ber Weile als 
früher. zu. den Stufen des Thrones niederjulegen, weil es ſich bie 
Befugniß entzogen ſah, feine Hoffnungen und feine Schmerzen, feine 
Leiden und gerechten Forderungen zur Kennmiß St. Majeflät des 
Henigs bringen zu Dürfen. Es betrachtet. das Petitionsrecht ferner 
als beſchraͤnkt durch Die hinzugetretene Inſtanz, Die Herren⸗Kurie, 
weiche die Petitionen zu durchlaufen haben, bevor es ihnen gelingt, 
an den Stufen des Thrones niedergelegt zu werden. Es betrachtet 
endlich das Petitionsrecht für beſchraͤnkt durch die Beſtimmung. um 
deren Beſeitigung leider oft vergeblich gebeten wurde, daß Bitten, 
wenn das Beduͤrfniß fortbeiteht, auch wenn nicht Das Geringſte ſich 
daran geändert hat, nicht wieder zur Kenntniß der Krone gebracht 
werben Dürfen. Ich glaube daher, es ift wahrhaft. beherzigenowerth, 
daß. Sie, meine Herren, Sch Darüber einigen, daß Se. Maisfät ber 
König gebeten. werde, dieſem Beduͤrfniſſe abhelfen gu wollen, ‚gnd 
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dies: ift der Haze Grund, warum ich mich dem Vorſchlage ber. Ab⸗ 
theilung anſchließe - (Ruf zur Abſtimmung.) Ä 

Abg. Siebig: Meine Herren, ich werde Ihre Zeit nicht lange 
in Anſpruch nehmen. Es iſt von diefer "Stelle vielmals beherzigt 
worden, daß das Schicklichkeitsgefuͤhl der Verſammlung von der Art 
iſt, daß Bitten nicht zum zweitenmale wiederholt werden: und von 
der Verſammlung gewiß erſt dann angenommen werden, wenn. fie fie 
begründet findet. Darin liegt aber fchon die Begründung, wenn 
id) Die Courage habe, mit einer Bitte, Die ſchon abgefchlagen iſt, 
noch einmal vorzutreten, und es iſt ein dringender Grund, den ſie 
beherzigen werden. Daher fchließe ich mic; denjenigen Mitgltebem 
ver Abtheilung an, welhe für die Wiederhotung der Bitte. serimmt 
haben. 

Abg. Stedtmann (vom Bas): Ich maß dem gechrien Redner 
aus Preußen entgegnen, baß bexeitö viele.-Bitten, zum Theil ‚pofitiv 
bitiend, zum Theil negativ abwehrend, an den Thron gelangt und 
zum Theil abgefchlagen find, welchen bei Ihrer Wiederholung defe⸗ 
rirt worden if. Ein Beifpiel, welches von Wichtigfeit iſt, ift Die 
Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit des Gerichts-Verfahrens, welche die 
Rheinländer 30 Jahre lang: vertheidigt und andere Prooinen: eben 
fo lange gefordert haben. Ze J 

Sandtags- Marfihall: Ich frage, ob die Berfammlung noch den 
einen Redner hören will? ich werde Dann Die Debatte uͤber dieſen 
Gegenſtand ſchließen. 

.. Abg. Graf von Galen: Ich erlaube mir. nuͤr Diejenigen Worie 
zu fagen: Jede Bitte ſetzt Einen voraus, bei dem man bittet ober 
bei dem man ſich befchwert, alfo einen Höheren. Bei Sr. Majeſtät 
dem Konige, bei dem wir bitten, kann vorausgefetzt werben, Daß 
jede Bitte oder. Beſchwerde ‚gehörig geprüft werde. Wenn: wit ima 
mer ohne neue Gründe bitten, fo fteht nicht und Die Entſcheidung 
ya, ſondern Sr. Majeftät; wenn wie immer daffelbe wiederholen 
und immer dieſelbe abichlägige Antwort erwarten duͤrfen, wie koͤn⸗ 
nen wir da auf Bereinigung rechnen. Ich Halte Dies bei einer po⸗ 
lichen: Borfammlung für: sin gefährliches Moment, und ich 
glaube, daß, wonn wir. neur Oruͤnde huben, fo werden wir fie vor⸗ 
22* 


— 340 — 


bringen koͤnnen. Wenn wir dieſe neuem Gründe aber nicht haben, 
fo haben wir auch keine neue Veranlaſſung, und wir. müflen es 
Sr. Majeftät anheimftellen, ob Er darauf eingehen wi 

Sandtage- Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, 
fo fchliehe ich die Debatte... Die Trage ift einfach die: Sollen zu- 
rüdgetwiefene .Betitlonen auch ohne neue Gründe. wieder angebracht 
werben Dürfen? Diejenigen, welche für Die Bejahung ber Frage 
find, bitte ich aufzuſtehen. 

(88 erheben fidy viele Mitglieder.) 

Die Majorität laßt ſich nicht erkennen; ich erſuche daher die 
Herren Ordner, zu zählen... . 

Das: Reſultat der Abſtimmung iß folgendes: Die Frage AR 
Bela mit 359 Stimmen gegen 99 Stimmen. 

Referent von der Haydt: 

IV. „Rüdflchtlich des von. den BenvinjtalsBahhbagen ‚bis bat ausgeübten 
Betitionsrerhts, hat die Abtheilung ſich nicht Überzeugen koͤnnen, daß daſſelbe, fo 
weit es nicht auf den Vereinigten Landtag. übergegangen ift, durch die ſtändiſche 
Geſetzgebung vom 3. Februar d. 3. irgend eine Befchränfung erlitten habe. Es 
ift auch eine fpezielle Beſchraͤnkung von dem Antragfteller nicht angeführt worden, 
Daß den Provinzialstandtagen ferner noch In allgemeinen Landes-Angelegenheiten 
das Petitionsrecht verbleibe, wird „nicht in der Abſicht des Antragftellers liegen. 
Es würde dies nicht nur mit der neueren, fonbern aus mit der älteren Rändifchen 
Geſetzgebung in Widerſpruch ſtehen und von Seiten der Abtheilung auch nicht 
bevorwortet werben koͤnnen. Anbelangend bie für Petitionen der Provinzial:Land- 
tage erforberliche Stimmenmehrheit von zwei Drittheifen, fo glaubte die Abtheilung 
bei der lingewißheit darüber, wie nach Einſetzung des Vereinigten Landtags die 
Waftige Bebentung und ‚Wirffamtelt der Provinzial⸗Landtage fich praktiſch geftalten 
werde, daß der Antrag wegen einfacher Stimmenmehrheit fie Petitionen der Pros 
vinzial⸗Landtage wohl einer fpäteren Grmägung vorbehalten bleiben koͤnne“ 

Abg. Mlsewmes: Mein Bortrag .erfiredt: ſich nur auf den zwei⸗ 
ten, Theil.-des Abſchnitts. Den Antrag in dem .erften Shell der 
Ausführung der Abtheilung kenne ich nicht, Der zweite bezieht ſich 
auf das Stimm⸗Verhaͤlmiß bei. den -Provinzialsfandtagen. Bereits 
am..geftrigen Tage. habe id) mir erlaubt, die hohe. Verſammlung u 
bitten, auch durch einen Beſchluß in Diefer Verſammlung Das kuͤnſt⸗ 
liche Stimm » Verhältnis von zwei Drittel der Stimmen auf das 
natuͤrliche, das ber abfoluden Majortiät,. gurüdzwgäpeen. Ich ent 
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halte mich der Wiederholung aller Gründe, die geftern und heute 
angeſuͤhrt worden find, für die Wichtigkeit des Betitionsrechts uͤber⸗ 
haupt, wie für Die Rebuction des Stimm-Berhältnifies. Wenn aber 
die Abtheilung einen Grund gefunden hat, ſich dahin auszuſprechen, 
daß hier Fein Beſchluß darüber gefaßt werben koͤnne, und dieſer 
Grund in der Ungemwißheit über die fünftige Bedeutung und Wirk, 
famteit des Landtags liegen foll, fo muß ich befennen, daß ich 
darüber nicht in Ungewißheit bin, denn Die gegenwärtigen Berathun⸗ 
gen des Vereinigten Landtags haben davon überzeugt, daß Die Eri- 
ſtenz der Provinzial⸗Landtage nicht in Zweifel ſteht. So lange als 
die Interefien der Provinzen fid fo verſchieden geftalten, wie fie 
wirklich vorhanden find, wird das Gounernement ſtets Beranlaffung 
haben, die Provinzial» Landtage mit Bearbeitung, Beraihung und 
Begutachtung provinziellee Gegenftände zu befchäftigen. : 3a, hierzu 
wird. fi) um fo länger Gelegenheit darbieten, ald die Intereſſen Der 
Provinzen verfchieben bleiben, Durch ber legteren geographiſche Lage, 
ihre Geſetzgebung, ihre politifche und ihre materielle Entwidelung. 

Wenn ich nicht irre, ift auch geftern bemerkt worden, daß eine 
Verſchiedenheit des Bereinigten Landtags von ben Provinzial⸗Land⸗ 
tagen darin liege, und Deshalb für die Reduction des Stimm- 
Berhältnifies füglid) nicht geftimmt werden koͤnne, Daß in dieſer ho⸗ 
hen Berfammiung wir uns der Anmejenheit des Königlichen Herrn 
Kommifſars und der Herren Departements: Minifter erfreuen, und 
weit in den provingialftändifchen Berfammlungen deren Anweſenheit 
wicht ftattfindet. So zwedmäßig und erjprieglich auch Die Anweſen⸗ 
heit des geehrten Herrn Landtags - Kommiffard und Der, geehrien 
Herten Departements-Minifter ift, und fo fehr Diefelbe auch zur 
Foͤrderung und Erledigung der Gegenftände der Berathung beiträgt, 
fo finde .idy doch auch für Die Berbandlungen der PBrovinzial-Lands 
tage feine geringere Aushülfe darin, Daß auch den Provinzial-Lande 
tagen geftattet ift, fich jede Aufklärung und Nachricht, die zur: Ber 
arbeitung einer Sache gehört, vom Königlichen Kommifiarius zu 
erbitten. Es ift daher nad) meiner Anficht in dieſem Vetrhaͤlt⸗ 
niſſe fein Grund zu finden, die Beichlußnahme über die Beſtim⸗ 
mung ded Stimmen» Berhältniffes für die ProvinzialsRandtage . nicht 
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bier zur Sprache zu bringen, ſondern noch einer anderen @elegen- 
beit vorzubehatten. Nach meinem Dafürhalten. it und: bleibt «6 
Hauptfache, Daß den Petitionen weder in dieſer Verfammlung noch 
bei den PBrovinzial-Landtagen der Weg zum Throne verſchraͤnkt werde, 
und daß mit wahrem Bertrauen den Landtags - Berfammlungen bie 
Entſcheidung überlaffen wird, ob und welche Petitionen fie für wich- 
tig genug und geeignet finden werben, an den Stufen des Thrones 
niederzulegen. 

Referent von der Beydt: Ich ſtimme dem verehrten Redner 
vollkommen bei in Allem, was er ruckſichtlich ber Provinzial⸗Landtage 
geſagt hat. Ich bin wohl mißverſtanden worden, wenn geglaubt iſt, 
daß ich geſtern geſagt habe, Die Abtheilung koͤnne nicht den Antrag 
der Petitionen auf einfache Stimmenmehrheit bei den Provinzial⸗ 
Landtagen unterſtuͤen, weil der Fall verſchieden ſei. | 

Sch habe mur gebeten, Die Berathung und Abftimmumg zu tten⸗ 
nen, weil der Fall nicht ganz gleich iſt. Ich werde mich jetzt näher 
über die Gründe ‚ausfprechen, weshalb Die Abtheilung ſich Darüber 
einigte, Diefen Gegenſtand einer näheren Erwägung vorzubehalten. 

Es wurde nämlich von einem Theile der Abtheilung bemerkt, 
daß, nachdem die Anwefenheit des Koͤnigl. Kommiſſars und uͤber⸗ 
haupt der Käthe der Krone in den fländifchen Berfammiungen ſich 
fo überaus zweckmaͤßig und heilfam herausgeftelt habe, man nicht 
zweifle, daß Die hohe Stäats-Negierung auch Dazu übergehen werbe, 
audy auf den PVBrovinzials Landtagen: einen Kommiffar in der Ver⸗ 
fammiung anweſend fein zu laffen, damit er auch ba entweder felbft 
ober durch hinzuzuziehende Beamte über die bort vorkommenden Bits 
ten und Beſchwerden, werm ſie Die Provinz betreffen, fofort Auf 
ſchluß geben koͤnne, und e& wurbe geglaubt, Daß, wenn eine folche 
Einrichtung getroffen wirbe, dann die hohe Verſammlung auch um 
fo beteiter fein werde, für die Provinzial - Landtage die einfache 
Stimmenmehrheit zu bevorworten; fie Sat geglaubt, Daß dann um 
fo weniger Bedenken würben obwalten Tonnen, einen folchen Antrag _ 
zu. unterftügen. Ich für meine Berfon bin auch ganz der Meinung, 
daß bei den Provinzial-Landiagen Die einfache Stimmenmehrheit ges 
nigen werde und glaube, Daß fe um fo mehr genügen Tann, wenn 
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auch dort die Anweſenheit eines Koͤnigl. Kommiſſars dazu beitragen 
fönnte, Mißverftändniffe zu befeitigen und die nöthigen Aufklärun⸗ 
gen zu geben. 

Abg. Pornemann: In der geftrigen Sigung wurbe Der hoch⸗ 
wichtige Befchluß gefaßt, daß Petitionen, die vorgelegt würben, mit 
einfacher Stimmenmehrheit zu den Stufen des Thrones gelangen. 
- Eben jo wichtig ift ed auch für den Provinzial» Landtag, daß ihm 
auch dieſes Recht gewährt werde. Aus praftifcher Erfahrung, ale 
ein mehrjähriger Randtags- Abgeordneter der Provinz Schlefien, weiß 
ich, daß Petitionen, die für den einen Theil von großer Wichtigkeit, 
für den anderen aber von wenigerem Intereſſe waren, auch wohl 
vermeintliche Rechte verlegen, nicht zu den Stufen des Thrones ges 
langten. Die Folge davon war, daß die Wünfche des Volkes nie» 
mals. zur Kenntnis Sr. Majeftät des Königs Tamen und es felbft 
bei den Kommittenten Migmuth veranlaßte, welche Dem Abgeordne⸗ 
ten ven Vorwurf machten, als habe er Die Petition nicht hinläng- 
lich unterflügt. Die Folge Davon war und ift, daß dieſelben Peti- 
tionen bei jedem Landtage fortwährend wiederfehrten, daß fie bie 
Zeit zerfplitterten und einen längeren Aufenthalt verurſachten. Des 
. Königs Majeftät, der dag freie Wort gern hört, wenn es zum Wohle 
ber Krone, des ganzen Volkes und der Nation ausgefprochen wir, 
dieſem Könige, glaube ich, ‚Tonnen wir aud) ungefcheut unfere Bits 
ten und Beichwerden: vorlegen. Daher trage ich darauf an, Daß 
ein hoher Landtag befchließen möge, die einfache Stimmenmehrheit 
auch fuͤr die Provinzial⸗Landtage zu bevorworten. 

Abg. von Maſſow: Meine Herren, wenn hier Die Rede iſt von 
dem Stimmenverhältniß auf den Provinzial-Landtagen, fo glaube 
ich, Daß ed unfere Pflicht fei, Die Wünjche zu berüdfichtigen, welche 
auf bem lehien Provinzial-Landtage ausgefprochen find. Ich erlaube 
mir daher. anzuführen, daß auf dem legten Provinzial» Pandtage ver 
Propinz Preußen derſelbe Antrag geftellt worden iſt, der jebt bier 
vorliegt. Ich will eine hohe Berfammlung nicht mit Vorlefen der 
Cründe, die Dafür und Dawider angeführt worben find, und die im 
Weſentlichen übereinftinmen mit dem, was hier angeführt worden 
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iſt, erruͤden. Ich erlaube mir blos den Schluß jener Berathung 

vorzulefen: 
„Als nun hervorgehoben wird, daß der Provinzialstandiag unmoöͤglich ſelbſt das 
Gewicht feiner Petitionen werde fchwächen wollen, was nothwendig ber Fall 
fein müßte, wenn bdiefelben nicht mehr von einer überwiegenden Majorität be 

ſchloſſen würben, daß dies um fo mehr ber Wall fei, als die Petitionen des Land: 
tags flets die Abänderung von etwas Beſtehendem bezweckten, daß aber alles 
Beftebende die Präfumtion für fich habe, und biefer Präfumtion gegemäber ein 
möglichft großes Gewicht in die Waagſchale gelegt werben müſſe, fo beſchließt 
der Landtag mit großer Majorität, dem Antrage feine weitere Folge zu geben.“ 

Ich habe hierauf ganz gehorfamft aufmerffam machen wollen 
und ftimme dieſem Beichluß einer großen Majorität des Provinzial- 
Landtags in Preußen bei, ber hier wohl einige Beridfichtigung 
verdient. 

Abg. Schsche: Meine Herren, ich muß meinen Wunſch dahin 
audfprechen, daß der hohe Landtag fidy vereinigen möge, dieſem ge- 
ſtellten Amendement beizutreten, welches dahin geht, daß an den 
Provinzial-Landtagen die einfache Majorität als ausreichend betrach⸗ 
tet werden durfte, eine Bitte zu den Stufen des Thrones zu brin- 
gen. Ich begründe dieſen Wunſch und Diefen Antrag durch Die 
Kenntniß des fchlefifchen Landtags, weil mir das Berhältniß ver 
übrigen Provinzen nicht vorfchwebenp ift. Nach dem Berhälmiß ber 
Gliederung auf dem fhleftfchen Provinzial⸗Landtage ift eine einfache 
Majorität durchaus nothiwendig, wenn nicht Der größere Theil der 
Wünſche des Volkes der Kenntnißnahme Sr. Majeftät entzogen 
werden fol. Die Gliederung ift nämlich die, daß der erſte und 
zweite Stand gerade die Hälfte der beiden anderen legten Stände 
ausmacht. Wer wird zweifeln wollen, daß gerade bei PBrovinzials 
Zandtagen Verhaͤltniſſe eintreten können, die. der Mehrheit des Vol⸗ 
kes nothwendig erfcheinen, während fie der Minderheit nicht nothwen⸗ 
dig erfcheinen, Die Wünfche der Minderheit des Volkes fünmen alfo 
nicht zur Kenntniß Sr. Majeftät gelangen, weil bie Ofieberung ber 
Deputirten e8 verhindert. Ich wiederhole, daß nad) meinen Dar 
fürhalten dieſe Gliederung es nothwendig macht, daß Das, was hier 
befchloffen worden iſt, auch für Die Provinzial-Verfammlungen ſtatt⸗ 
finden möge. Bei aller Prüfung babe ich nicht ermitteln Eönnen, 
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auf welchen Grundſaͤtzen dieſe Gliederung beruht. Ich wiederhole 
Die Bitte, der hohe Laudtag möge dieſem Amendement beitreten. 

Abg. Bitteich: Meine Herren, nur wenige Worte für den An- 
mag. Es giebt einen: juriflifchen Grundſatz, ber heißt: „an Dem 
Rechte des Ganzen nehmen alle Theile Antheil.“ Ich bitte: fchen- 
fen Sie. dasjenige, was Das Ganze hat, auch den. Theilen, 

Abg. von Brünnch; Ich finde wich nur allein veranlaßt; dem 
Abgeordneten der Provinz Brandenburg zu antworten. Wenn Der 
legte preußiſche Landtag den Antrag, von dem Die Rebe iſt, fallen 
ließ, -f0: hat ibn hienzu nur Die Rüdficht beivogen, Daß er wichtigere 
Anträge bereits ‚geftellt hatte und ftellen wollte, und daß man Se, 
Majeftät nicht mit Anträgen überbürden und behelligen wollte, Die 
man in dem Augenblid für weniger wichtig hielt. Dieſes ift aber 
zugleich wohl der beite Beweis Dafür, daß von dem Petitiongrecht 
nicht leicht irgend ein Mißbrauch gemacht wird; im Gegentheil, 
Daß, wenn non Seiten ber ProvinziafsLandtage ſchon diefe Rüd- 
fichten genommen worden jind, fie auch von dem Vereinigten Lands 
tage ſtets genommen werden bürften. Nachdem wir aber geflern 
den Beichluß gefaßt haben, Se. Majeftät zu bitten, daß Er geftat- 
ten möge, ‚daß der Vereinigte Landtag Fünftig Diejenigen Petitionen 
am Throne niederlegen duͤrfe, für welche die einfache Majorität ges 
wonnen ift, fo fcheint e8 mir, ald wenn gar fein Bedenken flattfin- 
den duͤrfte, auch für- Die Provinzial⸗Landiage Diefes Recht allerun- 

ierthaͤnigſt au beanipruchen. 
| - (Mehrere Stimmen : Aokimmung!) 

: bg. von Maſſew: Ich muß erwiebern, daß ich Feeifich nur 
die Gruͤnde kennen konnte, die in den gedruckten Verhandlungen 
enthalten find, und. Die jebes Mitglied der hohen Verſammlung 
leſen kann. 

Abg. un Mentenſtel Nur mit wenigen Worten will ich dar⸗ 
auf aufmerkſam machen, daß für.die Zukunft noch den Provinzial⸗ 
Landtagen beſondere Gegenſtaͤnde zugewieſen werden. Nun frage 
ich, welche Gegenſtaͤnde eigentlich den Provinzial⸗Landtagen noch 
bleiben ſollen, wenn die der inneren Organifation, des. inneren Ge⸗ 
ſchaftoganges won dieſer Verſammlung zum Austrag gemacht werben 
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und nicht.den ‚einzelnen prowinzialftämbifchen Berfammlungen vorbe⸗ 
halten bleiben follen. Ic glaube, daß die Provinzial⸗Landtage ſich 


ihre Entſcheidungen darüber vorbehalten Können, und daß es faum 


geeignet fein dürfte, det Gegenftand bei dieſer Verſammlung zu 
entſcheiden. 

Abg. von Prondzinski: Ich habe zu dem, was eben Der geehrte 
Reimer wor mir fagte, mur das Bine hinzuzufügen, daß auf dem 
preußifchen Provinzial⸗Landtag niemals ein befonderes Interefle Der 
einzelnen Stände verfolgt, fondern ein gemeinfames feflgehalten wor⸗ 
den iſt; es war ine llebereinftimmung, niemals fand irgend ein 
Sonderintereſſe zwifchen der Ritterfchaft, den Städten und ben Land⸗ 

gemeinden ftatt. 
— (Einige Stimmen: ſehr richtig.) . 

Das Einverfländnig war ein durchaus unbegränztes, und fo 
werben wir es überall halten. Allein ich erlaube mir ferner zu be= 
merken, daß in einer großen Provinz ganz verfchiedene Juterefſen 
an der einen oder anderen Graͤnze derfelben ftattfinden können, Daher 
glaube ich, Daß es doch wuͤnſchenswerth, iſt, wenn bie. Geſammtheit 
ſich in einer Majorität von zwei Dritteln ausſpricht; dann werden 
bie Wuͤnſche von allen Seiten erfüllt werben. Ich bleibe alſo bei 
den zwei Dritteln ber Stimmen, die biöher bei den Previnzials 
Landtagen gegolten haben. 

Abg. von Sauchen: Meine Herren! Ich war vor zwei Jahren 
der Antragſteller beim preußiſchen Landtage, daß ſtatt zwei Drittel 
nur die abſolute Majorität beantragt werde. Es ſei mir erlaubt, 
kurz meine Gruͤnde anzugeben. Was der geehrte Redner vor mir 
geſagt hat, iſt wahr; in ber Provinz Preußen hat es ſich fo heraus⸗ 
geftellt, daß alle Standesverhältniffe bei den Landtagen in Preußen 
nie eriftirt, nie befondere Vertretung gefunden haben, und deshalb 
trat mir eben der Stand der Städte und Land» Gemeinden ent- 
gegen, weil er-glaubte, daß Feine Gefahr für ihn vorhanden fei. 
Ich hob aber Dagegen hervor, daß Alles in der Welt wandelbar fet, 
daß die Gefinnungen und Perfonen wechſeln, und daß ein Ders 
haͤlmiß deshalb, weil es feit 20 Jahren beftanden hat, noch nicht 
ewig fefifieht, und ich erlaubte mir, darauf aufmerkfam zu machen, 
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daß andere‘ Provinzen eben: beöiwegen, weil zwei Drittel der: Stim⸗ 
men erforderlich find, nicht einmal Die Bitte durchbringen koͤnnen, 
baß Die abfolute Majoritaͤt genuͤgen möge. Das iſt ver Grund, der 
wich Damals: zu Dem. Antrage bewogen hat, und aus dan ich auch 
heute noch das Wort ergriffen habe. In einzelnen Provinzen iſt 
ed nicht möglich geweſen, zwei Drittel der Stimmen für dieſen An⸗ 
ag aufzubringen, folglich nie möglich, biefen Wunſch zum Beſchluß 
za erheben, und deshalb gebe ich der hohen Berfammlung anheim, 
ob es nicht im Intereſſe biefer Provinzen ſei, dieſen Wunſch an 
die Stufen des Thrones nieberzulegen. - 
(Biele Stimmen aus verfchiebenen Provinzen: Ja! Ya!) 
Abg. Moewes; Auf die gemachte Bemerlung, bag ben Bros 
vinzial» Landtägen die Entfchliefimg vorbehalten: werden mäfle, ob 
Se. Majeſtaͤt der König gebeten werben folle, Diefe Reduction bes 
Stimm-Berhälmiffes zu beſtimmen, und Daß hier nicht der Ort Dazu 
fei, Darüber Beſchluß zu faflen, muß id) bemerken, daß ich gerabe 
im $. 12 des Geſetzes vom 3. Februar 1847 die Beſtimmung vor- 
finde, nach welcher e8 nur dem Vereinigten Landtage- zufteht, dieſen 
Gegenftand zu berathen. Es handelt ſich Dabei nicht blos um das 
Stimm » Berhältniß an und für fi, fondern es ſteht dieſe Brage in 
der engfien Berbindung mit dem Petiüonsrecht feibft ımd mit ber 
Beichränfung deſſelben. Infofern erachte ich dieſe Frage als eine 
die Verfaſſung betreffende, fo daß die Beſchlußnahme und Exledi- 
gung dieſes Antrages vor dieſe Verfammlung geſetzlich gehört. 
Sarviage- Armmifer: Das ftändifche Geſetz vom 5. Duni 
1823 beftimmt: ' ” 
„Dem gegenwärtigen Gefebe, was jedoch auf Neufchatel und Balengin Feine 
Anwendung findet, wollen Wir für jede Provinz ein befonderes Gefeb, weiches 
bie Form und vie Graͤnzen ihres ſtaͤndiſchen Verbandes beſtimmt, nachfolgen 
laſſen. Sollten Wir künftig, in dieſen befonderen Geſetzen Abänberungen “als 
wohlthätig and müplich erachten, jo werben Wir dieſe nur nach vorhergegangenen 
Beirath der Provinzial-Stände treffen.” 
Das Geſetz vom 3. Februar beſtimmt im $. 12: 
„Sollten Wir uns bewogen finden, ftändifchen Beirath über folche Aenderungen 
"der fländifhen Verfaffung zu erfordern, welche nicht, als die Verfaſſung einer 
einzellien Provinz betreffend, von dem Banblage diefer Provinz zu berathen find 
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ſo werben Wir ein ſolches Gutachten nur von dem Perelnigten Banbiage eins 
fordern.” u . 

Nach der Combination dieſer Geſetze iſt die Anſicht der Res 
gierung unzweifelhaft die, Daß in den Beſtimmungen der. einzelnen 
yrosinzialftändischen Gelege ohne Anhörung Der betreffenden Pro⸗ 
vinjiel» Stände keine Aenderung getröffen werben dürfe. . Deshalb 
würde ein Bintrag, wie der jetzt vorliegende, wenn er an ben Thron 
Gr. Majeftät des Königs gelangte, Feine Berückſichtigung finden 
binnen, weil er (mad) unferer Anficht) ein. ungeſetzlicher wäre. 
Sollte alfo in dieſer Tendenz ein Antrag von der hohen Berfamm- 
lung geftellt werden, fo koͤnnte es Fein anderer. fein, als die Bitte 
an Se. ‚Majeftät den König, daß Allerhoͤchſtdieſelben den nächften 
Provinzial⸗ Landingen eine PBropoftion vorlegen laſſen mörhten, dahin 
Hetend, daß die Beſtimmungen, wonach zwei Drittel der Stimmen 
nöthig find, um eine Petition an Se; Majeflät gelangen zu laſſen, 
aufgehoben werben. Dies iſt der geſetzliche Standpunkt. 

Referent: von der Heydt: Nach S. 13 der Verordnung vom 3. 
Februar fieht dem Vereinigten Landtage Das Recht zu, Bitten und 
Beſchwerden -vorzutragen, welche innere Angelegenheiten des - Staates 
ober mehrere Provinzen beiveffen; es flieht aljo dem Vereinigten 
Laudtage Das Recht .zu, folche Angelegenheiten zum Gegenſtande 
einer Bitte zu machen, welche alle einzelne Provinzen betreffen. Es 
it num allerdings in den fpegellen Geſetzen für die Provinzial- 
Landtage geſagt, Daß Aenderungen barin nicht ohne Anhörung der 
einzelnen Provinzial⸗Landtage ftattfinden Formen. - -Bei Diefer Be⸗ 
flimmung aber hat der Geſetzgeber unzweifelhaft Diejenigen : Beftim- 
mungen im Auge gehabt, welche in jeder Provinz verfchieden find; 
es ift namlich das Bertretungd-Berhältniß nicht gleichmäßig in allen 
Provinzen, und wenn darin etwas geändert. wiirde, wuͤrde allerdings 
ohne Anhörung der betreffenden PBrovinzial-Gtände eine folche Aende⸗ 
rung wohl fhwerlich erfolgen können, fo lange nicht ein gleicymäßiges 
Prinzip feftgeftelt if. Was aber Die andere Beflimmung anbetrifft, 
welche Majorität erforderlich ift, um eine Petition bei Sr. Maje- 
ftät dem Könige anzubringen, fo ſcheint mir das auch eine allge- 
meine Berfaflungs- Angelegenheit zu Jein, wie vorhin ſchon von. Dem 
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Herm Abgeordneten für Berlin. ausgeführt merben iſt. Ich glaube, 
daß jrdenfalls durch das neue Geſetz Dem. Vereinigten Landtage DaB 
Recht eingeräumt iſt, dahinzielende Bitten vorzutragen. Wenn dieg 
father hätte anders verſtanden fein koͤnnen, jo mird: Die frühere Be⸗ 
fünmung, jo weit fie. dem 8. 13 ber Berorbnimg: vom. 3.: Februar 
enigegenfteht, als befsitigt angeſchen werden Tünnen. 

Abg. Offermaun: Was von dem Provinzial⸗Landtage der Pre 
vinz Preußen geſagt worden iſt, daß es da unmoͤglich waͤre, daß 
die Pelition mit zwei Dritteln der Stimmen nicht. durchginge, fa 
kann ish dad von der Provinz Brandenburg, ber Ich. angehoͤre, nicht 
fagen. Ich glaube, die Abſtimmung, wie fie. hier geichehen iſt, be⸗ 
weift, daß Die Snterefien nicht fo gleichmäßig ‚uertreien find, wie in 
der Provinz. Preußen. Ich erkläre aljo, wenn. das der MWrovim 
überlaffen wird, ‚daß wir dann nie zu dem Rechte gelangen werben, 
mit .einfacher Majorität eine. Petltion an &e.: Majeſtaͤt zu bringen. 

Ag. Mimes: Ich erlaube mie, Die hohe Berſammlung darauf 
aufmerkſam zu machen, Daß Der nicht worgelefene Schluß bes 8. 12 
dahin lautet: 

„Und bleiben dieſem Chem Vereinigten Landtage) alle auf dergleichen Aende⸗ 
rungen, ber ſtaͤudiſchen Verhandlaygen bezügliche Anträge vorbehalten.“ 

Hierin finde ich Den geſetzlichen Grund, daß diefer @rgenfiant 
in .biefer hohen Berfammlung zur Berathung Fommen muß. 

audiegs · Kommiſſar: Sol darin für mich ein Vorwurf liegen, 
daß ich dieſen Schluß nicht vorgelefeni habe, fo Darf ich menigftens 
verfichern, daß er mich ohne vwiffentliche. Verſchuldung trifft; Denn 
wenn es heißt: „Und bleiben Diefem alle..anf: dergleichen Aenderun⸗ 
gen bezügliche ſtaͤndiſche Verhandlungen ausſchließend vorbehalten? 
fe .verfieht es ſich Doch. wohl von felbit, Daß .Dabei auch die Aus-⸗ 
nahme, welthe im demſelben Abſatze ſteht, vorbehalten bleibt, die 
Ausnahme nämlich, daß alle diejenigen Angelegenheiten, welche eine 
einzelne Provinz betreffen, nur von dem Landtage Diefer. Provin⸗ 
zu berathen ſind. 

Abg. Dittrich: Derjenigen Erlaäͤuterung, die der ‚Her Sand- 
mgs Kommiffar gegeben hat, kann ich nicht heitreten. Exſtens bin 
ich. der Meinung, daß, wenn ein Geſet ein vorhergehandes deutlich 
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abändert, nur die Abänderung, nicht dad frühere Geſetz gelten kann. 
Die Abaͤnderung aber iſt nach meiner Meinung im $. 13 ent⸗ 
halten, denn dieſer weiſt eben dem Vereinigten Landtage die Ge⸗ 
genſtaͤnde zu, die nicht von rein provinziellem Intereſſe ſind. Nun 
ſcheint mir aber doch, daß bie. Art, wie die einzeknen Landtage be⸗ 
rathen, nicht einen Landtag allein betrifft, daher nicht von rein pro⸗ 
vinziellem Intereffe iſt, ſondern Daß dieſe Berfammlung gerade ein 
großes Interefſe für die Allgemeinheit Darin erkemnen mäffe, wie auf 
den einzelnen Provinzial⸗Landtagen berathen wird, Deshalb halte 
ich dafuͤr und wuͤnſche, wenn Beranlaffımg zu Zweifeln: in ven früs 
heren Geſetzen gegen jett gefunden ‚wird, . die Bitte an Se. Koͤnig⸗ 
liche Majeſtaͤt zu flellen, dieſe Zweifel eventuell zu heben, alfo bie 
früßeren Geſetze infoweit zu dubern, Damit ‚man -wiffe, was ber. 
Berathung des hohen ‚Landtages anheiimgegeben werben muͤſſe. 

. Abg. von Auerswald: Ich bin ganz entfihieben der Melnung, 
daß ‚Die. von dem Heren Landtags⸗Kommiſſar außgefprochene Anficht 
die richtige iſt, muß aber geftehen, . daß: ich feinen Augenblick ges 
zweifelt habe, daß die Anficht die geweſen wäre, daß zwar. Betitios 
nen. in. diefer Beziehung von ber. Berfammlung eingebracht werben 
fönnen und mögen, daß aber eine foldje Petition nur dahin geben 
Fönne, Se. Königl. Mafeftät zu bitten, ben naächſten Brovinzial- 
Landiagen eine Propofition vorzulegen, Da dem den einzelnen Pros 
vinzial⸗ Landtagen zuftehenden Rechte hier nicht derogirt werben Darf. 
Ich glaube aber auch, daß eine Petition: felbft;:in. dieſem etwas bes 
ſchraͤnkten Sinne, wie ex nicht von allen Hetren -aufgefaßt worben 
iſt, doch noch einen. bedeutenden Werth behalte; denn es iſt eine 
andere. Sache, vb. jeder einzelne. Brovinzial-Lanbtag. für ſichdaſſelbe 
auf irgend eine Weiſe herbeizuführen bemäht ift, oder. ob auf. eine 
Allerhoͤchſte Propofition Die Sache Bier. jur. Spruche Tommt. Ich 
glaube, daß ein jo bedentendes Gewicht Darin liegt, Daß -ich ‚mich 
veranlaßt fühle, dringend Darauf -anzutragen, daß:der Borſchlag Der 
Abtheilung in dieſem Sinne und Diefer Form durchgehe. 

. bg. von Brünneh: Ich wollte im Wefentlichen ganz daſſelbe 
fügen, was deu geehrte Renner. vor mir. fo eben geänßers bat, Ich 
erlenne: ed. ala vollleimen richtig an, was ber. Koͤnigl Herr Rom: 
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miſſar hier Har gemacht bat, Das nach ber jebigen Lage: umferer. Ge⸗ 
feßgebung ein Derartiger Antrag wohl nicht. von dem Bereinigten, 
Zandtage- ausgehen kann, und nehme daher mit Freuden ‘ben ner 
mittelnden Vorſchlag an, den der Herr Landiags⸗Kommiſſar an Pie 
Hand. gegeben bat. :: -» KStirmifcher Ruf nad) Abſtimmung.) 
Abg. von Werdech: Ich habe. uur zwei Worte zu ſagen, das 
eine. ift, daß ich auf Zahlen fein großes Gewicht lege, weil Zahlen 
fiets. wilfilslich find: Es Scheint darin eben..fo Willkür zu liegen, 
sb nz eine Stimme dem. Plus der Hälfte die Entſcheidung giebt 
oder zwei Drittel der Stimmen; aber Dad, was. ich eigentlich bes 
mexien wollte, ift, daß ich -auf dasjenige ein paar Worte erwiedern 
möchte, was ein geehrtes Mitglied für: die Provinz Brandenburg 
bemerkt hat. : Es hat nämlich der Redner die Schwierigkeiten ge- 
ſchildert, welche es gehabt Habe, Petitionen durchzubringen. Ich 
weiß nicht, welcher Farbe Diejenigen. angehören mögen, die der An⸗ 
tragſteller für. beſonders wichtig und dem: Anſichten der Fractionen 
des Landtages entgegenſtehend zu halten geneigt ſcheint. Ich weiß 
aber auch nicht, wenn eine. ſolche Scheidung vorhanden ſein ſallte, 
wie der Antragſteller vorausſetzt, ob Dann durch eine Beſeitigung 
ver Stimmen -Berhäftnifie, wie fie jetzt ſtattfinden, ebmas gewonnen 
werben follte, denn der Zahl nad) ift der erfte und zweite. Stamd 
in. der Marf Brandenburg eben fo zahlreich, mie Dex Dritte und 
vierte, und daher zweifle ich, ob dadurch etwas gefsrhert: werben 
follte, wenn mit einenrmale das Stinmen⸗Verhaͤltniß von zwei Dit⸗ 
teln, geändert werden ſollte. Das wollte ih nur bemerken. 
——— Es iſt gewunfcht worden, bie. Debatte zu 
- (Bielfaher Ruf: Ial Sad . 
3b werde den von Dear Herm Landtago⸗Kommiſſar gemachten 
Bermittelungs+Borfihlag zuexft zur Abſtimmung bringen, ber dahin 
geht, daß reine Allerhöchfte Bropefition erbeten werden füßne,,. wo⸗ 
nach Die Beſtimmung aufgehoben werden möge, daß zur Einbrin⸗ 
gung von Petitionen eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln notha 
wendig iſt. | 
Sandiags- Senwife: Ih habe durchaus nichts dagegen, er 
dieſex Amrag geſellt merda, kitte aber, ihn nicht als. einen ſalchen 
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zu bezrichnen, ber van mir als Vermitielungs⸗Vorſchlag ausge⸗ 
gangen. feiz ich habe vielmehr nur gefagt, daß der. urfprängliche An- 
teag nach ber Anſicht der Regierung ein ungefeglicher fei und nur 
ber vorfiegende als gefeglich betrachtet werben. fünte. 

Faudta gs - Marſchall; Ah muß mic, felbft bahin .berichtägen, 
daß ich den Borfchlag des. Hertn Landtags⸗Kommiſſars nur in 
Folge: dieſer Bezeichnung, die ein geehrtes Mitglied brauchte, fo 
genanht habe. - Will alfo die hohe Verſammlung ihre Bitte dahin 
richten, daß den nädıften. Provinzial »Tandtagen über den .bewußten 
Gegenſtand eine. Propoſition zugehe?.. M 
' (Die Frage wird von. mehr als zwei Dritteln der Anwe⸗ 
ſenden bejaht.) " 

. Staats « Minifter Freiherr von Canitz: Meine Gern, Derfelbe 
Beweggrund, welcher meinen. verebrien Kollegen, den Herrn Land» 
tags⸗Kommifſar, veranlagt hat, bei dem Anfang der Verhandlung 
Das Wort zu nehmen, bewegt auch mich, bei dem Anfange dieſer 
Diskuflon Ihnen: einige Bemerlungen vorzutragen, naͤmlich Der 
Grund, ein Mißverſtaͤndniß aufzuklären. Weit entfernt, der be⸗ 
abſtchtigten Petition vder dem Antrage Ihrer Abtheilung entgegen⸗ 
weten zu wollen, Tann iq mich. vielmehr nur damit einverſtanden 
edlären. — 

Zunachſt handelte es en basen, ob es im der Intention der 
Berorbnang som 3. Februar liegen könne, das Petitionsrecht Der 
Stände. gu befchränfen und in Bezug auf alle äußeren Angelegen- 
heiten abzuſthneiden, mit anderen Worten: ob eo die Idee des Ge⸗ 
ſetzgebers geweſen fet, von den getreuen Bänden: feiner: Lande zu 
erwarten und zu verlangen, daß fie für Die auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe leinen Sinn. und fein Gefühl haben follen Ich. antworte 
darauf auf das allerensichlenenfle: Nein! das iſt Ihm gewiß nicht 
in den. Sinn: gekommen. ‚Eine auihentifche Interpretation Diefeg 
Gefetzes zu geben, liegt nicht in der Macht von irgend Jemand 
unter uns; ich glanbe aber, Daß ein. einfacher Blick auf die Worte 
des Paragraphen dazu gemüge, um über den richtigen Sinn keinen 
Auseifel zu haben. Der. Paragraph lautet nämlich: 

1.1, Meieinigten Saublage: firht das Necht zu, Uns Bitten und Beſchworden 


N 
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vorzutragen, welche innere Augelegenheiten des ganzen Staates oder mehrerer 
Provinzen betreffen, wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein das In⸗ 
tereſſe der einzelnen Provinz betreffen, den ProvinzialsStänden verbleiben.“ 


Meines Ermeſſens ift der Sinn dieſes Paragraphen der Ges 
genfab von allgemeinen und provinziellen Intereffen (wie bie 
Abtheilung das Wort Angelegenheit amendirt hat), Der Aus⸗ 
drud: innere Angelegenheiten kann nicht fo verftanden werben, 
ald wenn damit jeder Blick und jede Erörterung über auswärtige 

Angelegenheiten hätte ausgefchlofien werden follen. Es ift aber 
gerade bei dieſen Angelegenheiten fchwierig, durch eine Definition 
die Bälle vorher zu beftlimmen, welche Gegenſtand einer ftändifchen 
Petition zu werben geeignet fein fönnen. Die audwärtigen Ange⸗ 
legenbeiten wenden mehr oder minder gewifiermaßen die eine Seite 
den inneren Verhaͤltniſſen der Länder zu, die fie betreffen, fonft 
wuͤrden fie überhaupt fein Interefie darbieten. Es koͤnnen politifche 
Berhältniffe in einer anderen Hemifphäre fein, die uns Alle zuſam⸗ 
men nichtd angehen. Diejenigen aber, Die und angehen, theilen fich, 
wie in dem Bericht der Abtheilung ſehr richtig erörtert worden ift, 
in ſolche, welche-die Interefien des Landes, einzelner Individuen, 
einzelner . Corporationen, einzelner Provinzen, der Stände, kurz, bie 
irgend ein Intereffe in unferem Lande berüßten, und in foldhe, wo 
das nicht der Fall if. Dieſes Durch eine Definition volllommen zu 
beftimmen, wuͤrde eine ſchwierige Aufgabe fein, und ich glaube auch 
überhaupt, daß man mit Definitionen oft Gefahr läuft, ſich vom 
Ziele zu entfernen, ftatt e8 zu treffen. Auf einen fichereren Halt 
weift ver Bericht hin (vergl. Seite 220 oben): 

„In ſolchen Faͤllen, in welchen der Koͤnigliche Kommiſſar wegen ſchwebender 

Berhandlungen oder überhaupt im Jutereſſe des Staats bie weitere Erörterung 

irgenb einer angeregten, äußeren Angelegenheit für bedenklich erklaͤren möchte. 
Da appellirt die Abtheilung an eine Regel, an eine Macht, an ein 
Weſen, welches ich Höher ſtelle, als alle Definitionen, nämlich an 
ihren politifchen Takt, meine Herren, an Ihre Gefinnung! 

Dies kommt befonders hier zur Anwendung, wo wir von einer 
Petition reden, und zwar von einer folchen, die man nad) einem 
arithmetiſchen Oleichniß eine Petition in zweiter Pole nennen 

IV, 2 
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koͤnnte, von einer Petition, die von dem Petitionsrecht überhaupt 
handelt, Es ift viel von dem Gewichte ftändifcher Petitionen ge= 
fprochen worden, und Sie mögen mir erlauben, daß ich auf einige 
Heußerungen, bie in früheren Diskufflonen vorgefommen find, hin- 
bente. Ich werde bei der vorliegenden Frage bleiben. Nach mei⸗ 
nen Begriffen, von denen ich glaube, daß die Mehrzahl der Ber: 
ſammlnug damit einverflanden fein wird, ift eine Petition, welche 
eine. Berfammlung, wie diefe, an den Thron bringt, etwas Anderes, 
als. eine bloße Bitte, und das Verhältniß des Landesvaters zu den 
Landeskindern, ſo ſchoͤn es auch iſt, paßt auf dieſes Verhaltniß 
nicht ganz. Bitten kann man um Alles, Bitten iſt ein unbeſchrank⸗ 
tes Recht, und es kommen in der Welt alle Tage Bitte vor, bie 
kein anderes Motiv haben als das, daß man ben etwas erlangen 
möchte. : Dergleichen Bitten bebeuten: ſehr weriig. - Eine Petition 
der Stände, an den Thron gebracht, ſoll aber ein anderes Gewicht 
haben, fie fol ein Votum der Verfammlung fein, beſonders in An- 
gelegenheiten der Art, von denen: hier Die Rede if. Was Fan in 
Beziehung auf: Die auswärtigen Angelegenheiten Gegenſtand einer 
Petition ſein? Ich halte mich beiſpielsweiſe an bie Fälle, Die man 
hier angeführt Hat. Es ift Bier die Rede von fehr verſchiedenen 
Dingen. Erftens von Angelegenheiten eines deutſchen Landes, Die 
in gewiffe Berwidelungen gerathen find: - Welcher Art find Diefe 
Berwidelungen? Site berühren thells die Erbfolge in einem frem⸗ 
den Rönigehaufe, ‚theild die inneren Verhälmiffe eines beutfchen 
Landes in einer (in der Beziehung, wie fie: hier in dieſer Verſamm⸗ 
fung gilt) fremden. Angelegenheit. Es : find damit die Sympa⸗ 
thieen in Verbindung gebracht, welche den deutfchen Bund umgeben 
ſollen. Die Regungen dieſes Nationalgefühles weiß ich vollkommen 
zu ehren, diefe Fönnen jedody ſchwerlich Gegenftand einer fländifchen 
Betition werden. Ferner ift unmittelbar Daneben Die Ausbildung 
und Kräftigung des Zollvereines angeführt, Bas führt uns in ein 
. anderes Kapitel, nämlich auf Interefien, die unzweifelhaft Gegen- 
fand ſtaͤndiſcher Petitionen fein können. - Eine Petition. dieſer Art, 
und zwar von .einer großen Majorität, die recht unzweideutig Ihre 
Wünfehe ausſpraͤche, welche bie: verſchiedenartigen Intereſſen, die in 
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Diefer Frage zufammenfließen, gehörig erwogen und, in ein Kefultat 


zufammengefaßt, ganz Deutlich barlegte, eine Petition, welche zeigte, 
was der allgemeine Wunfch bed Landes, der verfchledenen Stände, 
der verſchiedenen Provinzen in dieſer Hinficht wäre: eine folche 
Petition würde mir fehr ermünfcht fein. Dies ift offenbar eine 
auswärtige Angelegenheit, die mit ben inneren Intereffen zuſam⸗ 
menhängt, alfo unzweifelhaft nad) der alten und neuen Geſetzge⸗ 
bung Stoff zu Ihrer Berathung und zu einer Petition Darbieten 
konnte. 

Ferner iſt dabei eines anderen Falles und. der Verluſte erwähnt, 
Die ein politifher Aft herbeigeführt haben fol, ver offenbar In 
bie erfle Kategorie gehört, und welcher fein Gegenftand ber ſtaͤndi⸗ 
ſchen Diskuffion ſein konnte. Ohne zu behaupten, daß Fälle der Art 
überhaupt ausgeſchloſſen fein müſſen, wide doch jedenfalls näher 


und direkter in bie Verhaͤlmiſſe eingegangen werben muͤſſen, ehe 


Daraus Stoff zu einer Beſchwerde oder zu einer SBetition ſich er- 
gabe. Es kann Fälle geben, wo Partikular⸗-Intereſſen neben den 
allgemeinen politifchen zu wahren find; Tiegt ein folcher Ball vor, 
ſo wuͤrde ich gern zu ber erforberlichen Auskunft und Mitwirkung 
bereit fein, fo welt meine Pflichten und meine Kräfte reichen. Zu 
einer Disfuffion in pleno eignet ſich aber folcher Gegenftand nicht, 
aus den Gründen, welche ber Bericht ihrer Abtheilung anges 
führt hat. - 


Es kann außerdem eine Befchwerbe der Gegenftand einer 


ftändifchen Petition fein und hier würde es mir zu allerlegt einfallen, 
die ſtaͤndiſche Wirkſamkeit befchränfen zu wollen. Es fteht unzwei⸗ 
felhaft den Ständen das Recht zu, Befchwerde zu führen über jeden 
Beamten, ber feine Pflicht vernachläffigt hätte, von dem legten Agen- 
ten, der vielleicht nur einen ephemeren Auftrag hat, bis zu Dem, 
weichem Se, Majetät Die Leitung der auswärtigen Gefchäfte ans 
vertraut bat. Es verfteht ſich aber auch von felbft, daß eine folche 
Beſchwerde einen wichtigen Grund haben muß, damit (um es offen 


heraus zu jagen) die Befchwerdeführer ſich nicht zu fchämen hätten, - 


wenn fie ungegrünbet ‚befunden würde. Es giebt noch ein drittes, 


was als Zweck angefehen werben wat ‚was nach den: Begriffen: 


23* 
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ver heutigen Zeit fehr beliebt geworden ift, nämlich eine Demon- 
firation, wo eine Petition, ohne ein beftimmted Ziel vor Augen 
zu. haben, die Gefinnung ausbrüden fol. Hierüber abzufprechen, 
dürfte nicht hierher gehören; es kann VBerhältniffe geben, wo ber- 
. gleichen ganz gut fein mag, ald allgemeine Regel glaube ich jedoch 
im Intereſſe des Vereinigten Landtags fagen zu koͤnnen, Daß ber 
gleichen in zweifelhaften Fällen beffer unterbleibt, ald daß man fie 
herbeiführe, und ich komme auf ven Schluß des Berichtes zuruͤck, 
worin es heißt: „welche bei ähnlichen Fällen in Stände »Berfamm- 
ungen anderer Staaten zur Vermeidung einer weiteren. Erörterung 
-für ausreichend erachtet werben.” Ohne Hinweifung auf andere 
Staaten, was einer Nachahmung ähnlich fehen kann, glaube id, 
mich auf Die Gefinnung der Berfammlung berufen zu Tonnen, daß 
es ihr an dem Sinne, an dem Takt nicht fehlen wird, eine Die- 
kuſſtion zu vermeiden, Die äußere Verwickelungen herbeiführen koͤnnte. 
Um mit zwei Worten ‚zu refumiren, was ich hier fagen wollte, 
ift Folgendes: daß eine Verkürzung des ftänbifchen Petitions⸗Rechtes 
meines Erachtens in der Verordnung ‚vom 3. Februar nicht beab- 
fichtigt ift, Daß aber eine Beichränfung deſſelben in Beziehung auf 
Die auswärtigen Angelegenheiten nicht durch bindende Vorfchriften, 
fondern durch Den richtigen, Durch Die. Verhältniffe diktirten Takt 
der Berfammlung dasjenige ift, auf das ich provozire. 
Referent von der Heydt lieſt Das Gutachten zu V.: 
V. „Der Abgeorbnete Hanfemann äußert am Schluffe feines Petitions⸗ 
Antrages noch Bolgendes: 
„Inſofern in der Beſtimmung bes $. 13 ber mehrgebachten Berorbnung vom 
3. Februar c., wonach das Petitionsrecht des Vereinigten Landtags auf „innere 
Angelegenheiten’ des Staats feftgefebt ifl, eine Befchränfung dahin interpretirt 
werben follte, daß die Petitionen nicht auf die Beziehungen des Staats zum 
Anslande gerichtet fein dürften, fo unterlafie ich dieferhald einen Antrag zu 
ſtellen, weil diefe Interpretation mit den echten im Widerfpruch flehen wuͤrde, 
weiche deutſche Lanbflände, wie fie nach ber Bundesalte in allen beutfchen 
Staaten beftehen follen, von Alters her beſitzen. Diefe Interpretation ift nicht 
zuläfftg, eben weil fie nach meiner Meberzeugung gegen ein feſtſtehendes Recht 
flreiten würde,” 
Dagegen iſt der Antrag des Abgeordneten von Winde ausbrüdiidh auf 


ufbehuung des Befränkung des Petitinershte auf tuts Sngelegraheiten, aıne 
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lich auf den Wegfall des Wortes „innere“ im G. 13 ber Verordnung vom 3. 

Zebruar gerichtet. ‘Der Herr Antragfteller fagt dabei: 
„Soll das noch jüngft in ben Angelegenheiten von Schleswig«Holftein fo lebhaft 
hervorgetretene beutfche Rationalgefähl geftärkt und belebt — foll bie Ausbildung 
und Kräftigung des Zoll» Vereins gefördert — ſoll der deuffche Bund von mas 
tionellen Sympathieen umgeben — follen Werlufte, wie bie in Folge ver Eins 
verleibung Krafau’s eingetretenen, vermieden werden, fo erfcheint es erforberlich, 
daß das Fändifche Element des zweiten ber deuiſchen Staaten auch den auss 
wärtigen Angelegenheiten nicht fremd bleibe.” 


Bei der Beratung in der Abtheilung war man allgemein barin einverflanden, 


daß das Petitionsrecht der Stände. eine wefentliche VBefchränfung erleiden würbe, 
wenn die Beflimmung sub $. 13. der gebachten Verordunng dahin interpretirt 
werben möchte, daß auch folhe-äußere Angelegenheiten von dem PBetltionsrecht auss 
geſchloſſen fein follten, welche mit den inneren Angelegenheiten des Landes im aller- 
naͤchſten Zuſammenhange fiehen. Es wurde bies um fo weniger für zuläfflg er⸗ 
achtet, als ſchon auf Provinzials Landtagen Handels Verträge mit auswärtigen 
Staaten häufig Gegenftand von Petitionen geweſen find, und nicht felten dringende 
Beranlaffung eintreten dürfte, folche auswärtige Beziehungen zur Sprache zu brin- 
gen, welche für bie inneren Angelegenheiten von entfcheidendem Ginfluffe find. Es 
wurde dabei namentlich ber Einverleibung von Krakau gebacht, wegen welcher ſelbſt 
Betitionen ſtaͤdtiſcher Eorporationen Allerhöchften Orts die wohlmollendfte Auf⸗ 
nahme fanden. Es wurde insbefondere in Beziehung auf die Beftimmungen des 
Zolltarifs, auf die SchifffahrtssBerhältniffe und bie Handels⸗Politik für ganz uns 
vermelblich erachtet, nicht blos innere, ſondern auch auswärtige Angelegenheiten zu 
berähren. Da nun ſchon auf dem gegenwärtigen Laudtage ber Fall vorgefommen 
it, daß der Herr Landtags: Marfchall mehrere Petitionen, welche auswärtige An⸗ 
gelegenheifen betrafen, aber mit den Iuterefien des Staats in naher Verbindung 
fiehen, ohne dem Landtage davon Kenmtniß zu geben, den Antragftellern auf Grund 
bes 8. 13 der Verordnung vom 3. Febrnar c. br. manu als nicht zur Kompetenz 
bes Landtags gehörig, zurückgegeben hat und eine buchſtaͤbliche Anwendung jener 
Beſtimmung voransfichtlich zu vielen zeitranbenden und unangenehmen Rompetenzs 
Konflikten Anlaß geben wird, fo fand die Abtheilung in ihrer überwiegenden Mas 
jorität zur Dermeidung folder Konflifte und zur Sicherung des den Ständen un: 
zweifelhaft zuſtehenden Betitionsrechts in dem Antrage bes Abgeorbneten von. 
Binde das geeignetfte Mittel. Die Minorität der Abtheilung hielt dagegen eine 
buchftäbliche Interpretation jener Befllmmung da, wo innere Angelegenheiten bes 
Staats von auswärtigen Angelegenheiten nahe berührt feien, dem eigentlichen 
Sinne ber Beſtimmung keinesweges entfprechend; fie wollte darin nur bie Auss 
ſchließung ſolcher Fragen der äußeren Politik erfennen, welche das innere Juterefie 
des Landes nicht beiräfen, und glaubte demnach die Nothiwendigfeit einer Aende⸗ 
rumg der fraglihen Beſtimmung zur Serbeiführnng einer Interpretation in dem 
gewünſchten Sinre nicht anertennen zu koͤnnen. 
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Die hiernach von dem Herrn Vorſitzer zunaͤchſt dahin geſtellie Frage, ob über: 
haupt in Beziehung auf $. 43 ber Verorbuung vom 3. Febrnar eine Bitte an 
Se. Mojeftät vorzufchlagen fei, wurde mit 15 gegen 3 Stimmen bejaht. 

Demnaͤchſt kam der Antrag des Abgeorhneten von Binde wegen Wegfalls 
bes Wortes „innere“ im $. 43 ber Verprbuung vom "3. Februar c. zur Abſtim⸗ 
nung, und es befchloß die Abtheilung mis 44 gegen 6 Stimmen, biefen Autrag 
bei dem hohen Landtage zu bevorworten. 

Endlich wurde vorgefchlagen, flatt des Wortes „Augelegenheiten“ Has Wort 
„sntereffen in demfelben Paragraphen zu fubflituiren, um dadurch bie Kompetenz 
bes Vereinigten Landtags und ben Gegenſatz zu ben Angelegenheiten, welche das 
„uterefie ‚einzelner Provinzen berühren, noch näher zu bezeichnen, umb es wurde 
darauf aufmeckffam gemacht, daß auch in ben provinzialftändifigen Geſetzen zur 
Bezeichnung der Kompetenz der Provinzialsfaudbtage das „Intereſſe“ der Provinz 
überall als maßgebend bezeichnet ſei. Bei der von bem Herrn Vorfiger veraulaßten 
Abftimmung über biefen Vorſchlag wurbe derfelbe mit 15 gegen 2 Stimmen zur 
Bevorwortung bei dem hehen Landtage angenommen. 

Sclieglig Tam es noch zur Sprache, ob nicht bei einer im Sinne biefer 
Abſtimmungen erfolgenden Heuberung des $. 13 der Verorbnung vom 3. Vebrner 
ein Zufaß angemeſſen fcheine, zu dem Zwecke, um folche Angelegenheiten ber Aus 
feren Bolitif, welche das Intereſſe bes Landes nicht berühren, von ber Kompetenz 
anszuſchließen. Es wurde aber für fchwierig erachtet, irgend einen Zufag zu 
formuliren, ber die Graͤnzen genau auszubrüden und nene Kompetenz: Grörterungen 
zu befeitigen vermöge. Zudem glaubte bie. überwiegende Majorität ver Abtheilung 
das Vertrauen hegen zu. bürfen, daß in ſolchen Ballen, in welchen ber Königliche 
Kommifler wegen ſchwebender Verhandlungen oder überhaupt im Intereſſe des 
Stants die weitere Erörterung irgend einer angeregien äußeren Angelegenheit für 
bedenklich erflären möchte, es dem Landtage nicht an ber patriotiſchen Geſinnung 
und bem politifcgen Zaft fehlen werde, welche bei ähnlihen Faͤllen in Stände 
Berfommlungen anderer Staaten zur Bermeibung einer weiteren Grörtermng für 
ausreichend erachtet werben.” 

Es muß für bie ftändifche Verſammlung von unfchäßbarem 
Werthe fein, ſolche Gefinnungen von der Minifterbant ausfprechen 
zu hören, wie. fie fo eben der hochverehrte Herr Minifter. in Bezies 
hung auf das Petitionsrecht der Stände und in Beziehung auf bie 
Geſinnung der Stände zu erkennen gegeben hat. Die Stände »Ber- 
fammlung bat Urſache, ſich dankbar ſolcher Gefinnungen zu erfreuen. 
Wenn aber der hochgeehrte Redner indireft ausgefprochen hat, ale 
ob eine Veranlaſſung zu der Bitte, welche die Abtheilung befürs 
wortet hat, nicht vworliege, fo muß ich Doch darauf qufmerkfam 
machen, was ſchon in dem Bericht der Verfammlung erwähnt if, 
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daß ‚nämlich unſer geehrter Here Vorſitzender erklaͤrt hat, mie. ex 
ſich nach ſeinem Gewiſſen verpflichtet halte, ſolche Anträge und 
Bitten, Die auswärtige Angelegenheiten berühren, nicht zur Bera⸗ 
thung in dieſer Verſammlung zuzulaſſen. Wenn, meine Herren, 
dies unſer geehrter Herr Vorſitzender erflärt hat, deſſen Rechtöges 
fühl wir Alle ungetheilt fo hochachten, Dann meine. ich, muß eine 
Beranlafiung wohl vorliegen, darüber Har zu werden. Ich meine, 
wenn ein bloßer Blick auf Das Gele genügte, um zu erfennen, 
daß, ſolche Bitten angebracht werben .büzften, fp würde unfer ge= 
ehrter Herr Marſchall einen ſolchen Ausſpruch nicht gefällt haben, 
Wenn wir hei den Worten des Geſetzes ſtehen bleiben, — denn 
nur das Geſetz redet, und nicht kann es darauf ankommen, welche 
Geſinnungen gerabe Die Herren Miniſter, welche augenblicklich im 
Amte waren, dabei hahen, denn ein Geſetz iſt für lange Zeit, — 
ſo ſcheint es mir, das Geſetz allein muß maßgebend ſein. Wenn 
wir Das Geſetz buchſtählich gelten laſſen, jo liegt es nicht, in Dex 
Befugniß des Vereinigten Landtags, auswärtige Angelegenheiten zu 
berühren. Wenn überhaupt nichts über das Petitiongrecht gefagt 
wäre, fo würde ich Der Meinung beitreten, ich würde fagen, es 
bedarf feiner Bewilligung des Petitiong - Rechtes, es ift ein natür- 
liches Recht. Aber der Geſetzgeber hat nicht alfo geglaubt, er hat 
ed für nöthig erashtet, es ausdrüͤcklich im Geſetz bezeichnen zu 
müflen, ob und wie ed ausgeführt werben bi | 
Es heißt namlich: | | 
„Dem Vereinigten Landtage flcht das Recht zu, Uns Bitten und Beſchwerden 
vorzutragen, welche innere Angelegenheiten bes ganzen Staats ober mehrerer 
Provinzen, beireffen, -wogggen Bitten und Beſchwerden, welde allein das. Ju⸗ 
terefie der einzelnen, Provinzen betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ 
Durch dieſe Worte iſt indireft Die Berührung auswaͤrtiger An- 
gelegenheiten buchftäblih dem Landtage genommen, und Deöhalb 
glaube ich den Antrag der Abtheilung auch mit Rüdfiht auf Die 
Srjahrungen , die der Landtag gemacht hat, bevorworten zu mülfen. 
‚ Senntegs- Mlerſchall: Auch ich, der ich mich night etwa nur 
a einen dem Landiage vorgefepten Beamten betxachte, fondern mit 
freudigen Steg „als. Mitglich der. Verſammlung anſehe welches 
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alle Intereſſen derſelben theilt, auch ich bin Sr. Exoellenz dem Herrn 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten zu großem Dank verbun- 
den, daß er uns dieſe Erklärung über den $. 13 gegeben hat. Ich 
ſelbſt Habe eine ſolche Auffaffung defielben nicht gehabt, ich geftche 
es ein, ich habe ihn für bindender gehalten, ich glaubte nicht, Daß 
die äußeren Angelegenheiten unter irgend einer Beziehung Gegen⸗ 
ſtand der Berathung des Landtags fein Tönnten. Ich kann alfo 
diefe Aeußerung und Auslegung des Herrn Minifters nur freudig 
begrüßen, indem id) annehme, daß der Herr Minifter in Ueberein⸗ 
flimmung mit dem ganzen Minifterium und dem Herm Kommiffar 
geſprochen hat. Wäre fie mir, Diefe Auslegung, früber befannt ge: 
wefen, fo würde ich ed mir nicht erlaubt haben, mehrere Anträge, 
welche fich nicht auf innere Angelegenheiten bezogen, zurüdzugeben. 
Sept halte ich mich für befugt, fie anzunehmen, und werbe fie den 
betreffenden Abtheilungen überweifen. Ich will binzufeben, Daß es 
dann allerdings von dem Takte der Verfammlung, der gewiß ein 
fehr hoher iſt, abhängen wird, ob fie dieſe Anträge unterflüßen 
wolle oder nicht. | 

Abg. von Eamphaufen (vom Blab): 

. (Bar nicht zu verftchen.) 

Ich febte Die Einftimmigkeit der Berfammlung voraus, Daß fie... 

Referent son der Heydt: Nachdem nun auch der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall erflärt hat, daß er in Folge der Interpretation alle 
Anträge, die äußere Interefien berühren, zulaffen werde, fo ftimme 
ich dem Antrage des Herrn Marſchalls infofern bei, als ich vor 
fhlage, die durch das Minifterium ertheilte Interpretation zu ac- 
ceptiren, davon Aft zu nehmen und vorläufig, fo lange nicht andere 
Veranlaſſung eintritt, desfallſige Anträge fallen zu laflen. 

Abg. Hauſemann: Infofern die Erklärung des Herrn Minifters 
als entfcheidend zu erachten ift, fchließe auch ich mich dem Refe⸗ 
renten an. 

Abg. von RYecherath: Ich glaube allerdings auch, daß durch das 
zulegt Verhandelte der vorliegende Gegenftand der Abflimmung nahe 
gebracht ift, indefien ſcheint er mir Doch nicht fo zu -Tiegen, daß 
nicht noch irgend eine Aufklärung, irgend eine Exörterung nöthig 
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wäre. Namentlich beſteht augenfcheinlich eine Differenz zwiſchen den 

Anfichten des Herrn Minifters der auswärtigen Angelegenheiten und 
denen, die der Herr Marfchall gegenwärtig ausgefprochen hat, eine 
Differenz in Bezug auf einen konkreten Fall, nämlich in Bezug auf 
bie Petition, betreffend Die nationale Seldfiftändigfeit von Schleswig- 
Holftein. Auch ich gehöre zu denjenigen Abgeordneten, die eine 
folche Petition eingereicht hatten und fle von dem Herrn Landtags⸗ 
Marſchall zurüderhielten, weil er die Verfammlung zur Berathung. 
dDiefer Angelegenheit auf Grund des Geſetzes nicht für kompetent 
hielt. Der Herr Marſchall hat num zwar Die erneuerte Einreichung 
genehmigt, da aber der Herr Minifter diefe Frage als eine dem 
Kreife unferer Berathung fremde bezeichnet hat, da ferner Diefer 
Gegenftand von der größten nationalen Wichtigkeit ift, fo glaube 
ih, daß es in dem Interefje der VBerfammlung ift, dem Herm Mi⸗ 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten kurz zu fagen, was die An- 
teagfteller zu ihrem Geſuche bevogen hat, Der Herr Minifter ſelbſt 
hat erflärt, daß jede Außere Angelegenheit eine innere Seite habe; 
wenn Died aber bei allen äußeren Angelegenheiten der Sal ift, fo 
tritt Dies ganz befonders in ber fchleswig-holfteinfchen Frage her⸗ 
vor, Es wird Faum einen Theil Deutfchlands geben, von wo aus 
nicht ein Ruf der Sympathie an die in ihrer nationalen Selbft- 
ftändigfeit bebrängten Schleswig - Holfteiner gerichtet worden wäre. 
Man hat erkannt, daß es ſich hier nicht blos um die Gefahr ber 
Beichränkung des deutſchen Territoriums, um die Möglichkeit der 
Entfremdung desienigen Theile unferes Waterlandes handelt, der für 
feine kuͤnfiige maritime Entwidelung von großer Wichtigkeit ift, fon- 
dern daß hier Größeres, daß die Erritngenfchaft der neueren deut⸗ 
ſchen Geſchichte, das Gefühl der Selbftftändigfeit und nationalen 
Macht, die Feinen Eingriff duldet, auf dem Spiele ſteht. Dieſes 
nationale Machtgefühl ift, wie Die Bedingung befriedigender Vers 
haltniffe nach außen, jo auch die Grundlage einer gebeihlichen Ent- 
widelung im Imnern, und überall, wo es berührt wird, ſei es 
ſchmerzlich oder freudig, Da Handelt es ſich um eine tiefsinnerliche 
Angelegenheit. Wenn fchon Die Fragen, die den Deutfchen Bundes: 
Berein betreffen, wegen der vielfachen Ruͤckwirkung, Die fle auf bie 
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zu bezeichnen, ber ven mir als Bermittelungs-Bosichlag ausge⸗ 
gangen. fei; ich Habe vielmehr nur gefagt, daß der. urfprüngliche An⸗ 
trag nach ber Anficht Dex Regierung ein ungefeglicher fei und .nur 
ber vorkiegende als gefeglich betrachtet werben: koͤnne. 

Saudtags- Marſchall: Ich muß mich felbft bahin ‚berichtigen, 
daß ich den Borfchlag des Hertn Landtags⸗-Kommiſſars nur in 
Folge: dieſer Bezeichnung, die ein geehrtes Mitglied brauchte, fo 
genanht babe... Will alfo die hohe Verſammlung ihre. Bitte dahin 
richten, daß. den naͤchſten Provinzial» Landtagen über! den. bewußten 
Gegenſtand eine. Bropsfition zugehe? 

(Die Frage wird von mehr als zwei Dritteln der Anwe⸗ 
ſenden bejaht.) | 

Staats «Minifter Freiherr son Caunitz: Meine Ser derſelbe 
Beweggrund, welcher meinen. verehrien Kollegen, ven Herrn Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar, veranlaßt hat, bei dem Anfang der Verhandlung 
das Wort zu nehmen, bewegt auch mich, bei dem Anfange dieſer 
Diokufſton Ihnen einige Bemerkungen vorzutragen, naͤmlich Der 
Grund, ein Mißverſtaͤndniß aufzuklären. Weit entfernt, der be⸗ 
abſtchtigten Petition oder dem Antrage Ihrer Abtheilung entgegen⸗ 
teten zu wollen, kann ich mich vielmehr num. damit einverftanben 
erllaͤren· 

Zanachſt handelte es fid) davon, ab es in der Intention‘ der 
Bervebnang som 3. Februar liegen könne, Das PBetitionszecht der 
Stände. gu :befchränfen und in Bezug auf alle äußeren Angelegen« 
heiten abzuſchneiden, mit anderen Worten: ab eo die Idee des Ge⸗ 
ſetzgebers geweſen ſei, von den getreuen Sͤnden feiner: Laude zu 
erwarten und zu verlangen, daß fie für Die auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe leinen Sinn und fein Gefühl haben follen, Ich antworte 
darauf auf das .alleremtichiedenfle; . Nein! das iſt Ihm gewiß nicht 
in den Sinn: gefommen. Eine authentifche Interpretation dieſes 
Gefetzes zu geben, liegt nicht in der Macht von irgend Jemand 
unter uns; id) glaube aber, daß ein: einfacher Blid auf die Worte 
des Paragraphen dazu genüge, um über den richtigen Sinn feinen 
Auseifel zu haben, Der Paragraph lautet nämlich: 

Dem Mervinigien Landtags ſteht das Necht zu, Une Wiiken und MBeihwerben 
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vorzutragen, welche innere Angelegenheiten bes ganzen Staates ober mehrerer 
Provinzen betreffen, wogegen Bitten und Beſchwerden, welche gllein das Ins 
terefie der einzelnen Provinz betreffen, ven ProvinziaStänden verbleiben.“ 


Meines Ermefjens ift der Sinn diefes Paragraphen der Ges 
genfag von allgemeinen und provinzielen Intereffen (wie bie 
Abteilung das Wort Angelegenheit amendirt hat). Der Aus⸗ 
drud: innere Angelegenheiten fann nicht fo verfanden werben, 
als wenn damit jeder Blid und jede Erörterung über auswärtige 

Angelegenheiten hätte ausgefchloffen werben follen. Es ift aber 
gerade bei dieſen Angelegenheiten fchwierig, durch eine Definition 
die Bälle vorher zu beflimmen, welche Gegenſtand einer ftändifchen 
Betition zu werben geeignet fein fönnen. Die auswärtigen Ange⸗ 
legenbeiten wenden mehr oder minder gewifiermaßen Die eine Seite 
den inneren Berhältnifien der Länder zu, die fie betreffen, fonft 
witeden. fie überhaupt fein Interefle Darbieten. Es koͤnnen politifche 
Verhaͤltniſſe in einer anderen Hemifphäre fein, die uns Alle zuſam⸗ 
men nichtd angehen. Diejenigen aber, die und angehen, theilen fich, 
wie in dem Bericht der Abtheilung fehr richtig erörtert worden ift, 
in. foldye, welche die Interefien des Landes, einzelner Individuen, 
einzelner Corporationen, einzelner Provinzen, der Stände, kurz, die 
irgend ein Interefie in unferem Sande berüßren, und in ſolche, wo 
das nicht der Fall if. Diefes durch eine Definition vollfommen zu 
beftimmen, würde eine ſchwierige Aufgabe fein, und ich glaube auch 
überhaupt, daß man mit Definitionen oft Gefahr läuft, fih vom 
Ziele zu entfernen, ſtatt es zu treffen. Auf einen fichereren Halt 
weift der Bericht Hin (vergl. Seite 220 oben): 

„In ſolchen Faͤllen, in welchen der Koͤnigliche Kommiſſar wegen ſchwebender 

Berhandlungen oder überhaupt im Intereſſe des Staats bie weitere Erörterung 

irgend einer angeregten, äußeren Angelegenheit für bebenklih erklären möchte.” 
Da appellirt Die Abtheilung an eine Regel, an eine Macht, an ein 
Weſen, welches ich höher ftelle, ald alle Definitionen, nämlich an 
ihren politifhen Takt, meine Herren, an Ihre Gefinnung! 

Dies kommt bejonvers hier zur Anwendung, wo wir von einer 
Betition reden, und zwar von einer folchen, Die man nad) einem 
arithmetiſchen Oleichniß eine “Petition in zweiter rin nennen 

IV 2 


, v 


— 354 — 


koͤnnte, von einer Petition, die von dem Petitionsrecht uͤberhaupt 
handelt. Es iſt viel von dem Gewichte ſtaͤndiſcher Petitionen ge⸗ 
fprochen worden, und Sie mögen mir erlauben, daß ich auf einige 
Heußerungen, bie in früheren Diskuffionen vorgefommen find, hin- 
dente. Ich werde bei der vorliegenden Frage bleiben. Nach mei⸗ 
nen Begriffen, von denen ich glaube, daß die Mehrzahl der Ver⸗ 
ſammlnug damit einverflanden fein wird, ift eine Petition, welche 
eine. VBerfammlung, wie biefe, an den Thron bringt, etwas Anderes, 
als. eine bloße Bitte, und Das. Verhältniß des Landesvaters zu ben 
Landeskindern, fo: ſchoͤn es auch iſt, paßt auf dieſes Verhäftnig 
nicht ganz. Bitten kann man um Alles, Bitten iſt ein unbefchräkf- 
tes Recht, und es kommen in der Welt alle Tage Bitte vor, bie 
fein. anderes Motiv ‚haben ald das, daß man ben etwas -erfangen 
moͤchte. Dergleichen Bitten bedeuten ſehr wenig. : Eine Petition 
der Staͤnde, an ben Thron gebracht, ſoll aber ein anderes Gewicht 
haben, fie fol ein Votum Der Verſammlung fein; beſonders in An- 
gelegenheiten der Art, von denen hier die Rede if. Was kann -in 
Beziehung auf die auswärtigen Angelegenheiten : Gegenſtand einer 
Petition. fein?- Ich halte mich beiſpielsweiſe an Die Bälle, Die man 
hier angeführt bat. Es iſt Bier die Rede bon ſehr verſchiedenen 
Bingen. Erftens von Angelegenheiten eined deutſchen Landes, Die 
in gewiffe Berwidelungen geratben find, - Welcher Art find dieſe 
Berwidelungen?: Ste-berühren theils die Erbfolge in einem frem⸗ 
den Koͤnigshauſe, theils Die Inneren Verhaͤlmiſſe eines beutfchen 
Bandes in einer (in der Beziehung, wie fie hier in dieſet Verſamm⸗ 
lung gilt) fremden: Angelegenheit, Es ſind damit die Sympa⸗ 
thieen in Verbindung gebracht, welche den deutſchen Bund umgeben 
ſollen. Die Regungen diefes Nationalgefühles weiß ih vollkommen 
zu ehren, dieſe können jedoch ſchwerlich Gegenftand‘ einer fländifchen 
Betition werden, Berner iſt unmittelbar Daneben die Ausbildung 
und Kräftigung des Zollvereines angeführt. Das führt ıms.in ein 
anderes Kapitel, nämlich auf Intereffen, die unzweifelhaft Gegen⸗ 
fand ſtaͤndiſcher Petitionen fein koͤnnen. Eine Petition dieſer Art, 
und zwar van einer großen Majorität, die recht unzweideutig ihre 
Wünfche ausfpräche, welche bie. verſchiedenartigen Intereflun, . bie in 
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dieſer Frage zuſammenfließen, gehoͤrig erwogen und, in ein Reſultat 


zuſammengefaßt, ganz deutlich darlegte, eine Petition, welche zeigte, 
was der allgemeine Wunſch des Landes, der verſchiedenen Staͤnde, 
ber verſchiedenen Provinzen in dieſer Hinſicht wäre: eine ſolche 
Petition wuͤrde mir ſehr erwuͤnſcht ſein. Dies iſt offenbar eine 
auswärtige Angelegenheit, Die mit den inneren Intereſſen zuſam⸗ 
menhängt, alfo unzweifelhaft nad) der alten und neuen Geſetzge⸗ 
bung Stoff zu Ihrer Berathung und zu einer Petition darbieten 
koͤnnte. 

Ferner iſt dabei eines anderen Falles und ber Verluſte erwähnt, 
die ein politifcher Akt herbeigeführt Haben foll, ver offenbar in 
bie erfle Kategorie gehört, und welcher fein Gegenftand der ſtaͤndi⸗ 
ſchen Diskuffton fein konnte. Ohne zu behaupten, daß Fälle der Art 
überhaupt ausgejchloffen fein müflen, würde doch jedenfalls näher 


und Direfter in bie Berhältniffe eingegangen werben muͤſſen, ehe - 


Daraus Stoff zu einer Beſchwerde oder zu einer Petition fich er- 
gäbe. Es Fann Fälle geben, wo Partikular⸗Intereſſen neben ben 
allgemeinen polltifchen zu wahren find; liegt ein folcher Fall vor, 
fo wiirde ich gern zu der erforderlichen Ausfımft und Mitwirkung 
‚bereit fein, fo weit meine Pflichten und meine Kräfte reichen. Zu 
einer Diskufflon in pleno eignet fich aber ſolcher Gegenftand nicht, 
aus den Gründen, welche der Bericht ihrer Abtheilung anges 
führt hat. - - 


Es kann außerdem eine Befchwerde der Gegenftand einer 


ftändifchen Petition fein und hier würde es mir zu allerlegt einfallen, 
bie ftändifche Wirkſamkeit befchränfen zu wollen. Es fteht unzwei⸗ 
felhaft den Ständen das Recht zu, Beſchwerde zu führen über jeden 
Beamten, der feine Pflicht vernachläfligt hätte, von dem lebten Agen- 
ten, Der vielleicht mur einen ephemeren Auftrag hat, bis zu bem, 
weichem Se. Majeftät bie Leitung der auswärtigen Gefchäfte an- 
vertraut hat. Es verfteht ſich aber auch von felbft, daß eine folche 
Beichwerbe einen wichtigen Grund haben muß, damit (um es offen 


heraus zu fagen) die Befchwerbeführer ſich nicht zu fehämen hätten, - 


wenn fie ungegründet befunden würde, Es giebt noch ein. Drittes, 


wos ale Zwei angeſehen werben winken was nach den: Begriffen: 


23° 
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der heutigen Zeit fehr beliebt geworben ift, nämlich eine Demon: 
firation, wo eine Petition, ohne ein beftimmtes Ziel vor Augen 
zu haben, die Gefinnung ausbrüden fol. Hierüber abzufprechen, 
dürfte nicht hierher gehören; es kann DBerhältniffe geben, wo ber- 
. gleichen ganz gut fein mag, als allgemeine Regel glaube ich jedoch 
im Sntereffe des Vereinigten Landtags fagen zu koͤnnen, Daß der⸗ 
gleichen in zweifelhaften Fällen beffer unterbleibt, als daß man fie 
“berbeiführe, und ich fomme auf den Schluß des Berichtes zurid, 
worin es heißt: „welche bei ähnlichen Fällen in Stände -Berfamm- 
lungen anderer Staaten zur Vermeidung einer weiteren. Erörterung 
-für ausreichend erachtet werben." Ohne Hinweifung auf andere 
Staaten, was einer Nachahmung ähnlich fehen kann, glaube id, 
mich auf die Gefinnung der Verſammlung berufen zu fönnen, daß 
es Ihr an dem Sinne, an dem Takt nicht fehlen wird, eine Dis⸗ 
kuſſton zu vermeiden, die äußere Verwickelungen herbeiführen fonnte, 
Um mit zwei Worten zu refumiren, was ich bier fagen wollte, 
ift Folgendes: Daß eine Verkürzung des ftändifchen Petitions⸗Rechtes 
meined Crachtens in der Verordnung vom 3. Februar nicht beab- 
ſichtigt iſt, daß aber. eine Beichränfung deſſelben in Beziehung auf 
Die auswärtigen Angelegenheiten nicht durch bindende Vorfchriften, 
fondern durch den rishtigen, Durch Die. Verhältniffe viktirten Tat 
der Berfammlung dasjenige ift, auf Das ich provozire. 
Referent von der Heydt lieft Das Gutachten zu V.: 
V. „Der Abgeordnete Hanfemann äußert am Schlufie feines Petitions- 
Antrages noch Folgendes: 
„Inſofern in der Beſtimmung des $. 43 der mehrgebachten Verorbnung vom 
3. Februar c., wonach das Petitionsrecht des Vereinigten Landtags auf „innere 
Angelegenheiten‘ des Staats feftgefeßt ift, eine Befchränfung dahin interpretirt 
werben follte, daß die Petitionen nicht auf die Beziehungen des Staats zum 
Anslande gerichtet fein dürften, fo unterlafie ich dieſerhalb einen Antrag zu 
ſtellen, weil diefe Interpretation mit den Rechten im Widerſpruch ſtehen würbe, 
weiche deutſche Lanbflände, wie fle nach der Bunbesafte in allen beutjchen 
Staaten beftehen follen, von Alters her beſitzen. Diefe Interpretation {ft nicht 
zuläffig, eben weil fie nach meiner Ueberzeugung gegen ein feſtſtehendes Recht 
ftreiten würde.” 
Dagegen iſt ber Antrag des Abgeordneten von Winde ausbrüdlid auf 
Aufhehung ber Befchräntung bes Priitienerechts auf iunerte Angelegenheiten, ade 
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lich auf ben Wegfall des Wortes „innere“ im G. 13 ber Verordnung vom 3, 

Februar gerichtet. Der Here Antragfteller ſagt dabei: 
„Soll das noch jüngft in den Angelegenheiten von SchleswigsHolftein fo lebhaft 
hervorgetretene deutſche Nationalgefühl geftärkt und belebt — foll die Ausbildung 
und Kräftigung des Zoll Vereins gefördert — ſoll ber deutſche Bund von ma: 
tionellen Sympathteen umgeben — follen Berlufte, wie bie in Folge der Eins 
verleibung Krakau's eingetretenen, vermieden werben, fo erſcheint es erforberlich, 
daß das ſtaͤndiſche Element des zweiten ber deutſchen Staaten auch den aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten mtcht fremd bleibe. 

Bei ber Berathung in ber Abtheilung war man allgemein darin einverflanden, 
daß das Petitionsrecht der Stände. eine wefentliche Befchränfung erleiden wuͤrde, 
wenn bie Beflimmung sub $. 13. der gebachten Verordunng dahin interpretirt 
werben möchte, daß auch folhe-Außere Angelegenheiten von dem Betltionsrecht aus⸗ 
geſchloſſen fein fellten, welche mit ben inneren Angelegenheiten des Landes im aller: 
nächften :3ufammenhange flehen. Es wurde bies um fo weniger für zuläffig er» 
achtet, als ſchon auf ProvinzialsLandtagen Handels Verträge mit auswärtigen 
Staaten häufig Gegenfland von Petitionen gewefen find, und nicht felten dringende 
Beranlafiung eintreten dürfte, folche auswärtige Beziehungen zur Sprache zu brin= 
gen, welche für die inneren Angelegenheiten von entfcheidendem Einfluſſe find. Es 
wurde babei namentlich ber Cinverleibung von Krakau gedacht, wegen welcher felbft 
Betitionen ſtaͤdtiſcher Korporationen Allerhöchften Orts die wohlwollendſte Auf⸗ 
nahme fanden. Es wurde insbefondere in Beziehung auf die Beftimmungen bes 
Zolltarifs, auf die Schifffahrts-Verhältnifie und die Handels-Politik für ganz uns 
vermeiblich erachtet, nicht blos innere, fondern auch auswärtige Angelegenheiten zu 
berühren. Da nun fchon auf dem gegenwärtigen Landtage der Ball vorgefommen 
ift, daß der Here Landtags: Marfchall mehrere Petitionen, melche auswärtige An- 
gelegenheiten betrafen, aber mit den Interefien bes Staats In naher Verbindung 
fiehen, ohne dem Landtage davon Kenntniß zu geben, den Antragftellern auf Grund 
des 6. 13 der Verordnung vom 3. Februar c. br. manu ale nicht zur Kompetenz 
des Landtags gehörig, zurüdigegeben hat und eine buchfläbliche Anwendung jener 
Berimmung vorausfichtlich zu vielen zeitranbenden und unangenehmen KRompetenzs 
Konfliften Anlaß geben wird, fo fand die Abtheilung in ihrer überwiegenden Dias 
jorität zur Dermeidung folcder Konflifte und zue Sicherung bes den Ständen un⸗ 
zweifelhaft zuftehenden Petitionsrechts in dem Antrage bes Abgeordneten von. 
Binde das geeignetfte Mittel. Die Minorität der Abtheilung hielt dagegen eine 
buchftäbliche Suterpretation jenes Beſtimmung da, wo innere Angelegenheiten des 
Staats von auswärtigen Angelegenheiten nahe berührt feien, dem eigentlichen 
Siune der Beſtimmung keinesweges entfprechend; fie wollte darin nur die Aus: 
fohließung folcher Fragen der äußeren Politik erfennen, welche das innere Interefje 
des Landes nicht beiräfen, und glaubte demnach die Nothwenbigfeit einer Aendes 
rung der fraglichen Beſtimmung zur SHerbeiführung einer Interpretation im bein 
aetwünfchten Sinne nicht anerkennen zu koͤnnen. 
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Die hiernach von dem Herrn Vorſitzer zunaͤchſt dahin geſtellie Frage, ob über⸗ 

haupt in Beziehung anf F. 43 der Verordnung vom 3. Februar eine Bitte an 
Se. Majeſtaͤt vorzuichlagen fei, wurde mit 15 gegen 3 Stimmen bejaht. 

Demnaͤchſt Fam ber Antrag des Abgeorbneten von Binde wegen Megfalls 
bes Wortes „innere“ im $. 13 der Berprbuung vom "3. Februar co. zur Abſtim⸗ 
mung, und es beſchloß die Abtheilung mit 14 gegen 6 Stimmen, biefen Antrag 
bei dem, hohen Landiage zu bevorworten. 

Endlich wurde vorgefchlagen, flott des Wortes „Augelegenheiten“ das Wort 
„Intereſſen“ in bemfelben Baragraphen zu fnbflituwiren, um badurch bie Kompetenz 
bes Bereinigten Landtags und den Gegenfab zu den Angelegenheiten, welche bas 
„Intereſſe“ ‚einzelner Provinzen berühren, noch näher zu bezeichnen, und es wurde 
daranf anfmerffam gemacht, daß auch in den provinzialſtaͤndiſchen Geſetzen zur 
Bezeichnung der Kompetenz ber Provinzial⸗Landtage das „Jutereſſe“ der Provinz 
überall als maßgebend bezeichnet fei. Bei ber von bem Heren Vorfitzer veranlaßten 
Abſtimmung über diefen Vorſchlag wurbe berfelbe mit 15 gegen 3 Stimmen zur 
Beyorwortung bei dem hehen Landtage angenommen. 

. Schließlich Fam es noch zur Sprache, ob nicht bei einer im Sinne dieſer 
Abſtimmungen erfolgenden Aeuberung des $. 13 der Verordnung vom 3. Bebrner 
ein Zufaß angemeſſen feheine, zu dem Zwede, um folche Angelegenheiten Der Aus 
feren Politik, welche das Interefie des Landes nicht berühren, von ber Kompetenz 
anszujchließen. Es wurde aber für fchiwierig erachtet, irgend einen Zuſag zu 
formuliren, ber die Graͤnzen genau auszudrücken und neue Rompetenz-Erörterungen 
zu befeitigen vermöge. Zudem glaubte bie. überwiegende Majorität der Abtbeilung 
das Vertrauen hegen zu. bürfen, daß in ſolchen Bällen, in welchen der Koͤnigliche 
Kommifler wegen ſchwebender Derhanblungen over überhaupt im Intereſſe des 
Staats die weitere Erörterung irgend einer angeregten äußeren Angelegenheit für 
bedenklich erflären möchte, es dem Landtage nicht an ber patriotiſchen Seflunung 
und bem politiſchen Zaft fehlen werbe, welche bei ähnlihen Zällen in Stände: 
Berfommiungen anderer Staaten zur Vermeidung einer weiteren Grörterung für 
ansreichend erachtet werben.” 

Es muß für bie ftändifche Verſammlung von unfchägbarem 
Werthe fein, folche Gefinnungen von der Minifterbant ausfprechen 
zu hören, wie, fie fo eben Der Hochverehrte Herr Miniſter in Bezie⸗ 
hung auf das Petitionsrecht der Stände und in Beziehung auf bie 
Gefiunung der Stände zu erkennen gegeben hat. Die Stände Ders 
ſammlung bat Urfache, ſich dankbar folcher Gefinnungen zu erfreuen. 
Wenn aber der hochgeehrte Redner indireft ausgefprochen hat, ale 
ob eine Deranlaffung zu der Bitte, welche die Abtheilung befürs 
wortet Hat, nicht worliege, fo muß ich Doch darauf qufmerkſam 
machen, was ſchon in dem Bericht der Verfammlung erwähnt if, 
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daß naͤmlich unſer geehrier Gere Vorſitzender erflärt Bat, wie. ex 
fih nad) feinem Gewiſſen verpflichtet Halte, ſolche Anträge und 
Bitten, Die auswärtige Angelegenheiten berühren, nicht zur Bera- 
tung in dieſer Verfammlung zuzulaffen. Wenn, meine Herren, 
dies unfer geehrter Here Vorſitzender erklärt hat, befien Rechtöges 
fühl wir Alle ungetheilt fo bochachten, dann meine ich, muß eine 
Beranlaffung wohl vorliegen, darüber Har zu werden. Sch meine, 
wenn ein bloßer Blick auf Das Gefeg genügte, um zu erkennen, 
daß, jaldje Bitten angebracht werben dürften, fp wirbe unfer ges 
ehrter Herr Marſchall einen folchen Ausfpruch nicht gefällt haben, 
Wenn. wir bei den Worten des Geſetzes ſtehen bleiben, — benn 
nur das Geſetz venet, und nicht kann es Darauf ankommen, welche 
Gefinnungen gerade Die Herren Minifter, welche augenblicklich im 
Amte waren, dabei haben, denn ein Geſetz iſt für lange Zeit, — 
fp ſcheint «8 wir, das Geſetz allein muß maßgebend fein. Wenn 
wir das Geſetz buchſtaͤblich gelten laſſen, fo liegt es nicht: in Dex 
Befuguiß des Vereinigten Landtags, auswärtige Angelegenheiten zu 
berühren. Wenn überhaupt nichts über das Petitionsrecht gefagt 
wäre, jo würde ich der Meinung beitreten, ich würde fagen, es 
bedarf Feiner Bewilligung des Betitiong -Redjtes, es ift ein natür- 
liches Recht. Uber der Geſetzgeber hat nicht alfo geglaubt, er Hat 
es für nöthig erachtet, es ausdruͤcklich im Geſetz bezeichnen zu 
muͤſſen, ob und wie ed ausgeführt werden fol. | 
Es heißt nämlich: — 
„Dem: Bereinigten Landtage ficht das Recht zu, Uns Bitten und Beſchwerden 
vorzutragen, weiche ‚innere . Angelegenheiten bed ganzen Staats oder ‚mehrerer 
Provinzen’ beizeffen, ‚wogegen Bitten und Beſchwerden, welche .allein das Ju: 
tereſſe ber einzelnen, Provinzen betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ 
Durch dieſe Worte iſt indirekt Die Berührung auswärtiger An- 
gelegenheiten buchfiäblih dem Landtage genommen, und Deöhalb 
glaube ich den Antrag der Abtheilung auch mit Rüdfiht ayf die 
Erfahrungen, die der Landtag gemacht bat, bevorworten zu müffen. 
ı Senttege- Morſchall: Auch ich, ber ich mich night etwa nur 
ala einen dem Landtage vorgeſetzten Beamten betrachte, ſondern mit 
freudigem Stolz als. Mitglich der Verſammlung anfehe, welches 
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alle Intereſſen derſelben theilt, auch ich bin Sr. Excellenz dem Herrn 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten zu großem Dank verbun⸗ 
den, daß er uns dieſe Erklaͤrung über den 8. 13 gegeben hat. Ich 
ſelbſt habe eine foldye Auffaffung deſſelben nicht gehabt, ich geftche 
es ein, ich habe ihn für bindender gehalten, ich glaubte nicht, daß 
die äußeren Angelegenheiten unter irgend einer Beziehung Gegen: 
fand der Berathung des Landings fein könnten. Ich kann alfe 
diefe Aeußerung und Auslegung des Herrn Minifters nur freudig 
begrüßen, indem ich annehme, daß der Herr Minifter in Ueberein- 
fimmung mit dem ganzen Minifterium und dem Herrn Kommiſſar 
geiprochen hat. Wäre fie mir, Diefe Auslegung, früber befannt ge- 
wefen, fo würde ich ed mir nicht erlaubt haben, mehrere Anträge, 
welche fich nicht auf innere Angelegenheiten bezogen, zurüdzugeben. 
Sept Halte ich mich für befugt, fie anzunehmen, und werde fie ben 
betreffenden Abtheilungen überweifen. Ich will hinzuſetzen, Daß es 
dann allerdings von dem Takte der Verfammlung, der gewiß ein 
fehr hoher ift, abhängen wird, ob fie dieſe Anträge unterflüben 
wolle oder nicht. | 

Abg. von Camphaufen (vom Platz): 

. War nicht zu verftehen.) 

Ich febte die Einftimmigfeit der Verſammlung voraus, daß fle.. 

Referent son der Heydt: Nachdem nun auch der Herr Land- 
tage» Marfchall erklärt hat, daß er in Folge der Interpretation alle 
Anträge, die äußere Intereffen berühren, zulaffen werde, fo ſtimme 
ich dem Antrage des Herrn Marſchalls infofern bei, als ich vors 
ſchlage, die durch das Miniſterium ertheilte Interpretation zu ac⸗ 
ceptiren, davon Akt zu nehmen und vorlaͤufig, ſo lange nicht andere 
Veranlaſſung eintritt, desfallſige Antraͤge fallen zu laſſen. 

Abg. Hanfemann: Inſofern die Erklärung des Herrn Miniſters 
als entſcheidend zu erachten iſt, ſchließe auch ich mich dem Refe⸗ 
renten ar. 

Abg. von Recherath: Ich glaube allerdings auch, daß durch dad 
zuletzt Verhandelte der vorliegende Gegenftand der Abflimmumg nahe 
gebracht ift, indefien fcheint er mir Doch nicht fo zu Tiegen, Daß 
nicht noch irgend eine Aufklärung, irgend eine Exörterung nöthig 
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wäre. Ramentlich beſteht augenſcheinlich eine Differenz zwiſchen den 

Anfichten des Herrn Minifters der auswärtigen Angelegenheiten und 
denen, Die der Herr Marfchall gegenwärtig ausgefprochen hat, eine 
Differenz in Bezug auf einen konkreten Fall, naͤmlich in Bezug auf 
bie Petition, betreffend Die nationale Selbftftänbigfeit von Schleswig. 
Holftein. Auch ich gehöre zu denjenigen Abgeordneten, die eine - 
folche Betition eingereicht hatten und fle von dem Herrn Landtags⸗ 
Marſchall zuriderhielten, weil er die Verfammlung zur Berathung 
diefer Angelegenheit auf Grund des Geſetzes nicht für kompetent 
hielt. Der Herr Marſchall hat nun zwar die erneuerte Einreichung 
genehmigt, da aber der Herr Minifter Diefe Frage ala eine dem 
Kreife unſerer Berathung fremde bezeichnet hat, da ferner Diefer 
Begenftand von der größten nationalen Wichtigkeit ift, fo glaube 
ich, daß es in dem Intereſſe der Berfammlung ift, dem Herrn Mi⸗ 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten Furz zu fagen, was Die Ans 
teagfteller zu ihrem Gefuche bewogen hat. Der Herr Minifter jelbft 
hat erklärt, daß jede Außere Angelegenheit eine innere Seite habe; 
wenn dies aber bei allen äußeren Angelegenheiten der Fall ift, fo 
tritt Dies ganz befonders in der fchleswigsholfteinfchen Frage her⸗ 
vor. Es wird kaum einen Theil Deutfchlands geben, von wo aus 
nicht ein Ruf der Sympathie an die in ihrer nationalen Selbft- 
ſtaͤndigkeit bebrängten Schleswig⸗Holſteiner gerichtet worden wäre. 
Man Kat erfamnt, daß es fich hier nicht blos um bie Gefahr der 
Beichrankung des beutfchen Territoriums, um die Möglichkeit Der 
Entfremdung desjenigen Theils unferes Vaterlandes handelt, ber fir 
feine fünftige maritime Entwidelung von großer Wichtigkeit ift, Ton; 
dern daß hier Größeres, daß die Errungenfchaft der neueren beut> 
ſchen Gefchichte, Das Gefühl der Selbftftändigfeit ımb nationalen 
Macht, die keinen Eingriff duldet, auf dem Spiele fteht. Diefes 
nationale Machtgefühl iſt, wie die Bedingung befriedigender Ver⸗ 
hältniffe nad) außen, fo auch Die Grundlage einer gebeihlichen Ent- 
widelung im Innern, und überall, wo e8 berührt wird, fei es 
ſchmerzlich oder freudig, da handelt es fich um eine tiefsinnerliche 
Angelegenheit. Wenn fchon bie Fragen, Die den veutfchen Bundes» 
Berein betreffen, wegen der vielfachen Ruͤckwirkung, Die fie auf bie 
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inneren Zuſtaͤnde der einzelnen Bundesſtaaten Außen, in Teinem 
ber letzteren als äußere Angelegenheit betrachtet werben Tonnen, fo 
hat Preußen zu der. fchleswig -holfteinfchen Frage noch eine befon- 
ders nahe Stellung. Preußen ift, wie Died in einer unvergeßlichen 
Stunde von. erhabenem Munde ausgefprochen wurde, zum Schilbe 
geworden für Die Sicherheit und Die Rechte Deutſchlands. Diele 
Stellung hängt mit der Lebenskraft des Staats eng zuſammen, fie 
bedingt. die Feſtigkeit ‚feines fertichreitenden Entwidelungs + Ganges, 
und von Dem Augenblide an, wo Preußen Diefe Stellung, den 
Freigniſſen gegenüber, verkennen folfe, von Diefem Augenblid an 
wird es auch eine Schwächung in feinen Inneren Zuftänder erlei⸗ 
den. Wenn dem aber fo ift, fellten Dann Die Stände des Reiche 
nicht berechtigt fein, in einer folchen Angelegenheit, Die den tiefften 
Kern unferer ſtaatlichen Exiſtenz berührt, eine Bitte an Se. Maier 
ftät den König zu richten, follte dies eine Lem Kreiſe unſerer Ber 
rathung fremde Angelegenheit fein? Nicht nur bat jede Solche: Frage 
eine innere Seite, fie kann auch moͤglicherweiſe eine derartige Wens 
dung nehmen, daß wir gensthigt find, Gut und Blut für ihre %o- 
‚fung einzufegen, und ich glaube, Daß es ein natürliches Recht ber 
Derfammlung ift, in folchen Kragen wenigftens eine Bitte an Dem 
Thron niederzulegen. Der Zweck des ſtaͤndiſchen Inſtituts ift das 
Zufammenwirfen mit der Regierung in allen Angelegenheiten des 
Landes, warum foll dieſes Zufammenmwirfen, von: dem das Wohl 
und Wehe des Bnterlandes, feine ganze Zufunft, und jetzt mehr 
als je, abhängt, warum foll es in irgend einer Weiſe verlixzt wer- 
ben? Ich befürworte Daher den Antrag an Se, Majeſtät den König, 
daß bie Stände -BVerfammlung ermärhtigt werben „möge, Petitionen 
in allen Angelegenheiten, äußere, wie innere, an die Krone gu 
richten. Brave). .: 
. Staats» Minifter Frhr. von Caritz: Ich habe Diefes Pauttes 
gerade deswegen erwähnt, weil er fchon in der vorliegenden Peti⸗ 
tion zur Sprache gebracht worden ift, ich glauhe aber Doch noch 
‚ einmal Darauf zuridlommen gu miflen in Doppelter Beziehung: - Kin: 
mal nenne ich es einen Gegenſtand, ner hier nicht verhandelt wer 
den Tann, denn er betrifft frembe Angelegenheiten, Die inneren An⸗ 





gelegenheiten eines fremden Landes. In dem ziveiten Gefidhtspunkte 
möchte ich wohl wiffen, welche Bitte von Seiten der Stände an 
Se. Majeſtaͤt zu sichten fei, und was Se. Majeftät in diefer Sache 
thun folle? Es if Hingewiefen werben auf eine mögliche Zukunft, 
daß Daraus ein Rampf ober Krieg entftehen umb die deutſche Ra⸗ 
tionalität verdrängt werben koͤnnte. Iſt ein ſolcher Fall vorhanden? 
Sp weit ich die auswärtigen Angelegenheiten Tenne, nein! — Ich 
wüßte nicht, um was man bitten, über was man Beſchwerde fuͤh⸗ 
ven, was an befürworten ſollte. Daß auch dieſe Angelegenheit 
nicht vernachläffigt und, fo weit fie Bundes» Angelegenheit ift, nichts 
verfäumt worben ift, darüber bedarf ed weiter Beiner Erörterung, 
Petition oder Nachforfchung, indem ber barüber gefaßte Bundes⸗ 
beſchluß aller Welt befannt iſt. Jedes Hineinmmifchen in Diefe Sache 
würde den Betbeiligten jebt nur üblen Dienft thun; follte ich einen 
Grund anführen, warum ich mid, dem wiberfege, fo weiß Ich zus 
naͤchſt Teinen befferen, ald ben des mehrgebachten Taktes. Dem 
Baterlande wird Damit nicht genügt, und für Die auswärtige Pos 
litik Fein Refultat hervorgebracht, fondern nur eine Demonftration 
gemacht, die nach meiner Ueberzeugung zu gar nichts führt. 

Abg. Siebig: Hohe Berfammlung! Sie haben fo eben Werte 
vernommen aus Dem Munde eines hochgeehrten Redners, den ich 
nicht erreiche, und eben fo die Worte aus dem Munde eines Mi⸗ 
niſters, daß Die Frage, die auch mir als eine Lebensfrage erfcheint, 
bier nicht zur Diekuffion gehört; ich glaube aber, daß Preußen der 
Staat in Deutfchland if, auf den alle übrigen Bolfsftämme mit 
Berteauen blien, daß ed die Hand nicht zurückziehen Darf, wenn 
ein Volksſtamm durch irgend" eine 2lngelegenheit in feiner Criſtenz 
bedroht und von dem Vaterlande Tosgerifien oder in Gefahr if, 
Deutichland kann nur groß fein, wenn es eine Einheit bilder, und 
es kann nur gebeihen, wenn Preußen, diejenige Macht, die zu ſei⸗ 
nem Schittze berufen ift, nicht verfäumt, die Pflichten zu ergreifen, 
bie es ergreifen muß und allegeit ‚ergreifen wird. Beichränkungen, 
wie fie in Schleswig > Holften vorgelommen find, haben die Hergen 
Der Nation vom Süden bis zum Norben ergriffen, und mit blu⸗ 
tendem Herzen find: pie Wuͤnſche ausgefprochen worben, und Diefe 
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ſind an hoͤchſter Stelle, ich nenne das Land in Bayern, gutgeheißen 
worden, und auch in Preußen ſind Wuͤnſche der Art ausgeſprochen, 
und hier an dieſem Orte, wo die preußiſche Nation zum erſtenmale 
ſeine Vertreter hingeſandt hat, ſoll dieſer Angelegenheit nicht gedacht 
werden, die fo wichtig iR?! Ob Preußen einmal das Scidfal 
Polens hätte oder nicht, (Oho) 
ſo glaube ich, die hohe Staͤnde⸗ Verſammlung wuͤrde ſich ihre Wuͤrde 
vergeben, wenn wir im Angeſichte des deutſchen Vaterlandes dieſe 
hochwichtige Frage hier nicht zur Anregung brächten. Ich kann nur 
dafuͤr flimmen, daß dieſer Rebensfrage der Eingang in diefe Ständes 
Berfammlung nicht verwehrt werde. 

Noch auf einen Punkt will ich aufmerkfam machen, es ift bie 
hochwichtige, traurige Erfcheinung mit Krakau; da find mit wenigen 
Gederftrichen Die Lebensadern einer ber reichften Provinzen durch⸗ 
ſchnitten und dem Baterlande die tiefften Wunden gefdjlagen, bie 
ſchwerlich zu heilen fein bürften. Wenn alfo folche Fälle vorkom⸗ 
men, fo glaube ich, daß Urfache genug da fei, um das Gouverne- 
ment zu ber Ueberzeugung zu bringen, daß fie bier von allen Seiten 
beleuchtet und erörtert und wo möglid Se, Majeftät mit der Bitte 
angegangen werde, nach Kräften und Iimftänben da einzufchreiten, 
wo ed Roth ihut. 

Sandtags- Marfchall: Nachdem ich gebeten habe, die Petitio- 
nen, welche auf Schleswig-Holftein Bezug haben, mir zukommen 
zu laſſen, um fie einer Abtheilung zu übergeben und zur Verathung 
zu bringen, ſo ſcheint dies wohl zu genuͤgen. 

Abg. Hanfemann: Nachdem. von Seiten der Miniſter⸗Bank 
Erläuterungen gegeben worden find, Die wir Alle mit ber größten 
Freude angehört haben, und nachdem hierauf die Erläuterung noch 
auf weitere Punkte fich erſtreckt hat, fcheint es mir doch nothwendig 
zu fein, eine Bitte an Se. Majeftät ven König zu richten, und 
zwar in dem Sinne, wie die Abtheilung ed vorgeichlagen hat, näms 
lich dahin, daß ed anftatt: „innere Angelegenheiten bes 
Staates”, Intereffen des Staates heißen möge. So dank 
bar wir die erwähnte Erläuterung aufgenommen haben, fo laäßt es 
ſich Doch nicht verfennen, Daß es in dem Augenblid nicht ein Ge⸗ 
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ſetz iR, was Dort ausgeſprochen wurde, ſondern daß es nur die An⸗ 


ſichten des Miniſteriums geweſen ſind. Außerdem wuͤrde die Faſſung 
„innere Angelegenheiten“ Doch immer gewiſſermaßen im Wi- 
derfpruch mit der Praris ftehen, Die jebt von Seiten des Herrn 
Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten, ald richtig angenommen 
würde, Ein folcher Widerfprudy in der Saflung und in der Aus⸗ 
führung fcheint auch nicht angemefien; deshalb jchließe ich mich dem 
Antrage der Abtheilung an, daß ed flatt „Innere Angelegenheiten“ 
„Intereſſen“ beißen möge, 

Abg. Graf von Schwerin: Meine Herren! Ic bin gewiß fo 
gut wie irgend Jemand davon durchdrungen, daß die hohe Verſamm⸗ 
lung alle Urſache hat, dem Herrn Minifter der auswärtigen Ange- 
legenheiten für die Erläuterung, die er und gegeben hat, mit Danf 
ſich verpflichtet anzuerkennen. Deſſenungeachtet fcheint wir ein Miß⸗ 
verſtaͤndniß obzuwalten, das noch einer Aufklärung bedarf, und eben 


fo. glaube ich, daß wir und nicht werben entziehen koͤnnen, nody 


eine Petition an Se, Majeftät zu richten. Der Herr Abgeorbnete 
aus der Rheinprovinz Hat den Herrn Minifter fo verftanden, als 
wenn er fi) dahin geäußert hätte, Daß er und das Recht nicht zu⸗ 
geſtehen Tönne, in Angelegenheiten, wie fie der Abgeordnete berührt 
bat, eine Petition an Se. Majeftät zu richten. Wogegen der Herr 
Minifter, wenn ich ihn recht verftanden habe, in feiner Erwiederung 
den fpezielen Fall im Auge hatte, ob es für jest angemeffen fei, 
eine ſolche Petition zu erörtern. Das find zwei verfchiedene Fälle. 
Ich glaube, wir werben in der einen Beziehung darauf Dringen. 
müflen, daß Das Recht auch, für folche Angelegenheiten anerkannt 
werde, an Se. Maieftät uns mit Betitionen zu wenden. Wir wer⸗ 
den in ber anderen Beziehung aber, wenn wir Die Brage, Die zu 
erörtern. ifl, in Erwägung nehmen, die Yeußerung ded Mintfters 
der auswärtigen Angelegenheiten über die Zwedmäßigfeit der Peti⸗ 
tionen für den Augenblid zu würdigen haben. Ich bin Darum des 
Dafürhaltens, daß durchaus, wenn dieſe Differenz noch befieht und 
ber Herr Miniſter und nicht unbedingt das Recht anerkannt hat, 
auch in Angelegenheiten, welche auf das Ausland fih beziehen, Ber 
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titionen an Se. Majeftät ven König zu richten, wir uns der Zu⸗ 
flimmung zu dem Abtheilimgs + Gutachten nicht entziehen Tonnen. 
Ich würde Died aber auch für nötbig halten, felbft wenn der Herr 
Minifter e8 zugegeben hätte, weil dies nur eine Erklärung des Mi⸗ 
nifter8 und Feine gefeßliche Beftimmung if. Wir haben auf der an» 
deren Seite eine gefesliche Beftimmung, die nicht mißverftanden 
werben kann. Es heißt, nur in inneren Angelegenheiten darf pe- 
titioniet werden. Die Faſſung muß alfo vollſtändig Interpretirt wer- 
den. Findet eine vollftändige Uebereinſtimmung der Minifter mit 
der Verfammlung ftatt, dann würde ich gebeten haben, daß wir ftatt 
des Wort „das Recht zu verleihen” febten, das Gefeg dahin zu 
deflariren, wie der Herr Minifter vorhin ausgeführt hat. 

Staats» Minifter Schr. son Canitz: Ich kann dem geehrten 
Redner nur danken für dieſe Aufllärung des Mipverftändnifies. Ich 
habe, fo viel ich mich erinnere, meine Worte Damit begonnen, Daß ich 
fagte: daß ich mir eine authentifhe Interpretation des Geſetzes nicht 
anmaßen Eönne, um fo weniger, als die hohe Verſammlung felbft 
Zweifel über die Auslegung hege. Was ed von meiner Seite noch für 
- eine Aufklärung bedürfte, wüßte ich nicht, indem ja fein Widerſpruch 
befteht, indem ich der hohen Verſammlung das Recht nicht beftritten 
habe, eine Petition zu machen, die, wenn ich es rein herausfagen 
fol, — denn wir nehmen das Recht der Freimüthigfeit, den Mitglie: 
dern Der Berfammlung gegenüber, auch in Anſpruch, — fein Ziel zu 
haben feheinen. Wenn ich die Ehre hätte, Mitgliev der Verſamm⸗ 
ang zu fein, fo würde ich gewiß. Dagegen ftimmen, eine Petition 
zu machen, bie zu nichts führt. In dem anderen alle iſt in einer 
Weife geſprochen worben, Die gar nicht zu dem Wege einer Petition 
führt, indem man fagt, es ſei mit einigen Federſtrichen ein Ak ber 
Bihtähr gefehehen; handelte es ſich von einer näheren Erörterung 
diefer Angelegenheit, fo würde ich fie keinesweges ſcheuen. Es hans 
delt ſich Hier aber nicht Davon, und ich wieberhofe meine Berufung 
auf: ven Takt der Verſammlung. 

Abg. Eraf.son Schwerin: Wenn der Herr Minifler das Nett 
anerkennt, in foldyen Angelegenheiten eine ſolche Petitton zu erlaſſen, 
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Dann wird es genügen, Se. Majeftät zu bitten, das Geſet bahin 
zu deklariren. 

Stants- Minffer Sehr. von Canitz: Ich habe hier kein Recht 
abzuſprechen, noch anzuerkennen. 

Abg. Graf son Schwerin: Die Meinung ſcheint dahin zu gehen; 
Daß es nur einer authentifchen Interpretation bedürfe. Darum han⸗ 
delt es fich nur, ob wir Se. Majeftät bitten: wollen, das Recht 
und beizulegen, oder ob wir bie Bitte nach der Erläuterung bes 
Herrn Miniflers dahin zu ftellen haben, das Geſetz fo auszulegen, 
wie er angefuͤhrt hat. 

Abg. Siebig: Ich will mic nur erlauben, zu bemerken, daß 
meine Worte mich ſchnell hingeriſſen haben. 

Staats⸗Miniſter Frhr. von Canitz: Wir find nicht hier, um 
Converſation zu machen. 

Abg. Biebig: Ich erlaube, mir zu bemerken, daß es ſich hier 
handelt um das Wohl oder Wehe: einer großen gewerbtrelbenden 
Klaſſe in Schleſien. 

Staats⸗Minifter Frhr. son Caritz: Wir ſind nicht hier, um 
Conwerſation zu machen. 

Hg. Milde: Mir fcheint auch, Daß, nach der zuleßt gegebe⸗ 
nen Erklaͤrung, die Petition an Se. Majeftät ven Fönig um fo 
mehr notwendig werben muß, als ‘allerdings ſtets ein Theil der 
Berfammlung, wenn das Wort „inmere” ftehen bleibt, eiıle :folche 
Auslegung annehmen fönnte, wie hier von einer Seite bemerft wor⸗ 
den iſt. Um aljo in ber beftimmteften Weife für uns bie Beredh- 
tigung zu vindigiren, ‚Die Angelegenheiten bed: Baterlandes in allen 
Richtungen vor das Forum unferer Berathungen: zu ziehen; muß id} 
mich auch: dem Vorſchlage anfchließen, daß Se. Mafeftät: gebeten 
werde, wie die Abtheilung vorgefihlagen hat, das Wort „innere“ 
fallen zu laſſen und das allgemeine Wort „Intereſſen“ flatt Ange⸗ 
lenenheiten zu nehmen. Nur zum Schluffe erlaube ich mir, bet bie» 
fer. Debatte darauf aufmerkfam : zu machen, wie fa recht eigentlich 
alle äußeren und inneren Angelegenheiten in ber innigften Wechſel⸗ 
wirkung ftehen, und. wie ja der Staat von außen nirgends Tann 
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berührt werden, ohne Daß nad) innen alle Saiten anflingen. Wir 
haben jest feine bynaftifche Politit mehr, es giebt nur eine. Politik 
der Bölfer, der Interefien, und dieſe Intereflen, welche ſich abſpie⸗ 
geln in allem dem, was uns im Leben theuer und werth ift, Diefe 
Intereſſen find es allein, welche mehr ober minder in der Zukunft 
maßgebend fein werden für die Politif, für Die Beziehungen des 
Staats nad) außen. Prätenfionen, eben fo wenig ald Intriguen 
Einzelner, welcher Art fie feien, können fernerhin nicht maßgebend 
oder leitend in den Beziehungen der Bölfer unter einander werben; 
allein die materiellen Interefien, die Interefien der Ehre, des Glau⸗ 
bens, werben noch fortan Die großen Bewegungen der Welt machen, 
und deshalb ſich eine Berfammlung, wie die unfrige, denken zu fol- 
en, weldye nur mit den inneren Siaatd- Angelegenheiten ſich bes 
fchäftigt, und deren Wirkſamkeit in allen äußeren Fragen verjchränkt 
fein fol, ſcheint mir eine Anomalie wenigftens in ſich zu ſchließen. 

Sandtegs- Marſchall: Bei der großen Koftbarkeit der Zeit flelle 
id) anheim, ob, ungeachtet ſich noch einige Redner gemeldet, wir 
nicht zum Schluſſe kommen können. Ich habe Die Abficht, folgende 
Frage zu ftellen: fol eine Declaration über ven $. 13 erbeten wer 
den, weldye außer Zweifel feht, Daß äußere Interefien des Staats 
von ber Berathung des Landtags nicht ausgefchloffen find? Ich glau- 
be nicht, daß viele abweichende Meinungen von biefer Frage fein 
werben. « Ich bitte den Herrn Secretair, Die Frage nochmals vors 

zulefen. * | (Befchieht.) 
| Iſt die Verfammlung damit einyerftanden? 
(Sämmiliche Mitglieder erheben fidh.) 

Sa, einftimmig! | 

Der Gegenftand ift aljo erledigt. Wir kommen nunmehr zu 
dem Gutachten, betreffend die Betition auf Aenderung des $. 2 
des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung von 
Provinzial-Ständen, namentlich in Bezug auf Die Diffis 
benten. Der Herr Abgeoronete Graf von Oneifenau iſt Referent, 

. Referent Graf von Gneifenen: 
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Bntadten 
ber 


vierten antpellung ber Kurie ber drei Stände des erſten Verel⸗ 
nigten Landtags, 


betreffend 


die Petition des Abgeordneten von Saucken⸗Julienfelde auf Ab⸗ 

änderung bes $. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 4823, wegen An⸗ 

ordnung ber Provinzial- Stände, namentlih in Bezug auf bie 
Diffidenten. 


Die genannte Petition enthält zwei wefentlich verfchtebene Anträge, wovon 

a) ber erſtere dahin geht, daß der Grundſat gefeplih ansgefprochen werben 

möge: bei Ausübung ‚politifcher Rechte fei Niemand nad) feinem Glauben 
zu fragen; 

b) der zweite aber dahin gerichtet iſt, daß in Uebereinſtimmung mit obigen 
Grundſatz bem 8. 5, 2 des Geſetzes vom 4. Juli 1823 wegen Anorbaung 
ber ProvinzlalsStände eine veränderte Faſſung gegeben werben möge. 

ad a) Obgleich eine Dinorität. non 2. Stimmen die Anficht aufftellte, daß bie 
Aueäbung polilifcher Rechte jedem Einwohner eines Staates ohne Rückficht 
auf fein Religions⸗Bekenntniß ungeſchmaͤlert freiftehen muͤſſe, fo exflärte eine 
-Majorität von 44 Stimmen fid) doch dahin, daß die ländlichen Gorpos 
tationen bes preußifchen Staates Immer nur rein hriftliche Berfammlungen 
bleiben müßten und die Zulaffung von Mitgliedern anderer als chriftlicher 
- Religions: Bekeuntuiffe nicht ftatthaft erfcheine, weswegen die Abthellung 
ſich dahin entfchied, daß der Antrag ad a) in diefem Umfange nicht zu 
‚befürworten, vielmehr die Zurückweifung deſſelben in Vorfchlag zu bringen ſei. 
ad b) Was nun den Antrag ad b) betrifft, fo ſprach ſich zuvoͤrderſt eine Anficht 
dahin aus, daß, wenn 6. 5, 2 des Gefehes vom 1. Juli 1823 wegen 
Anordnung der Provinzialflände nur „die Gemeinfchaft mit einer der 
chriſtlichen Kirchen“ verlange, dadurch fchon die Zuläffigfeit von Diffidenten, 
infofern fie fich von jeder chriſtlichen Doktrin nicht losgefagt Hätten, aus 
gefprochen fei. 
Don einer anderen Seite jedoch wird hervorgehoben, daß nach §. 21 Tit. 11. 
Th. II. des Allg. Landrechts ein weſentlicher Unterſchied beſtehe zwiſchen anerkannten 
chriſtlichen Konfeſſionen und nur geduldeten Kirchengeſellſchaften, daß der Sinn des 
6. 5, 2 des bezüglichen Geſetzes unter Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kir⸗ 
den, „nur die wirklich anerkannten chriftlichen SKonfefflonen, nicht aber die ir 
neuerer Zeit unter verſchiedenen Namen aufgetretenen Diſſidenten“ verfiehen koͤnne, 
welche faͤmmtlich nur als geduldet, nicht aber als anerkannt betrachtet werden 
loͤnnten. 

Daß auch eine hohe Siaats⸗Neglerung von dieſet Anfiht geleitet werde, be= 

Rätige ie’ Qurtickwoeiſung ininıs Abgeornneten auf Grund ſeines Bekonniniſſes zu 

IV. 24 
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der fogenannten beutfchsfatholifihen Selte. Bine Binorität von 2 Stimmen fuchte 
nun darzuftellen, daß die Zulafjung von Diffidenten zu politiſch⸗ſtaͤndiſchen Rechten 
unſtatthaft fei, weil man gar nicht wiſſen Eönne, ob manche diefer Seften von ben 
Grundlagen des chriftlichen Bekenntniſſes ſich nicht fo weit entfernten, daß man 
ihnen bie Bezeichnung chriftlicher Diffidenten gar nicht mehr beilegen Fönne, und 
ob fie daher in der Wirklichkeit nicht ſchon außerhalb jedes chriftlichen Befenntnifies 
fi) befänden. Diefelbe fehe zu dieſer Anficht fich um fo mehr veranlaßt, als wohl 
mit Gewißheit vorausgeſetzt werben koͤnne, daß Diffidenten, nach Feſtſtellung Ihrer 
BlaubenssThefen, welche den chriftlichen Glaubens sArtiteln nicht zuwider Tiefen, 
unfehlbar Anerkennung des Staates zu gewärtigen haben würden. Die Majorität 
von 14 Gtimmen dagegen war ber Anficht, daß ein tieferes Eingehen anf biefes 
Bedenken fle zu weit auf das Feld ber theologifchen Doftrinen führen würde, und 
daß fie es ungerecht finden müfle, wegen einer folchen bloßen DVorausfegung alle 
chriſtlichen Diffidenten der politifchen Rechte berauben zu wollen. Hierzu komme 
ferner, daß in dem Eingange des Allerhöchften Patents vom 30. März 4847 aus: 
drüdlich angeordnet fei, daß alle Diffiventen, infoweit ihre Bereinigung vom Staate 
genehmigt fei, im Genuß ihrer bürgerlichen Rechte und Ehren bleiben follten. 
Hiernach entfchied die Abtheilung mit 14 gegen 2 Stimmen fidh bahin: 
Eine Bitte an Se. Majeftät den König. vorzufchlagen, Allerhoͤchſt in Grwägung 
ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein möchte, das Recht ber 
Wahlfähigfeit und Wählbarkeit zu den Landtagen auf alle im Staate Mi 
chriſtlichen Religions-Gefellfehaften auszubehnen. 
Berlin, den 10. März 1847. 
Graf von Loeben. von der Schulenburg. Brünninghaus Schier. 
Riebold. von Poninski. Katte Gießler. Bornemann. Nethe. 
Baternowsti, Pegnilhen. Graf von Sneifenau (Referent). 


» Abg. von Saucen- Inlientelde: Ich erlaube mir dem Herm 
Landtags » Marfchall und der Hohen Verfammlung jet eine Bitte 
vorzutragen, Die ich gerne früher an Die vierte Abtheilung unferer 
Kurie gerichtet Haben würde, wenn fie Die Güte gehabt hätte, mid) 
zu der Berathung über meine Petition hinzuzuziehen. Meine Bitte 
befteht nämlich Darin, den erſten Paſſus meiner Petition heute gar 

nicht zur Berathung kommen zu laffen, indem er in vielen Petitio⸗ 
nen wiederholt wird, weldje ber erſten Abtheilung zur Berathung 
vorliegen, wo er dann wiederum zur Sprache kommen müßte. Um 
demnach eine Doppelte Diskuſſton zu vermeiden, habe ich mir dieſe 
Bitte erlaubt. 

Sandtags- Marſchall: Die Meinung geht alſo, wenn ich nicht 
tere, dahin, daß der. Antrag; Da Ausuͤbung Bahn Rechte Hi 
an .11 
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Niemand nach ſeinem Glauben zu fragen," ‚heute nicht ‚m. Bera⸗ 
thung geſtellt werde. 

Abg. von Sauchen-Julienlelde: Weil er in vielfacher Beziehung 
bei Berathung der Petitionen durch die erſte Abtheilung diefer Kurie 
zur Sprache kommen wird. 

Abg. Graf von Aöben (vom Platz): Zwei Worte zur Berichtie 
gung. Es iſt von dem Bittſteller der vierten Abtheilung der Vor⸗ 
wurf gemacht worden, Daß fie ihn bei der Berathung nicht zugezo⸗ 
gen babe. Ich muß bekennen, daß ich die Schuld nicht ganz abs 
aumeifen vermag; ich muß aber bemerlen, Daß, wenn Schuld vor« 
handen if, fie nur auf einer irrthümlichen Auffafiung beruht, benn 
ich habe anfangs in der Meinung geflanden . 

(Mebrmaliger Ruf: Auf die Tribüne.) 
Sandtags- Marſchall: Kurze Bemerkungen vom Platze find ers 


abg. Graf von Söben: Ich war der Meinung, wenn die ab⸗ 
geordueten bei der Berathung ihrer Petitionen zugegen fein wollen, 
daß fie dann dieſen Wunſch den Vorfibenden ber. Adtheilungen zu 
erfennen zu geben haben. Weil Died nun hier nicht geichehen war; 
fo habe ich Feine beſondere Anzeige gemacht. 
Sandtags-Marfhall: Der Borfchlag ging dahin, daß der. er⸗ 
waͤhnte Grundſatz sub a. für jetzt als zuruͤckgezogen betrachtet werde. 
Abg. von Pecherath: Der geehrte Antragſteller Hat als. Geund 
Der: einſtweiligen Zuruͤckziehung des Antrages angeführt, daß derſelbe 
zuſammenfalle mit einem Gegenſtande, den wir ſpaͤter aus Anlaß 
:einer Koͤniglichen Propoſition zu verhandeln haben werben, Ich 
geſtehe, daß mir nicht ganz klar ift, wie eine Petition zugleich mit 
einer Königlichen Bropofttion verhandelt werben kam. Der Ans 
trag, wie ex bier liegt, ift bei der Berfammlung eingebradjt und Ei⸗ 
genthum ber Verfammlung geworben, bie Abtheilung Hat barüber 
berathen, und das Weferat ift ordnungsmaͤßig verlefen. ‚Ich. muß 
darauf antragen — und ich hoffe, die Verfummlung wird. Damit 
einverftanden ſein — daß Die. Berhandlung vorgenommen werde. .:: 
16 Mb: aa Bade nlieafelde: Sbbald w gewinfig win 
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Sundtags- Marſchal: Da Ich vielſach den Wunſch ausgeſprechen 
finde, Daß der Antrag nicht als zurüdgezogen betrachtei werden moͤge, 
fo werde ich ihn zur Berathung ſtellen, ſobald ſich eine hinreichende 
Anzahl von Mitgliedern dafür ausſpricht. Er ift von der Abthei⸗ 
lung nicht befürwortet worden, es müuͤſſen ſich ae 24 Mitglieder 
Anden, die ihn unterflüben. 

(Wird hinreichend unterſtuͤt.) 

Abg. Graf Kenard: Die Petition Des geehrten Abgeordneten 
aus Preußen ſelbſt kenne ich nicht, ich kann mich nur auf Die An⸗ 
teäge einlaflen, die das Gutachten und hier. vorführt. Weun es 
bier ad a. heißt, daß ber Grundſad geſetzlich auägefprochen werben 
möge, bei Ausübung der politischen Rechte fei Niemand nach feinem 
Glauben zu fragen, fo ericheint mir Diefer Antrag in der gegebenen 
Form. als zu eng geftellt. Info Iange der Mangel an allem Glau⸗ 
ben, ja fogar der Mangel an dem Geifte ber Liebe,  diefer Baſis 
jeber wirklichen Religion, oder in fo lange eine fanatifche Ueber⸗ 
fpannung, in ihren Glaubensihefen unverträglh mit der durch den 
Staatöverband gegebenen Form, fi nicht in Außerlichen, geſetzwi⸗ 
deigen Handlungen bethätigt, welche dem äußeren Richter verfallen, 
bin ich der innerften Uebergeugung, daß der Orundfah gefehlich feh- 
gehalten werden müfle, daß nicht allein hei Ausuibung politifcher 
Rechte, ſondern überhaupt niemald und nie Jemand nach feinem 
Glauben gefragt werden fell, denn der Slaube, fei ex Gedanke oder 
Gefühl, iſt frei und ‚unterliegt Teinem äußeren, feinem irdiſchen 
Richter. (Bravo von mehreren Seiten.) 

Ad. Passus b. übergebend, fo ift dieſer dahin gerichtet, Daß: 
„In Mebereinftimmung mit dem obigen Grundſatze dem 8. 5, 2. 
des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzial⸗ 
Stände eine veränderte Kaffung gegeben werden möge." Es if 
Diefer Paſſus blos eine Singulariſtrung des erſten Antrages, eine 
Anwendung des Grundſatzes auf einen Einzelfall, Sch gebe. hier 
ber: Verfammlung zur Erwägung, ob nicht fruͤher der Orumdſah ger 
nau erörtert werben müffe, ehe wir ihn auf Einzelfälle: nıunenben 
Wem man naͤmlich der Anſicht I, Daß. fir Ansallıng deß Eechtes 
ber Wahlfaͤhigkeit und der Waͤhlbarkeit eine qerfchatbene Glauben⸗ 
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Richtung Fein Kriterium abgeben koͤnne, ſo muß man auch der An⸗ 
ficht entgegentreten, daß bie ſtaͤndiſchen Corporationen des preußi⸗ 
ſchen Staats nur rein chriſtliche Verſammlungen bleiben muͤßten. 
Denn wer wagt die Frage zu loͤſen und zu entſcheiden, wo das 
Chriſtenthum beginnt, und wo es endet? Es Tann allerdings Reli⸗ 
gionstheien geben, Die mit dem Chriſtenthum nichts gemein haben, 
als ven Namen, den fie ſich beigelegt. Ich enthalte mich, eines 
nüderen Eingehens auf dieſe allgemeinen Grimdfäbe, weil und eine . 
Mierhöchlte Königliche Botſchaft vorliegt, Die Verhältniffe der Juden 
betreffend. Ic glaube, es muß bei ber Erörterung dieſer Aller- 
hoͤchſten Botfchaft fich irgend ein Grundſatz in der Verfammlung 
gestend machen, und mein Antrag geht Demzufolge dahin: Daß Die 
Berathung über Den gegenwärtigen Antrag fo lange verfchoben werde, 
bie ſich ein. Grundſatz Geltung verfchafft hat; fonft kommt Die Ver⸗ 
ſammlung leicht in Gefahr, in principio in Widerfpruch mit ſich 
felbft zu gerathen. - (Bielfadyes Bravo.) 
(Der Abgeorbniete Hirfch verzichtet auf das Wort.) 

Abg. Anwandter: Im Allgemeinen bat der geehrte Redner vor 
mie den @egenftanb ganz in meinem Geiſte aufgefaßt und beſpro⸗ 
den, und ich könnte mich alſo ihm vollftändig anfchließen; doch ers 
laube ich mir noch einige Worte hinzuzufügen: der Stifiee ber 
chriſtlichen Religion gründete keine Kirche, und auch die erſten Jahr- 
hunderte des Chriſtenthums kannien eine folche nicht. Dennoch 
entftand, in Berfolgung hierarchiſcher und ftaatlicher Zwede, eine 
Kirche; Durch die Reformation (Laut! Laut!) 
wurde ‚Die Autonomie der chriftlichen Gemeinden Im Sinne Des 
Sufters wieder angebahnt. 

Nach dem Allgemeinen Landrecht ift der mythiſche Begriff einer 
Kirche, in Bezug auf den Proteftantismus, auch unferer Gefehges 
bung fremd; es kennt nur felbfiftändige proteſtantiſche Gemeinden 
und fpricht Die Autonomie Dderfelben unzweifelhaft aus. Es kennt 
nicht. den Begriff einer enangelifihen Landeslirche, einer Staats- 
Religion, die das Minifterium mit äußerfier Konfequenz in neuefter 
Zeit geltend zu machen (Heftige Aufregung.) 
und ihr Eingang zu verfchaffen fucht, wodurch jedenfalls Verfol⸗ 
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gungeſucht gegen bie Widerſtrebenden, Verletzung der Gewiſſenofrei⸗ 
heit und Verleitung Schwacher zur Heuchelei herbeigefuͤhrt werben 
muß. Aber felbft das Batent vom 30. März verheißt den aus ben 
fogenannten Landeskirchen Hinausgebrängten „vie Belaflung ihrer 
bürgerlichen Rechte und Ehren.” Die in dem Patente vom 30. 
März d. 3, felbft maßgebend gemachten 96. 5 und 6 des Allgem, 
Landrechts TH. II. Tit. 14 widerſprechen bem nicht; eben fo bes 
dingt 8. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 für die Waͤhlbarkeit 
nur die Gemeinfchaft mit einer der hriftlichen Kirchen. Und jede 
Gemeinfchaft, Die auf dem Boden der Chriftliczfeit fteht, iſt im 
Sinne des Allgemeinen Landrechts eine chriftliche Geſellſchaft, eine 
Kicchengefellichaft. Den fogenannten katholiſchen Diffiventen Tamm 
die Ehriftlichfeit nicht abgefprochen werben, denn fie haben bie Leh⸗ 
ren des Stifters, der Feine Kirche gründete, zur Richtſchnur des 
Lebens gemacht. — Er hat feine Kirche gegründet, feine Sehre bes 
ftand vielmehr darin, (Heftiger Lärm.) 

daß er die Liebe zu Gott und dem Nächften als die Summa der 
göttlichen Gebote bezeichnete, zum Merkmale feiner Juͤngerſchaft 
machte. Indem die Deutſch⸗Katholiken dieſe zur Richtſchnur ihres 
Lebens gemacht haben, erfüllen fie Die Bedingungen ber Geſebe des 
Staates. 

Paragraph 13, Th. I. Tit. 11. des Allgemeinen Landrechts 
giebt die Normen an, nad) welchen der Staat bie Zuläffigfeit einer 
Religions» Gefellfchaft zu ermeſſen Hat. In Lebereinftimmung mit 
diefen Forderungen des Staates und den Lehren des Stifters ber 
chriſtlichen Religion lehren Die Deutfch- Katholiten oder Die katholi⸗ 
hen Diffidenten Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorſam gegen’ bie 
Geſetze, Treue gegen den Staat und ſitilich gute Befinnung gegen 
ihre Mitbürger, 

- — (Murren, vwermehrtes Getümmel und hierauf Läuten bes Mar⸗ 

[halle mit der Glode) . 

Eine Stimme: WIN der Herr Marfchall nicht: Die Frage zur 
Abſtimmung bringen, welche ber Graf Renard zur Sprache ges 
bracht Bat, ob bie Debatte nicht bis auf eine ſpaͤtere Zeit auszu⸗ 
ſetzen ſei? 
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Vandlege- Marſchall: Der Meinung kann ich nicht beitreten. 
Wir haben dieſe Berathung angefangen, müflen fie alfo auch fortfeben. 

Eine Stimme: Nur feine Predigt! 

Sandtags - Marſchall: Ich bitte, den Redner nicht wu unter» 
brechen, 

Abg.. Auwandter: Sie erfüllen — fagte ich — fomit nicht nur 
alle Anforderungen bes Chriftenthums, fondern auch die Anforde⸗ 
sungen der Staatsgefeke, fie haben daher nicht nur Anfpruch auf 
Duldung, fondern auch auf Anerkennung; fie kommen in Folge des . 
Patents vom 30. März, wie auch in Rüdficht auf 8. 5, 2 des Ge⸗ 
ſeßes nom 1. Juli 1823, auch wenn er in der jebigen Yaflung 
fieben bleiben follte, mit Recht Darauf Anſpruch machen, Mitglieder 
jeder ftändifchen Borporation des Staates zu werden, und ich fchließe 
mich demnach dem Antrage des Herrn Petenten nicht nur 
on, fendern bitte auch die Berfammlung, eine Betition an Se. Ma⸗ 
jeſtaͤt dahin zu richten: 

‚sie katholiſchen Diffipenten fofort zu allen fändifchen Corporationen zuzulaſſen.“ 
(Bravoruf.) 
Mg. Dittrich: Der geehrte Abgeordnete aus Schleſien, ber 
zuerft- gefprochen, bat meine Anficht jo vollfommen ausgefprochen, 
das ich nur erklären Tann, ich trete ihm überall bei, indem ich 
glaube, daß die Mitglieder der hohen Verſammlung nicht Geiftliche, 
fondern. Abgeordnete des Geiſtes, des Volkes find. (Bravoruf.) 
Abg. Gier: Ohne mich auf das unfichtbare Gebiet Der befelis 
genden ‚Religion zu erheben und ohne Die hohe Verfammlung mit 
Exrorterungen über theologifche Doftrinen aufzuhalten, Freund des 
wehren Chriſtenthums, aber audy der Freiheit in zweifelhaften Din- 
gen, wage ich ed nur, eine Thatfache und eine Anfchauung .vorzus 
tragen... Auch in Mühlhaufen Hat fi) eine deutſch-katholiſche Ge⸗ 
meinde gebildet, mehr ala die Hälfte der Roͤmiſch⸗Katholiken ift ein= 
getreten; wenn ich ihren Wandel, ihre Biederkeit, ihren ganzen Ruf 
betrachte, jener Glieder, die fi) auf die Wahrheiten der Bibel, des 
Buches Der Wahrheit, ftügen, Die fich überhaupt, wie auch gegen 
feitig geſchieht, auf Die achtbarfte Weife benehnen, fo ſehe ich gar 
keinen Grund. ein, kann es gar nicht vecht und nicht billig und nicht 
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toferant finden, daß ſolche wadere Männer und treue Unterihanen 
von dem Genuſſe der pofitifchen Rechte ausgeſchloſſen werden. Ich 
flimme Daher für die Petition und, wenn die Petition fallen follte, 
für das Gutachten der Stände-Abtheilung. 

Abg. Werner: Wenn ich gewiß im Einverftändniffe mit ber 
hohen Berfammlung Bier meine Anficht ausfpreche, Daß es mir fehr 
wäünfchenswerth erfcheint, Daß nie von dieſem Orte über Glaubens 
befirinen und Olaubensformen gefprochen werben möge, jo muß 
ich mich eben darum um defto mehr der Petition anfchließen, welche 
die Art des Glaubensbekenntniſſes zu Feiner Bedingung macht, um 
hier in dieſer VBerfammlung zu eriftiren. Das erjcheint mir als der 
erſte und hauptlächlichfte Grund. Ein zweiter Grund ift auch ber, 
daß, wenn irgend ein Mann von feinen Kommittenten gewählt wird, 
die gerade feine Anſicht nicht theilen, es ihm um fo mehr zur Ehre 
gereicht, wenn er dennoch gewählt worben ift, und Darum wuͤrde 
der Gewählte die höchfte Ehre haben, wenn er auch ein Jude If, 
fobald er von feinen chriftlichen Kommittenten gewählt wird; Denn 
: dann fteht er gewiß eben fo hoch, wie wir Alle. Daffelbe gilt auch 
son ben Diffidenten. Ich glaube, daß wir nad) Glaubens Artikeln 
hier nicht zu urtheilen haben, fondern nur nad) Verfiand und Geift, 
und darum flimme id) ganz und gar für bie Petition. (Bravoruf.) 
Abg. von Berherath: Das Gutachten oder vielmehr der Antrag 
der geehrten Abtheilung ſcheint mir fchon deshalb nicht annehmbar, 
weil er formell nicht richtig gefaßt ift, weil er einen Mangel ents 
hält. Ic halte Dafür, daß es der Beruf der Stände iſt, der Krone 
einen heftimmten Vorſchlag zu machen, eine beflinmte Bitte aus⸗ 
zufpechen. Der Antrag der Abtheilung geht aber dahin, eine Bitte 
an Se. Majeftät zu richten, 

„daß Alerhöchiiviefelben in Erwägung ziehen wollen, ob nicht ein Ausweg zu 
finden fein möchte, das Rocht ver Wahlfägigleit und Wählbarkeit zu den Laud⸗ 
tagen auf alle im Staate geduldeten chriſtlichen Religlons⸗Geſellſchaften amsyns 
dehnen.“ 

Ich glaube, meine Herren, daß wir biefen Weg ſelbſt fuchen 
müflen, und daß wir, wenn wir ihn nicht finden follten, darauf zu 
verzichten haben, eine Bitte an Se. Majeflät zu richten, Ich für 
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meinen Theil habe biefen Weg gefunden und Hoffe, daß bie geehrte 
Berfammlung ihn einfhlagen werde. Es wäre bie Bitte an Se. 
Maiflät: | 
„Daß Allerhöchftbiefelben geruhen möchten, den ProvinzialsLandtagen eine Pros 
pofition vorlegen zu laffen, dahin gehend, daß 8.5 Nr. 2 des provinzialftändifchen 
Befehes, weicher die Waͤhlbarkeit zu den Landtagen an das rellgiöfe Belenntnig 
Tnüpft, aufzuhebtu ſei.“ 
Ich werde die Ehre haben, dieſen Antrag näher zu begründen. 
Es giebt in der menfchlichen Gefellſchaft natürliche Ungleich⸗ 
heiten, Die berüdfichtigt werden müffen, wenn es ſich darum handelt, 
die Normen feftzuftellen, welche die Grundlage des Staatslebens 
bilden follen. Es find Dies die Unterſchiede Des Lebensalters, Des 
Beſthes, der fozialen Stellung. Es Tann darüber geftritten werben, 
e8 Tann von den jevesmaligen Umftänden in einem Stuate abhängig 
jein, in welchem Grabe fie in Betracht zu ziehen find; aber gewiß 
wird ein allgemeines Einverſtaͤndniß Darüber herrfchen, daß fe uͤber⸗ 
haupt von Seiten des Staates bei Feſtſtellung der politifchen Rechte 
feiner Bürger in Betracht gezogen werden müflen. Ein Gebiet 
aber giebt es, in Das der Staat nicht eindringen kann, es ift dies 
das Gebiet der religiöfen Weberzeugung. Die Aufgabe des Staates 
iſt zumächft, die Idee des Rechts zu verwirklichen. Demgemäß müfs 
fen die Normen der Gefchgebung nicht Ausflug eines jubjeftiven 
Ermeflens, ſondern das Ergebniß einer objektiven Anſchauung fein. 
In den Kreis dieſer objektiven Anfchauungen fallen aber nur Außere 
Kriterien, vie eben genannten beftimmten Berhältniffe over Hand⸗ 
fangen, niemals aber Gefinnungen und am allerwenigften veligiöfe 
Ueberzeugungen. Die religiöfe Üeberzeugung, meine Herren, das 
Berhältniß des Menſchen zu feinem Schöpfer, liegt ganz außerhalb 
ber Sphäre des Staates, fie ift ein geheiligtes Vorrecht des Indi⸗ 
viduums, fie iſt Das innerfte Geheimniß der Seele, das fein ſterb⸗ 
liches Auge zu durchdringen, das kein menfchlicher Maßſtab zu 
inefien vermag. Die Aufgabe bes Staates ift aber nicht nur, Die 
Idee des Rechts zu verwirklichen, er fol auch die Form darſtellen, 
in welcher ein Volk die allgemeine Beſtimmung der. Menfihheit ans 
ſtrebt. Die Idee der Menſchheit iR alſo auch bie höchſte Staats⸗ 
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Idee. Wie iſt es aber mit der Idee der Menſchheit vereinbar, daß 
die Menſchenwuͤrde auch nur in einem einzigen Individuum ver⸗ 
kannt wird, wie iſt es mit ihr vereinbar, Daß ein Theil der Staats⸗ 
Angehörigen von den Rechten des Staats ausgefchloffen wird, nicht, 
weil er dem Staatözwede entgegenhandelt, fondern weil er fich über 
Dinge, die außerhalb der Sphäre des Staats liegen, eine Ueber⸗ 
zeugung gebildet hat, die der Ueberzeugung der Mehrheit ver Staats- 
buͤrger oder der im Staate begünftigten Ueberzeugung nicht entfpricht? 
. Das Allgemeine Landrecht geht von dem Grundſatze der Re⸗ 
ligions⸗ und Gewiſſens⸗Freiheit aus, und eine Beſtimmung, die in 
neuefter Zeit Durch ein weiſes Geſetz beftätigt worden ift, befagt: 
„Die Begriffe der Einwohner des Staates von Bolt und göttlichen Dingen, 
. ber Glanbe und innere Gottesdienſt Tonnen Tein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen 
: fein.” 
Aber, meine Herren, pofttive Zwangsgefege find hier nicht möglich. 
Es ift fein Geſetz denkbar, daß im - Stande wärs, den Menſchen zu 
zwingen, andere Begriffe zu fafien, etwas Anderes zu glauben, einen 
anderen inneren Gottesdienſt zu üben, als denjenigen, den er ſich 
vermöge der ihm als ein unveräußerlicyes Recht angeborenen inne⸗ 
ren Sreiheit gebildet hat. Es Tann alfo immer nur von negativen 
Zwangsgeſetzen die Rede fein, und ift nicht die Beflimmung ein ne 
gatived Zwangdgefeg, Die irgend einem Angehörigen des Staates 
wegen feiner religiöſen Ueherzeugung politische Rechte entzieht? Sol 
alfo ber gefeierte Grundfab des Landrechts, Die Religions⸗ und Ge⸗ 
wiftenöfreiheit, vollſtaͤndige Wahrheit werben, fo muß Die Ausübung 
der politifchen Rechte unabhängig fein von Dem religiöfen Bekenni⸗ 
niß. Dann erft-ift für alle Konfelfionen, Die in dem Staate vor⸗ 
handen find, Die Bürgfchaft gegeben, Daß fie des unbefchränkten 
Fortgenuſſes ihrer politischen Rechte verfichert fein duͤrfen. Das 
politifche. Recht, meine Herren, ift Der ebelfte Beſitz des Menſchen; 
feine. beften Kräfte bleiben unentwickelt, wenn er der altiven Theil⸗ 
nahme am Staate entbehrt, und es kann nicht befremden, wenn fi 
bittere Empfindungen besjenigen bemächtigen, ben Das Vaterland 
lieblos zurüdftößt. Meine Herren! Die Woge des nationalen Les 
bens ergießt ſich in Diefem Augenblide belebend über unſer Land, 
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von ihr gehoben blicken wir froh in die Zukunft, mit freubiger Hoff- 
sung bfiden wir auf unfere Rinder; Denn wir vertrauen, daß fie 
bereinft in einem geordneten öffentlichen Rechtozuſtande die Fruͤchte 
unferr Mühen und Kaͤmpfe ärndten werben. 

Was aber iſt Das Lebensgefühl beffen, der im Stante nur ges 
duldet, nicht ala Bürger anerkannt ift? Im fich gekehrt, geprüdt, wen 
Stachel Ber bitteren Kraͤnkung im Herzen, geht ex einher, ex hört 
den Jubel, mit dem das Bolt eine neue Entwidelungsftufe, den 
Anbruch einer befieren Zeit begrüßt; er hört den Jubel, er Tann 
aber feinen Theil daran nehmen, er muß fich ſchweigend hinweg⸗ 
wenden, für ihn bricht Die beffere Zeit nicht an. Er ift ſich feiner 
fittlichen. Wurde bewußt, er hat alle Pflishten gegen bie Gefammt- 
heit expällt, alle. Laſten des Staates rebfich getragen, und dennoch 
it ex ausgeſchloſſen, dennoch gilt er nur als Fremdling ayf Dem 
DBoben, den doch nad; Gottes heiliger Orbnung auch er feine Hei— 
math, das Land feiner Väter zu nennen berechtigt if. ‚Kummer 
begteitet iin Hs an das Grab, und wenn er feine Augen ſchließt, 
fo troͤſtet ihn nicht wie und der Gedanke, daß feine Kinber auch 
bie Kinder des WBaterlandes find, fondern es quält ihn Die Bora 
augſicht, daß auch fie unter dem. Drude bed Vorurtheils Ichen, daß 
fie einer dunklen Zukunft entgegengehen werben. Und alles Died 
ſollte eine Folge, eine nothwendige Konſequenz des chriſtlichen Staa⸗ 
tes fein? Es iſt nicht möglich, meine Herren. Die chriſtliche Re— 
ligion ift die Religion ver Liebe, Der Gerechtigkeit, ‚ver edelſten Hu: 
manität. Wie jollte fie. denn zur Lieblofigfeit, au ungerechten und 
inhumanen Mafregeln führen Tonnen? (Bravo!) 

Die chriſtliche Eigenſchaft Des Stastes ruht nicht auf Der Kon⸗ 
feßion, fie ruht auf. dem Geiſte des Chriſtenthums. Dex Geiſt deß 
Chriſtenihums iſt aber Fein anderer, als Der Geiſt der reinen 
Menfchheit, der Geiſt der Liebe, der Geiſt der Freiheit. Das if 
der rechte chriftliche Staat, der in allen feinen Ynorbuungen, in 
len feinen Einrichtungen biefen Geiſt bewährt, der ihm Raum 
giebt, Daß, er überall Hin frei fich entfalten Tann; ben Staat aber 
vermag. ich nicht einen chriftlichen zu nennen, der dieſen Geiſt in 
lonfeſſtonelle Schranten entzuengen fucht und von dieſem beſchraͤnkten 
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Standpunkte aus es gerechtfertigt hält, das Recht im Staate von 
dem religiöfen Bekenntniſſe abhängig zu machen. Man könnte fas 
gen, Das chriflliche Element, der hriftliche Geiſt muß gepflegt und 
durch Die Geſetzgebung gefchüßt werben. Aber, meine Herren, welde 
Gefepgebung hat denn den chriſtlichen Geiſt gefchüst, als in ben 
erften Zeiten des Chriſtenthums feine Belenner, von den Machtha⸗ 
bern der Erde gebrüdt und verfolgt, umher irrten? Was Anderes 
hat ihn geſchuͤtzt, als die ewige Kraft der Wahrheit, die Ihm Inne, 
wohnt. 

Welche andere Kraft war es, als dieſe, die es dahin brackie; 
daß das chriftliche Element den Erdkreis durchdrang und bie Le⸗ 
bend »Berhältniffe der Bölfer in ihrem innerſten . Kern ſegensreich 
umgeftaltete? Der Geift der Wahrheit bedarf nur ber Freiheit; 
wäre es möglich, daß Diefer ewige Geiſt je aus ver Menfchheit 
entwiche, fütwahr, feine Gefepeö- Paragraphen wurden ihn zu halten 
vermögen: Ä 

Wir haben uns hier oft mit warmem Herzen auf dem’ natio> 
nalen, auf dem vaterländifchen Gebiete bewegt, laſſen Sie uns auch 
heute diefen Standpunkt einnehmen. Jahrhunderte lang if unfer 
Vaterland durch die unfelige Vermiſchung des religiöfen und flaat- 
fichen Lebens in Zwiefpaft und Drangfale geſtuͤrzt worden. Dreißig 
Fahre lang verwüftete ein mörberifcher Krieg unfere Fluren, Deutſche 
ftanden als Beinde gegen Deutſche. Unferer Zeit erſt ift es ver 
gönnt, das Chriftenthum über die Konfeſſion hinaus in feiner geis 
fligen, Alles durchdringenden Wefenheit zu erfaſſen, und immer mehr 
befeftigt ſich die ſtaatsbuͤrgerliche Anfchauung, Die bie Berechtigung 
im Staate nicht nach dem religiöfen Bekennmiß abmißt. Laſſen Sie 
uns auch Beute Diefen Standpunkt feſthalten, laffen Sie und in un⸗ 
ferem Lande ein wahres Staatsbuͤrgerthum gruͤnden! Wie auch un⸗ 
fere religiöfen Meinungen von einander abweichen mögen, auf dem 
fittlichen Boden der Vaterlandsliebe ftehen wir feſt vereinigt, - 
von biefem Boden möge Keiner im Volke ausgefchloffen fein; 

auch tiber den nationalen Geſtchtspunkt hinaus lafien Sie uns jr 
Höhere Gebiet der Menfchheit beitreten, laſſen Sie uns ben Abel 
ber menfchlichen Natur und ihre unperaͤußerlichen Rechte in keinem 
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Iahiviimum verkennen.. Laſſen Sie und barkkım, daß wir ben 
chriſtlichen Staat nicht auf. Die Außere Exfcheinung, auf Das for« 
melle Bekenntniß, fondern auf den Geiſt des Chriſtenthums gründen, 
dag wir wahren chriſtlichen Sinn üben, daß wir, getreu unferer 
Konfefiion — ich halte. Die Konfeſſton hoch, fie ift mir ehrwuͤrdig, 
alo die nothwendige Form, bie das Ewige der menfchlichen Auf⸗ 
faſſung vermittelt. — Daß wir, foge ich, getreu unferer Konfellion, 
auch denen gerecht werben wollen, Die Bott auf einem anberen Wege 
zum Ziele führt! Miele der Evelften unferes Bolfes fehe ich hier 
vereinigt, ja, dieſe Verſammlung ift würbig, ift benufen, einem Aus- 
ſpruch zu thun, der Taufende gebrüüdter Herzen mit unars ſprechlichem 
Dank erfüllen, der bei allen cänilifirten Nationen, die uns längft 
wit einem wahrhaft shriftlichen Betfpiele vorangegangen find, freu⸗ 
digen Wiederhall finden wird. Laſſen Sie und, tch beſchwoͤre Sie, 
des Sprucyd eingeben? fein: Was Du nicht will, daß Die ges 
ſchehe, Das thue auch Anderen nicht. Laſſen Sie und Keinen, dem 
Bott das unvergaͤngliche Siegel ſeines Ehenbildes auf die Stim 
gebrüdt bat, ausfchließen aus dem Kreiſe menſchlicher Berechtigung, 
laften Sie. und keinem unferer Brüder darum ein Recht entziehen, 
weil er fefihält an dem, was auch Jedem von uns bad Hoͤchſte iſt, 
nämlich, daß er Gott nach feiner Ueberzeugung dient. (Bravbol) 
(Ruf nah Abftimmung.) 

Staats - Miniſter Eichhorn: Ic) babe um das Wort gebeten, 
wicht um irgendwie ber freien Beratfung dieſer Berfaumlung vor⸗ 
zugreifen, aber die Betition bringt einen Gegenſtand in Anregung, 
Der mit den tiefften Prinzipien der beftehenken Gefebgebung im Zu⸗ 
fammenhange ſteht. Run wuͤnſche ich nichts Anderes, als Diele 
Prinzipien der beſachenden Gefehgebung. einer hohen Verſammlung 
mit einigen: Worten. darzulegen, und auch zugleich mich daruͤber zu dur 
pern, mie von ver Königlichen Regierung dieſe Prinzipien in An⸗ 
wendung ‚gebracht werden. Sch wuͤnſche beſonders ‚hervorzuheben, 
Doc dieſe Prinzipien nicht als abgeſchlefſene oder ahgzichte Momente 
in der Geſetzgebung liegen, wie es vielmehr, alie' Ueberlieferunger 
jun, en, dage DA; .. eraruſt des Dolls. a. und 
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untrennbar ſich ihnen anſchließend, immer ſich geltend madgen und 
in die Zukunft bildend ſich hineinſtricken. 

Was die beſtehende Geſetzgebung anlangt, fo fol im Allgemei⸗ 
nen Niemand nach feinem Glauben gefragt werben. 

Durch Das Patent: vom 30. März d. J. ift ferner Die Moglich⸗ 
keit gegeben, daß Handlungen, die nach den bisherigen Geſetzen 
nur durch Intervention der Lirche bürgerliche Guͤltigkeit zur Folge 
haben koͤnnen, auch ohne eine ſolche Intervention dieſe Wirlung 
erhalten. 

Nun iſt allerdings noch beſehendes Gefep, daß zur Aus wung 
ſtaͤndiſcher Gerechtſame die Gemeinſchaft mit. einer ber chrifklichen 
Kirchen erforderlich ſei. Wenn die Pelition in ihrem erſten An- 
trage dahin geht, daß für pie Zukunft nady dem Belennmiß nich 
mehr gefragt werden foll, und fobann den zweiten Antrag hinzufügt, 
daß $. 5 Rr. 2 des Geſetzes son 1823, welcher Die Laudtags⸗ 
Bähigfeit „von der Bemeinfchaft mit einer der beſtehenden Kirchen“ 
abhängig macht, eine mit dem erſten Vorſtchlage uͤberrinſtimmende 
.$eftang erhalten ſolle, fo Läuft fie wefentlich auf das hinaus, was 
das von Dem legten geehrten Redner vorgeſchlagene Amendement 
beabſichtigt; Die Petition verlangt auf imdirefte Weile bie Aufhe⸗ 
bung des $. 5,: was das Amendement vixeft ausfpricht. Mit der 
Aufhebung wird alfo verlangt, daß zur Ausübung ftändifcher Rechte 
das chriſtliche Bekenntniß überhaupt wicht mehr erfordert wird, Diefe 
Frage will ich num mit. Rüdfkht. auf ihre inneren. gemeinen Ptin⸗ 
zipien naͤher: belenchten. 

Allgemein betrachtet, findet der Antrag ſeine Berechtigung in 
der Auffafang, daß Das: ſtaatliche Gebiet on dem religiöfen ge⸗ 
trennt ſei. Diefe Auffaſſung wird in ihrer Allgemeinheit gewiß wolle 
Aunctkennung finden, ‚denn es legt eben ſo im Sintereffe. des Staats, 
daß er möglich unabhängig von der religisien Meinung und ber 
Entwirtung von Seiten einer. religioͤſen Gemeinſchaft ſei, ale :eime 
gleiche Unabhan gigkeit von: Seiten der religboͤſen Veneinſchaſt aber 
deren KRirche Fücfih: in: Anſpruch genommen wii... 
dis Die ganze Deſchichte ver Staaten zeigt: ein: Soceben, brannte 
liche Gebiet von dem veligiöfen Gebiet mehr und mehr zu fonbern. 
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Das Hi eine Aufgabe, deren Löfung fich das ftaatliche Beben ſowohl 
als das. religiöfe, befonbers in feiner neueren gefchichtlichen Ent⸗ 
wielung, zum Ziele gefebt bat. In der That giebt es eine Menge 
politifcher Fragen, wo es eine Thorheit wäre, nad) ver: religiöfen 
Meinung zu fragen. Eine hohe Berfammlung hat in den letzten 
Tagen Berathung gepflogen über den Nothſtand der Zeit und wie 
ihm abzubelfen ſei, über Abſchätzung bauerlicher Grundflüde, über 
Rentenbanten und dergleichen. Wie kann Jemand bei ſolchen Dingen 
danach fragen, ob einer der Berathenden ein Ehrift ſei oder. nicht? 
Wem man den Staat Darauf befchränkt, was früherhin .eine enge 
Theorie gethan hat, daß er eine Einrichtung fei zur Aufrechterhal⸗ 
tung äußerer und innerer Sicherheit, für Begrüntung gemeinnüsiger 
Inſtitute, Die nur durch Affociation vereinzelter Kräfte fich herſtellen 
laſſen, fo erfcheint ed natürlich, Daß von einem Einfluß religiöfer 
Anfichten dabei gänzlich abgejehen werde. Indeß jehen wir Das 
wirkliche Leben der Staaten an, fo haben dieſe eine viel andere 
und weitere Beſtimmung. Wenn die Theorie über den Staat in 
“neuerer Zeit die Auffafjung verfolgt, daß er bie äußere Organifation 
des ganzen Lebens eined Volks in allen feinen fütlichen Begiehungen 
fei, jo wird ihm dadurch eine Bedeutung und eine Ausdehnung beis 
- gelegt, weldye jene bejchränkten Dinge, wenn man ihr Aggregat 
andy noch fo fehr vermehrt, weit überragt. Ich laſſe die Theorie 
und ziehe Das Leben des wirklichen Staates in Betrachtung. Ge 
rade Die Organe, weldye mitten .in dem ‚Leben des Staats ſich be- 
wegen und dieſes Leben zu fördern beftummt find, fühlen. fi) bes 
ſonders von Der Ueberzeugung burchdrungen, daß der Staat eine 
geoße fittliche Aufgabe zu erfüllen habe. Welche Erfahrung machen 
mm dieſe Organe in Vollgiehung der ihnen obliegenden Aunctionen! 
Es tritt ihnen bald entgegen, daß die Angelegenheiten bes fittlichen 
Volkolebens, welche der Staat in feinen Kreis zieht, auch tief Das 
Gebiet der religiöfen Gemeinſchaft beruͤhren. Wo beide Gebiete zua 
fammentreffien, wird gern dad Beſtreben einer jeden Gemeinichaft 
darauf gerichtet bleiben, ihre Wirkſamkeit geförbert zu haben. Dieſe 
Tendenz. mag ſich gektenb:.machen; im jeber neuen Eutwickelung und 
Dnganifatient ·des Voilolchens mag mm darauf Mebacht: nehmen; 
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Das Staatliche vom Religiöfen zu ſondern. Nimmer wird es aber 
gelingen, diefe Sonderung abfolut zu vollziehen und einen: Kanon 
oder einen Kobder für Die getrennten Functionen einer ‚jeden Gemein 
ſchaft aufzuftellen.. Wenn aber nun. eine abfolute Sonderung uns 
möglich ift, fo gewinnt Die Betrachtung für Die durch Die Petition 
berührte Frage ein befonberes Gewicht, daß alle Individuen im 
Staate zugleich in einer zwiefachen Gemeinfchaft fid) befinden, daß 
fie nicht blo® Bürger des Staats, fondern zugleich Glieder ixgend 
einer ‚religiöfen Gemeinfhaft find. Hier hört es nun auf, eine 
gleishgültige Srage für den Staat zu fein, welchem religiöfen Glau⸗ 
ben diejenigen ſtaatlichen Organe folgen, welche die Angelegenheiten 
des Staates in dem von der Wirkſamkeit der. religiöfen Gemeinſchaft 
äußerlich nicht zu ſcheidenden Gebiete zu berathen haben. Weil 
wicht Die Sonberung äußerlid objektiv zu machen ift, fo. kann Fried 
und Freundſchaft zwifchen den Gemeinſchaften nur. durch Die geiftige 
Berfönlichkeit der Individuen, welche gleichzeitig im Staat und in 
ber religiöfen Gemeinfchaft find, erreicht werben. Ich erlaube mir, 
beiſpielsweiſe auf einen wichtigen Gegenftand aufmerkſam zu machen, 
wo Staat und Kirche in religiöfer Gemeinſchaft ſich innig berühren: 
dies if das Unterrichtöwefen. Der Staat Bat das größte Interefle, 
fh um das linterrichtöwefen zu befümmern, weil feine ganze Zus 
kunft von der guten und zwedmäßigen Einrichtung deſſelben abhängt. 
Wollte man das Unterrichtsweſen blod Darauf befchränfen, daß bie 
Jugend lerne, was zu dem gewöhnlichen bürgerlichen Beruf gehört, 
fo koͤnnte man fich leicht Darüber verftändigen, daß dies eine Sache 
fei, weiche allein den Staat angehe, und um Die fidy feine reli⸗ 
gioͤſe :Bemeinfchaft zu bekümmern habe. So eng’hat fich aber ber 
wirllich lebendige Staat feine Aufgabe in Abficht des Erziehungs: 
weſens nicht geſteckt. Er will nicht. blos ben. Buͤrger bilden, ſon⸗ 
dem auch den Menfchen überhaupt. Indem von Ihm dem Erzie⸗ 
hungsweſen hen von ber unterſten Stufe des Unterrichts, von der 
Mementarſchule an, dieſe Richtung gegeben. wird, tomut. ex. im Bars 
Bin ſeiner: Aufgabe zuſammen mit. der Aufgabe, die ſich Die veligie- 

fen Gemeinſchaften auch machen. Diefe: wollen das: Meunſchliche in 
ſtiner Fiefe surffafien. und ſeiner hoͤchſten Inneren. Vollendung zufuh⸗ 
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ven. ES treten Daher ganz nahe und. innige Berühtungen zwiſchen 
biefen beiden :&emeinfihaften ein, Im unferem Baterlande hat der 
Staat die Leitung des ganzen Erziehungsweſens in bie Hand ge⸗ 
nommen. Dieſes Geſchaͤft kann aber nur dann fegensreich: von ihm 
vollbracht werden, wenn feine Reitung zugleich Die Beduͤrfniſſe der 
tefigiöfen Gemeinfchaft. vollkommen anerkennt, richtig würdigt und 
dem hierdurch bebingten Einfluß religtöfer Ueberzeugungen Raum giebt, 

Iſt es hiernach, wenn in einer ftändifchen Verſammlung über 
das Unterrichtöweien: verhandelt wird, gleichgültig, welche. religiöfe 
Auffaffung die Mitglieder verfelben haben? Ich habe dies nur ala 
ein Beifpiel anführen wollen, um barzuthun, Daß, währenn. Die 
ganze Tendenz dahin gerichtet if, das ſtaatliche und religtöfe Gebiet 
mehr und mehr auseinander zu halten, dennoch viele und Zwar bie 
wichtigften Angelegenheiten des Volkslebens übrig bfeiben, bei denen 
eine abfolute Sonderung nicht möglich ift und Daher eine gegenfeitige, 
freundliche BVerfländigung zur Nothwendigfeit wird. Werben ſonach 
Sachen von folcher Wichtigkeit, weldye noch untrennbar Staat und 
religiöfe Gemeinfchaft berühren, in ſtaͤndiſchen Berfammlungen ver⸗ 
handelt, fo liegt Die Borausfegung nahe, daß eine weſentlich über 
einftimmende religiöfe Weberzeugung von den Mitgliedern Der Ber» 
fammlung zur Berathung mitgebracht wird, Wenn ich, fage: „reli⸗ 
giöfe Ueberzeugung”, fo bin ich weit entfernt, zu behaupten, Daß 
ein beſtimmtes Belenntniß mitgebracht ‚werden fol, es fol nur 
mitgebracht werden: hrifklicher Geift und Ueberzeugung; das Ehriften- 
thum hat die Aufgabe, alle"menjchliche Verhältniffe zu durchdringen 
und zii. erflären. Welche. Befahren fol es. für größere politiiche 
Berfammlungen haben, ſich dem vollen Einfluß des chriftlichen Prin⸗ 
zips hinzugeben? Was will das Chriſtenthum? Die höchfte Liebe. 
Es predigt: ſegnet eure Feinde. 

Der geehrte Redner, welcher vor mir geſprochen, indem er Hu⸗ 
manität als das Hoͤchſte für große politiſche Verſammlungen auf⸗ 
ftellt und ‚dafür auf Weglaffung des $. 5, Nr. 2 antrug, hat ge« 
rabe die Vertheidigung des Paragraphen geführt. Er. fordert Liebe, 
als. das hoͤchſte Gebot, und Liebe iſt es gerade, Die im tieffien 
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Grunde und in ihrer ausgedehnteſten Aeußerung vom Chriſtenthum 
gewedt, gepflegt und erhalten wird. Wenn biefe Beſtimmung des 
$. 5 im Jahre 1823 in das Geſetz gelommen ift, fo geichah es, 
weil man es für eine ausgemachte Sache hielt, daß Die Mitglieber 
einer preußifchen Staͤnde-Verſammlung von chriftlichen Ueberzeu⸗ 
gungen durchdrungen fein müßten. Sollte dieſe Vorausſetzung, nach⸗ 
dem fie in diefem Geſetz ausgejprochen worden, nunmehr aus Dem 
Geſetz geftrichen werben, fo erlaube ich mix die Verfammlung darauf 
aufmerffam zu machen, welchen Einprud eine folhe Weglaffung 
nothwendig hier erlangen muß. Nimmermehr wird man mm bad 
darin finden, was der geehrte Redner vor mir beabfüchtigt; es wird 
einen Eindruck machen, den er gewiß felbft möglich vermieden zu 
ſehen wünfcht. Aber diefer Eindrud wird unfehlbar nicht ausbleiben. 
Wir Alle wiflen, Daß die Zeit des Indifferentismus in religiöfen 
Dingen aufgehört hat; überall tritt ein angeregteres, religioͤſes Be⸗ 
wußtſein hervor. 

Freilich iſt dieſes Hervortreten mitunter von ſehr widerwaͤrtigen 
Erſcheinungen begleitet, oft, wir wollen es nicht verkennen, giebt 
ſich Haß und Unduldſamkeit nach einer oder der anderen Seite kund. 
Aber würde die Sache dadurch beſſer, daß man dem Indifferentis⸗ 
mus Raum Iieße, daß man ihm ein Zugeſtaͤndniß machte, wie 
die Wegftreichung Des befprochenen Satzes im 8. 5? Statt 
eine Berbefferung ber öffentlichen Zuftände-auf' ven Indifferentismus 
zu gründen und zu fagen, nein, wir wollen ganz abfehen von ber 
religlöfen Meinung, laffen Ste uns vielmehr das Wefen der. hrif- 
lichen Erkenntniſſe, den rechten chriflichen Sinn treu feflhalten. 
Deshalb hat die Kommiffton, nicht ohne. umfichtige Erwägung der 
Verhaͤltniſſe, den Borfchlag gemacht, ftatt den $. 5 wegzulaſſen, 
eine Petition in dem Sinne aufzuftellen, wie der Schluß ihres 
Gutachtens andeutet. Sie Hat dad Moment der Chriftlichkeit feſt⸗ 
gehalten; ihre Anficht weicht nur Darin von dem jeßt beſtehenden 
Gefege ab, daß die jegige geſetzliche Beſtimmung Gemeinschaft 
mit einer ber beftehenden Kirchen fordert. Die Kommiffion will, 
daß, wem auch neue Religions⸗Geſelſchaften Duldung erhalten 
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fönnten, bie ‚feinen chriftlichen Charakter Hätten, dennoch has poli⸗ 
tiſche Recht der Standfchaft nur geduldeten chriftlichen Religions» 
Geſellſchaften zugeftanden werden fol. Das Patent vom 30; März 
trennt auch Diejenigen neuen Religions» Gefellfchaften, welche in 
Lehre und Befenntnig dem Wefen nach mit den durch den weftphä- 
lifchen Frieden anerfannten Religions » Gemeinfchaften übereinftim- 
men, von anderen, bei denen Dies nicht der Sal if. Dem Sinne 
nach, ich fage dem Sinne nach, läuft der Antrag der Kommiffton, 
wenn ich ihn richtig verftehe, auf eine gleiche Unterfcheidung hinaus; 
die Kommiffton fest in ihrem Schluß-Antrage folche geduldete Re⸗ 
ligions⸗-Gemeinſchaften voraus, Die einen chriftlichen Charakter ha⸗ 
ben. Nun entiteht freilich Die Srage, was macht den hriftlichen 
Eharafter aus? und da Ift mit Recht in einer hohen Berfammlung 
bemerft worden, daß von Seiten des Staates felbft der chriſtliche 
Charakter nicht feftgeftellt werben könne. Im Schoße der Kommifs 
flon hat man zwar von einer Seite Die Anficht geäußert, es ſei 
ſchon zuläffig, eine Religions «Gefelfchaft fir chriftlich , zu Halten, 
welche ſich nur nicht von jeder chriftlichen Doktrin Iosgefagt- habe. 
Ich glaube, mit weiſer Umficht Hat die Majorität der Abtheilung 
fichh deshalb gegen dieſe Anficht erklärt, weil fle fich) dabei auf das 
Feld theologiſcher Doktrinen begeben würde. Eine riftliche Doktrin 
ift gewiß der Glaube an den Tebendigen Gott; aber dieſe Doftrin 
ift die Doktrin aller monotheiftifchen Religions -Gefelfchaften. Man 
kann alfo einen neuen .Berein, der blos dieſe Doktrin allen zum 
Begenftande feined Bekenniniſſes machen wollte, noch nicht einen 
chriſtlichen nennen. Run aber entiteht Die Stage, wie fol man es 
finden, ob eine Meligiond- Gefellichaft eine chriftliche fe? Dies 
kann nur beurtheilt werden von einer der großen anerkannt chriſt⸗ 
lichen Gemeinfchaften felbft, nicht von einer politifchen Gemeinſchaft. 
Eine foldye Gemeinfchaft, Die eine chriftliche ift, mag fich Darüber 
ansprechen und fagen: Diefe neue Religions» Gefellichaft erfenne ich, 
obwohl fie bier und da notorifch abweicht, dem Weſen nad, für 
eine. chriftliche an, Wenn es alfo darum [zu thun ift, ein Urtheil 
zu bekommen, ob eine neue Religions» Befellichaft eine noch weſent⸗ 
25* 
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lich chriſtliche fei, fo werden ſich die Organe irgend einer ber be⸗ 
ſtehenden anerkannten chriftlichen großen Religionsgemeinſchaften bar 
über auszufprechen haben. 


Freilich darf der Staat nicht mit irgend einer Tendenz Diele 
Organe audfuchen, fondern er muß ſich nur an folhe wenden, nur 
folche zue Hülfe nehmen, wo er ein rechtes, nicht Durch blos ein- 
feitiges Bekenntniß befchränftes und gebundenes Zeugniß empfängt. 


Die beftehende Gefeggebung halt das Prinzip feft, daß flän- 
diſche Verfammlungen, wo Staats Angelegenheiten nicht in enger 
Befchränkung, fondern in weitefter Ausdehnung berathen werben, 
wo Das ganze fittliche Volksleben Gegenftand der Berathung ift, daß 
folhe Verſammlungen in ihren Mitgliedern dem chriſtlichen Prinzipe 
huldigen müflen. Nur von folchen ift zu erwarten, daß Das Prinzip 
der ‚Liebe, welches zugleich das Prinzip religiöfer Duldung ift, vor- 
zugsweife ſich Geltung verfchaffe. Konflikte für den Staat find da 
am wenigſten zu beforgen, wo dieſes ‘Prinzip desjenigen religiöfen 
Belenntniffes vorwaltet, welches bie Liebe predigt, welches felbft Die 
Seinde ſegnen lehrt. Bei anderen Befenntnifien,. bei anderen Reli- 
gionen, welche mehr oder minder erflufto find, ftellt fih die Sache 
anders, während Das Ghriftentbum Darauf ausgeht, nichts auszu- 
ſchließen, Die ganze Welt ſich anzueignen und alle Vexhaͤltniſſe der 
Menfchen zu durchdringen. 


Man laſſe fich nicht Dadurch abichreden, Daß unter dem Ras 
men des Chriftenthums viele Gräuel vollbracht worden find. Die 
Geſchichte giebt Davon Zeugniß, und nicht blos Die ältere Gefchichte, 
fondern auch Die neuere. Daraus folgt aber nichts gegen das Chris 
ſtenthum, auch bei der, Der hohen Berfammlung vorliegenden Frage. 
Welche Ungerechtigfeiten find nicht unter dem Deckmantel des Rechts 
verübt, welche Lügen find nicht unter dem Namen der Wahrheit 
verbreitet worden! Alſo Der große Mißbrauch darf uns nicht abs 
fhreden, wenn die Sache an ſich fo groß ift, wie. das Chriſtenthum 
in feinem tiefen Grunde und feinem Segen fpendenden Einfluß. 

Noch einmal erlaube ich mir, Die Berfammlung Darauf aufs 
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merkſam zu machen, was ſie durch den Beſchluß einer Petition, 
welche andeutet, daß ihr dieſer Punkt indifferent ſei, bewirken wuͤrde. 

Einzelne geehrte Redner, welche fruͤher geſprochen, haben die 
Frage an die Verſammlung gerichtet: was werden unſere Kommit⸗ 
tenten denken? Ich zweifle zwar nicht, daß Viele draußen ſein wer⸗ 
den, die allerdings in Uebereinſtimmung mit einigen der vorigen 
Redner denken und ſprechen. Aber es wird auch eine Menge vor⸗ 
handen ſein, namentlich unter denen, welche wir den Kern des 
Volkes nennen, die wir im Sinn haben, wenn wir von dem Herzen 
des Volkes ſprechen, auf welche ein Beſchluß der angedeuteten Art 
einen ganz anderen Eindruck machen würde. Was würden fie 
empfinden, wenn fie vernehmen follten: der erfte große Vereinigte 
Landiag Preußens hat es ausgefprochen, daß es ihm nicht Darauf 
anfomme, ob feine Mitglieder chriftlich feien oder nicht. 

(Mehrere Stimmen: Bravo!) 
(Andere Stimmen: Zur Abftimmung!) 

andtags · Marſchall: Der Gegenftand ift noch nicht reif zur 
Abſtimmung. 

Abg. Hüker: Meine Herren, ich will dem Herrn Minifter | 
nicht folgen in der Rede, die er gehalten hat, fondern einfach darauf 
hinweifen, daß die in neuerer Zeit gegen die Diffidenten und übers 
haupt gegen die religiöfen Aenderungen angeordneten Maßregeln in 
den Gemüthern Berwirrung und in den Berhälniffen Störungen 
herbeigeführt haben, die Dem Staate Gefahr drohen. 

(Stimmen: Nicht abgelefen!) " 

Diefe hervorgerufene Mißſtimmung macht fich Durch ganz Deutfch- 
(and fund, mit alleiniger Ausnahme ber Rheipprovingen. Was ift 
die Urſache davon? 

Sie liegt einzig darin, daß in den Rhein- Provinzen nach un- 
ſeren Inftitutionen die politifchen Rechte von ben religiöfen Bekennt⸗ 
niffen getrennt find, daß bei uns, wenn es ſich um Civil» und po⸗ 
litiſche Rechte handelt, nad) den religiöfen Gefinnungen nicht gefragt 
wird. Das ift im übrigen Deutichland nicht der Fall. Dort iſt 
der Geiftliche zu gleicher Zeit Eivil- und religiöfer Beamte, und 


wenn Jemand aus feinem Nerus heranstritt, fo verweigert ber 
Geiftliche fein Minifterium, und der Ausgetretene fteht auf Diefe 
Weile außer dem Rechte. Der Diffident muß eine andere Stellung 
mit Gewalt erfämpfen, und darin liegt das große Uebel; es liegt 
darin der Grund zu den politiichen und religiöfen Zerwuͤrfniffen, 
die wir fo häufig ſehen. 

(Der Ruf nad) Ausfegung der Sitzung wird immer flärfer 

. und nachhaltiger.) 

Ich Halte es daher für Pflicht des Staates, jedes politifche 
Hecht von der religiöfen Anficht durchaus zu trennen und in jeder 
Beziehung die politifchen Rechte allen feinen Unterthanen zu gewäh- 
ven, und darum ſtimme ich dem Antrage bei, ber dieſes hervor⸗ 
rufen will. 

Sandtags- Marfchal: Es haben fidy noch mehrere Redner ge- 
meldet, aber die Zeit ift zu weit vorgerädt, um die heutige Be- 
rathung fortfegen zu koͤnnen. Ich fchließe alfo die Sitzung und 
lade auf morgen um 10 Uhr ein. Die Tagedorbnung wirb fein: 

1) Bortfegung der heutigen Berathung; 
2) Das Outachten über die Ergänzung ber Herren» Rurle, über 
die Abfchaffung des Schutzgeldes, und endlich 
3) über die Deffentlichfelt der Stadtverorbneten - Berfammlungen 
und des Friminalverfahrens. 
(Schluß der Sitzung nach A Uhr.) 
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Inhalt: 


Antrag wegen Vertagung bes Vereinigten Landtags; Fortſetzung der Verhandlungen 
über die Petition wegen Anorbnung der ProvinzialsStände, namentlich in Bezug 
auf die Diffiventen; Gntachten, betreffend bie Betition wegen Grgänzumg ber Gerrens 
Krrie; desgleichen Gutachten über bie Petition hinfichtlich der Wählbarkelt aus dem 
Stonbe. ver Randgemeinben zu den Landtagen; beögleichen Gutachten über die Peti⸗ 
tion, betreffend das Schutzgeld; endlich Gutachten, betreffend bie Petition auf 
DOeffentlichleit der Stabtverorbneten- Gerfammlungen. 


Die Sigung beginnt um 10% Uhr mit Vorlefung des Protos 
kolls ber vorigen Sigung durch ben Sekretair Dittrich. 

.  Sundtage-Mlarihall: Ic, Habe felbft zum Protokoll eine Heine 
Bemerkung zu machen. Es ift an einer Stelle gefagt, die Abſtim⸗ 
mung: fei nach dem anliegenden Berzeichniffe erfolgt. Nach dem 
Wunſche der Verfammlung fol nur dann ein Verzeichniß der Stim- 
menden beigelegt werben, wenn die Abftimmung durch namentlichen 
Aufruf erfolgt ift, nicht aber dasjenige, welches bloß zur Bequem⸗ 
licheit der Herren Orbner gemacht und nad) der Abftimmung zu 
vernichten iſt. 

Es ift einmal aus Verſehen geſchehen, daß ein foldyes Verzeich⸗ 
niß dem Protokoll beigelegt wurde; id) habe Das aber bereits ges 
rigi. Findet fich fonft noch etwas gegen das Protokoll zu bemerken? 

(Es erfolgt Teine Bemerkung.) 
. Das Protokoll iR alfo angenommen. . 

Seitens der Herren⸗Kurie ift mir ein Konkluſum zugegangen, 
betreffend den Antrag des Herrn Fuͤrſten Lichnowsky über Ne 
viſion ded Zolltarifs. Ich erfuche die fechfte Abtheilung, biefen Ge⸗ 
geuſtand zur Berathung in biefer Kurie vorzubereiten, 


Ferner ift von bem Abgeorbneten Herrn Hanfemann ber An⸗ 
trag, betreffend die Herzogthlimer Schleswig und Holflein, ben ich, 
nad) meiner . früheren Auslegung des $. 13. Der Verordnung vom 
3. Februar d. J.,  zurüdgegeben hatte, "wieder eingereicht worden. 
Ich verweife ihn an bie dritte Abtheilung. Die geftern angefangene 
- Berathüng wird forigefegt werden. 

Abg. von Arnim (Koppershagen): Ich erlaube mir um Das 
Wort zu bitten in einer allgemeinen Angelegenheit. 

Meine Herren! ‚Ein geehrter Abgeorbneter des Großherzog⸗ 
thums Poſen hat geftern den Antrag auf Gewährung von mehrtä- 
gigen Pfingftferien geftelt. Der Herr Marſchall hat dieſen Antrag 
zurüdgewiefen. Die wichtigen und erheblichen Gründe, welche Diefen 
Antrag veranlaßt haben, veranlaffen mich, auf den ſchon früher ges 
ftellten Anteag eines Mitgliedes der brandenburgifchen Ritterfchaft, 
nämlich auf Vertagung des Landtags, zurüdzufommen. Die Radh- 
richten, Die wir von Haufe befommen, werben täglidy trüber; es ift 
von der größten Wichtigfeit für die heimatlichen Verhaͤltniſſe, daß 
fo viel hundert Männer, welche fämmtlid) von Einfluß auf Die Ber- 
hältniffe der arbeitenden und jest nothleivenden Klaffen find, in ber 
Zeit von Haufe entfernt und ihres Einfluffes. beraubt fein ſollen, in 
ber. Zeit, welche eine unerhörte ift und wie fie feit Hundert Jahren 
nicht vorhanden war. Ich erlaube mir daher den Antrag zur Bes 
ſchleunigung zu empfehlen, den. das geehrte Mitglied aus Branden- 
burg gemacht hat, und bitte ihn gu unterftüßen. 

Die vorhandenen Vorlagen laſſen überfehen, daß bie Zeit von 
acht Wochen, welche Se. Majeftät für Die Dauer des ‚Landtags be⸗ 
ſtimmt Baben,. unmöglid) ausreichen wird; ich bitte deshalb, indem ich 
meinen Antrag fpezialifire, daß Se. Majeftät. gebeten werbe, den 
Landtag. nach Diefen acht Wochen zu vertagen und bemmächft feine 
Einberufung wieder zu. befehlen. 

Sudtage-Marſchell: Ich bitte den Referenten, feinen Plas eins 
zunehmen. 

Referent Graf san Gueiſenan: In der geſtrigen Sitzung hat 
ein verehrter Abgeordneter der Rhein⸗Provinz uns aufgefordert, 
dem Beiſpiele derjenigen Nationen zu folgen, bei welchen in Aus⸗ 
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ung aitſcher Rechte auf kein Religionobelenniniß Rüdficht ge 
nommen wird. Wenn ich das Talent nicht in mir fühle,. auf tiefe 
theologiſche Exrörterungen einzugehen, fo kann id) mich darauf be⸗ 
ſchraͤnken, dem Mißverſtaͤndniß entgegenzutreten, welches aus jener 
Aufforderung hergeleitet werden kann. In der ganzen civiliſtrien 
Welt giebt es nur einen Staat, in welchem bei Ausuͤbung der poli⸗ 
tiſchen Rechte auf das Religionsbekenntniß gar Feine Rüdficht genom⸗ 
men wird, das find die Vereinigten Staaten Nord⸗Amerika's: Dort 
nimmt das Gouvernement nicht bie geringfte Notiz, weder von ber 
Religion, noch von. dem Kultus ober ber. Erziehung und bem Unter⸗ 
richt. Das find rein Gegenftände des Privat-Interefies oder, ich 
möchte fagen, der Privat⸗Induſtrie. Die Gemeinden treten beliebig 
zuſammen, miethen fich ihre Prediger und Lehrer nuf Kündigung, und 
entlaſſen fie, wenn fie ihnen nicht mehr genügen. Ich gebe der hahen 
Verſammlung anheim, ob ein ſolcher Zuftand erwuͤnſcht fein Tann. 
In allen anderen civilifitten Staaten, fo weit.mir befannt, und na⸗ 
mentfich: in allen chriftlichen civiliſtrten Staaten, wirb zur Ausübung 
ber politifchen Rechte Das Bekenntniß zur chriftlichen Religion erfor« 
deri. Eine einzige Ausnahme macht Frankreich, aber nur ſpeziell für 
die Juden. Die vierte Abtheilung ift nun der Anficht geweſen, daß, 
fo lange diefe Berfammlung berufen fein kann, über Gegenſtaͤnde 
des Kultus und bes Unterrichts zu berathfchlagen, fie rein aus Ber 
fennern der chriftlichen Religion. zufammengefegt fein. müfle, mit 
Ausſchluß aller der. Elemente; weldje, indem fie fich zu einer: ander 
ren. Religion befennen, bie warmen Gefühle für Die chriftliche Res 
Utgion nicht theilen. Sollten in der Berfammlung Mitglieder fein, 

welche eine Sympathie für Die. Juden fühlen, fo werben fie fpäter 
bei der Berathung über. das Geſetz, die Berhältniffe ver Juden bes 
treffend, Died ausiprechen Türmen. Id) glaube aber, ed würde nicht 
nöthig: fein, Deswegen. einen allgemeinen Beſchluß hervorgurufen, der 
dahin ‚gehen würde, auch auf Zulaſſung von Türken und Heiden 
anzutragen. Ich habe nod) einen Vorwurf zu erwidern, ber von 
bemfelben geehrten Abgeordneten ausgegangen iſt in Betreff ber 
Brageftellung. Wir haben nur. eine Bitte an Se. Majeftät zu rich⸗ 
ten, und sch halte es daher nicht für nöthig, daß dieſe Bitte fo eng 


\ 
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formulirt werben muͤſſe, wie ber Abgeordnete es geſtern angedeutet 
hat. Ich glaube, daß dieſe Bitte ganz ihrer Abſicht entſpricht, wenn 
daraus die Anſicht der. Abtheilung Deutlich hervorgegangen iſt, und 
ich glaube deshalb den Borwurf der Undeutlichkeit von der Bitte, 
wie fie im Gutachten geftellt ift, zuruͤckweiſen zu muͤſſen. 

Abg. Graf von Finkenftein: Ich bebaure es wirklich ſehr, 
daß nach den beredten Rebnern, welche wir bier gehört haben, ge⸗ 
zade einen ſolchen fchlechten Rebner, als ich es bin, das Loos trifft, 
ihnen entgegentreten zu muͤſſen, und ich fürchte, daß die gute Sache 
dadurch jchlecht vertheidigt werben wird. Ich exrbitte mir aber ein 
geneigtes Ohr. Die Herren, welche geftern hier auf dieſer Stelle 
geſtanden haben, haben eine der tiefftien Fragen unferes Staatsrechts 
zum Oegenftande ihrer Reden gemacht und negativ beantwortet. Es 
ift dieſe Frage: ſoll ein Staat und foll ſpeziell unfer preußticher 
Staat; in dem wir leben, ald Staat ein hriftlicher fein oder nicht? 
Ich glaube, daß bie verehrten. Redner mit mir Darin völlig überein- 
fiimmen werben, Daß überhaupt der Sinn, der Geift und. die Kraft, 
die einen Staat durchdringen, daß bie aus Der Intelligenz hervor⸗ 
sehen müflen — — oder .mit befieren Worten gefagt, Daß jeber 
Staat ein intelligenter und fittlicher, Daß alfo Intelligenz und Sitte 
dasjenige fein müflen, wodurch ein Staat beftehen fann. Run wer⸗ 
den fle mit mir eben fo darin überftimmen, Daß der Quell aller 
Sitte und aller Intelligenz Gott iſt. So lange alfo. würde Die Ueber⸗ 
einftimmung vorhanden fein. Von nun an aber dürften wir aus 
_ ehitandergehen, naͤmlich ſie glauben, daß in dem Vertrauen auf eine 
unbeftimmte Gottes⸗Idee, wie fie fich zufällig in jedem Menfchen 
bildet, daß hieraus fihon dieſe Intelligenz und Sitte hervorgehen 
fönnen. Hingegen id) fage, und mit mir ein großer Theil unferes 
treuen, alten, beutfchen Volks — und gewiß nicht der fchlechtefte 
Theil — wir find der Heberzeugung, daß wir und unfer gunzer preu⸗ 
Stfcher Staat entweder nur dem lebendigen, und geoffenbarten Gotte 
dienen können und mäffen ober einem falfchen Goͤtzen, mag er heißen, 
wie er will. Mit dieſer unferer Ueberzeugung ift, glaube ich, auch bie 
Frage entichieden, Daß unfer Staat ein chriflicher fein. muß. - Ich 
ſpreche es auch weiter ganz dreiſt aus, daß dieſe Frage, ob wir ein 
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chriſtlichrr Staat fein wolle, nicht allein von denen bejaht iſt, bie in 
einer ſchoͤnen feüheren Ausführung ‚‚da8 Herz des Volks’ genannt wer⸗ 
den, fondern Die Frage ift auch bejaht von Der deutfchen Wiſſenſchaft. 
Bon unſerer jetzigen Journaliſtik und Zeitungs⸗Literatur rede ich freilich 
nicht, das ſind ephemere Dinge, die bald voruͤbergehen. Aber die deutſche 
Wiſſenſchaft hat die Frage entſchieden, daß unſer Staat ein chriſtlicher 
fein muß, daß alſo diejenigen, welche in unferem Staat Aber Sitte und 
Geſetßz Anordnungen zu treffen und zu verfügen haben, auch) von Dem 
chriſtlichen Geiſte durchdrungen fein muiffen. Ich hoffe. much wirklich, 
ed wird auf dem Landtage kein Zweifel entftehen, wie die Abftinis 
mung ausfallen fol, ed fiten ja hier auf den Bänfen. der Verſamm⸗ 
lung. ſo Biele, deren Bäter für ihren Glauben das Vaterland, ihr 
Hab und Gut verlafien haben, um bier in unferen preußifchen chrift- 
lichen Staat zu kommen, in diefen Staat, der von Anfang an bit 
jeßt das Kleinod der Gewifiensfreiheit immer bewahrt hat. Leber 
bie Gewiffensfreiheit ift Hier auch fo viel gefprochen worben, und auch 
darin babe ich einen ganz beftimmten, von dem Borgebrachten ab- 
weichenden Begriff: namlich Gewiſſensfreiheit ift erſtlich bie Freiheit 
des Einzelnen, nach feiner beften inneren Meberzeugung. feinem Gott 
zu dienen, ‘für fich allein, zweitens aber auch In Die chriftliche Gemein» 
ſchaft zu treten, Die mit feinem Glauben übereinftimmenb iſt. Diefe 
Gewiſſensfreiheit ift im preußifchen Staate nie angetaftet worden, 
fie wird auch jegt nicht angetaftet, denn Fein Menfch wird ‚gefragt, in 
keiner Weife, nicht einmal der Geiftliche beim Amtsantritt: was glaubſt 
Dur Es wird von Jedem nur verlangt; daß er feine Pflichten treu 
erfülle; das iſt alfo ein Theil der Gewiſſensfreiheit, der andere Theil 
ift Der, daß Jeder in der Gemeinfchaft feiner Glaubensgenoſſen fei- 
nem Gott dienen koͤnne. Wenn nun Einzelne oder ganze ‚Gemeinden 
aus Diefer Gemeinfchaft des Glaubens, die ja eden die Kirche if, 
austreten, wenn fle öffentlich prollamiren und befennen, wir verlaffen 
diefen &tauben der Väter und glauben an unbeftimmte Dinge, an 
Siehe, an Tugend, überhaupt an foldde Dinge, an welche kein vor⸗ 
nünftiger Menfch zweifelt, an bie aber auch Riemand in ihrer Unbe⸗ 
flimmtheit glauben Tann, fo ift es ebenfalls der Wahrheit angemeſſen, 
anzuerkennen, baß biefe Leute nicht in unferer chriftlichen Kirche ſte⸗ 
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ben, daß fie nicht Geſezgeber ſeien und nicht thellnehmen koͤnnen an 
den Beftimmungen des Geiftes, der Zucht und der Ordnung, der Hier 
in unferer chriftlichen Gemeinfchaft herrfcht. Ich flimme deshalb nicht 
allein ganz entichieben dafür, daß biefer Paragraph unferer Geſetz⸗ 
gebung, weldyer Die Gemeinfchaft der chriftlichen Kirche aufrecht er⸗ 
hält; beibehalten werde, fondern ich muß hier auch noch laut, nicht 
allein vor dem Landtage, fondern öffentlich vor dem ganzen beut- 
ſchen Publikum meine innige Ueberzeugung ausfpredyen, Daß, wenn 
dieſer Paragraph gelöfcht wird, dann der Grumbflein unſeres 
Staats und umferer. ftändifchen Verfaſſung weggenommen wirb und 
das Ganze zuleht in einen Trümmerhaufen zerfallen muß. 
‚Bravo.) 

Abg. Hanfemaun: Es würde ein ſchwaches Beginnen fein, 
- wollte ich den berebten Worten, die wir von einem meiner 
Freunde geflern an dieſer Stelle über die ©rundfähe ber Frage, Die 
und geftern und heute beichäftigt hat, gehört Haben, noch etwas 
hinzusegen. Ich gehe deöhalb darauf über, Die Frage von ber prafs 
tifchen Seite zu beleuchten. Zuvoͤrderſt bemerfe ich, daß der Here 
Referent eben in einem faktifchen Irrthum ſich befand, ald er uns 
bemerkte, Daß nur in Amerika auf die Konfeffion eines Staatsbuͤr⸗ 
gers hinſichtlich feiner Rechte Feine Rädficht genommen werde, und 
daß er eben fowohl im Irrthum gewefen ift, als er bemerkte, in Frank⸗ 
reich fei nur in Beziehung auf Die Juden eine Ausnahme. Die Sache 
verhält fich: ſo: in Frankreich iſt von der Konfeſſion ganz und gar 
feine Rede, welche politifchen Rechte auch auszuüben find, welche buͤr⸗ 
gerliihen Rechte auch In Anfpruch genommen werben. In der fran⸗ 
zoͤſiſchen Charte fteht weiter gar nichts Darüber, als daß das Be- 
fenntniß der verſchiedenen Konfeffionen erlaubt if, nach ben beſtehenden 
Geſetzen fich regelt, und daß Die Majorität der Franzoſen fich zur 
katholiſchen Religion befennt; die ganze politifche Gefehgebung kennt 
feinen Unterſchied der Konfeffion. Man Hat dort nicht gefürchtet, 
was der. Herr Referent gefürchtet hat, Daß nun die Thellnahme von 
Heiden und Türken an den Stmatsrechten entfichen werde, Neh⸗ 
men wir aber einmal an, ein Heide: oder Türke nähme an ben 
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Staatsrechten Theil — iſt er ein guter Bürger und gehorcht er 
dem Geſetz, was ift weiter für ein Schade dabei? (Einiger Lärm, 

Bränzen wir doch an einen Staat, wo Türken und Heiden ſich 
befinden, und wo fie eben fo gute Unterthanen des Kaiſers von Ruß⸗ 
Iand find, wie die Anderen. Es giebt aber außer Frankreich noch 
andere Zänder, wo der Grundſatz der volftändigen Ausſchließung 
der Rüdficht auf Konfeffion in Beziehung auf ſtaatebuͤrgerliche Rechte 
beſteht; dieſe Laͤnder find Belgien und Holland. 

Meine Herren! Beides find Läͤnder, wo Das litchliche Ele⸗ 
ment, wie Ihnen bekannt iſt, im ſtaͤrkſten Maße zu finden iſt, aber 
nicht das Firchliche Element in’ der Anwendung auf die. Staatövers 
hältniffe, fondern auf die Individuen. Man ift in beiden Laͤndern 
fehr religiös; in dem einen religiöd-Tatholifh und in dem an⸗ 
deren refigiößsproteftantifch. Nicht der geringfle Nachtheil. iſt dort 
aus jenem Grundjabe entftanden; es iſt nicht Die Folge eingetreten, 
daß die Stdgts- Verwaltung und die Stände» Verfanmlungen mit 
Juden oder Heiden überfchwenmt worden, wie man es hier beforgt 
bat; in Belgien figt fein einziger Jude, fo viel ich weiß, jetzt in 
der Kammer. Aber die Folge ift geweien, daß Jedermann ſich 
unter der dortigen Berfaffung wohl fühlt; daß die Kämpfe, Die bort 
zwifchen der. fogenannten Tatholifchen und ber liberalen Partei. flatt- 
finden, nicht wirklich religtöfe Kämpfe find, ſondern blos flantläcdje 
Kämpfe, wobei Die hohe Gewalt des Könige oben als vermittelnd 
fteht, um ſich dahin zu wenden, wohin bie Majorität der Ratton bie 
Entſcheidung lenkt. — Ich folge nicht-dem verehrten Rebner, ber 
vor mir bie Tribüne einnahm, auf das Gebiet ber Ficchlichen Dog: 
men; aber ich. mache Sie darauf aufmerffam, daß er hinwies auf 
diefenigen unferer Bandesgenoffen, welche von den franzöfiichen Huge- 
notten abflammen, und bie ihres Glaubens wegen preußiiche Bürger 
geworden find. Er hat gerade diefen Fall als ein Argument. für 
feine Anficht, Die der meinigen diametral entgegenfteht, angewendet. 
3 aber behaupte, Daß Died Argument gerade gegen feine Anſicht 
ſpricht. Weshalb find die Hugenotten ausgewandert? Wegen bed 
Glaubenszwanges in ihrem Baterlande. Deshalb. Iamen fie hier⸗ 
der und find ‚guie Preußen geworden. Was wird geſchehen, wen 


— 38 — 


Sie nicht den Grundſatz, den mein Freund aus der Rhein⸗Provinz 
Ihnen empfohlen. bat, annehmen? Es wird Aehnliches gefchehen, 
was damals in Frankreich geſchah; man wird aus einem Staate 
wandern, in dem man nicht an politifchen echten Theil nehmen 
fann. | | (Laͤrm.) 

Ich begreife nicht dieſe Unterbrechung, ich bin vollſtaͤndig in der 
Frage. Fuͤr meine Behauptung ſind ja ſchon Beiſpiele vorhanden. 
Sind nicht die Altlutheraner wegen ber. Beſchraͤnlumg ihres Glaubens 
ausgewandert? , 

(Einige Stimmen: Bravo, fehr richtig.) 

Alfo, meine Herren, meine Beforgniß hat guten Grund. Im 
Intereſſe des Staates, im Interefie der Wohlfahrt des Landes bes 
ſchwoͤre ich Ste, nehmen Sie den von meinem Freunde, Dem Abger 
ordneien Krefelds, vorgefchlagenen allgemeinen Grundfas an. Nicht 
die Konfeſſion entſcheide bei politifchen und bürgerlichen Rechten. 
Durch Annabıne dieſes Grundſatzes werden Sie Wohlfahrt und 
Frieden in das Land, Frieden in die Gewilfen beingen! 

Ich möchte noch einige Punkte aus dem Bortrag: des Herm 
Miniſters des Kultus heroorheben, mit welchen ich mich nicht einver⸗ 
fanden erklaͤren kann. Es find gerade nur folche, Pie fich auf die 
Brarid beziehen. Es iſt von dem Herrn Minifter bemerkt worben, 
dag, wenn ber von meinem Freunde vorgefchlagene Grundſatz angenom⸗ 
men wuͤrde, dies wefentlich Die Einrichtungen wegen des Jugend⸗ 
Unterrichtes erſchweren wuͤrde. Ich kann dieſe Beſorgniß nicht thei= 
len, ſind doch dermalen ſchon in den landſtändiſchen Verſammlungen 
Männer von verſchiedenen Konfeſſionen zuſammen, die in ihren Glau⸗ 
bens-Uinfichten fehr weit von einander fiehen. Defienungeachtet hat 
dieſer Unterſchied feinen Nachtheil für Die Anordnung des Schul⸗ 
Unterrichts, fo weit die Landſtaͤnde Dabei mitzuwirken haben, herbei⸗ 
gefühet. Es iſt ferner von dem Herrn Miniſter hervorgehoben wor⸗ 
den, jener Grundſatz ſei Indifferentismus oder werde ihn wenigſtens 
erzeugen. Ich entgege hierauf, daß nach den bisherigen Erfahrun⸗ 
gen ſich gerade das Gegentheil davon herausgeſtellt hat. Seitdem 
man in Fraufteich Das unter den reſtaurirten Bourbonen angenom⸗ 
mene Verfahren, das Lirchliche im Stante zu befisbem, verlaffen 
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Hat, — nämlich feit dem Jahre 1830, von we an Dart voll⸗ 
kommene Glaubens s Freiheit eingetreten iſt — hat gerade die Re⸗ 
ligiofttät Dort fehr zugenommen. . Das. Gleiche iſt der Fall im 
Belgien, nicht weniger in Holland. Und fehen Sie, meine Her 
ven, auf unſere Rhein⸗Provinz; ich meine, ihre Bewohner wären 
fo religiöß gefinnt, wie bie Bewohner irgend eines Theils ber preu⸗ 
ßiſchen Monarchie, obgleich gerade bei uns die Geſetze am wenige 
fien in konfefſionelle Verhaͤltniſſe eingreifen. Inſoweit dies ſtatt⸗ 
findet, beruht es auf der Geſetzgebung der neueren preußiſchen Zelt. 
Aiſo nicht allein Die fihon von meinem Freunde aus. ber Rhein⸗Pro⸗ 
vinz entwidelten Anfichten, ſondern auch bie Erfahrung fpricht für Die 
Annahme des Ihnen vorgejchlagenen Prinzips. Wiederholt beſchwoͤre 
ich Sie, nehmen Sie an, was aud) die Erfahrung als gut heraus⸗ 
geſtellt hat, nehmen Sie an den Grundſatz der gleichen Berechtigung 
für alle Staatsbürger, ohne Rüdficdt auf Konfeſſion. Sie:werben 
wohl daran thun. Dann werden Sie Preußen den Ruhm erhalten, 
welchen ed feit Jahrhunderten hat, den Ruhm, daß «8 an der ‚Spipe 
des Fortſchritto ſtehe. 

Referent Graf von Gecifenen: Ich muß mir erlauben, in Be⸗ 
ziehung auf den Vortrag des letzten Redners Einiges gu erwitdern. 
Wenn ich von conftitutionellen Laͤndern geſprochen habe, ſo iſt bes 
greiflich, daß ich nur deutſche conſtitutionelle Staaten im Auge ge⸗ 
habt habe, wo mir Niemand beſtreiten wird, daß, um in die Staͤnde⸗ 
Verſammlung gewählt zu werden, das chrifttiche Glaubens Belenut⸗ 
niß erforderlich ſei. 

ECECEine Stimme: „ Kurheſſen!“) 

Daß Türken und Heiden keine guten Unterthanen fein DWnunen, 
babe ich nirgends behauptet, Daß aber die dem ruſſtſchen Scepter 
unterworfenen Türen und Heben Sig und Stimme auf einem cufr 
ſiſchen Bereinigten Landtage hätten, ben Beweis iſt ber geehrte 
Nedner uns ſchuldig geblieben. 

Abg: Graf von Schwerin: Meine Herren! Ich wuͤrde es faſt 
für ein Unrecht gegen bie hohe Verſanmlung halten, wenn ich, 
nachdem wir in der geſtrigen Sigung die gründliche Erörterung - 
über bie Frage, bie und zur Verathung vorliegt, von Seiten bed 
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Abgeordneten aus Krefeld in einer wahrhaft ſchoͤnen Rede gehoͤrt 
haben, von demſelben Standpunkte aus — denn er iſt auch ber 
meinige — mir erlaubte, noch etwas hinzuzufuͤgen, wenn nicht in⸗ 
zwiſchen der Herr Minifter der geiftlichen Angelegenheiten. gefprochen 
hätte, und ich für noͤthig hielte, einige Bemerkungen gegen feine 
Aeußerungen zu machen, und wenn ich nicht, ungeachtet ich mit Dem 
Abgeorbneten von Krefeld dem Brundja nad einverftanden bin, 
dennoch glaubte, einem anderen Modus der Abflimmung, wie aus 
feinem Borteage hervorzugehen ſchien, wählen zu müfien. Der Her 
Minifter bat und In einer Längeren Rebe den Stanbpunft auseinan- 
deigefegt, den die Regierung. in biefer wichtigen Stage : einnimmt. 
Es Hat mir nicht gelingen wollen, ich bedaure es auftichtig, feiner 
Gedantenentwidelung folgen zu können. Wahrfcheinlich trägt vie 
Entfernung meined Sites Die Schuld davon. Nur :eine Bemer⸗ 
fung, in welcher, wie ich glaube, aber auch der Kern der: Ent- 
widelung des Herrn Minifters ſich zuſammendraͤngt, darf ich nicht 
unberührt laſſen. 

Der Herr Miniſter hat behauptet, es würbe als ein. Alt des 
Indifferentismus und der Gleichguͤltigkeit angefehen werden, wenn bie 
Berfammlung den Befchluß faſſen wollte, zu bitten, daß bie jegigen 
Beftimmungen des Geſetzes, wonach nur Angehörige der. drei chriftft- 
hen anerkannten Kirchen ſtaͤndiſche Rechte ausüben formen, geſtrichen 
oder mobifizirt werden. Meine Herren! Ic) .beftreite nicht, daß es fo 
vielfach angeſehen werben wird; das kann mid; aber nicht: irren In 
dem, was ich für Recht und Pflicht Halte. Ich muß ferner zugeſte⸗ 
hen, daß es ber Indifferentismus fein Tann, der dieſe Forderung 
ſtellt; daß es: aber der Indifferentismus und bie Gleichgültigkeit fein 
muß, die ſie eilt, das beſtreite ich auf das allerentfchiebenfte. Ich 
wuͤrde Die Ueberzeugung verleugnen müſſen, von der mein ganzes 
Beben getragen wird, wenn id) biefe Schlußfolgermg anerkennen 
wollte; ich bin vielmehr der Leberzeugung, Daß aus dem tiefften In⸗ 
nern des chriſtlichen Bewußtfeins heraus. Diefe Forderung. geftellt 
werben lann, ja, ich möchte faſt ſagen, geſtellt werden muß. 

(gZuſtimmung von vielen Seiten.) 
vr Chriſtenthum braucht, meiner Anſchauung nach, zu feiner 
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Entwidelung Feine andere Unterſtuͤtzung, als Die ihm inwohnende Kraft 
ber Wahrheit und der Liebe. Es muß allein dieſer Macht vertrauen 
und von ſich abweifen jede andere äußere Stuͤtze. Der Staat aber 
beruht auf anderen Orundlagen, die Sphäre Des Staats ift Recht, 
Gefeg und Sitte, und je fefter man von der Ueberzeugung als 
Chriſt durchdrungen ift, daß das Chriftenthum eben alle Verhaͤlt⸗ 
niſſe heiligen und durchleuchten muß, je mehr wird mar den Grund» 
faß anerkennen müflen, daß es auch für den Staat nicht gleichgül- 
tig fein kann, wie viel oder wie wenig Chriftenthum vorhanden iſt. 
Das bedingt aber durchaus nicht, daß er fich feine Sphäre fo bes 
gränzen fol, daß ftaatsbürgerliche Nechte nur gebt werden koͤnnen, 
von folchen, bie dem Chriſtenthum zugethan find, und ich bin eben. 
darum im Grundſatze ganz vollltändig mit bem einverftanden, was 


der Abgeordnete von Krefeld gefagt hat, daß ftantöbürgerliche Redte 


wicht abhängig gemacht werden Fönnen von dem religiöfen Glau⸗ 
ben. Ich bin aber audy der Meinung, meine Herren, daß. es nicht 
zwedmäßig tft, uns in unferer heutigen Berathung über Die Gränze 
der chriftlichen Religion hinaus zu begeben, fchon heute auch Dieje= 
rigen Bürger des preußifchen Staates in's Auge zu faflen, welche 
eben der hriftlichen Religion nicht angehörig find, und zwar aus dem 
Grund, weil wir auf diefen Punkt noch bei einer anderen Gelegen⸗ 
heit wieder zurüdzufommen haben werben. Wir würden unferer Ber 
rathung über die Königliche Propofition, Die und vorliegt, praͤjudizi⸗ 
ren, wenn wir ſchon heute auch über dieſe Frage entfcheiden wollten. 
Ich bin daher der Weberzeugung, daß man ſich im Wefentlichen nur 
dem, was, wie ich glaube, die Abtheilung gewollt, anfchließen kann, 
obgleich ich glaube, daß die Faffung, wie fie Die Abtheilung vorge: 
fhlagen hat, nicht prägnant genug ift, um den Zwed zu erreichen: 
Der. Paragraph des Geſetzes, um ben es fich handelt, ſpricht 
aus, daß man ein Mitglied der anerfannten chriftlichen Kirchen 
fein müffe, und Sie wiflen, meine Herren, Daß der Paragraph 
jo interpretiert worden ift, daß dadurch alle Diejenigen von fländi« 
fchen Rechten ausgefchlofien werben, welche eben nicht der roͤmiſch⸗ 
Satholifchen oder evangelifchen Kirche, wie fie Definirt wird, anges 

bösen. Ich glaube nun, meine Herren, Daß Darin allerbings eine 
IV, 26 
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durchaus nicht zu vechifertigende Beſchraͤnkung liegt. Vielmehr, daß 
man bier, wo wir eben nicht fprechen von denjenigen Staatsbuͤrgern, 
welche außerhalb des Ehriftentfums ftehen, allen benjenigen Staate- 
bürgern, weldye ſich Chriften nennen, jedenfalls alle ſtaatsbuͤrgerlichen 
und fomit auch die ftändifchen Rechte vindiziren muß, und von dieſem 
Geſichtspunkt aus habe ich. mir folgendes Amendement vorzufchlagen 
erlaubt, Daß, wie ich glaube, mit bem Sinne der Abtheilung überein- 
flimmen wird und nur eine prägifere Faffung if. Ich mairbe vor: 
ſchlagen, baf der Landtag beſchließe, Se. Majeftät zu bitten, ben 
beireffenden Paragraphen in den verfchiebenen ftänpifchen Geſetzen, 
welche ald Bedingung der Wahlfähigfeit jetzt Gemeinſchaft mit einer 
Der hriftlichen Kirchen erfordern, dahin abändern zu wollen, 
Daß darunter Alle, welche fi) zur hriftlidden Religion befen- 
nen, begriffen werden können. 

Meine Herren! Dan wirb mir von einer Seite erwiebern, man 
kann doch nicht Jeden für einen Chriften halten, der ſich felbft fo 
nennt, Es gehört mehr dazu, ein Chrift zu fein, als füh fo zu 
nennen. Meine Herren! Ich erwiebere denen: ob Iemand. ein Chrift 
it, dad haben wir nicht zu beurtheilen, weil wir nidjt die find, Die 
Herzen und Nieren prüfen; ich berufe mich aber auf dad allein gül- 
tige Zeugniß in Diefer Beziehung; ich berufe mich auf Das Wort aus 
dem Munde, der unfehlbar ift, auf das Wort, weldyes jagt: Wer 
nicht wider mich ift, Der ift für mich. 

Abg. Heyer: Meine Herren! Es iſt geftern von dem Herm 
Minifter des Kultus darauf hingewiefen worben, welchen Einprud 
es im Lande machen würde, wenn unfere Berfammlung einen Be⸗ 
ſchluß faßte, wodurd fie. den Grundfab des 8. 5, 2 des Geſetzes 
vom 1. Juli 1823 aufhöbe. Sch kann über den Eindrud, der von 
einem ſolchen Befchluffe zu erwarten iſt, nur aus dem Gefichtökreife 
ustheilen, ben ich in meiner Brovinz einmehme; aber das glaube ich 
fagen zu Eönnen, daß der Eindruck in meiner Provinz in größter 
Mehrheit ein durchaus hefriebigender fein werde. Ex wird es fein, 
nicht etwa, weil in dieſer Brovinz ein Indifferentiomus in veligiöfen 
Dingen herricht; Das. Gegentheil beweift die lebhafte Bewegung, 
bie ſeit Jahren auf dem refigiäfen Gebiete. ſtattfindet, ſondern aus 
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dem Grunde, weil man es als eine Forderung der Gerechtigkeit an⸗ 
fieht, Daß Jeder, der feine. ſtaatsbuͤrgerlichen und bürgerlichen Pflich⸗ 
ten in vollem Umfange zu erfüllen bereit ift, auch an allen ſtaats⸗ 
baͤrgerlichen Rechten unbefchränft Antheil habe, In meiner Provinz 
— entschuldigen Sie, daß ic) noch einmal davon fprehe — iſt dad 
Berlangen nach religiöfer Sreiheit allgemein und lebhaft; aber wir 
verftehen unter Religions» Freiheit nicht blos die Freiheit, feinen 
Glauben nady innerer Weberzeugung zu beitimmen, denn dieſe Freiheit 
kann uns feine Macht der Erde rauben, fondern wir verftehen dar⸗ 
unter die Freiheit, unferen Glauben auch öffentlich zu befennen und 
ihm nachzuleben. Diefe Freiheit aber, meine Herren, iſt nicht genuͤ⸗ 
gend gewahrt, wenn blos Kebergerichte und Scheiterhaufen nicht mehr 
flattfinden, fondern fie verlangt mehr, fie verlangt die völlige Freiheit 
des Glaubens⸗Bekenntniſſes ohne allen Rachtheil von Seiten bes 
Staates. So lange ber Staat fi) herausnimmt, über den Werth 
religiöfer Doktrinen zu richten, fie als unchriftlich zu verwerfen und 
ihren Belennern blos aus diefem Grunde Rechte zu entziehen ober 
Nachtheile zuzufügen — fo lange, meine Herren, haben wir noch 
feine Religions - Freiheit, fo lange haben wir — nenne ich ed mit 
dem wahren Worte — wenn auch unter glimpflicher Form — immer 
noch eine Inquiſition. Im Intereffe ber Hymanität, meine Herren, 
bitte ich Sie daher, laſſen Sie dieſen Zuftand aufhören und forgen 
Sie durch Ihre heutige Abftimmung dafür, daß die Religions⸗Frei⸗ 
beit, die uns längft in Geſetzen verbürgt if, eine Wahrheit werde. 
(Bravo!) 

Abg. Graf von Helldorſt: Meine: Herren, ich werde die vor⸗ 
liegende hochwichtige Frage vorzugsweiſe von dem Standpunkte 
der evangeliſchen Kirche, welcher ich angehoͤre, beleuchten. Ich will 
heute mich nicht in Erörterung darüber einlaſſen, ob Die traurigen 
Zertifienheiten, welche jetzt im Schoße der evangelifchen. Kirche ent⸗ 
ſtanden ſind, nicht zu vermeiden geweſen wären; ich will ferner keine 
Ersorierung daruͤber veranlaſſen, ob die kirchenregimentlichen Behoͤrden 
fich jederzeit auf dem jeder Behoͤrde gebuͤhrenden Standpunkte — 
dem Standpunkt über den Parieien naͤmlich — erhalten haben, Ich 
will endlich auch nicht erörtern, fage ich, ob Die evangeliſche Kirche 
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in den vorhandenen Inftitutionen und in Denen zu fchaffen noch be- 
abfichtigten Inflitutionen ihre wahren Organe und Bertreter zu er⸗ 
fennen vermag. — wie geftern der Here Minifter der geiftlichen An- 
gelegenheiten, wenn ich ihn recht verftanden habe, angedeutet zu has 
ben fcheint, womit ich mich aber nicht vollfommen einverftanden er- 
Haren kann, Zur Erörterung Diefer Fragen wird e8 Zeit fein, wenn 
wir an Die dergleichen Gegenftände beruͤhrenden Petitionen kommen. 
Aber, meine Herren, von dem Standpunkte der evangeliſchen Kirche 
aus will ih Sie an die Grundfaͤtze unferer großen Kirchen⸗Refor⸗ 
matoren erinnern. Als diefe die Bekenntnißſchriften des ſechszehnten 
Jahrhunderts abfaßten, glaubten fie nichts Anderes zu thun, als bie 
Auffaffung ihrer Zeit über die Lehre Chriſti und Das Verſtaͤndniß 
der felbige darlegenden heiligen Schriften auszufprechen; keinesweges 
aber wollten fie durch das, was fie in die Bekenntnißſchriften nieder⸗ 
legten, die Anficht der kommenden Jahrhunderte an ewig bindende 
Normen feſſeln. — 

Inſofern unſere Kirchen⸗RNeformatoren dieſes Recht einer anderen 
Auffaſſung, als derjenigen, welche die Damals alleinherrfchende Kirche 
An Anfpruch nahm, ſich vindizirten, Tonnten. und wollten fie es auch 
nicht fpäteren Jahrhunderten ftreitig machen; fie wären ja mit ſich 
felöft in den größten Widerſpruch gerathen. Wenn ich fir meine 
Perſon offen befenne, daß ich einer ftrengeren kirchlichen Richtung zus 
gethan bin und in. diefer mein Heil zu finden glaube, fo fei es doch 
fern von mir, über diejenigen in irgend einer Weife richten zu wol⸗ 
len, die in einem von Dem meinigen abweichenden Wege das Heil 
ihrer Seele zu finden überzeugt find. Noch weniger aber auch liegt 
es in meiner Anficht, daß man diefen ihre Stellung im Staate ir» 
gend benachtheiligen dürfe. Ich erinnere an die erhabenen Lehren ver 
Duldung und Liebe, welche unfer göttlicher Heiland und Exlöfer felbft 
ansgefprochen hat in Zeiten ſeines Wandels auf Erden, an Die Leh⸗ 
ren ber Duldung und Liebe gegen Andersdenkende, welche er audges 
ſprochen und beihätigt hat felbft an der Kreuzesſtaͤtte. Ich glaube 
daher dieſer erhabenen Lehre Der Liebe und‘ Duldung nur zu huldi⸗ 
gen, wenn ich mich für das Gutachten der Abtheilung erklaͤre, eine 
Bitte an Se, Majeftät den König vorzuichlagen: 
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Allerhoͤchſt in Erwaͤgung ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein 
möchte, das Recht der Wahlfaͤhigkeit und Waͤhlbarkeit zu den Landtagen auf alle 
im Staate gebulbeten chriftlichen ReligionssGefellfegaften auszubehnen. 


Sch wüniche hier nur den Zufag, welcher ſchon zur Sprache ges 
fommen ift, daß Se. Majeftät unterthänigft erfucht werde, hierauf 
bezügliche Propofitionen an Die nächften Provinzial-Landtage gelangen 
zu laſſen. Die Begründung dieſes Antrags ift zu entnehmen fchon 
aus dem neuerdings erlaffenen Geſetze über Bildung der neuen Re⸗ 
ligions-Gefelfchaften vom 30. März d. J., fo wie aus der gleidy- 
zeitig publizirten Kabinets⸗Ordre von demfelben Tage, welche hiers 
uf Bezug nimmt. - 

Was nun hingegen den Antrag eines fehr verehrten Abgeorb- 
neten aus der Rhein⸗Provinz anlangt, Daß das Recht der Stand- 
fhaft auch den nicht chriftlichen Religions⸗Geſellſchaften verliehen 
werde, fo muß ich mich dagegen erklären, da, meiner Meinung nach, 
in der Entwidelung unferes Staates, wie auch aller übrigen euro- 
pälfchen Staaten das Ehriftentfum das Allen gemeinjame Lebens- 
prinzip geworden ift. Ich bin überdies der Anficht, daß nicht an- 
gemefien fein würde, jet auf Die Berathung dieſes ganz improvi- 
firten Antrages eingugehen; ich halte vielmehr ed eher zuläffig, daß 
man die Frage, Die von dem geehrten Abgeordneten der Rheins 
Provinz geftellt worden ift, bei Berathung der Allerhöchiten Pro⸗ 
pofition über. die Regulirung der DVerhältnifie der Juden in Erwäs 
gung nehme. 

bg. von Hagenew: Meine Herren! Der Standpuntft, auf dem 
ich mich in dieſer Angelegenheit befinde, ift Beute fchon hinreichend 
von dem geehrten Deputirten aus der Rhein-Provinz, fo wie von 
einem jehr verehrten Kollegen aus Pommern, erörtert worden; 
ich brauche daher nicht weiter auf dieſe Sache einzugehen; nur eins 
möchte ich mir zu bemerken erlauben, nämlich, daß wir biefe Frage, 
wie, wenn ich nicht irre, ſchon geftern von dem Herrn Antragfteller 
felbft, fo wie von einem Mitgliede aus Schleften, vorgefchlagen 
wurde, in ihrer Beſchlußnahme, wenigftens in Bezug auf das Amen- 
bement bes Deputirten von Krefeld, heute vorläufig ausſetzen mögen. 
Mein Antrag geht dahin, dasjenige zu unterflügen, was der Herr 


— 4108 — 


Graf Renard geflern ſchon beantragt hat, indem auch, meiner Anficht 
nach, fehr leicht der Fall eintreten ann, daß wir durch den heutigen 
Beichluß für eine fpäter noch zu berathende ähnliche Angelegenheit 
entweber ein Praͤſudiz ftellen oder. wohl gar fehließlich in einen Wi- 
Derfpruch gerathen. 

(Abgeordneter von Kunheim verzichtet auf das Wort.) 

Abg. von Helldork-Bedra: Es giebt nad) meiner Anfücht Ges 
biete für uns, meine Herren, in denen es wohl zuläffig if, feine 
feſte unabänderliche Anficht zu.haben, wo es, obgleich ce8 Manchem 
angemeflen erfcheint, die Motive nicht auszufprechen, deſſenungeachtet 
Pflicht ift, fein Votum frei und offen zu erklären. Ic kann und 
wi mich Daher kurz faffen und nur fagen, daß ich mich auf dem⸗ 
jenigen Standpunkt befinde, den ein geehrter Abgeorbneter der Rit⸗ 
terfchaft aus Pommern, ein geehrter Abgeorbneter der Stäbte aus 
Sachſen und einer der Ritterfchaft aus Sachfen hier ar umb beuts 
lich dargelegt haben. Ic Hatte in dieſem Bezug ein Amendement 
geftellt, dem Sinne nad) faft gleichlautend, wie das des Herm Ab⸗ 
geordneten aus Pommern, dahin lautend: 

„Eine Bitte an Se. Majeftät vorzufchlagen — nach Einholung bes Gutachtens 
der Provinzial Stände bie Beflimmung bes $. 5 sub 2 des Geſetzes vom 1. 
Zuli 4823 wegen Anorbnung ber Provinzial: Stände gefeglih dahin dellariren 
zu wollen, daß das Recht der Wahlfähigkeit und Wählbarfeit zu ben Landtagen 
auch auf die Mitglieder der im Staate gebnldeten chriftlichen Religione-Qefells 
fehaften auszudehnen fei’, — 
welches YAmendement ich jebt zurüdziehen Tann. 

Abg. Siebig: Hohe Verfammlung! Wenn bereits geftern ein 
hochgefeierter Redner aus dem Rheinlande die religiöfen und Glau⸗ 
bend=Befenntniffe als heiligfte Eigenthümer des Menfchen bins 
geftellt hat, wenn er ferner ausfprach, Daß Die Rechte, welche ber 
preußifche Bürger im Baterlande zu genießen habe, nicht an das 
religiöfe Bekenntniß gebunden fein bürften, fo glaube ich erfehen 
und erkannt zu haben, daß bei weiten die Mehrheit der hohen Ver⸗ 
fammlung ihm aus vollem Herzen beiflimmte. Bon der Bank des 
hohen Minifteriums warb über Prinzipien gefpeochen und bemerkt, 
daß es auch außerhalb dieſer Verfammlung Waffe gäbe, auf bie 
wir aufmerkſam fein miffen, Ich bin weit entfernt, mich kritiſtrend 
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auf diefe Aeußerungen eingulaften, ich bin auch ‚weit entfernt, den⸗ 
jenigen ber Herren Redner, Die gegen die Anficht des Hochverehrten 
Herrn Abgeorbneten aus dem Nheinlande gefprochen haben, ent 
gegenzutreten, — das mag auf ſich beruhen, — ich erlaube mir 
vielmehr einige Bruchftüde aus der vaterlänbifchen Gefchichte Preußens 
hervorzuheben, Die ungefähr zeigen, wie der Gang in allen dieſen 
Hallen jeit Jahrhunderten bis auf die neuefte Zeit gewefen ift, und 
Sie werben daraus erbliden, meine Herren, daß überall da, wo 
Acht ift, es auch Schatten gebe. Ein geehrter Redner vor mir hat 
daran erinnert, wie in dem fchönen preußifchen Vaterlande vor faft 
4150 Jahren die durch Das Edikt von Nantes vertriebenen Huge- 
notten ein Aſyl fanden, er hat Daran erinnert, wie Die aus Salz⸗ 
burg DBertriebenen in Preußen ein Aſyl fanden, wie in neuefter 
Zeit die in ihrer Glaubensmeinung bebrängten Tyroler in Schleften 
Aufnahme fanden. Das find Thatfachen, die von dem hocherleuch⸗ 
teten Geiſte der preußifchen Regierung und des preußifchen Volks 
zeugen. Sie leben zum Theil noch in ihren Nachfommen unter ung, 
fie :haben dem Staate viele Bortheile gebracht und find wahrhaft 
geviegene Bürger geworben; aber, wie gedacht, wo Licht ift, iſt auch 
Schatten. Es find auch Erfcheinungen, und zwar im achtzehnten 
Jahrhunderte, vorgefommen, wie, daß ein hochgefeierter Mann jeiner 
Zeit, der Philoſoph Wolff, bei Strafe des Stranges aus dem Bas 
terlande gewiefen ward; es find Erfcheinungen da, wie Die Woͤll⸗ 
nerfchen Edikte. Diefes am Schluffe des achtzehnten Jahrhunderts. 
Aber, Triumph der Sache, wenn es galt, den Glanz Preußens zu 
truͤben, ſchwang fi) der Genius Preußens auf, und Wolff wurde 
im Triumph zurüdgeführt, die Wölnerichen Edikte fielen. Auch in 
unferer Zeit haben wir leider mit tiefer Befümmerniß eine derartige 
Berormundung in religiöfer Beziehung bitter und tief empfunden. 
Allein gleichfam, ald wenn Preußen unter der Macht eined höheren 
Schutzes ſtehe, erfchien hierauf das Gefeh vom 30. März 1847, 
und unfere Beforgniffe find mit ihm gefchwunden. Meine Herren! 
Sie find hier verfammelt als die Mandatarien einer Ration von 16 
Millionen Menſchen. Sie können fortan nicht dulden, Daß Men- 
fihen, die nach göttlichen Geſetzen unter uns leben, fie mögen fonft 
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einem Belenniniffe angehören, welchem fie wollen, wenn fie fonft 
frienliche Bürger find, Die Rechte verfümmert werden follen, Die jedem . 
preußischen Bürger gewährt find, Ich glaube daher, hochgeehrte 
Herren, Sie haben nichts Seierlicheres, nichts Ernfllicheres zu thun, 
als die Hemmniſſe hinweg zu heben, die den alſo Gebrängten im 
Wege ftehen, um die hoͤchſten bürgerlichen Ehrenvechte auszuüben, 
Geftügt auf dieſe Anficht, meine Herren, Tann ich Ihnen nur 
empfehlen, fich dem Amendement des Herrn Redners aus bem 
Rheinlande, wie er e8 geftern geftellt bat, volftänbig anzufchließen, 
denn es gilt der Menfchheit Gerechtigkeit zu zollen. Friedrich der 
Große ift berühmt durch feinen Ausſpruch, indem er fagte: Im 
meinen Staaten kann Ieder nach feiner Meinung felig werben; ich 
füge nody hinzu, und im preußifchen Staate foll im 49ten Jahr⸗ 
hundert fein Menjch wegen feiner religiöfen Ueberzeugung an feinen 
bürgerlichen Rechten verfümmert werben. (Laute Bravo!) 
Abg. Tſchoche: Verehrte Herren! Ohne weitere Einleitung - 
gehe ich auf Die Sache ein und muß leider da anfmüpfen, wo wir 
geftern begonnen und forigefahren haben, nämlich damit, daß ber 
Herr Minifter der geiftlichen Angelegenheiten: bei biefer Frage und 
an die öffentliche Meinung erinnerte, indem er Darauf himvies, was 
wohl die Stimmen draußen fagen würden, wenn wir einen folchen 
Indifferentismus, eine folche Gleichgültigfelt gegen das abfolute 
Chriſtenthum dadurch an den Tag legten, daß wir Männer zu glei⸗ 
chen Rechten befünworteten, die nicht unfere Glaubensanfiht theilen, 
von denen man nicht einmal recht weiß, ob fie Ehriften find. Ich 
glaube, daß wir die öffentliche Meinung gern hören und achten, id} 
‚glaube, daß fie Keinem non uns gleichgültig, und zwar um fo we⸗ 
niger gleichgültig ift, als fie nad) vielen Kämpfen endlich ſich Gel⸗ 
tung errungen hat, als fie Gott Lob auch in unferem Staate bereits 
ein Richteramt ausübt. Nichtsdeſtoweniger, glaube ich, werden wir 
uns dem Herrn Miniſter Der geiftlichen Angelegenheiten zu Danf 
verpflichtet fühlen, daß er von feiner Seite ber öffentlichen Mei⸗ 
nung eine Anerfennung gezollt bat. Nun, meine Herren, gewiß 
werden nur Wenige unter uns fein, bie bie öffentliche Meinung un⸗ 
beachtet laſſen, auch Wenige, die ſie nicht beachtet haben in dieſen 
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Tagen, ſeit und der Ruf Sr. Mafeflät des Koönigs hier verfammelt 
- Bat. Ich meinerfeits muß bekennen, daß ich vernommen habe, daß 
die Öffentliche Meinung, die Stimmen da draußen, mit den Stän- 
ben Des preußifchen Reiches und ihrem Wirken bisher zufrieden 
waren, daß Die Stimmen da draußen fich beifällig geäußert haben 
über die Stellung, über bie fefte, aber gemäßigte Stellung, die bie 
preußifchen. Stände bis jebt eingenommen haben, daß ſie fich bei- 
fällig Darüber geäußert haben, über die drei Grundpfeiler, bie wir 
uns erforen haben zur Richtfchnur: Recht, Pflicht und Humanität. 
Run, meine Herren, haben wir zwar aus dem Munde des Herm 
Minifters zugleich gehört, als Erwiederung auf das Anführen eines 
fehr geehrten Redners der Rheinprovinz, daß die. Humanität ja bie 
Frucht des Chriſtenthums ſei. Lind ganz gewiß ift ed fo, aber ich 
glaube, fie ift nicht die Frucht des Chriftenthums, welches andere 
Meinungen zurüdgefebt wiſſen will, nicht die Frucht des Chriften« 
thums, welches diejenigen, die anderen Anſichten huldigen, nicht 
mehr als Chriften betrachtet, nicht des Chriſtenthums ber Dogmen, 
des blinden Glaubens, fondern des Chriſtenthums ber Vermunft, der 
göttlichen Vernunft, Die dem. Menſchen verliehen iſt. 

(Bon einer Seite: Gelächter.) 

Und fo glaube ich, in Rüdftcht auf jene drei Grundpringipien, | 
die Humanität aud) den Männern angebeihen lafien zu müffen, die 
bis jeht in Feiner bürgerlichen Pflicht Hinter uns. zurüdgeblieben 
find, den Männern, die Bürgertugend üben, fo viel e8 in ihren 
Kräften ſteht. Wir wollen Humanität üben an den Männern, die 
dem Könige geben, was des Königs ift, und Gott, was Gottes if. 
So, meine Herren, laffen Sie und den Männern, gegen die fonf 
nicht das Geringſte einzuwenden ift, die Bruberhand reichen und 
ihnen gleiche Rechte mit uns vindiziren, eingebenf des Wahlſpruches: 
Liebet Euch unter einander. 

Abg. Graf Helm: Das Gutachten ſtellt Die Anficht auf ‚als 
wenn die beiden geftellten Anträge nicht vollftändig mit einander 
barmonirten; ich glaube aber, Daß beide wejentlid mit einander 
übereinſtimmen, denn beide ftellen ben Grundſatz auf, daß forten 
das Chriſtenthum nicht mehr Bedingung zur Ausuͤbung politifcher 
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Rede fein ſolle. Der zweite Antrag, daß 8. 5, 2 der provingials 
ſtaͤndiſchen Geſetze aufgehoben werbe, greift in bie Rechte der Pros 
vinzial» Stände ein und kann nady der Eröffnung des Herrn Lands 
tags » Rommiffars nicht bei uns zur Berathung kommen, «8 fei Denn 
durch Bermittelung jener Brüde, daß wir bes Könige Majeftät 
bitten, eine Propofition bieferhalb den Provinzial »Landtagen zuzu⸗ 
weifen. Er fallt im Weſen wieder mit dem früheren zufammen, fei 
ed, Daß auf Diefem oder jenem Wege wir ihn zur Kenntniß der 
Krone bringen. Wenn aber das Ehriftenthum nicht mehr Die er= 
forberliche Qualification der Standſchaft fein fol, wenn bei Aus⸗ 
Abung ber politifchen Rechte überhaupt und bei Ausübung der 
Standſchaft insbefondere, wenn bei dem höchften, wie bei dem ge⸗ 
ringften politifchen Rechte Das Chriſtenthum unbeachtet bleiben foll, 
wohin foll das uns führen? auf welchen Stanbpunkt. wollen wir 
die Wurde der Standfchaft geftelli Haben? Iſt die. Berwaltung 
höher als die Standfchaft oder ift fie geringer als Die Standſchaft? 
Wenn. unter uns feine Chriften mehr zu figen brauchen, wollen wie 
verlangen, daß in der Staats⸗Verwaltung nur Ehriften figen follen ? 
Iſt es für uns ein: Vorzug, daß wir nicht mehr blos als Ehriften 
hier figen Dürfen, oder tft e8 ein Vorzug, daß in der Staats⸗Ver⸗ 
waltung nur Ehriften fein birfen? Wenn für Die Standſchaft die 
Bedingung des Chriſtenthums aufgehoben wird, fo kann fie für bie 
Staatsverwaltung nicht bleiben, und wollen wir Die Bedingung Des 
Chriſtenthums überhaupt autheben, fo hört der Staat auf, ein chriſt⸗ 
licher zu fein, er verliert feinen chriftlichen Charakter. Ich glaube 
und vertraue feft, Daß die Stände-Berfammlung e8 nie zugeben 
wird, den chriſtlichen Staat als foldyen nidyt mehr fortbeftehen zu 
laſſen, denn das Chriſtenthum durchdringt Das Leben des Einzelnen 
fowohl als der Gefammtheit Aller, die ſich in demſelben befinden. 
Es muß den Menfchen von der Muttermild) an zu dem großen 
Ziele führen, das wir jenfelts dieſes Lebens erwarten. Soll Freis 
heit vom Ehriftenthume das Glüd des Staats begruͤnden, fo muß 
umgelehrt wenigftens Unterricht und Erziehung frei und unabhängig 
werben vom Staate, damit der Chriſt noch Chriften erziehe und ber 
nicht mehr chriflliche. Staat nicht hindernd zwiſchen die Generationen 
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ſich drängt, die fortdauernd chriſtlich bleiben wollen. Doch wir ind 
noch nicht bis zu dieſem Punkte gelangt. Wir haben einen chriſt⸗ 
lichen König, der neuerdings noch in dem Toleranz» Edilte den ge» 
ſchichtlichen und durch Stantsverträge bevorrechteten Kirchen, ber 
romiſch⸗ katholiſchen und evangeliſchen, feinen kraͤftigen Schutz an⸗ 
gedeihen zu laſſen verſprochen hat, der in ber Thron⸗Rede den 
Glauben an feinen und unfer Aller göttlichen Heiland, Herrn und 
König befannte, und freudig flimmen gewiß in dieſes Bekenntniß mit 
mie Alle ein, Die da glauben und erfannt haben, daß diefer Heis 
land iſt Chriftus, der Sohn des lebendigen Gottes. Weit. entfernt 
ſei e6 von mir, ber Gewifiensfreiheit des. Einzelnen zu .nahe zu tre⸗ 
ten, weit entfernt, Das angreifen oder Darauf zuruͤckkommen zu wollen, 
was von dieſer Stelle aus gefagt worden iſt; aber das Recht glaube 
ich in Anspruch nehmen zu müffen, und Jeder, ber mit in mein 
Bekenniniß einftimmt, muß das Recht haben, daß dieſes unfer Be⸗ 
fermmiß frei bleibe von aller und jeder Anfeindung. Wir find 
Deutfche, denen Die Freiheit der anerfannten Konfeffionen nad) vielen 
Schlachten aufs neue garantirt ward; wir find Untertanen eines 
hochverehrten, eines chriſtlichen Königs, der uns feinen Schug nicht 
entziehen wird. Ich flimme gegen die beiden Anträge und eben fo 
fehr gegen ben Antrag, welchen das Gutachten‘ aufftellt; denn der 
Antrag des Gutachtens iſt nur eine Brüde, auf der wir über kurz 
ober lang zu dem gelangen, was die Anträge wollen. 

Abg. Steinbech: Herr Landtags⸗Marſchall! Ob es wed⸗ 
mäßiger geweſen wäre, bie Debatte nach dem Antrage eines geehr⸗ 
ten Redners aus der Provinz Schleflen ausgefegt zu Iaffen, bis bie 
Debatte über die -Reception der Juden vor fich gegangen, das muß 
dahingeſtellt bleiben; denn es iſt einmal anders entfchieben worden. 
Jetzt aber ſcheint e8 zwedmäßig, wie jchon ein geehrter Redner vor 
mir bemerkbar gemacht hat, die Debatte und Entſchließung genau 
auf die Ftage zurüdzulenfen, von der fie ausgegangen tft, nämlich 
anf die über Reception ver Diffibenten in bie Mitte dieſer Verſamm⸗ 
fung, alfo Anerkenntniß ihrer altiven und ypaffiven Waͤhlbatkeit. 
Darf ih annehmen, daß dies die Geſtimung und Meinung ber hohen 
Verſammlung fei, fo werde ich mich auf dieſem beſchraͤnkteren Felde 
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bewegen. Es ift ein erfreuliches Zeichen unferer Bildung, daß kein 
einziger der Redner, welche vor mir gefprochen, dieſe Tribüne zur 
Kanzel gemacht bat, und wir bürfen hoffen, Daß auch Feine Kanzel 
zur Tribüne gemacht wird, daß man wohl Kirchliche und politiiche 
Exörterungen und Unterfuchungen zu trennen willen werde; aber 
indem ich Died ausfpreche, befüllt mich eine gewiffe Sorge, nämlich 
die, daB man einem Momente meines Vortrages den Vorwurf 
machen koͤnne, er gehöre mehr auf Die Kanzel, ald auf die Tri⸗ 
büne, Es ift nämlich durchaus nothwendig, um zu einer klaren 
Anficht des Begenftandes zu gelangen, daß wir die Anfichien ber 
neben einander beftehenden, durch den weftphäliichen Frieden garan⸗ 
tieten Kirchen näber ind Auge faflen; denn feiner Dürfen wir Uns 
reiht thun, weil beide Anfichten gleiche Anertenntmiß fordern Tönen. 

Die Fatholifche Kirche, abgefchloflen in fich, fagt: „Auf Diefem 
Selfen will ich meine Kirche bauen”, und auf biefem Felſen, jagt 
diefe Kicche weiter, hat er die Kirche gebaut, auf diefem Felſen bie 
Kuppel gewölbt über dem Allerheiligſten. Wer ſich Die Heils- 
mittel verfagt, welche Die Kirche dDarbietet, Dex ziehe in Frieden, er 
iſt nicht unfer. Die ewangelifche Kirche Dagegen auf ihrem Stand⸗ 
punfte fagt: Freie Bewegung Der Geifter! Wir wollen nach allen 
Richtungen bin verfuchen, uns theilhaftig. zu machen der wahren 
Auslegung, des wahren Verftändnifies bes. göttlichen Wortes, ohne 
Semand zu zwingen, Aber diefe Kirche fagt zugleich: Die evange⸗ 
lifche Kirche ift eine Kirche, fie ift nicht eime Sammlung von 
Kirhen. — Es hat mit hoher Begeifterung ein Redner aus ber 
Rheins Provinz geftern alle Herzen entzündet, indem er Allen aus 
dem Innerſten feiner Seele das Bild der die Welt umfaffenden 
Liebe lebhaft vor Augen ftellte. Doch dieſes Bild der. chriftlichen 
Liebe darf uns nicht hindern, wo es fich handelt, für das Beſte⸗ 
hende eine Norm zu finden amd ſolche für die Zukunft fefzuftellen. 
Im Beftehenden find zwei Kirchen vorhanden, Die ſich beide ehren 
und achten, Die, weit entfernt, einander entgegenzutreten, beide Das 
Prinzip anerkennen, welches aus Der Tiefe Des. Glaubens gefchöpft 
iſt. Nun aber tritt Diefen beiden Kirchen gegemüber eine bebeutenbe 
Anzahl anderer Religions» Giefelichaften. Sie alle machen jene 
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Anfprüche geltend, welche jener Rebner jo vortrefflich entwidelt bat, 
Anfprüche, welche auf den erften Moment von ihnen gefordert werben 
zu koͤnnen fcheinen, aber doch vielleicht nicht ganz in dem Umfange, 
wie ber verehrte Redner dieſes äußerte. 

Es find naͤmlich drei verfchiedene Stellungen, in denen Staat 
und Kirche neben einander ftehen koͤnnen. Die eine ift die, in 
welcher die Kirche den Staat beherrſcht. Diefe Stellung, die wir 
außerhalb des Chriftenthums allerdings in mehreren Staaten finden, 
die namentlich der. Muhamedanismus predigt, dieſe Stellung war 
Gegenſtand großer Kämpfe des Mittelalters. Dergleichen Stellung 
begehrt Niemand von und. Die zweite Stellung ift Die, wo Staat 
und Kirche von einander gar feine Notiz nehmen, eine Stellung; 
vorzugsweiſe in. den Dereinigten Staaten Nord⸗Amerika's vorkom⸗ 
mend. Wie fe fich in. ihren Folgen entwideln wird, liegt heute 
noch nicht zu Tage. Jedoch hat bereits in jenen Staaten die Weis 
gung, feftgebildete Kirchen zu befiten, fich fo mehrfach ausgefprochen, 
daß man wohl zweifeln darf, jene Anficht ſei eigentlich Die begün- 
fligte. — Eine Dritte Stellung bleibt übrig, es ift Die Stellung, 
welche der preußifche Staat eingenommen hat. Staat und Kirche 
wollen mit einander bier Hand in Hand gehen. Der Staat erfennt 
an, daß die Lehre des Chriſtenthums nur biejenige fei, welche. dem 
Staate es überhaupt möglich macht, Daß er der Träger Des Rechts, 
der Träger einer vernunftgemäßen Gntwidelung fel. Der Staat 
erkennt an, daß, indem er der Kirche die Hand reicht, er fie nicht 
gu beherrſchen und eben jo wenig von ihr beherricht zu; werben 
wünjcht, fondern durch ‚gemeinfames Wirken beider ber Zweck der 
Menichheit auf Erben, die Ausbreitung des Reiches Gottes, allein 
möglicy fei. Nun komme ich darauf zuräd: welche Anfprüche können 
bei einer ſolchen Stellung, bei einem ſolchen Anerkenntniß Seiteng 
des Staats jene einzelnen Religions » Gefelfchaften machen? Unfere 
Gefetze fprechen ſich darüber Har und unumwunden aus. Es heißt 
namlich in dem Allgemeinen Landrecht Thl. II. Zit. 11 5.41, wo 
der Begriff der Religiono⸗Geſellſchaften feflgejegt wirb: 

„Die Religionss&ef ellfchaften, welche fich zue öffentlichen‘ Beier des Gottes⸗ 
dienſtes verbunden haben, werben Kirchtu⸗eGeſellſchaften genannt.” - 
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Hier iſt eine Eklaͤrung gegeben, bie fir unfere Beſchlußnahme 
leitend fein kann. Die Kirche im Allgemeinen zu befinisen, hat 
unſer bürgerliches @efepbuch weistich vermieden. Es lauten bie 
Beftimmungen der Gefege, welche über vie Landtags» Fähigkeit 
fprechen: 

„&e fol unter bie Gigenfchaften des zu Dehlenden gehoͤren die Gemeinſchaft 

mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ 
Das „chriſtliche“ bei „Kirche“ laſſe ich vorerſt durchaus bei 
Seite, denn das iſt Gegenftand jener Debatte, von ber ich gewünfcht 
hätte, fie wäre der jegigen vorausgegangen. Das Wort Kirche 
kann aber nichts Anderes bedeuten wollen, als: nur Die einer von 
dem Staate anerlannten Kirche Angehöriger können für bie Pros 
vinzialftände und mithin für den allgemeinen Landtag wählbar fein. 
Damit feheint das Patent vom 30. März: infofern in einigem Wi⸗ 
derſpruch zu ftehen, als es ſich auf den werphälihen Frieden bes 
sieht. Diefer fagt: 

„Außer den drei chriſtlichen Konfeffionen, ver katholiſchen, der lutherifchen und 

kalviniſtiſchen, ſoll Teine andere in Deutſchland weder aufgenommen, noch ges 

dulbet werben.” 
Diefe Beſtimmung des weftphäliichen Friedens Tann ihrem Buch 
ſtaben nad) in jenem Patent unmöglich gemeint fein, denn biefem 
Buchflaben nach wäre die preußifche unirte Kirche ganz von dem 
Siaate ausgefchloffen. Die preußifchen evangelifchen Ehriften müßten 

entweder Butheraner oder Kalviniften fein. Es Tann alfo Se. Mas 
jeftät nur den Sinn des weftphälifchen Friedens im Auge gehabt 
haben. Auf dieſe Meinung, auf-folchen Sinn führt das Vertrauen, 
welches wir zu Sr. Majeſtaͤt dem Könige nicht blos in Worten, 
fondern auch in Thaten haben, haben können und follen. Iſt aber 
ber Sinn des weftphältfchen Friedens, die Tendenz der Duldung, 
dem Patent vom 30. März d. 3. zu Grunde gelegt, fo kann wohl 
Tein Zweifel -obwalten, daß der Staat den Mitgliedern jeder Kirchen⸗ 
Geſellſchaft, welcher er überhaupt geftattet, daß fie eriftire- und 
Duldung genieße, auch die Wahlfähigleit zu Provinzial⸗ und all⸗ 
gemeinen Landtagen verleiht. Der Staat. hat im Allgemeinen Land» 
rechte fuͤr ſolche Duldung beftimmie Formen und Bedingungen aufs 
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geftelt, die mit Dem Gewiſſen gar nichts gemein haben, aber wol 
mit Der Sffentlichen Ordnung und Ruhe, der allgemeinen - Sicherheit 
und den Rechten Der anderen Staatsbürger, Er hat Die Kirchen⸗ 
Gefellſchaften feiner Kontrolle unterworfen, umd eben dieſe Beftim- 
mungen bed allgemeinen Rechtes machen jener Zeit, wo fie in Preußen 
exfchienen, Doppelte Ehre, weil jene Zeit auch andere Anſichten ver⸗ 
theidigte. 

Hiernach erſcheint allerdings mir der Vorſchlag der Abtheilung 
in ſeinem weſentlichen Inhalte ganz zweckmaͤßig, inſofern er darauf 
hinauslaͤuft, Daß man verſuchen möchte, den Ausweg zu finden, Das 
Recht der Wahlfähigleit und Wählbarfeit zum Landtage auf alle; 
auch auf die nur gebuldeten Religions » Gefellfchaften, auszudehnen. 
Aber fo gefaßt, muß ich es beftveiten. Ich behaupte nämlich, daß 
man feiner gar nicht bebarf, Sollte das Begentheil von dem Bor« 
ausgeſetzten eintreten, was nicht zu erwarten ift, dann ift es Zeit, 
Beſchwerde zu führen, dann iſt es Zeit, die Gewiffensfreiheit auch 
als ame I bar da zu veriheidigen, jest aber nicht. Und darum 

ſtimme ich. dahin, daß man den Antrag zurädweife. 

Abg. Frhr. von Galfron: Wenn ich in Der vorliegenden An⸗ 
gelegenheit fuͤr die beſtehende Bedingung des chriſtlichen Glaubens⸗ 
Bekenntniſſes bei Ausuͤbung der Standſchaft das Wort ergreife, fo 
fühle ic) jehr wohl, daß mir die Gabe der Berebtfamfeit nicht in 
dem Maße zu Gebote ſteht, mit der mehrere Verfechter der entge⸗ 
gengefegten Meinung dieſen Platz betreien haben. Ich halte es aber 
für die Pflicht eines jeben Einzelnen, feiner inneren Ueberzeugung 
und feinen Gewiſſen gemäß, wenn auch nur in einfachen und fchlichs 
ten Worten, feine Meinung auszufprechen; denn es handelt ſich 


» Bier um eine Lebensfrage für die Zukunft; es handelt ſich darum, 


ch wir das Grundprinzip. vertafen wollen, auf dem unfer Staats⸗ 
leben begruͤndet tft, 

Meine Herren! Das Chriſtenthum iſt der Boden, auf dem 
unſere Cipiliſation, unſere Geſetze und unſere Verfaſſung ſich ent 
wickelt haben, es iſt der Boden, in welchem alle unſere Inſtitu⸗ 
tionen tiefe. und feſte Wurzeln geſchlagen ‚haben; das Chriſtenthum 
Sat unſere nordiſchen Waͤlder gelichtet, es hat. uns ber Civiliſation 
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enigegengefuͤhrt, es hat uns diejenige Bildungsſtufe gegeben, welche 
vor uns kein Volk des Alterthums erreicht hatte und welche ohne 
den Geiſt des Chriſtenthums kein Voll je erreichen wird. 

Der Glaube unferer Väter lehrt und, auch Anderöglaubende 
mit Liebe und Duldung aufzunehmen, er lehrt uns, ihnen zu helfen 
und beizuftehen. “Der erhabene Stifter unferes Glaubens ging uns 
bierin mit leuchtendem Beifpiele voran. Wohlan, meine Herren, 
wir wollen dieſe fchöne Pflicht üben, wir wollen den Andersglau- 
benden den Schu unferer Inftitutionen, Die Theilnahme an allen 
heiligen Menfchenrechten und fogar an den Bürgerrechten zu Theil 
werden lafien, infofern dieſe nicht in die. Einheit ded Staates und 
des Ehriftenthums eingreifen. Aber indem ich dieſe Einheit für uns 
erläßlich erachte, Tann ich nicht anerkennen, daß die Bekenner eines 
anderen Glaubens Theil nehmen follen an der Gefetzgebung, Die 
mit dem Chriftenthum Hand in Hand geht. Wir würden ein flö- 
rendes, fremdes Element aufnehmen, welches fich nicht mit dem bes 
ſtehenden aſſimiliren könnte, da es von anderen Prinzipien ausgeht 
und andere Zwede verfolgen würde. Ich gebe. zu, Daß auch Nicht- 
Ghriften auf diefelbe Höhe der fittlichen Bildung gelangen Tönnen, 
dag auf verfchiedenem Wege Die Stufe der geiftigen und fittlicdhen 
Ausbildung erreicht werden Tann, welche den Menfchen für eine hoͤ⸗ 
here Beſtimmung, für eine Zufunft jenfeits bes irdiſchen Daſeins 
vorbereitet. Aber für die Gefammtheit, für die Völker halte id) Das ' 
Chriftenthum für den wahren, ſicheren Weg, ber fie dieſem Ziele 
ber Sittlichfeit und des Rechtes entgegenführt, und Darum müflen 
die Geſetze mit diefen Zwecken Hand in Hand gehen, und ihre Ber: 
treter müflen dem Glauben angehören, auf dem fie ‚gegründet find. 

Es ift geftern. gefagt worden, daß der Nichi«Ehrift, der Jude, 
der .von einer Verfammlung chriftlicher Wähler als Vertreter ges 
wählt würde, ein ausgezeichneter Mann fein, daß ihm die Aus⸗ 
uͤbung der hoͤchſten ſtaͤndiſchen Rechte gebühren müßte, und daß wir 
ftolz fein würden, ihn. in unferen ‚Reihen zu fehen; ich:gebe es zu, 
aber ich nehme die Sache nicht, wie fie in der Idee if, ſondern 
nach der Wirklichkeit. In mehreren Theilen unferes Baterlandes if 
ſchon ein großer Theil des ſtaͤdtiſchen Grund» Eigentums in bie 
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Hände der Yuben übergegangen. . Die Folge der: Abänderung. bet 

‚ biöhevigen geſetzlichen Beitimmung wide fein, daß: not: meht 
Grund⸗ Eigenthum dahin übergehen würde, und es koͤnnen ganze 
Buhl Verſammlungen entſtehen, Die großentheils aus ifraelitifchen 
Glaubensſgenoſſen zuſammengefetzt find. Ich frage, ob dann noch 
jene Anſicht das Kriterium der Wahl bilden, ob nicht vielmehr eine 
andere Macht ſich geltend machen wird? Ich meine die Macht des 
Geldes, vie ſchon jetzt ein enormes Gewicht in bie Wagſchale uns 
ſerer ſozialen Zuftände legt, und die dann ihre Rieſenſchwingen ent⸗ 
falten .wärbe, :um durch jenes Lebergewicht die Freiheit umferer 
Öffentlichen, unferer ſtaͤndiſchen Inftitutionen zu gefährden. ..Dies 
find die Orinde, warım id; nach meinem Pflichtgefühl mich nicht 
damit einverftanden erklären kann, Daß andere, als die: Befermer 
des chriſtlichen Glaubens, zu ftändifchen : Rechten : berufen. werben. 
Was den zweiten Punkt in Betveff der Diffidenten anbetrifft, ſo 
glaube ich, daß Deutfchland nicht umfonft in Dreißigjährigen blutigen 
Kämpfen die Glmubensfreiheit errungen hat, als daß wir nicht :3er 
Dem, der ſich zum chriftlichen Glauben befennt, die Ausuͤbung der 
ftänbischen ‚Rechte geftatten ſollten. 

Abg. Frhr, von Wolf Mästternid: Nach der hetenw artigen 
Lage ber Gelepgebimg iſt die Theilnahme an der Standſchaft von 
dev Bedingung abhängig, daß Jemand einer der im Staate aner⸗ 
kannten hriftlichen Kirchen angehöre. . Man Hat dieſen Grundſatz 
feftgebalten, weil man von der Idee bes chriftlichen Staates aus⸗ 
gegangen ift; weil man angenommen hat, daß Die: Lehre des Chri⸗ 
ftenthums Die Inftitutionen des Staates Dirchdringen müfle, und 
wei man endlich Die Ueberzeugung feftgehalten hat und feſthalten 
mußte, daß fein anderes Merkmal der Ehriftlichleit dieſer oder jener 
Sekte e8 gebe,’ als die vorhergegangene Mrüfung und Anerkennung 
ſeirens des. Staates. Die Allerhöchfte Verordnung vom 30. März 
d. 3. bat den Weg angedeutet, auf welchem eine Sekte. fidy: bie An⸗ 
erkennung des Staats daruͤber: ob fie auf chriſtlichem Voden ftche 
ser. nicht, verſchaffen Kann und zwar leichtlich verfhaffen:. karinı 
Wilt man von dieſem Grundfag abgehen, will. man bie Bethetligung 
an der Standfſchaft auch denjenigen: chriftfichen . Balennikiffen. guet» 
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fermen, welche die Anerkennung des. Staates nicht haben, ſondern 
blos geduldet find, dann glaube id), werftößt man gegen einen Ele⸗ 
mentar- Orundfab des Rechte; «8 würde Dann: naͤmlich nicht werhr 
zu rechtfertigen fein, bie Bekenner anderer ‚Religions Geſellſchaften 
und namentlidy die Juden von der Standſchaft auszuſchließen; und 
Pebtered um fo weniger, als das Recht ber Theilnahme an det 
Standſchaft ihnen nach der Gefehgebung vom. Jahre 1812 nicht 
entzogen if. Will man, wie gefagt, von: der Idee Des: shriftlichen 
Staats ablafien, ‚will man. die Frage wegen Betheiltgung an ber 
Standſchaft unter dem Befichtöpunfte der Humasität ſtellen, dann 
fimme ich aus vollfier Ueberzeugung mit demjenigen zibersin‘, was 
Dos verehrte Mitglied für Krefeld geftern gefagt bat; erllaͤre mich 
aber gegen. den Antrag der Kommiflion. 

Abg. Becher: Meine Herrn! Ich werde mich in. meiner Rebe 
ganz turz faffen. Ich flimme Den Rednern der Provinz Sachfen 
und Schleſien ganz bei. Den Grundfak, daß. Niemand nach fei- 
nem Glauben gefragt werben darf, halte ich nach ‚meiner . Heher- 
zeugung nicht. für entfprechend, ba Died. gerade Den: Staatsgeſetzen 
nicht entiprechend if. Wenn ich. nad weinem Glauben : gefragt 
weibe, fo. befenne ich mich als Ehriſt, und zwar mit. vollſtem Rechte, 
und ich Fann midy daher nur entſchieden Dem. Grundſatze Der Ab⸗ 
theilung anſchließen. — (Rufe nad. Abſtimmung.) 

Sendtags- Marſchall: Ic bemerfe, Daß noch 17 Redner Das 
Wort verlangt haben; ich will jedoch fragen, ob nd raq 
Schluß Der. Debatte Unterſtuͤtzung findet. 

Ä (Wird zahlreich. untnflägt) 

"Rum Bitte ich, daß alle biejenigen aufftchen, die ‚Air ben 
Schluß der. Debatte: ſtimmen. : 

(Eine große Majorität fümmt für ben Shieß.) 
Eine Dkimme (vom Platze): In. Diefem Falle erlaube ich mir 
einen Antrag wegen der Frageſtellung. 
: + Sanbtags- Marſchall: Die Frage werde ich ſellen, —* wem 
mir.einige Mitglieder andermeitig Rath geben wollen unb mit Dee 
von, inie. geftellten Frage nicht einnerflanden ſind, kann id) ıerk dann 
anf einen Antrag, der, Die: Frageftellung betrifft, ingehen. 5 
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— 41 — 


Abg. von Biehitfh (vom Plate): Auch ich habe gebeten; ein 
Amendement beifuͤgen zu duͤrfen. 

Saudtags- Marſchall: Es. ift vom ‚Herm von Diebitſch ein 
Amendement eingebracht worden, welches ich fuͤr ein Amendement 
zum gegenwaͤrtigen Gutachten nicht halten kann. Es wird kein Be⸗ 
denfen haben, den Herrn Abgeordneten aufzufordern, fein Amende⸗ 
ment vorzutragen, und wenn die Berfammlung glauben follte,. daß 
ed dennody zur Sache gehört, fo werde ich fragen, ob e8 linter- 
ſtuͤtzung findet. 

Abg. son Piebitſch: Ich ſchicke voraus, daß es mir nicht an⸗ 
kommt, allen den Rednern, die geſtern und heute von dieſem Platze 
geſprochen haben, folgen und mich auf ein theoretiſches Gebiet be⸗ 
geben zu wollen;. aber von einem anderen. Beftchtöpunkte aus, von 
einem materiellen, bitte ich die hohe Berfammlung, mir nur wenige: 
Augenbtide zu felgen. - (Murren und Lim.) 

Sandtags- Marfihall: Ich muß den Hetrn Redner bitten, fein 
Amenbement vorauszufchiden. -- 0. 

Abg. von Diebitfh: Mein Amendement lautet? nd 

Den von - ihren Predigern früher vollzogenen Tramungen nachträglich wieder 
rechttiche Gültigkeit zu verleihen, weil fe ausgefchloffen ſind.“ 

Sandtags- Marſchall: Es fragt ſich, ob 24 Mitglieber ber 
Meinung find, daß dieſes Amendement ein folches fei, Das Bu. dem! 
gegenwärtigen Antrage gehört. 

(Bon Seiten der Berfammlung wird ſtuͤrmiſch ‚Rein! —* 
35H kann es alſo nicht zulaffen. 

Abg. von Saucken: Ich habe mich um bas Bor gemelbi 
mich aber auch dem Urtheile der Verſammlung unterworfen / und auf 
das Wort verzichtet. Nachdem aber Aeußerungen gefallen ſind, als! 
werm dergleichen Faͤlle nicht vorliegen, die den geſtellten Anttag bes 
gruͤnden, fo. will ich mir erlauben, die hohe Verſammlung zu frasi 
gen, ob:fte mir geflattet, ein Faltum anguführen, welcheo det Grund 
zu. dem. vorgefchlagenen Amendement ift. . E 

(Bon vielen: Selten wird „Nein!“ von noch are —* 
dry, un ty, gerufen.) or Be Fa re} 
nt Sahbtge re Siarfil::: Sc): ap ‚ie: Berfamankung fragen; 0 
27* 
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fie; ungeachtet des Schluſſes der “Debatte, der: verlängt worden iſt, 

in Folge des geſtellten Amendements, welches ſte für einen Antrag 

nich erkannt bat, noch emem Redner das Wert geben will. 
2 . (&roßer Laͤrm.) 

Auf Diefe Weiſe kann die Antwort nicht ermittelt werben, ſem⸗ 
dern es muß Dich Abſtimmung geſchehen. Wer dem Redner das 
Wort geben will, beliebe aufzuſtehen. 

(Es exhebt ſich eine große Majoritaͤt von den Sipen, worauf der 
Abgeordnete von Saucken Das Wort erhält. Er bemerkt:) 
Ag. son Sauchen: Ich werde mid auf Dad Faktum allein be 

ziehen. . In der Provinz Preußen. ift ein.. bochgeachteter,.. in ;allen 

reifen und hei feiner fräßeren. Geiftlichfeit hochgeachteter Mann — 
der. verſtorbene Biſchof von Hatten felbft war ihm innig befreum 

Betz: — In: allen Lebens⸗Verhaͤlmiſſen genoß .ex die unbejchränftefte 

Achtung feiner. Mitfiinde. Sein alter Geiftlicher. gab fein Amt auf. 

Er berief ſelbſt einen andern. Er führte ihn einals Patron feiner 

Gemeinde. Seine Kinder waren evangelifch: fonfimirt und. verkeir 

ratheten fich mit. Proteſtanten. Dieter junge Geifttiihe. erkommuni⸗ 

zirte ihn und feing Familie. „Er war mehrere Jahre exkommunigirt, 
erfchien aber auf unferen Landtagen, und mit Freuden. haben. mir 
ihn unter und gefehen. Niemand hat den -geringften Anſtand ger 
noumen. - Später fühlte ex immer dringender das Beduͤrfniß wieder 
in Gemeinſchaft hriftlicher Brüder die Kirche zu befuchen und das 

Abendmahl zu genießen. . Ex wollte feinen. Glauben nicht verlaffen, 

nicht übertreten zu dem Proteftantismus und ſchloß ih darum den 

Deutſch⸗Katholiken an.. Offen, . männlih, wuͤrdig legte er. dieſen 

Schritt der ganzen Welt in einem offenen Sendfchreiben bar: Er 

fommt von neuem zur Wahl. zum Landings-Abgenyineten und wind 

als nicht: wahlfaͤhig zuruͤckgewieſen. Meine ‚Herren! das: ‚ganze Er⸗ 
meland, ja, ich darf wohl fagen,. halb Preußen, wandte ſich mit 
der allerunterthaͤnigſten Bitte in verſchiedenen Petitionen au: Se. 

Majeftät den König, die Wahlfähigfeit zu beſtaͤtigen. Se. Majeſtaͤt 

der König haben in des gnäbigften. Ausdrucken geantwortet, Daß er 

unter den beftehenden Berhältniffen dies nicht könne, das Gefeh 
usäffe aufrecht erhalten werben, wenn ober dieſe gefegliche. Veſtim⸗ 
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mung nicht gut ſei, ſo möge fle geändert werben. Darum iſt es 
glaube ich, unfere Pflicht, auf Abänderung des Geſetzes anzutragen. 
Um diefen Fall, von dem ein gechried Mitglied aus Schlefien nicht 
glaubte, daß er ftattfinden Fönne, hier darzulegen, habe ich mir von 
bet: hohen Verſammlung das Wort erbeten. Alles Uebrige in der 
Sache zu jagen, habe ich mich gern beſchieden, da die Abſtinmnng 


beſtimmt war. 
Aandtegs- Marſchall: Was die Frageftellung betrifft, fo. geht 


- meine Abficht dahin, zuerft zu fragen, ob Der. Gegenſtand dem Pto⸗ 


vinzial⸗ Landtag vorgelegt werden fol. Es tft von mehreren Seiten 
vorgefchlagen worben, daß eine Propofition auf biefen Gegenſtand 
gerichtet werde. Darüber muß vorher entfchleden werden. 

Abg. van Bechersth:: Mein Amendement iſt, wie id) : glaube, 
Dasjenige, welches am weiteften geht und daher geeignet ift, zuerſt 
zur Abftimmung gebracht zu werben. Es befteht in dem Alntzage, 
Daß. e8 der hohen Berfammlung gefallen möge, Se, Majeftät den 
König zu bitten, den ProvinzialrLandtagen eine Propofition vorle⸗ 
gen zu laſſen, dahin gerichtet, daß 8. 5 Nr. 2 des provinzial- 
ftänbifcheri Geſetzes, welcher die Wählbarfeit. zu den. Landtagen on. 
das religiöfe Bekenntniß knuͤpft, aufzuheben ſei. Wenn. ich fage, 
daß diefer Antrag zuerft zur: Abflimmung kommen müßte, fo ift ein 
weiterer Grund dafür der, Daß nach meiner Meinung er die meifte 
Zuſtimmung finden hürfte, denn gewiß werben biejenigen,. Die dem 
einen Theil, den Diffiventen gegenüber, ‚Gerechtigkeit üben wollen, 
fie auch dem anderen Theil nicht verfagen. 

Jaudtags · Marſchall: Es war nicht meine Anſicht, das ganze 
Amendement zur Abftimmung zu bringen, fordern nur die Vorfrage, 
ob,;die Verſammlung der Meinung fei, daß dem Provinziab⸗ Band-, 
tage- diefe Pronefltion bargelegt werden fol. | 

. Eine Stimme: Ich wollte, blos darauf aufmerkſam machen, daß 
wir hier nicht daruͤber abſtimmen, ſondern daß nur die Provinzial⸗ 
Lanbrage Darüber berathen können, und daß dann erſt von Sr. Maje⸗ 
ſtaͤt entſchieden werden kann. (Murren und Widerſpruch.) 

Ich erlaube mir auf Dad Geſetz hinzuweiſen, Denn in dem Ge⸗ 
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bewegen. Es iſt ein erfreuliches Zeichen unſerer Bildung, daß kein 
einziger der Redner, welche vor mir geſprochen, dieſe Tribuͤne zur 
Kanzel gemacht hat, und wir duͤrfen hoffen, daß auch keine Kanzel 
zur Tribüne gemacht wird, daß man wohl Kirchliche und politiſche 
Exörterungen und Unterfuchungen zu teennen willen werbe; aber 
indem ich Died ausfpreche, befaͤllt mid) eine gewiſſe Sorge, naͤmlich 
Die, dab man einem Momente meines Vortrages den Bormurf 
machen Fönne, er gehöre mehr auf Die Kanzel, ald auf die Tri⸗ 
büne. Es ift nämlich durchaus nothwendig, um zu einer Flaren 
Anſicht Des Oegenftandes zu gelangen, Daß wir bie Anfichten ber 
neben einander beſtehenden, durch den weftphäliichen Frieden garans 
tisien Kirchen näher ind Auge faflen; denn feiner Dürfen wir Un⸗ 
recht thun, weil beide Anfichten gleiche Anerfenntniß fordern Tönnen. 

Die Fatholifche Kirche, abgefchloflen in fich, fagt: „Auf dieſem 
Selten will ich meine. Kirche bauen“, und auf dieſem Felfen, fagt 
diefe Kirche weiter, Bat er die Kirche gebaut, auf dieſem Felſen die 
Kuppel gewölbt über dem Allerheiligſten. Wer ſich die Heils- 
mittel verfagt, welche Die Kirche Darbietet,. der ziche in Frieden, er 
iſt nicht. unfer. Die evangelifche Kirche Dagegen auf ihrem Stand- 
punkte fagt: Freie Bewegung Der Geifter! Wir wollen nach allen 
Richtungen hin verfuchen, uns theilhaftig. zu machen der wahren 
Auslegung, des wahren Berftändnifies des. goͤttlichen Wortes, ohne 
Jemand zu zwingen. Aber dieſe Kirche fagt zugleich: Die evange⸗ 
liſche Kirche ift eine Kirche, fie ift nicht eime Sammlung von 
Kirchen. — Es hat mit hoher Begeifterung ein Rebner aus ber 
Rhein» Provinz geftern alle Herzen entzündet, indem er Allen aus 
dem. Innerfien feiner Seele Das Bild der die Welt umfaffenden 
Liebe lebhaft vor Augen ftellte. Doch dieſes Bild Der chriftlichen 
Liebe Darf uns nicht hindern, wo es fich handelt, für das Beſte⸗ 
hende eine Rorm zu finden und ſolche für die Zukunft fefizuftellen. 
Im Beftehenden find zwei Kirchen vorhanden, Die ſich beide ehren 
und achten, die, weit entfernt, einander enigegenzutreten, beide Das 
Prinzip anerkennen, welches aus ber Tiefe bes. Glaubens gefchöpft 
iſt. Nun aber tritt dieſen beiden Kirchen gegemüber eine bebeutenbe 
Anzahl ‚anderer Religions» Sefelichaften. Sie ale machen jene 
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Anſpruͤche geltend, welche jener Redner fo vortrefflich entwickelt hat, 
Anfprüche, welche auf den erften Moment von ihnen geforbert werben 
zu fönnen fcheinen, aber doch vielleicht nicht ganz in dem Umfange, 
wie der verehrte Redner Diefes äußerte. 

Es find naͤmlich drei verſchiedene Stellungen, in denen Staat 
und Kirche neben einander ſtehen koͤnnen. Die eine ft Die, in 
welcher die Kirche den Staat beherrſcht. Diefe Stellung, bie wir 
außerhalb des Chriftenthums allerdings in mehreren Staaten finden, 
die namentlich der. Muhamebanisnus predigt, dieſe Stellung war 
Gegenftand großer Kämpfe des Mittelalters. Dergleichen Stellung 
begehrt Niemand von uns. Die zweite Stellung ift die, wo Staat 
und Fische von einanber gar Teine Notiz nehmen, eine Stellung; 
vorzugsweiſe in. den Dereinigten Staaten Nord» Amerifa’s vorkom⸗ 
mend. Wie fe fih in. ihren Folgen entwideln wird, Tiegt ‚heute 
noch. nicht zu Tage. Jedoch hat bereits in jenen Staaten die Nei⸗ 
gung, feftgebildete Kirchen zu befigen, ich fo mehrfach ausgefprochen, 
daß man wohl zweifeln Darf, jene Anficht ſei eigentlich die beguͤn⸗ 
fligte. — Eine Dritte Stellung bleibt übrig, es iſt Die Stellung, 
welche der preußifche Staat eingenommen hat. Staat und Kirche 
wollen: mit einander hier Hand in Hand gehen. Der Staat erfennt 
an, daß die Lehre des Chriſtenthums nur biejenige fei, welche. Dem 
Staate ed überhaupt möglidy macht, daß er der Träger Des Rechts, 
ber Träger einer vernunftgemäßen Entwidelung ſei. Der Staat 
erkennt an, Daß, indem er der Kirche die Hand reicht, er fie nicht 
zu beherrſchen und eben jo wenig von ihr beherricht zu. ‚werben 
wünjcht, jondern Durch ‚gemeinfames Wirken beider ber Zweck der 
Menichheit auf Exven, die Ausbreitung des Reiches Gotiees, allein 
möglicy fei. Nun komme ich darauf zuräd: welche Anfprüche koͤnnen 
bei einer ſolchen Stellung, bei einem ſolchen Anerfenninig Seiteng 
des Staats jene einzelnen Religions » Gefellfchaften machen? Unfere 
Gefetze fprechen ſich darüber Far ımdb ımummunden aus. Es heißt 
nämlich in Dem Allgemeinen Landrecht Thl. II. Tit. 11 8. 11, wo 
Der Begriff der Religions» Gefellichaften feſtgeſetzt wird; 

„Die Religionss&ef ellfchaften , weiche ſich zur oͤffentlichen Beier des Gottes⸗ 
| Menftes verbunden haben, werben Richenn@isfellfgafter genannt“ 
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Hier iſt eine Sklaͤrung gegeben, die für unſere Beſchlußnahme 
leitend fein Tann. Die Kirche im Allgemeinen zu befinicen, hat 
unſer bürgerliches Geſezbuch weislich vermieden. Es lauten Die 
Beftimmungen der Geſetze, welche über vie Landtags⸗Faͤhigkeit 
ſprechen: 

„Es ſoll unter die Eigenſchafken des zu Wahlenden gehören die Gemeinſchaft 

mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ . 
Das „chriſtliche“ bei „Kirche“ laſſe ich worerft durchaus bei 
Seite, denn das iſt Gegenftand jener Debatte, von der ich gewuͤnſcht 
hätte, fie wäre ber jebigen vorausgegangen. Das Wort Kirche 
fann aber nichts Anderes bedeuten wollen, als: nur Die einer von 
dem Stante anerkannten Kirche Angehöriger können für Die Pros 
vinzialſtaͤnde und mithin fir den allgemeinen Landtag wählbar fein. 
Damit feheint das Patent vom 30. März: infofern in einigem Wi⸗ 
derſpruch zu fliehen, als es ſich auf ben wefiphäfifchen Frieden be» 
sieht. Diefer fagt: 

„Außer den drei chriſtlichen Konfeffionen, der Fatholifchen, der lutherifchen und 

Yalvinifkifchen, fol keine andere in Deutſchland meber aufgenommen, noch ges 

duldet werben.” 
Diefe Beſtimmung des weſtphaͤliſchen Friedens kann ihrem Buch⸗ 
ſtaben nach in jenem Patent unmoͤglich gemeint fein, denn dieſem 
Buchflaben nady wäre die preußifche unirte Kirche ganz von dem 
Staate ausgeſchloſſen. Die -preußifchen evangelifhen Ehriften müßten 
entweder Butheraner oder Kalviniften fein. Es Tann alfo Se. Ma- 
jeftät nur den Sinn des weftphälifchen Friedens im Auge gehabt 
haben, Auf dieſe Meinung, auf-folchen Sinn führt das Vertrauen, 
welches wir zu Se. Mafeflät dem Könige nicht blos In Worten, 
fondern auch in Thaten haben, haben können und follen. Iſt aber 
ber Sinn des weftphältfihen Friedens, die Tendenz der Duldung, 
dem Patent vom 30. März d. 3. zu Grunde gelegt, fo kann wohl 
Fein: Zmeifel-obwalten, daß der Staat den Mitgliedern jeder Kirchen⸗ 
Geſellſchaft, welcher er überhaupt -gefattet, daß fie exiſtire und 
Duldung genieße, auch die Wahlfähigleit zu Provinzial⸗ und all⸗ 
gemeinen Landtagen verleiht. Der Staat. hat im Allgemeinen Land⸗ 
rechte für ſolche Duldung beftimmie Formen und Bebingungen auf- 








— 45 — 


geſtellt, vie mit dem Gewiſſen gar nichts gemein haben, aber wohl 
mis der Sffentlichen Ordnung und Ruhe, der allgemeinen Sicherheit 
und den Rechten der anderen Staatsbürger, Er Hat Die Kirchen⸗ 
Gefellſchaften feiner Kontrolle unterworfen, und eben dieſe Beftim- 
mungen des allgemeinen Rechtes machen jener Zeit, wo fie In Preußen 
erſchienen, doppelte Ehre, weil jene Zeit and andere Anſichten vers 
theidigte. 

Hiernach erſcheint allerdings mir der Vorſchlag der Abtheilung 
in feinem weſentlichen Inhalte ganz zweckmaͤßig, inſofern ex darauf 
Binausläuft, Daß man verfuchen möchte, den Ausweg zu finden, das 
Recht der Wahlfähigleit und Wählbarfeit zum Landtage - auf. alle; 
auch auf Die nur gebuldeten Religions » Gefellfchaften, auszudehnen. 
Aber fo gefaßt, muß ich es beftreiten. Ich behaupte nämlich, daß 
man feiner gar nicht bedarf. Sollte das Begentheil ven dem Vor⸗ 
ausgeſetzten eintreten, was nicht zu erwarten ift, Dann ift es Zeit, 
Beſchwerde zu führen, dann iſt e8 Zeit, die Gewiffensfreiheit auch 
als Belenninipfreiheit zu vertheibigen, jebt aber nicht. Und darum 
fimme ich. dahin, daß man den Antrag zuruͤckweiſe. 

Abg. Frhr. von Galfron: Wenn ich in ber vorliegenden An⸗ 
gelegenheit fuͤr die beſtehende Bedingung des chriſtlichen Glaubens⸗ 
Bekenntniſſes bei Ausübung der Standſchaft das Wort ergreife, fo 
fühle ich jeher wohl, daß mir Die Gabe der Beredtſamkeit nicht in 
dem Maße zu Gebote ſteht, mit der mehrere Berfechter der entges 
gengejegten Meinung diefen Plab betreten Haben. Ic halte es aber 
für Die Pflicht eines jeben Einzelnen, feiner inneren Ueberzeugung 
und feinem Gewiſſen gemäß, wenn auch nur in einfachen und ſchlich⸗ 
ten Worten, feine Meinung auszufprechen; denn es Handelt ſich 


- Bier um .eine Lebensfrage für die Zuhmft; es handelt ſich darum, 


oh wir das Grundprinzip: verlaffen wollen, auf Dem unfer Staats⸗ 
leben begruͤndet iſt. 

Meine Herren! Das Chriſtenthum if ber Boden, auf dem 
unſere Binilifation, unfere Gelege und unfere Berfaflung fd ent 
wickelt haben, es iſt ver Boden, in welchen alle unfere Inſtitu⸗ 
tionen tiefe. und feſte Wurzeln geſchlagen haben; das Chriſtenthum 
hat unfers. nordiſchen Waͤlder gelichtet, es hat uns ber Civiliſation 
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enigegengeführt, es hat uns diejenige Bildungsſtufe gegeben, welche 
vor uns kein Volk des Alterthums erreicht hatte und weldye ohne 
den Geift des Chriſtenthums fein Volk je erreichen wird. 

Der Glaube unferer Väter lehrt und, auch Anderöglaubende 
mit Liebe und Duldung aufzunehmen, er lehrt ung, ihnen zu heifen 
und beizuftehen, Der erhabene Stifter unferes Glaubens ging uns 
hierin mit leuchtendem Beifpiele voran. Wohlen, meine Herren, 
wir wollen dieſe fchöne Pflicht üben, wir wollen den Andersglau⸗ 
benden den Schug unferer Inftitutionen, die Theilnahme an allen 
heiligen Menfchenrechten und fogar an den Bürgerrechten zu Theil 
werden lafien, infofern dieſe nicht in die Einheit des Staates und 
des Chriſtenthums eingreifen. Aber indem ic) diefe Einheit für uns 
erläßlich erachte, kann ich nicht anerfennen, daß Die Belenner eines 
anderen Glaubens Theil nehmen follen an der Geſetzgebung, Die 
mit dem Chriftenthum Hand in Hand geht. Wir würden ein flö- 
rendes, fremdes Element aufnehmen, welches fich. nicht mit Dem ber 
ſtehenden affimiliren könnte, da ed von anderen Prinzipien guögeht 
und andere Zwecke verfolgen würde. Ich gebe. zu, daß auch Nicht 
Chriften auf diefelbe Höhe der. fittlichen Bildung gelangen Tünnen, 
Daß auf verfchiedenem Wege die Stufe der geiftigen und fittlichen 
Ausbildung erreicht werden Tann, welche ven Menfchen für eine hoͤ⸗ 
here Beftimmung, für eine Zukunft jenſeits des irdiſchen Dafeins 
vorbereitet. .Aber für die Gefammtheit, für die Völker halte ich Das ' 
Chriſtenthum für den wahren, fiheren Weg, der fie Diefem Ziele 
der Sittlichfeit und des Rechtes entgegenführt, und darum müflen 
die Geſetze mit diefen Zweden Hand in Hand gehen, und ihre Ver⸗ 
treter müffen dem Glauben angehören, auf dem fie ‚gegründet find. 

Es ift geftern. gefagt worden, daß der Nicht⸗Chriſt, Der Jude, 
ber von einer Verſammlung chriſtlicher Wähler als Berireter ges 
wählt würde, ein ausgezeichneter Mann fein, Daß ihm die Aus⸗ 
übung der höchkten ſtaͤndiſchen Rechte gebühren müßte, und Baß wir 
flolz fein würden, ihn in unferen Reihen zu fehen; ich gebe es zu, 
aber ich nehme Die Sache nicht, wie fie in bei Idee IR, ſondern 
nach der Wirklichkeit, In mehreren Theilen unferes Baterlandes iſt 
ſchon ein großer Theil des fädtlichen Grund» Eigentums in bie 
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Hände der Juden übergegangen, : Die Folge der: Abänderung bet 
bisherigen geſetzlichen Beitimmung wuͤrde ſein, daß noeh. meht 
Grund⸗Eigenthum dahin übergehen wuͤrde, und es koͤnnen ganze 
Wahl Verſammlungen entſtehen, die großentheils aus ifraelitifchen 
Glaubensgenoſſen zuſammengefetzt ſind. Ich frage, ob dann noch 
jene Anſicht das Kriterium der Wahl bilden, ob nicht vielmehr eine 
andere Macht ſich geltend machen wird? Ich meine die Macht des 
Geldes, die ſchon jetzt ein enormes Gewicht in die Wagſchale un⸗ 
ſerer ſozialen Zuftände legt, und die dann ihre Rieſenſchwingen ent⸗ 
falten wuͤrde, um durch jenes Uebergewicht Die Freiheit umferer 
oͤffentlichen, unferer ſtaͤndiſchen Inſtitutionen zu gefährden. Dies 
find die Gruͤnde, warum ich nach meinem Pflichtgefuͤhl mich nicht 
damit einverſtanden erklaͤren kann, daß andere, als die Bekenner 
des chriſtlichen Glaubens, zu ſtaͤndiſchen Rechten : beritfen. werben. 
Was den’ zweiten Punkt in Betreff der Diſſidenten anbetrifft, fa 
glaube ih, Daß Deutfchland nicht umfonft in Dreißigjährigen blutigen 
Kämpfen die Glaubensfreiheit errurigen hat, als daß wir nicht: Je— 
dem, der ſich zum chriftlichen Glauben befennt, Die Aueubang Der 
ftänbifchen ‚Rechte geftatten follten. | 

Abg, Frhr. von Wolk- Mletterntih: Nach der gegenwaͤrigen 
Lage der Gelepgebimg iſt bie Theilnahme an ber Standſchaft von 
der Beringuug abhängig, daß Jemand einer der im Staate aner⸗ 
kannten chriſtlichen Kirchen angehöre. . Mat Bat dieſen Grundſatz 
feftgehalten, weil man von ber Idee des chriftlichen Staates aus⸗ 
gegangen ift; weil man angenommen hat, daß die Lehre des Chri⸗ 
ftenthums die Inftitutionen des Staates durchdringen müffe, und 
weil man endlich die Ueberzeugung feftgehalten hat und feſthalten 
mußte, daß Fein anderes Merkmal der Chriſtlichkeit dieſer ober jener 
Sekte es gebe, als die vorhergegangene Prüfung und Anerkennung 
ſeitens des Staates. Die Allerhöchfte Verordnung vom 30. März 
d. 3. bat den Weg angebeutet, auf welchem eine Sekte ſich: bie An⸗ 
erlennuug Des Staats daruͤber: ob fie auf chriſtlichem Beirat fiche 
over. nicht, verſchaffen kann und zwar. leichtlich verfkhaffen:: kann 
Will man von dieſem Grundſatz abgehen, will. man bie Betheiligung 
an der Standſchaft and: denſenigen ihriftkichen - Belenniniffen guet» 

IV, 27 
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formen, welche bie Anerkennung des. Staates nicht Haben, fondern 
blos geduldet find, Dann glaube ich, verſtoͤßt man gegen einen Ele⸗ 
mentar » Brundfag des Rechts; es würde dann; nämlich. nicht mehr 
zu rechtfertigen fein, Die Belenner anderer Religions. Geſellſchaften 
und namentlich die Juden von der Standichaft auszuſchließen; und 
Beptered um ſo weniger, ald das Recht der Theilnahme an dei 
Standichaft ihnen nad) der Geſetzgebung vom: Jahre 1812 nicht 
entzogen if. Will man, wie gefagt, von der Idee des chriſtlichen 
Staats ablafien, will man die Frage wegen Beiheiligung an ber 
Standſchaft unter dem ‚Befichtöpunfte ver Humanität ftellen, dann 
fimme ich aus vollfter Ueberzeugung mit demjenigen überein‘, was 
Dos verehrte Mitglied für Krefeld geftern gefagt hat, erklaͤre mich 
aber gegen den Antrag der Kommiſſion. 

Abg. Veder: Meine Herrn! Ich werde mich in. meiner Rebe 
ganı kurz. fafien. Ich flimme den Rednern der Provinz Sachſen 
und Schleftien ganz bei. Den Grundſatz, daß. Niemand nach feir- 
nem. Olauben gefragt werben darf, halte ich nach meiner. Weber: 
zeugung nicht für entfprechend, da "Died gerade Den: Staatsgeſetzen 
nicht entiprechend if. Wenn ich nad) ‚meinem Glauben gefragi 
werde, fo befenne id; mid) als Chriſt, und zwar. mit vollſtem Rechte, 
und ich kam mich daher nur entſchieden dem Grundſatze Der Ab⸗ 
theilung anſchließen. Zn (Rufe nad Abſtimmung.) 

Sundtags- Marſchall: Ich bemerke, Daß noch 17 Redner pas 
Wort verlangt haben; ich will jedoch fragen, ob ber: Ken vo 
Schluß Der. Debatte Unterſtuͤtzung findet; . 

J 2 (Wird zahlreich. unterfläigt,) - 

Nun Bitte ih,. daß alle biejenigen ae, \ Die Gi Den 
Schluß der: Debatte: flimmen, .. : 
| (Eine große Majorktät Almmt: für den Su 

Eine. Dtimme (vom Blake) :. In diefem Sale erlaube ich: wir 
einen Antrag wegen ber Frageſtellung. 
 * Sumbtags- Marſchall: Die Frage werde ich Reto, und. wenn 
mir. einige Müglieder anderweitig Rath geben: mailen: und mit der 
von, mir geftellten Frage nicht einnerftanben. find, kann ich ser dann 
anf einen un; ber. dien Frageſtellung heit, aingehenmn. 

el 
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Abg. voen Biebitfg (vom Blake): Auch “ dabe gebeten, ein 
Amendement beifügen zu duͤrfen. 

Jandtags · Marſchall: ES. iſt vom Herrn von. Diebiiſch ein 
Amendement eingebracht worden, welches ich für ein Amendement 
zum gegenwaͤrtigen Gutachten nicht halten kann. Es wird kein Be⸗ 
denken haben, den Herrn Abgeordneten aufzufordern, ſein Amende⸗ 
ment vorzutragen, und wenn die Verſammlung glauben ſollte, daß 
es dennoch zur Sache gehoͤrt, ſo werde ich fragen, ob es Unter⸗ 
ſtuͤtzung findet, 

Abg. son Wichitth: ch ſchicke voraus, daß es mir nicht ans 
fommt, allen.den Rednern, die geftern und heute von Diefem Platze 
gefprochen haben, folgen und mich auf ein theoretiſches Gebiet: be⸗ 
geben zu wollen;. aber ‚von einan anderen. Geſichtspunkte aus, von 
einem materiellen, bitte ich. die hohe Verfammiung, mir nur wenige: 
Augendtide zu folgen... (Murren und Lärm.) - 

Jaudtags- Aſchal Ich muß den Herrn Redner bitien, fin 
Amendement vorauszuſchicken. 

Abg. son Viebitſch: Mein Amendement Kanfetr Zr J 

- „Den: von ihren Bredigern früher vollzogenen Trauungen nachträglich wieder 

rechtliche Gültigkeit zu verleihen, weil He ausgeſchloſſen ſind.“ 2 

Aandtags -Marſchall: Es fragt ſich, ob 24 Mitg leber ber 
Meinung find, daß dieſes Amendement ein ſolches fei, Das Bi: dem: 
gegenwärtigen Antrage gehört. 

Don Seiten der Berfammlung wird ſtuͤrmiſch „ein!“ — * 
> kann es alſo nicht zulafien. 

Ag. von. FSaucken: Ich habe mich um das Bon. —* 
mich aber auch dem Urtheile der Verſammlung unterworfen und auf 
das Wort verzichtet. Nachdem aber Aeußerungen gefallen find ,. als! 
werm vergleichen Bälle nicht vorliegen, bie den geftelltem Antrag. bei 
gründen, ſo will ich mir erlauben, die hohe Berfammlung zu fda«i 
gen, ob ſie mir geftattet, ein Yaktım amafuͤhren, welches ber: rund; 


zu dem vorgeſchlagenen Amendement iſt. En 5 
"Bon vielen ‚Seiten wird „Nein!“ von noch an ges. 
g4'. ty. . gerufen.) Yo rar} 


ai Gonrnägir Marie: 34. muß die Betamdung fragen 6 
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ſte, ungeachtet des Schluſſes der Debatte, der —— Wworden iſt, 

in Folge des geſtellten Amendements, welches fe für einen Antrag 

u erlannt hat, noch einem Rebner bad Wert geben will. 

( Großer Laͤrm.) 

+ uf dieſe Weiſe kann die Antwort nicht ermittelt werden, ſen⸗ 
dern es muß durch Abſtimmung geſchehen. Wer dem Rebner dad 
Wort geben will, beliebe. aufzuſtehen. 

(Es eihebt ſich eine große Maforität von den Sipen, worauf der. 
Abgeordnete von Sauden das Wort erhält. Er bemeaft:) 
Abg. son Sauchen: Sch werde mich auf das Faktum allein be- 

ziehen. In der Provinz Preußen. ift. ein. hochgeachteter, in :allen. 

Kreiſen und bei feiner früheren Geiftlichheit :hochgeachteter Mann —. 

ber. verſtorbene Bifchof von Hatten felbft war ihm innig befreun« 

Detz: -— in: allen Lebens⸗Verhaͤltniſſen geno$ .ex die unbefchränftefte, 

Adytung feiner. Mitſtaͤnde. Sein alter Geiftlicher. gab fein Amt auf. 

Er berief ſelbſt einen anderen. Ex führte ihn ein als Patron feiner 

Gemeinde. Seine Kinder waren evangeliſch kanfirmirt und. verhei⸗ 

ratheten ſich mit Protefianten. Dieter ſunge Geifttithe. erlommuni- 

zirte ihn. und feine Familie. Er war mehrere Jahre erfommumisirt, 
erfchien aber auf unferen Landtagen, und mit Freuden. haben. wir 
ihn unter und gefchen. Niemand hat ven :geringften Anſtand ger 
nommen. Später fühlte ex immer dringender das Beduͤrfniß wieder 
in Gemeinfchaft hriftlicher Brüder Die Kirche zu befuchen und das 

Abendmahl zu genießen. . Ex wollte feinen. Glauben nicht verlaffen, 

nicht übertreten zu dem Proteftantismus und ſchloß fich darum. dem 

Deutſch⸗Katholiken an. Offen, maͤnnlich, :wirhig legte er. Diefen 

Schritt der ganzen Welt in einem offenen Sendſchreiben bar: Wr. 

fommt von neuen zur Wahl zum Landtags⸗Abgeordneten und wird 

als nicht wahlfählg zuruͤckgewieſen. Meine Herren! Das ganze Er⸗ 
meland, ja, ich darf wohl ſagen, halb Preußen, wandte ſich mit 
der allerunterthaͤnigſten Bitte : in verfchiedenen ‚Petitionen an. Se. 

Majeſtät den König, die Wahlfähigkeit zu beſtaͤtigen. Se. Majeſtaͤt 

der König haben in des gnaͤdigſten Ausdruͤcken geantmortet, daß er 

unter ben beftehenden Berhältniffen dies nicht Tonne, das Geſetz 
naifie aufrecht erhalten merben, wenn. aber dieſe geſetzliche Baftim- 
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mung nicht guet ſei, fo. möge fie geändert werben... Darum iſt es; 
glaube: ich, unfere Pflicht, auf Abänderung des Geſetzes anzutragen. 
Um dieſen Fall, von dem ein gechrtes Mitglied aus Schleſten nicht 
glaubte, daß er ftattfinden koͤnne, bier darzulegen, habe ich mix von 
det. hohen Verſammlung das Wort erbeten. Alles Uebrige in der 
Sache zu: jagen, ' habe ich mich gern beſchieden, da die Abſtimmung 
beſimmt war. 

- Sandtegs - Marſchall Mas die Frageſtellung betrifft, fo. gebt 
- meinte Abficht dahin, zuerft zu fragen, .ob der Gegenſtand dem Pro⸗ 
vinzial⸗ Landtag vorgelegt werden fol. Es ift von mehreren Seiten 
vorgefchlagen worben, daß eine Propofition auf dieſen Gegenſtand 
gerichtet werde. Darüber muß vorher entichleden werben, 
"bg. van Veckerath: Mein Amendement ift, wie id) : glaube, 
dasjenige, welches am weiteften geht und. Daher geeignet ift, zuerſt 
zur Abftimmung gebracht zu werden. Es beftcht in dem Alnteage, 
Daß. e8 der. hohen Perfammlung gefallen möge, Ge, Majeftät den 
König zu bitten, den Provinztalr Landtagen eine Propofition vorles 
gen zu laſſen, dahin gerichtet, daß.$. 5 Nr. 2 des provinziale. 
ftänbifcheri Gefebes, melcher Die Wählbarfeit. zu den. Zandtagen on. 
das religiöfe Bekenntniß knuͤpft, aufzuheben ſei. Wenn ich fage, 
daß diefer Antrag zuerft zur: Abftimmung fommen müßte, fo ift ein 
weiterer Grund dafür der, Das nach meiner Meinung er die meifte 
Zuftimmung finden dürfte, denn gemiß werden Diejenigen, Die dem 
einen heil, den Diſſidenten gegenüber, ‚Gerechtigkeit üben wollen, 
fie auch dem anderen Theil nicht verfagen. 

audtags · Maxſchall: Es war nicht meine Anficht, das ganze 
Amendemen jur Abſſtimmung zu bringen, fordern mir Die Vorfrage, 
ob;,die Berfammlung her Meinung fei, daß dem: Provinzial⸗ Band». 
tage. diefe Propoſition porgelegt werben foll. | 

Eine Stimme: Ich wollte, blos darauf aufmerkſam machen, daß 
wiri hier nicht Darüber abſtimmen, ſondern daß nur die Provinzial⸗ 
Lanbrage darüber berathen können, und daß dann erſt von Sr. Majes 
ftät ıentfchleden werden Tann. . (Mureen und Widerſpruch.) 
:: Seh. erlaube mir auf Das Geſetz hinzumeifen, denn in dem Ges 
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feg I ausprikklich gefagt, daß mur ber Brovinzial- Landtag gehört 
werden foll, wenn Trennung in Diefer Beziehung flattfinden fol. 

: Das if auch geftern ſchon anerfannt worden bei Zählung ber 
Stimmen von zwei Dritteln. 

Abg. von Seipsiger: Ich wollte denſelben Antrag ſtellen. Die 
Pefimmung, daß Mitglieder der Stände zur chriſtlichen Kirche ge- 
hören müffen, ift ein integrivender Theil der Provinzialgeſetzgebung, 
and die Provinzialgefebgebung fann ohne Zuftimmung der Peovin- 
Halflände nicht aufgehoben werden. Wir Tönnen alfo einen ber 
gleichen Beichluß nicht faflen und eventualiter nur Die Bitte an Se. 
Maieftät den König ftellen, daß eine Königliche Bropofition an bie 
Provinzialſtande gebracht werden möge. 

: Sandtags- Marfhalt: Der Herr Abgeordnete tritt. mir alfo bei. 
Ich bitte nur Diefenigen, welche gegen meine Anficht find, Died aus⸗ 
zuſprechen. 

Abg. Jachmann: Ich bin der Meinung, daß es eine Angele⸗ 

genheit iſt, die ſich ganz und gar nicht zur Berathung der Provin⸗ 

zialſtaͤnde eignet. Es iſt undenkbar, daß die Staatsbuͤrger in Pom⸗ 

mern andere Rechte haben wollen als die in Preußen. Darum iſt 

dies eine Angelegenheit, die das ganze Vaterland betrifft. 
C(CVielfache Zuftimmung.)- 

_ Ganbtags -Marſchall: Der Meinung kann ein verehries Mits 
ale fehr gut fein, aber es fragt ſich nur, ob Die Frage darauf ges 
ftellt werden fol, denn wir haben nur gehört, daß viele Mitgliever 
anderer Meinung find. 

Aandtags -Kommiſſar: Ganz daffelbe Verhaͤltniß, welches geſtern 
in 1 Begiehung auf Die Frage eroͤrtert ift, ob zwei Deittel oder bie 
Hälfte der Mitglieder der _provinzialftändifchen Berfammlungen zur 
Beförderung eines Antrags an Se. Majeflät den’ Konig genügen, 
ganz daſſelbe Verhältnis, Tage ich, waltet auch in ber vorliegenden 
Frage ob, und ich wilrde mich berufen gefunden haben, dieſen Um⸗ 
ſtand auch hier hervorzuheben, wenn er nicht von dem Herm Ans 
tragfteller felbft und von vielen anderen Mitgliedern der Verſamm⸗ 
fing angeregt‘ wäre, und ich Ihn deshalb als abgemacht betrachtet 
hätte. Wenn dagegen ein geehrted Mitglied aus Preußen bemerkte, 
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daß unmöglich‘ Der: Fall eintreten koͤnne, daß in einer. Provinz dies 
fes, in einer anderen jenes in dieſer Beziehung Rechtens fel; fo 
will ich nicht: unterfudyen, ‘ob eine jolche Verſchiedenheit unmoͤg⸗ 
lich wäre, wohl: aber muß ich hervorheben, daß der Weg, den bie 
hohe Verſammlung eventuell nad) meiner Anficht einzufchlagen hätte, 
nicht nothwendig zu Diefem Refultat der Divergenz führen müßte; 
Den, nachdem Se. Majeftät der König fämmtliche acht Provinzial: 
Zandtage in dieſem Punkte gehört hätte, würde es Allerhöchft deren 
Entſchließung vorbehalten bleiben, wie Allerhöchftösefefben daruͤber 
enticheiden wollten, für ‘alle. Prowinzen oder für eine. Provinz, fo 
daß ſelbſt dann, wenn verſchiedene Gutachten vorlägen, . das. Re: 
ſullat dennoch ‚ein Refultat der Lebereinftimmung fein könnte. 
; Abg: Graf von: Bchmerin: Ich Tann die Meinung bes Königl. 
Herin Kommifiars .nicht vollfommen theilen,; daß der Fall ,; den? wir 
geflern: abgeftinumt. haben, und den wir Diefen Augenblick abſtimmen 
wollen, ganz auf derſelben Baſis beruht. 

588 Bandelte ſich geſtern, nachdem wir bereits feſtgeſtellt Hatten, 
nad) weichen Brundfäßen. der Vereinigte Landtag zu petiren habe, 
mir darum, nach welchen Grunbfägen auf den Provinzial - Lanbtagen 
zu verfahren ſei, und es lag daher nach meiner Anſicht ganz in ber 
Natur ber: Sache, daß eben hier nur von einer Bitte um eine Pro⸗ 
yofition für bie Provinzial⸗Landtage Die Rebe fein fonnke. Ganz 
anders liegt nach meiner Anſicht Der jetzige Fall. Hier wird durch 
die Aenderung an den provinzialſtändiſchen Geſetzen zugleich das 
Recht feſtgeſtellt, nach dem der Vereinigte Landiag zuſammengeſetzt 
iſt, und ich glaube. alfo, es handelt ſich bier wohl. um: eine Frage, 
bie Dex: Vereinigte Sanbing unmittelbar m den. Stufen des. Thrones 
zu bringen bat. :.. . .. 

Aendags Mitſcaul E⸗ zeigt ſch ſcen, daß hier eine große 
‚Meinungs: Berfsbiehenheit darüber ſtattfindet, ob Die. Sache an Me 
Brovimgialstandiage gehen ſoll oder nicht. Dieſe Frage wird her 
hohe Landtag. entſcheiden. Ich bleibe dabei, fie vorausgehen zu laſſen. 
ne Atimur; Wir können doch unmöglich darauf bin abſtim⸗ 
men, wbaes guͤltig iſt. Es iſt vielfältig auf den. Rechtsboden Be⸗ 
‚NG genommen werden, daß win ‚ben Rechtoͤboden nicht verlaſſen 
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wollen; wenn wis aber einen ſolchen Beſchluß faffen, fo verlaſſen 
wir: den Rechtoboden. 

Abg. won Yecherath: ES ſcheint mir, daß Die Verſammlung bei 
der bevorſtehenden Abftimmung in Zwieſpalt iſt, nicht wegen des 
Brundfaged, ſondern wegen der Form. Um ibn zu beieitigen, 
ſchlage id) die Faffung vor, 

„daß Se. Majeſtaͤt gebeten werben möge, auf legielativem Dee bie Aufhebung 
n.des 8. 5, 2. des provinztalftändifchen Geſetzes einzuleiten,‘ 

Eine Btimme: Das tft Fein Linterfchied; es ift Dafjelbe. 

Sundtegs- Marſchall: Ich muß Davanf zuruͤckkommen, Daß Dad 
Materielle der verfchiedenen Amendements vor der Hand ganz aus 
geſchloſſen bleibt, und Daß ich blos die Frage ſtelle, ob vie Bears 
ſammlung. der Meinung iſt, daß Se. Majeſtät der König gebeten 
werben"möge, über dieſen Gegenſtand eine Allerböchfte Bropofition 
an die Provinzial-Landtage zu fielen. Welches der Inhalt fein 
wird, werben wir nachher fehen. 
 Sandinge-Kommiffar: Fur Grageßellung erlaube ich mir bie 
Bemerkung, daß Die Frage: fol Se. Majeftät gebeten werden, bie: 
fen ‚Antrag durch Die Provinzial» Stände gehen zu laflen? einen 
Antrag in der Sache felbft vorauszuſetzen ſcheint. Würde aber die 
Frage fo geftellt: wird angenommen, daß. ein folcher Antrag, wenn 
er Überhaupt geftellt würde, jedenfalls durch die Provinzial - Stände 
gehen müſſe? Dann wäre, "meines. Erachtens, Niemand in feinem 
fpäteren Botum beengt. 

Abg. Graf om Schwerin: Es ſcheint mir der Vorſchlag des 
Abgeordneten aus der Rhein⸗Provinz alle Schwierigfeiten zu beſei⸗ 
gen. Wir fprechen ung. dadurch nicht aus, daß wir es nicht m 
richtig hielten, zuvörderſt die Provinzial-Landigge zu: hoͤren, und 
aß, wir den Gang, welchen der Königliche Kolamiſſar bezeichnet 
bat; nicht für nothwendig halten; wir ſprechen aber eben fo wenig 
a8, dap:e&'daß richtige fei, fondern wir überlaffen es dem Gou⸗ 
voernement, "welcher Weg. für gefegmäßig gehalten wird. Es kam 
ur Darauf ankommen, daß unfere Wünfche an den Thron Eommen. 
Mine Stimme: In dem Gefege von 1823. heißt es. wörtlich: 
Sollten wir fünftig in biefen befonderen Geſetzen Abänderungen als wohlthalig 








und nmützlich erachten, fo werben Wir Diefe nur nach vorhergegangenen Beirath 

‚ber Provinzial⸗Staͤnde treffen.“ 
In dem Geſetz heißt es ferner im g. 5 unter 2: „Die Gemein: 
Schaft. ver Kirche;“ alſo dieſes kann nur geändert werben, nachdem 
die Progingials Stände gehört worden. find. Es darf alfo feine Ab» 
ſtimmung daruͤber erfolgen, ob e8 den. Brovinzial= Ständen norgelegt 
werden fol oder nicht. Dies verfteht fi) von felbft, und wir ſtim⸗ 
men daher, Daß, wir ein Geſetz nicht mehr besüdfichtigen wollen. 

(Murren.) 

Abg. von der Heydt: Dem geehrten Redner, ber ſich über die 
Fragſtellung ausſprach, muß ich erwidern, Daß das Recht der Pro- 
vinzials Stände gar .nicht befteitten werben iſt; Das Amendement geht 
dahin, Pie Beſtimmung auf legislativem Wege zu erlaffen; ber le⸗ 
gislative Weg ift der eben rechtmäßige Weg. 

Jaendtags -Marſchall: Meine Abficht ift, Die Frage fo zu ſtellen: 
„Soll Se. Majeſtaͤt der Koͤnig allerunterthaͤnigſt gebeten werden, uͤber die Be⸗ 
fſtimmung des 8. 5 Nr. 2.des fraglichen Geſetzes eine Allerhöchfte Bropofkion 
an die Provinzialstandtage gelangen zu laſſen?“ 

(Einige Stimmen: Rein!) . 
Rachker werben die Anträge über den Inhalt Diefer Propofition zur 
Fragſtellung fommen. Diefe find verfchiedener Art; der Vorſchlag 
des. Heren Abgeordneten von Bederarh..ift einer dann. Bon 
demſelben werde ich zuerſt den: am weiteften gehenden nehmen und 
zulegt auf den engften, auf den der Abtheilung, fommen. 

Eine Stimme: Ich ‚bitte ums Wort über Diefe Frage. Es kann 
in dem einen Falle zweckmäßig fein, daß der Antrag; den wir zu 
fernuliren im Begriff. find, erft an die Provinzial⸗Landtage komme, 
und es kann im anderen Kalle eben. io zweckmäßig ſein, bie Bitte 
gerabem an Se. Majeflät zu bringen. Wir kommen uns. nicht über 
den einen oder den anderen Weg enticheiden, ohne daß wir erft 
wiflen, warum wir bitten, Ich glaube, ber: materielle Inhalt laßt 
fihh Hier durchaus von der Formfrage trennen. 

Eine. Stimme: Ich flimme dem vollkommen bei; wir müſſen 
wien, wofür wir flimmen follen, jonft ift es ni u mit 
is, oder: nein entfcheiden zu können. 
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Abg. Jachmann: Es iſt ſchon neulich der Vorſchlag gemacht 
worden, die Vorfrage hier wegzulaſſen, weil fie bei Gelegenheit ber 
Berathung über das Judengeſetz wieber vorfommen wird. -Diefes 
Geſetz iſt dem Vereinigten Sandtage vorgelegt; hier aber. fommt eine 
ganz aͤhnliche Sache zur Erörterung, und es if Daher nicht abzu⸗ 
ſehen, warum diefe Sache erſt noch in den Provinzen berathen wer⸗ 
den muͤſſe. 

Aandtags · Marſchall: Ich kann mich nicht Aberjeugen, daß die 
Fragſtellung eine unrichtige ſei, und muß dabei beharren. 

u (Der Serretair verlieft Die vorige ‚Frage nochmals.) 

Diejenigen, weldye für Die Bejahung find, bitte ich aufsufiehen. 

| (Mehrere Stimmen: namentlicher Aufruf! :- 

Es wird, glaube ich, nicht nochig ſein, da der Nitrag ſo we⸗ 
nig Anklang gefunden hat. 

Abg. von der Heydt: Ich ſchlage dann vor, baß dieſe Frage 

zuletzt kommt. 
—Eiue Stimme: Es ſcheint mir, wenn die Frage ſo geflelt wird, 
wie fie der Herr Marſchall geftellt bet, daß wir uns durch Die 
Bejahung der Frage präjudiziren. Es fcheint mir, die Frage muß 
fo geftellt werben: es folle, wenn ber Landtag beſchließt, ‚an Se. 
Majeftät eine Bitte auf Exlaffung einer Abaͤnderung in Diefer Be⸗ 
ziehung zu richten, Se. Maieftät allerunterthänigfi gebeten werben, 
zunächſt an bie Provinzial Zandiage eine ſolche Propoſition gu 
ſtellen. 

Landtags· Marſchall: & Babe. ich die Brage. auch geſteilt, es 
iſt ſchon abgeſtimmt worden, und zwar ganz in Dem gewünſchten 
Sinne. Ich komme nunmehr zu dem Materiellen Der verſchiedenen 
Vorſchlaͤge,“ die gemacht worden find, und werde zuerſt Diefenigen 
nehmen, die am weiteſten gehen, Der eine Vorſchlag geht dahin, Die 
Ausübung ber. ſtaͤndiſchen Rechte in keinerlei Art am das religiöſe 
Glaubensbekenntniß zu binden. Darauf. folgt der Wonſchlag, Die 
Ausübung Diefer Rechte nur an Das. Bekenntniß zur chriſtlichen Re⸗ 
ligion überhaupt zu binden, fo Daß Diefelben Jedem, ber non fich 
ſelbſt fagt, er ſei ein Ehrift, zuſtehen follen. ‚Gerner :ift: sorgeichles 
gen worden, die Ausübung flänbifcher Rechte allen. Denen. gır. ges 
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ftatten, weiche ſich zu den gebulbeten Religions⸗Geſellſchaften be⸗ 
fennen. Zuletzt kommt der Vorſchlag der Abtheilung. 

bg. Naumann. (vom Plage): Bei ber eriten Frage, weiche 
das weitefte Amendement betrifft, werden möglidyermeife Viele ſich 
abhalten Tafien, dafür zu ftimmen, obwohl fie eigentlich dafuͤr find, 
weil hervorgehoben worden tft, man wolle den Debatten über Das 
Judengeſetz nicht vorgreifen, und ich würde alfo zu erklären bitten, 
daß durch das Botum, was hier abgegeben wird, und mas mög- 
licherweife Die Verneinung der Frage fein könnte, in Bezug auf an⸗ 
dere künftige Beſchluͤſſe nicht praͤjudizirt wird. 

Sandiage- Marſchall: Eine ſolche Erklaͤrung darf ich nichtoge⸗ 
ben, Jeder muß wiſſen, ob er glaubt, ſich dadurch zu praͤjudiziren. 
(Ungeftümer Ruf: ja wohl, ja wohl!) 

Eine Stimme (vom Plag): Ich tele den Antrag. auf Abftim- 
fimmung mit Ramens - Aufruf. 0 
Sandtags - Marfchail (nachdem er gellingelt): Es ift auf Namens- 
Aufruf angetragen worden, | 
bg. Graf Merveldt: Ich muß um das Wort bitten, wegen 
Modifizirung der Fragſtellung. Wenn nämlich die erfte Frage zur 
Abftimmung kommt: 

Ob Se, Majeftät darum gebeten werben fol, den Grundſatz ge- 
ſeglich feſtzuſtellen, daß die Ausübung der fändifchen Rechte nicht 
mehr an die chriftliche Religion. gebunden werden fol, Ä 
fo beantrage ich, den Zuſatz zur Abftimmung zu bringen, ob in bie 
Stände » Berfammlung künftig auch Heiden, Muhamedaner, Anbeter 
son Sonne, Mond und Sternen oder die Anbeter der Göttin Ver⸗ 
nunft, oder, was gleich gilt, alle ervenklichen, von ven anerkannten 
chriſtliichen Kirchen abgefallenen Sekten übergehen follen, oder, ob 
bie Stande ver amm uun eine chriſtliche Verſammlung bleiben ſoll. 
obender Laͤrmen und Klingeln des Matſchalls.) 

‚Sunbtags - Marſqal: Reue Amendements duͤrfen nicht geſtellt 
werden 
_ (Befcheii und Gelächter, Stimmen: Es ift bereits abgefkimmt.) 
Deine Stimme‘ reicht nicht aus, um einen‘ folchen Laͤrm zu uͤber⸗ 
täuben. Sofern aber die Herren fi mit der Fragſtellung einver⸗ 
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ſtanden erklaͤrt haben, fo Handelt .es.fich mur noch darum, .ob der 
namentliche Aufruf flattfinven fol. Es iſt Darauf. angetragen wers 
den, und infofern 24 Mitglieder dem beitreten, muß es gefihehen. 
Ich frage: flimmen 24 Miglieder dafuͤr, daß der. namentliche: Auf⸗ 
ruf geichehe?. \ 
Abg. Gier: Nur, eine einzige Bewerkung. 
CGermehrtes Getümmel und heftiges Laͤuten mit bir Glocke.) 
Fandtags · Marſchall: Es Darf keine Bemerlung mehr erfolgen. 
. (&efächter.) 
Die Unterftügung if erfolgt, 
©: (Biele Stimmen durch. einander: Rein! Wein!) 

Es find mehr als 24 Mitglieder: gufgeftanden. .. - 

Mehrere Stimmen rufen: Rein! Kein! Andere wieder: 

Ja! Ja!) I 
Alſo es mug der Namens - Aufruf geſchehen. 
.(Der Larmen fiteigt). 

Es muß rechte Ruhe fein, damit man die NRamen denllich verſteht. 
Eine Stimme: Ich erlaube mir eine. drage. Wer Ja ſagt, 
wie iſt das zu verſtehen? 

(Fortwaͤhrend wachſendes Getuͤmmel, damiſchen Laͤuten mit 

der Glocke.) 

andtags - Marſchall: Die Frage lautet; Seil die Ausübung ber 
ftänbifchen Rechte an -feinerlei Art, von.retigidjen Glauben » Belennt- 
niſſen gebunden ſein? Wer das will, ſagt: Ja! 

WWWMehrere, Stimmen: Nein!) 

Die ſchoͤne ſonſtige Ruhe iſt heute ganz berſchwunben. Ich 
ſchreie fo ſehr ich kann, vermag aber nicht durchzudringen. 

Es ſcheint, daß man die Frage noch nicht recht verſtauden hat. 

C(Der Secretair verlieſt die Frage nochmalg.): -.. 

Wer alſo will, Daß Die Ausübung: der ſtaͤndiſchen Rechte an 
keinerlei Art religiöſen Glaubensbekenntniſſes gebunden fein: ſoll, Der 
antwortet mit Ja! Ich richte die Frage an jeden Einzelnen: Wol⸗ 
len Sie, daß die Ausübung ſtaͤndiſcher Rechte an keinerlei Art re⸗ 
ligioͤſen Glaubensbekenntniſſes gebunden fei? Und da antworten Sie 
nit Sa, wenn Sie Das wollen. | on 
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(Wiederhohter Lärm und Seimmen unter einander, worauf. nad) 
einer. Baufe der Marſchall durch die Blode das Zeichen 
‚zur: Ruhe giebt.) u 

Ich will es nochmals ſagen: Alle die, welche wollen, daß die 
Ausübung ftändifcher Rechte an Feinerlei Art religiöfen Glaubensbe⸗ 
fennmiffes gebunden fein fol, antworten: Sa! Die Anderen: Nein! 

Serretair Waumann: Ich werde jedesmal vorher den Buchftaben 
omführen, damit die Herren wiſſen, wann ihr Name: zum Aufrufe. 
fommen wird, Mit dem Buchftaben D wird angefangen 

(Es beginnt nun der Namend- Aufruf.) 
(Abftimmung durch namentlidhen Auftuf.): | 

Sandtags- Marche: Das Refultat der Abſtimmung iſt folgen⸗ 
des: 158 ja, 319 nein. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir die Anfrage, ob die Namen 
dem Protokoll einverleibt werden? 

Sandtags- Marfchall: Ja! 

Abg. Graf Merveldt: Auch den ſtenographiſchen Berichten? 

Landtags- Marfhall: Darf ich jet bitten, u die Herren ihre 
Plaͤtze wieder einnehmen? 

Abg. Graf Merveldt: Werden die Namen u im fenograr 

phifchen ‚Bericht aufgenommen? 

Landtags- Marfchall: Ich bitte, daß die Herren erſt ihre Plaͤtze 
einnehmen. So lange dies nicht geſchehen, kann ich feine Stage 
beantworten und feine ftellen. 

Abg. Graf Mervrcldt: Ich habe mir bie Frage erkäubt, ob Die 
Namen ber. Abkimmenden auch im ſtenographiſchen Berlchte aufge⸗ 
nommen werden? 

Fandtags-Marſchall: Nein, aber im Protololr 

Eine Stimme: Wird’ Das Protokoll nicht bem Borichte beigelegtt 

Sandtags- Marſchall: Nein! 

Eine Rtimmes Aber: ich glaube, Daß wir sin Recht haben dar⸗ 
auf zu beftehen, daß. Die. Namen aufgenommen. werden... 

(Stimmen: Ja! Sal): 

. Cine: Stimme: u bie wir Ja gejagt haben, winfge e es 

foge. u Ä 
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‚Ag. Graf Mervreldt: Ich. erlaube wir, nochmals ben Antrag 
zu wiederholen, Daß die Namen. der Abſtimmenden in ben ſteno⸗ 
graphifchen Bericht aufgenommen werden, damit unfere Kommitten⸗ 
ten, Damit das Land, damit ganz Europa erfahre, wie Jeder hier 
gefümmt hat, — 

(Großer Laͤrm in der Verſammlung. — Der Marſchall gebraucht. 
die Glocke.) 
wer für Die Beibehaltung eines chriſtlichen Staats, einer Srifficen 
Vertretung und wer Dagegen geftimmt bat. 

Sandtags - Marfhall: Da der Antrag geſtellt iſt, fo frage ich, 
ob er unterftägt wird, ver Antrag nämlich, daß die Abftimmung 
auch in dem flenngraphiichen Bericht aufgenommen werde. . Nun 
bitte id, daß alle diejenigen, welche die Abflimmung in’ dem ftenos 
graphiſchen Bericht aufgenommen wiffen. wollen, aufftehen.  - 

(88 erhebt fi) nicht Die genuͤgende Zahl.) 

Der Antrag hat nicht die Mehrheit. — 

Die beiden Fragen, „melde, jett auf einarter felgen ſollen, 
werde ich verleſen. 

„Soll allen denen, die ſich zur cuiſtlichen Religten Befennen, vie‘ ect der 

ſtaͤndiſchen echte zugeſtanden werben!“ 

Und wenn dieſe Frage nicht die nöthige: Majorita erlangen. follte, 
dann wuͤrde darauf folgen bie Frage: . 

„Soll die Ausübung biefer Rechte Allen, die fich zu einer geduldeten chriſtlichen 

Religions⸗Geſellſchaft bekennen, zugeſtanden werden?“ 

Abg. Graf son Schwerin. (vom Platz): Duvf ich mir bie Frage 
erlauben,. ob. mein Amendement burch bie proponitte dragefelung 
ausgeſprochen ſein ſoll? 

Sandtags- larfhall: Ja wohl. Es: ift Die Frag⸗ Mur. vers 
ſtuͤndlicher formulirt worben, damit fie. leichter mit Sa oder Nein 
beantwortet werden koͤnne. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich bin dau —R es iſ 
der Sinn des von mir: proponirten Amendenents. 

(Eine Stimme äußert einige unverſtaͤndliche Worte.) 

., Neuhtage- Marſchall: Der Herr Reimer: lägt auf: namenllichen 

Aufruf an, und ich muß fragen: ob Diefer Antrag unterfügt wir?" 
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Es haben ſich nur 22 dafuͤr erhoben, der Antrag iſt benmach 
nicht unterſtuͤtzt. (Applaus.) 

Landtags - Marſchall: Ich ſtelle nochmals die Frage: 

„Soll allen denen, die ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, die Ausübung der 
ſtaͤndiſchen Rechte zugeſtanden werden?“ 
Diejenigen, welche für die Bejahung biefer Brage find, bitte ich, 
aufzufteben. 

Es in nieht als zwei Drittheile der Majoritat dafür vor⸗ 
handen. 

Eine’ Stimme (vom Platz): Ich wollte bitte, daß auch die Ab- 
flimmung umgekehrt ermittelt wire, fo daß Die Berneinenben aufs 
| Ränben, 

Fandtags · Marſchall: Ich habe nichts Dagegen. Ich erfuche 
daher biefenigen, welche die Frage verneinen, fd zu erheben. 

(Das vorige Reſultat ift als richtig erfichtlich.) 

, Wir, verlaffen nunmehr Diefen Gegenftand und geben au dem. 
nächfien über,. betreffend das Gutachten über: die Petition des Herrn 
Abgeovbneten Hirſch, wegen Ergänzung der Herren⸗Kurie. 

‚Referent von der Heybt: Ich beehre mic, Ihnen im Ramen 
ber vierten Abtheilung Bericht zu erſtatten: 

Gutachten 
der yierten Abtheilung. der Kurie der drei Staͤnde des erſten Ver⸗ 
einigten Landtags, betreffend die Petition des Abgeordneten 
Hirſch, wegen Ergänzung der Herren-Kammer. 

Zur: Begründung der auf Ergaͤnzung der Herren⸗Kammer gerichteten Petition 
wirb unter Hinweifung auf die berzeilige Zufammenfegung der Herrenbank angen. 
führt, daß fie das konſervative, fireng flabile Prinzip repräfentize, und daß fle.bie: 
Jutereſſen ihres Grundeigenthums und ihres ‚Standes vertrete. Zwiſchen ihr nad 
dem Bolfe flehe die. große Scheidewand ihres hohen Standes und verfchiebener 
Intereffen. . 

:ı @in Herrenſtand, wie der unfrige, ftehe vom Volke iſolirt, ben Fragen. ber 
Zeit nicht fo nahe, als die übrigen Stände, und werbe fich bie Sympathie des 
Bolfes nur fehr ſchwer verfchaffen fünnen. Einige vom Bolke allgemein gemünfchte 
Petitionen, welche in. der zweiten Kurie durchgegangen, beim Kerrenftande aber 
verworfen felen, würden ihm zum Sündenträger zwifchen Regierung und Volf ma⸗ 
chen, und er koͤnne fich bei den beſten Abſichten den Haß der Natlon aufladen. Die 
Roͤckficht ſei um ſo exforberlicher, als ſelbſt die Prinzen des Königlichen, Hauſes 
Sitz und Stimme auf derHerrenbunb haben: Es drange ſich daher bie Noth⸗ 
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winbigleit einer ſolchen Juſammenſeßeng bed Herteuſtandes bei moͤglichſter Erhal⸗ 
tung des gegenwärtigen Prinzips auf, daß durch ihm beizugebende ſonſtige Ele⸗ 
mente fein Abfland von dem Volke gemildert und eine Annäherung mit demfelben, 
unbefchadet der hohen Tendenz des Allerhöchften Gefeßgebers und ber Intereſſen 
diefes in der Wagefchale des Staatslebens fo gewichtigen Standes, vermittelt 
werde. Das Oberhaus in England habe zu dem Behufe noch einige andere voͤhen 
in ſich aufgenommen, bie Stügen ber Inrisprudenz und ber Kirche. 

In gleicher Art, fagt ver Antragfteller, vürften die Präſidenten des Geheimen - 
DbersTribungls, fo wie noch einiger anderer oberiten Gerichte, bie hoͤchſten Praͤ⸗ 
Iaten beider chriftlichen Landesfirchen, die Ober-Bürgermeifter der Haupt: und 
Refivdenz;. Städte, die Rektoren der Univerfitäten und einige aus dem Ritterftaude 
felbft zu wählende Mitglieder in die Verſammlung des Herrenflandes aufzunehmen 
fein, und es gehe demnach feine, des Antragftellers, Petition dahin, eine folche 
Iufammenfegung zu bevorworten. 

Die gehorfamft unterzeichnete Abtheilung hat ſich nicht überzeugen Fünnen, 
baß zur Zeit irgend eine Veranlaſſung vorliege, die in Beziehung auf bie derzeitige 
Sufammenfegung ber Herren⸗Kurie angebeuteten Beforgniffe für begründet anzuer⸗ 
fennen. Sie iſt vielntehr der Meinung, daß man zu den Mitgliedern der Herren- 
Kurie das feſte Bertrauen hegen bürfe, baß fie, wenn auch weniger berührt von 
ben fpeziellen Intereffen der einzelnen Stände, eben deshalb um fo unbefangener und 
eingebenf ihrer hohen Stellung, aus einem allgemeineren Geſichtsyunkte die Interefien 
ber Geſammtheit zu wahren und zu foͤrdern als ihre Aufgabe erfennen werden, daß 
ferner in ihrer ſelbſtſtaͤndigen Stellung eine fichere Gewähr gegen alle Einwir- 
fungen der Büreaufratie zu erblicken fei und endlich gerade in deu erften Berfamm: 
lungen der Herren: Kurie, namentlich: in den einftimmigen Beſchluß einer vollſtaͤu⸗ 
digen Veröffehtfihung, der Beweis "gefunden werben dürfe, wie fehr die hohe Kurie 
felbft es fich angelegen fein Kaffe, fich das Vertrauen bes Landes zu erwerben. 

Die Abtheilung macht fodann darauf aufmerkſam, dab Se. Majeftät Sich in 
der Verordnung über. bie Bildung bes Vereinigten Lanbtags d. d. 3. Februar 1847 
in Anſehung der Organifation und Berflärtung bes Herrenſtandes weitere. Guts 
ſchließung ausbrüdtich ‚vorbehalten Haben. Sie glanbt,. daß. demmach: die vorbe⸗ 
haktenen weiteren Allechöchften. Entſchließimgen abzuwarten ſeien, zumal .ba. bei- ber 
definitiven : Geflaltung wohl mit Buverficht anf eine Erwägung der von.ben Ans 
tragfteller angebeuteten Wünfche gerechnet werben dürfte, und ift daher der Anficht: 

daß für jetzt wegen Ergänzung bes Dessen unbe eine freue Vitte am des 
Ba Majeſtaͤt nicht zu fellen ſei. 
: Berlin, den 29, April 4847. y 


Die vierte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 


Graf Loeben. von der Heydt (Referent). von Poninski. Fabricins, 
Gießler. Bornemann. von Arnim. Riebold. von Katte, Graf von 
Bocholtz. von ber SSalenburg. Nethe. Paternowski. von Pe 

en gauilhen. Graf von Gueiſena '- . ı - FB 
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Sendtags- Marſchall: Die Abtheilung Hat Den Antrag. nicht bes 
fürwortet. Bevor ich ihn zur Berathung ftellen Tann, muß ich fra- 
gen, ob er Bier in der Verſammlung Unterftügung findet? 


(Er ift nicht Hinlänglich unterftügt, kann alfo gar nicht zur Bera⸗ 
thung kommen.) 


Wir gehen nunmehr in unſerer Tages⸗Ordnung weiter und 
kommen zu dem Gutachten über Die Petition des Herrn Abgeordne⸗ 
ten Krohn, betreffend die Wählbarfeit aus Dem Stande der 
Landgemeinden zu den Kreistagen. Ich bitte den Herrn 
Abgeordneten von Arnim als Referent, feinen Plag einzunehmen. 


Neferent von Arnim: Der Bericht lautet: 


„Der vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände bes Bereinigten Land⸗ 
tags hat in der Sitzung vom 30. April c. eine Petition des Abgeordneten Krohn 
und ſechs anderer Deputirten der Landgemeinden vorgelegen, bahin gerichtet: 


An Se. Majeftät die unterthänigfte Bitte zu richten, daß die Beflimmungen ber’ 
Kreistages: Ordnungen, wonach zur Wahl eines Abgeorbneten der Kandgemeinden 
für den Kreistag die Ausübung des Schulzen-, Dorfrichters oder Adminiſtrations⸗ 
Amtes erfordert wird, aufgehoben und nur diejenigen Gigenfchaften erfordert 
werden mögen, welche nach den für jede Provinz erlaffenen Verordnungen zur 
Wahl des Abgeorbneten der Landgemeinden für ben Provinzial-Lundtas, ger 
nügen. 

Es drängte fich hierbei die Vorfrage auf, ob diefe Petition, als aus befon- 
derem provinziellen Interefie hervorgegangen, nach 8. 43 des Patents vom 3. 
Februar d. I. überhaupt als zur Kompetenz bes Vereinigten Lanbtags gehörig 
anznfehen jei. Da indeß der Antrag allgemein geftellt ift und die Petenten meh: 
reren Provinzen angehören, die Sache auch offenbar als Prinzipien⸗Frage für bie, 
meiften Provinzen von Wichtigkeit ift, fo entſchied ſich die Abtheilung für bie 
Kompetenz tes Vereinigten Landtags und mit ber Mehrheit von einer Stimme 
für den Grundſatz, daß es im Allgemeinen nicht angemeffen erfcheine, die Landge⸗ 
meinden bei den Wahlen für bie Kreistage auf Gemeinde⸗Vorſtaͤnde zu beſchraͤnken. 

Da indeß die faltifchen Verhältniffe in den verſchiedenen Provinzen zu fehr 
von einander abweichen, um bier zu einer Haren Meberficht gelangen zu fönnen, 
ſelbſt wenn die Einficht der verfchiedenen Kreiss:Orbnungen hierzu eine Anleitung 
gegeben hätte und fürmliche Verhandlungen über fyezielle Abänverungen ber rein 
provinztellen Sefege nur auf den Provinztalstandtagen flattfinden koͤnnen, fo ent: 
ſchied . die Abtheilung mit 12 Stimmen gegen 3 für den Borfdglag:  : 
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dieſe Petitlon nicht zu befuͤrworien, vielmehr ben Peienten zu uͤberlaſſen, ſich au 
die betreffenden Provinzial⸗Landtage zu wenden. 
Die vierte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
Graf von Loeben von der Schulenburg Bünninghbaus Nethe. 
Paternowski. Siepler. NRiebold. Graf von Öneifenau von Katte. 
von Peguilhen. von Arnim. von Poninskfi. Bornemann. Schier. 
Babricine von der Heydt.“ 


Sandtags -Marſchall: Es tritt hier der Fall ein, daß die Ab- 
theilumg die Petition zwar an ſich nicht zurüdgewiefen, jedoch ge⸗ 
glaubt Bat, daß fie hier im Vereinigten Landtage nicht berathen 
werben könne, fondern daß die Betenten ſich an die Provinzials 
Zandtage zu wenden hätten. Ich frage alte: ob Die Berfammlung 
unterftügt, Daß hier eine Berathung ftattfinde ? 

(Wird zahlreich unterftügt.) 

Abg. von Breitenbauh: Meine Herren! Ich Tann Dem Gut⸗ 
achten der verehrten Abtheilung nicht beitreten, ich muß ihr im Ge- 
gentheil entgegentreten und darauf antragen, Die Petition zu unter- 
fügen. So viel ich weiß, befteht die in Rede ſtehende Befchrän- 
fung der Wählbarfeit der Deputirten des bäuerlichen Standes auf 
Kreistagen in allen Provinzen, und beftände ſie auch nur in einigen 
Provinzen, fo würde fle doch vor das Forum des Vereinigten Lands 
tags gehören, denn der $. 13 der Verordnung vom 3. Februar, 
wegen Einrichtung der Bereinigten Landtage, befagt ausdrüdlich, 
daß Gegenftände hier zur Sprache kommen fönnen, die im. Interefle 
einiger Provinzen liegen. Den ganzen Bereinigten Landtag inter- 
eſſirt aber der vorliegende Gegenftand in hohem Grade, auch ſchon 
deswegen, weil e8 fich bier handelt um das Gleichgewicht der ver- 
ſchiedenen Stände und weil auf dieſem Gleichgewicht unfer ſtaͤndi⸗ 
ſches Leben beruht. Was nun den gegenwärtigen Sal. anlangt, fo 
würde ich, läge eine Petition vor, Die eine flärfere .Bertretung für 
die Landgemeinden auf den Kreidtagen fordert, fte unbebingt unter⸗ 
ſchreiben, da ich der feften Ueberzeugung bin, und ich ſchoͤpfe es 
aus meiner eigenen Erfahrung, daß ber Stand der Landgemeinden 
auf den Sreisiags-WBerfammlungen, namentlich ben Rittergutäheligern 
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gegenäber, in jeber Hinflcht viel zu wenig vertreten iſt. Da aber 
eine ſolche Petition dem Vereinigten Landtage nicht vorliegt . 
(Mehrere Stimmen: fle liegt vor!) oo. 

Dann würde ich fle unterftügen. Da ich aber nicht weiß, ob 
fie bei der. Berathung die nothwendige Maforität für fich erhalten 
wird, ich aber, aller Bermuthung nach, Dabei nicht gegenwärtig fein. 
werde, fo will ich die fich. mir jest Darbietende Gelegenheit benuben; 
biefe Petition zu unterftügen, und dazu. helfen, daß eine Beſchraͤn⸗ 
fung falle, welche unbillig iſt, und wenn ein richtiges, quantitatives 
Vertretungs⸗Verhaͤltniß des Standes der Landgemeinden auf den 
Kreistagen nicht befteht, fo fol wenigftens eine ganz tücdhtige qua⸗ 
litative Vertretung möglich fein und die in Rede ftehende ganz 
werthlofe Wahlbefchränfung fallen. 

Run iſt aber durchaus nicht abzufehen, warum ein Kreistags⸗ 
Deputirter der Landgemeinden durchaus ein Schulze oder ein ſon⸗ 
flger Kommunal =» Beamter fein ſoll, es iſt im Gegentheil ausge⸗ 
macht, daß in den Landgemeinden e8 viele Männer giebt, welche 
ganz tüchtige Kreistags-Deputirte fein würden, aber nicht Schulzen 
oder Dorfrichter find. Warum dieſe ausfchliegen? Die ‚Kriterien 
eines tüchtigen Kreistages = Deputirten fallen keinesweges mit denen 
eines guten Schulzen überall zufammen. Meine Herren, wir haben 
und fehon oft beflifien, Die Beichräntungen zu entfernen, welche ei⸗ 
ner freien Entwidelung des Standes der Landgemeinden enigegen- 
ftehen; bemühen wir uns, auch bei biefer Gelegenheit eine ganz 
unnötbige und nublofe Befchräntung in der Wahl ber kerelstage⸗ 
Deputirten fallen zu laffen. 

Abg. Pimmermann: In den organiſchen Geſeten, welche die 
Kreis⸗Verfafſung unſeres Vaterlandes reguliren, findet ſich ruͤckſtcht⸗ 
lich der Provinzen Brandenburg, Pommern, Sachſen, Schleften und 
Preußen die Beſtimmung, daß nur Schulzen und Dorfrichter wähl⸗ 
bar fein ſollen zu Kreistags⸗Abgeordneten; im Geſetze für das Rhein⸗ 
Iand und Weftphalen ift eine dem Prinzipe nach ähnliche Vorfchrift, 
DaB die Adminiſtrations⸗ Beamten der Landgemeinden allein wählbar 
fein follen. Diele der Betheiligten finden: darin eine Beſchraͤnkung 
and: haben deohalb einen Antrag darauf gerichtet, Se. Majeftär pnr 
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König zu bitten, nur Die Bedingungen der Wahlfähigfeit für Die 
Provinzial-Landtage ald maßgebend hinftellen zu wollen. Auch id 
kann mich dieſem Antrage nur vollfommen anfchließen und erlaube 
mir zunächft Die Frage zur Erörterung zu ftellen, ob die hohe Ver⸗ 
fammlung kompetent ift, diefen Antrag vor ſich zur Berathung zu 
ziehen. Nach den allgemeinen Grundfägen, welche der neuen Ent- 
widelung unferer ftändifchen Verfaſſung als Bafis dienen, ift vor⸗ 
behalten, daß folche Angelegenheiten, welche Die Intereffen einer ein- 
zelnen Provinz berühren, nur nach vorgängiger Berathung ber Pro- 
vinzials Stände einer anderweitigen legislatsrifchen Anordnung un- 
terliegen koͤnnen. Dahin muß ich Die Kreistagd = Verordnungen un- 
bedingt zählen; denn, wie ich ſchon angeführt habe, beftimmt für 
jeve Provinz ein fpezielles Geſetz Die Kreistags = Verfaffung. Es 
kann fein, daß die Prinzipien für .alle viefelben fein mögen, fie wuͤr⸗ 
den aber immer erft zu prüfen fein, und zwar nur in jeder Provinz, 
weil bier einmal fpezielle Geſetze für jede beflimmte Provinz vorlies 
gen. Aus dieſem Grunde glaube ih, daß der Vereinigte Landtag 
mit einer Direften Bitte in dieſer Angelegenheit fih nicht befchäfti- 
gen kann. Es bleibt alfo nur der Weg übrig, den die Verſamm⸗ 
lung früher ſchon eingefchlagen hat, an Se. Majeftät die Bitte zu 
richten, daß Se. Majeftät geruhen mögen, eine Propofition in Dies 
fer Beziehung an die Provinzialftände gelangen zu laffen, und die⸗ 
fen Weg halte ich allein für ausführbar und ſtatthaft. Was aber 
nun die Sache felbft anlangt, insbefondere das Bedürfniß einer fol- 
hen Mopification der Freisftändifchen Gefeggebung, fo erlaube ich 
mir, Folgendes anzuführen: 

4) In vielen Provinzen, in vielen Theilen einer Provinz fin- 
det Die Einrichtung ftatt, daß Die Schulzen durch Die Gussherrfchaft 
ernannt werden. Dadurch wirb vorweg Das Recht ber Wähler in 
fo enge Gränzen eingefchränft, daß man allerdings befürchten Tann, 
daß die Interefien der Landgemeinden nur in gewiſſen befchräntten 
Rormen werben vertreten werben. Aus biefem Grunde muß ich 
Daher dringend den Antrag der betreffenden Petenten befuͤrworten. 
Es entfpringt ſchon aus Diefer Ernennung an und für ſich ein Ah⸗ 
haͤngigkeito⸗ Verhaͤltniß; wäre aber dieſes Abhaͤngigkeits⸗ Verhaͤltniß 
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nicht ba, fo erlaube ich mir zweitens, meine Herren, Sie auf ben 
Ein aufmerkſam zu machen, ber den Gutsherren von ben betreffen» 
den Schulzen und Dorfrichtern geleiftet wird. Ex lautet fo: 

„Ich fchmwöre, daß ich, nachdem ich von dem und dem zum Schulzen beftellt 

worden bin, dem Staate und meiner Herrfchaft treu und gehorfam fein und berem 

Augen und Borthetl jeder Zeit beförbern will, "insbefondere das, was 
- fe aufgetragen . - 

Eine Stimme: Dem ift nicht fo. 
Aandtags - Marſchall: Ich bitte den Redner nicht zu umterbrechen, 

.. und befchlen wird, wie ich ea vor Gott und ber Obrigkeit jederzeit zu vers 

antworten mir getrame,‘ 
Die Form dieſes Eides findet ſich anerfannt in den v. Kamptzſchen 
Annalen, die ich in abminiftrativer Hinficht als normgebend be- 
teachte, wenngleich das eigene Ürtheil nicht überall volfommen aus⸗ 
geichkofien fein ſoll. 
Ich muß hier gleich Hinzufegen, daß ich aus eigener Erfahrung 
weiß, Daß diefe Norm nicht überall beobachtet wird, aber ſie ſteht 
einmal da, fie ift als gejeglich gebilligt anerkannt, infofern alfo 
muß ich darauf zurädgeben koͤnnen. Wenn alfo dem Schulzen ober 
Dorfrichter ein folcher Eid abgenommen werden kann und wird, fo 
fheint es mir, daß die Selbftftändigfeit feiner Anficht dadurch wer 
fentlich gefährdet wird, er wird mit feinem Gewiſſen möglicherweife 
in ‚Konflikt gerathen, und ich glaube nicht, daß es in der ganzen 
Organiſation der kreisſtaͤndiſchen Verfaſſung liegen kann, folche Abs 
georbneten Seitens der Landgemeinden bei den Kreistagen zu haben. 
Ich erlaube mir, in diefer Beziehung auf die Stellung des freie. 
tages mit zwei DBliden hinzudeuten. Zunaͤchſt muß ich anführen, 
daß die Sreistage : die Befugnis haben, Ausgaben zu befchließen, 
und ich. erlaube mir, hier nur darauf binzumeifen, welche mögliche 
Differenzen in ver. Anſicht des Abgeordneten zwifchen feinen Pflich⸗ 
ten und der Uebernahme jenes Eides entftehen können. Ferner fteht 
dem Kreife die Dispofition in Bezug auf Die , Kreis » Kommunals 
Fonds zu, und es hat alſo die. Kreistags⸗Verfafſung tiefe Eingriffe 
in bie bürgerlichen Berhälfniffe zu thun, weshalb es ganz unbedingt 
esforberfich iſt, daß eine völlig unabhängige Meinung da vertreten 
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ſei. Es koͤnnte mir enigegengehalten werben, Daß in aͤhnlichen Kör⸗ 
pern auch Perſonen vorhanden ſind, die einen Eid geleiſtet haben, 
z. B. den Beamteneid; ich mache aber darauf aufmerkſam, daß der 
Beamteneid nach den neueren Vorſchriften weislich nur die Beſtim⸗ 
mung enthält, nach Pflicht und Gewiſſen zu handeln. Andererſeits 
erlaube ich mir, anzuführen, Daß für Die Provinz Pofen jene Wahl: 
fähigfeitö-Bedingung aus dem Freisftändifchen Geſetz bereits entfernt 
iſt. Ich betrachte Died gewiffermaßen als Fingerzeig, Daß auch von 
oben: her zu hoffen fteht, daß dem. Grundfag. an und für fidy Feine 
Mishiligung widerfahren werde. Hieran nun will ich ſchließlich 
die Bemerkung knuͤpfen, daß nach jener einzelnen organiſchen Ver⸗ 
feffung die Wahl der Abgevrdneten der Landgemeinden auf Lebens⸗ 
zeit geichieht; es fcheint mir Daher ferner im Interefie der. Landge⸗ 
meinden zu liegen, Daß, wenn eine größere Wahlfreiheit einmal ges 
ftattet ift, auch in Bezug auf Die Zeit Diefelbe zu gewähren ift, daß 
daher mein Borfchlag unterftügt werde, die Zeitbauer der Function 
eines Kreistages Abgeordneten auf 6 Jahre feftzufegen. Ich habe 
in allen diefen Beziehungen ‚meinen Antrag in ein Amendement zus 
ſammengefaßt und geftatte mir, dieſes Amendement der hohen Ber- 
ſammlung zu geneigter Erwägung. vorzutragen: 


„Se. Majeſtät den König zu bitten, ven Provizial-Ständen eine Bro: 
pofition dahin vorzulegen: 
daß zur Wahl der Abgeorbneten der Landgemeinden für ben Kreistag, umter 
Wegfall der VBeringung des Schulzen⸗, Dorfricgter: oder Adminiſtrations⸗Am⸗ 
te8, bei einem fechsjährigen Turaus nur "diejenigen Gigenfchaften erforderlich 
‚ erachtet werben mögen, welche zur Wahl der Abgeorbneten der. Landgemeinden 
. für den Provinzial:-Landtag genügen.“ 


Ich erlaube mir, Diefen meinen Antrag Ihrer Einficht zu empfehlen. 

 Sandtags- Marfcheil: Wir gehen jegt chen auf Das Materielle 
der Sache ein. Ih will mich vorher noch vergewiffern, ob bie 
hohe Berfammlung den Antrag der Abtheilung verwirft, ber dahin 
geht, daß bie Verſammlung mit dem Antrage ſich nicht beſchaͤftige. 
Vor der Hand habe. ich nur gefragt, ob Die urfprünglicye Petition 
unterftügt if. Dies iſt gefchehen, ich muß aber body, ehe ich weiter 
gehe, die Frage aufwerfen, ob Die Majorität dem Anteage der Ab⸗ 
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teilung beiflimmt ober nicht. Stimmt bie hohe Verſammlung ihm 
bei, fo könnten wir Doch nicht weiter gehen. 

Referent von Arnim: Der Antrag der Abtheilung lautet fo: 

„Dieſe Petition nicht zu befürworten, vielmehr den Petenten zu überlaffen, ſich 
an bie betreffenden Provinzial-Landtage zu wenden.“ 

Sandtags- Marihall: Wenn die hohe Berfammlung dieſem Anz 
trage nicht beiftimmt, fo gehen wir auf das Materielle über, ſtimmt 
fie. ihm aber bei, fo koͤnnen wir nicht weiter kommen, dieſe Vorfrage 
muß erſt entichieden fein. 

Eine Stimme: E6 ift bereits in Das Materielle eingegangen. 

andiage·Marſchall: Allerdings, aber es darf nicht fortgefahren 
werden, ehe wir nicht willen, ob Die hohe Berfammlung damit ein« 
verftanden ift, daß weiter in das Materielle eingegangen werde. 
Herr Abgeordneter Allnoch hat das Wort. | 

Abg. Allusch: In Bezug auf die Abftimmung über den Antrag 
der Abtheilung bin ich nicht geformen, zu fprechen. 

Sendtags- Marſchall: Es fragt fih, ob Die angemeldeten Her⸗ 
ren fi noch wollen hören laſſen. 

Abg. von der Heydt: Als Mitglied der Abtheilung gehöre ich 
zur Minorisät bei dem lebten Antrage derjelben, womit gewünfcht 
wird, daß man die Petition nicht befürworte. Ich bin nicht der 
Meinung, und zwar aus dem Grunde, weil Der Landtag, wenn er 
den Grundfaß, ber in den Petitionen ausgefprochen ift, als richtig 
anerkannt hat, auch berechtigt ift, dergleichen Bitten an Se. Maje⸗ 
fiät den König zu bringen. 

: Der Grund, weshalb geftern die Bitte geftellt worben iſt, einen 
Geoſetz⸗ Entwurf an die Provinzials Stände zu dem Zweck gelangen 
zu laflen, um die bewußte Aenderung herbeizuführen, biefer Grund 
liegt hier nicht vor. Es ift nämlich in den provinzialftändifchen 
Sperlafgefegen ausdruͤcklich geiagt, Daß ohne Beirath der Provins 
zial » Stände eine Aenderung in den fpeziellen ftänbiichen Geſetzen 
nicht ftattfinden dürfe. Die Beitimmung aber, auf deren Aenderung 
pie Petition’ hinzielt, If nicht im dieſen Speshalgefegen enthalten, 
deren Aenderung nur mit Beirath der Provinzial Stände geftattet 
if, fordern in den Kreistage-Orbnungen, und zwar nicht in allen, 
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ſondern nur in den Kreistags⸗Ordnungen mehrer Provinzen. Dar⸗ 
aus folgt, Daß einmal Die Kompetenz des Bereinigten Landtags auf 
Grund des Geſetzes vom 3. Februar begründet ift, und dann, Daß 
es nicht nothwendig if, die betreffenden ProvinzialsStände zu hören, 
weil in ven betreffenden provinzial: fländifchen Geſetzen der Beirath 
zu einer Aenderung ber Kreidtags = Orbnungen nicht fpeziell vorbe⸗ 
halten if. Deshalb ftimme ich dafür, daß der Vereinigte Landtag 
auch zur Sache felbft verhandle. Ich behalte mir vor, zur Sache 
felbft nody das Wort zu nehmen. 

audtags Marſchall: Wenn Niemand das Wort weiter begehrt — 

Abg. von Seipziger: Ich glaube, die Abſtimmung kann micht 
erfolgen, ehe man nicht auf das Materielle eingegangen iſt. Ich 
werde 3. B. Gründe angeben, weshalb ich die Abänderung für 
nothmwendig finde. Wenn aber dieſe nicht befannt find, wirb eine 
Mafle Mitglieder dagegen ſtimmen. Ä 

Eine Stimme (vom Platz): Daftelbe wollte ich bemerfen. 

Abg. Bel; (vom Plab): Ich wollte mir den Borfchlag erlaus 
ben, daß die Petition öffentlich vorgelefen werde, Dann wird Die 
hohe Verfammlung fehen, daß fie aus dem Herzen gelprochen if. 

Abg. Pimmermenn (Spandau): Ich darf mich nur auf bie hier 
in Rebe ftehende Vorfrage.beziehen, ob Die definitive Debatte bes 
ginnen könne oder nicht, und ich glaube, daß ich dieſe Frage mit 
3a beantworten muß. Denn e8 ift die Petition an die hohe Ber 
fammlung gerichtet, und wenn ich richtig verftanden habe, ift die 
Abftimmung über die Srage bereits erfolgt, ob die Petition uͤber⸗ 
Haupt Unterfiägung findet, und da anerfannt ift, Daß fie die gehörige 
Unterftügung gefunden hat, fo glaube ich, daß über Die Petition 
felbft in das Materielle eingegangen werden muß. 

Inndtags- Marſchall: Id) glaube, alle diejenigen, welche dafuͤr 
fprechen, daß in das Materielle eingegangen werde, brauchen bie 
Entfcheivung der hohen Berfammlung nicht zu fürchten. Diefe wird 
fich Dafür entfcheiden, wenn fie es für wuͤnſchenswerth hält. 

Abg. von Baudigp Es wäre möglich, daß fie fid zu früh ent- 
fhiede und fein richtiges Bild von dem Gegenftande haͤtte und viel 
leicht Die Sache deshalb verworfen würbe, was einen ſchmerzlichen 
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Eindruck auf Biele machen würde. Ich würde mir Daher den Ans 
trag erlauben, nicht über die Vorfrage abftlimmen zu laflen, weil 
wir befhloffen haben, daß die Sache Unterſtuͤtzung finde. | 

Sandtags- Plarfcall: Ich muß glauben, Daß es eine Art von Be⸗ 
sormunbung der hoben Verfammlung wäre, wenn ich vorweg etwas 
entfcheiden wollte, wad ihr zu enticheiden zufteht. 

Abg. Bol (vom Platz): Ich mache darauf aufmerkfam, daß es 
für Die Zandgemeinben von dem höchften Intereffe ift und aus ber 
Debatte hervorgehoben wird, wie wichtig die Sache für bie Land⸗ 
gemeinde ift. 

Senttage- Marſchall: Ich erkläre vorweg, daß ich felbft winſche, 
es möge auf Dad Materielle des Petitions⸗Antrages eingegangen 
werben, damit man nicht den Verdacht — doch Diefes wirb. wohl 
ohnehin nicht ftattfinden — oder die Meinung haben Fönne, daß id, 
demſelben nicht günftig geftimmt fei, aber die entgegenftehende Mei⸗ 
nung .muß doch aud) gehört werben. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich habe mir eine Meinung und 
ein Urtheil gebildet, muß aber geftehen, daß fie nicht fo feft ftehen, 
als daß fie nicht von Anſichten und Wünfchen der Abgeordneten 
der Landgemeinden verändert werden könnten. Es muß mir alfo 
wünjchenswerth. fein, daß ich vorher deren Wünfche und Angaben 
höre. 

Ein Stimme (om Play): Wenn der Bittfteller ben Vrxnſch 
atsgeſprochen hätte. . 

: (Das Nebrige ift nicht verſtanden worden.) 

Ag. Schulz (Brandenburg): Herr Marfhall! Ich bin ſelbſt 
Kreiotags⸗Abgeordneter und gehöre zu denen, weldye ‚die Betition 
geftellt haben. 

Ich habe Feinen Anſtand genommen, Died zu beantragen, weil 
bad Beduͤrfniß Hierzu um fo mehr vorhanden tft, als jet Beſitzer 
folcher Güter im Stande der Landgemeinden vertreten werden, welche 
vor Emanation der Krelstagd- Ordnungen diefem Stande nicht ans 
gehörten, und ich wünfche, daß vie Beichränfung der Bahlen auf 
beftimmte PBerfonen aufhoͤre. 

Andtags- Marfchell: Ich halte mich nicht für befugt, den An- 
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trag der Abtheilung bei Seite zu laſſen, ohne ihn zur Abſtimmung 
zu bringen. Dieſer Antrag geht dahin, daß die Sache nicht hier 
zu eroͤrtern ſei. Darüber, ob die Verſammlung dieſe Anſicht theilt 
oder nicht, muͤſſen wir ins Klare kommen. Ich werde den Herrn 
Secretair bitten, die Frage zu verleſen. 

Eine Stimme: Wollen wir den Antragſtellern gerecht werden, 
fo iſt es durchaus nothwendig, daß die Sache bier berathen werde; 
denn bie geringe Vertretung auf den Provinzial⸗Landtagen macht 
es den Leuten unmöglich, daß fle mit einem foldyen Antrage durch⸗ 
kommen. 

Sandtags- Marfhall:. Ste werden alſo gegen den: antrag der 
Abtheilung ſtimmen, fo wie ich es thue. 

(Secretair von Bodum-Dolffs verlieſt den Abtheifungs-Anteag.) 

Wir wollen die Stage Tieber poſitiv ftelen und fragen: Sol 
die materielle Berathung hier flattfinden? Alſo diejenigen, welche 
dafür find, daß die Sache materiell hier berathen werben fol, bitte 
ich, aufzuftehen. 

(Es erhebt fich die überwiegende Mehrheit ver Mitglieder.) 

Nun ſind wir im Klaren, und es hat der Herr Abgeordnete 
Allnoch zuerſt das Wort. 

Abg. Allusch: Ich habe mich nefreut, in dem Referate bie 
Worte zu finden, daß die Mehrheit den Grundſatz ausgefprochen 
habe, daß im Allgemeinen es nicht angemefjen erſcheine, die Land⸗ 
gemeinden bei den Wahlen zu den Kreistagen auf die Gemeinde⸗ 
Borftände zu befchränten. Es ift alfo jetzt, nachdem die Abftim- 
mung fo günftig erfolgt fft, Die Anftcht der Abtheilung, daß eine 
ſolche Befchränfung nicht zweckmäßig fe. ‘Ich theife dieſe Anſicht 
vollfommen, ic) trete auch dem verehrten Redner aus Brandenburg 
bis dahin vollkommen bei, wo ex fagt, bie Deputitten für Die Kreis: 
. tage würden auf Lebenszeit gewählt: Dem iſt nicht fo. Ich bin 
felbft Kreistags⸗Deputirter, und in der Provinz Schleften haben wir 
ein Geſez von 1827 Darüber, wie bei der Wahl der Ruſtikal⸗Kreis⸗ 
tags⸗Deputirten, wenn ich fie fo nennen fol, zu verfahren fet. 
Wahl fol innerhalb 6 Jahren, und zwar fo, wie bei den Vorwah⸗ 
len Der Landtags » Abgeoroneten, vorgenonniten werden. Itch halte 
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bie Petition für ſehr wichtig und zwar in Bezug auf die Wahl 
freiheit. Ic) erlaube mir die Anfrage an die verehrten Vertreter 
ber Ritterfchaft, wie .e8 Ihnen gefallen würde, wenn bei irgend eis 
ner Wahl fie nur auf einen gewifien Stand, 3. B. den der Land⸗ 
räthe, der Stand der Städte audy nur auf die Bürgermeifter, bie 
Wahl richten könnten? So fehr ehrenwerth ich alle Stellungen halte, 
fo glaube ich, muß es doch im Prinzip der Wahlfreiheit liegen, daß 
man fich nicht auf einzelne Männer befcränfen darf. Es ift von 
diefer Stätte aus von einem fehr geachteten Mitgliede aus der Rhein- 
provinz geftern das Wort. gefagt worden: „Was Du nicht willſt, 
das man Dir ihue, das füge auch feinem Anderen zu.” Ich glaube 
alfo, die Berfammlung wird unferem Stanbe darin beiftimmen, Daß 
ihm eine Erweiterung des Wahlrechts zu Theil werde. Die Wah⸗ 
ken der KFreiöftände find auch ferner fehr wichtig. Die Kreisſtaͤnde 
haben die Befugnis, Ausgaben zu befchließen. Meine Herren, hals 
ten Sie fih nun die Zufammenfegung der Kreistage vor Augen, 
und Sie werden finden, daß es fämmtlichen Rittern freifteht, bie 
Kreistage zu befuchen, während jede in dem Kreiſe gelegene Stadt 
einen Deputirten, und die Landgemeinden, beren Zahl: fehr bedeu⸗ 
tend ift, 3. B. in meinem Kreife find es 116 Landgemeinden, zus 
fammen nur drei Deputirte zu ftellen haben. Ich glaube alfo, daß 
die Petition von größter Wichtigkeit ift und von um fo größerer 
Wichtigkeit, wenn Die Kreistage Ausgaben befchließen, bei denen, 
wie dies in ben fünf Kreifen, die ich die Ehre zu vertreten habe, 
der Fall ift, beinahe vier Bünftheile zu den Ausgaben ver Muftifal- 
ſtand beiträgt. Ich kann alfo Die Betition nur befürworten und 
hoffe auch, daß dies von der hohen Verfammlung gefchehen wird. 
Abg. von Iauhen: Berfiehe ich Die Stimme der hohen Vers 
ſammlung recht, jo bedarf es Teiner Bevorwortung des Antrags mehr. 
Der Abgeorbnete aus Schlefien bat in dem Geifte gefprochen, wie 
ber Abgeoronete vor mir, und Der Abgeordnete aus Branvenburg 
bat gleichfalls Die Sache hervorgehoben, zwar mit Bemerkungen, bie 
vielleicht weniger in der Anwendung vorfommen, ald daß die Sache 
fh blos auf dem Papiere befindet. Ic glaube, daß die tage, ob 
bie Riterfihaft dafür ſtimmen werde, ſchon in der Abflimmung, Die 
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eben vorgenommen worden if, ihre Erledigung gefunden hat, bie 
von der Art war, DaB es feiner weiteren Debatte, Feiner weiteren 
Befürwortung bedarf. Es handelt ſich nur darum, den Abgeorbne 
ten der Landgemeinden mehr Selbftftändigfeit zu geben, fie unab- 
hüngiger zu flellen, und das wünfcht gewiß Jeder. Es war ja nur 
die Rede davon, ob der Vereinigte Landtag dazu kompetent fei, eine 
direfte Petition an Se. Majeftät den König zu bringen. Ein Ab- 
geordneter aus der Rhein⸗Provinz hat uns bewiefen, Daß mir fie 
berathen und beichließen Tönnen. Ich glaube, daß wir fpäter noch 
auf Das Mißverhältnig zurückkommen werben, was in ber Zufam- 
menfegung der Kreisflände, beſonders auch in Bezug auf Das Recht 
liegt, Gelder zu bemilligen. Wir werden darauf bei einer ber und 
vorliegenden Petitionen zurädfommen. Hier handelt es fich nur 
darum, die Abgeordneten der Landgemeinden nicht in biefen engen 
Kreis zu bannen, und ich glaube, daß bie Abgeordneten Der Land- 
gemeinden, ohne daß fie viel barüber fprechen, überzeugt fein Fon- 
nen, daß die Berfammlung für ihre Wünfche ift, und Daß wir, wie 
wir die Sortjegung der Debatte beftimmt. haben, einfach zur Frage 
übergehen können und e8 feiner weiteren Debatte bedarf. 
(Allgemeine Zuftimmung und Ruf nah Abſtimmung.) 
Sandtags - Marſchall: Ic glaube das auch, will aber doch 
fragen, ob die Verfammlung diefer Meinung fei, und bitte, daß 
Diejenigen, welche ven Schluß der Debatte wünfchen, aufſtehen. 
(E8 erhebt fich faht die ganze Verſammlung.) 
Sandtags - Asmmifar: Es wird vielleicht zur Aufklärung in ber 
Verſammlung dienen, wenn ich einige Zweifel befeitige; welche über 
den gegenwärtigen Stand der Gefeßgebung in Diefer Materie vorge⸗ 
fommen find. Zu dem Ende bemerfe ich, Daß für Die Provinzen 
Preußen, Pommern, Schlefien, Brandenburg und Sachſen die Bes 
ſtimmung befteht, daß nur Schulgen und. Mitglieder der Dorfgerichte, 
für Preußen auch fogenannte Koͤlmer wählbar find, Daß für Bofen 
nur die allgemeinen Bedingungen der Wählbarkeit wie für ben 
Landtag erfordert werben und für Die Rhein⸗Provinz und Weſtpha⸗ 
ken nicht, wie von einem. geehrten Abgeorbnneten bemerft if, blos bie 
Adminiſtrations⸗Beamten, fondern auch die Gemeinde⸗Mertreter, alfo 
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jebt Die Gemeinde-Näthe, wählbar find. Was bie Dauer betelfft, fo 
werden fie in Pommern, Brandenburg und Sachſen auf Lebenszeit, 
in den übrigen Provinzen, fo viel ich mich für den Augenblid er- 
innere, auf 6 Jahre gewählt. Dies ift der faftifche Zuſtand, wie 
er jetzt beſteht. 

Abg. von Sauhen: Dann würde ich) mir noch das Ymendement 
erlauben, daß für alle Provinzen der Zeitraun von 6 Sahren be- 
flimmt werde. | 

Abg. son. Antte: Obgleich nicht Referent, fehe ich mich doch 
genoͤthigt, die Abtheilung inſofern zu vertreten, daß ſie nur auf 
Grund der hier eroͤrterten Verſchiedenheiten in den Provinzen ſich 
veranlaßt fühlen konnte, dieſe Frage nicht zu befürworten und uͤber⸗ 
haupt bie Petition. 
 .. Sandtags- Mäarfchall: Ich werde die Bitte zur Frage ftellen, fo. 
wie fie von den Abgeorbneten der Landgemeinden vorgefchlagen if. 

Secretair von Bohum-Dolfis (verlieft die Frage): 


‚An Se. Majeftät die unterthänigite Bitte zu richten, daß bie Beftimmungen 
ber Kreistage-Orbnungen, wonach zur Wahl eines Abgeordneten der Landge⸗ 
meinden für den Kreistag die Ansübnng des Schulzen:, Dorfrichter: oder Ad⸗ 
miniftrationssAmtes erfordert wird, aufgehoben und nur diejenigen Eigenfchaften 
erfordert werben mügen, welche nach den für jebe Provinz erlafienen Verord⸗ 
nungen zur Wahl bes Abgeoroneten ber Landgemeinden für den Provinzlal- 
Landtag genügen.” 


Jaudtags ⸗·Marſchall: Diejenigen, welche dafür ftimmen, Daß ber 
Landtag an Se. Majeftät den König die Bitte richten ſou, dieſen 
Antrag zu erfüllen, erſuche ich, aufzuſtehen. 

(Wird faft einftimmig angenommen.) 

Abg. Pok: Blos Drei Worte bitte id) den Herrn Marfchall 
mir zu erlauben, an die hohe Berfammlung richten zu dürfen. Mein 
Herz tft zu ſehr erſchuͤttert, als Daß ich mir nicht erlauben ſollte, 
meinen höchften Dank für das große Einverftänpniß auszufprechen, 
welches die hohe Verfammlung in bleſen Augenblick an den Tag 
gelegt hat. 

Eine Stimme: Ich habe wegen einer nothwendigen Berichti⸗ 
gung ums Wort zu bitten. Ein Mitglied der Provinz Branden⸗ 
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burg hat ein eigenes Formular vorgeleſen, ich wollte nur fragen, 
ob dies flenographirt und veröffentlicht: wird. 

Sandiags- Maria: Ja wohl! 

Eine Stimme: Dann muß ich bemerfen, daß ed für Schleflen 
nicht in Anwendung kommt. 

(Mehrere Stimmen [vom Plab]: Bei und auch nicht.) 

Es ift zweitens vorausgefeßt, daß der Gutsherr die Schulen 
vereidigt, dieſes ift nicht der Fall. 

Ag. von Araim-Eriewen (vom Platz): In Brandenburg ift.. 
(Das Uebrige war der vorherrfchenden Unruhe wegen nicht zu 
verftehen.) 

Sandtogs- Asmmiffer: In dieſer Beziehung: babe ich den Aufs 
Eärungen, die ich vorhin gegeben, nod) hinzuzufügen, daß bie von 
Kamptz'ſchen Annalen feine Gejeh » Sammlungen find, alfo aud 
feine Beweiskraft für Die Authentizität der Darin enthaltenen Skripte 
haben. 

Abg. Pimmermann (Spandau): 

(Große Aufregung in der Verfammlung.) 

Ich erlaube mir nur die Bemerfung, daß ich in meiner Rebe 
den v. SKampp’fchen Annalen Feine Geſetzeskraft beigelegt habe. 

Abg. Senfing: Man kann hier nicht hören, was gefagt Äfl, 
wenn die Verſammlung nicht ruhig fein will, 

Sandtags- Marſchall: Wir Tommen jetzt zu dem Gutachten, 
„das Schupgeld“ betreffend. Der Referent, Herr von Uech⸗ 
trig, wird feinen Platz einnehmen. 

Referent von Kechtritz (verlieft das Gutachten, betreffend Das 
Schutzgeld): 

Gutachten 
der 


fiebenten Ybtgeilung der Kurie der drei Stände bes schen Verel⸗ 
nigten Landtags, 
betreffend 
die Petitionen ber beiden Herren Abgeordneten aus dem Stande 
ber Landgemeinden, Seltmann. und Dansmaun, das Schusgelb 
betreffend. 


Oer b eoronen aus dem Stande der Landgemeinden ber — Sachfen, 
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Ser Seltmann, trägt, geſtuͤzt auf einen fruͤheren, feiner Bitte entſprechenden 
Antrag des achten fächfifchen Provinzial⸗Landtags, darauf an, 
ſich für den Wegfall der Hansgenofien-Schupgeld-Abgabe zu verwenden. 

Diefem Antrage fihließt fi eine von mehreren anderen Abgeotbneten aus dem 
Stande der Landgemeinden, den Herren Dolz, Müller und Krohn, unterzeich⸗ 
nete Petition am, während ber Abgeordnete ans dem Stande der Landgemeinden 
ber Provinz Brandenburg, Herr Dansmann, den Antrag nur dahin richtet: 

Se. Majeſtät den König allerunterthänigft zu bitten, über die Verbindlichkeit 
der Einlieger und. der neu anbauenden Grundbefiger zur Entrichtung eines 
Schupgeldes gefeglihe Beſtimmungen Allergnäpigft zu erlaſſen. 

‚Beide Autragfieller entichnen bie Begründung ihrer Anträge aus der Zweifels 
haftigkeit der rechtlichen Natur der Schutzgeld⸗Abgabe, zu beren Beurtheilung Fol- 
gendes vorausgeſchickt wird: 

Das Edikt vom 9. Oktober 4807, betreffend den erleichterten Beſitz und ben 
freien Gebranch des Grundeigenthums, fo wie die perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe der 
Landbewohner, hob in den 88. 40 bis 12 die bis dahin beſtandene Guteunter⸗ 
thaͤnigkeit in ſaͤmmtlichen Provinzen des Staats auf. 

Ucher bie richtige Dentung, infonderheit ber bezogenen Borfchriften dieſes 
@pifts, walteten Zweifel ob, und diefe hatten das Publikandum vom 8. April 1809 
(cf. Sefeg:Sammlung von 1806 bis 1810 ©. 557) zur Folge, worin namentlich 
für die Provinz Schiefien und Grafſchaft Glatz fpeziell aufgeführt wird, welche 
ber früheren Leiftungen der Gutsinſaſſen als aufgehoben umd welche als fortbefte- 
hend erachtet werben follten. 

Bu den legteren, alfo zu ben fortbeftehenben, zahlt das Publikandum im $.5 
auch. bad Schuggeld, indem es hierüber wörtlich verordnet: 

Es flieht auch jedem Gutsbefiger, in fo lange nicht wegen Verwaltung ber 
Batrimonials Gerichtebarfeit etwas Anderes verordnet worden, in Sufunft ferner 
die Befuguiß zu, von allen auf das Gut anziehenden Schutzverwandten, namentlich 
von ben fogenannten Hansienten und Inliegern, besgleichen auc von Ausgebingern, 
als Beihülfe zu den Koften ber Gerichtsbarkeit ein jaͤhrliches Schutzgeld zu fordern. 

Dard) die Verordnung vom 24. Oftober 1810 

" (ef. Geſetz⸗ Sammlung I. cit. S. 735) 
wurde diefe beklaratorifche Beſtimmung des Edikts in allen anderen damaligen 
Brovinzen des Staats für maßgebend erHlärt und in die, die Aufhebung ter Erb⸗ 
Unterthänigfeit in den nen und wieder erworbenen Provinzen des Staats betrefs 
fende Verordnung vom 18. Januar 1819 ift fie wörtlich übergegangen, fo daß 
diefelbe für die Beurtheilung biefes NRechtoverhaltniſſes in allen Provinzen ent⸗ 
ſcheidend iſt. 

Leider iſt aber dadurch die Frage über bie Berechtigung zur Erhebung des 
Schrtzgeldes in Fein fo helles Licht geſtellt worden, daß ſie nicht unausgeſetzt ber 
Gegenſtand vieler Prozeſſe geweſen, bie bei dem verſchiedenartigen Ausgang für 
und gegen bie in Anfpruch genommene Verpflichtung in einer und derſelben Ge⸗ 
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gend, ja oft an einem Orte, den dringenden Wunſch ver Betheiligten immer mehr 
hervorgerufen Haben, biefes fo unflare Verhaͤltniß einer gefeglichen beftimmteren 
Begränzung unterworfen zu fehen. Nach dem, was bie Abtheilung barüber er⸗ 
mittelt bat, macht der höchfte Gerichtshof bie Werechtigung zur Erhebung bes 
Schupgelves von dem Beweiſe abhängig, 
daß daſſelbe ſchon im Jahre 1809 obfervangmäßig gefordert werben Tonnte; 

eine Anficht, die in der Abtheilung mit dem im Gingange bezogenen Bublifandum 
ganz im Cinklange zu flehen fcheint, nach welcher aber weder ber Berechtigte die 
Buläffigkeit feines Anſpruchs, noch der Berpflichtete die Zweifellofigfeit feiner 
Obliegenheit mit Sicherheit zu beurtheilen vermag, die den Erfteren vielmehr vers 
anlaſſen muß, das Anerfenniniß der Obfervanz norher dem Audfpruche bes Richters 
zu unteriverfen, um den Schein der Berfolgung ungegründeter Anfprüche au bie 
Infaffen des gutsherrlichen Bezirle von fi) abzuwenden oder auf den Anſpruch 
ganz zu verzichten. 

Die Abtheilung geht nun von der Anſicht aus, daß zwar nach ber beſtehenden 
Gefengebung das Recht zur Erhebung eines Schupgeldes an und für fich, eine 
rechtsgültige Obfervanz vorausgeſetzt, nicht in Zweifel gezogen werben kann, daß 
indeß eine Aenderung bes beftehenden Zuſtandes dringend zu wünfchen ift, weil es 

a) bedenklich exfcheint, ein Verhaͤltniß fortbeftehen zu laſſen, welches zu ungerechte 
fertigten Anfprüchen leicht Veranlafjung geben fann, fo wie weil 
b) die große Unficherheit des beftehenden Nechtszuftandes an vielen Orten bie 

Butsherren veraulaßt, Anſprüche auf die Zahlung von Schuggelb fallen zu 

lafien, und weil, wenn ed an einem Orte erhoben wird, am anderen nicht, 

bie Freizügigkeit faktifch erfchwert und ein Ort gegen den anderen wegen bes 
größeren Andranges von der ärmeren Klaffe der Staatsbürger im Nachtheil 

verſetzt wird, . 

Aus diefen Gründen hat die Abtheilung fih, wie erwähnt, und zwar eins 
flimmig, für die Nothwendigfeit einer Aenderung entfchieden, fich aber nicht vers 
bergen fönnen, daß es nur einen Wer giebt, wie biefe Aenderung möglich iſt, 
ohue mit dem Rechisprinzip in Widerſpruch zu gerathen, 

Wie eben ausdrüdlich bemerkt if, macht das Gefeh die Berechtigung zur 
Erhebung von Schupgeld ausdrücklich von der Bedingung abhängig, daß wegen 
Berwaltung der Patrimonials®erichtsbarkeit nicht ein anderes verorbnet wird, und 


. fo kange daher der Rechtsgrund, anf weichem die Forberung beruht, der vom Ges 


“ feßgeber. ausbrüdlich vorbehaltenen Beſchränkung -oder Aufhebung durch Reorga⸗ 
wifation der Batrimonial-Berichtsbarfeit nicht unterworfen worden if, iſt eine 
Abhilfe der bei dieſem Gegenitande unzweifelhaft vorhandenen Uebelllände ohne 
Berlegung wohlerworbener Rechte, von welchen viele auf Fontraftlichen Abreben, 
theils auf vechtsfräftigen Nichterfprüchen beruhen, nicht möglich. 

: , Benn num mehrere dem hohen Landtage überreichte Petitionen auf Reorga⸗ 
wfation der Patrimonial⸗Gerichtebarkeit gerichtet find, fo glaubt die Wötheilung, 
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rückſichtlich der Form ber weiteren Behandlung ber vorllegenden Anträge anheim⸗ 
ſtellen zu müflen: _ 
den ſchwankenden Zuftand in Betreff der Berechtigung zur Erhebung eines 
Schutzgeldes bei Gelegenheit der Berathung der Petitions-Antraͤge uͤber die 
Neorganifation ber Patrimonial⸗Gerichtobarkeit in Erwägung zu ziehen, und zu 
biefem Bwed die bezüglichen Petitionen mit diefem Gutachten derjenigen Ab⸗ 
theilung des hohen Landtags zu überweifen, welche die Anträge auf Neorgauts 
. falion der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit zur Begutachtung überwiefen worben find, 
Zur mehreren Begründung der von der Ahtheilung ausgefprochenen Anficht, 
daß nur auf biefe Weife und nicht dadurch Abhülfe verfchafft werden Fann, dag 
über die Berbindlichfeit zur ntrichtung von Schutzgeld deflaratorifche Veſtim⸗ 
mungen von bes Könige Majeſtaͤt erbeten werden, glaubt diefelbe ſchließlich daranf 
-anfmerffam machen zu müflen, daß aus Veranlafiung eines foldyen vom ſchle⸗ 
fiigen ProvinzialsLandtag zur Petition erhobenen Antrags des Königs Majeflät 
‚bereits mittelſt Allerhöchfter Kabinets⸗ Ordre vom 10. Mai 1544 ſich dahin aus⸗ 
geivrochen hat, 
baß es zur Zeit einer Deelaration ber Berorbuung vom 8. April 1809 im Te: 
gislativen Wege nicht beduͤrfe, dag vielmehr bie Regulirung der örtlich ver: 
.. ſchiedenartig geftalteten Verhältniffe in Betreff des nach den eben allegirten ger 
ſetzlichen Vorſchriften zu entrichtenden Schuggelves lediglich ber Uebereinkunft 
der Intereſſenten und in deren Ermangelung dem richterlichen Ausſpruche zu 
überweifen fei. \ 
Berlin, ben T. Mai 1847. 


Die fiebente Abteilung ber Kurle der drei, Stände. . 


von Finkenſtein. von Fock. Koͤnig. Graf Helldorf. Aupfer. von 
Solzbrink yon Schabow. Mömwes, Neitſch. Fampheufer. von 
Uechtritz (Referent). 


Sadtege-Serfäall: Die Meinung der Abtheilung geht dahin, 
baß eine weitere und gründlichere Vorberätfung noch in der Ab- 
Theilung, die fi mit der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit befchäftigt, in 
Verbindung mit biefem Gegenftande nothwenbig fei. Wenn ſich nichts 
Dagegen zu „erinnern findet, fo werde id) den Gegenfland der fünf 
gen. Abtheilung⸗ ‚überweifen. 

bg. Dos: Da ich einige Tage abweſend fein. werde, fo 
möchte ich ven Herm Marfchall bitten, Die Gewogenheit zu haben; 
dafür zu forgen, daß der Gegenftand nicht vorher feine Erledigung 
erhalte oder aus der Abtheilung zuruͤckkomme, che. ich mich als eve 
dent Darüber ausgeſprochen haben ‚werde. . | 

IV. 29 


+ 


Sandtags- Marfhall: Er wird nicht fo ſchnell aurädfommen. 
Ich weife das Gutachten an die fünfte Abteilung. 

Wir gehen nun zum Gutachten, befreffend Die Petition auf 
Deffentlichkeit der Stadtverordneten-Berfammlungen, 
über. Referent ift Herr Abgeorbneter Bertram. Ich werde ihn 
bitten, den Platz einzunehmen. 

Reterent: Die Angelegenheit, meine Herren, bie ich ber hohen 
Verſammlung vorzutragen habe, betifft Die Deffentlichfeit der Stabt- 
verorbneten -Sigungen. So viel ich weiß, find Anträge. dahin bei 
mehreren Provinzial-Landtagen. früher ſchon gemacht worden. Ich 
weiß nicht, ob auf allen. Aber Dex hohen Verſammlung find meh⸗ 
tere Anträge vorgelegt worden. Ich ſelbſt würde einen folchen An⸗ 
trag gemacht haben, wenn ich nicht gewußt hätte, daß die Sache 
bier zur Sprache gebracht wird. Das Gutachten lautet wie e folgt: 


Guta ch t e n 
ber fünften Abtheilung ber Kurie der drei Stände bes erſten Ver⸗ 
einigten Landtags, betreffend die Petitionen auf Oeffentlichkeit 
der Stadtverordneten— -Berfammlungen. 


Don mehreren Seiten find Anträge darauf eingegangen, daß den Stabiver- 
orbneten geftattet werben möge, ihre Berfammlungen und Verhandlungen öffentlich 
abzuhalten. Diefe Anträge gehen theile auf unbedingte, teile auf bedingte Def: 
fentlichleit hinaus. : Für 

unbedingte Oeffentlichfeit erklaͤren ſich 

der Abgeorbnete Ritter ans Stettin und 
der Abgeordnete Mehls aus Landsberg; 
ferner “ 
der Abgeordnete Tſchocke aus Breslau, 
welcher jedoch, falls die unbedingte Deffentlichkeit nicht zu erlangen fein ſollte, 
wenigſtens den Zutritt derjenigen Bürger begehrt, von denen bie Stadtverordneten 
gewaͤhlt werben. Erſterer wuͤnſcht zugleich, daß in den öffentlichen Sipungen der 
Magiftrat : vertreten fein möge — ungefähr wie in den Kammern die Staaté⸗ 
Verwaltung duch Minifter vertreten wird, — weil dadurch, der ſich täplich mehr 
sende GefchäftssBerlehr zwiſchen Magiſtrat und Stabtwerorbneten erleichtert und 
durch fofortige. Ausfunft in ‚sweifelhaften Bällen vielfache Koreefpandenz vermindert 
Werben Eönne. 
Bedingte Deffentiichleit beantragt 
; ber Abgeordnete Wächter aus ZÜft- ' 
in der Axt, daß nur „fimmfählge. Bihrger” zugelaſſen werdon. “us ” —E 
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dar Abgeordneien Sperling, Dulk und Heinrich. aus Königsberg in Preußen 

welche erſt nach Abfaſſung des Abtheilungs⸗Protololles vorgelegt worden, nimmt 
für „wahl: und ſtimmfaͤhige Bürger‘ den quaͤſtionirten Zutritt in Auſpruch 

Die Deffentlichkeit der Stadtperordneten⸗Verſammlungen ift ſchon früher auf 
und von mehreren Provinzial⸗Landtagen beantragt, ohne daß fie bis jept mach zu: 
geſtanden worden. So viel der unterzeichneten Abtheilung durch. geneigte Mit 
theilung befanut geworben, erblickt die Staats⸗Regierung in dem Zulaſſen der 
Gemeindeelieder zu den Berathungen der Stadtverordneten eine Abänderung bes 
Grundprinzips der Stäbte-Orbnung, welche ben Vertretern der Gemeinde moͤg⸗ 
lichſte Selbfilänpigfeit bewahrt, jeden anderen birekten ober indirekten Einfluß auf 
ihre Hanblangen und Meberzeugungen zurücdweift, fie nur ihrem eigenen Gewiſſen 
verantwortlich marht. Die Freiheit der Berathungen möchte bei Anwesenheit folcher 
Hubörer, deren Interefien durch Gegenſtaͤnde ber. Berhanblungen berührt werben; 
wefentlich gefährbet fein; die Zuhörer würden einen Cinflug auf die Berathungen 
gewinnen, welchen zu verhindern die Stabtverorbneten-Verfammlungen wicht Immer 
im Stande fein dürften. Zugleich draͤnge ſich bei der Deffentlichfeit von felbft das 
Beduͤrfniß der Vertretung ‚des Magiftrats in ben. Verſammlungen auf, um fich 
felbft oder anch die Staats-Regierung gegen etwaige Angriffe zu rechtfertigen, 
Mißverſtändniſſen entgegenzufommen, die anberenfalls unbegrünbefe und nachtheuige 
Anſichten im Poblikum verbreiten könnten. 
Die unterzeichnete Abtheilung verkennt bie Sriftigteit dieſer Grunde nicht. 
Auf der anderen Seite aber, möchte nicht in: Abrede zu ſiellen fein, daß in der 
offenen Behandlung oͤffentlicher Intexefien ein wefentliches Element der Fortbildung 
liegt, weldyes jeven Zweig des Staats-Organismus — fo weit bie. Abgefchlofien- 
Heit nicht unerläßliche Bedingung iſt — gegen Erfrankungen fichert.. Die der 
ſtaͤdtiſchen Bepölferung -gesfineten Sitzungen ihrer Bertreter geben seinen feſten 
Bereinigungspunft. zur Erweckung und Belebung bes Semeinfinnzs, auf melchem 
das Wohl ver Stäbte zum großen Theil beruht. Die Deffentlichkeit wirb neue 
Kräfte zur Foͤrderung gemeinnügiger Wirkfomfeit ausbilden, daneben hinderliche 
Barteilichfeiten einzelner Zührer oder ganzer Factionen befeitigen. Die Berathuns 
gau werden. an Gründlichkelt, Ruhe und angemefjener Haltung gewinnen, daß Vers 
haͤltniß der Stadt⸗Veroxdaeten zu den ſtaͤdtiſchen Behörden ſichern, bie gemein: 
fchaftliche Thätigkeit beleben und zugleich den Geſchaͤftsgang wefentlich abfürgen. 

Unter dieſen DBorausfegungen glaubt Die unterzeichnete Abtheilung ferner nicht 
unerwogen lafien zu dürfen, daß dem fihon fo vielfach und dringend 'erhabenen 
Wunſche auf Oeffentlichkeit auch in der ftäptifchen Verwaltung eben jetzt nicht füge 
lich mehr entgegenzutreten ſai, nachhem jene fich bereits in verfchlebenen Branchen 
bes Staats⸗Drganismus Geltung verſchafft und fo großen Beifall gefunder habe. 
Indem bie Abtheilung fih daher gegen vier Stimmen im Allgemeinen, dahin ents 
ſchieden hat, dem hohen Landtage die Berückſichtigung ber vorliegenden Anträge zu 
empfehlen, verlennt ‚fie doch auch die Verbindlichkeit zu näherer Erwägung derjeni⸗ 
un. Rhealın aidt, N eins vB des Bernalenen welches ven. Städten 
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Me freie Bewegung in ihrem eigenen Haushalte gegeben hat, beſorgen iaſen 
möchten. 

In biefer Belebung fam zur Sprache: 

1) Ob es gerathen fei, die ODeffentlichkeit ber Stad werordueten / Verfammlangen 
ſowohl für die großen, als Für die Heinen Städte zu beantragen. 

Bon der einen Seite wurde Hierbei geltend gemacht, daß bie Fleineren Stätte 
Hierzu weniger geriguet erfchlenen, weil bei -ihmen vie RommmalAngelegenbeiten 
ſich vielfach ven Privat⸗Intereſſen einzelner Klaffen ber Einwohner näherten. Auf 
ber anderen Seite erblickte man einen Vorzug der Stäbleorbuung gerade darin, 
das fie fi, ihrem Prinzipe nach, für alle Städte ale gleich anwendbar erweife. 
"Hoch wurde zwifchen großen, mittleren und Heinen Städten unterfchieden, fo daß 
vie Deffentlihleit nur für Stäbte über 40,000 @inmohner befürmortet werben 
folle, während Andere bis 3500 Einwohner heruntergehen wollten, ‚noch Andere 
fe für alle Stäpte anwendbar erachteten. Die Abſtimmungen über dieſe vers 
ſchiedenen Anſichten ergaben 

44 gegen 4 Stimmen für Städte über 10,000 Einwohner, 
41 gegen & Stimmen für Städte von 3500 bis 10, 000 Einwohnern, il 
und . 

9 gegen 6 Stimmen eben fo für die Heineren Stävte: 

# Die ganze Abtheilung ift der Meinung, dag die Deffenttichkeit der Stabiver- 
ordueten⸗Verſammlungen nicht allgemein angeordnet, ſondern nur denjenigen 

Staͤdten gewährt werben ſolle, welche ſolche wünfchen und in denen Magi⸗ 
ſtrat und Stadtverordnete damit einverſtanden find. Die Zuſtimmung ber 

Magiſtrate, wenn ſolche nicht aus beſonderen Gründen zuriktgehalten wird, 

fol von der vorgefepten Regierung ergänzt werden koͤnnen. 

3) Das den Stabdwerordneten zufchen muͤſſe, meben den öffentlichen auch ge⸗ 
ſchloſſene Sitzungen Halten zu koͤnnen, um allein über Angelegenheilen zu be⸗ 
zathen, welche ſich nicht für die Deffentlichfeit eignen, Hegt in ver Natur der 
Sade. In den öffentlichen Sitzungen erfcheint aber eine Vertretung bes 
Magiſtrats nothwendig und zweckmaͤßig. Nothwendig aus: den bereits oben 
angeführten, als in dem Sinne der Gtante-Negierung liegenden Gründen; 
zjwedmäßig aber,. weil ſich dabei eine Menge Unficherheiten, Mißverſtaͤndniſſe 
.befeltigen, Auskunfte eribeilen und meltläuftige :Korrefpondenzen vermeiden 
lafien werben. Auch tritt die Wirkſamkeit der beiden ftädtifchen Organe mehr 
in ‚einander, beten gegenfeltiges, fo wie das Vertrauen dee Gemeinde zu ihren 
Vertretern und Behörden, wird weſentlich gekraͤftigh werben. Die unterzeich⸗ 
nete Abtheilung war hiervon fo überzeugt, daß ſitTa 

die Vertretung -des-Magifirats zur Bedingung der quäftienfeten Drffentiicteit 
macht, mit Ausſchluß von 2 -Stimmnen, welche nur iuſofern abwichen, ale 
fie den eigemen Ermeſſen des Magiſtrats ſeine Bertretung überlaſſen wollen. 

68 wird nit Überflüffig fein, Hierbei zu bemerken, daß in obiger Bedin gung 
—* Beſchraͤnkung für die Stadtverorbneten in ber Freiheit Ihter- Wera 
Ginfichtlicy folgen. Bälle liegt, bei denen die Gegenwart eines ober einiger Magie 
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ſtrats⸗Mitglieder ihmen hinderlich fein koͤnnte, da es denſelben umbenommen bleibt, 
ſolche Gegenſtaͤnde in den geſchloſſenen Sitzungen zu behandeln, wo eine Vertretung 
des Magiſtrats nicht vorhanden iſt. 

Nach; dieſen Ausführungen erlaubt fich die unterzeichnete Abtheilung, dem 
hohen Bereinigten Laudtage bie Gingange gebachten Petitionen dahin zu ems. 


pfeblen: 
a) daß bie Deffenklichkeit Der Etadiverordueton⸗Verſammlungen befürwortet wich, 
iedoch 
b) unter Vertretung des Magiſtrats, ohne Slimmrecht, in ben öffentlichen 
Sitzungen; 
o) fir alle Stäbke ohne Unterſchied, 
welche 
d) bie quäßionirte Oeffentlichkeit beantragen, 
un) zwar 
e) unter Uebereinſtimmung des Magiſtrats und der Stadtverordneien, 
Berlin, den 10. Mat 1847. 


Die fünfte Abtheilung der Kurle der drei Stände. 


von Bodelſchwingh. Graf von Salen. Bertram (Referent) von. 
Gaffron. Thomas Schult. Biemßen. 


Abg. HSommerbrodi: Es ift gewiß Seiner in der hohen Vers 
fammlung, Der nicht von dem hohen Werth und der tiefen Bedeu⸗ 
hung des uns verlichenen wahrhaft Königlichen - Geſchenkes ver 
Staͤdee⸗Ordnung vom 19. Nevember 1808 durchdrungen wird. Ein 
Gefetz, welches den Bürger von Wilfür befreite und ein freies, 
ſelbſtſtaͤndiges Bürgerthum begründete — ein Geſetz, durch weldyes 
den Bertretern der Bürgerfchaft nicht blos eine berathende, fonbern 
eine befchließende, entſcheidende Thätigkeit zugefichert wurde — 
ein Geſetz, welches, wie Des hohen Geſetzgebers eigene Worte lau⸗ 
ven, eine fefte Bereinigung in Den Bürgergemeinden bilden, ihnen 
eine thätige ‚Einwirkung auf die Verwaltung des Gemeinweſens bei⸗ 
legen und @emeinfinn erregen und erhalten follte. Unſchaͤtzbare 
Rechte find und durch Diefes Gefeg verliehen, Rechte, Die wir Bürs 
ger Dur Einigkeit und Einftimmigfeit in unferer Denk⸗ und Hands 
kingsweife mit aller und gefeglich zuſtehenden Kraft ſchuͤtzen und als 
Palladium unferer bürgerlichen Sreiheit wahren wollen. Richt aber 
bloo Rechte, fondern auch ſchwere Pflichten find uns auferlegt, Pflich- 
ten, deren gewiffenhafte Erfüllung unfer'eifrigftes Beſtreben fein muß, 


Pflichten, bie Keinen anderen Lohn gewähren, als das Bewußtſein, im 
Sinne und Geiſte des Geſetzes gehandelt, und mit Hintenanfegung 
ber. eigenen Perfönlichkeit für das Geſammtwohl nad) Kräften mit- 
gewirkt zu haben. Großen ‚Segen bat das Geſez bereitet, aber noch 
größer, umfaffender Eönnte er fein; groß ift die Zahl der Bürger, 
bie ihre Pflichten erfüllen und den Werth dieſes Geſetzes anerken⸗ 
nen; aber noch. größer Die Zahl derer, denen das Geſetz nur dem 
Namen nad befannt if. Der vom hohen Geſetzgeber beabfichtigte 
Gemeinfinn aller Bürger ift noch lange nicht in dem Grabe erreicht, 
als dem Geſetz angemefien, würdig und zu erwarten geweſen wäre. Man 
wird mir einwenden, dies fei Die eigene Schuld der Bürger; ich muß 
dies beftreiten, die Schuld Iiegt wenigftens größtentheils nicht in’ 
ihnen, fondern daran, weil den Meiften zu wenig Gelegenheit geboten 
wird, das Geſetz in feiner praftifchen Anwendung und Ausführung 
fennen zu lernen. Im tobten Buchftaben liegt Fein Leben, und wenn 
der Bürger das Geſetz auch auswendig lernte, fo hätte er nur we⸗ 
nig gewonnen. Nur allein die praftifche Ausführung und Anwen 
dung bringt Leben in: den todten Körper, Dieſe lernen aber nur 
diejenigen Tennen, welche Kommunal⸗Aemter befleiden, deren find 
nur wenige; bie Uebrigen erfahren fo gut wie nichts. Die Folge 
davon iſt, Daß Indifferentismus gegen Sommunal » Angelegenheiten 
bei einem großen Theil eintritt; der Zweck .alfo, den der Geſetzgeber 
vor Augen gehabt, wird mer in fehr geringem Grade erreicht. Ganz 
anders würde es fich geftalten, wenn Deffentlichkeit der Stadtver- 
ordneten⸗Perſammlungen geftattet würde; dann Hätte jeder Bürger 
Gelegenheit, das Geſetz praktiſch Fennen zu lemen; dann würbe er 
das Geſetz mehr fchägen, lieben und achten, gewiffenhafter darnach 
handeln; dann würde er es verſtehen; dann wüßte er zu beurtheilen, 
ob die gewählten Vertreter der Bürgerfchaft fi) des in fie gefeßten 
Vertrauens würdig zeigen; bann würde das Intereffe an Kommunal: 
Angelegenheiten erweckt umd ber echte Bürgerfinn belebt und’ geförs 
dert werden. Und wer gewönne dabei am meiften? Sicherlich nur Die 
Krone und der Staat, deffen Abficht es if, Bürger im Sinne diefes 
Geſetzes zu befiten. Nothwendig iſt es allerdings, Daß bei geftatteter 
Deffentlichkeit. Die Anweſenheit einer Magiftratöperfon ftattfinde, nicht 
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allein, um Mißverſtändniffe zu beſeitigen, eiwa vorkommen: koͤnmende 
unbegründete Angriffe gegen Magiſtrate oder Staatsbehoͤrden zu wi⸗ 
beriegen, ſondern auch um Durd) Kane. Auskunft den Geſchaͤftegang 
öfters zu fördern. 

: Soll aber eine folche Oeffentlichkeit von recht allgemeinem Nuhen 
ſein, ſoll Gemeinfinn aller Bürger dadurch erreicht werben, fo iſt 
davon unzertrennlich, ja unbedingt. nothwendig, Daß auch den Stadt⸗ 
verordneten geftattet werbe, ihre Verhandlungen zu veröffentlichen, - 
und daß dieſe Feiner anderen Kontrolle unterworfen ſeien, als der 
im Eenſur⸗Geſetze vorgeſchriebenen. | 

Nicht allein in Feinen, ſondern auch in größeren Städten kann 
nicht jeder gewerbtreibende Bürger die Sitzungen beſuchen, wohl aber 
wird er, wenn er die Verhandlungen gedruckt erhält, ſie nachleſen, 
Intereſſe an den Kommunal⸗Angelegenheiten gewinnen und echter 
Bürgerfinn in ihm erwedt werben. 

Ich frage Sie, meine Herren, ob die Deffentlichfeit dieſer 
Sitzungen hier, ohne Die Veröffentlichung der Verhandlungen, wie wir 
fie. jebt haben, genügend wäre? Nicht allein, daß dann vielfache 
falfche Nachrichten, die durch das anweſende Publikum verbreitet wer⸗ 
ven. fönuen, Heiner Kontrolle unterworfen fein würden, fo könnten 
auch von der Deffentlichkeit felbft immer nur Wenige Gebraudy ma- 
chen. und. nur diejenigen, Die ſich am Orie felbfi befinden. Die Vers 
öffentlichung der Verhandlungen aber, wie fie Se. Majeftät der Koͤ⸗ 
nig geftatiet haben, gebt Durch Das ganze Sand in Die entfernteften 
Gegenden, von den verfehiedenften Bildungsftufen werden fie mit 
gleichem Antereffe gelefen, überall fteigert fi) Die Theilnahme dafür; 
Niemand kann leugnen, Daß duch) fie der fchönfte Saamen zur poli⸗ 
tiichen Bildung des Volkes ausgeſtreut wird. 

Ic) frage Sie, meine Herren, ift die Bildung des Bürgers im 
Sinne und Geifte des Geſetzes von geringerem Werth? Sol der 
Bürger politifch reif fein, fp muß er erft reif werden im Sinne der 
Städte s Orbnung; fol der jebt ausgeftreute Saame gedeihen und 
Frucht bringen, fo muß er.auf einen fruchtbaren Boden fallen, und 
welcher Boden ift fruchtbarer und geeigneter Dazu, als die Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung, dieſe Grundlage einer ferien ſelbſtſtaͤndigen Verfafjung? Ich 
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hege die Ueberzeugung, daß der hohe Landtag meine Anſicht theilen 
und. Daher der Antrag befürwortet an die Stufen des Thrones ges 
langen wirb; ich hege aber. auch die Hoffnung, daß, nachdem Se. 
Majeftät der König bei der wichtigften Angelegenheit des Landes bie 
Veroͤffentlichung unferer Verhandlungen geftattet: haben, derſelbe auch 
eine gleiche Berechtigung für die Stadtverordneten⸗Verhandlungen, 
bie nur allein die Abſicht Haben, Bürger im Sinne ber vom Staate 
verlichenen Geſetze zu erzielen, gewähren wird. Ich habe eine bier: 
fen: Gegenftand. betreffende Petition eingereicht, ſehe fie aber nicht: 
biefem Referate angeſchloſſen; ich ſtelle daher das Amendement, 
welches meine Petition in ſich faßt: — 
„Se. Majeſtaͤt den König zu bitten; den Stadtverordneten die Veröffentlichung 
ihrer Berhandlungen, welche in Anwefenheit eines dazu beflimmten Magiftratss 
. Kommiffarg in ben betreffenden Sitzungen flattgefunden, zu geftatten, biefelben 
aber Feiner anderen und mehreren Kontrolle, als der in dem Cenſur⸗Geſetze 
vorgefihriebenen, zu unterwerfen.“ 


Ich erlaube mir zum Schluſſe bie Bemerkung, w nach dem 
miniſten ellen Refeript vom 14. Oktober 1849 die Beftimmamg fihon 
ausgeſprochen war, fpäter aber wiener aufgehoben worden: iſt. 

Referent Abg. Bertram: ch erlaube mir Darauf zu. bemerken, 
Daß der Antrag auf Veröffentlichung der Protofolle der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlungen von dem geehrten Redner der Abtheilung 
erft vorgelegt worden ift, als das Gutachten bereits gefihloffen, aber 
noch nicht gedrudt war; übrigens betrifft der Antrag wohl einen 
Gegenftand, Der befonders wird berathen werden müffen und unab- 
hängig von dem jest vorliegenden ifl. 

Abg. Sommerbrodt: Ich ftelle doch anbein; ob er nicht von vom 
jet vorliegenden Berathungs⸗Gegenſtande abhängig. fei. 
Referent Abg. Bertram: Ich besweifle Das. 

Ang. Müller (Wegeleben): Wohl Niemanden in ber hoben 
Berfommlung wird der freudige Eindrud entgangen fein, den die 
Rachricht von der Deffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen bei Dem 
Publikum hervorgebracht hat, welche Deilnahme biefe Oeffentlich⸗ 
feit da, wo fie bereits eingeführt iſt, gefunden hat. Ich glaube 
aber, Daß in den Städten Die Freude noch weit größer: fein wird, 
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wenn es ben Bürgern’ geflattet fein wird, bei den Stadtverordneten⸗ 
Berfommlungen gegenwärtig zu fein. Was. fi vielleicht auch Das 
gegen ſagen Kaffen möchte, Kalte ich für unerheblich gegen. beit 
Nıpen, den: ich mir Davon für. die ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten ver⸗ 
ſpreche; denn anführen will Ich mir, daß vor Allem ber: Gemeinfink. 
dabdurch erweckt und gehoben werben wird, ‚daß ed ein: Spom fiir. 
die Stadtoerordneten fein wird, fich mit deſto ‘größerem Eifer der 
fläbtifchen Angelegenheiten anzunehmen und ſich das. Vertrauen ihrer. 
Mitbürger zu verſchaffen. Sehe bald werden dann auch die Yürger 
biefenigen herauszufinden wiſſen, denen das wahre Wohl der Stadt 
am Herzen liegt. 

 Ueberhaupt halte ich pen Meg der Deffentlichteit für. das geeig⸗ 
netſte Mittel, den Bürgern ein richtiges Urtheil über ſtaͤdtiſche Au⸗ 
gelegenheiten zu verſchaffen, und ſtimmt die hohe Verſammlung mit 
mir für unbedingte Oeffentlichkeit der Verhandlungen der Stadtver⸗ 
ordneten in allen Staͤdten der Monarchie, ſo glaube ich, werden 
ſich die Burger dem hohen Landtage zu lebhaftem Danke verpflichtet 
fuͤhlen. . (Xebhafter Raf nad Abſtimmung.) 
Atimme: &- in noch Niemand gegen biefen Antrag aufgen 
ieeten. z 
Abg. wachter · Als Antragfteller auf Oeffentlichkeit der Eiadi⸗ 
peiorbneten-Berfammlunger will ich mich kurz an die Sache -feibft 
halten, ohne weiter auf Lobeserhebungen der Städte-Orpnung ſelbft 
einzugeben, denn Darüber waltet weiter Feine Stimme ob. ' Ich wi 
Diefen meinen Antrag unterflüßen und 'auch noch einige Motive -für 
ben Antrag beibringen, um zugleidy eine hohe Verſammlung um 
Befürwsrtung Diefer Anträge zu bitten. Der Wunſch verſchiedener 
Kommunen um Deffentlichleit der Verhandlungen ihrer Vertreter hai 
ſich lebhaft und dringend herausgeſtellt, und zwar um fo dringender, 
feit Die Koͤnigliche Kabinets-Orbre vom 19. April 1844 es ben 
Stadtoerordneten in bie Hand giebt, ihre Verhandlungen durch den 
Diud veröffentlichen zu können. Es hat fid) zwar erwieſen, daß 
bieſe Erlaubniß von den mehrſten Städten in Anſpruch genommen 
worden iſt, aber leider ohne Erfolg, denn abgeſehen davon, daß der 
tobt Buchſtabe das lebendige, Fräftige Worte nie erfeheh wird, Tiegt 
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auch ein anberer Uebelſtand darin, Daß nach ber in jener. Kabinets⸗ 
Ordre enthaltenen Beflimmung die Redaktion aus Mitgliedem des 
Stadtrathes und ber Stadwerordneten zuſammentreten muß umd 
dann erſt ber Druck ſtattſinden darf. Darüber vergeht eine lange 
Zeit, und nie wird dieſe Kommiſſion dieſe Veröffentlichung der 
Berhandlungen fo ſchnell bewirken, wie es bie betreffende Kommune 
wuͤnſcht. Ich will nicht berühren, welche Mißſtimmungen im Publi⸗ 
kum vorkommen, daß die Beſchluͤſſe entweder unrichtig aufgefaßt 
oder falſch gedeutet und mit Zuſätzen vermehrt werden. Es if 
nicht zu verkennen, daß es im Geiſte der Zeit, wie im Intereſſe der 
Stadtverordneten⸗Verſammlungen liegt, die Oeffentlichkeit zu bean⸗ 
ſpruchen, nicht zu verkennen, daß in der Oeffenilichkeit das höchfte 
Element zur Erweckung und Bildung des Cemeinfinnes zu finden 
iſt. Für das immer fühlbarer werdende Beduͤrfniß nach Oeffent- 
lichkeit, fprechen auch bie bei verfchievenen Landtagen verfchiedent- 
lich eingebrachten Petitionen, die alle auf den Wunſch nach Oef⸗ 
fentlichkeit hinauslaufen, In der Abtheilung, welcher Diefe Petition 
zur Begutachtung vorgelegt worden, machte fi) das Bedenken gel» 
tend, daß auf die Beichlüffe der Vertreter der Kommunen die Ans 
wefenheit von Zuhörern bei den Verhandlungen leicht nachtheilig 
einwisen könnte; ich muß dem aber entgegenfellen: gerade in 
dem Umftande, daß Die Stabtverorbneten bei ihrer Wirkfamfeit ih⸗ 
rem Gewifien ‚allein verantwortlich find, glaube ich eine Bürgfchaft 
ihrer Selbftfländigfeit zu finden, bin aber weit entfernt, in, ber An- 
wefenheit von Zuhörern einen nachtheiligen Einflug darauf zu bes 
fürchten. . | on . 
Ich halte au das Haupt⸗Prinzip der Stäbte-Orbnung nicht 
im mindeſten gefährdet, wie die Abtheilung felbft erkannt bat; es if 
aber durch den Antrag Gelegenheit zur Erwedung des Gemeinfinnes 
dargeboten. Ich erffäre mich, mit der Mehrheit ver Abtheilung über 
die Wichtigkeit der Sache ganz einverflanden, nur gegen die Zulafs 
fung der Bertretung bes Magiftrate wärbe ich ſtimmen. Meine 
Bitte geht aljo dahin, daß Die Veröffentlichung der Verhandlungen 
hen Stabiverorbneten zugeſtanden werde, Daß aber auch Die Stadi⸗ 
vernrbneien ‚befugt und berechtigt feien, geſchloſſene Sitzungen au 


halten. Ich glaube, daß durch das Beifpiel, was mehrere Staͤbte 
geben. werben,. auch bie anderen zw ähnlichen Schritten: veranlaßt 
werden, und zwar auch diejenigen, welche dieſe Oeffentlichkeit: noch 
nicht: / beantragt haben. Ruf auf Abſtimmung. 

' Imbtags- Blarfdyall: Es find noch von mehreren Seiten Amen⸗ 
Dements angemeldet worden, und dieſe werben gehört: werden mußen. 
Der Herr Abgeordnete Krüger hat das Wort.— 
Abg. Arüger: Meine Herren! Eo haben fo eben:gmei Stabes 
verorbneten-Vorfteher jo gründlich und triftig für die Oeffentlichkeit 
ber Stadtverordneten-Berfammlungen gefprochen, daß ich nur We⸗ 
niges anzuführen habe. Auch ich halte die Staͤdteordnung für ein 
wahrhaft Königliches Gefchenf, welches feit dem 19. November 1808 
ben größten Segen für die Städte brachte. Es war eines jener 
weijen Geſetze, welches in ber brangfalsvollen Zeit: des Baterlandes 
den Enthufinsmus auf das Höchfte fteigerte und den Gemeingeift fo 
belebte, daß er noch bis zum heutigen Tage von jener herrlichen Inftl- 
tution frifch getragen wird, Ich habe anzuführen, daß dadurch, daß 
ber Bürger ſich felbft um bie, Verwaltung des Kommunalguted bes 
kümmern darf, er exit deifen Werth erkannte und eine nüglicyere Vers 
wendung befielben anordnete. Daher der Segen, daß in den meiften 
Komenmen die Finanzen fcheit lange beftend geordnet find; daher Der 
Segen,. daß Anftalien entftanden find oder verbefiext wurden, bie da⸗ 
hin zielen, die Intelligenz und den Fortſchritt zu fordern, alles Ouie 
zu fordern fiir Die Städte felbft und für das große Vaterland. Den⸗ 
noch bleibt Manches zu wünfchen übrig, und auch Die Städteorbuung 
hat ihre Schattenfeiten. Ich bin der Meinung, da, weil der Stadt⸗ 
verorbnete nur. feinem Gewiſſen verantwortlich, ex auch,. weil er ein 
Kommunalgut verwaltet, wäünfchen muß, mit Diefem feinem guten 
Gewiſſen vor feine Mitbürger hintreten und zu jeber Zeit Rechnung 
ablegen zu koͤnnen von dem edlen Geiſte, der ihn beſeelt. Daher. ift 
bie Oeffentlichkeit der StadtverorbnetensSibungen einer der. Schluße 
feine dieſer herrlichen Gefepgebung. ‚Tritt dafür. ein Stadtverordne⸗ 
tee auf, jo glaube ich, daß es Pflicht eines Jeden fei, welcher ber 
Berwalting vorftehi, daß er Ihm mit Freuden begrüßt. Ich time 
es von ganzem Herzen, weil ich jeder Deffentlichkeit mur hold bin. 
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Sch glaube jedoch, inden ich der verehrlichen Abthetlung in. alltu 
Punkten: beiſtimme, im weldyen jene Deffentlidzfeit bevormortet wird, 
doch noch ein Amendement fielen zu müflen, welches ich aus der 
Erfahrung begründen zu Tonnen glaube. Ich bin nämlich. ber Ueber⸗ 
zeugung, Daß, wenn man ben Gtabtveroröheten und. Magifraten 
dieſes Recht mur zügefteht, ſie aber nicht verpflichtet, es zu ger 
brauchen, die Aengftlichfeit nur allzu groß vorherrfchen, und man ii 
wenigen Städten .veöhalb Gebrauch davon machen mochte. Daher 
beantrage id: 
„Des Könige Majeſtaͤt allermierthänigſt zw bitten: 
a) die Deffentlichleit der Stadtverordneten. Berfammlungen und die Veröffentlichung 
ihrer Beſchluͤſſe durch ein Alferhöchftes Geſetz für alle Städte zu befehlen; 
b) die Sigungen bei gefchloffenen Thüren nur ausnahmsweife auf die: 
jenigen wenigen Berathungsfälle zu befchränten, welche das Intereſſe des 
Staats oder ber Stabt oder bie peeſoͤnliche Ehre perleber 
könnuten; 
.c) endlich die geheime Ballotage nur auf Bahlen u beſchraͤnton; 
d) dagegen die Vertretung des Magiſtrats lohne Stimmrecht) in den 
— Eitgzungen nur wie bisher, wenn es derſelbe in einzelnen Fällen für 
 nöthig haͤlt oder wenn bie Stadtverorvncten es wanſchen, Ratte 
: finden zu laſſen.“ 
" Sb. bitte Die hohe Berfammlung, dieſeb Anendement geneigtefl 
zu unterſtuͤtzen. (Die Unterſtuͤzung erfolgt ausreichend.) 
Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ich: zweifle nicht Daran, Daß 
ber Beichluß wegen der Deffentlichkeit einftimmig gefaßt. werden wird, 
aber er. past nicht genau auf die Rheinprovinz, und Doch. bin ich 
überzeugt, Ste werden der Rheinprovinz eben fo viel geben vwoollen, 
wie Sie beantragen, und wo möglich noch etwas .mehr, - 
Giele Stimmen: Ja! Ja! und große Heiterkeit in 
der Verſammlung.) 
RN werde alfe mit meinem Amendement warten, bio Ihr Beſchiuß 
gefaßt iſt, und bemerke nur, Daß es darauf ankommt, Ihren Beſchluß 
unſeren rheiniſchen Verhaͤltniſſen anzupaſſen, die anders find. Ich 
werde aber bis nach Ihrem Beſchluſſe mit meinem Anirage warten. 
» Sandings- Marfhall: Es haben fich noch 9 Redner angemel« 
det, darunter jetzt einer, Der gegen bad Amendement fprechen wi. 
Zum Theil IR das Amendement allerdings unabhängig: non den Des 


Alüffen, weiche. vorhergehen Binnen. Wenn bie hohe Verſammlung 
e8 für winfchenswerth hält, jebt die Debatte zu fchließen:, fo werde 
Ah Die. Anträge der Abtheilung zuerft zur Abſtimmung bringen und 
das Ameiibement hinmerdrein. Ich frage, ob Die hohe: Berfomatung 

‚den Schluß der Debatte wuͤnſcht? Er ift gewuͤnſcht. 

Eine Stunme (vom Pla): Ich wänfche, daß das Senden 
zuerf zur Unterftügung gebradyt werbe. 

Sandtags- Marfihall:: Han kann es nicht ein Amendement n nen» 
men, ſondern es find verfchlevene Amendements, wovon - mehrere 
ganz unabhängig: von biefen Bier find, bie anderen allervings mit 
darauf Bezug nehmen. Ich will alfo fragen, ob die. Ainenbemente, 
weiche von dem Herrn Abgeordneten Krüger verleſen worden ſind, 
Unterſtuͤtzung finden. 

Sie haben hinreichende Unterſtuͤtzung gefunden. Was das 
Amendement des Herrn Abgesrhneten Sommerbrodt betrifft, ſo iſt 
von. dem Referenten bereitö bemerkt worden, daß auf daſſeibe, weil 
es als Petitions⸗Antrag vorliegt, ein beſonderes Gutachten gerich⸗ 
tet. werben wird. Ehe alſo ber Vortrag dieſes Gutachtens geſche⸗ 
den. iſt, wird der Gegenſtand nicht füglich sur Berathung geſteltt 
werden fönnen. 

. Mine Stimme (vom Platz): Ich habe e3 darum moltioſen 
| weil es mit dieſem Punkt ganz im Einklang ſteht. 

- Sondtags- Marſchall: Ich Wil nunmehr bie einzelnen. Punkte 
des Amendements des Herrn Abgeordneten Krüger durchgehen. 
Der reſte Punkt geht dahin, daß die Deffentlichfeit für alle Städte 
befohlen werden fol. Dieſe Frage kommt offenbar hlerwit zur. Ab⸗ 
ſtinmmng. 

Abg. son Werdech: 3% glaube, daß das ein ganz verſchiedenet 
Antrag ift. Wir wollen den Antrag fo fielen, daß es fakultativ An 
die Macht der. Städte gelegt wird, die Deffentfichfeit zu erbitten, 
der Antragfteller aber will direften Zwang Dazu. 

Fandtags Marfihellz- Nun ja, das würde bei: bieſer Gelegen— 
cheir zur Sprache kommen koͤnnen. Der zweite Punkt geht vahin, 
daß Die nichtoͤffentlichen Sitzungen nur ausnahmoweiſe ba ſtattfinden 
ſollen, wo dao Intereſſe des Siaats oder Der ‚Städte, oder Die 
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perſonliche Ehre verliebt wird. Ich frage, Fabel. biefer Punſ Us 
terftäsung? 

- Mi: Pittrich: Ich glaube, es muß Der Berfammlung jedesmal 
überlafien bleiben, ab fie bei geroiffen Gegenftianden die Deßentlich⸗ 
keit ausſchließen will. 

Ita Marſchall: Dann kommt der Punkt, ob bie geheime 
Ballotage nur bei Wahlen ftattfinden fol. 

Abg. Acheuß: Ich geſtehe, ich weiß wirklich nicht, ob: Diefes 
Amennement irgend Unterftügung finden könne. Mir ſtreben nach 
Freiheit, aber wenn dieſes Amendement angenommen werben folkte, 
ſe würden wir uns einen Zwang auflegen, 

Fandtags-Marſchall: Ich will erft fragen, ab diefer Punkt 
Unterftügung findet? 

Eine Stimme (vom Platz): Die Art und Weiſe der nbſtin⸗ 
mung iſt ja in der Staͤdte⸗Ordnung ausgeſprochen. 

Fandtags- Marſchall: Ich frage Das nicht, ſondern ich frage, 
oh der Punkt unterſtuͤtzt wird. Nein! Endlich. kommt der Punkt, 
Daß Die Vertretung des Magiſtrats ohne Stimmrecht nur, wenn der⸗ 
ſelbe in einzelnen Fällen. e3 für ‚nöthig haft oder. wenn es die Stadt⸗ 
verordneten wuͤnſchen, ſtattfinden ſoll. 

Ag. Krüger: Das beſieht ſchon, das if Der alte Gebrauch. 

Fandtags -Marſchall: Findet dieſer Antrag Umerſtuͤßung? 

Abg. Mocwes: Das ſcheint mir eine Verwechſelung mit dem⸗ 
jenigen Geſetze zu. fein, welches den Kommunal⸗Behoͤrden die Ber 
rechtigung giebt, ſich gegenſeitig darch Deputirte beſchichen zu koͤn⸗ 
nen, um einen Austauſch der Anſichten herbeizuführen. Weder Die 
Städte-Ordnung noch eine andere geſetzliche Beſtimmung ſchreibt 
nor, daß Die Magiſtrate an: den Debatten. und Beſchluſſen der Stadt: 
Rron nenn Theil nehmen können. 0 

Abg. Aräger: Es ficht ausbrädlish: in. mehnem rimendement 
sie jest, alfo kann eine Verwechfelung nieht ſtattfinden. 

.., Mg. Moento: Es, wurde von: dem gerhrien Vedner ausge⸗ 
ſurochen; daß eine Theilnahme der. Magiſtrate an den Sitzungen 
Der. Siahturrorbneien. Rattfinden ſolle, wie jatzt. Die Magiſtrate 
nehwer aber gefetzlich keinen Theikan ben. Sitzungen und daher auch 


aidyt an den Beraihungen und. Befchließungen der Stadwerordnueten 

Abg. Krüger: Das .ift etwas Anderes; ich habe nur gegern 
die Mbhellungs «Anträge mic, erklären wollen. Es ſcheint mir eine 
zu große. Veſchraͤntung⸗ daß ein Kommiſſar immer zugezogen wer⸗ 
den ſoll. 

Sandtags- Marſchall: Es find aber, fo viel ich geſehen habe, 
nicht 24 Mitglieder aufgeftanden. Daher werben wir zur Abftim⸗ 
mung über Die von der Abtheihung aufgeftellten Fragen übergehen 
fünnen. 

Eine Stimme (vom Plage): Davon ift nicht. Die Rede, ich will 
die Fortſetzung der Berathung. 

. Sandtags - Marſchall: Die hohe Verſammlung hat aber entſchie⸗ 
den, die Berathung nicht weiter fortſetzen zu laſſen, es ſteht mir 
alſo nicht zu, die Berathung weiter fortſetzen zu laſſen. Ä 

Die Trage, oh die Deffentlichfeit ver Stabtverorbneten» Berr 
fammlung überhaupt ftattfinden fol, werde ich. bis zulegt laſſen und 
erſt die Bedingungen zur Abftimmung bringen, welche die Abtheilung 
in Vorſchlag gebracht hat. 

Die erſte iſt, daß in den öffentlichen Sitzungen der Stadiver- 
ordnelen immer eine Vertretung des Magiftrats ohne Stimmrecht 
ftattfinden fol. Diejenigen, welche für biefen Vorſchlag ſtimmen, 
bitte ich aufzuſtehen. 

ECEs erhebt ſich eine Majoritaͤt von mehr als zwei Dritteln.) 

Es iſt ferner vorgeſchlagen, daß nur Diejenigen Stäbte Die 
Deffenilichkeit haben follen, welche einen Antrag barauf richten, und 
daß diefer Antrag unter Hebereinftimmung des Magifnrats und der 
Siadwrrordneten ftattfinden. ſoll. 

Die erſte Frage iſt alſo, falls überhaupt ein antraß gemacht 
wid, foll dieſer unter Uebereinſtimmung des Magiſtraio und der 
Stadtverorbneten: ftattfinden mäflen? . 

Mine Dimmer Ich habe bios zu fragen, ob beide, ſowohl Stadt⸗ 
verordnete ls Mapiftrat, den Antrag ſtellen unäffen. 

Aandtags Maxrſchall: Das ift eben die Lebereisfiumnung. . 

Abg. Schauß: Es bedarf dieſer Beſtimmung wicht, denn un 


ven gejeglichen Vorſchriften kann kein Antrag gemalt werden ohne 
bie —— mit dem Magiſtrat. 

. Ag. Möwes: Inſofern es ſich um Abänderung der Ränder 
Berfaffung handelt, wuürbe bie Uebereinſtimmumg bed Magiftrat und 
der Stadtverorbneten » Berfammfung gar nicht fehlen dürfen. | 
Eine Btimme: Die Zuſtimmung der Magiſtrate ſoll durch die 
Königliche Regierung ergänzt werben koͤnnen, im $all der Magiſneat 
wit ben Stabiverorbneten nicht einverflanden wäre. 

Rekerent: Alle Aeußerungen der Magiftrate Tonnen durch die 

—* * Regierung auf Erfordern ergänzt werden, 
| Sandtags- Harfhall: Die folgende Frage ift: Soll die Deffent⸗ 
Uchkeit Der Stabiserordneten « Verſammlungen nur denjenigen Staͤdten, 
weiche darauf. antragen, unter ber fo eben gehörten weeingung er⸗ 
theilt werden? 

Die Dafür ſtimmen, bitte. 6, aufsnftehen. : 

BE M (Sehr geoße Mäjorität dafür.) 

{ er ift:nun nod) ein Unterſchied gemacht worben nach der Be 

voͤllerung. (Viele Stimmen durch «inanber.) 
Ich verſtehe das ſo, daß, wenn eine kleine Stadt die Seffent 

tet beanteagt, fie auch ihr gegeben werde, oo 

vo Wels Stimmen: Ja wohl. . . 

Sandtags- Marfchall: Dies iſt alfo auch angenommen. 

Abg, Bier: Ich wollte mir nur die Frage erlauben, vb Sie 
nicht: die Gewogenheit haben wollten, hier zu Protokoll bemerken zu 
laffen, DaB: nicht zwei “Drittel oder eine große Majoritũt baſin war, 
fondern faſt einſtimmig. 

andtags ⸗Marſchall: Es if immer fchr ſchwer zu⸗ fagene- fat 
xinſtinmig, was:tik das? wie viel ‚gehören dazu? Wenn un fagt: 
wit Aberintegeriven Majorität, ſo heißt das über: zwei Drittel. =; : 

(Abgeordneter Sommerbrobt ‚bittet um’8- Wert.)...... . 
Ith weiß. nicht,. ob. es nöthig iR, zu fragen, ob: under: biefen Des 
dingungen Die Oeffentlichleit erbeten werden. foll? Die: Dagegen. ſind, 
oil sch, aufzuſtehen. nn (ES: eher “> Alma.) | 

Iſtalſo nfmmig Angenommen.. 
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Abg. Sonmerbrodt: Ich habe ein. Amendement geRelf Wird 
darüber nicht abgeſtimmt werden? 

Jandtags - Marſchail: Es iſt wiederholt von dem Herrn Abge⸗ 
ordneten Sommerbrodt beantragt worden, daß derjenige Antrag, 
der beſonders in der Abtheilung bearbeitet wird, und den er hier 
als Amendement geſtellt hat, jetzt zur Erwaͤgung genommen, und das 
Gutqachten nicht abgewartet werde. Ich bitte Diejenigen, Die dies 
unterfüipen wollen, aufzufteben. (Es wird nicht unterſtuͤtzt.) 

Ich bitte Den Here Abgenrbneten Hanf emann, ſein Amen⸗ 
demen vorzutragen. 

Abg. Hanſemann: In der Rheinprovinz find die Verhältniffe 
anders, als hier zu Lande. Wir haben feine Magiſtrate ala Kolle⸗ 
gien, ſondern Bürgermeifter, welche nicht gewählt, ſondern von Dex 
Regierung ernannt ſind; ſodann beſteht in unſerer Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung kein Unterſchied zwiſchen Stadt und Land; außerdem finden 
Gemeinde⸗Verſammlungen, naͤmlich von Untergemeinde⸗ und wie⸗ 
derum Buͤrgermeiſterei⸗Verſammlungen ſtatt. Es giebt Städte, Die 
mit den Landgemeinden vereinigt ſind, wo theils nur eine Gemeinde⸗ 
Verſammlung, theils verſchiedene Verſammlungen und dann zugleich 
Buͤrgermeiſter⸗ Verſammlungen beſtehen. In allen biefen Verhaͤlt⸗ 
niſſen kann, wenn eine Uebereinſtimmung zwiſchen einer ſolchen Buͤr⸗ 
germeiſterei⸗ oder Gemeinde⸗ Verſammlung mit Dem Bürgermeiſter 
ſtattndet, um fo mehr Die Oeffentlichkeit gewährt werden, als der 
Buͤrgermeiſter bei ung mehr ein Organ der Regierung if, als hier 
zu Rande, Da er nicht von der Gemeinde. gewählt, fondern von Der 
Regierung ernannt if. Nichtsdeßoweniger halten wir und ganz an 
das Werfen des Beſchluſſes, der dahin geht, daß eine Uebereinſtim⸗ 
mung zwiſchen dem Magiſtrat und ber. Gemeinde -Berorbneten » Ber 
fammlung ſtattfinden fol, nur DaB wir bei uns Bürgermeifter fa- 
ger Mein Amendement wide alſo dahin gehen, daß u Sie. bite, 
per. Rheinprovinz zu bewilligen: : 

in Beziehung auf bie in der Rheinprovinz beftehehbe Gemeinde Orbunng de 
. Deffentlichteit dort auf. ale Gemeindeverordneten⸗ und Bürgermeiftereis Bers 
- fammjungen 1 wenn Die darüber wit Dr Virgenne ſitn “en 
. Banden ſind. | tn 
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Ich Hoffe, Ste werden bied,einkimmig für bie Rheinprovinz zugeben. 

Sandtags- Süarfhall: Findet das Amendement Unterſtuͤtzung? 

(Wird hinreichend unterflügt.)- Ä 

Ich kaun alſo fragen, ob dafſelbe angenommen wird, und bitte 
diejenigen aufzuſtehen, welche Dafür find. 

Bir. mit uͤberwiegender Stimmenmehrheit angenommen) 

Eine Atimme: (Konnte des Geraͤuſches wegen nicht verſtunden 
werben, ſcheint: aber nur gegen die Abſtimmung geſprochen gu haben.) 
andtagsMatſchall: Ein Mitglied hat fo eben behauptet, es 
koͤnnte nicht abgeftimmt werden, es ift aber fchon abgeſtimmt. 
2. Senbtsgs- Rommiffer: Da eben von der rheiniſchen Kommunal⸗ 
Ordnung die Rede geweſen ift, fo will ich mich hiermit einer Schuld 
entledigen. Es iſt mir nach der geftrigen :Styung von einem geehr⸗ 
ten Deputirten aus ber Nhelnprovinz die Bemerkung gemacht, daß 
ich bei meinen Andeutungen über Die Verfchiedenartigkeit des Ver⸗ 
häktniffes der Rheiniſchen Gemeinderaͤthe zu ben: ſtaͤndiſchen Wahlen 
gegen. Dasfenige Der Stabtverorbneten in den übrigen Provinzen einen 
Paragraphen des rheiniſchen provinzialſtaͤndiſchen Geſetzes üßerfehen 
Habe, Ich habe vem geehrten Deputirten verſprochen, daß ich dieſe 
feine Bemerkung zur Sprache bringen: welle. Geſtern hatte Die 
Sitzung zu lange gedauert, um die Verſammlung noch damit zu er⸗ 
unkden, und heute Morgen bin ich. einen Augenblick zu ſpät gekom⸗ 
men, lm «8 vor der Sihung thun zu Tönnen, weshalb ich jetzt mein 
gegebenes Verfprechen erfülle. Der betreffende Artikel lautet: „In 
der zu Biril- Stimmen berechtigten Städten wählen künftig nad 
Ginfährung der Städte- Orbnung bie von den ſtimmfaͤhigen Bürgern 
als. erſten Wählern zu erwählenden Stadtverordneten bie Lanbtags⸗ 
Deputirten und Stellvertreter.“ Der Herr Abgeordnete, welcher mit 
mir Darüber geſprochen Bat, glaubt, Daß Diefe Beſtimmung von Ein⸗ 
fnß!auf Das von mir geſchilderte Berhältniß ſein muͤffe. Zur Er⸗ 
läuterung aber bemerfe ich, daß in dieſem Augenblid nur Eine 
Stadt der Rheinprovinz die Staͤdte⸗Ordnung befigt und Diefer Feine 
Biril«Stimme zuſteht, ſo daß mithin Die. verlefene Vorſchrift bis 
jezeunoch auf keine einzige Stadt der gedachten: Provinz Arwendung 
findet. In dieſer Beziehung waltet alſo bei meinen fruͤheren Aeuße⸗ 
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sungen kein Irrthum ob, indeſſen füge ich. hinzu, daß, wenn auch, 
was den rheinifchen Städten freifteht, Feine andere berfelben. ſich vie 
Staͤdte⸗Ordnung erhitten follte, dennoch ein: ganz: ähnliches WVerhält- 
niß, wie dad der Stadtverordneten, in Beziehung auf das Wahl: 
recht auch Den. Gemeinberäthen ber rheinifchen Städte hoͤchſt: wahr: 
ſcheinlich eingeräumt werben wich, weil ein darauf bezügliches Ge⸗ 
ſetz bereitß worbereitet ift, um auf dem naͤchſten Provimial + Sanbinge 
gargelagt zu mexben, wie ich Dies bereitö geftern bemerkte. . 

- Sobald diefer Entwurf Gefegeöfraft erhält, wird ein ‚ganz: aͤhn⸗ 
Ges Berhäftniß, wie. das ber Stabtverordneten, auch in Beziehung 
auf die Gemalnberäthe eintreten: Ich hoffe, daß der geehrte. Herr 
Deputirte, mit ‚Diefer Erklärung: zufrieden fein wird. ur 

Abg. von Beharath (vom Plab): Die Erklärung :des Herrũ 
Landtags-Kommiſſars würde befriedigend fein, wenn dieſelbe ſich 
auch. auf das Verhaͤltniß ausdehnte, in welchem die rheiniſchen Ge⸗ 
meinde⸗Räthe in der Zwiſchenzeit bis zur legislativen Regulirung 
des Gegenſtandes zu. den Landtags⸗Abgeordneten ſtehen werben. 

Fandtags - Kommiffer; Das iſt ſehr einfach, In der Zwiſchen⸗ 
zeit waltet zwiſchen Den. Gemeinde -Räthen und den Deputirten nicht 
Das: Verhältnis der Wähler zu. den Gewählten ob, übrigens dürfte 
biefes Interimiſtikum wahrſcheinlich von Feiner ‚praftifchen Bedeutung 
fein, weil, ehe neue ſtaͤndiſche Wahlen-vorgenommen ‚werden, vas 
neue Wahlgeſetz wahrſcheinlich in Kraft fein wiw. . 

Abg. Mlchlo:; Nur eine Trage weilte ich mir erlauben; Wann⸗ 
che. muß: ſich Iemand melden, um fir oder wider einen Vortrag 
zu ſprechen ?: In dex vorigen Angelegenheit. bin ich. Betent und. habe 
mid) gemeldet und glaube, daß id) der Verſammlung fo manche 
weſentliche Momente vorlegen konnte, bie; uon Einfſuß geweien fein 
wurden; ich bin aber nicht: Dazu gekommen und habemich varein 
gefunden, und ich, wollte jetzt nur bitten, zu beſtimmen, han mai: 
ſich melden fol. Ich Hatte mich augenblicklich gemeldet, als ber 
Referent feinen Vortrag beendet hatte, 

Sandiags- Marſchall: Die Rebner melden ſich oft 3 bis A Lage 
vorher, 
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Abg. Mchle: So viel mir befannt ift, wurde beſtimmt, daß 
nur in der Berſammlung Meldungen ſtattfinden duͤrfen. 
Aandtage ⸗ Marſchall: Cine ſolche Beſtimmung hat nie ſtauge⸗ 
funden. 
Frühere Stimme: Alſo man kann ſich acht Tage vorher melden. 
Sandtags- Marſchall: Es ift mir der Wunſch geäußert worden, 
Die Sonnabend - Sigung möge früher angefangen und früher geſchloſſen 
“ werben. Sofern dies der Wunſch ver hohen Verfammlung iſt, bin 
ich Dazu erbötig und frage, ob es Ihnen gefällig It, fihon um 8 
Uhr Die Sigung zu beginnen, die wir dann um 1 Uhr ſchließen 
koͤnnten. (Wird von vielen Seiten. bejaht.) 
Ich bitte Sie alfo,. am Sonnabend ſich um 8 Uhr einzufinden. 
Das Protokoll könnte dann auch fpäter verlefen werben, Die Tages⸗ 
Ordnung für morgen iſt: 
Gunchten ‚ die Eides⸗Normen und Berminberumg der herlchilichen 
Eide betreffend, | 
„die Ausbehaung des öffentlichen und nandlchen Krimi⸗ 
nnal ⸗Verfahrens betreffend, 
. die: Aufhebung der Sonderung in Theile betreffenb, 
die Oeffentlichkeit des Anklage Vortrages und der Ur⸗ 
.theild » Publication auch bei den bei verſchloſſenen Thuͤ⸗ 
z ren zu verhandelnden Kriminalſachen ‚betreffend, 
die Deportation der Verbrecher betreffend, 
ar wegen Erſtattungspflicht der Mandatarien⸗Gebuͤhren in 
: ‚Civil Brogeffen bei Objekten unter 200 Rthle. betreffend, 
’ Die Aenderung bei xeſchiedenen Lommunal⸗ Abgaben be⸗ 
teffend, 
die: Gmaninıng: des Stafgelehbuches beireffend. J 
ielleh werden wir nicht. Alles erledigen. Ich lade Sie m 
nächften Sitzumg auf morgen: früh um 10 Uhr ein. 
ar a ASchluß der Sigung 34 Uhr.) 
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